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Jahresgutachten 1981/82 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Vorwort 

1 . Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung eines Sach- 
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung vom 14. August 1963 in der Fassung vom 
8. November 1966 und vom 8. Juni 1967 *) legt der Sachverstän- 
digenrat sein achtzehntes Jahresgutachten vor 2 ). 

2 . Die schwierige gesamtwirtschaftliche Lage im Sommer 
1981 veranlaßte den Sachverständigenrat am 4. Juli 1981 ge- 
mäß § 6 Abs. 2 Satz 1 des Sachverständigenratsgesetzes der 
Bundesregierung ein Sondergutachten „Vor Kurskorrekturen 
— Zur finanzpolitischen und währungspolitischen Situation im 
Sommer 1981“ vorzulegen. Alsbald nach der Zuleitung an die 
Bundesregierung hat der Sachverständigenrat das Sondergut- 
achten im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft veröffentlicht ’). 

3. Seit dem Sommer hat sich der wirtschaftliche Horizont 
noch nicht aufgehellt. Ungünstige Erwartungen drücken die 
wirtschaftliche Aktivität stärker nieder, als es den latenten 
Wachstumskräften der Volkswirtschaft entsprechen dürfte. 
Auf das Ausland, dessen wirtschaftliche Probleme noch schwe- 


* ) Das Gesetz mit den Änderungen durch das Änderungsgesetz vom 8. Novem- 
ver 1966 und durch die den Sachverständigenrat betreffenden Bestimmun- 
gen des „Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft“ vom 8. Juni 1967 sowie die §§ 1 bis 3 dieses Gesetzes sind als An- 
hang I und II angefügt. Wichtige Bestimmungen des Sachverständigenrats- 
gesetzes sind im Vorwort der Jahresgutachten 1964/65 bis 1968/69 erläu- 
tert 

2) Eine Liste der bisher erschienenen Jahresgutachten und der Sondergutach- 
ten ist als Anhang III abgedruckt 

3) Das Sondergutachten vom 4. Juli 1981 ist als Anhang IV abgedruckt. 


Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt- 

wirtschaftlichen Entwicklung zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 14(42) — 60006 — Gu 18/81 

vom 20, November 1981. 
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rer wiegen als die unseren, kann die Bundesrepublik nicht war- 
ten. Und der Staat muß sich auf die Anstrengungen konzentrie- 
ren, die von ihm direkt oder indirekt geltend gemachten An- 
sprüche an die Produktionsmöglichkeiten der Volkswirtschaft 
einzugrenzen, um dauerhaft den Spielraum zu vergrößern, den 
die private Wirtschaft zur Lösung ihrer Anpassungs- und 
Wachstumsaufgaben nutzen soll, Aufgaben, die Jahre ausfül- 
len werden. Er kann sich deshalb nicht gleichzeitig der Auf- 
gabe stellen, der Wirtschaft kurzfristig dadurch zu helfen, daß 
er selbst von den brachliegenden Produktionsmöglichkeiten 
mehr nutzt. Dies hat ein Gefühl der Ohnmacht gegenüber den 
Problemen des Tages aufkommen lassen, ein Gefühl, das unnö- 
tig ist, wenn der jetzt eingeschlagene Kurs konsequent fortge- 
führt wird. Unnötig ist in diesem Falle aber auch, 4aß sich der 
Staat — Bund, Länder und Gemeinden — bei schwindenden 
Steuereinnahmen aus Respekt vor dem Mißtrauen der Finanz- 
märkte mit seinen Ausgaben stärker zurückzieht, als es einer 
verläßlichen Finanzplanung auf mittlere Sicht entspräche. 

Zum erstenmal hat die Bundesrepublik ein Problem kennenge- 
lernt, das andere Länder schon gut kennen, das Problem, daß 
an den internationalen Märkten die Fähigkeit der Bundesrepu- 
blik, ihre Probleme ausreichend rasch lösen zu können, nicht 
mehr für selbstverständlich genommen wurde. Ein Gutteil der 
außenwirtschaftlichen Schwierigkeiten dieses Jahres, die die 
Wirtschaftspolitik auch im Innern lähmten, geht hierauf zu- 
rück. Es war ein Alarmzeichen, und die Bundesbank hat darauf 
reagiert. Die Gefahren konnten gebannt werden. Von daher 
sind objektiv die Bedingungen für eine wirtschaftliche Erho- 
lung besser geworden. Doch das Zutrauen, auf eine bessere 
Entwicklung zu setzen, ist noch zu schwach. 

Unterdessen steigt die schon sehr hohe Arbeitslosigkeit weiter. 
Sie ist immer mehr zu einem mittelfristigen Problem gewor- 
den. Maßnahmen, die, wenn überhaupt, nur kurzfristig helfen, 
können es nicht lösen. Die Einsicht, daß es sich so verhält, ist 
allgemein. Daraus könnte die Möglichkeit zu einem beschäfti- 
gungspolitischen Konsens erwachsen, in dem zu verstärkten 
Anstrengungen des Staates, seine Ansprüche auf Dauer einzu- 
schränken, die Bereitschaft der Arbeitnehmer hinzukäme, an 
der Schaffung günstiger Bedingungen für mehr wirtschaftli- 
che Dynamik mitzuwirken, wie auch ein Angebot der Arbeitge- 
ber, neue Wege der Einkommenspolitik zu beschreiten, die den 
Arbeitnehmern mehr Sicherheit gäben, daß die Vorteile, die 
aus dieser Dynamik mit Sicherheit zu erwarten sind, die aber 
in ihrer Höhe unsicher sind, fair verteilt würden. Ein solcher 
beschäftigungspolitischer Konsens könnte auch, indem er auf 
mittlere Sicht verläßlichere Grundlagen schaffte, alsbald den 
Spielraum erweitern für Maßnahmen, die das Beschäftigungs- 
problem direkt angehen. 

Die Wachstumskräfte der deutschen Volkswirtschaft müßten 
nach wie vor ausreichen, mit den anstehenden Problemen fer- 
tig zu werden, Ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit ist 
nicht gefährdet, wenn ihre Investitionskraft erneuert wird. Zu 
lösen ist eine Organisationsaufgabe. Einzubringen ist die Be- 
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reitschaft, die Ansprüche an den Erfolg am tatsächlichen Er- 
folg auszurichten, nicht am geforderten. 

4 . Die Amtsperiode von Professor Dr. Kurt Schmidt war am 
28. Februar 1981 abgelaufen. Der Bundespräsident berief ihn 
für eine weitere Amtsperiode zum Mitglied des Sachverständi- 
genrates. 

Mitte August 1981 hat Professor Dr. Werner Glastetter gemäß 
§ 7 Abs. 3 des Sachverständigenratsgesetzes gegenüber dem 
Bundespräsidenten sein Amt als Mitglied des Sachverständi- 
genrates niedergelegt. 

5 . Im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Professor 
Glastetter ist in der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden, im 
Sachverständigenrat seien die Möglichkeiten einer Minder- 
heit, konkurrierenden wirtschaftspolitischen Auffassungen in 
einem Gutachten den ihnen in Form und Inhalt gebührenden 
Ausdruck zu geben, unangemessen beengt. Dieser Eindruck ist 
unzutreffend. Es ist nicht vorgekommen, deiß eine Mehrheit 
der Ratsmitglieder den Antrag eines Mitglieds, eine bestimmte 
wirtschaftspolitische Position im gemeinsamen Gutachten 
ausführlich darzustellen und in ihrem Für und Wider zu erör- 
tern, abgelehnt hätte. Der Sachverständigenrat hat überdies 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung unter alternativen An- 
nahmen darzustellen. Niemals ist über den Wunsch einer Min- 
derheit hinweggegangen worden, dies unter ganz bestimmten 
Annahmen zu tun. Daß es sich in dem ersten oder dem zweiten 
Punkt anders verhalte, diese Klage hat uns gegenüber niemals 
ein Ratsmitglied erhoben. 

Daß tiefgreifende Meinungsunterschiede zu mehr oder weni- 
ger umfassenden und verselbständigten Minderheitsgutach- 
ten Anleiß gaben, statt daß sie aus einem integrierten Gesamt- 
gutachten hervorwuchsen, hat auch die jeweilige Mehrheit des 
Sachverständigenrates stets bedauert. Respekt vor dem 
Wunsch der Minderheit, sich in zusammenhängender Form 
und deutlich von der Mehrheit abzusetzen, erklärt die vorherr- 
schende Separation. Von einem Abdrängen bestimmter Auf- 
fassungen in anhang-ähnliche Texte kann keine Rede sein. Mit 
der Möglichkeit zum Minderheitsvotum gewährt das Gesetz 
den einzelnen Mitgliedern des Sachverständigenrates eine 
scharfe Waffe, und diese ist von den jeweils in eine Minderheit 
geratenen Mitgliedern stets in der Form genutzt worden, die 
sie selbst für am wirksamsten hielten. 

Der Sachverständigenrat bedauert, daß das ihm aufgegebene 
Zusammenwirken von Mitgliedern unterschiedlicher wissen- 
schaftlicher Überzeugungen und unterschiedlicher Werthal- 
tungen in der Öffentlichkeit als gefährdet erscheint. Die Ratio 
des Sachverständigenrates ist es nicht, daß vorgefaßte Meinun- 
gen zu einem Gutachten zu addieren sind, sondern daß unter- 
schiedliche Positionen nach den Regeln einer wissenschaftli- 
chen Diskussion auf Integrationsmöglichkeiten überprüft und 
daß sie im Hinblick auf die wirtschaftspolitischen Ziele, die das 
Gesetz dem Sachverständigenrat vorgibt, bewertet werden sol- 
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len. Daß wegen der Berücksichtigung unterschiedlicher Inter- 
essen und wegen unterschiedlicher Wertvorstellungen ständig 
Mehrheitspositionen und Minderheitspositionen im Sachver- 
ständigenrat unvermeidlich sind, trifft nicht zu. Es war auch 
tatsächlich überwiegend anders. Die wirtschaftspolitische Be- 
deutung unterschiedlicher Werthaltungen läßt sich im Prinzip 
darstellen, ohne daß es dazu Mehrheits- und Minderheitsmei- 
nungen geben müßte. Denn der Streit zwischen Interessen ist 
nicht unser Feld. Wissenschaftliche Arbeit beruht auf Tatsa- 
chenwissen, Schätzurteilen und Logik. Daß Werturteile sich al- 
lenthalben einmischen, gilt als unbestritten. Aber Wissen- 
schaftler können sich — sind sie bereit, ein Problem zu Ende zu 
diskutieren — wechselseitig dazu zwingen, ihre Auffassungs- 
unterschiede auf Unterschiede in ihren Schätzurteilen zu redu- 
zieren. Auf das Vertrauen, daß dies besonders für die Wirt- 
schaftspolitik Wert hat, wo so viele von der Konfusion von In- 
teressenstandpunkten und Sachzusammenhängen leben, ist 
der Sachverständigenrat gegründet. 

6. Der Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, dem Bundesminister der Finanzen, 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung sowie mit 
dem Präsidenten und den Mitgliedern des Direktoriums der 
Deutschen Bundesbank aktuelle wirtschaftspolitische Fragen 
zu erörtern. 

Die Urteilsbildung des Rates erleichterten Berichte des Präsi- 
denten der Bundesanstalt für Arbeit. 

Wie in früheren Jahren hat der Rat Vertreter der Sozialpart- 
ner, des Deutschen Industrie- und Handelstages und des Bun- 
desverbandes der Deutschen Industrie zu anstehenden Pro- 
blemen gehört. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften gab dem 
Rat Gelegenheit zu ausführlichen Gesprächen über wirt- 
schaftspolitische Probleme der Europäischen Gemeinschaf- 
ten. 

7 . Mit Vertretern der Wirtschaftswissenschaften an Hoch- 
schulen und Forschungsinstituten hat der Rat Gespräche füh- 
ren können, die ihm für seine Arbeit wertvolle Hinweise ver- 
mittelt haben. Professor Dr. Wilhelm Krelle, Bonn, Dr. Wilfried 
Muth, Stuttgart, und Dr. Torsten Tewes, Kiel, haben uns mit 
Modellrechnungen zu mehreren Fragestellungen geholfen. 

8 . Wiederum hat der Deutsche Industrie- und Handelstag 
durch kurzfristige Umfragen bei den Kammern dem Sachver- 
ständigenrat besonders aktuelle Informationen zukommen 
lassen. 

9 . Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten 
haben uns Professor Dr. Hermann Albeck, Saarbrücken, Pro- 
fessor Dr. Manfred Feldsieper, Köln, und Professor Dr. Carsten 
Thoroe, Göttingen, geholfen. Wir fanden ferner wiederum 
wertvolle Unterstützung durch Diplom-Volkswirt Bernhard 
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Filusch, Essen, Dr. Hans-Hagen Härtel, Hamburg, und Di- 
plom-Volkswirt Klaus-Dieter Schmidt, Kiel. Ihnen allen gilt 
der Dank des Rates. 

10 . Die volkswirtschaftliche und die statistische Abteilung 
der Deutschen Bundesbank haben wie immer den Sachver- 
ständigenrat bei seinen statistischen Arbeiten in großzügiger 
Weise unterstützt, in zahlreichen Einzelfragen beraten und 
ihm bei der Materialbeschaffung wertvolle Hilfe geleistet. 

Unterstützung bei der Beschaffung von Informationen und sta- 
tistischem Material hat der Sachverständigenrat auch durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaft, die Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
gefunden. 

11 . Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt 
war auch in diesem Jahre sehr gut. Wie wenn dies selbstvet- 
ständlich wäre, haben sich viele Mitarbeiter des Amtes in weit 
über das Normale hinausgehendem Maße für die Aufgaben des 
Rates eingesetzt. Dies gilt besonders für die Angehörigen der 
Verbindungsstelle zwischen dem Statistischen Bundesamt und 
dem Sachverständigenrat. Außer derem Leiter Herrn Ltd. Re- 
gierungsdirektor Ulrich Maurer und dessen Stellvertreter 
Herrn Oberregierungsrat Wolf gang Glöckler haben als stän- 
dige Mitarbeiter Frau Edith Schnürer, Frau Ursula Wildeman, 
Herr Friedrich Egli, Herr Peter Leonhardt und Herr Karl See- 
wald den Rat mit unerschöpflicher Geduld unterstützt. Allen 
Beteiligten zu danken ist dem Rat ein besonderes Anliegen. 

1 2. Auch dieses J ahresgutachten hätte der Sachverständigen- 
rat ohne die unermüdliche Arbeit seiner Mitarbeiter nicht er- 
stellen können. Dem wissenschaftlichen Stab des Rates gehör- 
ten beim Abschluß dieses Gutachtens an: Diplom-Volkswirt 
Roswitha Beck, Dr. Ute Geipel, Dr. Ernst-Moritz Lipp, Dr. Gün- 
ter Parsen, Dr. Jürgen Pfister, Diplom-Volkswirt Peter Rondorf 
und Diplom-Volkswirt Gerhard Ziebarth. 

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftli- 
che Arbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachver- 
ständigenrates, Dr. Hans J. Barth, zu tragen. 

Alle Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen in- 
dessen allein zu Lasten der Unterzeichneten. 


Wiesbaden, den 18. November 1981 

Horst Albach Gerhard Fels Kurt Schmidt Olaf Sievert 
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FE 

HWWA 
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IFW 

lAO/ILO = 
IWF/IMF = 
JG 

JWB 

OECD 

Ööa 


Arbeitsförderungsgesetz 
Bundesanstalt für Arbeit 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
Bundesministerium der Finanzen 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Bundesministerium für Wirtschaft 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 
Europäische Gemeinschaften, Brüssel/Luxemburg 
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nungen 

Forschung und Entwicklung 

HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 
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Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 
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Internationaler Währungsfonds, Washington 
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UN 
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= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, 
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== Sonderziehungsrechte 

= Vereinte Nationen, New York 

= Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes GmbH, Düsseldorf 
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Zeichenerklärung 

- = nichts 

0 = weniger als die Hälfte der kleinsten dargestellten Einheit 

= kein Nachweis 
== Angaben fallen später an 

— oder I = der zeitliche Vergleich ist durch grundsätzliche Änderungen 

beeinträchtigt 

X = Nachweis ist nicht sinnvoll bzw. Fragestellung trifft nicht 

zu 
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Eine kürzere Fassung 


Der Internationale Rahmen 


Anpassungsdruck zwingt Weltwirtschaft 
In die Stagnation 

1 *. Die westlichen Industrieländer sind auch in 
diesem Jahr mit den Problemen, die ihre Volkswirt- 
schaften seit langem belasten, nicht fertig geworden. 
Bei der Inflationsbekämpfung waren die Fort- 
schritte gering. Die Zinsen stiegen weiter, die Inve- 
stitionen blieben gedämpft. Für eine konjunkturelle 
Erholxmg fehlte weithin die Grundlage. Die Produk- 
tion lag 1981, nimmt man alle Industrieländer zu- 
sammen, wiederum nur wenig höher als im Vorjahr 
(Ziffern Iff.). Die Beschäftigungsprobleme verschär- 
fen sich. 

Die Vereinigten Staaten haben die weltwirtschaftli- 
che Entwicklung in hohem Maße geprägt. Dem er- 
neuten Anstieg der Zinsen, der von dort ausging, und 
dem Sog eines erstarkten Dollar konnten sich die 
anderen Länder um so weniger entziehen, als sie 
sich selbst schwer taten, bessere Bedingungen für 
ein möglichst spannungsfreies Wachstum zu schaf- 
fen. Gravierende binnenwirtschaftliche Probleme — 
stark angewachsene Staatsdefizite, anhaltende In- 
flationstendenzen und latente Verteilungskonflikte 
— führten in Verbindung mit der internationalen 
Zinstendenz dazu, daß neue Dynamik nicht aufkam. 
Die Neigung zum Protektionismus hat wieder zuge- 
nömmen. Viele Länder haben den Zugang zu ihren 
Märkten erschwert. 

2*. In Anbetracht der hartnäckigen Probleme, die 
sich in den einzelnen Ländern auftürmen, schlägt 
auch neuen Lösungsansätzen Skepsis entgegen. Die 
Versuche zur wirtscheiftlichen Sanierung Großbri- 
tanniens haben bisher keinen nachhaltigen Erfolg 
gezeitigt (Ziffern 16 ff.). Die neue Wirtschaftspolitik 
der Vereinigten Staaten hat das Vertrauen der Inve- 
storen ebenfalls noch nicht auf ihrer Seite (Zif- 
fern 7 ff.). In Frankreich begegnen die Investoren 
und Kapitalanleger der neuen Regierung mit offe- 
nem Mißtrauen (Ziffern 27 ff.). In den meisten Län- 
dern besteht zwar Übereinstimmung darüber, daß 
mit der herkömmlichen staatlichen Nachfragesteue- 
rung auf Dauer nichts gewonnen werden kann, 
gleichzeitig hat jedoch der Mangel an einem verläß- 
lichen wirtschaftspolitischen Konzept die Unsicher- 
heit vergrößert. 

Japan, Italien und die kleineren Länder Europas 
blieben bei ihrer bisherigen Wirtschaftspolitik (Zif- 
fern 34 ff.). In Japan hat sich die wirtschaftliche Ex- 
peinsion nach einer vorübergehenden Stockung fort- 
gesetzt. In Europa ist der Abschwung, der in den 
meisten Ländern Mitte 1980 eingesetzt hatte, im 


Verlaiif des Jahres 1981 zxim Stillstand gekommen. 
Eine Erholungstendenz ist aber noch nicht sicht- 
bar. 


Zahlungsbllanzunglelchgewichte weiterhin groß 

3 *. Obwohl der Ölpreis nicht weiter erhöht wurde, 
erzielten die OPEC-Staaten, nicht zuletzt wegen der 
Dollarstärke, wieder hohe Überschüsse. Das Lei- 
stungsbilanzdefizit der OECD-Länder wird sich von 
75 Mrd Dollar im vergangenen Jahr auf 45 Mrd Dol- 
lar 1981 zurückbilden. Für die nichtölexportierenden 
Entwicklungsländer dürfte dagegen das Defizit mit 
80 Mrd Dollar um über 20 Mrd Dollar höher sein als 
1980. Das bedeutet eine Verschiebung der Anpas- 
sungslasten zu den Entwicklungsländern hin (Zif- 
fern 4 Iff.). Dennoch sind bei dieser für die Weltwirt- 
schaft ungünstigeren Defizitsituation bisher keine 
größeren Liquiditätsprobleme aufgekommen. Aller- 
dings konnten die Zahlungssalden nur bei steigen- 
den Zinsen ausgeglichen werden, wodurch die Ver- 
schuldungssituation vieler Entwicklungsländer ver- 
schärft worden ist (Ziffern 49 ff.). 

4 *. Die Wechselkursbewegungen waren im Jahres- 
verlauf 1981 durch die Stärke des Dollar geprägt 
(Ziffern 46 ff.). Die amerikanische Währung zeigte 
bis Mitte August 1981 einen steilen Aufwärtstrend. 
Vor allem gegenüber den europäischen Währungen 
erreichte der Kurs des Dollar in diesem Jahr uner- 
wartete Höhen. 

Die Dollarstärke war mit einem Zinsniveau verbun- 
den, das im allgemeinen noch höher war als das 
schon hohe Zinsniveau des vergangenen Jahres. Im 
kurzfristigen Bereich kam es zu einer Annäherung 
des Zinsniveaus der meisten Industrieländer an das 
amerikanische Zinsniveau, das gegenüber dem 
Ende des vergangenen Jahres nicht mehr anstieg. 
Die langfristigen Zinsen erhöhten sich dagegen in 
den Vereinigten Staaten deutlich, eigentlich ein Zei- 
chen dafür, daß die längerfristigen Inflationserwar- 
tungen einen Sprung nach oben gemacht haben 
müssen. Die nach oben gerichtete Zinstendenz geht 
aber sicher auch auf die Erwartung zurück, daß das 
Defizit im amerikanischen Staatshaushalt hoch blei- 
ben und deiß Kapital in der Welt möglicherweise 
noch lange knapp sein wird. Auch internationale Ka- 
pitalanleger, die auf den Dollar setzten, mochten 
sich längerfristig offenbar nur zu steigenden Zinsen 
engagieren. Für kurzfristige Anlagen waren die Dol- 
larzinsen freilich hoch genug. Die anfangs noch gro- 
ßen internationalen Unterschiede der kurzfristigen 
Zinsen erklären die zeitweise überaus starke Dollar- 
nachfrage allerdings nicht vollständig. Politische 
Spannungen in vielen Teilen der Welt haben ver- 
mutlich dazu beigetragen. 
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Europäische Gemeinschaft: Problemdruck unverändert 

5*. Für die Staaten der Europäischen Gemein- 
schaft kamen zu den wirtschaftlichen Sorgen noch 
schwere interne Konflikte hinzu. Nationale Interes- 
sengegensätze belasten in zunehmendem Maße das 
integrationspolitische Klima. Die gemeinsame 
Agrarpolitik steckt nach wie vor tief in einer Krise 
(Ziffern 56 ff.). Die Haushaltsprobleme, die in engem 
Zusammenhang mit der Agrarpolitik stehen, sind 
nicht gelöst, der Streit um Finanzierungsbeiträge 
zum Haushalt der Gemeinschaft ist nicht dauerhaft 
beigelegt (Ziffern 53 ff.). Die weitere Verschärfung 
der Probleme in der Stahlindustrie und in der Textil- 
industrie hat die nationalen Eigeninteressen stärker 
hervortreten lassen (Ziffern 60 ff.). Die Neigung, Lö- 
sungen zu suchen, die auf Kosten anderer Mitglied- 
staaten oder dritter Länder gehen, hat zugenom- 
men. 


Die Binnenkonjunktur 1981 

6*. Wie in den meisten anderen Industrieländern 
herrscht am Ende des Jahres 1981 auch in der Bun- 
desrepublik über die Wirtschaftsentwicklung weit- 
hin Enttäuschung. Der Rückgang der wirtschaftli- 
chen Aktivität, der im Frühjahr 1980 eingesetzt hat- 
te, kam nach der Jahreswende zwar zum Stillstand; 
Anschluß an das alte Produktionsniveau oder gar an 
die von Wachstumsdynamik mitgeprägte Aufwärts- 
bewegung, die das Bild von Mitte 1978 bis Anfang 
1980 wieder bestimmt hatte, fand die Wirtschaft das 
Jahr über jedoch nicht. Die Produktion stagnierte 
vielmehr. Aufs Jahr gesehen blieb sie um V 2 vH hin- 
ter der des Jahres 1980 zurück. Die Beschäftigungs- 
probleme haben sich darüber weiter verschärft. Zu- 
letzt, im Oktober 1981, waren 1,37 Millionen Arbeits- 
lose gemeldet, fast 480 000 mehr als ein Jahr zuvor. 
Statt einer Beruhigung des Preisauftriebs war eine 
neuerliche Beschleunigung zu verzeichnen. Wichtig- 
ste Ursache dafür war die kräftige Abwertung der D- 
Mark, die sich bis in die zweite Jahreshälfte hinein 
fortsetzte. Auf der Verbraucherstufe betrug der 
Geldwertschwund zuletzt 6,7 vH. Günstiger stellt 
sich derzeit nur die außenwirtschaftliche Situation 
dar. Das Defizit im Leistungsverkehr mit dem Aus- 
land, das 1980 auf 30 Mrd DM gestiegen war, ist 1981 
im ganzen zwar nicht viel niedriger ausgefallen; seit 
dem Frühjahr ist aber eine deutliche Tendenz zur 
Verringerung der hohen Fehlbeträge festzustellen. 

7*. Die Anpassungsaufgaben, vor die sich die 
Volkswirtschaft gestellt sah, waren bedrückend 
groß, und sie mxißten unter weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen angegangen werden, die alles 
andere als günstig waren. Aber gerade weil es um 
Anpassungsaufgaben ging und nicht einfach darum, 
wie sonst in konjunkturellen Schwächephasen, die 
Ausgabeneigung zu beleben, kann der Verweis auf 
widrige wirtschaftliche Verhältnisse in der Welt das 
Urteil über das im Jahresverlauf Erreichte nicht al- 
lein bestimmen. Maßstab muß sein, inwieweit es ge- 
lang, an die Stelle dauerhaft unrentabel gewordener 


Produktion mehr neue ertragversprechende Pro- 
duktion zu setzen, sei es durch eine Senkung der Ko- 
sten, sei es durch die Verbesserung alter oder die 
Entwicklung neuer Produkte, und inwieweit es ge- 
lang, mit den höheren Ansprüchen fertig zu werden, 
die vom Ausland, namentlich von den Ölförderlän- 
dern, an das inländische Produktionsergebnis ge- 
stellt werden. Am Umfang der Produktion und am 
Exportüberschuß ist das nicht ohne weiteres abzule- 
sen. Ins Bild zu nehmen ist auch, wie sich Nachfrage 
und Produktion zusammensetzen, vor allem wieviel 
investiert wurde; von Bedeutung ist außerdem, bei 
welchem Preisverhältnis Waren und Dienstleistun- 
gen mit dem Ausland getauscht werden mußten. Un- 
ter diesen — über das Jahr 1981 hinausweisenden — 
Gesichtspunkten kann das Urteil über die wirt- 
schaftliche Entwicklung nicht gut ausfallen. 

8*. Von der Wirtschaftspolitik war nicht viel an di- 
rekter Hilfe zu erwarten. Dem Staat fehlten in sei- 
ner prekären Finanzlage die notwendigen Mittel, 
und die Bundesbank mußte vor allem darauf be- 
dacht sein, die Abwertung nicht so groß werden zu 
lassen, daß der sinkende Außenwert der Währung 
deren Binnenwert mehr und mehr mitzog. Nach den 
Erfahrungen des Jahres 1980 konnte es schon als ein 
Erfolg gelten, wenn die Finanzpolitik mit ihrem ho- 
hen Kreditbedarf und dessen ungünstigen Wirkun- 
gen auf Zinsen und Wechselkurs die Stabilisierungs- 
aufgabe der Geldpolitik nicht weiter erschwerte. 
Hier war auch die Lohnpolitik gefordert. 

9*. An guten Vorsätzen fehlte es der Finanzpolitik 
nicht Schon um die Zinsbelastung der öffentlichen 
Haushalte, die den Ausgabenspielraum zunehmend 
einengt, nicht immer größer werden zu lassen, sahen 
die Haushaltsplanungen für 1981 trotz absehbarer 
Mindereinnahmen aufgrund der gedrückten Kon- 
junktur und der für dieses Jahr beschlossenen Steu- 
ererleichterungen keine wesentlich erhöhte Neuver- 
schuldung vor. Eine Begrenzung des Ausgabenzu- 
wachses von Bund, Ländern und Gemeinden auf 
nicht viel mehr als 4 vH sollte das möglich machen. 
Die tatsächliche Ausgabendynamik erwies sich in- 
des abermals als stärker, diesmal besonders beim 
Bund (Ziffern 224 ff.). Zur Jahresmitte hin war er- 
kennbar, d£iß sich die öffentlichen Defizite, wenn 
zum Teil auch konjunkturbedingt, 1981 auf minde- 
stens 70 Mrd DM summierten, rund 15 Mrd DM 
mehr als im Jahr davor, und daß nur energische 
Konsolidierungsanstrengungen, die Kürzungen bei 
Leistungsgesetzen einschlossen, ein weiteres Aus- 
ufern des staatlichen Kreditbedarfs im Jahre 1982 
verhindern konnten. Im Sommer wurden entspre- 
chende Maßnahmen eingeleitet. Nicht zuletzt mit 
dem Ziel, dem für die Erwartungen an den Devisen- 
märkten wie an den Kreditmärkten gleichermaßen 
schädlichen Eindruck zu begegnen, der Staat habe 
seine Finanzen nicht mehr unter Kontrolle. 


10*. Auch der Ausgang der Lohnrunde war nicht 
dazu angetan, den notwendigen Umstellungsprozeß 
verstärkt voranzubringen (Ziffern 87 ff.). Den Ge- 
werkschaften ging Sicherung der Realeinkommen 
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vor, und die Arbeitgeber setzten offenbar letztlich 
daraxif, daß ihnen die Abwertung der D-Mark die 
Möglichkeit verschaffte, Kostensteigerungen in den 
Preisen zu überwälzen. So einigten sich beide axif 
eine Anhebung der Tarifverdienste um durch- 
schnittlich rund 5 vH. Das war zwar weniger als im 
Jahr davor und auch nicht so viel, daß sich die ge- 
drückte Ertragslage das Jahr über bei den im Wett- 
bewerb mit ausländischen Anbietern erzielbaren 
Preissteigerungen noch weiter verschlechtert hätte, 
jedenfalls nicht in den außenwirtschaftlichen Berei- 
chen; es war jedoch mehr, als zu dem doppelten Ziel 
gepaßt hätte, die Bedingungen für mehr Beschäfti- 
gung und für mehr Stabilität zugleich zu verbes- 
sern. 

11 *. Kredit war unter all diesen Umständen nur zu 
noch höheren Zinsen als im Vorjahr zu bekommen. 
Die Bundesbank sah angesichts der sinkenden At- 
traktivität der D-Mark für ausländische Anleger und 
der Grefahren, die sich aus der Abwertungstendenz 
für den Geldwert im Innern ergaben, keine andere 
Möglichkeit, als das Geldangebot knapp zu halten 
(Ziffern 193 ff.). 

Schon bei der Ankündigung, die Expansion der Zen- 
tralbankgeldmenge zwischen dem vierten Quartal 
1980 und dem vierten Quartal 1981 in einem Rahmen 
von 4 vH bis 7 vH zu halten, hatte sie deutlich ge- 
macht, daß sie den unteren Bereich dieses Zielban- 
des ansteuern würde, falls die Stabilität vom Wech- 
selkurs her erneut bedroht sein sollte. Als die 
D-Mark im Februar an den Devisenmärkten ver- 
stärkt unter Druck geriet, bekräftigte sie dies, indem 
sie den Zugang zum Notenbankkredit erschwerte 
und spürbar verteuerte (Ziffern 205 ff.). Zu einer er- 
sten vorsichtigen Lockerung sah sie sich erst im Ok- 
tober in der Lage, nachdem sich die Abwertung ge- 
genüber der amerikanischen Währung deutlich zu- 
rückgebildet hatte und die D-Mark im Europäischen 
Währungssystem aufgewertet worden war. Die Ex- 
pansion der Zentralbankgeldmenge, die sich in den 
ersten Monaten des Jahres in der Mitte des Zielban- 
des bewegt hatte, lag danach an dessen unterer 
Grenze. 


12 *. Neuen Schwung konnte die Wirtschaft bei all 
dem nicht gewinnen. Das heißt nicht, daß es an An- 
triebskräften ganz gefehlt hätte. Die Abwertung der 
D-Mark stärkte die Wettbewerbsposition der Unter- 
nehmen, die zur besseren Auslastung ihrer Kapazi- 
täten auf die Auslandsmärkte drängten, zumal Ko- 
sten und Preise in den meisten Ländern weiterhin 
rascher als im Inland stiegen. Marktanteilsgewinne 
führten so trotz der verhaltenen Weltkonjunktur 
dazu, daß die Ausfuhr 1981 nicht niedriger, sondern 
sogar erheblich höher war als 1980 (Ziffern 77 ff,). 
Die Unternehmen konnten auch dort wieder Boden 
gutmachen, wo sie im Inland mit ausländischen An- 
bietern konkurrieren. Dagegen standen allerdings 
die preistreibenden Wirkungen der Abwertung, die 
das Realeinkommen schmälerten (Ziffern 159 ff,). 
Hinzu kam, daß sich die Inflationserwartungen wie- 
der verstärkten, was zu den hohen Zinsen beitrug. 
Die Folge war, daß die Binnennachfrage diesmal 


nicht, wie früher so oft, von der Belebung der Aus- 
landsnachfrage mitgezogen wurde. 


13 *. Schon vor der Jahreswende hatten die Preise 
im Inland wieder beschleunigt zu steigen begonnen, 
nachdem es zuvor einige Monate lang den Anschein 
gehabt hatte, als sei der Höhepunkt der Preiswelle 
überschritten, die mit dem zweiten Ölpreisschub 
und der starken Verteuerung zahlreicher anderer 
Rohstoffe zwei Jahre davor eingesetzt hatte (Zif- 
fern 145 ff.). Auf den Weltmärkten sanken die Roh- 
stoffpreise in der Tat. Wegen der starken Abwertung 
gegenüber dem Dollar, in der sie größtenteils notiert 
werden, ergab sich in D-Mark gerechnet indes er- 
neut ein starker Preisschub. Das war nicht der ein- 
zige Weg, auf dem Preissteigerungen das Jahr über 
in immer größerem Maße importiert wurden. Ein 
zweiter, nicht minder wichtiger Weg führte über die 
Einfuhr von Fertigwaren; bis zur Aufwertung der D- 
Mark Anfang Oktober galt dies vor allem auch für 
die Einfuhr aus den europäischen Partnerländern. 
Was sich davon unmittelbar im inländischen Preis- 
niveau nieder schlug, war wiederum nur ein Teil des 
Inflationsimports. Hinzu kam, daß inländische An- 
bieter in vielen Fällen ebenfalls höhere Preise ver- 
langen konnten, ohne daß sie sogleich befürchten 
mußten, Nachfrage an ausländische Konkurrenten 
zu verlieren. So näherte sich der Preisanstieg auf 
der Verbraucherstufe rasch wieder dem Tempo vom 
Frühjahr 1980, und je mehr die Preissteigerungen 
von den vorgelagerten Stufen durchwirkten, um so 
mehr überschritt er dieses Tempo dann. Eine Anpas- 
sungsinflation konnte aber immerhin, wie es 
scheint, unterdrückt werden. Die meisten inlandsbe- 
stimmten Preise sind nicht stärker, sondern etwas 
schwächer als im letzten Jahr gestiegen, wie sich am 
Preisindex für das Sozialprodukt zeigt, in den Im- 
portverteuerungen nicht unmittelbar eingehen. 
Nach der Wende beim Wechselkurs dürfte sich da- 
her nun auch eine Verlangsamung des Preisauf- 
triebs anbahnen. 


14 *. Mit einem Übergreifen der expansiven Im- 
pulse von der Auslandsnachfrage axif die Binnen- 
nachfrage wäre eher zu rechnen gewesen, wäre die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit nicht von 
der Abwertung, sondern von den Angebotsbedingun- 
gen im Innern gekommen. So aber zögerten viele 
Unternehmen im Verlauf des Jahres, die Läger wie- 
der aufzufüllen und mehr in Ausrüstungen und Bau- 
ten ZU investieren — kurz, die Angebotsneigung 
blieb schwach (Ziffern 82 ff.). Denn zum einen be- 
günstigte die Abwertung die Unternehmen nicht in 
allen Bereichen, und zum anderen konnten jene, die 
von ihr profitierten, nicht sicher sein, daß sich die 
Wechselkursentwicklung nicht über kurz oder lang 
umkehrte. Gute Erträge aber mußten auch für die 
Zukunft in Aussicht stehen, wenn erwirtschaftet 
werden sollte, was für geliehenes Geld zu zahlen und 
für verliehenes zu erhalten war. Kostengünstiger zu 
produzieren und attraktivere Produkte auf den 
Markt zu bringen, gewann als Investitionsmotiv 
noch an Bedeutung. Das stützte die Investitionstä- 
tigkeit, änderte aber wenig daran, daß wegen gerin- 
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ger Erweiterungsinvestitionen und zurückhaltender 
Lagerdispositionen von der eigenen Nachfrage der 
Unternehmen im ganzen kaum Anstöße für die ge- 
samtwirtschaftliche Nachfrage ausgingen. 

15 *. Finanzierungskosten, die rascher als das Ein- 
kommen stiegen^ und die Gewohnheit des Staates, 
eher bei den investiven als bei den konsumtiven 
Ausgaben kürzer zu treten, ließen das Jahr über die 
Bautätigkeit weiter sinken (Ziffern 102, 112). Auf den 
privaten Verbrauch blieb ebenfalls nicht ohne Wir- 
kung, dfiJi es kostspielig war, sich zu verschulden. 
Noch stärker aber schlug zu Buche, dsüi das verfüg- 
bare Einkommen der privaten Haushalte, das nicht 
z\xletzt im Zusammenhang mit der ungünstigen Be- 
schäftigungsentwicklung verlangsamt stieg, durch 
den beschleunigten Preisauftrieb beträchtlich an 
Kaufkraft einbüßte; real war es 1981 sogar etwas 
niedriger als 1980. Es überrascht daher nicht, daß 
der Verbrauch im Jahresverlauf stagnierte und im 
ganzen um einiges hinter seinem letztjährigen Um- 
fang zurückblieb (Ziffern 103 ff.). 

16*. Alles in allem ist es damit das J ahr über zu kei- 
nem Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tion gekommen (Ziffern 110 ff.). Der Auslastungs- 
grad des Produktionspotentials ist im Verlauf des 
Jahres nochmals gesunken; im Jahresdurchschnitt 
dürfte er um etwa 2 V 2 Prozentpunkte niedriger sein 
als 1980. Noch schwerer wiegt, daß das, was im gan- 
zen produziert wurde, zu wenig war, den Arbeits- 
markt zu entlasten. Die Anzahl der Beschäftigten 
ging deutlich zurück (Ziffern 120 ff .). Dabei spielte 
freilich auch eine Rolle, daß viele Unternehmen Per- 
sonalreserven hatten, weil sie 1980 ihren Personal- 
bestand nicht in dem Maße verringert hatten, wie 
ihre Auftragslage schlechter geworden war. Wo sich 
diese 1981 besserte, waren Neueinstellungen des- 
halb häufig nicht nötig, und wo sie weiter ungünstig 
blieb oder sich noch verschlechterte, waren mm ver- 
mehrte Freisetzungen die Folge. So ist die Arbeitslo- 
sigkeit bis zuletzt unvermindert stark gestiegen, und 
eine baldige Besserung ist nicht in Sicht (Zif- 
fern 130 ff.). 

17 *. Das Defizit in der Leistungsbilanz hat sich seit 
dem Frühjahr deutlich verringert (Ziffern 173ff.). 
Noch immer ist es aber beträchtlich, denn in den er- 
sten Monaten des Jahres hatte die Verteuerung der 
Einfuhr, die mit der Abwertung der D-Mark einher- 
ging, noch stärker zu Buche geschlagen als der mit 
ihr verbundene Anstieg des Exports und der Rück- 
gang der Einfuhrmengen, so daß das Defizit zu- 
nächst weiter zunahm. Erst allmählich kehrten sich 
dann die Gewichte der positiven und negativen Wir- 
kungen um. Im Blick zu behalten ist auch, daß sich 
der Einfuhrsog weniger abgeschwächt hätte, daß 
also wohl mehr Fertigwaren und sicher mehr Vor- 
produkte importiert worden wären, wenn die wirt- 
schaftliche Aktivität im Inland lebhafter gewesen 
wäre; insofern sind die Fortschritte überzeichnet, 
die bislang beim Abbau des Leistungsbilanzdefizits 
zu registrieren sind. Teuer erkauft sind sie über die 
Abwertung allemal, stellt man die Folgen für den 
Geldwert in Rechnung und die Wirkungen, die diese 
im Inland haben. 


Die voraussichtliche Entwicklung 

18 *. Seit zwei Jahren versucht die Weltwirtschaft, 
mit den Folgen des zweiten Ölpreisschubs fertigzu- 
werden. Nahezu keines der betroffenen Länder, Ja- 
pan ausgenommen, hat bislang eine Lösung der Pro- 
bleme gefunden, die der Kaufkraftentzug hinterlas- 
sen hat und die der Anpassungsprozeß schafft. Sie 
kommen zu den alten Problemen hinzu — der Infla- 
tion und der hohen Staatsverschuldung. Die Störan- 
fälligkeit der Weltwirtschaft ist dadurch bedeutend 
größer geworden, besonders gegenüber politischen 
und sozialen Konflikten. Dies macht eine Voraus- 
schau auf die wirtschaftliche Entwicklung selbst auf 
kurze Sicht riskant. 

19 *. Bei unserer Prognose für 1982 gehen wir von 
folgenden Annahmen aus: 

— Die Geldpolitik setzt sich das Ziel, die Zentral- 
bankgeldmenge mit einer Rate auszuweiten, die 
dem Wachstum des Produktionspotentials unter 
Berücksichtigung des derzeit für unvermeidlich 
zu haltenden Anstiegs des Preisniveaus und des 
trendmäßigen Rückgangs der Umlaufsgeschwin- 
digkeit entspricht; wir veranschlagen diese Rate 
auf 5 V 2 vH. Es wird unterstellt, daß es zu keinen 
außenwirtschaftlichen Störungen kommt, die ihr 
Anlaß geben könnten, von diesem Pfade abzuwei- 
chen. Für den Wechselkurs der D-Mark schließt 
dies folgendes ein: Der Kurs der D-Mark steigt 
im gleichen Maße, wie das Kosten- und Preisge- 
fälle zum Ausland zunimmt. Kurskorrekturen, 
die im Europäischen Währungssystem nötig wer- 
den sollten, dies ist unsere Annahme, finden so 
rechtzeitig statt, daß es zu keinen gravierenden 
Spannungen kommt. 

— Die Finanzpolitik ist bemüht, das strukturelle 
Haushaltsdefizit deutlich zurückzuführen. Sie 
begrenzt den Anstieg der Ausgaben den bisheri- 
gen Planungen entsprechend auf 3V2vH. Das 
schließt ein, daß die Beschlüsse der Bundesregie- 
rung zum Bundeshaushalt dem Betrage nach 
verwirklicht werden, mögen sie beim Inkrafttre- 
ten im einzelnen auch etwas anders aussehen als 
gegenwärtig. Es schließt zudem ein, daß die Län- 
der ebenfalls den angekündigten Konsolidie- 
rungskurs verfolgen. 

Zu der Prognose gehört ferner die Annahme einer 
ungestörten Ölversorgung zu unveränderten Dollar- 
preisen. Sie stützt sich auf die Erwartung, daß der 
Ölverbrauch in der Welt 1982, wenn überhaupt, nur 
wenig steigt. 

20*. Bei unserem Rückblick auf die wirtschaftliche 
Entwicklung im Jahre 1981 hat sich unsere Ein- 
schätzung gefestigt, daß die nun anderthalb Jahre 
währende Stagnation in ihrem Kern nicht ein zykli- 
scher Abschwung nach herkömmlichem Konjunk- 
turmuster, sondern eine hartnäckige Stockungs- 
phase ist, die vornehmlich durch Störungen von au- 
ßen verursacht und deren Bewältigung durch haus- 
gemachte Probleme erschwert worden ist. Die Zwei- 
fel, ob es gelingen wird, mit den Problemen fertig zu 
werden, sind offenbar noch so groß, daß die wirt- 
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schaftliche Erholung, die allgemein für die zweite 
Jahreshälfte 1981 erwartet wurde, bislang ausgeblie- 
ben ist 

Trotz der enttäuschenden wirtschaftlichen Entwick- 
lung sind inzwischen auch einige positive Zeichen zu 
sehen, die das Bild für 1982 etwas aufhellen. Die au- 
ßenwirtschaftliche Situation hat sich entspannt — 
das Leistungsbilanzdefizit bildet sich seit dem Früh- 
sommer deutlich zurück, und die Zinsen geben nach. 
Das Vertrauen des Auslands in die deutsche Wäh- 
rung ist, wie die Umkehr bei den Wechselkursen 
zeigt, wieder größer geworden. Es bleibt allerdings 
noch die wichtige Aufgabe, bessere Voraussetzun- 
gen für wirtschaftliches Wachstum im Innern zu 
schaffen. Die Haushaltskonsolidierung ist geplant, 
aber noch nicht verwirklicht, und die Hoffnung, daß 
Lohnabschlüsse gefunden werden, die dazu beitra- 
gen mehr Produktion rentabel werden zu lassen, 
muß durch den Ausgang der kommenden Tarifver- 
handlungen erst noch bestätigt werden. 


21 *. Erwartungen auf eine allmähliche wirtschaft- 
liche Erholung stützen sich in erster Linie auf die 
starke Zunahme der Exporte. Die deutschen Unter- 
nehmen haben durch die Abwertung im Vergleich 
zur Situation vorher wieder einen spürbaren Ko- 
sten- und Preisvorteil erlangt, den sie — soweit un- 
sere Annahmen über die Wechselkurs entwicklung 
zutreffen — vorerst behalten werden. Gleichwohl 
muß man vor zu großen Hoffnungen warnen. Denn 
es bleibt ein hohes Maß an Unsicherheit über den 
voraussichtlichen Verlauf der Weltkonjunktur. So- 
weit sich derzeit absehen läßt, werden die für den 
deutschen Export wichtigen Märkte im ganzen nur 
verhältnismäßig schwach expandieren (Zif- 
fern 260 ff.). Das gilt besonders für die meisten west- 
lichen Industrieländer, bei denen nach wie vor die 
rezessiven Einflüsse überwiegen. Es gilt aber auch 
für die meisten Entwicklungsländer und für die 
Staatshandelsländer, die gleichfalls mit beträchtli- 
chen wirtschaftlichen Schwierigkeiten kämpfen und 
die nur geringe Chancen haben, mit neuen Kredit- 
wünschen zum Zuge zu kommen. Es bleiben als Ab- 
nehmer für zusätzliche deutsche Waren somit vor al- 
lem die Staaten der OPEC, doch ist deren Bedeutung 
für den deutschen Export keinesfalls dominant. Wir 
beträchten jedenfalls Prognosen, die schon für 1982 
eine sehr deutliche Belebung des Welthandels Vor- 
aussagen, mit Zurückhaltung. In der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ver- 
anschlagen wir die Zunahme der Ausfuhr von Wa- 
ren und Diensten im Verlauf des nächsten Jahres 
auf etwa 5 V 2 vH, in diesem Jahr waren es 10 V 2 vH. 
Für den Durchschnitt des Jahres 1982 ergibt dies ei- 
nen Zuwachs von 6 vH, nach 7 vH im Jahre 1981. 

22 *. Der Förderung der Exporte durch die abwer- 
tungsbedingte Verbilligung steht die Belastung der 
Binnennachfrage durch die abwertungsbedingte 
Verteuerung der Importe gegenüber. Dieser Gegen- 
posten wird allmählich kleiner. Ob und wann es doch 
noch zu einem vom Export angetriebenen Auf- 
schwung kommt, ist unsicher. Wir erwarten jeden- 
falls nicht, daß dies unmittelbar bevorsteht. 


Im Vergleich zur Situation nach dem Ölpreisschub 
von 1973/74 tragen diesmal die Verbraucher einen 
größeren Teil der Anpassungslast. Die Kaufkraft der 
Realeinkommen der privaten Haushalte ist 1981 
spürbar gesunken; ungefähr im gleichen Ausmaß ist 
auch der private Verbrauch zurückgegangen. Der 
zum Ausgleich der Leistungsbilanz erforderliche 
Realtransfer an das Ausland und der hohe Finanzie- 
rungsbedarf für Investitionen engen den Spielraum 
für eine Ausweitung des privaten Verbrauchs im In- 
land ein. Im ganzen rechnen wir damit, daß der reale 
private Verbrauch im nächsten Jahr noch einmal 
etwas geringer sein wird als in diesem Jahr (mi- 
nus V 2 VH). 

23 *. Wieviel Schwung die Wirtschaft durch die Ver- 
schlechterung der Angebotsbedingungen verloren 
hat, zeigt sich inzwischen auch bei den Investitio- 
nen. Die Bereitschaft der Unternehmen, in Ausrü- 
stungen und Bauten zu investieren, hat in den letz- 
ten Monaten weiter nachgelassen, und wir sehen 
vorerst auch keine Anzeichen dafür, daß sie schon 
bald wieder deutlich zunehmen wird. Nach dem Ifo- 
Investitionstest vom August/September 1981, der 
Anhaltspunkte über die Planungen eines großen 
Teils der Unternehmen im Bergbau, im verarbeiten- 
den Gewerbe und in der Bauwirtschaft liefert, zeich- 
net sich für 1982 ein abermaliger Rückgang der Inve- 
stitionen ab, den das Ifo-Institut, dem Volumen nach, 
auf etwa 4 vH veranschlagt. Das Bild hellt sich da- 
durch etwas auf, daß die meisten übrigen Bereiche, 
das Verkehrs- und Nachrichtenwesen sowie die an- 
deren Dienstleistungszweige mit Ausnahme des 
Handels, vermutlich etwas und die Energiewirt- 
schaft sogar deutlich mehr investieren werden als 
im Jahre 1981. Als Abzugsposten muß man aller- 
dings einen erneuten starken Investitionsrückgang 
bei der Landwirtschaft in Rechnung stellen. Alles in 
allem rechnen wir für 1982 mit einem nochmaligen 
leichten Rückgang der realen Anlageinvestitionen 
im Unternehmenssektor (ohne Wohnungsvermie- 
tung), den wir auf minus 2 vH veranschlagen, nach 
minus 1 V 2 vH in diesem Jahr. 

Deutlicher als in der gewerblichen Wirtschaft wird 
der Investitionsrückgang in der Wohnungswirt- 
schaft ausfallen. Die Bautätigkeit wird nicht zuletzt 
dadurch stark gedrückt, daß die staatlichen Stellen 
die Investitionen deutlich kürzen werden. 

Nach den Schätzungen für die einzelnen Bereiche 
ergibt sich für den Jahresdurchschnitt 1982 bei den 
realen Ausrüstungsinvestitionen ein leichter (minus 
2 vH) und bei den realen Bauinvestitionen ein deutli- 
cher Rückgang (minus 4V2vH). In beiden Fällen 
steht hinter der negativen Rate jedoch die Vorstel- 
lung, daß sich die Investitionstätigkeit im Verlauf 
des Jahres wieder erholt. 

In der Prognose haben wir angenommen, daß die La- 
gerinvestitionen nach einem Rückgang im Jahre 
1981 im kommenden Jahr wieder positiv sein wer- 
den, aber nicht schon so hoch, daß sie die wirtschaft- 
liche Entwicklung vorantreiben. 

24 *. Bei dieser Konstellation halten wir es nicht 
für sehr wahrscheinlich, daß sich die gesamtwirt- 
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schaftliche Produktion alsbald deutlich belebt, aber 
auch nicht, daß sie nennenswert zurückgeht. Es ist 
vielmehr damit zu rechnen, daß die Stagnation bis 
weit ins nächste Jahr hinein andauert und daß die 
Erholung in der zweiten Jahreshälfte 1982 einsetzt, 
wenn die nachfragedämpfenden Wirkungen des 
starken Kosten- und Preisschubs abklingen. Dabei 
rechnen wir aber eher mit einem verhaltenen als mit 
einem kräftigen Produktionsanstieg. 

In unserer Prognose kommt diese Vorstellung in ei- 
ner zwar positiven, aber nur geringen Verände- 
rungsrate für das reale Sozialprodukt zum Aus- 
druck; wir veranschlagen sie für den Durchschnitt 
des Jahres 1982 auf V 2 vH, nach einem ebenso gerin- 
gen Rückgang im Durchschnitt dieses Jahres. 

25 *. Solange es nicht zu einer deutlichen Belebung 
der Produktion kommt, muß man damit rechnen, 
daß die Beschäftigung weiter zurückgeht und die Ar- 
beitslosigkeit zunimmt. Für den Durchschnitt des 
Jahres 1982 veranschlagen wir den Rückgang bei 
den Erwerbstätigen auf rund 400 000 Personen, nach 
fast 300 000 im Durchschnitt dieses Jahres. 

Bei der Beurteilung der Zunahme der Arbeitslosig- 
keit, wie sie sich für die kommenden Monate ab- 
zeichnet, ist zweierlei auseinanderzuhalten: 

— Ein Teil des Anstiegs ergibt sich aus der unbe- 
friedigenden wirtschaftlichen Lage. 

— In den kommenden Monaten steigt die Arbeitslo- 
sigkeit freilich auch aus jahreszeitlichen Grün- 
den beträchtlich. Diese saisonale Arbeitslosig- 
keit, die man auf 200 000 bis 300 000 Personen ver- 
anschlagen kann, ist anders zu werten als die 
konjunkturelle oder die strukturelle Arbeitslo- 
sigkeit. Denn sie bildet sich im Frühjahr rasch 
wieder zurück, und zwar weitgehend unabhängig 
von der wirtschaftlichen Situation. 

Da die Saisonkomponente stark von der Witterung 
in den Wintermonaten beeinflußt wird, ist es schwie- 
rig, die Arbeitslosenzahl im voraus abzuschätzen. 
Wir gehen in unserer Prognose von einer Anzahl von 
1,65 Millionen Erwerbslosen für den Durchschnitt 
des Jahres 1982 aus, nach 1,25 Millionen für den 
Durchschnitt des Jahres 1981. 

26 *. Wir haben es immer für problematisch ange- 
sehen, daß wir im Rahmen der Prognose eine An- 
nahme über den Ausgang künftiger Lohnverhand- 
lungen treffen müssen. Die Tariflöhne werden von 
den Tarifparteien auf dem Wege von Verhandlungen 
vereinbart; der Ausgang dieser Verhandlungen ist 
gegenwärtig, also einige Monate vor ihrem Beginn, 
nur schwer vorauszusagen. Überdies besteht die Ge- 
fahr, daß die Nennung einer bestimmten Lohnstei- 
gerungsrate, die man für wahrscheinlich, aber nicht 
unbedingt für situationsgerecht hält, das Verhand- 
lungsergebnis präjudiziert. Gleichwohl: Es gibt 
keine Möglichkeit einer Prognose ohne eine An- 
nahme über die Lohnentwicklung. Dies muß nicht 
diejenige Rate sein, die man für situationsgerecht 
ansieht, sondern es kann nur jene Rate sein, die man 
für am wahrscheinlichsten hält. Wir gehen davon 
aus, daß die Tarifparteien das Beschäftigungsrisiko 
zu hoher Abschlüsse höher veranschlagen, als sie 


dies offensichtlich beim letzten Mal getan haben. 
Das heißt, wir rechnen für das Jahr 1982 mit Steige- 
rungsraten, die deutlich unter denen des Jahres 1981 
liegen. 

27 *. Eine spürbare Entlastung bei den Kosten er- 
warten wir nicht nur von den Löhnen, sondern auch 
von den Einfuhrpreisen und in gewissem Umfang 
auch von den Zinsen. Wenn sich diese Erwartungen 
bestätigen, werden die Gewinne der Unternehmen 
wieder steigen. Als Ergebnis unserer Prognose er- 
gibt sich für das Bruttoeinkommen aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen (das auch die Vermö- 
genseinkommen der privaten Haushalte ein- 
schließt) eine Zunahme um 8 V 2 vH, freilich nach ei- 
nem Rückgang um 3 vH im Jahre 1981 und einer nur 
geringen Zunahme um 1 V 2 vH im Jahre 1980. Beim 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit ist 
mit einem Anstieg von 3 vH zu rechnen. Die Zu- 
wachsrate wird hier vor allem durch den starken 
Rückgang der Beschäftigung gedrückt (minus 
2 vH). 

28 *. Angesichts des Kostendrucks, der gegenwär- 
tig auf den Unternehmen lastet, wäre es wenig reali- 
stisch zu erwarten, daß sich auf der Verbraucher- 
stufe die Preissteigerungsraten rasch zurückbilden. 
Dennoch sind wir, was die Preisentwicklung im 
nächsten Jahr anlangt, nicht pessimistisch. In der 
Wechselkursentwicklung ist es zu einer Wende ge- 
kommen, und bei nachlassendem Kostendruck muß 
es für die Unternehmen früher oder später vorteil- 
haft sein, ihre Chance in der Mengenkonjunktur zu 
suchen. Dies läßt erwarten, daß sich auch auf der 
Verbraucherstufe die Steigerungsraten im späteren 
Jahresverlauf deutlich zurückbilden. In der Pro- 
gnose sind wir davon ausgegangen, daß die Verbrau- 
cherpreise Ende 1982 um nicht mehr als 4 vH über 
dem Stand von Ende 1981 liegen. 

Da der Preisindex für die Lebenshaltung Ende 1981 
schon einen „Überhang“ von reichlich 3 vH gegen- 
über dem Durchschnitt des gleichen Jahres auf- 
weist, wird allerdings die Steigerungsrate im Durch- 
schnitt des Jahres 1982 mit rund 5 V 2 vH deutlich hö- 
her ausfallen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß da- 
von knapp ein halber Prozentpunkt auf die Anhe- 
bung einiger Verbrauchsteuern und Gebühren zur 
Jahresmitte 1982 zurückgeht. 

29 *. Bei guter Exportkonjunktur und schwacher 
Binnenkonjunktur wird sich das Leistungsbilanzde- 
fizit, das für 1981 noch auf 25 Mrd DM zu veranschla- 
gen ist, weiter zurückbilden, und zwar rascher, als 
dies zunächst erwartet wurde. Eine wichtige Voraus- 
setzung hierfür ist freilich, daß, wie wir es in die Pro- 
gnose eingesetzt haben, die Einfuhrpreise im Laufe 
des nächsten Jahres etwas langsamer steigen als die 
Ausfuhrpreise, die Terms of Trade sich also verbes- 
sern. Nach unseren Schätzungen wird sich als Er- 
gebnis von Mengen- und Preisveränderungen das 
Defizit in der Leistungsbilanz um etwa 15 Mrd DM 
zurückbilden. Es bleibt somit ein Fehlbetrag in einer 
Größenordnung von 10 Mrd DM. Es muß jedoch dar- 
auf hingewiesen werden, daß diese Schätzung sehr 
unsicher ist. Der Leistungsbilanzsaldo reagiert 
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schon auf relativ geringfügige Änderungen von 
Mengen und Preisen bei Exporten und Importen 
sehr stark. 

30*. Aufgrund der von uns erwarteten Entwick- 
lung der Einkommen und Umsätze ergibt sich für 
1982 ein Steueraufkommen der Gebietskörperschaf- 
ten von 388 V 2 Mrd DM. Dieser Betrag liegt offen- 
sichtlich um mehrere Milliarden D-Mark niedriger, 
als derzeit bei den Haushaltsplanungen angenom- 
men ist. Die Prognose der Steuereinnahmen birgt 
neben den konjunkturellen Schätzrisiken ein weite- 
res nicht unbeträchtliches Moment der Unsicherheit 
bei der Einkommen- und der Körperschaftsteuer in 
sich. Wir sind davon ausgegangen, daß die Steuer- 
eingänge im nächsten Jahr zunächst noch deutlich 
hinter dem Anstieg der Gewinneinkommen Zurück- 
bleiben. In entsprechendem Umfang sind freilich in 
den darauffolgenden Jahren höhere Steuereinnah- 
men zu erwarten. Gleichwohl wird sich das Finan- 
zierungsdefizit im Gesamthaushalt aller Gebiets- 
körperschaften voraussichtlich um 9 Mrd DM ver- 
mindern (Ziffern 376 ff.). 


Wirtschaftspolitik für 1982 und danach 

31*. Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land befindet sich derzeit in der längsten Stockungs- 
phase ihrer Geschichte. Der Pessimismus hat zuge- 
nommen, er ist größer, als der zweifellos schwieri- 
gen Lage entspricht. Zu wenige wagen im Augen- 
blick auf jene Dynamik zu setzen, die allein eine 
Entspannung am Arbeitsmarkt bringen kann. Zö- 
gern scheint weniger riskant zu sein als Handeln. 
Alle warten auf niedrige Zinsen und einen kräftigen 
Impuls aus der Weltwirtschaft. Aber auch im Aus- 
land türmen sich die Probleme. Vom Angebot her ist 
die deutsche Wirtschaft auf einen wachsenden Welt- 
markt ausgelegt. Jahrzehntelang ist sie damit gut 
gefahren. Jetzt trifft das zusammen, was im Fahr- 
plan der Wirtschaftspolitik eigentlich nicht vorgese- 
hen ist — Stabilisierungskrisen draußen und hier 
der Verlust an wirtschaftspolitischem Handlungs- 
spielraum. 

Das übertriebene Vertrauen in die Steuerbarkeit des 
wirtschaftlichen Geschehens ist in ein übertriebe- 
nes Mißtrauen umgeschlagen. Der Staat mußte in ei- 
ner konjunkturell angespannten Situation Maßnah- 
men zur Konsolidierung seiner Finanzen einleiten. 
Die Diskussion über die Staatsfinanzen ist dadurch 
nicht zur Ruhe gekommen. Eine Finanzpolitik, die 
laufend Deckung für neue Milliardenlücken suchen 
muß, veruhsichert alle, die in die Zukunft weisende 
Entscheidungen zu treffen haben. 


Suche nach einem Ausweg 

32*. Die hohe Arbeitslosigkeit fordert alle heraus. 
Hohe Zinsen im Ausland sind kein Schicksal für uns. 
Der Stabilitätsvorsprung, den die Bundesrepublik 


immer noch besitzt und die Besserungstendenz in 
der Leistungsbilanz lassen hoffen, daß sich für die 
D-Mark wieder eine anhaltende Aufwertungserwar- 
tung herausbildet; vor allem der Staat und die Tarif- 
parteien müssen dazu ihren Beitrag leisten. Den Tri- 
but, den die Geldkapitalbesitzer in der verunsicher- 
ten Welt von heute fordern, brauchen die Länder 
nicht zu leisten, die verläßliche Anlagemöglichkei- 
ten bieten. Darin liegt auch eine Chance für die Bun- 
desrepublik. 

33*. Keine Fehlentwicklung in der deutschen Wirt- 
schaft ist gravierender als die hohe und weiter stei- 
gende Arbeitslosigkeit. Die Anzahl der Arbeitsplätze 
schrumpft, obwohl die Anzahl der Arbeitsuchenden 
kräftig zunimmt. Daß dies in anderen Ländern nicht 
anders ist, kann denen kein Trost sein, die keinen 
Arbeitsplatz haben oder um ihren Arbeitsplatz ban- 
gen. Soziale Sicherung, so wichtig sie ist, kann kein 
Ersatz für Erwerbschancen sein, auch dann und 
möglicherweise gerade dann nicht, wenn sie großzü- 
gig angelegt ist. Jede echte Lösung des Beschäfti- 
gungsproblems verlangt mehr als Geld. Sie braucht 
aber nicht einmal viel zu kosten, wenn Gewerkscheif- 
ten, Unternehmen und Staat sich wechselseitig den 
Vertrauens vor schuß einräumen, der neue Lösungen 
erlaubt. Das alte Spiel, daß jeder, der Mitverantwor- 
tung trägt, die Hauptverantwortung bei anderen fin- 
det, führt nicht weiter. Niemand ist von der Verant- 
wortung frei, in seinem Bereich neue Handlungs- 
spielräume zu erschließen und zu nutzen. 

34*. Das herkömmliche Instrumentarium der Be- 
schäftigungspolitik versagt. Weil gegenwärtig trotz 
Stagnation und zunehmender Arbeitslosigkeit die 
Inflationsraten noch steigen und die Zinsen nicht 
rasch genug sinken, sind die Selbstheilungskräfte 
schwach. Zugleich kann sich die Wirtschaftspolitik 
deshalb nicht drehen und wenden. Die Erwartung, 
daß es jetzt besonders günstig ist zu kaufen und zu 
investieren, kann sich nicht herausbilden. Export- 
erfolge müssen mit einer Abwertung bezahlt wer- 
den, die Inflationsimport mit sich bringt und mit ho- 
hen Zinsen einhergeht. Selbst jener Teil der Arbeits- 
losigkeit, der als konjunkturbedingt gelten kann, 
läßt sich kaum wirksam bekämpfen, ganz zu schwei- 
gen von jenem größeren Teil, hinter dem ein nur 
langsam behebbarer Mangel an Arbeitsplätzen 
steht. 


Ein beschäftigungspolltischer Konsens 

(Ziffern 335 ff.) 

35*. Wie schwierig die Situation gegenwärtig ist, 
wird deutlich an den Aufgaben, vor die Gewerk- 
schaften, Arbeitgeber und die Wirtschaftspolitik im' 
Hinblick auf die Zuspitzung der Beschäftigungs- 
probleme heute gestellt sind: 

— Die Gewerkschaften müssen sich fragen, ob die 
Sicherung und Steigerung der Reallöhne oder die 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in 
ihrer tarifpolitischen Konzeption Vorrang haben 
sollen. Beides zugleich läßt sich bei unveränder- 
ten lohnpolitischen Positionen in den kommen- 
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den Jahren wohl kaum realisieren. Nur ein kräf- 
tiges Wachstum der Wirtschaft könnte sie aus 
dieser Zwickmühle befreien. 

— Die Arbeitgeber müssen prüfen, wie sie eine 
Strategie, die über eine beschäftigungsorien- 
tierte Lohnpolitik und über mehr Investitionen 
zu mehr Arbeitsplätzen führt, für die Arbeitneh- 
mer akzeptabler machen können. Eine breit an- 
gelegte Offerte zur Gewinn- und Vermögensbe- 
teiligung der Arbeitnehmer könnte dazu beitra- 
gen. 

Eine allmähliche Entkrampfung der Situation wäre 
möglich, wenn sich die Gewerkschaften und Arbeit- 
geber auf der Basis solcher Abwägungen über einen 
neuen beschäftigungspolitischen Konsens verstän- 
digen könnten (Ziffer 337). Der Vertrauensvorschuß, 
den sich die Tarifparteien gegenseitig gewähren, 
würde auch auf die Geldpolitik und die Finanzpolitik 
ausstrahlen und deren Handlungsraum vergrö- 
ßern. 


Die Rolle der Lohnpolitik 

(Ziffern 408 ff.) 

36 *. Von den Einflußgrößen, die im Zusammenwir- 
ken mit den Lohnsteigerungen die Entwicklung des 
gesamtwirtschaftlichen Kostenniveaus bestimmen, 
ist für 1982 selbst dann keine große Entlastung in 
Aussicht, wenn die Risiken ausbleiben, die für den 
weiteren Wirtschaftsverlauf bestehen. 

— Der Produktivitätszuwachs, der 1981 nur sehr ge- 
ring war, dürfte im kommenden Jahr zwar wie- 
der etwas höher ausfallen, um wieviel höher, 
wird allerdings nicht zuletzt davon abhängen, in 
welchem Maße die Unternehmen ihren Personal- 
bestand an die Produktion anpassen, und das ist 
wiederum nach aller Erfahrung nicht unabhän- 
gig von den Lohnkosten. Auch wenn die Nach- 
frage aus dem Ausland anhaltend steigt, sind im 
ganzen doch keine Auftriebskräfte angelegt, die 
mehr Beschäftigung und zugleich deutliche Pro- 
duktivitätssteigerungen erwarten ließen. 

— Als offene Frage muß weiterhin gelten, wieviel 
das Ausland vom möglichen Produktionsertrag 
beanspruchen wird. Hier war der Irrtum 1981 am 
größten. Trotz der günstigeren Perspektiven 
beim Wechselkurs ist unter den Annahmen unse- 
rer Prognose für den Jahresdurchschnitt 1982 
noch mit keiner so starken Abschwächung des 
Importpreisanstiegs zu rechnen, daß dieser hin- 
ter dem Anstieg der Exportpreise zurückbliebe 
und die Terms of Trade sich günstiger darstell- 
ten. Sollen die Lohnsteigerungen Raum für eine 
Ertragsverbesserung lassen, ist weniger auf die 
Veränderung des Austauschverhältnisses abzu- 
stellen, in dem der Kosteneffekt höherer Import- 
preise mit dem Erlöseffekt höherer Exportpreise 
verrechnet wird, als auf die Importverteuerung 
für sich genommen. Exportpreissteigerungen, 
die zum Anlaß für entsprechende Lohnsteigerun- 
gen genommen werden, verbessern die Erträge 
nicht, ebensowenig wie Preissteigerungen im In- 
land; sie lassen die Ertragsmarge unverändert. 


— Wie weit die Zinsen zurückgehen werden, läßt 
sich nicht sicher sagen. Ein Rückgang, der nur ei- 
nen Ausgleich für die vorangegangenen Zinsstei- 
gerungen brächte, und viel mehr scheint vorerst 
nicht angelegt, könnte in mittelfristiger Sicht, auf 
die es ja vor allem ankommt, nicht schon als Ent- 
lastung gelten. Überdies ist es der Realzins, der 
hier zählt. Zudem wird sich der Anstieg des Kapi- 
talaufwands je Produkteinheit wie je Arbeits- 
platz fortsetzen. Nimmt man beides zusammen, 
so ist eher eine weitere Zunahme als eine Ab- 
nahme der Kapitalkosten zu erwarten. 

— In Rechnung zu stellen ist schließlich, daß mit 
dem Beschluß, den Beitragssatz in der Arbeitslo- 
senversicherung auf 4 vH zu erhöhen, über zu- 
sätzliche Lohnnebenkosten bereits entschieden 
ist. 

Die Erfahrung des Jahres 1981 sollte dafür sprechen, 
den lohnpolitischen Spielraum nicht abermals zu 
überschätzen. 

37 *. Gewerkschaften und Arbeitgeber könnten 
sich im Rahmen der Tarifautonomie darauf einigen, 
daß das vorrangige Ziel der kommenden Jahre darin 
besteht, mehr als eine Million neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. Es wäre ein Konsens darüber anzustreben, 
daß für eine Reihe von Jahren der volkswirtschaftli- 
che Produktivitätsfortschritt für diese Aufgabe ge- 
nutzt werden soll. Bei der Tariflohnpolitik würde 
dann die Sicherung der Reallöhne im Vordergrund 
stehen. Durch geeignete Vereinbarungen zur Ge- 
winn- und Vermögensbeteiligung breiter Schichten 
der Arbeitnehmer wäre anzustreben, daß sich dabei 
die Einkommens- und Vermögensverteilung nicht 
strukturell zu Lasten der Arbeitnehmer verschiebt. 
Für eine Korrektur der gegenwärtig konjunkturell 
stark verzerrten Verteilungsrelationen müßte Raum 
bleiben. Dieser Korrekturbedarf ist im Prinzip nicht 
umstritten. Es kommt zunächst darauf an, daß sich 
die Wirtschaft wieder erholt. Die Tarifparteien dür- 
fen aber nicht allein das im Auge behalten, sondern 
müßten auch versuchen, sich über den mittelfristi- 
gen Kurs im Grundsatz zu verständigen. Je besser 
das gelingt, um so eher sind sinkende Zinsen und 
eine investitionsfreundlichere Finanzpolitik mög- 
lich. Wenn in den nächsten Jahren einige Hundert- 
tausend Arbeitsplätze geschaffen und zugleich die 
Reallöhne und die soziale Sicherung annähernd ge- 
halten werden könnten, wäre das schon ein guter Er- 
folg dieser Politik. 

38 *. Eine Beteiligung der Arbeitnehmer an den 
Unternehmensgewinnen und der Kapitalbildung, 
die zur Lösung der Beschäftigungsprobleme erfor- 
derlich sind, müßte ein tragendes Element der 
grundsätzlichen Verständigung sein. Modelle einer 
Gewinn- und Vermögensbeteiligung sind in den letz- 
ten Jahren eingehend erörtert worden, auch der 
Sachverständigenrat hat sich mehrfach dazu geäu- 
ßert. In vielen Unternehmen gibt es schon seit Jah- 
ren die eine oder andere Form der Arbeitnehmerbe- 
teiligung am Gewinn oder am Kapital. Die steuerli- 
chen Hürden, die dem vielfach noch entgegenstehen, 
sind offenbar nicht unüberwindbar, wenngleich sie 
im Einzelfall gravierend sein mögen. Die Arbeitge- 
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berorganisationen haben sich in den letzten Jahren 
gegenüber der Ertrags- und Kapitalbeteiligung eher 
zurückhaltend gezeigt. Allzu unterschiedlich waren 
die Interessen, aber auch die erwarteten Auswirkun- 
gen solcher Pläne bei den Mitgliedsunternehmen. 
Viele befürchten wohl auch eine weitere Ausdeh- 
nung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer oder 
wollen den Gesellschafterkreis nicht ausdehnen. Es 
gibt aber auch Unternehmer, die raten, solche Risi- 
ken nicht allzu hoch zu bewerten. Tarifvertragliche 
Vereinbarungen zur Gewinn- und Vermögensbeteili- 
gung könnten sich auch auf den Umfang der Mit- 
spracherechte erstrecken. 


Finanzpolitik — Konsolidieren und Dynamik fördern 

(Ziffern 367 ff.) 

39 *. Wir gehen in unserer Prognose davon aus, daß 
die Ausgaben der Gebietskörperschaften in der Ab- 
grenzung der Finanzstatistik im nächsten Jahr um 
3 V 2 vH zunehmen werden; das führt zu einem Aus- 
gabenbetrag von 558 V 2 Mrd DM. Bei der Schätzung 
der Steuereinnahmen für 1982 sind die vorgesehe- 
nen Änderungen des Steuerrechts zu berücksichti- 
gen. Zu rechnen ist mit einer Zunahme des Steuer- 
aufkommens um 4 V 2 vH auf 388 V 2 Mrd DM. Als De- 
fizit des öffentlichen Gesamthaushaltes ist danach 
für das nächste Jahr ein Betrag von 66 V 2 Mrd DM zu 
erwarten. 

Legt man für die Defizitberechnung die Ausgaben 
und Einnahmen in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen zugrunde, dann er- 
hält man einen Finanzierungssaldo von 63 V 2 Mrd 
DM; das sind 9 Mrd DM weniger als in diesem 
Jahr. 

40 *. Wer konsolidieren will, muß zwischen einer 
konjunkturellen und einer nichtkonjunkturellen 
Komponente des Haushaltsdefizits unterscheiden, 
und er muß weiter, um das strukturelle Defizit, also 
den Betrag ermitteln zu können, der zu konsolidie- 
ren ist, eine Vorstellung über die Normalverschul- 
dung haben. Das strukturelle Defizit wird 1981 noch- 
mals auf etwas über 40 Mrd DM zunehmen. Im Ge- 
samthaushalt 1982 von Bund, Ländern und Gemein- 
den wird, sofern die geplanten Konsolidierungsmaß- 
nahmen verwirklicht werden, das strukturelle Defi- 
zit noch rund 32 Mrd DM betragen. 

41 *. Das Konsolidierungsprogramm, das der Bund 
mit der Vorlage des Haushalts 1982 beschlossen hat, 
ist dem Umfang nach ein angemessener erster 
Schritt. Es geht allerdings weiter darum, daß bald 
gesetzgeberische Maßnahmen getroffen werden, die 
den Fortgang der Konsolidierung nach 1982 sichern 
und die einen größeren Spielraum für wachstums- 
fördernde Maßnahmen schaffen. Solche Festlegun- 
gen sind auch notwendig, damit die kreditäre Dek- 
kung konjunkturbedingter Defizite nicht immer 
wieder Irritation auslöst. Wenn die haushaltspoliti- 
sche Situation bereinigt ist, braucht sich niemand 
mehr zu scheuen, das Richtige zum richtigen Zeit- 
punkt zu tun. 


42 *. Als Grundsatz hat zu gelten, daß konjunktur- 
bedingte Defizite durch zusätzliche Kreditaufnahme 
zu finanzieren sind. Denn diese Defizite — gleichviel 
ob sie durch Steuerausfälle oder Mehrausgaben bei 
der Bundesanstalt für Arbeit entstehen — bilden 
sich zurück, sobald sich die Konjunktur erholt. We- 
der Ausgabenkürzungen noch Steuererhöhungen 
sind notwendig, sie zu beseitigen. Trotz der Kapital- 
marktrisiken raten wir dazu, für konjunkturbe- 
dingte Einnahmenausfälle, die noch eintreten wer- 
den, den Weg der Kreditfinanzierung zu wählen. 
Nach unserer Prognose wird das Steueraufkommen 
von Bund, Ländern und Gemeinden im Jahre 1982 
offensichtlich um mehrere Milliarden D-Mark nied- 
riger liegen, als derzeit bei den Haushaltsplanungen 
angenommen ist. Ein Wettlauf von Einnahmenaus- 
fällen und Ausgabenkürzungen würde die konjunk- 
turelle Lage unnötigerweise belasten. Wir geben die- 
sen Ratschlag aus der Vorstellung heraus, daß die 
Aufgabe einer Konsolidierung der Staatsfinanzen 
nicht als erledigt angesehen wird, sobald ein kon- 
junktureller Aufschwung die öffentlichen Kassen 
wieder stärker füllt. 

43 *. Auf der Grundlage eines beschäftigungspoliti- 
schen Konsens und eines gesetzgeberisch fundier- 
ten mittelfristigen Konsolidierungspfades könnte 
der Staat sogar das wirtschaftliche Wachstum aktiv 
unterstützen. Es wäre unter diesen Bedingungen 
möglich, wachstumspolitische Maßnahmen, für die 
dann in den Jahren nach 1982 Spielraum entstünde, 
ins Jahr 1982 vorzuziehen. Der Vertrauensvorschuß, 
der sich daraus ergibt, daß der Staat seine Finanzen 
geordnet hat und daß ein beschäftigungspolitischer 
Konsens zustandegekommen ist, würde es erlauben, 
daß schon für 1982 das getan werden kann, was mit- 
telfristig dringend erforderlich ist, gegenwärtig aber 
nicht realisierbar erscheint. 

44 *. Ein Vorziehen wachstumspolitisch erwünsch- 
ter Maßnahmen ins Jahr 1982 könnte teilweise so 
aussehen, daß die öffentlichen Investitionen weni- 
ger als bisher vorgesehen gekürzt werden. Die öf- 
fentlichen Investitionen sind durch die seit Jahren 
anhaltenden Finanzierungsprobleme stark in Mit- 
leidenschaft gezogen worden. Die Investitionen des 
Staates sind im Jahre 1981 um rund 6 vH gesunken. 
Im kommenden Jahr werden sie voraussichtlich um 
12 vH zurückgehen, zumal durch die Konsolidie- 
rungsmaßnahmen des Bundes und der Länder fi- 
nanzielle Lasten auf die Gemeinden verlagert wer- 
den, wodurch dort der Spielraum für die Finanzie- 
rung von Investitionen kleiner wird. 

45 *. Weitere Maßnahmen zugunsten der Unter- 
nehmensinvestitionen müßten ebenfalls Bestandteil 
einer beschäftigungspolitischen Strategie sein, die 
zu mehr Dynamik führt. Für die Finanzpolitik ist 
eine stärkere wachstumspolitische Orientierung ge- 
boten, nicht zuletzt deshalb, weil die Flexibilität der 
Lohnpolitik offenbar nicht ausreicht, des Beschäfti- 
gungsproblems Herr zu werden. Die Finanzpolitik 
muß also mehr als in der Vergangenheit dazu beitra- 
gen, daß mehr Arbeitsplätze auf Dauer geschaffen 
werden. Dabei geht es in erster Linie um die steuerli- 
che Entlastung gewerblicher Investitionen, weil da- 
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von vermutlich die stärksten arbeitsplatz schaffen- 
den Wirkungen ausgehen (Ziffern 387 fl). 

46 *. Zum Tempo der Konsolidierung in den Jahren 
nach 1982 meinen wir, daß eine Ausgabenexpansion 
die zwei Prozentpunkte unter dem Wachstum des 
Produktionspotentials liegt, ausreichende Fort- 
schritte bei der Konsolidierung mit sich brächte, be- 
rücksichtigt man auch die Durchsetzbarkeit. Der Fi- 
nanzplanungsrat hat im Sommer dieses Jahres ei- 
nen viel ehrgeizigeren Konsolidierungskurs emp- 
fohlen, zumindest für 1982. Bei dem von uns genann- 
ten Tempo würde es freilich ungefähr vier Jahre 
dauern, bis das strukturelle Defizit, so wie wir es se- 
hen, beseitigt ist Allmählichkeit und Verläßlichkeit 
des Konsolidierungsprozesses lassen sich am besten 
kombinieren, wenn die gesetzgeberischen Maßnah- 
men, die zur Absicherung des anvisierten Konsoli- 
dierungspfades erforderlich sind, möglichst bald ge- 
troffen werden. Die Finanzpläne für die Jahre 1983 
bis 1985 enthalten zwar Absichtserklärungen über 
eine weitgehend konsolidierungskonforme Entwick- 
lung der Ausgaben ( -h 4 vH bis -h 5 vH) und der Steu- 
ern (-h6vH bis -1-7 vH). Aber Entscheidungen, die 
die mittelfristige Finanzplanung hinsichtlich des 
Ausgabenvolumens wesentlich realistischer werden 
ließen, als sie es in den vergangenen Jahren war, ste- 
hen noch nicht zur Diskussion. Nicht bekannt ist 
auch, was die Länder in den Jahren 1983 bis 1985 an 
Konsolidierungsanstrengungen unternehmen wol- 
len. 

47 *. Der Weg zur Konsolidierung kann grundsätz- 
lich über Ausgabenkürzungen oder Steuererhöhun- 
gen führen. Die Erfahrung zeigt, daß wegen des 
Steuerwiderstandes für eine nachhaltige Erhöhung 
der Steuerquote kaum Spielraum besteht. Die Abga- 
ben, die schon bei Beziehern mittlerer Einkommen 
auf zusätzlichen Verdiensten lasten, sind bereits 
sehr hoch. Auch Steuern auf den Verbrauch lassen 
sich nicht beliebig erhöhen. Mehrleistung, gleichgül- 
tig in welcher Form, wird wegen der hohen Abga- 
benlast zunehmend schlechter honoriert. Der An- 
sporn für diejenigen, die mehr tun wollen, wird da- 
durch gemindert, oder sie werden in die Schatten- 
wirtschaft abgedrängt. Beides ist unerwünscht, und 
manche beruhigend gemeinte Erklärung über das 
In-Grenzen-Halten der Steuerlast mag darin ihren 
Ursprung haben. Gute wachstumspolitische Gründe 
sprechen dafür, das Arbeiten wie das Investieren 
steuerlich zu entlasten. Wir gehen davon aus, daß die 
Konsolidierung über Ausgabenkürzungen bewerk- 
stelligt werden muß. 


Geldpolitik 

(Ziffern 399 ff.) 

48 *. Unbeirrt von den Turbulenzen dieses Jahres 
sollte die Bundesbank auch für 1982 ein Geldmen- 
genziel verkünden und sich dabei von der Vorstel- 
lung leiten lassen, daß, wenn nichts Schlimmes ge- 
schieht, für die Ausweitung der Geldmenge die mit- 
telfristigen Erfordernisse entscheidend sein müs- 
sen. Wir halten eine Expansion der Zentralbank- 
geldmenge im Verlauf des Jahres 1982 von 5V2vH 


für notwendig und ausreichend. Dabei wäre eine 
Ausweitung des nominalen Sozialprodukts im Ver- 
lauf des Jahres von 5 vH finanzierbar, auch wenn 
die Umlaufsgeschwindigkeit der Zentralbankgeld- 
menge ihrem Trend entsprechend sinkt. 

Unter der Bedingung, daß sich die jüngste Befesti- 
gung des D-Mark-Kurses an den Devisenmärkten 
als solid erweist, könnte die Bundesbank also darauf 
hinwirken, daß sich die monetäre Expansion merk- 
lich beschleunigt. Dabei gehen wir davon aus, daß 
sie bei jeder weiteren nachhaltig erscheinenden 
Tendenz zur Höherbewertung der D-Mark der Lok- 
kerung ihres geldpolitischen Kurses zunächst Vor- 
rang geben wird vor einer tatsächlichen Höherbe- 
wertung der Mark — bis das angestrebte Tempo der 
monetären Expansion erreicht ist. Die Neigung an 
den Märkten, wieder auf einen steigenden Außen- 
wert der D-Mark zu setzen, würde sich dann vor al- 
lem in niedrigeren Zinsen auswirken. 

49 *. Die Geldpolitik wird um so eher sinkende Zin- 
sen hervorbringen, je mehr Unterstützung sie von 
der Finanzpolitik erfährt. Bei freiem internationa- 
len Kapitalverkehr und Unsicherheit hinsichtlich 
des Außenwerts der Währung ist man nicht frei, die 
Höhe der Staatsdefizite frei zu wählen, ohne mas- 
sive negative Rückwirkungen auf die Zinsen und 
das Preisniveau zu riskieren, selbst in der Rezession 
nicht. Es ist dies eine der Stellen, an denen sich als 
offensichtlich falsch erwies, daß zumindest in einer 
Rezession eine Defizitpolitik des Staates im wesent- 
lichen nur wohltuende Auswirkungen haben wer- 
den. Man mag dagegenhalten, daß der Staat als Kre- 
ditnachfrager doch nicht prinzipiell anders zu sehen 
sei als das Unternehmen, an dessen Stelle er trete, 
wenn — wie in der Rezession — die private Investi- 
tionstätigkeit darniederliegt. Das kann zutreffen. 
Man kann den Kreditgebern im Inland und Ausland 
aber nicht befehlen, es so zu sehen. Diese neigen nun 
einmal zu der Auffassung — und sie haben dafür ja 
auch gute Gründe — , daß hohe öffentliche Defizite 
letztlich im Konsum wurzeln und damit eine Vorbe- 
lastung der Zukunft bewirken, daß sie nur allzu oft 
nicht, wie man vorgibt, lediglich dem Ausgleich kon- 
junktureller Nachfrageschwankungen dienen, son- 
dern die Folgen zu geringer Anpassungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft, die Folgen zu hoher Ansprüche 
an die Produktionsmöglichkeiten widerspiegeln 
oder überspielen sollen, allemal also ein „Über-die- 
Verhältnisse-leben“ anzeigen, das früher oder später 
in Inflation enden oder durch Restriktionspolitik be- 
seitigt werden muß, in beiden Fällen zu hohen Zin- 
sen führen wird. Indem die Anleger ihre Dispositio- 
nen möglichst frühzeitig auf diese Erwartung grün- 
den, erzwingen sie eine Beschleunigung dessen, was 
sonst möglicherweise erheblich langsamer ablaufen 
würde. 

50 *. Eine Finanzpolitik, die nach Jahren rascher 
Expansion der Staatsausgaben und hoher öffentli- 
cher Defizite den Kurs auf niedrigere Ausgaben- 
überschüsse einstellt, sowie eine Lohnpolitik, die die 
Arbeitnehmeransprüche an das mögliche Produk- 
tionsergebnis der Volkswirtschaft etwas zurück- 
nimmt und damit mehr Produktionsmöglichkeiten 
rentabel werden oder bleiben läßt, brauchen nicht zu 
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befürchten, daß sie über einen Mangel an Nachfrage 
gerade das verfehlen, was sie am meisten anstreben, 
einen höheren Beschäftigungs stand. Reichen die 
von der Finanzpolitik und der Lohnpolitik direkt be- 
wirkten Anreize, mehr private Produktion zu wagen, 
nicht rasch genug aus, so kann die Geldpolitik, sol- 
chermaßen abgeschirmt gegen Infiations- und Lei- 
stungsbilanzrisiken, ohne große Furcht vor neuem 
Mißtrauen der Kapitalmärkte versuchen, energi- 
scher die Rolle des Zinsführers nach unten zu über- 
nehmen, und damit das große Potential an Investi- 
tionen erschließen helfen, an deren Dringlichkeit im 
Grunde niemand zweifelt. 


Alternative 

(Ziffern 358 ff.) 

51 *. Der Sachverständigenrat soll nach dem ge- 
setzlichen Auftrag die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung unter alternativen Annahmen darstellen. 
Wir haben bei der Darlegung von Alternativen vor 
allem Maßnahmen in Betracht zu ziehen, die geeig- 
net sind, die Wirtschaft den gesamtwirtschaftlichen 
Zielen näherzubringen. Wir orientieren uns bei der 
Auswahl der konkreten Maßnahmen auch an dem, 
was in der öffentlichen Diskussion eine wichtige 
Rolle spielt. Die eine oder andere der Maßnahmen 
oder die Maßnahmenkombination, die wir prüfen, 
mag besonders hohe Erwartungen an das Führungs- 
können jener stellen, die für Beschäftigung und Sta- 
bilität Verantwortung tragen. Der Sachverständi- 
genrat hat jedoch davon auszugehen, daß wirt- 
schaftspolitische Vernunft eine reelle Chance hat. 

52 *. Wir haben für eine Alternativrechnung fol- 
gende Annahmen getroffen: 

— Die Tarifparteien vereinbaren, daß die Lohnrun- 
den der kommenden Jahre im Zeichen der Siche- 
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen und nicht 
in erster Linie im Zeichen der Steigerung der Re- 
aleinkommen stehen. Dieser Konsens spiegelt 
sich für das Jahr 1982 in Tarif ab Schlüssen wider, 
die deutlich geringer sind, als wir es in der Sta- 
tus-quo-Prognose unterstellt haben. 

— In der Finanzpolitik kommt es alsbald zu einer 
zweiten Konsolidierungsrunde, in der Entschei- 
dungen getroffen werden, die für die Jahre 1983 
bis 1985 einen weiteren kräftigen Rückgang des 
strukturellen Defizits im Gesamthaushalt der 
Gebietskörperschaften sichern. Zu diesen Be- 
schlüssen gehören weitere Ausgabenkürzungen, 
die Spielraum für wachstumspolitische Maßnah- 
men schaffen. Im Vorgriff auf den so gesicherten 
Spielraum werden schon für das Jahr 1982 
wachstumspolitische Maßnahmen in der Grö- 
ßenordnung von 7 Mrd DM beschlossen, die zum 
Teil allerdings erst in den folgenden Jahren kas- 
senwirksam werden. Zum einen sollen die öffent- 
lichen Investitionen um 3 V 2 Mrd DM weniger ge- 
kürzt werden, als wir in unserer Status-quo-Pro- 
gnose unterstellt haben, zum anderen werden 
3 V 2 Mrd DM zur Förderung der privaten Investi- 
tionen bereitgestellt. Da die kompensierenden 
Ausgabenkürzungen — jedenfalls soweit sie 
Gesetzesänderungen bedürfen — überwiegend 


erst ab 1983 in Kraft treten dürften, ist für 1982 
durch diese Maßnahmen ein höheres Finanzie- 
rungsdefizit angelegt, das aber 1983 wieder ent- 
fällt. Diese Erhöhung wird in Kauf genommen, 
da durch die gleichzeitige Entscheidung über die 
Konsolidierungsmaßnahmen glaubhaft wird, daß 
sie keine dauerhafte, sondern nur eine vorüber- 
gehende Haushaltsbelastung darstellt, und da im 
übrigen der beschäftigungspolitische Konsens 
die Risiken für Stabilität und Wachstum be- 
grenzt. 

— Die Geldpolitik bleibt auch bei niedrigerem Ko- 
sten- und Preisniveauanstieg bei der unter Sta- 
tus-quo-Bedingungen angenommenen Auswei- 
tung der Zentralbankgeldmenge. Soweit sich das 
Vertrauen im Inland und Ausland in die Stabili- 
sierung von Kosten und Preisen und in eine dau- 
erhafte Sanierung des Haushalts verbessert, ge- 
winnt die Bundesbank dabei zusätzlichen Spiel- 
raum für die Senkung der Notenbankzinsen. 

53 *. Die Wirkungen dieses Maßnahmenbündels 
bestehen erstens darin, daß der Staat direkt die 
Nachfrage um 3 V 2 Mrd DM erhöht und indirekt pri- 
vate Investitionen anregt. Wie groß das Volumen an 
zusätzlichen privaten Investitionen ist, läßt sich al- 
lerdings nur schwer angeben, denn nicht alle Unter- 
nehmen werden auf die Vergünstigung schon kurz- 
fristig mit einer Aufstockung ihrer Investitionspläne 
reagieren, dafür werden die Unternehmen, die sich 
von den Maßnahmen anregen lassen, ihre Investitio- 
nen um mehr erhöhen^ als sie an öffentlichen Mit- 
teln erhalten und sie mit zusätzlichen eigenen Mit- 
teln oder Krediten finanzieren. Insgesamt erwarten 
wir als Folge der Investitionsförderung eine Zu- 
nahme der privaten Investitionen gegenüber der 
Status-quo-Prognose um etliche Milliarden DM. 

54 *. Man sollte von dem skizzierten wirtschaftspo- 
litischen Weg die Hauptwirkungen nicht schon für 
das Jahr 1982 erwarten. Bei unserer Durchrechnung 
ergab sich ein reales Sozialprodukt, das um reichlich 
1 vH über dem des Jahres 1981 liegen würde und 
also um etwa V 2 vH höher als in unserer Status-quo- 
Prognose; betrachtet man nicht den Jahresdurch- 
schnitt, sondern den Verlauf des Jahres, dann ist der 
Unterschied größer. Man darf diese Strategie aber 
nicht an derartigen Prognoseergebnissen messen. 
Zu unsicher ist, wann und in welchem Ausmaß die 
erwartete Belebung ein setzt und wie stark die sich 
selbst verstärkende Dynamik sein wird. Entschei- 
dend ist, daß eine solche Strategie die Wahrschein- 
lichkeit erhöht, daß der Beschäftigungsrückgang 
frühzeitig gebremst wird und über das Jahr 1982 hin- 
aus die Chance für einen anhaltenden Rückgang der 
Arbeitslosigkeit verbessert. 


Internationale Wettbewerbsfähigkeit 

55 *. Die wirtschaftspolitische Diskussion dieses 
Jahres war geprägt von der Sorge, daß die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volks- 
wirtschaft nicht gut genug sei. Der Sachverständi- 
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genrat untersucht dieses Problem in einem Sonder- 
kapitel und prüft, welche wirtschaftspolitische Stra- 
tegie zur Verbesserung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit am besten geeignet ist (Viertes Kapi- 
tel). 

56 *. Das hohe Leistungsbilanzdefizit hat die Wirt- 
schaftspolitik in Bedrängnis gebracht. Die Abwer- 
tung der D-Mark, die das reale Austauschverhältnis 
mit dem Ausland — die Terms of Trade — ver- 
schlechterte, verbesserte zwar die Bedingungen, die 
Exporte zu steigern und die Importe einzudämmen. 
Der Preisauftrieb ist dadurch aber wieder verstärkt 
worden. Um die neuen Inflationsgefahren abzuweh- 
ren, sah sich die Bundesbank gezwungen, ihren re- 
striktiven Kurs zu bekräftigen. Die Beschäftigungs- 
probleme haben sich verschärft. Es muß ein Weg ge- 
funden werden, die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit zu verbessern, ohne daß Stabilität und Be- 
schäftigung in Mitleidenschaft gezogen werden. Das 
kann geschehen, indem eine freiwillige Anpassung 
der Einkommen oder der Einkommensentwicklung 
zustande kommt. Es kann aber auch dadurch ge- 
schehen, daß Bedingungen geschaffen werden, die 
der Wirtschaft helfen, durch Strukturwandel ein ko- 
stengünstigeres und attraktiveres Angebotssorti- 
ment bereitzustellen. In dem Maße, wie der Markt 
auf die Herausforderung von außen die Produktivi- 
tät steigert und die Qualität der Produkte verbessert 
sowie neue Produkte entwickelt werden, bleiben der 
Volkswirtschaft eine Minderung der Realeinkom- 
men und damit einhergehende Anpassungsstörun- 
gen erspart. 

57 *. Eine Untersuchung der internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft auf-, 
grund einer Analyse der Veränderung von Marktan- 
teilen, Wechselkursen, Preisen und Kosten hat ge- 
zeigt, daß die deutschen Anbieter auf vielen Märk- 
ten heute einen schwereren Stand haben als vor ei- 
nem Jahrzehnt. Die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit ist jedoch nicht akut gefährdet. Dafür hat 
nicht zuletzt die Abwertung der D-Mark gesorgt. Das 
Leistungsbilanzdefizit ist im Abbau begriffen. Die 
mit der Aufwertung in der zweiten Hälfte der siebzi- 
ger Jahre verbundene Realeinkommenserhöhung 
hat sich nicht halten lassen. Eine Korrektur ist un- 
terwegs. 

58 *. Das Besondere des Erfolgs japanischer Anbie- 
ter auf den internationalen Märkten ist ein rasantes 
Vorstoßen bei einzelnen Produkten. In der Konzen- 
tration Japans auf bestimmte Märkte mit Produkten 
einer hochentwickelten Technologie liegt aber zu- 
gleich auch eine Schwäche. Die Stärke der deut- 
schen Wettbewerbsposition ist dagegen in der Breite 
des Angebots an hochwertigen Produkten zu sehen. 
Wie die Analyse der deutschen Wettbewerbsposition 
erkennen läßt, sind Befürchtungen, daß die deutsche 
Wirtschaft aus Mangel an technischem Wissen in 
Zukunft ihre Wettbewerbsfähigkeit nicht erhöhen 
könnte, weitgehend unbegründet. Die hohe Quali- 
fikation der Arbeitskräfte macht es möglich, daß der 
technische Erkenntnisstand in produktivitätsstei- 
gernde Fertigungsverfahren und attraktive Pro- 
dukte umgesetzt werden kann. Das Innovationspo- 


tential ist vorhanden. Offen bleibt indes, ob es rasch, 
umfassend und wirkungsvoll genutzt werden wird. 
Sorge bereitet in dieser Hinsicht das verlangsamte 
Wachstum des Kapitalstocks und die damit einher- 
gehende Überalterung des Produktionsapparates. 
Hierfür dürften nicht zuletzt eine unzureichende 
Kapitalkraft sowie eine geringe Ausstattung der Un- 
ternehmen mit Risikokapital verantwortlich sein. 

59 *. Häufig ist zu hören, daß eine Wirtschaftspoli- 
tik, die die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
rasch zu verbessern suche, anderen Ländern mit 
noch größeren Zahlungsbilanzproblemen schade 
und das weltwirtschaftliche Gleichgewicht daher 
noch mehr störe. Denn das Leistungsbilanzdefizit 
der Bundesrepublik werde dadurch auf andere Län- 
der verlagert. Das trifft aber nur zu, wenn bei weiter- 
hin gestörten Angebotsbedingungen im Inland der 
Zwang zur Anpassung überwiegend von der Abwer- 
tung und dem Zinsanstieg ausgeht. Aus gegebener 
oder gar sinkender Produktion im Inland werden 
dann mehr Güter auf die internationalen Märkte ge- 
drückt. Die Handelspartner sehen sich einer ver- 
schärften Konkurrenz aus der Bundesrepublik ge- 
genüber, ohne daß auch die Bundesrepublik ver- 
stärkt als Nachfrager auf den internationalen Märk- 
ten auftritt. Die Gefahr des Protektionismus nimmt 
dadurch zu. Der Vorwurf des Beggar my Neighbour 
würde nicht zu unrecht laut werden. Ganz anders ist 
das jedoch im Falle einer Strategie, die über mehr 
Investitionen und mehr Produktion auch im Innern 
die Anpassungsaufgaben zu lösen versucht. Das gilt 
sowohl für die defensive Strategie, die über Lohnzu- 
rückhaltung Spannungen vermeidet, als auch für die 
offensive Strategie, die das gleiche über eine Forcie- 
rung des Produktivitätsfortschritts erreicht. In bei- 
den Fällen kommt im Zuge der Anpassung auch aus- 
ländisches Angebot verstärkt zum Zuge; die Han- 
delspartner sehen sich nicht nur einer verschärften 
Konkurrenz, sondern auch einer steigenden Nach- 
frage nach ihren Gütern gegenüber. Der Abbau des 
deutschen Leistungsbilanzdefizits wird dabei mög- 
licherweise länger dauern. Das muß aber keine Pro- 
bleme schaffen, da sich ja auch ausländisches Kapi- 
tal in größerem Umfang an der Nutzung der Investi- 
tionschancen im Inland beteiligt. Jedes Land, das 
auch für das Inland auf diese Weise seine Probleme 
zu lösen sucht, hilft sich und der Weltwirtschaft. Ein 
weltweiter Wettbewerb um verbesserte Angebotsbe- 
dingungen verspricht am ehesten eine Lösung der 
derzeitigen Probleme. 


Wege der Wirtschaftspolitik 

60 *. Gewisse Gemeinsamkeiten zwischen dem 
Konzept einer angebotsorientierten Politik, das der 
Sachverständigenrat seit Mitte der siebziger Jahre 
zur Diskussion stellt, und den Grundlinien der ge- 
genwärtigen Wirtschaftspolitik in Großbritannien 
und den Vereinigten Staaten haben gelegentlich An- 
laß zu Mißverständnissen hinsichtlich der Position 
des Rates gegeben. In diesem Gutachten erörtert der 
Rat daher die Konzepte der Wirtschaftspolitik in der 
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Bundesrepublik, den Vereinigten Staaten, Großbri- 
tannien, Frankreich und Japan (Ziffern 292 ff.). 

Der Sachverständigenrat hat einem strengen Mone- 
tarismus nie das Wort geredet Das Konzept des Ra- 
tes beruht nicht auf der Annahme, daß ausreichende 
wirtschaftliche Dynamik sich in einem Marktsy- 
stem von selbst versteht. Es kann anhaltende Ange- 
botsstörungen geben. Und Erwartungsstörungen ha- 
ben eine Bedeutung, die sich verselbständigen kann. 
So hat der Rat nicht vorgeschlagen, den Staat aus 
der Aufgabe zu entlassen, auf die volkswirtschaftli- 
che Gesamtnachfrage in antizyklischem Sinne Ein- 
fluß zu nehmen, wenn die Umstände dies erfordern 
und wirksam zulassen. 

Eine Wirtschaftspolitik, welche durch Maßnahmen, 
die auf der Angebotsseite ansetzen, die wirtschaftli- 
che Dynamik fördert, kann der Anpassungsfähig- 
keit der Wirtschaft aufhelfen, die Lohnpolitik entla- 
sten und die Geldpolitik davor bewahren, immer 
wieder im nachhinein die Finanzierung einer Prois- 
niveausteigerung unvermeidlich finden zu müssen, 
die es im vorhinein nicht war. Der Vorrang und die 
Dringlichkeit der Angebotspolitik sind — insoweit 
situationsbedingt — Folge einer Entwicklung, in der 
sich die Möglichkeiten der Nachfragesteuerung 
durch Mißbrauch entwertet haben und in der sich 
die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft als überfor- 
dert erweist. 


Diese Überforderung hängt mit den übergroßen 
Herausforderungen von außen zusammen, aber 
auch mit hausgemachter Verkrustung und zu großer 
Störung marktwirtschaftlicher Antriebsmechanis- 
men. Ein angebotspolitischer Optimismus freilich, 
wie ihn die amerikanische Regierung eine Politik 
wagen läßt, die ganz auf die Möglichkeit eines vir- 
tuosen Expansionsprozesses mit rascher Autokon- 
solidierung rigoroser Steuersenkungen setzt, gehört 
nicht zum Konzept des Sachverständigenrates. 

61 *. Wenigstens eines sollte aber unstreitig sein 
können: Beschäftigungspolitische Verantwortung 
nimmt der Staat nicht nur wahr, wenn er Leute 
selbst beschäftigt oder wenn er Geld ausgibt, damit 
andere es tun. Er nimmt sie auch wahr, wenn er sich 
darauf konzentriert, die Bedingungen zu verbessern, 
unter denen die Einzelnen ihren Erwerb selbst su- 
chen. Die Frage eines Rückzuges des Staates aus 
seiner beschäftigungspolitischen Verantwortung 
stellt sich gegenwärtig nicht. In der Diskussion über 
die richtige wirtschaftspolitische Strategie geht es 
derzeit ausschließlich um das Wie, nicht um das 
Ob. 

62 *. Im dritten Kapitel dieses Gutachtens beschäf- 
tigen wir uns außerdem mit Problemen der Arbeits- 
marktpolitik (Ziffern 418 ff.), der Marktpolitik (Zif- 
fern 428 ff.) und der Energiepolitik (Ziffern 436 ff.). 
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ERSTES KAPITEL 

Die wirtschaftliche Lage 


TEIL A 

Der internationale Rahmen 


I. Anpassungsdruck zwingt Weltwirtschaft 
In die Stagnation 

1. Die westlichen Industrieländer sind auch in die- 
sem Jahr mit den Problemen, die ihre Volkswirt- 
schaften seit langem belasten, nicht fertig geworden. 
Bei der Inflationsbekämpfung waren die Fort- 
schritte gering. Die Zinsen stiegen weiter, die Inve- 
stitionen blieben gedämpft. Für eine konjunkturelle 
Erholung fehlte weithin die Grundlage. Die Produk- 
tion lag 1981, nimmt man alle Industrieländer zu- 
sammen, wiederum nur wenig höher als im Vorjahr 
(Tabelle 1 und Schaubild 1). Die Beschäftigungs- 
probleme verschärften sich. 


Die Vereinigten Staaten haben die weltwirtschaftli- 
che Entwicklung in hohem Meiße geprägt. Dem er- 
neuten Anstieg der Zinsen, der von dort ausging, und 
dem Sog eines erstarkten Dollar konnten sich die 
anderen Länder um so weniger entziehen, als sie 
sich selbst schwer taten, bessere Bedingungen für 
ein möglichst spannun gsf reies Wachstum zu schaf- 
fen. Gravierende binnenwirtschaftliche Probleme — 
stark angewachsene Staatsdefizite, anhaltende In- 
flationstendenzen und latente Verteilungskonflikte 
— führten in Verbindung mit der internationalen 
Zinstendenz dazu, daß neue Dynamik nicht aufkam. 
Die Neigung zum Protektionismus hat wieder zuge- 
nommen. Viele Länder haben den Zugang zu ihren 
Märkten erschwert. 


Tabelle 1 


Reales Bruttosozialprodukt in wichtigen Industrieländern 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Land 

1960 bis 
1972^) 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980®) 

1981^) 

Bundesrepublik 

Deutschland 

> 4,5 

+ 0,4 

-1,8 

+ 5,3 

+2,8 

+ 3,6 

+ 4,4 

+ 1,8 

- 

Belgien 

+ 4,9 

+4,5 

-1,9 

+ 5,3 

+ 0,8 

+ 3,0 

+ 2,4 

+ 1,4 

-1 

Dänemark 

+ 4,8 

-0,9 

-0,6 

+ 7,9 

+ 1,8 

+ 1,3 

+ 3,5 

-1,0 

-1 

Frankreich 

5,8 

+ 3,2 

+ 0,2 

+ 5,2 

+ 2,8 

+ 3,6 

+ 3,2 

+ 1,3 

+ V 2 

Griechenland 

+ 7,7 

-3,6 

+ 6,1 

+ 6,4 

+ 3,4 

. +6,7 

+ 3,8 

+0,6 

+ 1 

Großbritannien 

+ 3,1 

-1,2 

-0,8 

+ 4,2 

+ 1,0 

+ 3,6 

+ 0,9 

-1,8 

-2 

Irland 

4,0 

+ 3,7 

+ 2,2 

+ 2,0 

+ 5,8 

+ 6,3 

+ 1,9 

+ 1,0 

+ 2 

Italien 

+ 5,5 

+4,1 

-3,6 

+ 5,9 

+ 1,9 

+ 2,6 

+ 5,0 

+ 4,0 

+ 0 

Niederlande 

+ 5,2 

+ 3,5 

-1,0 

+ 5,3 

+ 2,4 

+ 2,5 

+ 2,2 

+ 0,8 

-IV 2 

EG- Länder®)®) 

+ 4,8 

+ 1,6 

-1,2 

+ 5,2 

+ 2,3 

+ 3,3 

+ 3,4 

+ 1,2 

- V 2 

Vereinigte Staaten 

+ 4,1 

-1,3 

-1,0 

+ 5,6 

+ 5,1 

+4,4 

+ 2,4 

-0,2 

+ 2 

Japan 

+ 11,0 

-1,0 

+ 2,3 

+ 5,3 

+ 5,3 

+ 5,0 

+ 5,5 

+ 4,2 

+ 3 V 2 

Österreich 

+ 5,1 

+4,3 

-1,7 

+ 5,8 

+ 4,4 

+ 1,0 

+ 5,1 

+ 3,6 

+ 0 

Schweden 

+ 4,2 

+4,1 

+ 2,5 

+ 1,6 

-2,4 

+ 1,4 

+4,0 

+ 1,4 

+ 0 

Schweiz 

+ 4,7 

+ 1,5 

-7,3 

-1,4 

+ 2,4 

+ 0,3 

+ 2,2 

+ 3,2 

+ 1 

OECD-Länder®) 

+ 5,5 

+ 0,6, 

-0,3 

+ 5,1 

+ 3,6 

+3,8 

+ 3,3 

+ 1,3 

+ IV 2 


Für Belgien, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Italien, Österreich, Schweden und Schweiz: Bruttoinlandsprodukt. 

Durchschnittlich jährliche Veränderung. 

Teilweise geschätzt. 

Eigene Schätzung. 

Zusammengewogen mit den jeweiligen Anteilen am Bruttosozialprodukt zu Preisen und Wechselkursen von 1979. 

Gebietsstand: 1. Januar 1981. 

^ Quelle: OECD; Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle 
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2 . Daß die einzelnen Länder nicht für eine bessere 
wirtschaftliche Entwicklung sorgen konnten, lag 
nicht zuletzt an den stark angeschwollenen Defizi- 
ten der öffentlichen Haushalte. Eine über Jahre hin- 
weg expansive Ausgabenpolitik hat das Verhältnis 
von Haushaltsdefiziten zum Sozialprodukt in f ai^t al- 
len Ländern ansteigen lassen. In diesem Jahr haben 
konjunkturbedingte Mehrausgaben sowie Minder- 
einnahmen die Defizite weiter hinaufgetrieben, in 
Belgien auf über 12 vH und in Italien auf über 9 vH 
des Sozialprodukts. Bei dem Versuch, die hohen De- 
fizite auf ein vertretbares Maß zurückzuführen, 
standen die Regierungen vor großen Schwierigkei- 
ten. Ging es doch darum, die Staatsquote, die in den 
letzten Jahren beträchtlich gestiegen war, deutlich 
zurückzuführen. Der rasche Anstieg der öffentli- 
chen Zinslast, die zum Teil über 5 vH des Sozialpro- 
dukts ausmacht, erhöhte den Kürzungsbedarf bei 
den übrigen Ausgaben. Erhebliche Einsparungen im 
Sozialbereich waren unvermeidlich. Mehr als eine 
Regierung ist in diesem Jahr wegen Auseinander- 
setzungen in Haushaltsfragen zurückgetreten. 


3. In der Geldpolitik hatte 1981 die Inflationsbe- 
kämpfung Vorrang. Wollte die Geldpolitik dem 


durch die Ölpreissteigerungen der vergangenen 
Jahre verstärkten Preisauftrieb wirksam entgegen- 
treten, so mußte sie einen abermaligen Anstieg der 
Zinsen und eine Verlängerung der wirtschaftlichen 
Schwächeperiode in Kauf nehmen. Dabei übernah- 
men die Vereinigten Staaten nun die Führungsrolle. 
Sie versuchten gleichzeitig, durch Steuersenkungen 
die Wirtschaft wieder zu beleben. An den Kapital- 
märkten ist diese Politikmischung auf Skepsis ge- 
stoßen. Für das hohe Zinsniveau in der Welt wurden 
allenthalben die Vereinigten Staaten verantwortlich 
gemacht. Ein Zusammenhang zwischen den hohen 
amerikanischen Zinsen und den hohen Zinsen in an- 
deren Ländern ist zwar nicht zu übersehen, braucht 
aber nicht zu einem internationalen Gleichstand der 
Zinsen zu führen. Länder, die sich einen Vorsprung 
in der Inflationsbekämpfung und in der Strukturan- 
passung verschafft haben, konnten sich durchaus 
aus dem Zinsverbund lösen. Japan und die Schweiz 
sind Beispiele dafür, daß Erfolge bei der Stabilisie- 
rung oder die Erwartung von Erfolgen es ermögli- 
chen, mit den Zinsen Distanz zum internationalen 
Niveau zu halten. Den übrigen Ländern wäre eine 
Abkoppelung möglich gewesen, hätten sie für Bedin- 
gungen gesorgt, die mehr Stabilität und mehr 
Wachstum erlauben (Tabelle 2). 


Tabelle 2 


Verbraucherpreise in ausgewählten Ländern 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 


Land 

1960 

bis 

1970^) 

1970 

bis 

1980=') 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

l.Hj, 

3.Vj. 

Bundesrepublik 











Deutschland 

+ 2,5 

+ 5,1 

+ 6.0 

+ 4,3 

+ 3,7 

+ 2,7 

+ 4,1 

+ 5,5 

+ 5,6 

+ 6,1 

Belgien 

+ 3,0 

+ 7,4 

+ 12,8 

+ 9,2 

+ 7,1 

+ 4,5 

+ 4,5 

+ 6,6 

+ 7,2 

+ 8,1 

Dänemark 

+ 5,6 

+ 9,8 

+ 9,6 

+ 9,0 

+ 11,1 

+ 10,0 

+ 9,6 

+ 12,3 

+ 11,5 

+ 11,7 

Frankreich 

+4,1 

+ 9,6 

+ 11,8 

+ 9,6 

+ 9,4 

+ 9,1 

+ 10,8 

+ 13,6 

+ 12,7 

+ 13,6 

Griechenland 

+ 2,1 

+ 14,3 

+ 13,4 

+ 13,3 

+ 12,1 

+ 12,6 

+ 19,0 

+ 24,9 

+ 25,0 

+23,6 

Großbritannien .... 

+ 4,1 

+ 13,7 

+ 24,2 

+ 16,5 

+ 15,8 

+ 8,3 

+ 13,4 

+ 18,0 

+ 12,2 

+ 11,3 

Irland 

+4,6 

+ 13,7 

+ 20,9 

+ 18,0 

+ 13,6 

+ 7,6 

+ 13,3 

+ 18,2 

+ 19,1 

+ 20,1 

Italien 

+4,0 

+ 13,8 

+ 17,0 

+ 16,8 

+ 18,4 

+ 12,1 

+ 14,8 

+ 21,2 

+ 20,3 

+ 19,1 

Niederlande 

+ 4,3 

+ 7,4 

+ 10,2 

+ 8,8 

+ 6,4 

+ 4,1 

+ 4,2 

+ 6,5 

+ 6,6 

+ 7,0 

Vereinigte Staaten . . 

+ 2,7 

+ 7,8 

+ 9,1 

+ 5,8 

+ 6,5 

+ 7,7 

+ 11,3 

+ 13,5 

+ 10,5 

+ 10,9 

Kanada 

+ 2,7 

+ 8,0 

+ 10,8 

+ 7,5 

+ 8,0 

+ 9,0 

+ 9,1 

+ 10,1 

+ 12,4 

+ 12,7 

Japan 

+ 5,7 

+ 9,0 

+ 11,8 

+ 9,3 

+ 8,1 

+ 3,8 

+ 3,6 

+ 8,0 

+ 6,0 

+ 4,3 

Österreich 

+ 3,6 

+ 6,3 

+ 8,4 

+ 7,3 

+ 5,5 

+ 3,6 

+ 3,7 

+ 6,4 

+ 6,9 

+ 6,6 

Schweden 

+4,0 

+ 9,2 

+ 9,8 

+ 10,3 

+ 11,4 

+ 10,0 

+ 7,2 

+ 13,7 

+ 13,1 

+ 12,8 

Schweiz 

+ 3,3 

+ 5,0 

+ 6,7 

+ 1,7 

+ 1,3 

+ 1,1 

+ 3,6 

+ 4,0 

'+ 5,9 

+ 7,2 

OECD-Länder^) . . . 

+ 3,4 

+ 8,7 

+ 11,3 

+ 8,6 

+ 8,9 

+ 7,9 

+ 9,8 

+ 12,9 

+ 11,2 

+ 12,0^) 


Aus Angaben in Landeswährung, 

Durchschnittlich jährliche Veränderung. 

Zusammengewogen mit den jeweiligen Anteilen am privaten Verbrauch zu Wechselkursen des vorangegangenen Jahres. 

Eigene Schätzung. 

Quelle: OECD; Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle 
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4 . Die Lohnpolitik war 1981 in den meisten Län- 
dern nicht aggressiv, gleichwohl nicht flexibel ge- 
nug, die anstehenden Beschäftigungsprobleme zu 
verringern. Die Arbeitslosigkeit nahm in diesem 
Jahr — freilich auch bedingt durch den starken An- 
stieg des Erwerbspersonenpotentials — drastisch 
zu. Sie lag im Durchschnitt in den westlichen Indu- 
strieländern bei annähernd 8 vH (Tabelle 3). Im ein- 
zelnen war die Flexibilität der Löhne in diesem wie 
schon in den vergangenen Jahren von Land zu Land 
verschieden. Vor allem in den Vereinigten Staaten 
und in Japan hatte sich im Gefolge des zweiten Öl- 
preisschubs die Steigerung der Nominallöhne wie 
der Reallöhne deutlich verlangsamt. Auch in kleine- 
ren Ländern wie den Niederlanden, Dänemark und 
der Schweiz hatten sich in dieser Zeit die Lohnstei- 
gerungen zurückgebildet, in den Niederlanden kam 
es in den letzten beiden Jahren sogar zu Reallohn- 
senkungen. Dagegen sind in Italien und in Belgien 
die Nominallöhne nach 1979 weiter kräftig gestie- 
gen. Durch die in beiden Ländern praktizierte Lohn- 
indexierung hatte vor allem die Verteuerung der Öl- 
importe nach 1979 — wie schon nach 1974 — eine zu- 
sätzliche Dynamik in die Lohnentwicklung ge- 


bracht. Mißt man die Reallohnentwicklung an der 
Marke, die sich aus dem Produktivitätsfortschritt 
und der Veränderung des realen Austauschverhält- 
nisses mit dem Ausland — den Terms of Trade — er- 
gibt (Reallohnposition), so zeigt sich für 1981, deiß 
Großbritannien, Dänemark, Niederlande und 
Schweden dahinter zurückgeblieben sind. Dagegen 
überstieg der Reallohnzuwachs diese Marke vor al- 
lem in Ländern, die erhebliche Verluste bei den 
Terms of Trade hinnehmen mußten, wie etwa Italien 
und Belgien (Tabelle 4). 

5. Insgesamt gesehen ist die Weltwirtscheift einer 
Lösung der drängenden wirtschaftlichen Probleme 
— Eindämmung der Inflation, Rückgewinnung von 
mehr Wachstum und Beschäftigung, Rückführung 
hoher Staatsdefizite, Abbau der schwerwiegenden 
außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte — nicht 
näher gekommen. Gegenüber der Zeit nach dem er- 
sten Ölpreisschub hält die konjunkturelle Schwä- 
chephase länger an, die Arbeitslosigkeit hat dra- 
stisch zugenommen, und die Zinsen liegen vielfach 
um mehrere Prozentpunkte über dem Niveau der 
Jahre 1976/77. 


Tabelle 3 


Arbeitslosenquoten in ausgewählten Ländern 

vH 


Land 

Berech- 

nungs- 

methode 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981^) 

Bundesrepublik 
Deutschland 

I 

4,1 

4,0 

3,9 

3,4 

3,4 

4,7 

Belgien 

I 

6,8 

7,8 

8,4 

8,7 

9,4 

11,6 

Dänemark 

I 

4,7 

5,8 

6,5 

5,3 

6,2 

8,2 

Frankreich 

I 

4,3 

4,8 

5,2 

6,0 

6,4 

7,8 

Griechenland 

I 


0,8 

0,9 

0,9 

1,1 

2,3 

Großbritannien 

I 

5,3 

5,7 

5,7 

5,3 

6,9 

10,2 

Irland 

I 

9,5 

9,2 

8,4 

7,4 

8,3 

10,4 

Italien 

I 

5,6 

6,4 

7,1 

7,5 

8,0 

8,6 

Niederlande 

I 

4,3 

4,1 

4,1 

4,1 

4,8 

7,3 

Vereinigte Staaten 

II 

7,7 

7,0 

6,0 

5,8 

' 7,1 

7,3 

Kanada 


7,2 

8,1 

8,4 

7,5 

7,5 

8,3 

Japan 


2,0 

2,0 

2,2 

2,1 

2,0 

2,2 

Österreich 


2,0 

1,8 

2,1 

2,0 

1,9 

2,2 

Schweden 


1,6 

1,8 

2,2 

2,1 

2,0 

2,4 


Berechnungsmethode: 

I: Anteil der durch die Arbeitsverwaltung als arbeitslos registrierten Personen an den gesamten zivilen Erwerbspersonen (für den EG- Ge- 
brauch standardisierte nationale Angaben). 

II: Anteil der durch regelmäßige Haushaltsbefragungen (Stichproben) ermittelten Arbeitslosen an den geschätzten gesamten Erwerbs- 
personen. 

III: Anteil der durch die Arbeitsverwaltung am Monatsende als arbeitslos registrierten Personen an den abhängigen Erwerbspersonen. 

^) Eigene Schätzung. 


Quellen: SAEG; ILO 
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Tabelle 4 


Zur Entwicklung der Lohnstückkosten und der Reallohnposition in wichtigen Industrieländern 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Land 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 




Lohnkosten je Produkteinheit ’) 



Bundesrepublik 
Deutschland 

+ 9,5 

+ 6,0 

+ 2,1 

+ 3,8 

+ 3,4 

+ 3,1 

+ 5,9 

+ 5,0^) 

Belgien 

+ 15,4 

+ 17,0 

+ 8,9 

+ 8,2 

+ 3,7 

+ 5,3 

+ 6,5 

+ 8,0 

Dänemark 

+ 18,9 

+ 13,7 

+ 7,0 

+ 9,1 

+ 8,1 

+ 7,8 

+ 8,2 

+ 10,5 

Frankreich 

+ 15,6 

+ 17,5 

+ 10,6 

+ 10,6 

+ 9,4 

+ 9,4 

+ 13,5 

+ 13,5 

Großbritannien 

+22,7 

+29,4 

+ 9,3 

+ 9,2 

+ 10,1 

+ 15,4 

+ 20,0 

+ 10,5 

Irland 

+ 16,1 

+ 24,6 

+ 16,4 

+ 10,3 , 

+ 10,3 

+ 17,6 

+ 15,0 

+ 13,0 

Italien 

+ 19,6 

+26,0 

+ 15,3 

+ 20,2 

+ 13,6 

+ 14,0 

+ 18,4 

+20,5 

Niederlande 

+ 12,3 

+ 13,9 

+ 5,5 

+ 6,4 

+ 5,4 

+ 5,7 

+ 5,5 

+ 6,5 

Vereinigte Staaten 

+ 11,0 

+ 7,5 

+ 5,6 

+ 5,4 

+ 7,6 

+ 8,9 

+ 9,4 

+ 9,0 

Kanada 

+ 15,7 

+ 15,1 

+ 9,6 

+ 7,8 

+ 5,4 

+ 8,2 

+ 11,2 

+ 11,0 

Japan 

+27,0 

+ 14,7 

+ 7,7 

+ 6,1 

+ 2,7 

+ 2,7 

+ 4,5 

+ 5,5 

Österreich 

+ 11,4 

+ 13,4 

+ 4,4 

+ 6,1 

+ 8,0 

+ 1,7 

+ 4,4 

+ 7,0 

Schweden 

+ 11,0 

+ 16,9 

+ 16,3 

+ 15,3 

+ 8,9 

+ 6,5 

+ 10,3 

+ 13,0 

Schweiz 

+ 9,6 

+ 10,6 

+ 2,0 

+ 0,1 

+ 4,6 

+ 2,7 

+ 2,0 

+ 5,0 





Reallohnposition 




Bundesrepublik 
Deutschland 

+ 3,0 

- 1,7 

- 3,2 

- 0,3 

- 1,1 

- 1,1 

+ .1,3 

+ 2,0^) 

Belgien 

+ 3,4 

+ 4,4 

+ 1,2 

+ 0,8 

+ 0,2 

+ 0,5 

+ 0,5 

+ 3,5 

Dänemark 

+ 7,3 

+ 2,9 

- 5,1 

- 1,9 

- 2,3 

- 1,8 

+ 0,4 

- 1,0 

Frankreich 

+ 3,4 

+ 2,7 

- 0,3 

+ 0,3 

- 1,5 

- 1,9 

+ 2,4 

+ 3,0 

Großbritannien 

+ 6,8 

+ 2,0 

- 6,4 

- 5,3 

+ 0,3 

+ 1,6 

+ 2,9 

- 1,5 

Irland 

+ 5,9 

+ 2,2 . 

- 4,1 

- 1,3 

+ 0,5 

+ 5,5 

+ 6,9 

- 1,5 

Italien 

- 0,1 

+ 4,0 

- 3,2 

+ 5,1 

- 1,1 

- 3,8 

- 1,2 

+ 4,5 

Niederlande 

+ 3,4 

+ 2,0 

- 4,1 

+ 0,1 

+ 0,4 

+ 0,6 

+ 0,5 

- 0,5 

Vereinigte Staaten 

+ 0,6 

- 1,4 

- 1,4 

- 0,3 

+ 0,4 

+ 0,7 

+ 0,0 

+ 0,0 

Kanada 

+ 1,6 

+ 4,7 

+ 1,2 

+ 1,0 

- 0,8 

- 2,4 

+ 1,1 

- 0,5 

Japan 

+ 6,4 

+ 1,5 

- 1,6 

- 2,0 

- 3,3 

- 0,1 

+ 0,1 

+ 0,5 

Österreich 

- 3,7 

+ 4,1 

- 1,0 

+ 1,3 

- 0,1 

- 3,0 

- 1,8 

+ 3,0 

Schweden . 

- 0,4 

- 0,4 

+ 0,5 

+ 3,0 

- 2,6 

- 1,2 

+ 0,2 

- 0,5 

Schweiz . 

+ 0,4 

+ 1,2 

- 1,2 

+ 0,0 

+ 1,2 

- 0,0 

+ 4,1 

- 0,0 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je Einheit des realen Bruttosozialprodukts, aus Angaben in Landeswährung, 1980 und 1981 
geschätzt. Quelle: DIW. 

Veränderung der Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer deflationiert mit dem Preisindex des Privaten Verbrauchs 
abzüglich der Veränderung des realen Bruttoinlandsprodukts je Erwerbstätigen, einschließlich des Einkommenseffekts aus der Veränderung 
des realen Austauschverhältnisses im Außenhandel der Gesamtwirtschaft (Terms of Trade). Quelle: OECD. 

Eigene Schätzung. 
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II. Anhaltende Konjunkturschwäche 
In den westlichen Industrieländern 

6, In Anbetracht der hartnäckigen Probleme, die 
sich in den einzelnen Ländern auftürmen, schlägt 
auch neuen Lösungsansätzen Skepsis entgegen. Die 
Versuche zur wirtschaftlichen Sanierung Großbri- 
tanniens haben bisher keinen nachhaltigen Erfolg 
gezeitigt. Die neue Wirtschaftspolitik der Vereinig- 
ten Staaten hat das Vertrauen der Investoren eben- 
falls noch nicht auf ihrer Seite. In Frankreich begeg- 
nen die Investoren und Kapitalanleger der neuen 
Regierung mit offenem Mißtrauen. In den meisten 
Ländern besteht zwar Übereinstimmung darüber, 
daß mit der herkömmlichen staatlichen Nachfrage- 
steuerung auf Dauer nichts gewonnen werden kann, 
gleichzeitig hat jedoch der Mangel an einem verläß- 
lichen wirtschaftspolitischen Konzept die Unsicher- 
heit vergrößert. 


Neue Wege In der Wirtschaftspolitik 

Vereinigte Staaten 

7. Die Wirtschaft der Vereinigten Staaten stand im 
Zeichen eines Kurswechsels in der Wirtschaftspoli- 
tik, den die Regierung von Präsident Reagan einlei- 
tete. Die Wende fiel in ein Jahr erneuter konjunktu- 
reller Schwäche. In den ersten Monaten des Jahres 
hatte sich die wirtschaftliche Belebung, die im 
Herbst 1980 begonnen hatte, zwar zunächst uner- 
wartet kräftig fortgesetzt, im zweiten Vierteljahr 
kam es jedoch zu einem Rückschlag. Bei den anhal- 
tend hohen Zinsen verhielten sich die Konsumenten 
wieder abwartend, weniger Bauaufträge wurden 
vergeben und weniger Ausrüstungsgüter bestellt. 
Vom zweiten Vierteljahr an war Stagnation das vor- 
herrschende Bild. Im ganzen lag das Sozialprodukt 
1981 nur 2 vH höher als 1980. Die Arbeitslosenquote, 
die von 7,4 vH im Januar auf 7 vH im Juli 1981 gesun- 
ken war, stieg im Verlauf des Jahres wieder auf 
7,4 vH. 


8. Die im Zuge des Kurswechsels 1981 getroffenen 
Entscheidungen zielen darauf ab, die in den siebzi- 
ger Jahren mehr und mehr gestiegenen Inflationsra- 
ten in raschen Schritten zurückzuführen, die extrem 
schwache Investitionsneigung zu heben und den seit 
längerem stockenden Produktivitätsfortschritt wie- 
der voranzubringen. Nach der ersten Ölteuerung 
und dem Ende der Lohn-Preis-Kontrollen in den 
Jahren 1973/74 hatte eine nachgiebige Geldpolitik 
inflationäre Tendenzen aufkommen lassen. Da sich 
amerikanische Anbieter auf internationalen Märk- 
ten als wenig wettbewerbsfähig erwiesen, geriet der 
Dollar wenige Jahre nach dem Ende des Festkurs- 
systems von Bretton Woods immer mehr ins Wan- 
ken. Als sich darauf die Inflation im Zuge einer auf 
Nachfrageexpansion angelegten Wirtschaftspolitik 
erheblich beschleunigte, war auch die Rolle des Dol- 
lar als internationale Reservewährung bedroht. 
Steigende Staatsdefizite, eine Investitionsquote, die 
niedriger war als in nahezu allen anderen Industrie- 


ländern, und mannigfache Gebote und Verbote bei 
der wirtscheiftlichen Aktivität trugen dazu bei, daß 
in den Vereinigten Staaten ernste Zweifel an der ei- 
genen Wirtschaftskraft wach wurden. 

9 . Im Jahre 1978 hatte die Administration von Prä- 
sident Carter ein Programm vorgelegt, das unter an- 
derem Anreize für freiwillige Lohnzurückhaltung, 
einen schrittweisen Abbau der Staatsdefizite bis hin 
zu einem Ausgleich des Budgets im Jahre 1981 und 
Preisempfehlungen für die Industrie vorgesehen 
hatte. Gleichzeitig waren mit der Novellierung des 
„Employment Act“ von 1946 als vordringlichste Ziele 
die Förderung privater Investitionen, die Rückfüh- 
rung der Staatsquote und die Wiedergewinnung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit festgelegt 
worden. Dies sollte nicht zuletzt durch breit ange- 
legte Steuersenkungen und einen Abbau von anpas- 
sungshemmenden Regulationen erreicht werden. 
Der überwiegende Teil dieses Programms konnte 
politisch nicht durchgesetzt werden. 

10. Erst nach dem Regierungswechsel zu Anfang 
dieses Jahres wurden im Zuge der politischen Neu- 
orientierung die wirtschaftspolitischen Prioritäten 
durchgängig neu gesetzt. Über niedrigere Einkom- 
mensteuersätze und großzügigere Abschreibungsre- 
gelungen sollen das Arbeiten lohnender, das Sparen 
attraktiver und das Investieren rentabler gemacht 
werden. Über eine Indexierung der Einkommen- 
steuer soll gewährleistet werden, daß die genannten 
Anreize nicht durch inflationsbedingte Progres- 
sionswirkungen zunichte gemacht werden. Zusam- 
men mit der Beseitigung vieler Regulationen ist das 
der Kernpunkt einer ausdrücklich als angebots- 
orientiert charakterisierten Wirtschaftspolitik. Ne- 
ben umfangreichen Steuersenkungen sind Ausga- 
benkürzungen vorgesehen, allerdings in geringerem 
Maße. 


11 . Die Ausgabenkürzungen in Höhe von 3 Mrd 
Dollar im Haushaltsjahr 1980/81 konnten rasch 
durchgesetzt werden, ebenso die für das Budget 
1981/82 vorgesehenen Kürzungen von mehr als 35 
Mrd Dollar. Im Sommer wurden dann auch Einkom- 
mensteuerentlastungen und Abschreibungserleich- 
terungen verabschiedet. Die Einkommensteuer 
wurde vom 1. Oktober 1981 an um 5 vH und mit Wir- 
kung vom 1. Juli der folgenden beiden Jahre um je- 
weils 10 vH gesenkt. Zudem wurden beschleunigte 
Abschreibungen für Investitionen in der Industrie 
und im Wohnungsbau beschlossen. Das Finanzie- 
rungsdefizit des Bundeshaushalts soll nicht zuletzt 
aufgrund der von den belebenden Wirkungen der 
Meißnahmen erhofften Mehreinnahmen von 55 V 2 
Mrd Dollar im Haushaltsjahr 1981 auf 42 V 2 Mrd Dol- 
lar im Haushaltsjahr 1982 zurückgeführt werden. 
Für 1984 wird der Ausgleich des Budgets angestrebt 
und ab 1985 soll die Indexierung der Steuerzahlun- 
gen in Kraft treten. Daneben hat die Regierung 
Maßnahmen zur Deregulation der amerikanischen 
Wirtschaft ergriffen. So wurden beispielsweise die 
Preis- und Lohn-Meldebehörden abgeschafft sowie 
Umweltschutzmaßnahmen, die in diesem Jahr hät- 
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ten wirksam werden sollen, ausgesetzt Darüber hin- 
aus soll eine Kommission Regulationen in der ame- 
rikanischen Wirtschaft aufzeigen, die den Anpas- 
sungs- und Wachstumsprozeß behindern. 

12 . In Anbetracht der seit Mai erkennbaren kon- 
junkturellen Abschwächung sowie der anhaltend 
hohen 2ünsen und der wenig verminderten Infla- 
tionsraten kamen im Sommer zunehmend Zweifel 
an den Erfolgsaussichten des neuen Wirtschafts- 
programms auf. Vor allem wurde in Frage gestellt, 
daß die Steuersenkungen soviel an Dynamik entste- 
hen lassen würden, wie erforderlich wäre, um bis 
1984 den Budgetausgleich zu erreichen. Die aufkom- 
mende Skepsis war kein gutes Klima für einen Zins- 
rückgang. Im September wurden daher für das 
Haushaltsjahr 1981/82 weitere Ausgabenkürzungen 
in Höhe von 13 Mrd DM vorgesehen. Vertrauen, daß 
die Inflation bekämpft und gleichzeitig das Wachs- 
tum gefördert werden kann, scheint eine wichtige 
Vorbedingung für das Gelingen der neuen Politik zu 
sein. Bisher überwiegt die Unsicherheit. 

13 . Die Geldpolitik in den Vereinigten Staaten ist 
bereits seit Herbst 1979 verstärkt um Inflationsbe- 
kämpfung bemüht, zunächst allerdings nur mit mä- 
ßigem Erfolg. Die Notenbank hatte damals angekün- 
digt, zur besseren Kontrolle der Geldmenge in Zu- 
kunft die Bankreserven statt wie bisher den Zins- 
satz für Tagesgeld über Offenmarktoperationen zu 
steuern. Damit wurde freilich nicht nur eine andere 
Steuergröße gewählt, sondern vor allem sollte den 
Schwankungen der Geldnachfrage weniger nachge- 
geben werden; es sollten also größere Zinsschwan- 
kungen toleriert werden. Das Versprechen einer 
Verstetigung der Geldmenge auf einem vorangekün- 
digten Pfad sollte damit glaubheifter werden. Aller- 
dings kann ein Mehr an Geldwertstabilität damit 
nur erreicht werden, wenn die Notenbank die Ex- 
pansion der Geldmenge auch tatsächlich im Rah- 
men der Zielvorgabe hält. Auf einen Vertrauensvor- 
schuß in die neue Geldpolitik konnte die Notenbank 
dabei nicht setzen. Zu oft waren Erwartungen ent- 
täuscht worden. Auch 1980 wurde das Geldmengen- 
ziel doch wieder nicht eingehalten. Der Geldwert- 
schwund erreichte mit 13 V 2 vH einen neuen Höchst- 
stand. Seit Anfang des Jahres 1981 sind die Anstren- 
gungen, die monetäre Expansion einzudämmen, 
energischer geworden. Charakteristisch hierfür ist 
der Versuch, jetzt sogar ganz kurzfristige Abwei- 
chungen der Geldmengenexpansion vom angekün- 
digten Pfad zu unterbinden. Der Stabilisienmgser- 
folg bleibt auch weiterhin hinter den Zielvorstellun- 
gen zurück. Zugleich hat der Druck auf die Zentral- 
bank zugenommen, ihren Restriktionskurs zu lok- 
kern. 

14. Beklagt wird vor allem, daß der neuen Geldpoli- 
tik eine Stabilisierung der Erwartungen bisher nicht 
gelungen ist, wohl ein wichtiger Grund deifür, daß 
auch die Zinsen für langfristiges Kapital wieder ge- 
stiegen sind. Der Mangel an Vertrauen erklärt auch, 
warum den Zinserfolgen, die sich bei einer raschen 
Bekämpfung vorübergehender Abweichungen der 
Geldmenge vom Zielpfad auf dem Geldmarkt ein- 


stellen, in der Wirtschaft so große Bedeutung beige- 
messen wird. Die Blößen, die sich die Notenbank in 
der ersten Phase nach dem Kurswechsel von 1979 
gegeben hat, wirken sich hier aus. Dies war zweifel- 
los eine schwierige Phase gewesen. Rasch wech- 
selnde Konjunkturlagen und damit einhergehende 
Schwankungen der Geldnachfrage beanspruchten 
die Zinsflexibilität gleich zu Beginn außerordentlich. 
Der zweite Ölpreisschub verfestigte die Inflationser- 
wartungen noch einmal. Umfeissende institutionelle 
Änderungen im Bankenwesen ließen die Aussagefä- 
higkeit der Geldmengenaggregate unsicher wer- 
den. 

15 . Trotz kräftiger Belebung der Wirtschaftsaktivi- 
tät im ersten Vierteljahr 1981 blieb die monetäre Ex- 
pansion insgesamt verhalten. Nur kurze Zeit im 
Frühjahr zogen Geldmenge und Zinsen scharf an. 
Die Notenbank verknappte daraufhin das Geld und 
verteuerte die Refinanzierung ein weiteres Mal. 
Seither bewegt sich die Geldmenge unterhalb des 
Zielkorridors. Zur Jahresmitte kündigte die Noten- 
bank eine Expansion der Geldmenge MIB am unte- 
ren Rand des Korridors an und gab einen Korridor 
für 1982 mit einer Bandbreite von 2,5 vH bis 5,5 vH 
bekannt Die jüngsten Lockerungsmaßnahmen sol- 
len lediglich sicherstellen, daß die Geldmenge bis 
zum Jahresende 1981 wieder in den Zielkorridor zu- 
rückkehrt. Sie waren aber auch von der schwachen 
Wirtschaftsaktivität seit dem zweiten Vierteljahr 
mitbestimmt 


Großbritannien 

16 . Für die britische Volkswirtschaft war ein Aus- 
weg aus der schweren Stabilisierungskrise auch im 
Jahre 1981 noch nicht klar erkennbar. Das Sozial- 
produkt ging wiederum um 2 vH zurück, nachdem es 
schon im vergangenen Jahr ebenso stark ge- 
schrumpft war. Die Industrieproduktion lag Mitte 
dieses Jahres um fast 15 vH unter dem Niveau von 
1979. Der hoch anhaltende Kostendruck und die 
starke Aufwertung des Pfundes, die im Jahre 1980 
hinzugekommen war, haben die Industrie arg in die 
Klemme gebracht Trotz der Rezession in Großbri- 
tannien gingen die Exporte 1981 um 4 V 2 vH zurück. 
Inzwischen hat es in der Lohnpolitik eine Wende ge- 
geben. Und auch von sinkenden Zinsen kommt Ent- 
lastung. Die Ertragserwartungen hat das aber noch 
nicht wieder aufrichten können. Die Investitions- 
pläne lassen keine Zuversicht erkennen. In diesem 
Jahr sind die Investitionen sogar um über 7 vH zu- 
rückgegangen. Fast drei Millionen Menschen sind 
arbeitslos. Seit das Pfund wieder schwächer notiert, 
geraten auch die Erfolge bei der Inflationsbekämp- 
fung in Gefahr. Der Anstieg der Verbraucherpreise, 
der in den ersten sechs Monaten knapp unter 11 vH 
lag, beschleunigte sich im weiteren Verlauf des Jah- 
res. Dies ist die Kehrseite der Abwertung, die den 
Unternehmen ansonsten das Exportgeschäft wieder 
erleichtert. 

17 . Die Probleme, die 1979 in Großbritannien den 
Weg in eine Stabilisierungskrise hatten antreten 
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lassen, haben nur wenige andere Länder in dieser 
Schärfe erlebt, am wenigsten die Bundesrepublik. 
Jahrzehntelange Wachstumsschwäche, immer wie- 
der ausbrechende Verteilungskonflikte, dauernde 
Arbeitskämpfe, zweistellige Inflationsraten und 
eine Wirtschaftspolitik des Stop and Go hatten Groß- 
britannien als Industriestandort immer weniger 
attraktiv werden lassen. In den siebziger Jahren ist 
die Industrieproduktion jährlich um weniger als 
1 vH gewachsen, die Industriebeschäftigung dra- 
stisch zurückgegangen. Industriezweige, die dem in- 
ternationalen Wettbewerb nicht mehr standhalten 
konnten, sind in zunehmendem Maße durch Subven- 
tionen gestützt worden. Die Hoffnung, daß der Bei- 
tritt Großbritanniens zur Europäischen Gemein- 
schaft der Industrie zu einer neuen Dynamik verhel- 
fen könnte, haben sich nicht erfüllt. Auch die Er- 
schließung großer Ölfelder in der Nordsee brachte 
nicht den notwendigen Wachstumsanstoß. In der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre scheiterte 
schließlich auch der Versuch der Regierung, die Ge- 
werkschaften mehr in die wirtschaftspolitische Ver- 
antwortung einzubinden. 

18 . Im Jahre 1979 trat die neue Regierung mit dem 
Ziel an, der Inflation Herr zu werden, die Wachs- 
tumsbedingungen zu verbessern und die internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Nur auf die- 
sem Weg wurde eine Chance gesehen, die britische 
Wirtschaft von ihren Schwächen zu befreien. Ein 
wesentliches Element der neuen Wirtschaftspolitik 
sollte die mittelfristige Orientierung der Geldpolitik 
sein. Die Vorankündigung von Zielen für die Geldpo- 
litik bis 1984 sollte die Erwartungen rasch auf gerin- 
gere Inflationsraten richten. Hinzu kam eine Fi- 
nanzpolitik, die sich vornahm, den Staatsanteil zu 
verringern und das Steuersystem wachstums- 
freundlicher zu machen. 


19. Gleichzeitig mit ihrem ersten Budget kündigte 
die Regierung für das Finanzjahr 1979/80 ein Ziel- 
band von 7 vH bis 11 vH für die Expansion der Geld- 
menge M3 an. Als Zwischenzielgröße wurde mit 
Sterling M3 ein umfassender Geldmengenbegriff ge- 
wählt, der außer dem Bargeldumlauf die Sichteinla- 
gen bei Banken sowie private und öffentliche Ter- 
mineinlagen in britischer Währung einschließt. Im 
Zusammenhang mit dem zweiten Budget wurde für 
die Geldpolitik ein mittelfristiger Zielpfad festge- 
legt. Für das Jahr 1980 wurde wiederum ein Korridor 
von 7 vH bis 11 vH vorgegeben, bis 1984 soll der An- 
stieg um 3 Prozentpunkte zurückgenommen wer- 
den. Das Geldmengenziel wird in der Weise verfolgt, 
daß die Kreditnachfrage mittels Offenmarktopera- 
tionen und Veränderungen der Refinanzierungsbe- 
dingungen beeinflußt wird. Der Kreditaufnahme des 
Staates kommt dabei große Bedeutung zu. Denn je 
weniger es dem Staat gelingt, seine eigene Kredit- 
nachfrage zurückzuführen, desto stärker müssen 
private Kreditnachfrager zurücktreten. 


20 . Die Finanzpolitik hatte zum Ziel, die staatliche 
Nettokreditaufnahme, die im Haushaltsjahr 1978/79 
zusammen mit dem Kreditbedarf der staatlichen 


Unternehmen einen Umfang von 11 Mrd Pfund er- 
reicht hatte, Schritt für Schritt zurückzuführen. 
Überdies wurde im Jahre 1979 das Steuersystem 
umstrukturiert. Die Einkommensteuer und die Kör- 
perschaftsteuer wurden gesenkt, die Mineralöl- 
steuer und die Mehrwertsteuer kräftig erhöht. Diese 
Maßnahmen waren annähernd aufkommensneu- 
tral. In Aussicht genommen wurde die Teilindexie- 
rung der Einkommensteuer. Auf mittlere Sicht be- 
stand die Absicht, die staatliche Kreditaufnahme 
nicht durch Steuererhöhungen, sondern über eine 
Senkung des Staatsanteils einzudämmen. 

21 . In Anbetracht der Problemmasse, die sich in 
den siebziger Jahren herausgebildet hatte, waren 
wohl zeitweilige Verluste an Produktion und Be- 
schäftigung von vornherein in Kauf genommen wor- 
den. Tatsächlich kam alles viel schlimmer, als selbst 
Pessimisten erwartet hatten. Störungen aus der 
Weltwirtschaft verschärften die Beschäftigungs- 
probleme zusätzlich. Die Abschwächung der Welt- 
konjunktur infolge des zweiten Ölpreisschubs ge- 
hörte ebenso dazu wie die abrupte Aufwertung des 
englischen Pfundes als Währung eines Ölförderlan- 
des, Widerstände im Innern stellten den Erfolg der 
neuen Wirtschaftspolitik frühzeitig in Frage. Die Be- 
schäftigungsverluste, die inzwischen eintraten, sind 
von einer Größenordnung, wie sie nur ein Land mit 
sehr stabilen demokratischen Institutionen längere 
Zeit ertragen kann. Die Wirtschaftspolitik ist in eine 
sehr schwierige Lage geraten. 

22 . In die lohnpolitischen Entscheidungen haben 
die veränderten stabilitätspolitischen Daten erst 
spät Eingang gefunden. Im besonderen standen die 
Lohnabschlüsse der Regierung mit ihren eigenen 
Bediensteten einer frühen Wende in der Lohnpolitik 
entgegen. Die öffentlich Bediensteten machten gel- 
tend, daß die frühere Regierung ihnen in den J ahren 
des „Social Contract“ ein Sondoropfer im allgemei- 
nen Drängen auf stabilitätsgerechte Lohnab- 
schlüsse auf genötigt hätte. Der Einkommensrück- 
stand sollte nun ausgeglichen werden. Tatsächlich 
wurden dem öffentlichen Dienst Einkommens Stei- 
gerungen zugestanden, die zum Teil deutlich über 
20 vH hinausgingen. Das blieb nicht ohne Einfluß 
auf die Lohnverhandlungen im privaten Sektor. Die 
massive Anhebung der Mehrwertsteuersätze im 
Jahre 1979 löste zudem einen Preisschub aus, der die 
Lohnverhandlungen belastete. Die Arbeitnehmer 
machten den Preiseffekt der Steuererhöhung in den 
Lohnverhandlungen geltend und setzten sich damit 
durch. Die Anpassungslast fiel auf die Unterneh- 
men. Daß der Staat gleichzeitig die Einkommensteu- 
ern gesenkt hatte, konnte das offensichtlich nicht 
verhindern. Im gesamtwirtschaftlichen Durch- 
schnitt gingen die Nominallohnsteigerungen 1980 
über 20 vH hinaus, nach über 15 vH im Jahre 1979. 
Die Gewinne gerieten von daher beträchtlich unter 
Druck, da der hohe Wechselkurs des Pfundes die 
Pr eiserhöhungs Spielräume begrenzte. 

23 . Für die britische Industrie war dieser Kosten- 
schub um so schmerzlicher, als das Pfund von An- 
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fang 1979 bis Ende 1980, um 26 vH gegenüber ande- 
ren Währungen im Kurs stieg. Im internationalen 
Wettbewerb gingen im großen Umfang Marktanteile 
verloren. Die Vorteile aus einer Aufwertung — billi- 
gere Importe von Vorleistungen und niedrigere Zin- 
sen — konnten gegenüber den binnenwirtschaftli- 
chen Kostensteigerungen nicht zur Wirkung kom- 
men. Die Finanzpolitik hat nicht nur durch ihren un- 
heilvollen Einfluß auf die Lohnverhandlungen dazu 
beigetragen, daß für Zinssenkungen erst Raum ent- 
stand, als die Verluste an Produktion und Beschäfti- 
gung übergroß geworden waren. 

24 . Die hohen Lohnzugeständnisse im öffentlichen 
Bereich und die Subventionszusagen an staatliche 
Unternehmen trieben die staatliche Kreditnach- 
frage hinauf. Hinzu kamen in steigendem Maße kon- 
junkturbedingte Mehrausgaben und Steuerausfälle. 
Im Haushaltsjahr 1980/81 ging die staatliche Neu- 
verschuldung um rund die Hälfte über den geplan- 
ten Umfang hinaus. Unter dem Druck, nicht noch 
weiter hinter den selbstgesteckten Zielen zurückzu- 
bleiben, ist die Neigung der Regierung mittlerweile 
größer geworden, den Staatshaushalt über Steuer- 
erhöhungen zu entlasten. Für das Haushaltsjahr 
1981/82 ist die Anhebung einiger Verbrauchsteuern, 
eine höhere Besteuerung der Ölgesellschaften und 
der Banken sowie eine Verschiebung der vorgesehe- 
nen Indexierung der Einkommensteuer ins Auge ge- 
feißt. Ebenso versuchen die Gemeinden, sich der An- 
passung ihrer Ausgaben zu entziehen, indem sie die 
Grundsteuern, eine ihrer Haupteinnahmequellen, 
zum Teil drastisch anheben. 

25 . Die Aufgabe der Geldpolitik wurde durch diese 
Finanzpolitik beträchtlich erschwert. Irritationen 
wegen Mißerfolgen bei der Handhabung der neuen 
Geldpolitik kamen hinzu. Im ersten Jahr des neuen 
geldpolitischen Kurses konnte die Geldmenge Ster- 
ling M3 mit einem Anstieg um 11 vH von Februar 

1979 bis Februar 1980 noch an der Obergrenze des 
Zielkorridors gehalten werden. In dem Bemühen, 
die Expansionsrate allmählich weiter zurückzufüh- 
ren, mußte die Bank von England jedoch Rück- 
schläge einstecken. Vom zweiten Quartal des Jahres 

1980 an schnellte die Expansionsrate von Ster- 
ling M3 in die Höhe. Zeitweilig betrug sie über 27 vH, 
im Laufe des Haushaltsjahres 1980/81, für das noch- 
mals ein Korridor von 7 vH bis 1 1 vH vorgegeben 
worden war, ergab sich von Februar 1980 bis Fe- 
bruar 1981 ein Zuwachs von 19,5 vH. Mehrere 
Gründe wurden angeführt, warum dies zugelassen 
worden war: die unerwartet hohe Nettokreditauf- 
nahme des Staates, ein kurzfristig rasch steigender 
Kreditbedarf der Unternehmen, weil diese bei nach- 
lassender Nachfrage, kräftigem Lohnkostenschub 
und rasch steigenden Zinsen in beträchtliche Liqui- 
ditätsengpässe geraten waren, und der Anstieg der 
Auslandsforderungen des Bankensystems im Zu- 
sammenhang mit der Anlage von Mitteln, die aus 
dem Ausland zugeflossen waren. Schließlich soll 
auch eine wichtige Rolle gespielt haben, daß bishe- 
rige Beschränkungen des Passivgeschäfts der Ban- 
ken aufgehoben wurden, weshalb die Neigung, Ter- 
mingelder bei Banken zu halten statt anderer geld- 


naher Aktiva außerhalb des Bankensystems, wieder 
deutlich zunahm. Die hohen Zuwachsraten bildeten 
sich gegen Ende des Jahres 1980 rasch zurück, 
wenngleich das Expansionstempo bis in das Jahr 
1981 hinein noch fast 15 vH betrug. Umstritten blieb, 
ob die Zielgröße Sterling M3 in den zurückliegenden 
Jahren überhaupt einen Anhaltspunkt für die Art 
der geldpolitischen Impulse bieten konnte. Andere 
Indikatoren, wie die Geldmenge Ml oder die mone- 
täre Basis, deuteten nicht auf eine so nachgiebige 
Geldpolitik hin. Restriktive Momente behielten die 
Oberhand, so lange weder die Finanzpolitik noch die 
Lohnpolitik imstande waren, ihrerseits eine Wende 
herbeizuführen. Ihrer wichtigsten Aufgabe, nämlich 
der allgemeinen Verunsicherung wirksam entge- 
genzutreten und die Erwartungen einigermaßen 
rasch auf niedrigere Inflationsraten hin zu orientie- 
ren, konnte die Geldpolitik unter diesen Umständen 
nicht gerecht werden. 

26 . Ende des vergangenen Jahres zeichnete sich 
eine Verbesserung ab. Es gab Spielraum für eine 
Zinssenkung. Diese hat zwar zunächst noch nicht 
viel bewirkt. Die erste Phase des neuen wirtschafts- 
politischen Kurses hatte für die Unternehmen eine 
Häufung von Belastungen mit sich gebracht, insbe- 
sondere für die exportorientierten Unternehmen, 
und die Bereitschaft der Investoren, doch noch auf 
einen Erfolg der Strategie zu setzen, die Bereit- 
schaft, an der es anscheinend von Anfang an gefehlt 
hatte, war durch die ständige Verschlechterung der 
Lage nicht größer geworden. Außerdem brachte die 
neue Abwertungstendenz beim Pfundkurs, die die 
Situation des außenwirtschaftlichen Sektors er- 
leichterte, neue Schwierigkeiten bei der Inflations- 
bekämpfung. Inzwischen ist jedoch eine Wende in 
der Lohnpolitik hinzugekommen. Für eine nachhal- 
tige Beruhigung des Preisauftriebs, die bisher noch 
ausstand, sind die Aussichten dadurch besser gewor- 
den. Die Finanzmärkte könnten dies honorieren. 


Frankreich 

27 . Neben den Vereinigten Staaten ist Frankreich 
das zweite große Industrieland, das in diesem Jahr 
einen ausdrücklichen Kurswechsel der Wirtschafts- 
politik vorgenommen hat. Allerdings weist der Kurs 
Frankreichs in eine andere Richtung als der in den 
Vereinigten Staaten oder in Großbritannien. Die 
neue Regierung, die seit dem Frühjahr im Amt ist, 
hat sich als wichtigstes Ziel vorgenommen, die Ar- 
beitslosigkeit mit staatlichen Maßnahmen direkt zu 
bekämpfen. 

28 . Auch für Frankreich war 1981 ein Jahr der 
Stagnation mit steigender Inflationsrate und stei- 
gender Arbeitslosigkeit. Der Geldwertschwund be- 
trägt derzeit annähernd 14 vH. Mehr als 2 Millionen 
Personen sind arbeitslos. Die Konjunkturabschwä- 
chung hatte bereits im Frühjahr 1980 eingesetzt. In 
den ersten Monaten des Jahres 1981 sank die Ausla- 
stung der Kapazitäten in der Industrie deutlich. We- 
gen des Anstiegs der Konsumausgaben und der 
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Staatsausgaben in der zweiten Jahreshälfte 1981 
hielt sich die Produktion etwa auf dem Niveau des 
Vorjahres. Die Investitionstätigkeit nahm allerdings 
aufs Jahr gesehen beträchtlich ab. 


29 . Nach dem wirtschaftspolitischen Kurswechsel 
kam der Franken mehrfach unter Druck. Geldpoliti- 
sche Gegenmaßnahmen und Kapitalverkehrsbe- 
schränkungen wurden ergriffen, zeitweise ver- 
schärft, zeitweise wieder gelockert, bis schließlich 
Anfang Oktober 1981 ein Realignment im Europäi- 
schen Währungssystem einp Abwertung des Fran- 
ken brachte (Ziffer 63). 

30 . Im Jahre 1980 hatte Frankreich einen Über- 
schuß im Staatsbudget und vergleichsweise hohe 
Produktivitätszuwächse aufweisen können. Beides 
war das Ergebnis einer Politik, die bereits 1978 be- 
gonnen worden war. Den Marktkräften war wieder 
mehr Raum gelassen worden. Die Kontrolle der Er- 
zeugerpreise und der Preisaufschläge in der Indu- 
strie waren aufgehoben, die öffentlichen Preise an 
die Marktverhältnisse angepaßt und Investitions- 
hemmnisse abgebaut worden. Freilich wurde dabei 
die Inflation nicht unter Kontrolle gebracht. Die in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschedt 
verschlechterte sich. Die Leistungsbilanz geriet ins 
Defizit. Die Beschäftigungsprobleme wurden immer 
größer. 

31 . Unmittelbares Ziel der gegenwärtigen französi- 
schen Regierung ist ein Abbau der hohen Arbeitslo- 
sigkeit. Dazu hält sie expansive staatliche Maßnah- 
men bei Inkaufnahme höherer Defizite für geeignet. 
Sie hofft auf einen Neubeginn in der Einkommens- 
politik, der den Anstieg der Nominallöhne in Gren- 
zen halten soll. Zur Vermeidung weiterer inflationä- 
rer Tendenzen soll versucht werden, durch wachs- 
tumsfördemde Maßnahmen, vor allem für den Pro- 
duktionssektor, das Güterahgebot zu erhöhen. Diffe- 
renzierte Preiskontrollen, auch Preisstopps, sind zur 
Inflationsbekämpfung zusätzlich vorgesehen. Die 
Möglichkeiten des Zugriffs auf die Investitionseiit- 
scheidungen der Wirtschaft werden weiter aus|e- 
baut. Die meisten noch privaten Banken und eine 
Reihe von großen Industrieunternehmen werden 
verstaatlicht. 

32 . Im Sommer wurden Maßnahmen beschlossen, 
die vor allem den Beziehern kleinerer Einkommen 
zugute kommen und den privaten Verbrauch stützen 
sollen. Das Staatsdefizit für 1981 wird jetzt auf 
57 Mrd Franken geschätzt, nach 30 Mrd Franken zu 
Beginn des Jahres. Freilich trägt die Revision vor- 
wiegend der anhaltenden konjunkturellen Schwä- 
che und den hohen Zinsen Rechnung. Im Haushalts- 
entwurf für 1982 liegt das Schwergewicht auf be- 
schäftigungswirksamen Maßnahmen und Investi- 
tionsförderung. Im öffentlichen Dienst sind über 
50 000 neue Stellen eingerichtet worden. Die arbeits- 
zeitverkürzenden Maßnahmen, die von den Tarif- 
parteien aus beschäftigungspolitischen Gründen 
vereinbart wurden, werden von staatlicher Seite fi- 
nanziell unterstützt. Für 1982 sind Ausgabensteige- 


rungen des Staates um über 27 vH vorgesehen. Nach 
einem Anstieg der Staatsausgaben von 16 vH im ver- 
gangenen und nahezu 18 vH in diesem Jahr ist dies 
ein beträchtlicher Ausgabenschub. Das Defizit wird 
sich 1982 nach vorläufiger Planung auf über 95 Mrd 
Franken belaxifen. Umfangreiche Steuererhöhun- 
gen sind vorgesehen. Bereits im Nachtragshaushalt 
für 1981 wurden die Steuern für hohe Einkommen 
erhöht und Sondersteuern auf bestimmte Ausgaben- 
kategorien und auf avißerordentliche Gewinne be- 
schlossen. Im Rahmen der laufenden Budgetdebatte 
steht die Einführung einer Vermögensteuer zur Dis- 
kussion. Dies alles hat anscheinend zur Verunsiche- 
rung der französischen Unternehmer und zu der In- 
vestitionsschwäche in diesem Jahr beigetragen. 

33. Obwohl eine expansive Nachfragepolitik zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eingesetzt wird, 
gehört es auch zu dem Ziel der neuen Politik, die In- 
flation einzudämmen. Der Anstieg des Preisniveaus 
soll bis 1984 nach und nach auf 8 vH begrenzt wer- 
den. Das Geldmerigenziel für die Steuergröße der 
Bank von Frankreich, M2, die neben Bargeld und 
Sichtguthaben auch Termin- und Spareinlagen um- 
faßt, wird für 1982 bei einem auf 3 vH veranschlag- 
ten Zuwachs des realen Sozialprodukts auf 13 vH 
festgesetzt. Im bisherigen Verlauf dieses Jahres lag 
die Zuwachsrate von M2 auf eine Jahresrate hochge- 
rechnet bei 14 vH. 


Festhaften am bisherigen Konzept 

34 . Japetn, Italien und die kleineren Länder Euro- 
pas blieben bei ihrer bisherigen Wirtschaftspolitik. 
In Japan hat sich die wirtschaftliche Expansion 
nach einer vorübergehenden Stockung fortgesetzt 
In Europa ist der Abschwung, der in den meisten 
Ländern Mitte 1980 eingesetzt hatte, im Verlauf des 
Jahres 1981 zum Stillstand gekommen. Eine Erho- 
lungstendenz ist noch nicht sichtbar. 

35 . Japan ist es trotz seiner starken Ölabhängig- 
keit gelungen, seinen Vorsprung bei der Anpassung 
an die durch den zweiten Ölpreisschock ausgelösten 
veränderten weltwirtschaftlichen Bedingungen wei- 
ter auszubauen. Unterstützt durch die Aufwertung 
des Yen stieg das Preisniveau weniger als in allen 
anderen Ländern. Die Verbraucherpreise lagen zu- 
letzt um 4 vH höher als im Vorjahr. Die Großhan- 
delspreise blieben von Beginn bis über die Mitte die- 
ses Jahres annähernd stabil. Die Arbeitslosenquote 
stieg nur geringfügig. Gegenüber dem Vorjahr 
konnte ein Zuwachs des realen Bruttosozialpro- 
dukts von 3,5 vH erreicht werden; das ist die höchste 
Rate aller OECD-Länder in diesem Jahr. Dieser Zu- 
wachs wurde vor allem vom Export und den privaten 
und öffentlichen Investitionen getragen. Das Ex- 
portvolumen stieg gegenüber 1980 um 12 vH, die pri- 
vaten realen Ausrüstungsinvestitionen nahmen um 
über 2 vH und das öffentliche Investitionsvolumen 
um 4 vH zu. Inmitten einer Welt der Stagnation und 
der Inflation ist dies ein ansehnlicher Erfolg. 

Der Anpassungsvorsprung hat der Wirtschgiftspoli- 
tik Handlungsraum verschafft. Gezielte staatliche 
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Investitionen und eine Lockerung der Geldpolitik 
haben die weitere Expansion gefördert. So wurde im 
Frühjahr dieses Jahres beschlossen, den überwie- 
genden Teil der für 1981 geplanten staatlichen Bau- 
aufträge vorzeitig zu vergeben. Hinzu kamen Maß- 
nahmen zur Förderung des Wohnungsbaus und der 
Energieversorgung. Geldpolitisch konnten diese 
Entscheidimgen im März durch eine Senkung des 
Diskontsatzes von 7,25 % auf 6,25 % und durch eine 
in Stufen vorgenommene Lockerung der im vergan- 
genen Sommer vorgegebenen Kreditrichtlinien un- 
terstützt werden. 

Die Abwertung des Yen bis zur Mitte des Jahres 1980 
hatte einen erheblichen Anteil an den Exporterfol- 
gen der japanischen Wirtschaft. Die nachfolgende 
Aufwertung nahm zwar einen großen Teil des Preis- 
vorteils wieder weg. Als aber die Exportdynamik 
nachließ, sank der Yen-Kurs wieder. Das Vertrauen 
in die japanische Wirtschaft war aber offenbar nicht 
angeschlagen. Denn der Yen büßte nicht übermäßig 
an Wert ein; die im internationalen Vergleich niedri- 
gen Zinsen konnten gehalten werden. Zeitweise be- 
trug die Zinsdifferenz zum Dollar zehn Prozent- 
punkte. Die Erfolge der japanischen Wirtschaft hat- 
ten sich offensichtlich in neuen Aufwertungserwar- 
tungen niedergeschlagen. 

36 . In Italien war die wirtschaftliche Entwicklung 
1981 durch Stagnation geprägt Das Bruttosozialpro- 
dukt das 1980 noch um 4 vH gestiegen war, wies die- 
ses Jahr im ganzen keinen Zuwachs auf. Die Infla- 
tionsrate war im Jahresdurchschnitt mit 20 vH 
kaum niedriger als 1980 und deutlich höher als in an- 
deren Industrieländern. Mit sinkendem Realein- 
kommen ging der private Verbrauch, der im vergan- 
genen Jahr eine wichtige Konjunkturstütze gewe- 
sen war, zurück. Die staatliche Nachfrage expan- 
dierte demgegenüber kontinuierlich. Die öffentliche 
Verschuldung konnte nicht zuletzt deshalb kräftig 
ansteigen, weil bis zum August dieses Jahres die 
Bank von Italien verpflichtet war, Regierungsanlei- 
hen aufzukaufen, die vom Publikum nicht gezeich- 
net worden waren. Seither müssen alle öffentlichen 
Schuldtitel am Markt untergebracht werden. Im Juli 
wurde zwar ein Sparprogramm beschlossen, das die 
öffentlichen Ausgaben um 8 000 Mrd Lire senken 
sollte. Das Finanzierungsdefizit macht 1981 dennoch 
mehr als 9 vH des Sozialprodukts aus. Die italieni- 
sche Leistungsbilanz erreichte innerhalb der ersten 
fünf Monate dieses Jahres ein Defizit; das nahezu 
doppelt so hoch war wie im gleichen ^itraum des 
Vorjahres. 

Vor dem Hintergrund des massiven Anstiegs der 
Staatsäusgaben sowie des hohen Leistungsbilanzde- 
fizits kam die Lira zunehmend unter Druck. Bereits 
im Februar war die Kreditausweitung der Ge- 
schäftsbanken auf zwölf Prozent begrenzt und — 
wegen der enorm hohen Schulden italienischer Un- 
ternehmen im Ausland — die Mindestreserve für zu- 
sätzliche Auslandskredite, die Banken bei der No- 
tenbank hinterlegen müssen, auf 50 vH erhöht wor- 
den. Im März wurde die Lira gegenüber den anderen 
im Europäischen Währungssystem verbundenen 
Währungen um 6 vH abgewertet. Darüber hinaus ist 
im Mai beschlossen worden, für einen Zeitraum von 


vier Monaten alle Devisenkäufe — ausgenommen 
für öl und Getreideimporte — einem SOprozentigen 
Bardepot zu unterwerfen, das zinslos bei der Bank 
von Italien gehalten, werden mxiß. Inzwischen ist 
diese importbeschränkende Maßnahme, die mit den 
Bestimmimgen des EG-Vertrages über den freien 
Warenverkehr in der Gemeinschaft eigentlich nicht 
vereinbar ist und erheblichen Widerstand bei den 
Partnerländern auslöste, verlängert worden. Sie soll 
bis zum März nächsten Jahres auslaufen. 

Die hohe staatliche Kreditnachfrage und die restrik- 
tiven geldpolitischen Maßnahmen ließen das Zinsni- 
veau weiter ansteigen. Es ist daher nicht verwunder- 
lich, daß die Nachfrage nach Investitionsgütern und 
die private Baunachfrage zurückgingen. 

37 . In den kleineren Ländern Europas stagnierte 
die wirtschaftliche Entwicklung ebenfalls. Deutliche 
Unterschiede gab es allerdings bei dem wirtschafts- 
politischen Handlungsspielraum, der den einzelnen 
Ländern zur Verfügung stand. 

In Belgien war dieser besonders eingeengt. Das Fi- 
nanzierungsdefizit des Staates belief sich auf über 
12 vH des Bruttosozialprodukts — mehr noch als in 
Italien (Ziffer 2). Die Leistungsbilanz wies ein Defi- 
zit von über 7 vH des Bruttosozialprodukts gegen- 
über 1,2 vH im EG-Durchschnitt auf. Die Arbeitslo- 
senquote stieg mit über 11 vH auf einen noch höhe- 
ren Wert als in Großbritjannien. Der besorgniserre- 
gende Zustand der belgischen Wirtschaft ist vor al- 
lem darauf zurückzuführen, daß die Reallohnsteige- 
rungen die durch Produktivitätszuwachs und Verän- 
derung der realen Austauschverhältnisse gegebene 
Marke in den letzten Jahren sehr weit überschritten 
haben. Von den im Dezember vergangenen Jahres 
beschlossenen Steuererleichterungen für kleine und 
mittlere Unternehmen, die unter anderem die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der belgischen In- 
dustrie verbessern sollen, ist eine wesentliche Hilfe 
kaum zu erwarten. Auch die eher mittelfristig ange- 
legten Maßnahmen zur Sanierung der Sozialversi- 
cherung und der öffentlichen Haushalte führten vor- 
erst zu keiner Erleichterung der wirtschaftlichen 
Probleme. Im Jahresdurchschnitt mußte ein Rück- 
gang der Investitionen und des Bruttosozialpro- 
dukts hingenommen werden. Wegen der ausbleiben- 
den konjunkturellen Belebung bei den wichtigsten 
Handelspartnern fehlten auch die Auftriebskräfte 
von außen. Der private Verbrauch bildete ebenfalls 
keine Konjunkturstütze. 

38 . In Dänemark war die Last der wirtschaftlichen 
Probleme fast ebenso drückend. Die Defizite der öf- 
fentlichen Haushalte erreichten nahezu 10 vH des 
Bruttosozialprodukts. Die Arbeitslosenquote betrug 
über 8 vH. Zu Anfang dieses Jahres wurden die 
Löhne um annähernd 10 vH erhöht Die Reallöhne 
sanken jedoch. Von Löhnen imd Importpreisen ge- 
trieben, stiegen die Verbraucherpreise mit 11 vH 
fast ebenso stark wie im Vorjahr. Der reale private 
Verbrauch ging zurück. Pessimistische Absatzer- 
wartungen, hohe Zinsen und schwache Erträge lie- 
ßen auch das Investitionsvolumen erheblich sinken. 
Da sich zudem von der Exportseite her eine nachhal- 
tige Belebung nicht abzeichnete und die staatliche 
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Nachfrage im Zuge der Anstrengungen, die hohen 
öffentlichen Defizite zurückzuführen, stark zurück- 
genommen wurde, war 1981 ein weiteres Schrump- 
fen des Bruttosozialprodukts unvermeidlich. 

39 . Die Niederlande konnten dagegen von einer 
verbesserten Wettbewerbsposition im Außenhandel 
profitieren. Der verminderte Kostenanstieg im In- 
land, aber auch erste Erfolge des vor zwei Jahren 
eingeleiteten Programms zur Innovationsförderung 
und zur Verlagerung der niederländischen Export- 
schwerpunkte auf weniger energieintensive Produk- 
te, trugen dazu bei, daß das Handelsbilanzdefizit in 
der ersten Jahreshälfte nur noch halb so hoch war 
wie im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. Der seit 
Anfang 1980 abnehmende private Verbrauch ging 
nicht zuletzt deshalb erheblich zurück, weil der 
Staat zu Anfang des Jahres die Marge für Lohnan- 
passungen deutlich herabsetzte und der Anstieg der 
Verbraucherpreise in diesem J ahr mit 7 vH gegen- 
über 1980 unverändert blieb. Bei den Ausrüstungsin- 
vestitionen behinderte vor allem das hohe Zinsni- 
veau eine Belebung. Insgesamt mußte gegenüber 
dem Vorjahr ein — wenn auch wegen der gestiege- 
nen Exportnachfrage verringerter — Rückgang des 
realen Bruttosozialprodukts hingenommen werden. 
Die Arbeitslosenquote stieg auf über 7 vH an. 

40 . In der Schweiz und in Österreich lief 1981 die 
Produktion auf hohem Niveau weiter. Die Inflations- 
raten waren auch in diesem J ahr niedriger als in den 
meisten anderen Ländern, jedoch höher als 1980. Die 
Realeinkommen gingen nicht zurück. Der private 
Verbrauch hielt sich axif dem Niveau des Vorjahres. 
Die Investitionsneigung erwies sich als vergleichs- 
weise widerstandsfähig. In beiden Ländern kam es 
wie in der Bundesrepublik im Frühjahr zu einer leb- 
haften Nachfrage nach Exportgütern, die sich aller- 
dings im Verlauf des Jahres nicht fortsetzte. Den- 
noch wurde 1981 eine deutliche Verbesserung der 
Leistungsbilanzen erkennbar. In Österreich war 
man wie überall um eine weitere Verringerung des 
öffentlichen Finanzierungsdefizits bemüht und ver- 
suchte, mit hohen Zinsen den Wechselkurs des 
Schilling gegenüber der D-Mark stabil zu halten. In 
der Schweiz war es vor allem der seit dem vergange- 
nen Herbst beschleunigte Preisauftrieb, der die 
Wirtschaftspolitik bestimmte. Die Ausdehnung der 
Notenbankgeldmenge wurde unter das für dieses 
Jahr gesetzte Ziel der Geldpolitik von 4 vH gesenkt 
Die kurzfristigen Zinssätze stiegen daraufhin kräf- 
tig an. Sie erreichten im September mit über 11 % ih- 
ren Höhepunkt, ein für die Schweiz hohes, im inter- 
nationalen Vergleich jedoch immer noch niedriges 
Niveau. Die langfristigen Zinsen sind dagegen übers 
Jahr gesehen nahezu unverändert geblieben, Aus- 
druck des in die Schweizer Wirtschaft gesetzten Ver- 
trauens. 


HL Zahlungsbilanzungleichgewichte weiterhin groß 

Lelstungsbllanzdeflzite verlagert 

41 . Obwohl der Ölpreis nicht weiter erhöht wurde, 
erzielten die OPEC-Staaten, nicht zuletzt wegen der 


Dollarstärke, wieder hohe Überschüsse. Das Lei- 
stungsbilanzdefizit der OECD-Länder wird sich von 
75 Mrd Dollar im vergangenen Jahr auf 45 Mrd Dol- 
lar 1981 zurückbilden. Für die nichtölexportierenden 
Entwicklungsländer dürfte dagegen das Defizit mit 
80 Mrd Dollar um über 20 Mrd Dollar höher sein als 
1980 (Tabelle 5). Das bedeutet eine Verschiebung der 
Anpassungslasten zu den Entwicklungsländern hin. 
Dennoch sind bei dieser für die Weltwirtschaft un- 
günstigeren Defizitsituation bisher keine größe- 
ren Liquiditätsprobleme aufgekommen. Allerdings 
konnten die Zahlungssalden nur bei steigenden Zin- 
sen ausgeglichen werden, wodurch die Verschul- 
dungssituation vieler Entwicklungsländer ver- 
schärft worden ist. 

42 . Bei den OPEC-Staaten führte der rückläufige 
Ölverbrauch in der Welt und eine weiter erhöhte 
Förderung in Ländern, die dem Ölexport-Kartell 
nicht angehören, in diesem Jahr wiederum zu einer 
Verringerung der Exporte, nachdem diese bereits im 
vergangenen Jahr mengenmäßig um 14 vH zurück- 
gegangen waren. Gleichzeitig steigerten diese Län- 
der auch 1981 ihre Einfuhren wieder kräftig. Daß 
die Leistungsbilanzüberschüsse der OPEC-Staaten 
nicht stärker zurückgingen, zeigt, daß erheblich 
mehr Importgüter für eine gegebene Menge von Ex- 
portgütern gekauft werden konnten, als dies ohne 
Aufwertung des Dollar der Fall gewesen wäre. Die 
Preise der Ölexporte sind nämlich überwiegend in 
Dollar festgelegt. Der Anteil der Importe aus dem 
Dollarraum ist dagegen weitaus geringer. Infolge 
der starken Aufwertung des Dollar wird daher für 
die OPEC-Staaten 1981 mit einer Verbesserung der 
Terms of Trade von nahezu 14 vH gerechnet, wobei 
freilich offen bleibt, ob die Ölpreise ohne den star- 
ken Wertzuwachs des Dollar tatsächlich konstant 
geblieben wären. 

43 . Zwischen den Industrieländern veränderte sich 
die Finanzierungslage des vergangenen Jahres, in 
dem die Hälfte des Leistungsbilanzdefizits der gro- 
ßen Industrieländer auf zwei der finanzstärksten 
Länder, Japan und die Bundesrepublik, entfallen 
war. In Japan bildete sich nämlich nach der massi- 
ven Abwertung des Yen in den Jahren 1979/80 das 
überaus hohe Leistungsbilanzdefizit von über 10 
Mrd Dollar mehr und mehr zurück. Für 1981 wird 
mit einem Überschuß von nahezu 8 Mrd Dollar ge- 
rechnet — ein ansehnlicher Erfolg. Auch die Nieder- 
lande und die Schweiz konnten ihre Leistungsbi* 
lanzdefizite in diesem Jahr in Überschüsse verwan- 
deln, wenn auch in weitaus geringerem Maße als Ja- 
pan. In Dänemark und Österreich gelang es zumin- 
dest, wie in der Bundesrepublik, die Defizite etwas 
abzubauen. Dagegen kam es vor allem in Belgien zu 
einer weiteren Passivierung der ohnehin stark defi- 
zitären Leistungsbilanz. Gemessen am Bruttosozial- 
produkt war das Defizit hier das höchste innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft. In Großbritannien 
konnten — anders als in den Vereinigten Staaten — 
die Leistungsbilanzüberschüsse des vergangenen 
Jahres nicht ausgedehnt werden, sie sind sogar zu- 
rückgegangen. Gemeinsam war den Industriestaa- 
ten, daß sie mit Ausnahme der Vereinigten Staaten 
und Japans eine Verschlechterung der Terms of 
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Tabelle 5 

Salden der Handelsbilanz und der Leistungsbilanz ausgewählter Länder 

Mio US-Dollar 


Land 

1974 

1975 




1979 

1980 

1981 ‘) 






Salden der Handelsbilanz 






Bundesrepublik Deutschland . 

+22 204 

+ 17 612 

+ 16 663 

+ 19 789 

+ 25 489 

+ 

17 463 

+ 

10 400 

+ 

8 500 

Belgien-Luxemburg 

+ 

621 

+ 

71 

- 666 

- 1364 

- 1 282 

- 

2 866 

- 

4 500 

- 

4 900 

Dänemark 

- 

1 812 

- 

1 326 

- 2 886 

- 2 706 

- 2 349 

- 

3 064 

- 

2 000 

- 

1 200 

Frankreich 

- 

4 357 

+ 

1 313 

- 4 732 

- 2 429 

+ 1540 

- 

1405 

- 

11 800 

- 

6 500 

Griechenland 

- 

2 440 

- 

2 535 

- 2 777 

- 3 261 

- 3 608 

- 

5 167 

- 

5 600 

- 

5 300 

Großbritannien 

- 

12 513 

- 

7 375 

- 7 054 

- 3 976 

- 2 965 

- 

7 211 

+ 

2 700 

+ 

3 400 

Irland 

- 

953 

- 

343 

- 479 

- 659 

- 840 

- 

1 953 

- 

1800 

- 

2 300 

Italien 

- 

8 492 

- 

1 166 

- 4 238 

- 134 

+ 2 898 

- 

952 

- 

16 100 

- 

12 700 

Niederlande 

+ 

841 

+ 

898 

+ 1344 

- 244 

- 1471 

- 

1475 

- 

1300 

+ 

2 000 

EG- Länder^) 

- 

6 901 

- 

7 149 

- 4 825 

+ 5 016 

+ 17 412 

- 

6 630 

- 

28 600 

- 

19 000 

Vereinigte Staaten 

- 

5 343 

+ 

9 047 

- 9 306 

-30 873 

-33 759 

— 

27 346 

— 

25 300 

_ 

27 000 

Kanada 

+ 

1938 

- 

730 

+ 1703 

+ 2 949 

+ 3 913 

+ 

3 950 

+ 

7 100 

+ 

5 600 

Japan 

+ 

1 436 

+ 

5 028 

+ 9 878 

+ 17 311 

+ 24 596 

+ 

1 845 

+ 

2 100 

+ 

20 000 

Österreich 

- 

1 420 

“ 

1 474 

- 2 557 

- 3 889 

- 2 982 

- 

3 746 


6 000 

- 

4 700 

Schweden 

+ 

607 

+ 

700 

+ 169 

+ 311 

+ 2 569 

+ 

815 

- 

300 

+ 

2 000 

Schweiz 

- 

1 745 

+ 

433 

+ 801 

+ 254 

+ 721 

- 

1 536 

- 

4 800 

- 

3 000 

OECD -Länder 

- 

2 700 

+ 

5 000 

-17 500 

-23 000 

+ 6000 

— 

40 000 

_ 

73 000 

_ 

28 000 

OPEC-Länder^) 

+ 77 000 

+49 000 

+65 000 

+61000 

+42 000 

+ 107 000 

+ 167 000 

+ 100 000 

Entwicklungsländer (ohne 
OPEC-Länder)*) 

- 

23 000 

- 

28 000 

-15 000 

-12 000 

-21 000 

- 

32 000 

- 

48 000 

- 

60 000 






Salden der Leistungsbilanz 






Bundesrepublik Deutschland . 

+ 10 276 

+ 

4 037 

+ 3 937 

+ 4 090 

+ 9 170 

- 

5 262 

- 

16 400 

- 

12 000 

Belgien-Luxemburg 

+ 

647 

+ 

250 

41 

- 725 

- 978 

- 

3 398 

- 

5 900 

- 

7 000 

Dänemark 

- 

947 

- 

552 

- 1991 

- 1782 

- 1493 

- 

2 911 

- 

2 400 

- 

2 000 

Frankreich 

- 

6 055 

- 

73 

- 5 949 

- 3 004 

+ 3 735 

+ 

1 155 

- 

7 400 

- 

7 400 

Griechenland 

- 

1 136 

- 

953 

- 930 

- 1078 

- 954 

- 

1 882 

- 

2 200 

- 

2 200 

Großbritannien 

- 

8 079 

- 

3 703 

- 2 005 

- 496 

+ 1 189 

- 

3 537 

+ 

7 500 

+ 

6 000 

Irland 

- 

683 

- 

28 

- 300 

- 294 

- 256 

- 

1 284 

- 

1 300 

- 

2 000 

Italien 

- 

8 017 

- 

751 

- 2 816 

+ 2 465 

+ 6 198 

+ 

5 479 

- 

9 800 

- 

9 800 

Niederlande 

+ 

2 214 

+ 

1 987 

+ 2 708 

+ 613 

- 1445 

- 

2 247 

- 

2 700 

+ 

1 800 

EG-Länder'^) 

- 

11 780 

+ 

214 

- 7 387 

- 211 

+ 15 166 

- 

13 887 

- 

40 600 

- 

34 600 

Vereinigte Staaten 

+ 

4 862 

+ 18 280 

+ 4 384 

-14 110 

-14 075 

+ 

1 414 

+ 

3 700 

+ 

6 000 

Kanada 

- 

1493 

- 

4 677 

- 3 897 

- 4 043 

- 4 327 

- 

4 179 

- 

1 600 

- 

6 000 

Japan 

- 

4 693 

- 

682 

+ 3 680 

+ 10 918 

+ 16 534 

- 

8 754 

- 

10 700 

+ 

7 600 

Österreich 

- 

471 

- 

322 

- 1470 

- 2 978 

- 1400 

- 

1 752 

- 

3 600 

- 

2 000 

Schweden 

- 

950 

- 

1614 

- 1630 

- 2 124 

- 253 

- 

2 680 


5 300 

_ 

3 400 

Schweiz 

+ 

171 

+ 

2 587 

+ 3 497 

+ 3 441 

+ 4 401 

+ 

2 444 

- 

600 

+ 

1 500 

OE CD -Länder 

- 

26 000 

+ 

0 

-18 000 

-24 000 

+ 10 000 

_ 

32 000 

_ 

74 000 

_ 

45 000 

OPEC-Länder^) 

+ 59 000 

+ 27 000 

+36 000 

+ 29 000 

+ 4 000 

+ 

60 000 

+ 110 000 

+ 

80 000 

Entwicklungsländer (ohne 
OPEC-Länder)*) 

- 

25 000 

-30 000 

-17 000 

-12 500 

-23 000 

- 

39 000 

- 

57 000 

- 

80 000 


Eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen internationaler Organisationen. 

Gebietsstand: 1. Januar 1981. 

Algerien, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Oman, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate. 

'*) Afrika ohne Republik Südafrika, Mittel- und Südamerika, Asien ohne Japan und Staatshandelsländer, Ozeanien. 


Quelle: OECD 
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Schaubild 2 


ZUR AUSSEMHANDELSSITUATION AUSGEWÄHLTER LÄNDER 
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1) Wechselkursbereinigte relative Veränderung der Durchschnittswerte der Ausfuhr bzw. der Lohnstückkosten gegenüber der Gruppe der 14 wichtigsten west- 
lichen Industrieländer, zusammengewogen mit den jeweiligen Vorjahresanteilen der Länder an der Weltausfuhr. - 2) Anteil der Ausfuhr der Länder an der 
Gesamtausfuhr der 14 wichtigsten westlichen Industrieländer. - 3) Eigene Schätzung. Für Marktanteile: 1. Halbjahr. 

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank, DIW, OECD. UN 
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Trade hinnehmen mußten. Die europäischen Länder 
hatten für ihre Importe im Durchschnitt über 17 vH 
mehr zu bezahlen, während sie für ihre Exporte ge- 
ringere Preiserhöhungen erzielen konnten als im 
vergangenen Jahr. 

44 . Bei der Veränderung der internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit zeigen sich deutliche Unter- 
schiede zwischen den Industrieländern (Schaubild 
2). Die starke Aufwertung ihrer Währungen hat den 
Anbietern aus den Vereinigten Staaten, aus Großbri- 
tannien und aus Japan Preisnachteile gebracht. In 
Japan hat die relative Stabilität im Inneren den Auf- 
wertungseffekt jedoch spürbar gemildert. Bei den 
von einer starken Abwertung betroffenen Ländern 
haben Österreich und die Schweiz durch ihre größe- 
ren Stabilisierungsanstrengungen weitaus mehr an 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit gewonnen als 
etwa Italien, wo der Abwertungseffekt größtenteils 
inflatorisch verpuffte. 

45 . Während sich die Defizite der Industrieländer 
in der Summe verminderten, nahmen die der Ent- 
wicklungsländer erheblich zu. Dabei spielte neben 
der starken Ölverteuerung auch eine Rolle, daß 
diese Länder wegen der bislang ausgebliebenen 
konjunkturellen Belebung in den Industrieländern 
sowie wegen des zunehmenden, auch gegen die 
Entwicklungsländer gerichteten Protektionismus 
starke Exporteinbußen erlitten (Ziffer 61). Ein Ver- 
gleich mit den Jahren nach dem ersten Ölpreisschub 
zeigt, daß damals zwar die Leistungsbilanzdefizite 
der nichtölexportierenden Entwicklungsländer — 
auf die Exporteinnahmen bezogen — weitaus größer 
gewesen waren. Jedoch waren in den Jahren 1976 
und 1977 die Exportpreise dieser Länder erheblich 
stärker gestiegen als die Importpreise, so daß es ih- 
nen rasch möglich gewesen war, ihr Leistungsbi- 
lanzdefizit ohne größere Verminderung des Import- 
zuwachses abzubauen. Dagegen waren die Fehlbe- 
träge der Entwicklungsländer nach der zweiten Öl- 
teuerung im ganzen nicht so groß. Die realen Aus- 
tauschverhältnisse verschlechterten sich jedoch von 
Jahr zu Jahr. Da 1981 die Preise für Rohstoffe, die 
den weitaus größten Teil ihrer Exporte ausmachen, 
sogar sanken, die Preise für Importgüter dagegen 
annähernd konstant blieben, konnten diese Länder 
für ihre Exporte wiederum erheblich weniger Güter 
einkaufen als im Jahr zuvor. Bei einem immer noch 
steigenden Impdrtvolumen mußte es zu einer drasti- 
schen Verschlechterung der Außenhandelsisituation 
kommen. 


Dollarstärke und hohe Zinsen 

46 . Die Wechselkursbewegungen waren im Jahres- 
verlauf 1981 durch die Stärke des Dollar geprägt 
(Schaubild 3). Die amerikanische Währung zeigte 
bis Mitte August 1981 einen steilen Aufwärtstrend. 
Vor allem gegenüber den europäischen Währungen 
erreichte der Kurs des Dollar in diesem Jahr uner- 
wartete Höhen. Mußten noch zu Anfang des Jahres 
für 100 Dollar 40 Pfund Sterling bezahlt werden, so 
waren es im August annähernd 50 Pfund. Auch ge- 
genüber den im Europäischen Währungssystem ver- 
bundenen Währungen verzeichnete der Dollar bis 


zur Jahresmitte deutliche Kursgewinne. Noch im 
September vergangenen Jahres entsprachen 100 
Dollar 70 Europäischen Währungseinheiten (ECU), 
zu Anfang 1981 mußten für den gleichen Dollarbe- 
trag schon über 80 ECU und zur Jahresmitte sogar 
über 100 ECU auf gewandt werden. Große Kursverlu- 
ste erlitt auch die deutsche Währung. Zu Anfang des 
Jahres mußte für einen Dollar noch 2,10 DM bezahlt 
werden. Mitte August waren es 2,57 DM (Ziffer 182). 
Auch die Japaner hatten für den Dollar gegenüber 
200 Yen im Januar zur Jahresmitte 245 Yen auszuge- 
ben. Im August kam es allerdings zu einer Umkehr 
der Kursentwicklung des Dollar gegenüber den mei- 
sten Währungen. 

47 . Die Dollarstärke war mit einem Zinsniveau 
verbunden, das im allgemeinen noch höher war als 
das schon hohe Zinsniveau des vergangenen Jahres. 
Während die kurzfristigen Zinsen in der Bundesre- 
publik und den Niederlanden Ende 1980 noch bei 
10 % und in der Schweiz bei 7 % lagen, erreichten sie 
zur Jahresmitte 13 % beziehungsweise mehr als 10 % 
(Tabelle 6). Mußten in Belgien und Frankreich zu 
Jahresanfang für kurzfristige Gelder noch 12 % be- 
zahlt werden, so waren es zur Jahresmitte schon 
16 % beziehungsweise 18 %, in Italien gar über 20 % 
im Vergleich zu 17 % im Januar. Da die kurzfristigen 
Zinsen in den Vereinigten Staaten von Ende des ver- 
gangenen Jahres an nicht mehr stiegen, bedeutete 
dies eine Annäherung des Zinsniveaus der meisten 
Industrieländer an das der Vereinigten Staaten. 

48 . Die langfristigen Zinsen sind in den wichtig- 
sten Industrieländern im Jahre 1981 gestiegen. In 
den Vereinigten Staaten haben sie sich sogar deut- 
lich erhöht, eigentlich ein Zeichen dafür, daß die län- 
gerfristigen Inflationserwartungen einen Sprung 
nach oben gemacht haben müssen. Die nach oben 
gerichtete Zinstendenz geht aber sicher auch auf die 
Erwartung zurück, daß das Defizit im amerikani- 
schen Staatshaushalt hoch bleiben und daß Kapital 
in der Welt möglicherweise noch lange knapp sein 
wird. Auch internationale Kapitalanleger, die auf 
den Dollar setzten, mochten sich längerfristig offen- 
bar nur zu steigenden Zinsen engagieren. Für kurz- 
fristige Anlagen waren die Dollarzinsen freilich 
hoch genug. Die anfangs noch großen internationa- 
len Unterschiede der kurzfristigen Zinsen erklären 
die zeitweise überaus starke Dollarnachfrage aller- 
dings nicht vollständig. Politische Spannungen in 
vielen Teilen der Welt haben vermutlich dazu beige- 
tragen. 

FInanzlerungsprobleme verschärft 

49 . Die Finanzierung der Leistungsbilanzdefizite 
in der Welt bereitete zwar auch nach dem zweiten 
Ölpreisschub nicht ganz so große Schwierigkeiten 
wie zunächst befürchtet worden waren. Die 
Verlagerung der Defizite und die hohen Zinsen, die 
teilweise wiederum Folge des gestörten Vertrauens 
in die Anpassungsfähigkeit der Defizitländer war, 
haben jedoch jenen Ländern, die ohnehin große 
wirtschaftliche Probleme haben, schwere zusätzli- 
che Finanzierungslasten aufgebürdet. 


28 



Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 



29 














Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


Tabelle 6 


Zur internationalen Zinsentwicklung 


stand am 
Monatsende 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Schweiz 

Euro- 
Dollar- 
Markt ^) 

Ver- 

einigte 

Staaten 

Japan 






kurzfristig^) 





1980 Jan 

8,85 

14,50 

12,19 

17,75 

17,75 

11,37 

6,00 

14,37 

13,49 

8,02 

Feb 

9,50 

15,00 

13,62 

18,31 

17,62 

12,87 

5,25 

16,94 

15,45 

9,86 

Mär 

9,80 

17,50 

13,69 

18,12 

17,87 

11,25 

7,37 

19,69 

18,44 

12,68 

Apr 

9,97 

17,00 

12,56 

17,12 

16,50 

10,37 

6,37 

14,37 

13,70 

12,12 

Mai 

10,20 

15,75 

12,37 

17,00 

17,12 

11,25 

5,62 

10,12 

7,90 

12,53 

Jun 

9,95 

14,00 

12,25 

17,00 

17,25 

10,62 

5,87 

9,75 

8,03 

10,87 

Jul 

9,30 

13,00 

11,44 

14,87 

17,25 

9,37 

5,25 

9,81 

8,82 

11,54 

Aug 

8,90 

12,60 

11,62 

16,69 

17,25 

10,75 

6,12 

12,25 

10,91 

10,95 

Sep 

9,10 

12,60 

12,31 

15,87 

18,75 

10,37 

5,87 

13,81 

12,24 

11,48 

Okt 

9,20 

12,45 

11,31 

16,62 

17,75 

9,25 

5,62 

15,37 

14,24 

9,57 

Nov 

9,45 

13,00 

11,44 

14,50 

17,37 

10,00 

6,12 

18,06 

17,15 

9,80 

Dez 

10,20 

13,10 

11,56 

14,75 

17,37 

9,37 

7,50 

17,62 

17,62 

9,80 

1981 Jan 

9,45 

12,35 

11,25 

13,19 

17,37 

9,50 

6,00 

17,50 

16,67 

8,32 

Feb 

14,50 

13,00 

13,50 

12,50 

17,50 

11,25 

8,50 

16,62 

15,48 

8,37 

Mär 

13,30 

14,00 

12,75 

12,50 

19,75 

10,37 

9,37 

14,81 

14,25 

7,34 

Apr 

12,90 

17,00 

13,37 

12,37 

19,75 

11,25 

10,00 

16,87 

16,80 

6,76 

Mai 

13,30 

16,85 

18,25 

12,44 

20,00 

12,25 

10,50 

17,75 

16,94 

7,52 

Jun 

12,90 

15,25 

18,25 

12,56 

20,50 

11,87 

10,37 

17,81 

17,07 

7,20 

Jul 

12,90 

16,50 

17,12 

14,69 

20,37 

13,37 

9,62 

18,68 

17,62 

7,12 

Aug 

12,80 

16,00 

17,75 

13,94 

20,75 

13,62 

9,12 

18,44 

17,48 

7,30 

Sep 

12,15 

16,00 

18,62 

16,81 

20,50 

13,25 

11,50 

17,75 

16,80 

7,14 






langfristig^) 





1980 Jan 

8,13 

11,42 

12,52 

13,30 

11,39 

9,41 

4,48 

l / 

11,11 

8,56 

Feb 

8,86 

11,93 

14,11 

13,89 

11,56 

10,37 

5,03 

\ 

12,60 

9,17 

Mär 

9,72 

12,45 

14,44 

13,98 

11,63 

11,45 

5,09 

\ 

12,50 

9,76 

Apr 

8,93 

12,02 

13,94 

13,44 

11,63 

10,59 

4,96 

\ 

10,38 

9,65 

Mai 

8,20 

12,26 

13,49 

13,30 

11,64 

9,97 

4,82 

\ 

10,24 

8,75 

Jun 

8,00 

11,84 

13,34 

13,06 

11,80 

9,95 

4,72 

\ 

9,90 

8,45 

Jul 

7,78 

11,77 

13,43 

12,52 

12,06 

9,66 

4,59 

\ 1 

10,70 

8,63 

Aug 

7,95 

12,08 

13,46 

13,27 

12,00 

10,08 

4,87 

\ / 

11,46 

8,77 

Sep 

8,24 

12,43 

13,85 

12,69 

12,12 

10,25 

4,85 

W 

11,90 

8,92 

Okt 

8,55 

12,46 

14,27 

12,52 

12,53 

10,20 

4,69 

Y 

12,33 

8,84 

Nov 

8,59 

12,61 

14,24 

12,65 

12,42 

10,46 

4,67 


12,25 

9,26 

Dez 

9,19 

13,04 

14,31 

13,05 

12,12 

10,48 

4,63 

\ 

11,46 

9,04 

1981 Jan 

9,07 

13,19 

14,58 

13,25 

12,44 

10,43 

4,79 

/ \ 

12,76 

8,84 

Feb 

10,38 

13,44 

15,05 

13,36 

12,88 

10,96 

5,20 

1 \ 

13,16 

8,89 

Mär 

9,97 

13,57 

14,98 

12,86 

14,46 

11,38 

5,40 


13,21 

8,67 

Apr 

10,12 

13,52 

14,95 

13,18 

14,53 

11,29 

5,79 

/ \ 

14,13 

8,84 

Mai 

10,68 

13,85 

17,25 

13,50 

14,27 

11,89 

5,85 

/ \ 

13,52 

9,23 

Jun 

10,30 

14,18 

17,35 

13,98 

13,81 

11,43 

5,59 

1 \ 

13,44 

9,20 

Jul 

10,45 

13,97 

17,11 

14,45 

14,09 

11,57 

5,52 


. 14,24 

9,31 

Aug 

10,72 

14,06 

17,03 

14,47 

14,18 

11,95 

5,84 

/ \ 

14,82 

9,36 

Sep 

10,36 

13,97 

17,08 

15,39 

14,05 

12,30 

6,13 

' ' 

15,31 

9,33 


Die Sätze basieren auf Angaben am Londoner Bankplatz. 

Ausgewählte Geldmarktsätze für 3 bis 4 Monate. 

Umlaufsrendite festverzinslicher Staatsschuldpapiere mit einer Restlaufzeit von mindestens 4 Jahren. 

Quelle: Morgan Guaranty Trust Company 
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50 . Zugespitzt hat sich die Finanzierungssituation 
besonders für viele Entwicklungsländer. Das aber- 
mals gestiegene Zinsniveau auf den internationalen 
Finanzmärkten hat nicht nur die Zinslasten auf 
neue Schulden, sondern auch auf alte Verpflichtun- 
gen drastisch erhöht Dies vor allem deshalb, weil 
viele dieser Länder im letzten Jahrzehnt ihre Schul- 
denaufnahme immer mehr vom Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank, die ihre Mittel- 
vergabe mit wirtschaftspolitischen Auflagen verbin- 
den, zu privaten Banken verlagert hatten, die frei- 
lich in der Regel nur Kredite zu variablen Zinsen 
vergeben. Dies hatte erheblich dazu beigetragen, 
daß sich der Zinsendienst der Entwicklungsländer 
von 14 Mrd Dollar im Jahre 1978 auf über 30 Mrd 
Dollar 1980 verdoppelt hatte und mit dem Anstieg 
des Londoner Interbankensatzes von 10 % Mitte ver- 
gangenen Jahres auf nahezu 18% in diesem Jahr 
weiter in die Höhe ging. Die Gefahr hat zugenom- 
men, daß mehr und mehr Länder an Grenzen ihrer 
Verschuldungsmöglichkeiten stoßen. 

51 . Die vielfach geäußerte Befürchtung, die OPEC- 
Länder bevorzugten zunehmend kurzfristige Anla- 
gen, hat sich in diesem Jahr nicht bestätigt. Der sich 
seit zwei Jahren abzeichnende Trend zu langfristi- 
gen Anlagen hielt weiter an, was die Labilität auf 
den internationalen Finanzmärkten vermindert hat. 
Während 1979 etwas mehr als ein Viertel des anlage- 
fähigen OPEC-Überschusses langfristig festgelegt 
wurde, war es 1980 schon die Hälfte. Für dieses Jahr 
wird mit einem noch größeren Anteil gerechnet. Da- 
mit verbunden ist ein klarer Trend in Richtung auf 
eine größere Diversifizierung bei den Anlagen in 
den Industrieländern. Vor allem Japan und die Bun- 
desrepublik haben davon profitiert. 


IV. Europäische Gemeinschaft: Problemdruck 
unverändert 

52 . Für die Staaten der Europäischen Gemein- 
schaft kamen zu den wirtschaftlichen Sorgen noch 
schwere interne Konflikte hinzu. Nationale Interes- 
sengegensätze belasten in zunehmendem Maße das 
integrationspolitische Klima. Die gemeinsame 
Agrarpolitik steckt nach wie vor tief in einer Krise. 
Die Haushaltsprobleme, die in engem Zusammen- 
hang mit der Agrarpolitik stehen, sind nicht gelöst, 
der Streit um die Finanzierungsbeiträge zum Haus- 
halt der Gemeinschaft ist nicht dauerhaft beigelegt. 
Die weitere Verschärfung der Probleme in der Stahl- 
industrie und in der Textilindustrie hat die nationa- 
len Eigeninteressen stärker hervortreten lassen. Die 
Neigung, Lösungen zu suchen, die auf Kosten ande- 
rer Mitgliedstaaten oder dritter Länder gehen, hat 
zugenommen. 


Haushaltsprobleme weiterhin ungelöst 

53 . Während mehrere Mitgliedstaaten eine 
schmerzhafte Konsolidierung ihrer Staatshaushalte 


in Angriff genommen haben, ist für den Haushalt 
der Europäischen Gemeinschaften noch nicht abzu- 
sehen, wie die kräftige Expansion der Ausgaben 
nachhaltig eingedämmt werden kann. Zwar hat die 
Dynamik im Anstieg der Ausgaben für die EG- 
Agrarmarktordnungen, die rund zwei Drittel aller 
Ausgaben der Gemeinschaft ausmachen, nachgelas- 
sen. Die Marktordnungsausgaben sind in diesem 
Jahr nur um etwa 6 vH gestiegen, nachdem sie in 
den vergangenen sechs Jahren um durchschnittlich 
25 vH geklettert waren. Dies war aber nicht das Er- 
gebnis einer durchgreifenden Reform, sondern vor 
allem die Folge eines kräftigen Anstiegs der Welt- 
marktpreise wichtiger landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse und der starken Aufwertung des Dollar gegen- 
über den europäischen Währungen. So konnten 
überquellende Vorratsläger in der Gemeinschaft ge- 
räumt und Produktionsüberschüsse auf dem Welt- 
markt untergebracht werden, ohne daß eine Er- 
schöpfung der Haushaltsmittel befürchtet werden 
mußte. 


54 . Der vergleichsweise geringe Anstieg der Aus- 
gaben für die Agrarmarktordnungen hat nicht nur 
verhindert, daß die der Gemeinschaft als Eigenmit- 
tel zugewiesenen Einnahmen — Zölle, Abschöpfun- 
gen, Produktionsabgaben und Mehrwertsteuerein- 
nahmen bis zu maximal 1 vH der einheitlichen Be- 
messungsgrundlage der Mehrwertsteuer in den ein- 
zelnen Ländern — vollständig ausgeschöpft werden 
mußten. Es hat auch Spielraum gegeben für die vor 
allem vom Europäischen Parlament immer wieder 
geforderte Umstrukturierung der Ausgaben zu La- 
sten des Anteils der Agrarausgaben und zugunsten 
des Anteils von regionalpolitischen, sozialpoliti- 
schen und forschungspolitischen Ausgaben. Bei der 
Beratung des Haushalts 1981 hatte es über diesen 
Punkt heftige Auseinandersetzungen gegeben. Im 
Herbst vergangenen Jahres kam es darüber sogar 
zum offenen Streit zwischen Ministerrat und Euro- 
päischem Parlament. 

Weil es der Ministerrat dbgelehnt hatte, einige Ausgahen- 
ansätze des Sozialfonds im Haushaltsplan 1981, une vom 
Europäischen Parlament gefordert, zu Lasten der Agrar- 
ausgahen zu erhöhen, suchte das Parlament sein Begehren 
über eine Aufstockung des zweiten Nachtragshaushalts 

1980 um 266 Mio ECU durchzusetzen, den das Parlament im 
Dezember zusammen mit dem Haushalt 1981 beschloß. 
Faktisch hätten diese übertragbaren Mittel dann im Jahre 

1981 zur Verfügung gestanden. Der Ministerrat hat das 
nicht akzeptiert Die Bundesrepublik kündigte daraufhin 
unter Berufung auf das EG-Haushaltsrecht ebenso wie an- 
dere Mitgliedsländer an, ihren Anteil an den dafür benö- 
tigten Finanzmitteln zurückhalten zu wollen. Überdies er- 
hob sie Klage vor dem Europäischen Gerichtshof Die 
Chance für einen Kompromiß bot sich Mitte 1981. Auf- 
grund der günstigen Entwicklung bei den Agrarausgaben 
kam es zu dem Vorschlag, einen Teil der nicht benötigten 
Finanzmittel für die vom Parlament im Dezember gefor- 
derten Ausgaben zu verwenden. Darüber wurde im Prinzip 
Einvernehmen erzielt 

Die starke Ausgabenexpansion in den anderen Be- 
reichen, vor allem in der Sozialpolitik und in der 
Regionalpolitik, hat die Ausgaben insgesamt um 
14 vH auf 16 V 2 Mrd ECU ansteigen lassen, das sind 
41 Mrd DM. 
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55 . Nach dem Haushaltsvorentwurf der Kommis- 
sion für das Jahr 1982 sollen die Ausgaben im näch- 
sten Jahr um 16 vH ansteigen. Auch in diesem Ent- 
wurf ist eine erneute deutliche Verschiebung der 
Ausgabenanteile zugunsten der Regionalpolitik und 
der Sozialpolitik vorgesehen. Über eine kräftige Auf- 
stockung der Mittel für regionalpolitische Sonder- 
programme in Großbritannien versuchte die Kom- 
mission einem Wiederaufleben der Diskussion um 
die Verteilung der Nettofinanzierungslasten in der 
Europäischen Gemeinschaft zu begegnen. Mit na- 
hezu 1,7 Mrd ECU haben diese Sonderprogramme 
inzwischen einen Anteil von 7,4 vH am gesamten 
Haushaltsvolumen und übersteigen damit bereits 
beträchtlich die Ansätze für den Regionalfonds. 

Dem Haushaltsplanentwurf liegt ein Satz von 
0,95 vH der einheitlichen Bemessungsgrundlage der 
Mehrwertsteuer zugrunde. Damit ist die Obergren- 
ze, die dem Haushalt der Europäischen Gemein- 
schaft bei den Eigenmitteln gesetzt ist, nahezu er- 
reicht. Bei der Betrachtung dieser Haushaltsansätze 
darf man nicht übersehen, daß die Entwicklung der 
Ausgaben für die Agrarmarktordnungen in starkem 
Maße von der Entwicklung der Weltmarktpreise für 
die landwirtschaftlichen Überschußprodukte ab- 
hängt. So wie der starke Anstieg der Weltmarkt- 
preise einen unvorhergesehenen Spielraum für die 
Haushaltsgestaltung der Gemeinscheift brachte, 
kann ein Abrutschen der Weltmarktpreise bei den 
nunmehr weitgehend ausgeschöpften Finanzie- 
rungsmitteln sehr schnell zu einer Haushaltskrise 
der Gemeinscheift führen. 

56 . Dem Druck, der von den leeren Kassen und von 
den unausgewogenen Nettofineinzierungsbeiträgen 
der einzelnen Länder zum Gemeinschaftshaushalt 
auf eine grundlegende Reform der EG- Agrarpolitik 
ausgeht, sucht die Kommission durch eine Erweite- 
rung des finanziellen Spielraums für die Gemein- 
schaft zu entgehen. In ihrem Bericht zum „Haus- 
haltsmandat“, in dem sie Möglichkeiten für eine Be- 
reinigung der Haushaltsprobleme unter der An- 
nahme eines unveränderten finanziellen Rahmens 
für den Gemeinschaftshaushalt aufzeigen sollte, hat 
die Kommission angekündigt, daß sie die notwendi- 
gen Initiativen ergreifen wird, um die — wie sie es 
nennt — künstliche Begrenzung der Haushaltsmit- 
tel zu überwinden. Eine Umschichtung könnte unter 
einem erweiterten Finanzrahmen dann wiederum 
über neue Gemeinschaftsmaßnahmen und Gemein- 
schaftsausgaben gebucht werden und müßte nicht 
über Einschnitte in vorhandene Bereiche — vor al- 
lem in die EG-Agrarpolitik — herbeigeführt wer- 
den. 

57 . Die Entlastung, die von den Weltmarktpreisen 
und der Aufwertung des Dollar kam, minderte für 
die Gemeinschaft den Zwang, schnell durchgrei- 
fende Reformmaßnahmen in der Agrarpolitik be- 
schließen zu müssen. So konnte man in den Agrar- 
preisverhandlungen die Entscheidung über ein- 
schneidende Maßnahmen auf den Herbst vertagen 
und dem Druck auf schnelle Preisbeschlüsse nach- 
geben, der von einem kräftigen Rückgang der land- 
wirtschaftlichen Realeinkommen infolge einer star- 


ken Verteuerung der Vorleistungen der Landwirt- 
schaft und der Lebenshaltung in vielen Ländern der 
Gemeinschaft ausgegangen war; im Durchschnitt 
der Gemeinschaft hatte der Rückgang der landwirt- 
schaftlichen Realeinkommen 1980 nach Angaben 
der Kommission 9 vH betragen. So einigte man sich 
relativ rasch auf Preisanhebungen, die kaum als 
preispolitisches Signal für einen Abbau der Über- 
schußproduktion verstanden werden konnten. Die 
Richtpreise wurden um durchschnittlich 9,6 vH her- 
aufgesetzt, darunter für Brotweizen um 7,5 vH, für 
Zucker um 8,1 vH, für Milch um 9 vH, für Raps und 
Wein um 10 vH, für Schweinefleisch um 11 vH und 
für Rindfleisch um insgesamt 8,3 vH. Durch Verän- 
derungen des Grenzausgleichs ergeben sich in na- 
tionaler Währung gerechnet für einige Mitgliedslän- 
der höhere und für andere niedrigere Preiserhöhun- 
gen. Allerdings war dieser Spielraum im Vergleich 
zu früheren Jahren nur noch gering. Zusätzliche 
Möglichkeiten für eine nationale Differenzierung in 
den Preisanhebungen brachten die Veränderungen 
der Leitkurse im EWS. Die abwertenden Länder Ita- 
lien und Frankreich haben die Wechselkursände- 
rung teilweise auf die Marktordnungspreise durch- 
schlagen lassen. Die aufwertenden Länder, die Bun- 
desrepublik und die Niederlande, haben die Auswir- 
kungen der Leitkursänderungen auf die admini- 
strierten Agrarpreise durch eine Neufestsetzung der 
Grenzausgleichsbeträge voll abgefangen. Nach der 
Neufestsetzung der Leitkurse betragen die Grenz- 
ausgleichssätze für die Bundesrepublik + 8,3 vH, für 
die Niederlande -f- 4,3 vH, für Italien — 3,9 vH und für 
Großbritannien -f- 3,5 vH, wobei anzumerken ist, daß 
die Grenzausgleichsbeträge für Italien und Großbri- 
tannien nicht als Abweichung der grünen Paritäten 
von den Leitkursen, sondern jeweils als Abweichung 
von den aktuellen Wechselkursen berechnet wer- 
den. Die Festsetzung der Ausgleichsbeträge als Ab- 
weichung der grünen Parität vom Leitkurs bringt es 
für die Bundesrepublik mit sich, daß die Preise für 
importierte Marktordnungsgüter aufgrund der Pari- 
tätsänderungen nicht nur nicht gesunken, sondern 
sogar gestiegen sind, weil die D-Mark am Devisen- 
markt zunächst weniger höher bewertet worden ist 
als der Paritätsänderung der D-Mark entsprochen 
hätte. 

58 . Für die noch ausstehenden Entscheidungen 
über einschneidende Reformmaßnahmen hat die 
Kommission im Oktober 1981 ihre Vorstellungen 
über die Grundlinien für die Europäische Agrarpoli- 
tik konkretisiert. Kern dieser Vorschläge ist es, daß 
die durch die gemeinsame Marktordnungspolitik ge- 
währten Stützungsmaßnahmen auf Produktions- 
ziele begrenzt werden sollen, die von der Kommis- 
sion auf der Basis von Produktions- und Verbrauchs- 
projektionen für den Zeitraum bis 1988 festgesetzt 
werden. Nur für Getreide wird erwogen, die EG- 
Preise auf die Preise zu senken, die Erzeuger aus an- 
deren Agrarexportländern auf den Weltmärkten er- 
zielen. Bei ihren Projektionen geht die Kommission 
davon aus, daß es Ziel der Ausfuhrpolitik der Ge- 
meinschaft sein muß, ihre Agrarausfuhren bis 1988 
so zu steigern, daß zumindest der in den letzten Jah- 
ren erreichte Rang gehalten werden kann. Es wird 
also nicht der Abbau der strukturellen Agrarüber- 
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Schüsse und der daraus resultierenden Haushaltsbe- 
lastungen angestrebt, sondern die Aufrechterhal- 
tung und Ausweitung einer Produktion für den Ex- 
port, die auf den Auslandsmärkten weniger ein- 
bringt, als ihre Erzeugung im Inland kostet (JG 80 
Ziffer 448). Wie dies im Rahmen der geltenden Fi- 
nanzierungsvorschriften aus dem EG- Budget finan- 
ziert werden soll, wird nicht gesagt. 

59 . Die Begrenzung der Stötzungsmaßnahmen auf 
festgesetzte Produktionsmengen soll für die einzel- 
nen Produkte durch unterschiedliche Regelungen 
erreicht werden. Für Getreide will man die Interven- 
tionspreise senken, wenn die festgesetzten Produk- 
tionsmengen überschritten werden. Für Zucker und 
insbesondere für Milch will die Kommission ihre be- 
reits existierenden Systeme der Erzeugermitverant- 
wortungsabgabe weiter ausbauen. Für Milch soll die 
bestehende Mitverantwortungsabgabe in Höhe von 
2,5 vH beibehalten werden, künftig ausgenommen 
eine allgemeine Freimenge zur Entlastung der Ein- 
kommen von kleinen Erzeugern. Darüber hinaus 
soll es eine zusätzliche Abgabe geben, um die Erzeu- 
ger an den Kosten für den Absatz der Mengen zu be- 
teiligen, die das festgesetzte Produktionsziel über- 
schreiten. Diese soll als — eventuell progressiv ge- 
staffelte — Abgabe auf den Produktionsmengenzu- 
wachs ausgestaltet sein. Schließlich ist beabsichtigt, 
daneben noch eine besondere Abgabe auf solche 
Milch zu erheben, die in intensiv bewirtschafteten 
Betrieben, also mit hohem Kraftfuttereinsatz er- 
zeugt wird. 

Solche Produktionsmengenbegrenzungen und Er- 
zeugerabgaben mögen a\af den ersten Blick als guter 
Ausweg aus einer verfahrenen Lage erscheinen, 
weil sie sowohl eine Eindämmung der Produktions- 
überschüsse als auch der Haushaltsbelastungen Ver- 
sprechen. Sie haben aber entscheidende Bedenken 
gegen sich. Sie laden dazu ein, daß die gemeinsame 
Preispolitik zu Lasten der Verbraucher noch einsei- 
tiger auf einkommenspolitische Ziele für die Lemd- 
wirtschaft ausgerichtet wird, was vielleicht sogar die 
Absicht ist, bedenkt man, daß die Kommission von 
den Verpflichtungen nach Artikel 39 des EWG-Ver- 
trages, in dem die Ziele der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik niedergelegt sind, nur das Einkommensziel für 
die Landwirtschaft ausdrücklich hervorgehoben hat. 
Sie bergen Gefahr für eine Erstarrung der Produk- 
tionsstrukturen und der Einkommenspositionen. Sie 
werfen gravierende Erfassungs- und Kontrollpro- 
bleme auf, vor allem dann, wenn die Erzeugerabga- 
ben so stark differenziert werden, wie es für den 
Milchmarkt vorgeschlagen wird. Es muß zudem be- 
fürchtet werden, daß sich solche Kontingentierungs- 
und Abgabensysteme wie ein Krebsgeschwür über 
die Agrarmärkte ausbreiten. In Abwägung verschie- 
dener Möglichkeiten für eine Reform der EG- Agrar- 
politik hat der Sachverständigenrat im letzten Jahr 
vor solchen Produktionsbeschränkungen und Er- 
zeugerabgaben eindringlich gewarnt (JG 80 Ziffer 
455 1). 

Probleme der gemeinsamen Wirtschaftspolitik 

60 . Obwohl die europäische Stahlmarktregelung 
nur als ein einmaliger und vorübergehender Eingriff 


gedacht war und zum 30. Juni 1981 auslaufen sollte, 
sah sich die Kommission angesichts der schwierigen 
Marktlage veranlaßt, die Bestimmungen des Artikel 
58 EGKS-Vertrag entgegen ihrer erklärten Absicht 
erneut anzuwenden. Für einen Großteil der Erzeug- 
nisse wurde wiederum ein System obligatorischer 
Produktionsquoten für die Dauer eines Jahres be- 
schlossen. Bei Grobblech, schwerem Formstahl so- 
wie Walzdraht kamen die Hersteller zu freiwilligen 
Produktions absprachen und Liefervereinbarungen, 
die sich jedoch an Vorgaben der Kommission orien- 
tieren und deren Einhaltung auch von ihr kontrol- 
liert wird. Bei den anderen Produktgruppen, die wei- 
terhin der EG-Regelung unterliegen und etwa drei 
Viertel der Stahlproduktion umfassen, wurden zum 
Teil zusätzliche Reglementierungen eingeführt, in- 
dem nicht nur die Stahlmengen, sondern auch die 
hieraus hergestellten Folgeerzeugnisse dem Quo- 
tensystem unterworfen wurden. Zudem muß der 
Stahlhandel verbindliche Preislisten veröffentli- 
chen. Mit der Verlängerung des staatlich verordne- 
ten Krisenkartells zeigt sich erneut, daß dirigisti- 
schen Eingriffen die Tendenz innewohnt, Maßnah- 
men auf Dauer zu werden. 

Dem Hauptgrund der Stahlkrise, den wettbewerbs- 
verfälschenden Subventionen und den daraus resul- 
tierenden drückenden Überkapazitäten, rückt auch 
der neue verschärfte Subventionskodex nicht ener- 
gisch genug zu Leibe. Er sieht nämlich vor, daß alle 
Subventionen erst bis zum 31. Dezember 1985 stu- 
fenweise abgebaut werden. In diesem Zeitraum sol- 
len staatliche Beihilfen weiterhin gewährt werden, 
wenn sie der Umstrukturierung, verbunden mit ei- 
nem Kapazitätsabbau, dienen. Skepsis ist jedoch an- 
gebracht, ob dieser Stufenplan eingehalten wird, da 
er mit qualifizierter Mehrheit geändert oder außer 
Kraft gesetzt werden kann. Zur Milderung der mit 
der Umstrukturierung verbundenen sozialen Pro- 
bleme sieht die Kommission in den Jahren 1981 bis 
1984 Mittel von jeweils 100 Mio ECU vor. 

61 . Bei den Verhandlungen über eine Verlänge- 
rung des Welttextilabkommens zeigt sich, wie sehr 
wettbewerbsbeschränkende Marktordnungen wu- 
chern (Ziffer 411). So ist es wenig wahrscheinlich, 
daß. die Gemeinschaft, wie von den Entwicklungs- 
ländern gefordert, wieder auf den Boden des ur- 
sprünglichen Abkommens zurückkehrt, das eine 
jährliche Mindeststeigerungsrate von 6 vH für die 
Kontingente der von Einfuhrbeschränkungen be- 
troffenen Produkte vorsieht. Ihr Bestreben scheint 
vielmehr zu sein, die ihr 1977 zugestandenen Abwei- 
chungen vom Vertragstext noch weiter auszudeh- 
nen. Die Zuwachsraten der Importe aus Entwick- 
lungsländern sollen unter Berücksichtigung der pro- 
gnostizierten Verbrauchsentwicklung festgelegt 
werden, was — ginge es nach dem Willen einiger 
Länder der Gemeinschsift — sogar die Möglichkeit 
eröffnen würde, bei schlechter Absatzlage der heimi- 
schen Anbieter einen absoluten Rückgang der Ein- 
fuhren zu erwirken. 

62 . Anzeichen für eine verstärkte Zuflucht zu pro- 
tektionistischen Maßnahmen sind auch in anderen 
Sektoren immer häufiger zu erkennen. So plant die 
Europäische Gemeinscheift, zum Schutz der europäi- 
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sehen Schuhindustrie mit einigen Entwicklungslän- 
dern über den Abschluß von Selbstbeschränkungs- 
abkommen zu verhandeln. Noch augenfälliger sind 
die Bemühungen der Kommission, den europäi- 
schen Markt stärker gegen ein weiteres Vordringen 
japanischer Produkte abzuschotten. Ein erster 
Schritt dazu ist der Beschlxiß vom Frühjahr, Einfuhr 
von bestimmten elektrotechnischen Erzeugnissen 
sowie von Personenkraftwagen aus Japan strikter 
zu überwachen und genauer zu erfassen. Trotz der 
freiwilligen Vereinbarungen der japanischen Regie- 
rung mit einer Reihe anderer Regierungen, die 
Automobilexporte in gewissen, vorab festgelegten 
Grenzen zu halten, ist es der Kommission nicht ge- 
lungen, die jetzt in einem Großteil der Mitgliedslän- 
der bestehenden nationalen Beschränkungen ge- 
genüber japanischen Kraftfahrzeugen in eine ge- 
meinschaftliche Regelung zu überführen. Folge die- 
ser Entwicklung ist eine weitere Behinderung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft. 

Eine Umfrage des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages zeigt deutlich, daß in letzter Zeit der ge- 
meinsame Binnenmarkt — eines der zentralen bis 
jetzt erreichten Ziele der europäischen Einigung — 
immer stärker durch protektionistische Eingriffe 
gefährdet wird. Die häufige Anwendung des Artikels 
115 EWG-Vertrag, der es einem Mitgliedstaat er- 
laubt, die Einfuhr gewisser Waren mit Ursprung in 
bestimmten Drittländern zu unterbinden, obwohl 
die Waren in den übrigen Mitgliedstaaten frei ge- 
handelt werden, zählt dabei zu den schwersten 
Hemmnissen. Daneben sind innergemeinschaftliche 
Überwachungsmaßnahmen sowie die Forderung 
mancher Länder nach einem lückenlosen Ur- 
sprungszeugnis von zunehmender Bedeutung. 

Außerdem bestehen vielfältige Hemmnisse bei der 
Einführung neuer Technologien, die jedes Land in 
eigener Regie vorantreiben möchte. Die Vorteile der 
Arbeitsteilung, die der große europäische Markt bie- 
tet, werden noch zu wenig genutzt. Daher verdienen 
alle Bemühungen, den Abbau innergemeinschaftli- 
cher Beschränkungen voranzutreiben, volle Unter- 
stützung. 

Nicht nur in der Europäischen Gemeinschaft ver- 
stärken sich Tendenzen, den freien Welthandel zu 
beschränken. Auch bei anderen Staaten hat die Nei- 
gung zugenommen, sich um kurzfristiger Vorteile 
willen eigener Schwierigkeiten auf Kosten anderer 
zu entledigen. Als Mittel stehen dabei wiederum 
Selbstbeschränkungsabkommen und versteckte 
Handelshemmnisse im Vordergrund. Zu offenen 
Zollerhöhungen und Rückgriffen auf die Schutz- 
klausel des GATT-Abkommens ist es dagegen kaum 
gekommen. 

63. Im Europäischen Währungssystem ließen die 
Spannungen auch nach der Anpassung der Leit- 
kurse im März dieses Jahres, als die Lira wegen des 
wachsenden Inflationsgefälles gegenüber den Part- 
nerwährungen um 6 vH abgewertet wurde, nicht 
nach (Tabelle 7). Die Positionen der einzelnen euro- 
päischen Währungen im EWS waren von Jahresbe- 
ginn bis Anfang Mai vornehmlich von den Zinsdiffe- 
renzen und deren Änderungen bestimmt. So hat die 


D-Mark, die bereits seit Frühjahr vergangenen Jah- 
res wegen der innereuropäischen Zinsdifferenzen 
schwach gewesen war, erst wieder an Stärke gewon- 
nen, als sich die Deutsche Bundesbank im Februar 
veranlaßt sah, ein deutliches zinspolitisches Signal 
zu setzen (Ziffer 205). Der beträchtliche Anstieg der 
kurzfristigen Zinsen bewirkte, daß die D-Mark wie- 
der stärkste Währung im EWS wurde. Nach den 
französischen Wahlen im Mai kam der Franken we- 
gen der sich ausbreitenden Unsicherheit zuneh- 
mend unter Druck und überschritt für kurze Zeit die 
Abweichungsschwelle im EWS. Nur durch Devisen- 
kontrollen und massive Interventionen konnte er in- 
nerhalb der Bandbreiten gehalten werden. Die sich 
aufstauenden Abwertungserwartungen prägten die 
Entwicklung im EWS bis Anfang Oktober. Sie waren 
nicht nur auf den französischen Franken be- 
schränkt. Die belgische Währung überschritt ange- 
sichts der ausbleibenden Erfolge bei der Rückfüh- 
rung des hohen Leistungsbilanzdefizits mehrfach 
die Abweichungsschwelle, und die Lira konnte sich 
selbst nach der Abwertung im März nicht behaup- 
ten. Schon von Mai an mußte mit dem Zwangsdepot 
erneut zu Stützungsmaßnahmen gegriffen werden 
(Ziffer 36). 

Anfang Oktober kam es schließlich zu der erwarte- 
ten Anpassung der Paritäten (Tabelle 8). Die Leit- 
kurse der D-Mark und des Gulden wurden um 5,5 vH 
angehoben. Die Leitkurse des französischen Fran- 
ken und der Lira wurden um 3 vH gesenkt. Freilich 
entsprechen die tatsächlichen Devisenkurse der 
EWS-Währungen in der Regel nicht den bilateralen 
Leitkursen. Die effektive Abwertung des französi- 
schen Franken gegenüber der D-Mark belief sich 
Mitte Oktober auf 4,5 vH, die der Lira auf 4 vH und 
die des belgischen Franken auf 2,5 vH. Nach der 
Leitkursanpassung war die D-Mark neben dem Gul- 
den zunächst schwächste Währung im EWS, nicht 
zuletzt wegen des Rückstroms von Auslandsgeldern 
in die Abwertungsländer, aber auch deshalb, weil 
sich nach der Paritätsänderung das Zinsgefälle wie- 
der stärker auf die Kursrelationen auswirkt. In der 
Bundesrepublik und den Niederlanden liegt das 
Zinsniveau unter dem in den meisten anderen euro- 
päischen Ländern. Die Notwendigkeit der Leitkurs- 
anpassung machte einmal mehr deutlich, daß die 
Verwirklichung einer europäischen Währungsunion 
noch in weiter Ferne liegt. 

64 . In ihrem fünften mittelfristigen Programm for- 
dert die Europäische Kommission neben einer ver- 
stärkten währungspolitischen Zusammenarbeit 
eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik im 
allgemeinen. Als grundlegende Ziele des Pro- 
gramms, das als Rahmen für die Konjunktur- und 
Wachstumspolitik in den einzelnen Ländern dienen 
soll, werden die Reduzierung der Inflation und die 
Förderung des Strukturwandels genannt. Dazu 
müsse die Geldpolitik durch eine konsequente, an 
den mittelfristigen Produktionsmöglichkeiten aus- 
gerichtete Geldmengensteuerung beitragen. Die öf- 
fentlichen Haushalte sollten den geldpolitischen 
Kurs stützen. Insbesondere müßten die öffentlichen 
Defizite in vielen Ländern verringert werden, vor al- 
lem dadurch, daß der Anstieg der öffentlichen Aus- 
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Tabelle 7 


Währung 

Deutsche 

Mark 

Fester Betrag im ECU-Korb 
(Währungseinheiten) .... 

0,828 

ECU-Leitkurs ab 5. Ok- 
tober 1981 (1 ECU = . . . 
Währungseinheiten) .... 

2,40989 

Gewicht im ECU-Korb^) 
in vH 

34,4 

Abweichungsschwelle 
(=75 vH der maximalen 
Abweichung) in vH 

± 1,11 


Zum Europäischen Währungssystem 


Belgischer 

Franzö- Hollän- und Lu- Italie- 

sischer discher xembur- nische 

Franken Gulden gischer Lira 

Franken 


Dänische Irisches Englisches 
Krone Pfund Pfund 


0,217 0,00759 0,0885 



Abweichungsindikator 


Zeitpunkt 

Deutsche 

Mark 

Franzö- 

sischer 

Franken 

Hollän- 

discher 

Gulden 

Belgischer 
und Lu- 
xembur- 
gischer 
Franken 

Italie- 

nische 

Lira 

Dänische 

Krone 

Irisches 

Pfund 

Englische 

Pfund*) 

13. März“) 

-14 

+ 8 

+ 8 

-46 

+ 6 

+32 

+ 14 

+ 

20 

31. Dezember 

-23 

+ 51 

+ 5 

-65 

+ 1 

+ 4 

-16 

+ 

16 

31. Januar 

-11 

+ 26 

- 2 

-72 

0 

-29 

-30 

+ 

135 

29. Februar 

-16 

+ 19 

+ 13 

-72 

- 2 

-14 

-40 

+ 

225 

31. März 

-64 

+ 67 

+ 5 

-47 

-12 

-30 

+ 22 

+ 

384 

30. April 

-16 

+39 

-10 

-44 

-29 

-39 

-31 

+ 

282 

30. Mai 

-36 

+36 

+ 3 

-23 

-31 

-25 

-22 

+ 

347 

30. Juni 

-41 

+ 42 

+ 11 

-19 

-54 

- 8 

+ 9 

+ 

340 

31. Juli 

-55 

+ 49 

+27 

- 4 

-43 

-13 

+ 18 


369 

29. August 

-43 

+40 

+42 

-39 

-53 

- 7 

+ 16 ' 

+ 

468 

30. September 

-53 

+ 42 

+51 

-37 

-54 

+ 3 

+ 15 

+ 

501 

31. Oktober 

-68 

+ 69 

+ 63 

-50 

-48 

+ 7 

-11 

+ 

767 

28. November 

-49 

+ 43 

+ 60 

-50 

-51 

+ 26 

-21 

+ 

687 

31. Dezember 

-45 

+ 62 

+ 48 

-59 

-49 

+26 

-27 

+ 

793 

30. Januar 

-67 

+ 73 

+ 46 

-42 

-49 

+ 14 

-12 

+ 1055 

27. Februar 

+ 26 

+35 

+22 

-83 

-56 

- 3 

-44 

+ 

832 

31. März 

+ 25 

+ 12 

+ 4 

-92 

- 6 

-41 

-68 

+ 

30 

30. April 

+ 18 

-21 

-15 

-58 

- 2 

-47 

-53 

+ 

71 

29. Mai 

+ 26 

-35 

- 8 

-65 

- 4 

-29 

-41 

+ 

134 

30. Juni 

+ 50 

-29 

+ 9 

-73 

+ 9 

- 6 

-44 

- 

20 

31. Juli 

+ 52 

+ 6 

+ 16 

-68 

"+15 

- 9 

-37 

- 

99 

31. August 

+ 66 

-35 

+ 22 

-44 

+ 10 

+ 23 

-25 

- 

136 

30. September 

+ 78 

-29 

+ 24 

-44 

+ 2 

+ 7 

-33 

- 

466 

30. Oktober*) 

-65 

+ 51 

-33 

- 3 

+ 1 

+ 40 

-22 

+ 

126 


Nimmt am Wechselkursverbund des EWS nicht teil. 

Berechnet aufgrund des jeweiligen ECU-Leitkurses. 

Abweichung des ECU-Tageswertes vom ECU-Leitkurs der jeweiligen Währung in vH der maximalen Abweichung. 

Abweichung der Landeswährung gegenüber dem ECU nach oben: + 

Abweichung der Landeswährung gegenüber dem ECU nach unten: ~ 

Falls die italienische Lira oder das englische Pfund um mehr als 2,25 vH von mindestens einer der anderen Währungen abweichen, wird der 
bereinigte Indikatorwert ausgewiesen. Eine Korrektur des Indikators für die italienische Lira erfolgt nur, wenn das englische Pfund um mehr 
als 6 vH (erweiterte Bandbreite der italienischen Lira) von der Lira abweicht. Der Indikatorwert für das englische Pfund hat nur nachrichtliche 
Bedeutung. 

Beginn des EWS. 

Neufestsetzung der Wechselkurse im EWS am 5. Oktober, 
a) Auf Grundlage einer Bandbreite von 6 vH. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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gaben unterhalb der Zunahme des Sozialprodukts 
gehalten wird. Für die Lohnpolitik sei schließlich an- 
gezeigt, die Reallohnentwicklung in Zukunft unter 
dem durch die Terms of Trade bereinigten Anstieg 
der Arbeitsproduktivität zu halten. Gleichzeitig soll- 
ten Bedingungen gescheiffen werden, die Investoren, 
Sozialpartnern und Verbrauchern mehr Raum für 
eine wirksame Anpassung an Marktsignale ermögli- 


chen und die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen in der Gemeinscheift stärken, Sta- 
bilisierung und Strukturwandel seien die beiden we- 
sentlichen Mittel, mit denen vor allem auch eine 
dauerhafte Verbesserung der Beschäftigung herbei- 
geführt werden könne. Die Unterstützung dieses 
mittelfristigen Programms durch die Mitgliedslän- 
der ist noch sehr uneinheitlich. 


Tabelle 8 


Wirtschaftspolitisch wichtige Ereignisse im Ausland 


Datum 


1980 

Internationale Ereignisse 

18. September 

Die Mitglieder Wer OPEC beschließen auf ihrer Tagung in Wien, eine neue Preisuntergrenze 
von 30 US-$ je barrel festzulegen. Die bisherige Preisobergrenze von 32 US-$ je barrel wird au- 
ßer Kraft gesetzt. 

29. September 

Der Interimsausschuß des Gk>uverneursrates des Internationalen Währungsfonds stellt anläß- 
lich seiner Tagung in Washington fest, daß sich die Situation der Weltwirtsch^ seit seiner Ta- 
gung im April 1980 in Hamburg kaum verändert hat. Er bef aißte sich deshalb erneut besonders 
mit zwei Problemen: Der weltweiten Inflation und den Zahlungsbilanzungleichgewichten der 
Ölimpprtierenden Entwicklimgsländer. Der Ausschuß erörtert darüber hinaus die Ausleihpoli- 
tik des Fonds. Im Rahmen dieser Politik sollen den Fondsmitgliedern in Zukunft wesentlich 
umfangreichere Hilfen als bisher zur Verfügung stehen. 

1. Dezember 

Die siebte Quotenanpassung des IWF tritt in Kraft, Die Fondsquoten werden von 39 766,5 Mio 
auf 60 025,6 Mio SZR erhöht. 

16. Dezember 

1081 

Die OPEC-Staaten beschließen eine Anhebung des Preises für leichtes Rohöl von 30 US-$ auf 32 
US-$ je barrel. Ferner wird für schweres Rohöl eine Obergrenze von 36 US-$ je barrel festgelegt, 
Qualitätsunterschiede dürfen sich bis zu einem Maximum von 41 US-$ je barrel auswirken. 

27. März 

Der Exekutivausschuß des IWF empfiehlt dem Gouverneursrat, die Mitgliedsquote Saudi Ara- 
biens von gegenwärtig 1,74 vH der gesamten Quoten auf etwa 3,5 vH zu erhöhen. Damit einher 
geht eine längerfristige Kreditvereinbarung zwischen dem Fonds und der „Saudi Arabian Mo- 
netary Agency“ (SAMA). Danach stellt die SAMA dem Fonds im ersten und zweiten Jahr der 
Vereinbarung jeweils Mittel im Werte von 4 Mrd SZR zur Verfügung. 

1. Mai 

Der Internationale Währungsfonds gibt Maßnahmen bekannt, die die Attraktivität der Sonder- 
ziehungsrechte als internationale Ainlägemittel erhöhen sollen. Danach werden Zinssätze, die 
auf das Halten und die Inanspruchnahme von Sonderziehungsrechten gezahlt werden, dem ge- 
wogenen Durchschnitt der Marktzinsen in den fünf größten Industrieländern angeglichen. Wei- 
terhin soll die Rekonstitutionspflicht abgescha^ werden. In Zukunft ist es edso nicht mehr er- 
forderlich, einen bestimmten Mindestbestand der zugeteilten SZR (zuletzt waren es 15 vH) auf- 
recht zu erhalten. 

13. Meii 

Der Internationale Wähnmgsfonds gibt bekannt, daß er mit den ^ntralbanken der dreizehn 
wichtigsten Industrieländer übereingekommen ist, für die kommenden zwei Jahre Mittel im 
Wert von 1,1 Mrd SZR zur Verfügung zu stellen, um das Vorhaben des „erweiterten Zugangs zu 
den Mitteln des Fondes“ verwirklichen zu können. 

21. Mai 

Der Interimsausschuß des Gk>uverneursrates des IWF gibt im Anschluß an die Tagung in Libre- 
ville bekannt, die finanziellen Hilfen für Länder mit großen ZahlungsbilanzproWemen zu er- 
weitern. Danach sind Ziehungen bis zu einem jährlichen Limit von 125 vH der Mitgliedsquote 
eines jeweiligen Landes erlaubt. 

26. Mai 

Die Mitglieder der OPEC beschließen auf ihrer Tagung in Genf, die Obergrenze des offiziellen 
Preises für Rohöl bis zum Jahresende bei 36 US-$ je barrel zu belassen. Gleichzeitig gibt die 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten bekannt, daiß sie ihre Produktion vom 1. Juni an um mindestens 

10 vH drosseln werden. 

29. Oktober 

Die OPEC-Staaten beschließen, daiß bei der Preisfestsetzung für die Vertrags-Rohöle ein Ba- 
sispreis von 34 US-$ je barrel zugrunde gelegt wird. Qualitätsunterschiede düHen sich nurmehr 
bis zu einem Maiximum von 40 US-$ je barrel auswirken. Gleichzeitig wurde beschlossen, vor 
Ende 1982 keine weiteren Preisanpassimgen mehr vorzunehmen. 
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Datum 



Europäische Gemeinschaften 

1981 


1. Januar 

Griechenland wird zehntes Mitglied der Europäischen Gemeinschaft. 

Das ECU (European Currency Unit) ersetzt die ERE bei allen Gemeinschaftsgesetzen. 

16. Februar 

Der Rat der Finanzminister beschließt, die maximale Kreditaufnahme der Gemeinschaft zur 
Finanzierung der großen Leistungsbilanzdefizite von Mitgliedsländern auf 6 Mrd ECU zu erhö- 
hen. 

22. März 

Wegen der Abwertung der Lira gegenüber den anderen im EWS verbundenen Währungen fin- 
det eine allgemeine Leitkursanpassung statt. 

5. Oktober 

Im Zuge einer allgemeinen Leitkurs anpassung werden die D-Mark und der Gulden um 5,5 vH 
aufgewertet und der französische Franken und die Lira um 3 vH abgewertet. 


Belgien 

1980 


23. Dezember 

Das Parlament billigt eine Gesetzesvorlage zur Begrenzung von Lohnsteigerungen. Für den 
Zeitraum vom 1. Januar bis 15. Februar 1981 sollen die Bruttomonatslöhne von über 35 000 bel- 
gischen Franken im öffentlichen und privaten Sektor um nicht mehr als die Steigerung der Ver- 
braucherpreise angehoben werden. Die Bruttolöhne unterhalb dieser Marge dürfen real maxi- 
mal um 1 vH zunehmen. 


Die Regierung beschließt mehrere Gesetzesvorlagen zur Verringerung des Staatsdefizits, zur 
Verbesserung der Gewinnsituation der privaten Unternehmen und zur Stützung der Beschäfti- 
gung. Vorgesehen sind unter ariderem verschiederien Schritte zur Sanierurig der Sozialversi- 
cherurig und des Gesundheitswesens, Maßnahmen zur Verkürzung der Arbeitszeit, Steuerer- 
leichterungen für kleine und mittlere Unternehmen und eine progressive Steuer auf Monats- 
einkommen öffentlicher Bediensteter von über 40 000 belgischen Franken. 

1981 


5. Februar 

Das Parlament billigt einen Gesetzentwurf, der vorsieht, in den Jahren 1981 und 1982 die Lohn- 
steigerungen auf den Preisanstieg des privaten Verbrauchs zu beschränken. Der Mindestlohn 
wird am 1. April 1981 um 5 vH und am 1. Januar 1982 um weitere 3 vH angehoben. Die Bestim- 
mungen gelten sowohl für den privaten als auch für den öffentlichen Sektor. 

26. März 

Die belgische Nationalbank erhöht den Diskontsatz von 12 % auf 13 %. 

30. März 

Die Regierung fordert die Aussetzung der Lohnindexierung. Am darauffolgenden Tag tritt sie 
zurück. 

31. März 

In Anbetracht des massiven Drucks auf den belgischen Franken erhöht die Nationalbank den 
Diskontsatz auf 16 %. 

16. April 

Die belgische Nationalbank senkt den Diskontsatz axif 15 %, nachdem sich der Franken auf den 
internationalen Devisenmärkten erholt hat. 

16. Mai 

Die neue Regierung gibt ein Maßnahmepaket zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der bel- 
gischen Wirtschaft bekannt. Danach sollen die Sozialbeiträge der Arbeitgeber gekürzt und die 
administrierten Preise für Elektrizität, Gas und Benzin gesenkt werden. Weiterhin sollen vor 
allem exportintensive Industrien und solche mit fortgeschrittenen Technologien unterstützt 
werden. Zur Finanzierung dieser Maßnahmen wird die Mehrwertsteuer mit Wirkung vom 

1. Juli um einen Prozentpunkt auf 17 vH erhöht. 

6. August 

Die Regierung billigt den Budgetentwurf für das Haushaltsjahr 1982. Danach sind Ausgabenzu- 
wächse in der Höhe von 8,4 vH bezogen atif die revidierten Zahlen von 1981 vorgesehen. Das Fi- 
nanzierungsdefizit beläuft sich auf 354,2 Mrd belgische Franken oder 8,8 vH des Bruttosozial- 
produkts. Der Budgetentwurf sieht neben Einsparungen bei öffentlichen Investitionen und im 
Personalbereich des öffentlichen Dienstes vor allem auch Ausgabensenkungen im Sozialbe- 
reich vor. Weiterhin sollen höhere Einkommen stärker besteuert werden. 


Dänemark 

1980 


19. September 

Die Zentralbank senkt den Diskontsatz von 13 % auf 12 %. Am 24. Oktober wird er auf 11 % ge- 
senkt. 

27. November 

Die Zentralbank setzt die Zuwachsrate bei der Kreditvergabe der Banken für den Zeitraum von 
Ende September 1980 bis Ende Juni 1981 auf 6 vH fest. 

1981 


8. Oktober 

Die Regierung legt den revidierten Budgetentwurf für 1982 vor. Danach sind Ausgabenzu- 
wächse von 13,9 vH gegenüber 1981 vorgesehen. Für die Steuereinnahmen wird ein Anstieg von 
10,7 vH angesetzt Die staatliche Kreditatifnahme soll 10 vH des Bruttosozialprodukts betra- 
gen. 
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Frankreich 

1980 


10. September 

Die französische Regierung nimmt den Haushaltsentwurf für das Jahr 1981 an. Er sieht eine 
Zunahme der Ausgaben von 16,4 vH und einen Anstieg der Einnahmen um 17,7 vH vor. Das Ge- 
samtdefizit soll 29,4 Mrd Franken betragen. Der Haushaltsplan sieht wesentliche Beihilfen für 
Privatinvestitionen vor, die schon ab 1. Oktober 1980 gewährt werden sollen. Die Besteuerung 
der Mineralölgesellschaften soll im Jahr 1981 um 2 Mrd Franken angehoben werden. Ausgaben 
zur Belebung der öffentlichen Investitionen in Höhe von 6,5 Mrd Franken sind für den Fall vor- 
gesehen, daß es 1981 zu einer stärkeren konjunkturellen Abschwächung kommt. 

7. Oktober 

Das Geldmengenziel für das Jahr 1981 wird auf 10 vH festgesetzt, es liegt um einen Prozent- 
punkt unter der Vorgabe für das Jahr 1980. 

15. Oktober 

Die Bank von Frankreich legt die Kreditbeschränkungen für das Jahr 1981 fest. Danach dürfen 
die großen Banken ihre Kredite nur noch um 2,5 vH ausdehnen. 

7. November 

1981 

25. Februar 

Die Bank von Frankreich legt neue Mindestreservevorschriften fest. Danach wird der Mindest- 
reservesatz für Kredite in Franken von V 2 % auf VU %, der für Sichtguthaben von Inländern 
von 4 % auf 4 V 2 % und der für Sicht- und Terminguthaben von Ausländern (einschließlich Ban- 
ken) von 0 auf 5 % angehoben. 

Die Regierung kündigt Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit an. Danach sollen 
vor allem mehr Teilzeitarbeitsplätze geschaffen und die Arbeitszeit reduziert werden. 

9. April 

Die Regierungen Frankreichs und der Bundesrepublik Deutschlands bekunden ihre Absicht, 
Anleihen in der Höhe von 5 Mrd ECU an den internationalen Kapitalmärkten aufzunehmen, 
um ein Investitionsprogramm, das vor allem mittleren und kleineren Unternehmen zugute 
kommen soll, zu finanzieren. Dieses Vorhaben wird von Frankreich am 13. Mai ausgesetzt, um 
der neuen Regierung die endgültige Entscheidung zu überlassen. 

14. Mai 

Angesichts des massiven Drucks auf den Franken erhöht die Bank von Frankreich den Min- 
destreservesatz von 4V2 vH auf 5V2 vH. Auf Grund dieser Maßnahmen steigen die Basiszins- 
sätze der Banken in der folgenden Woche von 12^/4 % auf 17 % an. 

22. Mai 

Die Regierung beschließt mit sofortiger Wirkung neue Devisenkontrollen. Importeure dürfen 
künftig die notwendigen Devisen nur noch einen Monat im voraus kaufen. Exporteure sind ver- 
pflichtet, rückwirkend vom 1. Mai ihre Deviseneinnahmen innerhalb eines Monats an ihre 
französischen Banken abzuführen. Weiterhin dürfen ausländische Wertpapiere von Inländern 
nur gekauft werden, wenn andere Inländer zugleich ausländische Wertpapiere verkaufen („De- 
visentitel“). Schließlich müssen französische Investitionen im Ausland zu drei Viertel durch 
ausländische Kredite in der jeweiligen Währung finanziert werden. 

10. Juni 

Die neue Regierung billigt den revidierten Budgetentwurf für 1981. Danach belaufen sich die 
gesamten Ausgaben im Haushaltsjahr 1981 auf 645,8 Mrd Franken (gegenüber 617,5 Mrd Fran- 
ken im ursprünglichen Entwurf) und die gesamten Einnahmen auf 599,8 Mrd Franken (gegen- 
über 592,1 Mrd Franken im ursprünglichen Entwurf). Das gesamte Defizit von 56,8 Mrd Fran- 
ken soll 1,8 vH des Sozialprodukts betragen (gegenüber 0,9 vH nach ursprünglicher Pla- 
nung). 

30. September 

Das französische Kabinett billigt den Haushaltsentwurf für das Jahr 1982. Er sieht eine Zu- 
nahme der Ausgaben von 27,6 vH und einen Anstieg der Einnahmen um 19 vH vor. Das gesamte 
Defizit soll 95,4 Mrd Franken betragen. Dem Entwurf wird eine Zunahme des Bruttosozialpro- 
dukts um 3,3 vH und eine Preissteigerungsrate von 12,9 vH zugrunde gelegt. 

27. Oktober 

Der von der Regierung vorgelegte Gesetzentwurf, der die Verstaatlichung von fünf Industrie- 
gruppen und 36 Banken vorsieht, ist von der Abgeordnetenkammer verabschiedet worden. 

Griechenland 

1981 


1. Januar 

Griechenland wird zehntes Mitglied der Europäischen Gemeinschaft. Zur Anpassung an die 
EG-Regeln ist eine Übergangsperiode vorgesehen. 

Großbritannien 

1980 


21. November 

Die Regierung kündigt ein Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit an. Danach 
sollen im Haushaltsjahr 1981/82 insgesamt 570 Mio Pfund, das sind 250 Mio Pfund mehr als vor- 
gesehen, vor allem zur Eingliederung von Jugendlichen und dauerhaft Arbeitsloser in den Ar- 
beitsprozeß zur Verfügung gestellt werden. 

24. November 

Die Regierung beschließt Sparmaßnahmen. Danach sollen die Zentralregierung ihre Ausgaben 
um 2 vH und die Gemeinden sollen ihre um 3 vH kürzen. Überdies werden die Sozialversiche- 
rungsbeiträge der Angestellten angehoben und eine Ergänzungssteuer auf Einkommen aus Öl- 
und Gasgewinnung erhoben. 

Die Bank von England senkt den Mindestausleihsatz von 16 % auf 14 %. 
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1981 


10. März 

Die Regierung legt ihren Haushaltsentwurf für das Haushaltsjahr 1981/82 sowie die öffentli- 
chen Ausgabenprogramme und die allgemeine Finanzstrategie bis einschließlich zum Haus- 
haltsjahr 1983/84 vor. Die Ausgaben werden auf 104,2 Mrd Pfund angehoben, das sind 11,2 vH 
mehr als die revidierten Schätzungen für das Haushaltsjahr 1980/81. Der Finanzierungsbedarf 
des öffentlichen Sektors soll sich von 6 vH des Bruttosozialprodukts im Haushaltsjahr 1980/81 
auf 4 vH im Haushaltsjahr 1981/82 verringern. Zur Unterstützung der Industrie werden ver- 
schiedene Steuererleichterungen vorgeschlagen. 

Die Zielvorgabe für die Geldmenge Sterling M3 wird auf eine Bandbreite von 6 vH bis 10 vH für 
den Zeitraum von Februar 1981 bis April 1982 festgelegt. Für das Jahr 1983/84 ist eine Steige- 
rung von 4 vH bis 8 vH vorgesehen. 

27. Juli 

Die Regierung legt ein Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vor. Danach 
sollen Ausbildungsplätze für Jugendliche geschaffen und Unternehmen, die jugendliche Ar- 
beitslose auf nehmen, subventioniert werden. Außerdem ist vorgesehen, daß Mindestalter für 
Rente von gegenwärtig 64 auf 63 Jahre zu senken. Durch das Programm sollen bis 1983 220 000 
neue Arbeitsplätze geschciffen werden. Die Kosten werden für das Haushaltsjahr 1981/82 auf 
150 Mio Pfund geschätzt. 

20. August 

Die Bank von England gibt Maßnahmen für eine flexiblere Geldmengenkontrolle bekannt. Un- 
ter anderem wird die Mindestreserveverpflichtung der Banken aufgehoben und ein Mindest- 
ausleihsatz nicht mehr bekanntgegeben. 

Italien 

1980 


27. September 

Das italienische Parlament lehnt das gesamte Anfang Juli eingeführte Sanierungsprogramm 
ab. Mit Wirkung vom 1. Oktober werden damit alle im Juli verfügten Maßnahmen aufgeho- 
ben 

28. September 

Die italienische Zentralbank erhöht den Diskontsatz von 15 % auf 16 V 2 %. Darüber hinaus wer- 
den neue Kapitalverkehrsbeschränkungen eingeführt; dadurch sollen die Zahlungsziele im 
Außenhandel verkürzt und die Mittel für die Spekulation eingeschränkt werden. 

1981 

2. Februar 

Die italienische Zentralbank dehnt die Kreditbeschränkung auch auf Darlehen unter 130 Mio 
Lire und in ausländischen Währungen aus. Banken müssen ihre Kreditaufnahme im Ausland 
für den Zeitraum von Ende März bis Ende Dezember 1981 auf dem Niveau vom 31. Dezember 
1980 halten. Ausgenommen sind Kredite zur Exportfinanzierung. Darüber hinaus wird die Kre- 
ditvergabe in Lire beschränkt. Bei Übertretung beider Bestimmungen müssen zinslose Einla- 
gen in bestimmter Hohe bei der Bank von Italien gehalten werden. 

22. März 

In Anbetracht des zunehmenden Drucks auf die italienische Währung wertet die Regierung die 
Lira um 6 vH gegenüber den anderen in EWS verbundenen Währungen ab. Als Folge büßt die 
Lira im Verhältnis zum Dollar um 2,8 vH an Wert ein. 

Die Bank von Italien hebt darüber hinaus den Diskontsatz von 16 V 2 % auf 19 % an. 

27. Mai 

Die Regierung beschließt, daß mit Wirkung vom 28. Mai für einen Zeitraum von 4 Monaten alle 
Devisenkäufe (für Öl- und Getreideimporte ausgenommen) einem 30prozentigen Bardepot un- 
terworfen sind, das 90 Tage lang zinslos bei der Bank von Italien gehalten werden muß. 

18. Juli 

Die Regierung und die Bank von Italien geben bekannt, daß die italienische Zentralbank mit 
Wirkung vom 30. Juli nicht mehr verpflichtet ist, Regierungsanleihen, die vom Publikum nicht 
gezeichnet worden sind, aufzukaufen. 

Japan 

1980 


5. September 

Die japanische Regierung verabschiedet ein Acht-Punkte-Programm zur Belebung der Wirt- 
schaft. Die wesentlichste Maßnahme ist die Erhöhung der Ausgaben der öffentlichen Hand im 
Bereich der Bauwirtschaft. Im vierten Quartal sollen für öffentliche Bauausgaben 30 vH mehr 
ausgegeben werden als in der entsprechenden Vorjahresperiode. 

26. September 

Die Bank von Japan beschließt eine Lockerung der Kreditrichtlinien. Danach dürfen die Ban- 
ken ihre Kredite im letzten Quartal des laufenden Jahres um 7 vH mehr ausweiten als in der 
entsprechenden Periode des Jahres 1979. 

5. November 

Die Bank von Japan senkt den Diskontsatz von 8 V 4 % auf 7 V 4 %. Mindestreserveverpflichtun- 
gen der Banken auf Einlagen und Bankkredite werden mit Wirkung vom 16. November um ei- 


nen viertel bis einen halben Prozentpunkt gesenkt. Am 10. November reduzieren daraufhin die 
Geschäftsbanken ihren Dar lehnszins von 8 V 2 % auf 7 V 2 %. 

1. Dezember 

Das neue Devisen- und Außenhandelsgesetz tritt in Kraft. Danach sind alle Transaktionen mit 
dem Ausland im Prinzip keinen Beschränkungen mehr unterworfen. 

29. Dezember 

Die Regierung billigt den Budgetentwurf für das Haushaltsjahr 1981/82. Das Budgetdefizit wird 
auf 12 270 Mrd Yen geschätzt. Gemessen am Bruttosozialprodukt soll es von 5,9 vH im Haus- 
haltsjahr 1980/81 auf 4,6 vH sinken. 
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1981 


17. März 

Die Regierung kündigt eine Reihe von Maßnahmen zur Stützung der Wirtschaft an. Danach sol- 
len 70 vH der öffentlichen Aufträge für das Haushaltsjahr 1981/82 auf die erste Hälfte dieses 
Zeitraumes vorgezogen, die Exportindustrie unterstützt, Finanzierungshilfen für Bauvorhaben 
gewährt und kleinere und mittlere Unternehmen subventioniert werden. 


Darüber hinaus wird der Diskontsatz von 7 V 4 % auf 6 V 4 % gesenkt 

1. Mai 

Die Regierung kündigt an, die Autoausfuhren in die Vereinigten Staaten bis zum April 1982 auf 
1,68 Millionen Stück oder auf 8 vH unter die Menge der vergangenen zwölf Monate zu sen- 
ken. 

27. Juni 

DiefBank von Japan lockert die Kreditzuwachsbeschränkungen für das dritte Vierteljahr 


Niederlande 

1980 


16. September 

Die Regierung bringt ihren Haushaltsentwurf für das Jahr 1981 ein. Die Neuverschuldung soll 
von 14,7 Mrd Gulden im Jahr 1980 auf 13,1 Mrd Gulden zurückgeführt werden. Der Anstieg der 
Ausgaben soll 6 vH und der Anstieg der Einnahmen 8 vH betragen. Die Verringerung des Bud- 
getdefizits soll durch Ausgabenkürzungen von 3,6 Mrd Gulden gegenüber der ursprünglichen 
Mehrjahresplanung erreicht werden. Die Schwerpunkte der Ausgabenstreichungen liegen im 
Bereich der sozialen Sicherheit und der Beamtenbesoldung. Auf der Einnahmeseite ist vorgese- 
hen, die Sozialversicherungsbeiträge und die Mehrwertsteuer zu erhöhen. Darüber hinaus wird 
mit steigenden Erdgaserlösen gerechnet. Für den Fall, daß die Tarifpartner sich bereit erklä- 
ren, den Anstieg der Löhne geringer zu halten als bisher vereinbart, ist die Regierung bereit, für 
jeden Prozentpunkt Lohnzurückhaltung eine Erhöhung des Budgetdefizits um 0,5 Mrd Gulden 
hinzunehmen. 

19. September 

Die Bank der Niederlande gibt bekannt, daß sie ihre Ausleihzinsen um einen halben Prozent- 
punkt senken wird. Am 20. Oktober beschließt die Bank der Niederlande, ihre Ausleihsätze er- 
neut um einen halben Prozentpunkt zu senken. Der Diskontsatz beträgt jetzt 8 %. 

16. Dezember 

Das Parlament billigt Maßnahmen zur Einschränkung der Lohnzuwächse von 8 vH im Jahre 
1980 auf 5 vH 1981. Statt der 2,8prozentigen Lohnanpassung an die gestiegenen Lebenshal- 
tungskosten werden für das erste Halbjahr nur 0,8 vH genehmigt; außerdem wird das Urlaubs- 
geld um einen halben Prozentpunkt gekürzt. 

22. Dezember 

1981 

Die Regierung gibt die Fortsetzung der Preiskontrollen für 1981 bekannt. Danach dürfen die 
Preise in der verarbeitenden Industrie im ersten Halbjahr 1981 um maximal 2 vH und im 
Dienstleistungssektor um maximal 2 V 4 vH angehoben werden. 

3. März 

Die Bank der Niederlande erhöht ihre Ausleihzinsen um einen Prozentpunkt. Der Diskontsatz 
beträgt jetzt 9 %. 

25. März 

Die R,egierung kündigt eine Reihe von Konsolidierungsmaßnahmen an. Danach sollen die 
staatlichen Beiträge zur Sozialversicherung gekürzt werden. Die Arbeitgeberbeiträge zur Sozi- 
alversicherung werden erhöht; im Maße dieser Erhöhung werden die Gehälter der öffentlich 
Bediensteten gekürzt. 

10. Juli 

Die Regierung gibt bekannt, daß sie ihre Preispolitik im zweiten Halbjahr 1981 beibehalten will. 

In der verarbeitenden Industrie wird ein Preisanstieg bis zu 3,5 vH, im Dienstleistungssektor 
bis zu 5 vH zugelassen. 


Österreich 

1980 


22. Oktober 

Die Regierung legt ihre Budgetvorschläge für das Jahr 1981 vor. Das Budget sieht Ausgaben 
von 335 Mrd und Einnahmen von 285 Mrd Schilling vor, was gegenüber dem laufenden Haus- 
haltsplan einen Anstieg von 11 vH und 12,6 vH ergibt. Nach Abzug des Tilgungsaufwandes für 
die Staatsschuld bleibt ein Nettodefizit von knapp 25 Mrd Schilling, das um 6 Mrd unter dem Er- 
gebnis des Vorjahres liegt. Neben Erleichterungen bei den direkten Steuern sieht der Haus- 
haltsentwurf eine Anhebung der Mehrwertsteuersätze für Energieprodukte vor. Staatliche Lei- 
stungen sollen erheblich teurer werden; bereits in Kraft gesetzt wurden Preiserhöhungen für 
Tabakwaren und Salz. 

1981 


1. Juni 

Im neuen Wirtschaftsprogramm der sozialistischen Regierungspartei, das in Graz beschlossen 
wurde, ist unter anderem eine stärkere direkte Investitionsförderung anstelle der bisher domi- 
nierenden indirekten steuerlichen Förderungsmaßnahmen vorgesehen. 

12. Oktober 

Die Regierung legt dem Nationalrat ihren Budgetentwurf für das Jahr 1982 vor. Danach sind 
Ausgaben von 368,3 Mrd Schilling und Einnahmen von 309,1 Mrd Schilling vorgesehen. Die 
Neuverschuldung soll 31,6 Mrd Schilling betragen, das sind 2,8 vH des Bruttoinlandspro- 
dukts. 
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Schweden 

1980 


16. Dezember 

Das Parlament billigt einen Gesetzentwurf, der Erleichterungen bei den Steuern auf Einkünfte 
aus Kapitalvermögen vorsieht 

1981 


12. Januar 

Die Regierung legt ihren Budgetentwurf für das Haushaltsjahr 1981/82 vor. Danach sollen die 
Ausgaben gegenüber der revidierten Schätzung für das Haushaltsjahr 1980/81 um 6,2 vH zu- 
nehmen. Das Defizit wird auf 11 vH des Bruttosozialprodukts veranschlagt. 

3. Februar 

Vertreter der Arbeitgeber und der Gewerkschaften des privaten Sektors kommen überein, die 
Lohnsteigerungen in diesem Jahr auf 3,6 vH und im nächsten Jahr auf 3,5 vH zu beschrän- 
ken. 

10. März 

Die Regierung legt dem Parlament einen Gesetzentwurf vor, der vorsieht, die Ausgaben der 
Zentralregierung zu kürzen, Steuern zu erhöhen sowie Exporte und Investitionen zu stimulie- 
ren. 


Schweiz 

1980 


19. Dezember 

Die Schweizer Nationalbank gibt bekannt, daß sich die Zentralbankgeldmenge 1980 im Durch- 
schnitt nur um 2 vH (gegenüber dem gesetzten Ziel von 4 vH) ausgedehnt hat Für 1981 wird ein 
Expansionspfad von 4 vH angestrebt. 

1981 


3. Februar 

Die Nationalbank hebt den Diskontsatz von 3 % auf 3 V 2 % und den Lombardsatz von 4 % auf 
4 V 2 % an. 

20. Februar 

In Anbetracht der steigenden Inflationsrate und zur Stützung des Franken erhöht die National- 
bank den Diskontsatz auf 4 % und den Lombardsatz auf 5 V 2 %. 

11 . Mai 

Die Nationalbank erhöht den Diskontsatz auf 5 % und den Lombardsatz auf 6 V 2 %. 

2. September 

Die Nationalbank hebt den Diskontsatz auf 6 % und den Lombardsatz auf 7^2 % an. 


Vereinigte Staaten 

1980 


26. September 

Der Diskontsatz wird von 10% auf 11% erhöht, um dem zu starken Wachstum der Geld- 
mengenaggregate entgegenzutreten. 

17. November 

Die Federal Reserve Banken heben den Diskontsatz von 11 % auf 12 % an. Die Geschäftsbanken 
erhöhen ihren Ausleihzins daraufhin von 15 V 2 % auf 16 V 4 % mit Wirkung vom 17. November 
und auf 17^/4 % mit Wirkung vom 26. November. 

20. November 

Der Kongreß billigt den Haushaltsentwurf 1980/81. Danach sind Ausgaben in Höhe von 632,4 
Mrd $ geplant. Bei den mit 605 Mrd $ angesetzten Einnahmen sind Steuererleichterungen in 
der Höhe von 12,5 Mrd $ vorgesehen. Das Defizit beträgt 27,4 Mrd $. 

5. Dezember 

Acht Federal Reserve Banken heben ihren Diskontsatz von 12 % auf 13 % an. Gleichzeitig wird 
der Aufschlag für „große“ Geldinstitute von 2 auf 3 Prozentpunkte angehoben. Die meisten Ge- 
schäftsbanken erhöhen ihren Ausleihsatz daraufhin in mehreren Schritten von 17^4 % auf 
21^2 %. Am 23. Dezember senken zwei führende Bankinstitute ihren Ausleihsatz auf 20 V 2 %. 
Zwischen 29. Dezember und 5. Januar 1981 schließen sich die meisten anderen Banken diesem 
Schritt an. 

1981 


5. Januar 

Eine führende Geschäftsbank senkt den Ausleihsatz auf 20 %, gefolgt von einer anderen Bank 
am darauffolgenden Tag. Am 12. Januar haben alle Geschäftsbanken ihren Ausleihsatz auf 
20 % reduziert Am 28. Januar nimmt eine Großbank den Ausleihsatz um einen weiteren halben 
Prozentpunkt zurück, schrittweise gefolgt von den anderen Banken. 

28. Januar 

Preiskontrollen bei der inländischen Ölproduktion werden mit sofortiger Wirkung aufgeho- 
ben. 

25. Februar 

Die Geldmengenziele für 1981 werden bekanntgegeben. Für die einzelnen Geldmengenaggre- 
gate sind folgende Ziele festgelegt worden: für MIA (Bargeld und private Sichteinlagen bei 
Banken) 3 vH bis 5 V 2 vH und für MIB (MIA und alle kontokorrentähnlichen Guthaben bei Ge- 
schäftsbanken und Sparkassen) 3 V 2 vH bis 6 vH. Die Ziele für M 2 (MIB und Sparkonten, Zerti- 
fikate und Geldmarktfonds, kurzfristige „Repurchase Agreements“ und Termineinlagen unter 
$ 100 000), für M3 (M2 und Termineinlagen über $ 100 000 sowie längerfristige „Repurchase 
Agreements“) und für Bankkredite bleiben unverändert bei 6 vH bis 9 vH, bzw. 6 V 2 VH bis 
9 V 2 vH und 6 vH bis 9 vH. 
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1981 


10. März 

Die Geschäftsbanken senken ihren Ausleihsatz auf 18 % und am 2. April weiter auf 17 %. 

5. Mai 

Der Diskontsatz der Federal Reserve Banken wird von 13 % auf 14 % erhöht. Der Aufschlag für 
die größeren Banken wird von 3 auf 4 Prozentpunkte angehoben. 

26. Juni 

Der Kongreß billigt den Haushaltsentwurf 1981/82. Danach sind Ausgaben in Höhe von 704,8 
Mrd $ geplant. Das sind über 35 Mrd $ weniger als im ursprünglichen Entwurf. Die Einnahmen 
werden mit 662,4 Mrd $ veranschlagt. Das Defizit beträgt 42,5 Mrd $. 

13. August 

Der Präsident unterzeichnet ein Gesetz zur Steuersenkung. Danach soll die Einkommensteuer 
am 1. Oktober 1981 um 5 vH, am 1. Juli 1982 sowie am 1. Juli 1983 um jeweils weitere 10 vH ge- 
senkt werden. Außerdem ist ab 1985 eine Indexierung des Steuersystems vorgesehen. 

24. September 

Der Präsident stellt den Nachtragshaushalt für 1982 vor. Danach sind zusätzliche Einsparun- 
gen bei den Ausgaben in Höhe von 13 Mrd $ vorgesehen. Sie bestehen vor allem in einer 

12 %igen Haushaltskürzung für alle Kabinettsressorts. Zudem sind Einnahmeerhöhungen von 

3 Mrd $ in Form von Gebührenerhöhungen, Schließung von steuerlichen Lücken und eine 
schärfere Steuereintreibung geplant. 

30. Oktober 

Das Federal Reserve Board senkt den Diskontsatz von 14 % auf 13 %. Der Aufschlag für größere 
Banken ist bereits vorher von 4 % auf 2 % herabgesetzt worden. 


TEIL B 

Die Binnenkonjunktur 1981 


I. Überblick 

65 . Wie in den meisten anderen Industrieländern 
herrscht am Ende des Jahres 1981 auch in der Bun- 
desrepublik über die Wirtschaftsentwicklung weit- 
hin Enttäuschung. Der Rückgang der wirtschaftli- 
chen Aktivität, der im Frühjahr 1980 eingesetzt hat- 
te, kam nach der Jahreswende zwar zum Stillstand; 
Anschluß an das alte Produktionsniveau oder gar an 
die von Wachstumsdynamik mit geprägte Aufwärts- 
bewegung, die das Bild von Mitte 1978 bis Anfang 
1980 wieder bestimmt hatte, fand die Wirtschaft das 
Jahr über jedoch nicht. Die Produktion stagnierte 
vielmehr. Aufs Jahr gesehen blieb sie um V 2 vH hin- 
ter der des Jahres 1980 zurück. Die Beschäftigungs- 
probleme haben sich darüber weiter verschärft. Zu- 
letzt, im Oktober 1981, waren 1,37 Millionen Arbeits- 
lose gemeldet, fast 480 000 mehr als ein Jahr zuvor. 
Statt einer Beruhigung des Preisauftriebs war eine 
neuerliche Beschleunigung zu verzeichnen. Wichtig- 
ste Ursache dafür war die kräftige Abwertung der D- 
Mark, die sich bis in die zweite Jahreshälfte hinein 
fortsetzte. Auf der Verbraucher stufe betrug der 
Geldwertschwund zuletzt 6,7 vH. Günstiger stellt 
sich derzeit nur die außenwirtschaftliche Situation 
dar. Das Defizit im Leistungsverkehr mit dem Aus- 
land, das 1980 auf 30 Mrd DM gestiegen war, ist 1981 
im ganzen zwar nicht viel niedriger ausgefallen; seit 
dem Frühjahr ist aber eine deutliche Tendenz zur 
Verringerung der hohen Fehlbeträge festzustellen. 


66 . Hochgespannt waren die Erwartungen von 
vornherein nicht gewesen. Dafür waren die welt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu ungünstig. 
Ungelöste Stabilisierungsprobleme und beträchtli- 
che axißenwirtschaftliche Ungleichgewichte ließen 
den meisten Ländern wenig Spielraum, den einge- 
schlagenen Restriktionskurs zu lockern. Von der 
Weltkonjunktur her stand deshalb kaum Auftrieb 
für die inländische Produktion und Beschäftigung in 
Aussicht. Stagnation mußte das gleichwohl nicht be- 
deuten. Über eine Verbesserung der Wettbewerbsfä- 
higkeit und Fortschritte beim Strukturwandel, na- 
mentlich bei der Umstellung der Volkswirtschaft auf 
teure Energie, schien die Rückkehr auf einen 
Wachstumspfad, wenn auch nur schrittweise und 
auf keinen steilen, im Jahresverlauf durchaus mög- 
lich. Von der Wirtschaftspolitik war dabei nicht viel 
an direkter Hilfe zu erwarten. Dem Staat fehlten in 
seiner prekären Finanzlage die notwendigen Mittel, 
und die Bundesbank mußte vor allem darauf be- 
dacht sein, die Abwertung nicht so groß werden zu 
lassen, daß der sinkende Außenwert der Währung 
deren Binnenwert mehr und mehr mitzog. Nach den 
Erfahrungen des Jahres 1980 konnte es schon als ein 
Erfolg gelten, wenn die Finanzpolitik mit ihrem ho- 
hen Kreditbedarf und dessen ungünstigen Wirkun- 
gen auf Zinsen und Wechselkurs die Stabilisierungs- 
aufgabe der Geldpolitik nicht weiter erschwerte. 
Sollte bei weniger Preissteigerungen mehr Produk- 
tion, aktuelle wie künftige, lohnend erscheinen, war 
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eine Entlastung beim Kostenniveau daher unum- 
gänglich, und das hieß in der gegebenen Situation 
vor allem Entlastung bei den Lohnkosten. Wie sich 
zeigte, tat sich die Lohnpolitik damit jedoch schwer. 
In der Finanzpolitik mußte es erst zu einer weiteren 
Zuspitzung der Haushaltsprobleme kommen, bevor 
die Konsolidierungsaufgabe zielstrebiger angegan- 
gen wurde. 

67 . An guten Vorsätzen hatte es der Finanzpolitik 
nicht gefehlt. Schon um die Zinsbelastung der öf- 
fentlichen Haushalte, die den Ausgabenspielraum 
zunehmend einengt, nicht immer größer werden zu 
lassen, sahen die Haushaltsplanungen für 1981 trotz 
absehbarer Mindereinnahmen aufgrund der ge- 
drückten Konjunktur und der für dieses Jahr be- 
schlossenen Steuererleichterungen keine wesent- 
lich erhöhte Neuverschuldung vor. Eine Begrenzung 
des Ausgabenzuwachses von Bund, Ländern und 
Gemeinden auf nicht viel mehr als 4 vH sollte das 
möglich machen. Die tatsächliche Ausgabendyna- 
mik erwies sich indes abermals als stärker, diesmal 
besonders beim Bund. Zur Jahresmitte hin war er- 
kennbar, daß sich die öffentlichen Defizite, wenn 
zum Teil auch konjunkturbedingt, 1981 auf minde- 
stens 70 Mrd DM summierten, rund 15 Mrd DM 
mehr als im Jahr davor, und daß nur energische 
Konsolidierungsanstrengungen, die Kürzungen bei 
Leistungsgesetzen einschlossen, ein weiteres Aus- 
ufern des staatlichen Kreditbedarfs im Jahre 1982 
verhindern konnten. Im Sommer wurden entspre- 
chende Maßnahmen eingeleitet, nicht zuletzt mit 
dem Ziel, dem für die Erwartungen an den Devisen- 
märkten wie an den Kreditmärkten gleichermaßen 
schädlichen Eindruck zu begegnen, der Staat habe 
seine Finanzen nicht mehr unter Kontrolle. 

68. Auch der Ausgang der Lohnrunde war nicht 
dazu angetan, den notwendigen Umstellungsprozeß 
verstärkt voranzubringen. Den Gewerkschaften 
ging Sicherung der Realeinkommen vor, und die Ar- 
beitgeber setzten offenbar letztlich darauf, daß ih- 
nen die Abwertung der D-Mark die Möglichkeit ver- 
schaffte, Kostensteigerungen in den Preisen zu 
überwälzen. So einigten sich beide auf eine Anhe- 
bung der Tarifverdienste um durchschnittlich rund 
5 vH. Das war zwar weniger als im Jahr davor und 
auch nicht so viel, daß sich die gedrückte Ertrags- 
lage das Jahr über bei den im Wettbewerb mit aus- 
ländischen Anbietern erzielbaren Preissteigerun- 
gen noch weiter verschlechtert hätte, jedenfalls 
nicht in den außenwirtschaftlichen Bereichen; es 
war jedoch mehr, als zu dem doppelten Ziel gepeißt 
hätte, die Bedingungen für mehr Beschäftigung und 
für mehr Stabilität zugleich zu verbessern. 

69 . Kredit war unter all diesen Umständen nur zu 
noch höheren Zinsen als im Vorjahr zu bekommen. 
Die Bundesbank sah angesichts der sinkenden At- 
traktivität der D-Mark für ausländische Anleger und 
der Gefahren, die sich aus der Abwertungstendenz 
für den Geldwert im Innern ergaben, keine andere 
Möglichkeit, als das Geldangebot knapp zu halten. 
Schon bei der Ankündigung, die Expansion der Zen- 
tralbankgeldmenge zwischen dem vierten Quartal 


1980 imd dem vierten Quartal 1981 in einem Rahmen 
von 4 vH bis 7 vH zu halten, hatte sie deutlich ge- 
macht, daß sie den unteren Bereich dieses Zielban- 
des ansteuern würde, falls die Stabilität vom Wech- 
selkurs her erneut bedroht sein sollte. Als die D- 
Mark im Februar an den Devisenmärkten verstärkt 
unter Druck geriet, bekräftigte sie dies, indem sie 
den Zugang zum Notenbankkredit erschwerte und 
spürbar verteuerte. Zu einer ersten vorsichtigen 
Lockerung sah sie sich erst im Oktober in der Lage, 
nachdem sich die Abwertung gegenüber der ameri- 
kanischen Währung deutlich zurückgebildet hatte 
und die D-Mark im Europäischen Währungssystem 
aufgewertet worden war. Die Expansion der Zentral- 
bankgeldmenge, die sich in den ersten Monaten des 
Jahres in der Mitte des Zielbandes bewegt hatte, lag 
danach an dessen unterer Grenze. 

70 . Neuen Schwung konnte die Wirtschaft bei all 
dem nicht gewinnen. Das heißt nicht, daß es an An- 
triebskräften ganz gefehlt hätte. Die Abwertung der 
D-Mark stärkte die Wettbewerbsposition der Unter- 
nehmen, die zur besseren Auslastung ihrer Kapazi- 
täten auf die Auslandsmärkte drängten, zumal Ko- 
sten und Preise in den meisten Ländern weiterhin 
rascher als im Inland stiegen. Marktanteilsgewinne 
führten so trotz der verhaltenen Weltkonjunktur 
dazu, daß die Ausfuhr 1981 nicht niedriger, sondern 
sogar erheblich höher war als 1980. Die Unterneh- 
men konnten auch dort wieder Boden gutmachen, 
wo sie im Inland mit ausländischen Anbietern kon- 
kurrieren. Dagegen standen allerdings die preistrei- 
benden Wirkungen der Abwertung, die das Realein- 
kommen schmälerten. Hinzu kam, daß sich die Infla- 
tionserwartungen wieder verstärkten, was zu den 
hohen Zinsen beitrug. Die Folge war, daß die Bin- 
nennachfrage diesmal nicht, wie früher so oft, von 
der Belebung der Auslandsnachfrage mitgezogen 
wurde. 

71 . Schon vor der Jahreswende hatten die Preise 
im Inland wieder beschleunigt zu steigen begonnen, 
nachdem es zuvor einige Monate lang den Anschein 
gehabt hatte, als sei der Höhepunkt der Preiswelle 
überschritten, die mit dem zweiten Ölpreisschub 
und der starken Verteuerung zahlreicher anderer 
Rohstoffe zwei Jahre davor eingesetzt hatte. Auf den 
Weltmärkten sanken die Rohstoffpreise in der Tat. 
Wegen der starken Abwertung gegenüber dem Dol- 
lar, in der sie größtenteils notiert werden, ergab sich 
in D-Mark gerechnet indes erneut ein starker Preis- 
schub. Das war nicht der einzige Weg, auf dem Preis- 
steigerungen das Jahr über in immer größerem 
Maße importiert wurden. Ein zweiter, nicht minder 
wichtiger Weg führte über die Einfuhr von Fertigwa- 
ren; bis zur Aufwertung der D-Mark Anfang Oktober 
galt dies vor allem auch für die Einfuhr aus den eu- 
ropäischen Partnerländern. Was sich davon unmit- 
telbar im inländischen Preisniveau niederschlug, 
war wiederum nur ein Teil des Inflationsimports. 
Hinzu kam, daß inländische Anbieter in vielen Fäl- 
len ebenfalls höhere Preise verlangen konnten, ohne 
daß sie sogleich befürchten mußten, Nachfrage an 
ausländische Konkurrenten zu verlieren. So näherte 
sich der Preisanstieg auf der Verbraucherstufe 
rasch wieder dem Tempo vom Frühjahr 1980, und je 
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mehr die Preissteigerungen von den vorgelagerten 
Stufen durchwirkten, um so mehr überschritt er die- 
ses Tempo dann. Eine Anpassungsinflation konnte 
aber immerhin, wie es scheint, unterdrückt werden. 
Die meisten inlandsbestimmten Preise sind nicht 
stärker, sondern etwas schwächer als im letzten 
Jahr gestiegen, wie sich am Preisindex für das Sozi- 
alprodukt zeigt, in den Importverteuerungen nicht 
unmittelbar eingehen. Nach der Wende beim Wech- 
selkurs dürfte sich daher nun auch eine Verlangsa- 
mung des Preisauftriebs anbahnen. 

72. Mit einem Übergreifen der expansiven Impulse 
von der Auslandsnachfrage auf die Binnennach- 
frage wäre eher zu rechnen gewesen, wäre die Ver- 
besserung der Wettbewerbsfähigkeit nicht von der 
Abwertung, sondern von den Angebotsbedingungen 
im Innern gekommen. So aber zögerten viele Unter- 
nehmen im Verlauf des Jahres die Läger wieder auf- 
zufüllen und mehr in Ausrüstungen und Bauten zu 
investieren — kurz, die Angebotsneigung blieb 
schwach. Denn zum einen begünstigte die Abwer- 
tung die Unternehmen nicht in allen Bereichen, und 
zum anderen konnten jene, die von ihr profitierten, 
nicht sicher sein, daß sich die Wechselkursentwick- 
lung nicht über kurz oder lang umkehrte. Gute Er- 
träge aber mußten auch für die Zukunft in Aussicht 
stehen, wenn erwirtscheiftet werden sollte, was für 
geliehenes Geld zu zahlen und für verliehenes zu er- 
halten war. Kostengünstiger zu produzieren und at- 
traktivere Produkte auf den Markt zu bringen, ge- 
wann als Investitionsmotiv noch an Bedeutung. Das 
stützte die Investitionstätigkeit, änderte aber wenig 
daran, daß wegen geringer Erweiterungsinvestitio- 
nen und zurückhaltender Lagerdispositionen von 
der eigenen Nachfrage der Unternehmen im ganzen 
kaum Anstöße für die gesamtwirtscheiftliche Nach- 
frage ausgingen. 

73. Finanzierungskosten, die rascher als das Ein- 
kommen stiegen, und die Gewohnheit des Staates, 
eher bei den investiven als bei den konsumtiven 
Ausgaben kürzer zu treten, ließen das Jahr über die 
Bautätigkeit weiter sinken. Besonders stark gingen 
die öffentlichen Bauaufträge zurück, aber auch die 
Nachfrage im Wohnungsbau unterschritt vom Früh- 
jahr an noch einmal deutlich das Niveau, auf das sie 
1980 gesunken war. Auf den privaten Verbrauch 
blieb ebenfalls nicht ohne Wirkung, daß es kostspie- 
lig war, sich zu verschulden. Noch stärker aber 
schlug zu Buche, daß das verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte, das nicht zuletzt im Zusam- 
menhang mit der ungünstigen Beschäftigungsent- 
wicklung verlangsamt stieg, durch den beschleunig- 
ten Preisauftrieb beträchtlich an Kaufkraft einbüß- 
te; real war es 1981 sogar etwas niedriger als 1980. Es 
überrascht daher nicht, daß der Verbrauch im Jah- 
resverlauf stagnierte und im ganzen um einiges hin- 
ter seinem letztjährigen Umfang zurückblieb. 

74. Alles in allem ist es damit das Jahr über zu kei- 
nem Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tion gekommen, der es ermöglicht hätte, die vorhan- 
denen JCapazitäten nach und nach wieder besser 
auszulasten, und der verhindert hätte, daß sich die 
Beschäftigungsprobleme weiter verschärften. Der 


Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktionspotentials ist im Verlauf des Jahres noch- 
mals gesunken; im Jahresdurchschnitt dürfte er um 
etwa 2 V 2 Prozentpunkte niedriger sein als 1980. 
Noch schwerer wiegt, daß das, was im ganzen produ- 
ziert wurde, zu wenig war, den Arbeitsmeirkt zu ent- 
lasten, zumal die Anzahl derer, die erstmals eine Ar- 
beit suchten, eher verstärkt zunahm; die Produktion 
reichte nicht einmal, den Rückgang des Beschäfti- 
gungsstandes aufzuhalten. Dabei spielte freilich 
auch eine Rolle, daß viele Unternehmen Personal- 
reserven hatten, weil sie 1980 ihren Personalbestand 
nicht in dem Maße verringert hatten, wie ihre Auf- 
tragslage schlechter geworden war. Wo sich diese 
1981 besserte, waren Neueinstellungen deshalb häu- 
fig nicht nötig, und wo sie weiter ungünstig blieb 
oder sich noch verschlechterte, waren nun ver- 
mehrte Freisetzungen die Folge. So ist die Arbeitslo- 
sigkeit bis zuletzt unvermindert stark gestiegen, und 
eine baldige Besserung ist nicht in Sicht. 

75. Das Defizit in der Leistungsbilanz hat sich seit 
dem Frühjahr deutlich verringert. Noch immer ist es 
aber beträchtlich; denn in den ersten Monaten des 
Jahres hatte die Verteuerung der Einfuhr, die mit 
der Abwertung der D-Mark einherging, noch stärker 
zu Buche geschlagen als der mit ihr verbundene An- 
stieg des Exports und der Rückgang der Einfuhr- 
mengen, so daß das Defizit zunächst weiter zun8ihm. 
Erst allmählich kehrten sich dann die Gewichte der 
positiven und negativen Wirkungen um. Im Blick zu 
behalten ist auch, daß sich der Einfuhrsog weniger 
abgeschwächt hätte, daß also wohl mehr Fertigwa- 
ren und sicher mehr Vorprodukte importiert worden 
wären, wenn die wirtschaftliche Aktivität im Inland 
lebhafter gewesen wäre; insofern sind die Fort- 
schritte überzeichnet, die bislang beim Abbau des 
Leistungsbilanzdefizits zu registrieren sind. Teuer 
erkauft sind sie über die Abwertung allemal, stellt 
man die Folgen für den Geldwert in Rechnung und 
die Wirkungen, die diese im Inland haben. 


II. Anpassung vorangekommen? 

76. Gemessen an den zu Jahresbeginn vorherr- 
schenden Erwartungen könnte es als keine 
schlechte Entwicklung gelten, daß sich der Rück- 
gang der wirtschaftlichen Aktivität, der im Jahres- 
verlauf 1980 immer deutlicher geworden war, 1981 
nicht fortgesetzt hat, wäre nicht auch die Wende 
zum Besseren das Jahr über ausgeblieben. Die An- 
passungsaufgaben, vor die sich die Volkswirtschaft 
gestellt sah, waren zwar bedrückend groß, und sie 
mußten unter weltwirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen angegangen werden, die alles andere als 
günstig waren. Aber gerade weil es um Anpassungs- 
aufgaben ging und nicht einfach darum, wie sonst in 
konjimkturellen Schwächephasen, die Ausgabenei- 
gung zu beleben, kann der Verweis auf widrige wirt- 
schaftliche Verhältnisse in der Welt das Urteil über 
das im Jahresverlauf Erreichte nicht allein bestim- 
men. Maßstab muß sein, inwieweit es gelang, an die 
Stelle dauerhelft unrentabel gewordener Produktion 
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mehr neue ertragversprechende Produktion zu set- 
zen, sei es durch eine Senkung der Kosten, sei es 
durch die Verbesserung alter oder die Entwicklung 
neuer Produkte, und inwieweit es gelang, mit den 
höheren Ansprüchen fertig zu werden, die vom Aus- 
land, namentlich von den Ölförderländern, an das in- 
ländische Produktionsergebnis gestellt werden. Am 
Umfang der Produktion und am Exportüberschuß 
ist das nicht ohne weiteres abzulesen. Ins Bild zu 
nehmen ist auch, wie sich Nachfrage und Produk- 
tion zusammensetzten, vor allem wieviel investiert 
wurde; von Bedeutung ist außerdem, bei welchem 
Preisverhältnis Waren und Dienstleistungen mit 
dem Ausland getauscht werden mußten. Unter die- 
sen — über das Jahr 1981 hinausweisenden — Ge- 
sichtspunkten kann das Urteil über die wirtschaftli- 
che Entwicklung nicht gut ausfallen. 


Marktanteilsgewinne Im Wettbewerb mit 
dem Ausland 

77 . Trotz der verhaltenen Weltkonjunktur gingen 
1981 expansive Impulse auf Produktion und Be- 
schäftigung allein vom Export aus und nicht von 
mehr Dynamik im Inneren. Schon vor der Jahres- 
wende hatte sich eine Belebung der Auslandsauf- 
träge abgezeichnet, nachdem diese vom Frühjahr 
1980 an zunächst langsam, dann aber immer rascher 
zurückgegangen waren. In den ersten Monaten 1981 
verstärkten sich die Bestellungen aus dem Ausland 
schubartig (Schaubild 4). In allen Bereichen des ver- 
arbeitenden Gewerbes konnten die Unternehmen 
Aufträge buchen, die nicht nur den hohen Stand von 
Anfang 1980 wieder erreichten, sondern sogar um ei- 
niges über diesen hinausgingen; besonders stark 
stieg der Ordereingang bei den Herstellern von In- 
vestitionsgütern, insbesondere beim Maschinenbau 
und bei den Herstellern von elektrotechnischen Aus- 
rüstungen. Mancher Auftraggeber im Ausland mag 
dabei auch geplante Bestellungen zeitlich vorgezo- 
gen haben, weil er eher mit einer Umkehr der Wech- 
selkursentwicklung als mit einer weiteren Abwer- 
tung der D-Mark rechnete. Deiß die Axifträge zur 
Jahresmitte hin vorübergehend nicht mehr ganz so 
hoch ausfielen, könnte immerhin darauf hindeuten. 
Andere Nachfrager mögen aber auch die umge- 
kehrte Erwartung gehabt und deshalb die Auftrags- 
vergabe etwas hinausgezögert haben. Wie es scheint, 
spielten überdies Zufälligkeiten im Eingang einzel- 
ner Großaufträge eine erhebliche Rolle. Im weiteren 
Jahresverlauf sind die Bestellungen aus dem Aus- 
land im ganzen gesehen jedenfalls lebhaft geblie- 
ben. Von Januar bis September 1981 waren sie dem 
Volumen nach insgesamt um 8 V 2 vH höher als ein 
Jahr zuvor. 


78 . Der ausschlaggebende Grund dafür ist zweifel- 
los in dem Wettbewerbsvorteil zu sehen, den die 
Wechselkursentwicklung den heimischen Anbietern 
auf den Auslandsmärkten verschaffte. Das gilt nicht 
nur in^ Bezug auf den Dollarraum, sondern auch im 
Hinblick auf jene Länder, gegenüber deren Wäh- 
rung der Wechselkurs der D-Mark wenig oder gar 
nicht zurückging; denn hier wie dort stiegen Kosten 


Schaubild 4 


ZUR EXPORTENTWICKLUNG 


Log.MaBstab Auftragseingang aus dem Ausland Log.jfaifetab 
1976=100 beim Verarbeitenden Gewerbe^) 1976=100 




1) Gleitende 3-Monatsdurchschn itte der saisonberein igten Zahlen; Saison- 
bereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census-Verfahren II, Ver- 
sion X-11. 
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und Preise zumeist weiterhin erheblich stärker als 
im Inland. Ein deutliches Beispiel dafür sind die eu- 
ropäischen Partnerländer, in denen die deutschen 
Exporteure ihren Absatz auch auf stagnierenden 
Märkten ausweiten konnten. Zu den Exporterfolgen 
trug auch bei, daß so wichtige Konkurrenten wie die 
japanischen Hersteller wegen der Höherbewertung 
des Yen ihre Produkte nicht mehr so preiswert wie 
zuvor anbieten konnten und deiß einige Länder zu- 
dem den Marktzugang für Erzeugnisse aus Japan 
erschwerten. 
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79 . Da die meisten Unternehmen über freie Kapa- 
zitäten und genügend Personal verfügten, stand ei- 
ner raschen Ausführung der gestiegenen Auslands- 
aufträge nichts im Wege. So nahmen die Lieferun- 
gen an das Ausland das Jahr über kaum weniger zu 
als die Bestellungen, die von dort eingingen. In den 
ersten neun Monaten 1981 waren sie preisbereinigt 
um 4 vH höher als ein Jahr zuvor; im ganzen Jahr 
dürfte der Zuwachs rund 6 vH betragen. Ein Ver- 
gleich mit der Entwicklung des Welthandels, der sei- 
nen vorjährigen Umfang nicht ganz erreichte, macht 
die Marktanteilsgewinne der heimischen Expor- 
teure deutlich. Nimmt man zur Warenausfuhr die 
für Ausländer erbrachten Dienstleistungen hinzu, 
die gegenüber dem Vorjahr ebenfalls merklich stie- 
gen, so dürfte die Ausfuhr in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1981 dem 
Volumen nach um mehr als 7 vH höher sein als 1980 
— ein Ergebnis, mit dem zu Jahresbeginn niemand 
gerechnet hatte. 

80 . Gleichzeitig ergab sich bei der Einfuhr, nimmt 
man Waren und Dienstleistungen, darunter nicht zu- 
letzt jene im Auslandsreiseverkehr, zusammen, 
nach dem kräftigen Anstieg in den letzten Jahren 
preisbereinigt nur mehr ein Zuwachs von 1 V 2 vH 
gegenüber dem Vorjahr. Die Wareneinfuhr für sich 
genommen dürfte sogar, nach der Entwicklung in 
den ersten neun Monaten dieses Jahres zu schlie- 
ßen, um einiges niedriger sein als 1980. Ins Gewicht 
fiel dabei vor allem, daß die Einfuhr von Rohstoffen 
und Halbwaren, die im Verlauf des vorigen Jahres 
erheblich zurückgegangen war, 1981 großenteils 
weiter sank, weil der produktionsnotwendige Bedarf 
gering blieb und weil zudem die hohen Zinsen die 
Unternehmen veranlaßten, ihre Läger möglichst 
klein zu halten. Hinzu kamen weitere Fortschritte 
beim Einsparen und beim Ersetzen von Öl, die zu- 
sammen mit den konjunkturellen Einflüssen dazu 
führten, daß von Januar bis September noch einmal 
18 vH weniger Rohöl und Mineralölprodukte einge- 
führt wurden als im gleichen Zeitraum 1980. Die Fer- 
tigwareneinfuhr ist das Jahr über zwar gestiegen, 
aber vergleichsweise wenig. Darin spiegelt sich 
nicht nur die schwache Binnennachfrage, sondern 
auch die Tatsache, daß ausländische Anbieter ihre 
Marktanteile im Inland angesichts der wechselkurs- 
bedingten Verteuerung ihrer Produkte nicht mehr 
in dem Meiße vergrößern konnten wie in den vergan- 
genen Jahren. 

81 . Das Preisverhältnis im Güteraustausch mit 
dem Ausland hat sich 1981 allerdings infolge der Ab- 
wertung weiter verschlechtert. Während aufs ganze 
Jahr gesehen für die ausgeführten Waren und 
Dienstleistungen durchschnittlich 5 V 2 vH mehr er- 
löst werden konnte, mußte für die eingeführten Wa- 
ren und Dienstleistungen im gewogenen Durch- 
schnitt 9 V 2 vH mehr bezahlt werden. Der Über- 
schuß der Exporteinnahmen über die Importausga- 
ben hielt sich daher noch in engen Grenzen. Der no- 
minale Außenbeitrag dürfte etwa 4 Mrd DM betra- 
gen. 

Das Defizit in der Leistungsbilanz, die den traditio- 
nell hohen und 1981 weiter gestiegenen Passivsaldo 


der unentgeltlichen Leistungen einschließt — Über- 
weisungen von ausländischen Arbeitnehmern etwa, 
oder staatliche Zahlungen an die Europäische Ge- 
meinschaft — , war so mit rund 25 Mrd DM noch 
nicht viel niedriger als 1980 (Ziffern 173 ff.). 


Verbesserung der Angebotsbedingungen 
läßt auf sich warten 

82 . Im Innern blieben die Auftriebskräfte 1981 
schwach. Die Erklärung dafür ist nur vordergründig 
in der verhaltenen Nachfrage zu sehen, denn zu fra- 
gen bleibt, warum diese nicht lebhafter war. Mit 
Blick auf den privaten Verbrauch kommen dann 
Einbußen beim Realeinkommen aufgrund hoher 
Preissteigerungen und rückläufiger Beschäftigung 
ins Bild und dahinter wiederum, zugleich die Zu- 
rückhaltung der Unternehmen bei ihrer eigenen 
Nachfrage verständlich machend, Unsicherheit in 
den Absatzerwartungen sowie mangelnde Entla- 
stung beim Kostenniveau und auch im übrigen 
kaum eine Verbesserung der Angebotsbedingungen, 
die mehr Produktion, aktuelle wie vor allem auch 
künftige, und damit mehr Investitionen hätte loh- 
nend erscheinen lassen. 

83 . Von der außenwirtschaftlichen Seite her gese- 
hen hatte die Wechselkursentwicklung bei allen Vor- 
teilen, die sie den Unternehmen im Wettbewerb mit 
ausländischen Konkurrenten brachte, ihre Kehr- 
seite in einer erheblichen Verteuerung notwendiger 
ausländischer Vorleistungen. Die Abwertung ver- 
hinderte, daß die im Jahresverlauf nachgebenden 
Weltmarktpreise für zahlreiche Rohstoffe, darunter 
auch die Preise für Öl, auf die Preise in heimischer 
Währung durchschlugen, ja, sie ließ diese sogar wei- 
ter kräftig steigen, weil der Kursverfall gegenüber 
dem Dollar besonders groß war, gegenüber der Wäh- 
rung also, in der die meisten dieser Produkte gehan- 
delt werden. Sonstige Einfuhrgüter verteuerte die 
Abwertung über das Maß hinaus, in dem die auslän- 
dischen Anbieter ihre Preise anhoben. So kosteten 
Rohstoffe, deren Preise schon in den vergangenen 
beiden Jahren sprunghaft gestiegen waren, in den 
ersten neun Monaten 1981 durchschnittlich noch 
einmal fast 32 vH, Halbwaren um 20 vH mehr als im 
gleichen Zeitraum 1980, und für eingeführte Fertig- 
waren mußten im Durchschnitt 8 vH, für Investi- 
tionsgüter allein über 10 vH mehr bezahlt werden. 
Anhaltend kräftige Preissteigerungen für ausländi- 
sche Dienstleistungen kamen hinzu. 

Schwerer wog indes, daß die Angebotsbedingungen 
von der binnenwirtschaftlichen Seite her nicht die 
für mehr Wachstumsdynamik notwendige Verbesse- 
rung fanden. 

84 . Für wachstumsfördernde Maßnahmen, die 
Geld kosten, fehlte dem Staat bei der angespannten 
Lage der öffentliche Finanzen weitgehend der Spiel- 
raum, zum Teil wurden die entsprechenden Mittel 
sogar gekürzt, und für den Abbau der vielfältigen 
Hindernisse, die den Strukturwandel nach wie vor 
hemmen — etwa im Energiebereich, aber nicht nur 
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dort — , fehlte es an Durchsetzungskraft. So blieb es 
zunächst bei der Senkung staatlicher Abgabean- 
sprüche, die das im Sommer 1980 beschlossene Steu- 
erentlastungsgesetz 1981 von Jahresbeginn an be- 
züglich der Einkommensteuer brachte, ergänzt 
durch zusätzliche Freibeträge bei der Gewerbekapi- 
talsteuer, die noch Teil des im Herbst 1978 verab- 
schiedeten Steuer änderungsgesetzes 1979 waren. 
Im Frühjahr kam ein Sonderprogramm für Investi- 
tionskredite hinzu, mit dem Investitionen, vornehm- 
lich kleiner und mittlerer Unternehmen, soweit sie 
auf eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
und das Einsparen von Energie zielen, über eine 
Zinsverbilligung subventioniert werden (Ziffer 230). 
Dem entlastenden Effekt, der von all dem ausging, 
nahmen die abermals gestiegenen Defizite des Staa- 
tes allerdings viel an Wirkung; das gilt allein schon, 
weil sie zu den hohen Zinsen beitrugen. Mit den Be- 
schlüssen zum Bundeshaushalt 1982 wurden inzwi- 
schen zwar die Weichen auf Konsolidierung gestellt; 
an der Entwicklung im laufenden Jahr änderte dies 
jedoch nichts mehr. 

85 . War es 1980 schon teuer gewesen, sich zu ver- 
schulden, so war es 1981 noch wesentlich teurer. 
Nach einem mehrmonatigen Rückgang hatten die 
Kapitalmarktzinsen bereits vom Herbst vorigen 
Jahres an wieder angezogen. Um die Jahreswende 
lagen sie mit 9 % freilich immer noch etwas unter ih- 
rem Höchststand vom Frühjahr 1980; dieser wurde 
in der Folgezeit jedoch rasch überschritten. Auch an 
allen anderen monetären Märkten gerieten die Zin- 
sen verstärkt nach oben in Bewegung. Außenwirt- 
schaftliche und binnenwirtschaftliche Einflüsse 
wirkten dabei zusammen: die restriktive Geldpolitik 
in den Vereinigten Staaten, der nicht mehr so große 
Vertrauensvorschuß ausländischer Anleger für die 
Mark, wieder zunehmende Preissteigerungserwar- 
tungen im Zuge des abwertungsbedingten Infla- 
tionsimports, das Gegenhalten der Bundesbank und 
schließlich die Sogwirkung des Staates an den Kre- 
ditmärkten. Im September, als der Zinsanstieg sei- 
nen Höhepunkt erreichte, waren für Kapitalmarkt- 
mittel 11 V 2 % Zins zu zahlen, die Hypothekenzinsen 
lagen bei 12 %, und Kontokorrentkredite unter 1 Mio 
DM waren mit I 5 V 2 % zu verzinsen. Für die Unter- 
nehmen ergab sich so von der Finanzierungsseite 
her 1981 eine spürbare zusätzliche Kostenbelastung, 
auch wenn die Zinsen in jüngster Zeit etwas nachga- 
ben. 

Rechnungen, wonach ein Anstieg des Zinsniveaus um ei- 
nen Prozentpunkt die Kosten der Unternehmen um rund 
8 Mrd DM erhöhe (die tatsächliche Zinssteigerung gegen- 
über dem Vorjahr war etwa doppelt so groß), sind indes ir- 
reführend und weit übertrieb eru Sie knüpfen schlicht am 
Bestand der dem Untemehmenssektor gewährten Kredite 
an, berücksichtigen also weder, daß diese zu einem Teil mit 
festen Zinsen ausgestattet sind, noch daß die Unternehmen 
auch über beträchliche Geldforderungen verfügen, die ih- 
nen, soweit die Zinsen nicht wiederum fest sind, bei Zins- 
steigerungen auch höhere Erträge bringen. Daß die Kosten- 
steigerungen überwiegen, steht allerdings nicht in Frage, 
sind die Unternehmen im ganzen doch Nettoschuldner. 

86 . Für Umstellungen und risikoreiche Neuerun- 
gen, wie sie der Strukturwandel erfordert, dürfte es 
nicht wenigen Unternehmen, darunter insbesondere 


vielen mittelständischen, auch an Risikokapital ge- 
fehlt haben, also vor allem an ausreichenden eige- 
nen Finanzierungsmitteln. Dem widerspricht nur 
scheinbar, daß der Anteil der Eigenmittel bei der Fi- 
nanzierung der Investitionen 1981, nach der Finan- 
zierungsrechnung der Bundesbank für das erste 
Halbjahr zu schließen, weiterhin vergleichsweise 
hoch war (Schaubild 5). Denn nicht eine günstige 


Schaubild 5 
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Kapitalausstattung kommt darin zum Ausdruck, 
sondern die Tatsache, daß die Investitionsausgaben, 
die in der Rechmmg der Bundesbank die Aufwen- 
dungen für Vorräte einschließen, rückläufig waren 
— ist die Selbstfinanzierungsquote doch um so hö- 
her, je weniger über die Abschreibungen hinaus in- 
vestiert wird. Aussagekräftiger für die Fähigkeit der 
Unternehmen, Risiken zu tragen, ist das Verhältnis 
der Eigenmittel zur Bilanzsumme. Hier scheint sich 
die Verschlechterung, die seit Jahren zu beobachten 
ist, 1981 fortgesetzt zu haben. 


87. Von den Löhnen her hat der Kostendruck 1981 
zwar nicht mehr im gleichen Maße wie 1980 zuge- 
nommen; zu Abschlüssen, die eine spürbare Entla- 
stung beim Kostenniveau gebracht hätten, kam es 
aber nicht. Unstrittig war unter den Beteiligten, daß 
der reale Verteilungsspielraum nicht groß sein wür- 
de. Eine deutliche Beschleunigung des Produktivi- 
tätsanstiegs und mehr Beschäftigung zugleich war 
unter den zu Jahresbeginn absehbaren binnenwirt- 
schaftlichen und außenwirtschaftlichen Bedingun- 
gen nicht zu erwarten, und überdies wurde immer 


Tabelle 9 


Einkommenspolitisch wichtige Ereignisse 


Monat 



1980 



November 

Kunststoffverarbeitende 

Industrie 

Begünstigte: 66 600 

Die Arbeiter und Angestellten in den Tarifgebieten Nordwürttemberg/ 
Nordbaden und Südwürttemberg/Hohenzollern erhalten für die Monate 
Oktober bis Dezember einschließlich des 13. Monatseinkommens 1980 ei- 
nen Pauschalbetrag in Höhe von 488 DM; ab 1. Januar bis 30. September 
1981 werden die Löhne und Gehälter um 6,1 vH erhöht. In Bayern erhalten 
die Arbeiter und Angestellten ab 1. November 1980 bis zum 31. Oktober 1981 
eine Erhöhung von 5,0 vH und zusätzlich eine Stufenerhöhung um 1,2 vH ab 

1. Januar 1981. 

1981 



Januar 

Soziale Sicherung 

Ab 1. Januar 1981 werden die Sozialversicherungsrenten, die Renten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz und die Altershilfen für Landwirte um 
4,0 vH erhöht. Die Unfallrenten steigen um 5,5 vH. Die Beitragsbemes- 
sungsgrenzen werden in der Renten- und Arbeitslo^ienversicherung von 
4200 DM auf 4400 DM im Monat angehoben, in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung von 3150 DM auf 3300 DM. Die Beitragssätze der Arbeitneh- 
mer und der Arbeitgeber zur Rentenversicherung steigen von jeweils 9 vH 
auf jeweils 9,25 vH. 

April 

Metallindustrie 

Begünstigte; 909 200 

Die Löhne und Gehälter werden in den Tarif gebieten Nordwürttemberg/ 
Nordbaden, Südwürttemberg/Südbaden und Südwürttemberg/Hohenzol- 
lern ab 1. April 1981 um 4,9 vH erhöht. Für die Monate Februar und März er- 
halten die Arbeiter und Angestellten eine Einmalzahlung von jeweils 160 
DM. 


Steinkohlenbergbau 
Begünstigte: 158 700 

Die Löhne und Gehälter im Ruhrbergbau werden ab 1. Mai 1981 um 4,6 vH 
erhöht. Daneben werden die Jahressondervergütung und die Nachtarbeits- 
zulage um 4,6 vH angehoben und die Zahl der Freischichten von 2 auf 4 pro 
Jahr erhöht. 


Druckindustrie 

Begünstigte: 169 000 

Die Löhne und Gehälter werden um 5,0 vH ab 1. April 1981 angehoben. 

Mai 

Metallindustrie 

Begünstigte: 2 960 800 

In mehreren Tarifgebieten kommt es zu gleichen Abschlüssen wie in Nord- 
württemberg/Nordbaden. In Bayern beginnt die Laufzeit am 1. März 1981. 
In den VW-Werken werden auch für die Monate Febraur und März als Stei- 
gerung der Löhne und Gehälter 4,9 vH vereinbart, aber die Einkommen in 
den unteren Lohngruppen überproportional angehoben. 


Baugewerbe: 

Begünstigte: 902 000 

Ab 1. April 1981 werden die Tariflöhne im 4,0 vH erhöht, und das 13. Monats- 
einkommen wird auf 78 (1981) beziehungweise 102 (1982) Stundenlöhne an- 
gehoben. 


Papier und Pappe- 
verarbeitende Industrie 
Begünstigte: 108 500 

Die Tarifpartner einigen sich auf Lohn- und Gehaltssteigerungen von 
4,9 vH ab 1. Februar 1981, 


Privates Versicherungs- 
gewerbe 

Begünstigte: 205 000 

Die Gehälter werden um 4,9 vH ab 1. April 1981 erhöht. In den unteren 
Lohngruppen gibt es überproportionale Anhebungen. Erstmals werden 
Freischichten für Arbeitnehmer im Zwei- und Drei-Schichtbetrieb einge- 
führt. 


Großhandel 

Begünstigte: 667 000 

In mehreren Tarif gebieten werden Lohn- und Gehaltssteigerungen zwi- 
schen 4,5 vH und 5,7 vH vereinbart. Daneben gibt es verschiedene Einzelre- 
gelungen wie stärkere Anhebungen der unteren Lohngruppen, Mindester- 
höhungen, Höhergruppierungen einzelner Berufsgruppen, Erhöhung von 
Spesen, Anhebung des Urlaubsgeldes. Die Tarifverträge treten zwischen 
Januar und Juli 1981 in Kraft. 
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noch Tabelle 9 


Monat 



1981 

Öffentlicher Dienst 
— Gebietskörper- 
schaften, 

Bundesbahn, Bundes- 
post 

Begünstigte: 4 102 700 

Arbeiter, Angestellte und Beamte erhalten 4,3 vH mehr Lohn und Gehalt ab 

1. Mai 1981, für März und April eine Pauschalzahlung von je 120 DM. Für 
Arbeiter und Angestellte der Bundespost gibt es zusätzlich Verbesserungen 
in der Zuschlagsregelung. 


Textilindustrie 

Begünstigte: 291 600 

In mehreren Tarifgebieten werden die Löhne imd Gehälter um 4,9 vH ab 

1. Mai 1981 erhöht In zwei Tarif gebieten gibt es Erhöhungen um 4,5 vH. In 
mehreren Tarifgebieten gibt es Mindesterhöhungen beim Stundenlohn. 
Das Urlaubsgeld wird aufgrund der Dynamisierung erhöht Daneben wer- 
den zusätzliche Sondervereinbarungen getroffen. 


Bekleidungsindustrie 
Begünstigte: 229 200 

Die Tarifpartner einigen sich auf eine Erhöhung der Löhne und Gehälter 
um 4,9 vH für alle Tarifgebiete im Bundesgebiet ab 1. Juni 1981. Die Lauf- 
zeit dieser Tarifverträge beträgt 11 Monate. 


Spedition und 
Güterverkehr 

Begünstigte: 90 000 

Die Löhne werden in Nordrhein-Westfalen im Durchschnitt der Lohngrup- 
pen um 6,7 vH ab 1. Mai 1981 gesteigert; für April 1981 wird eine Pauschale 
von 80 DM gezahlt Ab Januar 1982 tritt eine Stufenerhöhüng von 3,3 vH in 
Kraft. 


Eisen- und Stahlindustrie 
Begünstigte: 214 600 

Die Löhne und Gehälter werden in Nordrhein-Westfalen um 4,9 vH nach 
Vorweganhebimg der Ecklohngruppen um 0,23 DM ab 1. März 1981 erhöht; 
für den Monat Februar wird eine Pauschalzahlung von 150 DM verein- 
bart. 

Juli 

Einzelhandel 

Begünstigte: 755 000 

In den Bimdesländern Bremen und Nordrhein-Westfalen werden die Löhne 
und Gehälter um 4,9 vH, in Bayern im Durchschnitt der Lohngruppen um 
5,0 vH und in Hamburg um 5 vH bis 5,5 vH angehoben. Daneben gibt es ver- 
schiedene neue Einzelregelungen bei der Lohnstruktur. Die Laufzeit be- 
ginnt in Nordrhein-Westfalen am 1. April, in den anderen Ländern am 

1. Mai 1981. 

August 

Einzelhandel 

Begünstigte: 290 000 

Die Löhne und Gehälter werden in Baden-Württemberg um 4,9 vH ab 

1. April 1981 erhöht Die unteren Lohngruppen werden stärker angehoben. 
In Berlin werden die Lohne um durchschnittlich 5,2 vH, die Gehälter um 
5,1 vH ab 1. Jidi 1981 ahgehoben. Daneben werden eine verbesserte Berufs- 
jahreinstufung nach absolvierter Berufsausbildung und Strukturverbesse- 
rungen vereinbart 


Einzelhandel 

Begünstigte: 204 000 

Die Löhne imd Gehälter werden in Hessen um 4,9 vH, mindestens um 75 
DM ab 1. März 1981 erhöht Die unteren Lohngruppen werden verstärkt an- 
gehoben. In Rheinland-Pfalz werden die Löhne und Gehälter um 5,5 vH im 
Durchschnitt ab 1. Mai 1981 angehoben. Daneben werden in beiden Bimdes- 
ländern Einzelregelimgen für Ungelernte und Jugendliche vereinbart 

Septem- 

ber 

Einzelhandel 

Begünstigte: 360 000 

Die Löhne und Gehälter werden in den Bundesländern Schleswig-Holstein 
und Nieder Sachsen um durchschnittlich 4,9 vH ab 1. Mai 1981 angehoben. 
Daneben werden zusätzliche Anhebungen bei den unteren Lohngruppen 
und verschiedene Einzelregelungen vereinbart. 


deutlicher, daß eine Verbesserung im Austauschver- 
hältnis mit dem Aus^nd, die vom Ertrag der Pro- 
duktion mehr für die Verteilung im Inleind frei ge- 
macht hätte, nicht in Aussicht war. Die Tarifver- 
handlungen standen dann jedoch ganz im Zeichen 
der Frage, welchen Niederschlag die erwartete 
Preisentwicklung in den Lohnsteigerungen finden 
sollte. Das Bestreben der Arbeitnehmer, sich gegen 
den erwarteten Geldwertschwund abzusichern, 
auch wenn er zu einem Teil nur Reflex der höheren 


Ansprüche des Auslands war, und die Erweirtung der 
Unternehmen, durch die Abwertung der D-Mark 
Spielraum für Preiserhöhungen zu haben, die eine 
Kostenüberwälzung erlaubten, führten schließlich 
zu Abschlüssen, die für den größten Teil der Unter- 
nehihen bei nachlassendem Wettbewerbsdruck von 
außen zwar tragbar waren, die aber, wie sich im Jah- 
resverlauf zeigte, eine Verbesserung der gedrückten 
Ertragslage nicht zuließen und die das Beschäfti- 
gungsproblem nicht kleiner machten. 
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88. Die Lohnverhandlungen dauerten ungewöhn- 
lich lange. Sie wurden im Januar in der Metallin- 
dustrie aufgenommen, führten dort aber erst Ende 
April im Tarifbezirk Nordwürttemberg/Nordbaden 
zu einem ersten Abschluß. Die dabei zwischen der 
Arbeitnehmerseite, die auf Reallohnsicherung ab- 
zielte, imd der Arbeitgeberseite, die den Lohnanstieg 
am Produktivitätszuwachs ausgerichtet sehen woll- 
te, erreichte Einigung, die Tarifverdienste um rund 
5 vH anzuheben, wurde danach rasch in den übrigen 
Tarifbezirken der Metallindustrie übernommen. 
Auch für die anderen Wirtschaftsbereiche war damit 
die entscheidende Marke gesetzt (Tabelle 9). 

Große Abweichungen zwischen den einzelnen Ab- 
schlüssen gab es in der diesjährigen Lohnrunde wie- 
derum nicht. Am unteren Ende der tariflichen Lohn- 
steigerungen lag mit 4 vH diesmal die Bauwirt- 
schaft, die besonders große Beschäftigungspro- 
bleme hatte. Unter dem Druck der angespannten Fi- 
nanzlage des Staates blieb die Steigerungsrate im 
öffentlichen Dienst ebenfalls etwas niedriger als in 
den meisten anderen Bereichen; hier wxirden die 
Löhne und Gehälter um 4,3 vH angehoben. 

89 . Nimmt man alle Abschlüsse zusammen, so la- 
gen die tariflich vereinbarten Lohn- und Gehaltser- 
höhungen im Durchschnitt bei knapp 5 vH; im letz- 
ten Jahr waren es rund 7 vH gewesen. Hinzu kamen 
in einigen Wirtschaftszweigen mehr Urlaubstage 
und sonstige Zusatzleistungen, die in früheren Lohn- 
runden festgelegt worden waren. Da zudem die 
neuen Tarifverträge, den Kündigungsterminen der 
letztjährigen Verträge folgend, erst nach und nach 
im Jahresverlauf in Kraft traten und bis dahin noch 
die höheren Abschlußraten aus dem Vorjahr im ge- 
samtwirtschaftlichen Tariflohn- und -gehaltsniveau 
nachwirkten, war dieses im Jahresdurchschnitt um 
5 V 2 vH höher als 1980. 

90 . Die Steigerung der effektiv gezahlten Löhne 
und Gehälter je Stunde ging 1981 mit annähernd 
7 vH deutlich über die der tariflichen Arbeitsent- 
gelte hinaus. Daß es dazu kam — daß die sogenannte 
Lohndrift also positiv war — , obwohl die Unterneh- 
men weniger Anlaß hatten, mit übertariflichen Zah- 
lungen Arbeitskräfte zu gewinnen, und obwohl we- 
niger Zuschläge für Überstunden anfielen, lag im 
wesentlichen an bereits früher vereinbarten Erhö- 
hungen des Urlaubsgeldes oder sonstiger Sonder- 
zahlungen, die in der Tarif Statistik nicht erfaßt wer- 
den. 

Je beschäftigten Arbeitnehmer ergab sich im Ver- 
gleich zum Vorjahr ein Anstieg des Arbeitsverdien- 
stes, der mit knapp 5V2 vH deutlich niedriger war 
als die Erhöhung je Stunde. Darin schlägt sich nie- 
der, daß weniger Überstunden geleistet wurden und 
daß häufiger Kurzarbeit notwendig war. 

91 . Für die Unternehmen kam als Kostenfaktor 
hinzu, daß sie, vor allem wegen der Anhebung der 
Beitragssätze in der Rentenversicherung und über- 
wiegend auch in der Krankenversicherung, ver- 
stärkt steigende Sozialabgaben für die Beschäftig- 
ten zu leisten hatten. Dies eingeschlossen, belief sich 
die Steigerung der Lohnkosten, je Arbeitnehmer ge- 


rechnet, 1981 auf annähernd 6 vH. Dem stand ein Zu- 
wachs des Produktionsergebnisses je Beschäftigten 
gegenüber, der angesichts der anhaltend schwachen 
Wirtscheiftsaktivität mit kaum mehr als V 2 vH im 
Jahresdurchschnitt noch kleiner war als 1980, und 
dies obwohl die Unternehmen nun zunehmend Per- 
sonal freisetzen, für das sie nicht genügend Arbeit 
hatten. Im Ergebnis erhöhten sich die Lohnstückko- 
sten noch einmal um über 5 vH, nachdem sie 1980 
um 5 V 2 vH gestiegen waren. 

92 . Zu einer Verbesserung der Angebotsbedingun- 
gen, wie sie für mehr Dynamik im Inland notwendig 
gewesen wäre, ist es 1981 im ganzen gesehen nicht 
gekommen, und auf die Möglichkeit, die Preise auch 
künftig unvermindert kräftig anheben und so für 
ausreichende Erträge sorgen zu können, konnten 
und mochten viele Unternehmen wohl nicht set- 
zen. 

Im laufenden Jahr gab die Abwertung für Preiserhö- 
hungen allerdings Spielraum, zumal Kosten und 
Preise im Ausland weiterhin stärker als im Inland 
stiegen. Der rapide Kursverfall gegenüber dem Dol- 
lar und die anhaltende Schwäche gegenüber einer 
Reihe anderer Währungen, darunter insbesondere 
dem Yen, führten dazu, daß der gewogene Wechsel- 
kurs der D-Mark im Mittel der ersten acht Monate 
1981 um fast 11 vH niedriger war als ein Jahr zuvor, 
nimmt man die Anteile der einzelnen Länder am 
Welthandel als Gewichte und nicht die Anteile am 
deutschen Außenhandel, was der Bedeutung Japans, 
aber auch der Vereinigten Staaten, als Konkurrent 
auf Drittmärkten nicht gerecht würde. Auch als sich 
der Dollarkurs von August an zurückbildete und die 
D-Mark Anfang Oktober im Europäischen Wäh- 
rungssystem aufgewertet wurde, blieb im Vergleich 
zum Vorjahr die Abwertung deutlich. Wie es scheint, 
haben die Unternehmen jedoch die Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit, die sich vom Wechsel- 
kurs her ergab, nicht zum Nennwert genommen. 
Auch kurzfristig haben viele offenbar den gegebe- 
nen Preiserhöhungsspielraum nicht voll genutzt, sei 
es aus Unsicherheit über die weitere Wechselkurs- 
entwicklung, sei es weil sie sich auf längere Sicht 
den größeren Gewinn von einer Ausweitung ihrer 
Marktanteile versprachen. Nicht selten galt es ver- 
mutlich auch, erst einmal aufzuholen, was an preisli- 
cher Wettbewerbsfähigkeit in den letzten Jahren 
verlorengegangen war. So stark wie ihre ausländi- 
schen Konkurrenten haben die deutschen Unter- 
nehmen ihre Preise im Durchschnitt jedenfalls nicht 
erhöht, so daß die reale Abwertung noch über die no- 
minale Abwertung hinausging (Ziffer 185). Das heißt 
nicht, daß die Unternehmen die Chance, Kostenstei- 
gerungen zu überwälzen oder die Preise darüber 
hinaus zu erhöhen, nicht auch genutzt hätten, wo sie 
sich ohne Gefahr für den Absatz bot. 

93 . Im ganzen ist die Ertragslage, die sich in der 
zweiten Hälfte des vergangenen Jahres stark ver- 
schlechtert hatte, im Jahre 1981 allerdings gedrückt 
geblieben. Überdies scheinen die Unterschiede in 
der Ertragslage von Branche zu Branche zugenom- 
men zu haben, insbesondere zwischen den außen- 
wirtschaftlichen und den binnenwirtschaftlichen 
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Schaubild 6 


ZUR GEWINNENTWICKLUNG 
Log. Maßstab IM VERARBEITENDEN GEWERBE^ Log. Maßstab 
1960 = 100 1960 = 100 



Arithm. MARGE Arithm. 

Maßstab DER GEWINN- UND VERMÖGENSEINK0MMEN3) Maßstab 



1) Eigene Schätzung; ohne Bau. - 2) Ohne Zinsen. - 3) Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen in vH des Produktionswertes. - 
4) Vorläufig. 
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Bereichen, eine Entwicklung, die freilich zum Teil 
auch Ausdruck des Strukturwandels ist. 

Inwieweit sich die Einengung der Gewinnmargen 
hier noch verstärkte und inwieweit sie dort nachließ, 
läßt sich nicht mit hinlänglicher Sicherheit sagen, da 
es nach wie vor an detaillierten aktuellen Angaben 
aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
dazu fehlt und mehr als erste Anhaltspunkte aus 
den laufenden amtlichen Statistiken nicht zu gewin- 
nen sind. Diese lassen für das verarbeitende Ge- 


werbe auf keine nennenswerte Besserung der Er- 
tragsmargen schließen (Schaubild 6). In der Bau- 
wirtschaft dürfte sich der Rückgang im allgemeinen 
verstärkt haben; iii der Landwirtschaft blieb die Er- 
tragslage unter Druck, und das scheint auch für 
Teile des Dienstleistungsbereichs und des Handels 
zu gelten. 


Weniger Licht ais Schatten bei den Investitionen 

94 . Zu einer Belebung der Investitionstätigkeit, 
wie sie für mehr konjunkturellen Schwung, vor al- 
lem aber für mehr Wachstumsdynamik notwendig 
gewesen wäre, ist es 1981 nicht gekommen; im Ge- 
genteil, im Verlauf des Jahres war ein deutlicher 
Rückgang der Investitionen zu verzeichnen, wenn 
auch kein so ausgeprägter, wie sonst in konjunktu- 
rellen Schwächephasen. Zwar hatte sich schon im 
letzten Jahr gezeigt, daß der Zwang, Energie zu spa- 
ren, kostengünstiger zu produzieren und verbes- 
serte Produkte auf den Markt zu bringen, viele Un- 
ternehmen davon abhielt, ihre Investitionen so wie 
früher zu kürzen, wenn die Auslastung der vorhan- 
denen Kapazitäten sank; auch in diesem Jahr war 
das nicht grundlegend anders. Auf der anderen Seite 
änderte sich aber auch wenig, was Anlaß dazu hätte 
sein können, Investitionen, die 1980 gestreckt oder 
vertagt worden waren, nachzuholen und mehr neue 
Projekte in Angriff zu nehmen. Die Absatzerwartun- 
gen blieben unsicher, die Ertragserwartungen ge- 
dämpft, und überdies ließ der weitere Zinsanstieg of- 
fenbar für mehr und mehr Investoren ein Zuwarten 
vorteilhafter erscheinen, sofern nicht schon die 
Höhe der Finanzierungskosten sie zu Abstrichen an 
ihren Investitionsplänen zwang. 

95 . Was die Nachfrage nach Ausrüstungsgütern be- 
trifft, hatte es zum Frühjahr hin zwar den Anschein, 
als ob die expansiven Impulse, die von der Verbesse- 
rung der Wettbewerbsposition gegenüber ausländi- 
schen Konkurrenten ausgingen, eine zunehmende 
Anzahl von Unternehmen veranlaßten, wieder mehr 
zu investieren; dem zeitweiligen Anstieg der Bestel- 
lungen folgte indes bald wieder ein Rückgang, der 
bis in die jüngste Zeit anhielt (Schaubild 7). Im 
Durchschnitt vergaben die Unternehmen von Ja- 
nuar bis September 1981 dem Werte nach rund 3 vH 
und dem Volumen nach 7 vH weniger Aufträge an 
inländische Hersteller als im gleichen Zeitraum 
1980. Die Investitionsneigung wird damit indes et- 
was unterzeichnet, denn die Einfuhr von Investi- 
tionsgütern hat weiter zugenommen, im Vergleich 
zum Vorjahr sogar recht kräftig. 

96 . Die Ergebnisse des Ifo- Investitionstests für das 
verarbeitende Gewerbe bestätigen, daß das Bestre- 
ben, neue Produktionsverfahren einzuführen, Öl als 
Energiequelle und als Rohstoff einzusparen oder zu 
ersetzen und attraktivere Produkte anzubieten, um 
so die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, 1981 
weiter zugenommen hat. In den Investitionsgüterin- 
dustrien gaben rund zwei Drittel der Unternehmen 
solche Vorhaben als wichtiges Investitionsmotiv an; 
im verarbeitenden Gewerbe insgesamt war es 
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Schaubild 7 


INVESTITIONSGÜTERNACHFRAGE 

Log.Matetab Auftragseingang aus dem Inland» Lcgjtoßstab 
1976= 100 Wertindex 1976= 100 




1) Gleitende 3-Monatsdurchschnitte der saisonbereinigten Zahlen; Saison- 
bereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census- Verfahren II, Ver- 
sionX- 11.- 2) Einschließlich Aufträge für Güter, die von privaten Haus- 
haltengenutztwerden.- 3) Ohne Personenkraftwagen und ohne elektro- 
technische Gebrauchsgüter.- 4) Ohne elektrotechnische Gebrauchsgüter.- 
5) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung 
gruppiert.- a)Beeinflußt von konjunkturellunbeachtlichen Sonderfaktoren. 
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knapp die Hälfte der Unternehmen, verglichen mit 
einem Anteil von rund 40 vH Mitte der siebziger 
Jahre und von weniger als 30 vH Ende der sechziger 
Jahre. 

97 . Mit der Vergabe neuer Bauaufträge, die 1980 
vom Frühjahr an auf hohem Niveau stagniert hat- 
ten, hielten sich die Unternehmen 1981 das Jahr 
über sichtlich zurück, nicht zuletzt wohl, weil sie 
günstigere Finanzierungsbedingungen abwarten 
wollten, zumal Baxunaßnahmen oft weniger der Ver- 
besserung vorhandener Anlagen dienen als deren 
Erweiterung, die im allgemeinen nicht dringlich 
schien. Zum Teil waren es aber auch andere Gründe, 
die zu dem Auftragsrückgang führten. So blieben 
etwa beim Ausbau des Fernwärmenetzes eine Zeit- 
lang Anschlußaufträge aus, weil das neue Förder- 
programm, das sich an entsprechende Maßnahmen 
des Programms für Zukunftsinvestitionen an- 
schließt, zunächst nicht die Zustimmung der Länder 
fand; mittlerweile ist es zu einer Einigung gekom- 
men. Insgesamt waren die gewerblichen Bauauf- 
träge in den ersten acht Monaten 1981 dem Werte 
nach um annähernd 8 vH und dem Volumen nach so- 
gar um etwa 13 vH niedriger als ein Jahr zuvor. 

98 . Ähnlich wie 1980 gingen auch im laufenden 
Jahr die Aufwendungen für Investitionen über die 
neu vergebenen Aufträge hinaus. Dies lag daran, 
daß 1981 noch zahlreiche Projekte abgeschlossen 
wurden, die schon früher begonnen worden waren. 
Insgesamt gaben die Unternehmen (ohne den Woh- 
nungssektor) für Ausrüstungen und Bauten rund 
2 V 2 vH mehr aus als 1980. Preisbereinigt bedeutete 
das allerdings keine Steigerung mehr; die realen An- 
lageinvestitionen waren vielmehr um 2 vH niedriger 
als im Vorjahr. Daß der Rückgang in Jahren wie 
1967 oder 1974/75 weitaus stärker war, sollte nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß 1981 zu wenig inve- 
stiert wurde, viel zu wenig, nimmt man zum Maß- 
stab, was an Umstellung, Verbesserung und Erweite- 
rung des Produktionsapparates notwendig ist, wenn 
auf mittlere Sicht genügend Arbeitsplätze für alle 
Arbeitsuchenden vorhanden sein sollen (Zif- 
fern 141 ff.). 

99 . Selbst im verarbeitenden Gewerbe, das wegen 
des hohen Exportanteils an seiner Produktion mit 
die meisten Vorteile aus der Wechselkursentwick- 
lung hatte, kürzten die meisten Unternehmen ihre 
Investitionen, nachdem sie diese im vergangenen 
Jahr mit Ausnahme der Verbrauchsgüterhersteller 
noch nahezu unvermindert ausgeweitet hatten. Wei- 
tere kräftige Steigerungen waren hier nur noch in 
wenigen Branchen zu verzeichnen, so im Luft- und 
Raumfahrzeugbau, aber auch in der Mineralölindu- 
strie, in deren Investitionstätigkeit sich nach wie vor 
besonders augenfällig zeigt, daß der Ölpreisschub 
neben seinen dämpfenden Wirkungen auch investi- 
tionsanregende Wirkungen hat. Das gleiche gilt für 
die umfangreichen Investitionen des Bergbaus. Im 
Bereich des Handels, in dem die Unternehmen ihre 
Investitionen bereits im letzten Jahr unter dem Ein- 
druck verschlechterter Absatzchancen und ungün- 
stiger Ertragsaussichten kaum noch ausgeweitet 
hatten, kam es 1981 zu einem ausgeprägten Rück- 
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gang. Noch stärker nahmen die Bauunternehmen, 
deren Geschäftslage sich am deutlichsten ver- 
schlechterte, ihre Investitionen zurück. 

100 . Die Vorratsinvestitionen, die im Gegensatz zu 
den Anlageinvestitionen schon vom Frühjahr 1980 
an zunehmend eingeschränkt worden waren, sind 
1981 weiter gesunken. Denn immer weniger Unter- 
nehmen rechneten mit einer baldigen und nachhal- 
tigen Steigerung ihres Absatzes, die es hätte geraten 
erscheinen lassen, die Vorräte an fertigen Erzeug- 

/ nissen vorsorglich aufzustocken, und Liefereng- 
pässe bei Vorerzeugnissen zeichneten sich weder 
von den Weltmärkten noch von der Entwicklung im 
Inland her ab. Stark fiel überdies ins Gewicht, daß 
der weitere Zinsanstieg das Vorhalten von Lägern 
immer teurer machte. 

101 . Das Bemühen der Unternehmen, möglichst 
wenig Kapital in der Vorratshaltung zu binden, 
führte bei den Vorproduktlägern sogar zu einem 
weiteren Abbau, zu negativen Vorratsinvestitionen 
also. Es wurden nicht nur weniger Rohstoffe und 
Halbwaren eingeführt, als dem Bedarf für die lau- 
fende Produktion entsprochen hätte, sondern auch 
von inländischen Herstellern wurden weniger Vor- 
erzeugnisse bezogen. Daß die Entwicklung bei den 
Fertigwarenlägern nicht ebenso verlief, hängt eher 
mit unfreiwilliger als mit geplanter Vorratsbildung 
zusammen, jedenfalls in der Industrie, wie Umfra- 
gen des Ifo-Instituts zeigen. Im Handel hielten die 
Unternehmen ihre Lagerbestände, die sie im Ver- 
lauf der zweiten Jahreshälfte 1980 stark abgebaut 
hatten, 1981 das Jahr über klein; nicht wenige scho- 
ben dabei die Last einer dem Geschäftsumfang an- 
gemessenen Lagerhaltung auf ihre Lieferanten. 
Dies erklärt zum Teil auch die unfreiwillige Lager- 
haltung in der Industrie. 

Insgesamt beliefen sich die Vorratsinvestitionen in 
der ersten Jahreshälfte 1981 auf 5,4 Mrd DM. Preis- 
bereinigt waren sie damit um zwei Drittel niedriger 
als ein Jahr zuvor. Wie es scheint, sind sie im zweiten 
Halbjahr nochmals zurückgegangen. 

102 . Deutliche Auswirkungen der hohen Zinsen 
waren 1981 auch im Wohnungsbau zu spüren, weni- 
ger bei den vielfältigen Modernisierungsmaßnah- 
men als beim Bau neuer Häuser. Hatten viele Bau- 
willige ihre Pläne schon 1980 verschoben, weil die 
Belastung ihres Einkommens mit Zinsen und Til- 
gungsleistungen zu groß geworden wäre, zumal bei 
der starken Verteuerung des Bauens, so waren die 
Bedingungen 1981 angesichts des weiteren Zinsan- 
stiegs und der geringeren Einkommenssteigerun- 
gen für die meisten noch ungünstiger. Es überrascht 
daher nicht, daß die Aufträge für Ein- und Zweifami- 
lienhäuser das Jahr über weiter zurückgingen. 
Gleichzeitig, und wohl auch im Zusammenhang da- 
mit, hat indes die Nachfrage nach Eigentumswoh- 
nungen weiter zugenommen. Der Miethausbau blieb 
1981 schwach. Kräftig ist er freilich schon seit Jah- 
ren nicht mehr, weil staatliche Regelungen verhin- 
dern, daß er sich lohnt; auch 1981 hat sich an diesen 
Investitionshemmnissen nichts Grundlegendes ge- 
ändert. Insgesamt waren die neu vergebenen Woh- 


nungsbauaufträge in den ersten acht Monaten 1981 
preisbereinigt um 10 vH niedriger als ein Jahr zuvor. 
Wegen des Überhangs an unerledigten Aufträgen 
aus dem Vorjahr blieben die Fertigstellungen nicht 
ganz so stark hinter denen des letzten Jahres zu- 
rück; gleichwohl waren die realen Wohnungsbauin- 
vestitionen 1981 um schätzungsweise 3 V 2 vH niedri- 
ger als 1980. 


Privater Verbrauch im Zeichen 
gedämpfter Einkommensentwicklung 

103 . Beim privaten Verbrauch, der in der zweiten 
Jahreshälfte 1980 den Umfang vom Beginn des letz- 
ten Jahres nicht mehr erreicht hatte, war unter den 
gegebenen Umständen kaum eine Steigerung zu er- 
warten. Angesichts einer Beschäftigungssituation, 
die große Einkommenssteigerungen nicht zuließ, 
und eines anhaltend kräftigen Preisauftriebs, der zu 
erheblichen Einbußen an Kaufkraft führte, hatten 
die Haushalte für eine Ausweitung ihres Verbrauchs 
keinen Spielraum, es sei denn, sie gaben mehr als 
bisher von ihrem Einkommen aus, sparten also we- 
niger, oder verschuldeten sich verstärkt, und das 
war bei noch höheren Zinsen als im Vorjahr nicht zu 
erwarten. Im Verlauf des Jahres sind die Konsum- 
ausgaben dann auch nur wenig gestiegen. In kon- 
stanten Preisen gerechnet dürfte der private Ver- 
brauch 1981 insgesamt sogar um fast 1 V 2 vH niedri- 
ger sein als 1980; in jeweiligen Preisen hat der Zu- 
wachs schätzungsweise bei 4 V 2 vH gelegen. 

104 . Die Zunahme der Verbrauchsausgaben ent- 
sprach damit nicht ganz der des verfügbaren Ein- 
kommens. Diese belief sich 1981 auf knapp 5V2vH, 
nachdem sie im Jahr davor noch fast 7 V 2 vH betra- 
gen hatte. Erheblich niedriger als damals war vor al- 
lem die Steigerung bei den Arbeitnehmereinkom- 
men, auf die knapp die Hälfte des verfügbaren Ein- 
kommens der privaten Haushalte entfällt. Dies al- 
lein darauf zurückzuführen, daß die Lohnerhöhun- 
gen nicht so groß waren wie 1980, hieße indes den 
Rückgang der Beschäftigung außer acht lassen, und 
dieser hatte einen seiner Gründe auch darin, daß die 
Lohnrunde kaum Entlastung beim Kostenniveau 
brachte. Was wegen des Beschäftigungsrückgangs 
im ganzen weniger an Arbeitseinkommen erzielt 
werden konnte, wurde nicht dadurch aufgewogen, 
daß der Staat weniger Abgaben vom Einkommen be- 
anspruchte, schon deshalb nicht, weil der Steuersen- 
kung höhere Sozialversicherungsbeiträge gegen- 
überstanden und außerdem höhere, über die Preise 
wirksame, Abgaben auf Benzin und Branntwein 
(Ziffer 240). Gleichzeitig sind jedoch die Einkom- 
mensübertragungen des Staates an die privaten 
Haushalte, die zusammen mit den Renten rund ein 
Viertel des gesamten verfügbaren Einkommens aus- 
machen, stärker als 1980 gestiegen, nicht zuletzt weil 
mehr Geld an Arbeitslose und an Kurzarbeiter ge- 
zahlt werden mußte, aber auch weil das Kindergeld 
erhöht wurde. Die Einkommen der privaten Haus- 
halte aus Unternehmertätigkeit und aus Vermögen 
haben trotz des weiteren Zinsanstiegs nicht mehr so 
viel wie im Vorjahr zugenommen. 
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Schaubild 8 
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Seiner Kaufkreift nach war das verfügbare Einkom- 
men bei den anhaltend kräftigen Preissteigerungen 
nicht höher, sondern niedriger als 1980. Wenn sich 
der private Verbrauch hätte beleben sollen, hätte 
sich mit anderen Worten die Abschwächung des 
Preisauftriebs fortsetzen müssen, die sich im Som- 
mer letzten Jahres angebahnt hatte, die Beschäfti- 


gungslage hätte besser sein oder die Ausgabenei- 
gung hätte steigen müssen. 

105 , Die Ausgabeneigung war 1981 im Durch- 
schnitt der privaten Haushalte indes nicht mehr 
ganz so groß wie im Jahr davor. In Anbetracht der 
höheren Zinsen und der größeren Unsicherheit be- 
züglich der weiteren Einkommensentwicklung kann 
das nicht überraschen. Vor allem auf die Bereit- 
scheift, sich zu verschulden, ist beides nicht ohne 
Einfluß geblieben, wie der Rückgang der kreditfi- 
nanzierten Ausgaben zeigt (Schaubild 8). Es hat je- 
doch offenbar auch die Bereitschaft abgenommen, 
eigenes Geld, sei es aus dem laufenden Einkommen, 
sei es aus angesammelten Ersparnissen, für Kon- 
sumzwecke auszugeben. Dafür spricht, daß der An- 
stieg der Sparquote von knapp 13V2vH im letzten 
Jahr auf rund 14 vH in diesem Jahr mit dem geringe- 
ren Zuwachs der Konsumentenkredite allein nicht 
erklärt werden kann. Eine gewisse Rolle könnte in- 
des auch gespielt haben, daß die Haushalte für grö- 
ßere Anschaffungen, die sie nicht aus dem laufenden 
Einkommen bezahlen konnten und nicht mit Kredit 
finanzieren wollten, nun mehr ansparen mußten; in- 
soweit wäre die Zunahme der Sparquote Ausdruck 
eines veränderten Finanzierungs verhalten und 
nicht einer geringeren Ausgabeneigung. 

106 . In der Zusammensetzung der Verbrauchsaus- 
gaben haben sich 1981 deutliche Änderungen erge- 
ben. Besonders auffällig ist, daß die Haushalte ihren 
Heizölverbrauch inzwischen so weit eingeschränkt 
haben, daß sie dafür trotz der weiteren Preissteige- 
rungen nicht mehr ganz so viel wie im letzten Jahr 
ausgeben mußten. Bei Kraftstoffen war der Sparer- 
folg weniger groß, und die kräftige Verteuerxmg von 
Gas und Strom hat die Energierechnung weiter 
hochgetrieben. Ausgabekürzungen, die dadurch an 
anderer Stelle notwendig wurden, gingen in diesem 
Jahr, anders als im letzten, nicht mehr vorwiegend 
zu Lasten der Käufe von langlebigen Gütern, son- 
dern auch von Gütern des täglichen Bedarfs, insbe- 
sondere von Nahrungs- und Genußmitteln sowie von 
Textilien und Schuhen. Autos wurden im Verlauf des 
Jahres dagegen wieder mehr gekauft, wenn auch 
noch nicht so viele wie vor Beginn des verstärkten 
Nachfragerückgangs Anfang 1980. Dafür konnten es 
sich öffenbar weniger Haushalte leisten, ihre Ur- 
laubsausgaben weiterhin in dem Maße zu steigern, 
wie sie das in den letzten Jahren getan hatten. Die 
Ausgaben für Auslandsreisen haben jedenfalls das 
Jahr über nicht weiter zugenommen; im Durch- 
schnitt der ersten acht Monate 1981 waren sie aller- 
dings immer noch um mehr als 10 vH höher als ein 
Jahr zuvor. 


Staatliche Nachfrage höher als erwartet 

107 . Nachdem der Staat seine Nachfrage 1980 er- 
heblich stärker ausgeweitet hatte, als in den ur- 
sprünglichen Planungen vorgesehen war, sollte sich 
die Steigerung 1981 in Anbetracht der immer größe- 
ren Haushaltsdefizite in sehr engen Grenzen halten. 
Wie sich dann zeigte, sind die staatlichen Ausgaben 
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für Güter und Dienste zwar nicht mehr so stark wie 
im letzten Jahr gestiegen; sie nahmen jedoch aber- 
mals viel mehr zu, als zunächst angekündigt (Zif- 
fern 224ff.). 

108 . Zu Mehrausgaben über das hinaus, was sich 
der Staat an Expansion noch vorgenommen hatte, 
kam es erneut bei den im Staatsverbrauch zusam- 
mengefaßten Ausgaben. Anders als im Vorjahr lag 
das 1981 nicht mehr überwiegend an den Personal- 
ausgaben. Zu Buche schlug diesmal auch, daß die 
Käufe von militärischen Gütern nicht nur unvermin- 
dert, sondern stärker ausgeweitet wurden als bisher. 
Daß die Nachfrage nach Waren und Leistungen, die 
dem Betrieb und der Erhaltung staatlicher Einrich- 
tungen dienen, nach der beträchtlichen Steigerung 
in den vergangenen Jahren 1981 nicht mehr so kräf- 
tig stieg, machte dies nur zu einem Teil wett. Insge- 
samt erhöhte sich der Staatsverbrauch real um 2 vH 
gegenüber 1980; nominal überschritt er das hohe 
vorjährige Niveau um 7 vH. 

109 . Bei den staatlichen Investitionen, die zum 
weitaus größten Teil Bauinvestitionen sind, war 
demgegenüber nach dem mehrjährigen kräftigen 
Ausgabenanstieg ein Rückgang von annähernd 2 vH 
zu verzeichnen. Die realen Bauinvestitionen waren 
sogar um 5 vH niedriger als 1980. Der Abstand zum 
Vorjahr wäre noch größer gewesen, wenn 1981 nicht 
zahlreiche Projekte fertiggestellt worden wären, mit 
deren Bau schon früher begonnen worden war. 
Denn die Auftragsvergabe öffentlicher Stellen, die 
schon Anfang 1980 ihren Höhepunkt überschritten, 
hatte, ist im Verlauf dieses Jahres unvermindert ge- 
sunken. Im Tiefbau war der Rückgang besonders 
ausgeprägt, und dies obwohl der Schlußtermin für 
die Vergabe von Aufträgen aus dem Programm für 
Zukunftsinvestitionen um ein Jahr bis Ende 1981 
verlängert worden war, um eine bessere zeitliche 
Verteilung der Auftragsvergabe zu erreichen. Die 
Gewohnheit des Staates, in seiner prekären Finanz- 
lage vornehmlich bei den investiven Ausgaben zu 
sparen, schlug sich auch in rückläufigen Hochbau- 
aufträgen nieder. Insgesamt wurden der Bauwirt- 
schaft in den ersten acht Monaten 1981 dem Werte 
nach fast 23 vH und dem Volumen nach rund 27 vH 
weniger staatliche Aufträge erteilt als ein Jahr zu- 
vor. Statt zu einer stetigeren Entwicklung der Bau- 
konjunktur beizutragen, hat der Staat mit seiner 
Auftragsvergabe einmal mehr die zyklischen 
Schwankungen der Baunachfrage verstärkt, im Ab- 
schwung nun ebenso wie zuvor im Aufschwung. 


Belebung der Produktion läßt auf sich warten 

110 . Der Rückgang der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion, der sich gegen Jahresende 1980 bereits 
verlangsamt hatte, setzte sich 1981 nicht fort. Die 
Unternehmen sahen jedoch bis zuletzt auch wenig 
Anlaß, ihre Fertigung auszuweiten. Die kräftige ab- 
wertungsbedingte Belebung der Auslandsnachfrage 
und die Verbesserung der Wettbewerbsposition ge- 
genüber ausländischen Konkurrenten im Inland wa- 
ren bei der schwachen Binnennachfrage dafür nicht 


ausreichend. Die meisten Unternehmen produzier- 
ten während des Jahres nicht mehr, als dem laufen- 
den Absatz entsprach, zumal sie wegen der hohen 
Zinsen möglichst wenig fertige Waren auf Lager 
nehmen wollten. Die Folge war, daß das reale Brut- 
toinlandsprodukt, Ausdruck der gesamtwirtschaftli- 
chen Produktionsleistung, auf dem Niveau stagnier- 
te, auf das es im zweiten Halbjahr 1980 zurückge- 
gangen war. Aufs ganze Jahr gesehen dürfte es um 
V 2 vH niedriger sein als 1980. 

111 . Im verarbeitenden Gewerbe, das fast die 
Hälfte der gesamtwirtschaftlichen Produktion er- 
bringt, zeigten sich anregende wie dämpfende Ein- 
flüsse besonders deutlich (Schaubild 9). Im Investi- 
tionsgütergewerbe, das seine Fertigung 1980 im Jah- 
resverlauf immer mehr dem nachgebenden Auf- 
tragseingang angepaßt hatte, kam es nach der Jah- 
reswende zu einer beachtlichen Produktionsbele- 
bung. Zur Jahresmitte hin folgte dieser wieder ein 
Rückschlag; es wurde jedoch weiterhin mehr produ- 
ziert als Ende des letzten Jahres. Im Durchschnitt 
der ersten neun Monate 1981 wurde das Vorjahres- 
ergebnis gleichwohl nicht ganz erreicht. Dies gilt 
auch für den Maschinenbau, der bei der gegebenen 
Wechselkursentwicklung zwar einen beträchtlichen 
Zuwachs an Auslandsaufträgen buchen konnte, dem 
es aber in einer Reihe von Sparten doch zunehmend 
an Inlandsaufträgen fehlte, so vor allem den Herstel- 
lern von Baumaschinen. In der elektrotechnischen 
Industrie konnte das Produktionsvolumen des letz- 
ten Jahres ebenfalls nicht erreicht werden; dabei 
spielten nicht zuletzt die Absatzschwierigkeiten bei 
elektrotechnischen Gebrauchsgütern eine Rolle. 
Weiter zugenommen hat dagegen die Fertigung von 
Datenverarbeitungsanlagen. Im Zeichen wieder 
steigender Produktionstätigkeit stand die Automo- 
bilindustrie. Nachdem die Unternehmen die Auf- 
tragsbelebung, die im Herbst 1980 nach dem voran- 
gegangenen starken Rückgang sichtbar geworden 
war, zunächst noch zum Abbau ihrer hohen Lager- 
bestände genutzt hatten, erhöhten sie ihre Ausbrin- 
gung nach dem Jahreswechsel in Anbetracht des an- 
haltend lebhaften Auslandsgeschäfts deutlich. Wei- 
tere Produktionsimpulse kamen vom Inlandsmarkt, 
zumal verlorengegangene Marktanteile zurückge- 
wonnen werden konnten. Im Bereich der Nutzfahr- 
zeuge hielt der Abwärtstrend allerdings an, wenn er 
sich auch vom Frühjahr an spürbar abschwächte. Im 
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe ist die 
Fertigung im Jahresverlauf bei recht großen 
Schwankungen nicht wesentlich über das niedrige 
Niveau vom Herbst 1980 hinausgegangen. Dabei 
schien in der chemischen Industrie schon Ende letz- 
ten Jahres der untere Wendepunkt durchschritten; 
im Frühjahr kam es dann jedoch wieder zu einem 
deutlichen Rückgang, dem bis zuletzt kein neuer An- 
stieg folgte. In der eisenschaffenden Industrie hat 
sich die Krise 1981 weiter verschärft. Auf der Schat- 
tenseite der Konjunktur befanden sich auch viele 
Hersteller von Verbrauchsgütern. 

112. In der Bauwirtschaft konnten die witterungs- 
bedingten Produktionsausfälle vom Jahresbeginn 
zwar im Frühjahr auf geholt werden, was zeitweilig 
zu einer recht kräftigen Produktionsausweitung 
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Schaubild 9 



führte; im weiteren Verlauf des Jahres nahm die 
Bauproduktion, der weiter sinkenden Nachfrage fol- 
gend, jedoch wieder ab, zumal auch die Auftragsbe- 
stände stark geschrumpft waren. Im Bauhauptge- 
werbe wurde in den ersten neun Monaten 1981 fast 
7V2 vH weniger produziert als ein Jahr zuvor. Am 
stärksten ging der fast ausschließlich von öffentli- 
chen Aufträgen abhängige Straßenbau zurück, der 
bereits 1980 gegenüber dem Vorjahr stagniert hatte. 
Es wurden aber auch immer weniger Wohnungen 
gebaut. Im Wirtschaftsbau wurde das letztjährige 
Bauvolumen ebenfalls unterschritten, wenn auch 
vergleichsweise wenig. Im Vergleich zum Bauhaupt- 
gewerbe war das Ausbaugewerbe zum Teil noch gut 
beschäftigt. Vor allem Installateure, Glaser und Bau- 
tischler profitierten von der anhaltenden Moderni- 
sierung des Wohnungsbestandes und den Anstren- 
gungen, Energie zu sparen. 

113. Im Handel und im Güterverkehr waren die er- 
brachten Leistungen 1981 ebenfalls niedriger als im 
Vorjahr. Im Bereich der Nachrichtenübermittlung 
haben sie dagegen weiter zugenommen. Das gleiche 
gilt für Kreditinstitute, Versicherungen und sonstige 
Dienstleistungsunternehmen und ebenso für den 
Staat; allerdings war die Zuwachsrate in allen Fällen 
geringer als im letzten Jahr. Die Land- und Forst- 
wirtschaft, deren Erzeugung stärker von den Witte- 
rungsverhältnissen als von konjunkturellen Einflüs- 
sen abhängig ist, produzierte 1981 etwa ebenso viel 
wie 1980. 

Verlangsamtes Wachstum des Produktionspotentials 

114 . Das gesamtwirtschaftliche Produktionspoten- 
tial, also das bei voller Auslastung der Produktions- 
kapazitäten insgesamt erreichbare Produktionsvo- 
lumen, ist nach unserer Schätzung 1981 um rund 
2 vH gewachsen, etwas weniger als im letzten Jahr, 
in dem sich erstmals wieder eine leichte Beschleuni- 
gung ergeben hatte. Das im Vergleich zu den sechzi- 
ger und frühen siebziger Jahren schwache Wachs- 
tum ist nicht nur das Ergebnis vergleichsweise ge- 
ringer Investitionen, sondern auch Folge des 
Zwangs, Energie vermehrt durch Kapital zu erset- 
zen. Für die Produktion einer gegebenen Güter- 
menge ist entsprechend mehr Kapital notwendig 
oder, was dasselbe besagt, mit einer gegebenen 
Menge an Kapital können weniger Güter hergestellt 
werden; die Kapitalproduktivität, die ohnehin einen 
sinkenden Trend aufweist, geht also zusätzlich zu- 
rück. Für einen Zuwachs des Kapitalstocks, der dies 
wettgemacht hätte, war die Investitionstätigkeit zu 
schwach. 

115 . Trotz des geringen Wachstums des Produk- 
tionspotentials reichte die gesamtwirtschaftliche 
Produktion nicht aus, den Auslastungsgrad der 
Sachkapazitäten, der vom Frühjahr 1980 an deutlich 
gesunken war, im Jahresverlauf 1981 aufrechtzuer- 
halten. Mit schätzungsweise 94 V 2 vH war er im Jah- 
resdurchschnitt um rund 2 V 2 Prozentpunkte niedri- 
ger als im Durchschnitt des Jahres 1980, das im lang- 
jährigen Mittel noch ein Jahr mit annähernd normal 
ausgelasteten Kapazitäten war (Schaubild 10). 
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116. Zwischen den einzelnen Wirtschaftsbereichen 
gab es zum Teil erhebliche Unterschiede in der Ka- 
pazitätsauslastung. Die Bauwirtschaft konnte ihren 
Gerätebestand, den sie in den letzten Jahren kräftig 
ausgeweitet hatte, angesichts des fortgesetzten Pro- 
duktionsrückgangs immer weniger nutzen. Nach 
den Ergebnissen des Ifo-Konjunkturtests war der 
Auslastungsgrad im Bauhauptgewerbe in den er- 
sten neun Monaten 1981 um 9 Prozentpunkte niedri- 
ger als ein Jahr zuvor. Auch im Ausbaugewerbe 
dürfte es zu einem Rückgang gekommen sein, aller- 
dings zu keinem so großen. Im verarbeitenden Ge- 
werbe konnte der Auslastungsgrad der Sachanla- 
gen, der, folgt man wiederum den Befragungsergeb- 
nissen des Ifo-Instituts, nach dem letzten Höhe- 


Schaubild 10 
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errechnet mit Hüte des geschätzten Kapitalbestandes und der 
geschätzten Kapitalproduktivität. - 3) Betriebsübliche Vollauslastung 
= 100; ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe. 
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punkt im März 1980 von 86 vH auf 80 vH zum Jahres- 
ende gesunken war, in den ersten Monaten 1981 auf 
diesem Niveau gehalten werden. Danach fiel die Ka- 
pazitätsauslastung dann aber wieder; zuletzt lag sie 
bei 78V2 vH. Im Rezessionsjahr 1975 hatte der Aus- 
lastungsgrad 76 vH betragen. Die nicht aus Unter- 
nehmensbefragungen, sondern aus Berechnungen 
zum Anlagevermögen abgeleiteten Ergebnisse des 
DIW zeigen für den Verlaxif der Kapazitätsausla- 
stung nahezu das gleiche Bild; im Niveau liegt der 
Auslastungsgrad indes deutlich höher (Schau- 
bild 11). 

Daß die Kapazitätsauslastung im verarbeitenden 
Gewerbe in beiden Fällen durchgängig niedriger ist 
als die Auslastung der gesamtwirtschaftlichen Sach- 
anlagen, liegt im wesentlichen daran, daß in unserer 
Potentialschätzung für den Bereich der Wohnungs- 
vermietung und für die Wirtschaftsbereiche außer- 
halb des Unternehmenssektors stets Vollauslastung 
imterstellt wird. 


Nur mäßiger Produktivitätsanstieg 

117 . Das Produktionsergebnis je Erwerbstätigen, 
die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität, so 
wie sie die Statistik mißt, stieg nach einer rückläufi- 
gen Entwicklung im Jahre 1980 im Verlauf des Jah- 
res 1981 wieder etwas an. 

Veränderungen der gemessenen Produktivität dür- 
fen freilich nicht ohne weiteres als Veränderungen 
der Leistungsfähigkeit der Arbeit interpretiert wer- 
den. Dies gilt schon, weil sich das Produktionsergeb- 
nis aus dem Zusammenspiel aller im Produktions- 
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prozeß eingesetzten Faktoren und aus dem Stand 
der Produktionstechnik ergibt. Überdies sind kurz- 
fristige Änderungen der gemessenen Produktivität 
auch Ausdruck der Tatsache, daß die Unternehmen 
bei Produktions Schwankungen die Beschäftigung 
im allgemeinen nicht sofort, sondern je nach ihren 
konjunkturellen und mittelfristigen Erwartungen 
mit mehr oder weniger großer zeitlicher Verzöge- 
rung anpassen. Das schlägt sich im Produktionser- 
gebnis je Beschäftigten stärker nieder als im Pro- 
duktionsergebnis je Arbeitsstunde; denn das Ar- 
beitsvolumen läßt sich im allgemeinen durch Über- 
stunden und Kurzarbeit rascher an die konjunktu- 
relle Lage anpassen als durch Veränderungen des 
Personalbestandes. 


Schaubild 12 


ARBEITSPRODUKTIVITÄT IN DER GESAMTWIRTSCHAFT 
UND IM VERARBEITENDEN GEWERBE 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 


Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 

Produktionsergebnis je Beschäftigten 
im Verarbeitenden Gewerbe 



1971 72 73 74 75 76 77 78 79 80 8U^ 


H Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde^^ 

Produktionsergebnis je Beschatt igtenstunde 
im Verarbeitenden Gewerbe 
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1) Eigene Schätzung. 
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118 , Auch 1981 spielten solche Einflüsse eine wich- 
tige Rolle. Die Unternehmen setzten nun doch Ar- 
beitskräfte frei, die sie im letzten Jahr noch in der 
Erwartung weiter beschäftigt hatten, daß es schon 
bald wieder zu einem Aufschwung käme. Im Jahres- 
durchschnitt war die Beschäftigtenproduktivität 
gleichwohl nur um V 2 vH höher als im Vorjahr. Je 
Arbeitsstunde ergab sich eine Zunahme des Produk- 
tionsergebnisses von knapp 2 vH, da die von den Be- 
schäftigten durchschnittlich geleistete Arbeitszeit 
weiter zurückging. In beiden Fällen war der Anstieg 
deutlich geringer als in den siebziger Jahren, die Re- 
zession von 1974/75 eingeschlossen (Schaubild 12). 

Im verarbeitenden Gewerbe nahm die gemessene 
Produktivität, je Beschäftigten (-f 1 vH) wie je Ar- 
beitsstunde gerechnet (-1- 2 V 2 vH), etwas stärker zu 
als im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt und 
auch stärker als im letzten Jahr. Bedingt durch die 
vergleichsweise günstige Produktionsentwicklung 
war der größte Zuwachs der Stundenproduktivität 
(H- 3V2 vH) im Investitionsgütergewerbe zu ver- 
zeichnen. In den Verbrauchsgüterindustrien war 
das Produktionsergebnis je Beschäftigtenstunde da- 
gegen im allgemeinen nicht nennenswert höher als 
1980, und im Grundstoff- und Produktionsgüterge- 
werbe blieb es sogar zum Teil etwas hinter dem des 
letzten Jahres zurück. 


III. Hohe Arbeitslosigkeit 

119 , In den Jahren nach 1976 war die Beschäfti- 
gung ständig gestiegen. Nun mußte zum ersten Male 
wieder ein Rückgang hingenommen werden. Perso- 
nal wurde entlassen. In steigendem Maße war dies 
auch Folge von Betriebsstillegungen. Viele Jugendli- 
che, unter ihnen viele Ausländer, traten in das Er- 
werbsleben ein — mit wachsenden Schwierigkeiten, 
einen Arbeitsplatz zu finden. Auch in den nächsten 
Jahren werden die Berufsanfänger zahlreich sein. 

Die Arbeitslosigkeit hat ein Niveau erreicht, das 
man in der Bundesrepublik seit den fünfziger Jah- 
ren nicht mehr kannte und das der Volkswirtschaft 
immer höhere Kosten aufbürdet. Das Ziel der Voll- 
beschäftigung ist in weitere Ferne gerückt. Im Okto- 
ber 1981 waren 1,37 Millionen Arbeitslose bei den Ar- 
beitsämtern registriert, fast eine halbe Million mehr 
als ein Jahr zuvor. Saisonbereinigt waren das 1,46 
Millionen Arbeitslose; binnen Jahresfrist ist die Ar- 
beitslosenquote von 4,1 vH auf 6,3 vH angestiegen. 

Besonders stark waren jüngere Arbeitskräfte, die 
eine Anfangsstelle suchten, und ausländische Ar- 
beitnehmer von der schlechteren Beschäftigungs- 
lage betroffen. Weniger ausgeprägt war die Steige- 
rung der Arbeitslosigkeit bei den Älteren sowie bei 
den gesundheitlich Behinderten; sie genießen einen 
höheren Kündigungsschutz. Sind sie arbeitslos, so 
haben sie es jedoch besonders schwer, eine neue 
Stelle zu finden. Daher bedeutet selbst eine ver- 
gleichsweise geringe Zunahme der Arbeitslosigkeit 
bei diesen Personengruppen eine ernst zu neh- 
mende Vergrößerung der Arbeitsmarktprobleme, 
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Die Aufgaben, die sich aufgrund der Lage am Ar- 
beitsmarkt stellen, sind somit größer geworden. 
Gleichzeitig zwingt die finanzielle Bedrängnis, in die 
die Arbeitslosenversicherung geraten ist, dazu, die 
Mittel für die Arbeitsmarktpolitik stärker zu begren- 
zen und Mißbrauch einzudämmen (Ziffern 418 ff.). 
Einschneidende Ausgabenkürzungen wurden be- 
schlossen. Davon ist vor allem die Förderung der be- 
ruflichen Bildung betroffen. 


Verminderte Beschäftigung 

120 . Bis Anfang dieses Jahres hatten viele Unter- 
nehmen gehofft, daß sich die Produktion nur vor- 
übergehend abschwächen würde, und daher gezö- 
gert, Personal abzubauen. Als sich ihre Erwartungen 
dann nicht erfüllten, änderten sie im Verlauf des 
Jahres 1981 ihre Personalpolitik. Hinzu kam, daß 
eine steigende Anzahl von Unternehmen den Be- 
trieb einstellen und ihre Belegschaft entlassen muß- 
te; man schätzt, daß hierdurch knapp 300000 Ar- 
beitsplätze in diesem Jahr weggefallen sind, rund 
ein Drittel mehr als 1980. Insgesamt waren im 
Herbst 1981 rund 250000 Arbeitnehmer weniger be- 
schäftigt als ein Jahr zuvor; im Jahresdurchschnitt 
waren es rund 200000 weniger (Schaubild 13). 

121 . Drastisch wurde der Personalbestand im Bau- 
gewerbe verringert. Vor allem angelernte und unge- 
lernte Kräfte im Bauhauptgewerbe wurden nach 
dem Winter nicht wieder eingestellt; im Vergleich 
zum Vorjahr blieb jeder elfte Arbeitsplatz unbesetzt, 
rund 25000 Bauhilfsarbeiter und Fachwerker verlo- 
ren ihre Stelle. Es wurden auch rund 3 vH weniger 
Baufacharbeiter beschäftigt, das bedeutet eine Ab- 
nahme um 20000. Diese Entwicklung ist vor allem 
deshalb bedenklich, weil es sich in der Vergangen- 
heit schon gezeigt hat, daß Fachkräfte, die wegen ei- 
nes vorübergehenden Mangels an Beschäftigungs- 
möglichkeiten aus dem Baugewerbe abwandern, 
später bei weitem nicht in gewünschtem Maße wie- 
der für diesen Wirtschaftszweig zu gewinnen sind. 

122 . In der Industrie sank die Beschäftigung. Im 
Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbe, wo sie 
besonders stark zurückging, lag sie im Herbst um 
5 vH unter dem Vorjahresstand. Und hier entwik- 
kelte sich vor allem die Beschäftigung im Textil- und 
Bekleidungsgewerbe, wie schon seit längerem, un- 
günstig. Ausgeprägt war auch die Abnahme der Be- 
schäftigung im Grundstoff- und Produktionsgüter- 
gewerbe (3 vH), weniger dagegen im Investitionsgü- 
terbereich (2 vH), wo die Automobilindustrie in jüng- 
ster Zeit sogar wieder zusätzliche Arbeitskräfte ein- 
stellte. Insgesamt bedeutet dies für das verarbei- 
tende Gewerbe einen Rückgang der Beschäftigung 
um 195000. Der Zuwachs an Beschäftigung von 
142000, der hier seit 1978 zu verzeichnen gewesen 
war, ist also wieder verlorengegangen. 

123 . Den Beschäftigungseinbußen in der Industrie 
stand kaum mehr eine Ausweitung in anderen Be- 
reichen gegenüber. Im Einzelhandel wurden Ar- 
beitskräfte entlassen, und im Großhandel nahm die 


Schaubild 13 
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Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen 
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1) Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort). - 2) Einschließlich 
Nachrichtenübermittlung. - 3) Kreditinstitute, Versicherungs- 
unternehmen, Wohnungsvermietung, sonstige Dienstleistungen. - 
4) Eigene Schätzung. 

SR 810876 
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Schaubild 14 


DIE LAGE AM ARBEITSMARKT 
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7 Kalendertagen. - 3) Jahresdurchschnitte. - 4) Eigene Schätzung. 
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1) Prozentanteile der Meldungen der Firmen zum Ifo-Konjunkturtest 
über Produktionsbehinderungen durch Mangel an Arbeitskräften. - 

2) Ohne chemische Industrie und ohne Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe; Durchschnitt der Monate Januar, Mai und September; für 
1981: Januar, Mai, Juli. - 3) Durchschnitt Mai bis Oktober, für 1981: 
Mai bis September. 
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Quelle: ifo 


Anzahl der Beschäftigten zu; insgesamt stagnierte 
die Beschäftigung im Handel. Nur eine geringe Zu- 
nahme gab es im privaten Dienstleistungsbereich, 
wo früher selbst bei schwacher Konjunktur noch 
vergleichsweise viele neue Arbeitsplätze geschaffen 
wurden. Das gleiche gilt für den Staat. 

124 . Anders als zunächst erwartet, blieb 1981 die 
Anzahl der Kurzarbeiter niedrig, jedenfalls wenn 
man sie mit der des Rezessions jahres 1975 ver- 
gleicht, als die Arbeitslosigkeit ebenfalls rasch axi- 
stieg (Schaubild 14). Im Jahresdurchschnitt 1981 
wurde für etwas mehr als 340000 Arbeitnehmer 
Kurzarbeit angemeldet; 1975 waren es 773000 gewe- 
sen. Dies dürfte mit dem Wandel im Verhalten der 
Unternehmen Zusammenhängen, der eintrat, als der 
Rückgang der Produktion nicht mehr für nur vor- 
übergehend genommen wurde. Nach einer Befra- 
gung, die das Ifo-Institut zusammen mit dem Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung vorgenom- 
men hat, sind Industrieunternehmen heute weniger 
bereit und in der Lage als früher, Arbeitskräfte bei 
Auftragsmangel durchzuhalten. Dies gilt für die 
Wirtschaftsbereiche allerdings in unterschiedlichem 
Ausmaß und hängt weitgehend davon ab, welche Er- 
wartungen die Unternehmen auf mittlere Sicht ha- 
ben. Am ausgeprägtesten war die Verschlechterung 
der Erwartungen und die Änderung des Verhaltens 
der Unternehmen im Bereich der Nahrungs- und Ge- 
nußmittel sowie im Verbrauchsgüter produzieren- 
den Gewerbe. 

125. Das Ungleichgewicht am Arbeitsmarkt zeigte 
sich auch im niedrigen Angebot an offenen Stellen. 
Ende Oktober betrug der Bestand an offenen Stellen 
nur 155000. Insgesamt meldeten die Unternehmen 
in den ersten zehn Monaten dieses Jahres den Ar- 
beitsämtern nur noch 1,2 Millionen offene Stellen 
neu, 21 vH weniger als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres. Gleichwohl war die Dauer, binnen derer 
offene Stellen besetzt wurden, kaum kürzer als im 
Vorjahr. 

126 . Die Anzahl der Selbständigen einschließlich 
der mithelfenden Familienangehörigen sank 1981 
wieder etwas rascher als in den letzten Jahren. Na- 
hezu unvermindert war die Anzahl derer, die aus der 
Landwirtschaft abwanderten oder sich auf das Al- 
tenteil zurückzögen. Der Rückgang wurde nicht 
mehr, auch nicht mehr teilweise, durch eine stei- 
gende Anzahl derer aufgewogen, die sich in der ge- 
werblichen Wirtschaft selbständig machten. Das Ge- 
gengewicht war auch deshalb kleiner, weil eine be- 
sonders große Anzahl von Unternehmen, darunter 
anscheinend auch viele der zuvor neu gegründeten, 
den Betrieb einstellten. Vor allem junge Unterneh- 
men haben Schwierigkeiten, sich in Zeiten konjunk- 
tureller Abschwächung am Markt zu behaupten. 


127 . Insgesamt war im Durchschnitt des Jahres 
1981 die Anzahl der Erwerbstätigen um knapp 
300000 niedriger als im Vorjahr. Das entspricht ei- 
ner Abnahme von V /2 vH (Tabelle 10). Im Jahre 1980 
hatte es noch einen Anstieg von rund 1 vH gege- 
ben. 
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128 . Die verminderten Beschäftigungschancen 
miißten den Arbeitsmarkt um so mehr belasten, als 
auch im diesem Jahr die Anzahl derjenigen, die eine 
Erwerbstätigkeit aufnehmen wollten, wieder stark 
zunahm (200000). Das deutsche Erwerbspersonen- 
potential betrug nach einer Schätzung des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung im Jahre 
1981 rund 25 Millionen Personen, etwa 130000 Perso- 
nen mehr als 1980. Für diesen weiteren Anstieg 
spielte sowohl der Eintritt geburtenstarker Jahr- 
gänge ins Erwerbsleben als auch die Tatsache eine 
Rolle, daß gegenwärtig zahlenmäßig schwache Jahr- 


gänge, die Geburtsjahrgänge des Ersten Weltkrie- 
ges, die zudem im Zweiten Weltkrieg am meisten ge- 
litten hatten, das Rentenalter erreichen. Die Ver- 
schiebungen in der Altersstruktur hin zu einem grö- 
ßeren Anteil von Jüngeren und einem höheren An- 
teil von Männern im erwerbsfähigen Alter hätten 
für sich genommen auch weiterhin die durchschnitt- 
liche Erwerbsbeteiligung erhöht. Im Ergebnis stieg 
diese jedoch kaum, weil andere Faktoren, wie zuneh- 
mende Teilnahme an schulischer Bildung und ab- 
nehmende Alterserwerbstätigkeit, in die entgegen- 
gesetzte Richtung wirkten. 


Tabelle 10 


Die Entwicklung am Arbeitsmarkt 


Jahr 

Erwerbs- 

personen- 

potential 

Erwerbstätige 

Arbeits- 

lose 

Stille 

Reser- 

ve^) 

Kurz- 

arbeiter 

Offene 

Stellen 

Arbeits- 

losen- 

quote®) 

beschäftigte Arbeitnehmer 

Selb- 
ständige ^) 

zusammen 

darunter 

Aus- 

länder^) 


1000 

vH 

1960 

26 398 

20 090 

279 

5 990 

271 

47 

3 

465 

1,3 

1961 

26 622 

20 580 

507 

5 861 

181 

— 

3 

552 

0,9 

1962 

26 689 

20 876 

629 

5 658 

155 

— 

4 

574 

0,7 

1963 

26 782 

21 113 

773 

5 483 

186 

__ 

11 

555 

0,9 

1964 

26 787 

21 349 

902 

5 269 

169 

— 

2 

609 

0,8 

1965 

26 916 

21 639 

1 119 

5 130 

147 

— 

1 

649 

0,7 

1966 

26 890 

21 650 

1 244 

5 036 

161 

43 

16 

540 

0,7 

1967 

26 539 

20 921 

1 014 

4 896 

459 

263 

143 

302 

2,1 

1968 

26 300 

21 054 

1 019 

4 785 

323 

138 

10 

488 

1,5 

1969 

26 419 

21 636 

1366 

4 604 

179 

— 

1 

747 

0,8 

1970 

26 719 

22 148 

1 807 

4 422 

149 

— 

10 

795 

0,7 

1971 

26 916 

22 328 

2 128 

4311 

185 

92 

86 

648 

0,8 

1972 

26 973 

22 360 

2 285 

4 220 

246 

147 

76 

546 

1,1 

1973 

27 077 

22 500 

2 425") 

4 148 

273 

156 

44 

572 

1,2 

1974 

26 943 

22 092 

2 323") 

4 063 

582 

206 

292 

315 

2,6 

1975 

26 820 

21329 

2 061 

3 937 

1 074 

480 

773 

236 

4,8 

1976 

26 654 

21233 

1925 

3 800 

1060 

561 

277 

235 


1977 

26 636 

21296 

1 872 

3 697 

1 030 

613 

231 

231 

4,6 

1978 

26 765 

21 556 

1858 

3 625 

993 

591 

191 

246 

4,4 

1979 

26 949 

21 954 

1 924 

3 565 

876 

554 

88 

304 

2,8 

1980 

1 27 217 

22 242. 

2 024 

3 499 

889 

587 

137 

308 

3,8 

1981") 

27 417 

22 035 

1 990 

3 419 

1 250 

713 

340 

215 

5,4 


Abgrenzung nach dem Inlandskonzept; Jahresdurchschnitte. 

Schätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit. 

1960 Stand Ende Juli, 196 1 Stand Ende Juni. 

Einschließlich mithelfender Familienangehöriger. 

Geschätztes Erwerbspersonenpotential abzüglich Erwerbstätige und Arbeitslose. 

Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (beschäftigte Arbeitnehmer + Arbeitslose); Berechnung nach dem Inländer- 
konzept. 

Eigene Schätzung (ausgenommen Erwerbspersonenpotential). 

Quelle: BA (ausgenommen Erwerbstätige und Arbeitslosenquote) 
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129 . Die Zunahme der Anzahl der ausländischen 
Arbeitskräfte in der Bundesrepublik ist unter den 
geltenden rechtlichen Bedingungen des Anwerbe- 
stopps sowie der Einschränkung der Arbeitserlaub- 
nis für politische Flüchtlinge begrenzt. Ein deutli- 
cher Anstieg der ausländischen Bevölkerung in der 
Bundesrepublik ergibt sich gleichwohl aufgrund der 
weiterhin zulässigen Familienzusammenführung, 
durch Zuwanderung aus EG-Staaten und durch Ge- 
burtenüberschuß. Mit 4,6 Millionen Personen hat die 
ausländische Wohnbevölkerung 1981 den Vorjahres- 
stand um mehr als 170000 Personen übertroffen. 
Auch bei weiterer Annäherung an die niedrigere Er- 
werbsbeteiligung der Deutschen würde dies einen 
Anstieg der ausländischen Erwerbspersonen um 
schätzungsweise 70000 auf rund 2,5 Millionen be- 
deuten. 

130 . All dies trug dazu bei, daß sich die Arbeitslo- 
sigkeit beträchtlich erhöhte. Schon bei Einbruch des 
Winters 1980/81 stieg die Anzahl der Arbeitslosen 
weit über das sonst um diese Jahreszeit übliche Maß 
hinaus. Und auch danach wurden keine Anzeichen 
einer Besserung sichtbar. Im Gegenteil, sieht man 
von saisonbedingten Schwankungen ab, nahm die 
Anzahl der Arbeitslosen bis zuletzt ständig zu, von 
Monat zu Monat jeweils um rund 40000. Im Jahres- 
durchschnitt 1981 war sie mit 1,25 Millionen mehr 
als 360000 höher als 1980. 

Daß es nicht noch mehr waren, liegt daran, daß nicht 
jeder, der bereit wäre zu arbeiten, sich auch als ar- 
beitslos registrieren läßt. Diejenigen, die in der au- 
genblicklichen Situation kaum hoffen können, daß 
sie vermittelt werden und die zudem keine Ansprü- 
che auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
mehr haben oder nie gehabt haben, sehen vielfach 
keinen Anlaß, zum Arbeitsamt zu gehen. Man be- 
zeichnet sie als stille Reserve des Arbeitsmarktes. 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
rechnet in diesem Jahr mit einem kräftigen Anstieg 
der stillen Reserve. Schätzungen solcher Art sind 
freilich mit großen Unsicherheiten behaftet. 


Zur Struktur der Arbeitslosigkeit 

131 . In den letzten Jahren haben wir immer die Struktur 
der Arbeitslosigkeit sowie der off enen Stellen, wie sie sich 
Ende des Monats Mai darstellte, ausführlich behandeln 
können. In diesem Jahr sind die dafür erforderlichen Be- 
standsdaten von der Bundesanstalt für Arbeit nicht erho- 
ben worden. Aus diesem Grunde lassen sich nur einige Ent- 
wicklung slinien aufzeigen. 

132 . Die regionalen Unterschiede in den Arbeitslo- 
senquoten sind erneut größer geworden (Tabelle 11). 
Das Nord-Süd-Gefälle, das schon in den vergange- 
nen Jahren auf dem Arbeitsmarkt sichtbar wurde, 
hat sich erneut zuungunsten der nördlichen Landes- 
arbeitsamtsbezirke Schleswig-Holstein und Ham- 
burg, Niedersachsen und Bremen sowie Nordrhein- 
Westfalen vergrößert. Hier war die Arbeitslosigkeit 


nach absoluter Höhe und Anstieg am größten. Vor 
allem in den Städten des Ruhrgebiets kam neben 
dem allgemeinen Beschäftigungsrückgang im verar- 
beitenden Gewerbe im ganzen der besonderen Si- 
tuation der Stahlindustrie eine wachsende Bedeu- 
tung zu. Im Sommer dieses Jahres wurde deshalb 
von der Bundesregierung ein Investitionsförde- 
rungsprogramm beschlossen, das für die Einrich- 
tung neuer, nicht stahlabhängiger Arbeitsplätze In- 
vestitionszulagen vorsieht. 

Eine besondere Entwicklung zeichnet sich in West- 
Berlin ab. Hier war vor allem die beträchtliche Zu- 
nahme ausländischer Arbeitsuchender für die im 
Vergleich zum übrigen Bundesgebiet stark angestie- 
gene Arbeitslosigkeit ausschlaggebend. 

Deutlich weniger stieg die Arbeitlosenquote dage- 
gen in Baden-Württemberg, das eine vergleichs- 
weise günstige Wirtschaftsstruktur hat. 

133 . Die höchste Zunahme der Arbeitslosigkeit 
war in den Berufen, die in den konjunktur abhängi- 
gen Bereichen des produzierenden Gewerbes beson- 
ders häufig vertreten sind: Bauarbeiter, Bauausstat- 
ter, Tischler, Maler sowie Elektriker und Schlosser 
(Schaubild 15). Ihr Anteil an der Anzahl der Arbeits- 
losen insgesamt betrug im September 1981 schon 
14 vH im Vergleich zu IOV 2 VH im gleichen Monat 
des Vorjahres. Bei den Angestelltenberufen nahm 
die Arbeitslosigkeit infolge der Rationalisierungs- 
maßnahmen in den kaufmännischen und in den Ver- 
waltungsberufen gleichfalls zu. Allerdings war hier 
der Beschäftigungsabbau nicht so ausgeprägt. 

Die Strukturuntersuchung vom September letzten 
Jahres zeigte, daß vor allem Arbeiter ohne Berufs- 
ausbildung von der verschlechterten Arbeitsmarkt- 
lage betroffen waren, doch hatten sich auch für viele 
Facharbeiter die Beschäftigungsmöglichkeiten ver- 
ringert (Tabelle 12). 

Für Arbeitskräfte mit Hochschulabschluß wurde die 
Arbeitssuche ebenfalls schwieriger. Vor allem Leh- 
rer, Geisteswissenschaftler und Sozialwissenschaft- 
ler, die ihre Ausbildung auf eine spätere Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst ausgerichtet hatten, konnten 
vielfach keinen Arbeitsplatz finden und wenn, dann 
häufig keinen dauerhaften. Bis Ende dieses Jahres 
hatten sie noch die Möglichkeit, sich im Rahmen der 
Förderung der beruflichen Bildung umschulen zu 
lassen. Dies wird ab 1. Januar 1982 erschwert. Ver- 
gleichsweise hoch blieb die Nachfrage nach natur- 
wissenschaftlich ausgebildetem Personal, besonders 
nach Ingenieuren sowie nach Informatikern. 

134 . Für Frauen verschlechterte sich die Lage am 
Arbeitsmarkt etwas weniger als für Männer, Im Ok- 
tober 1981 war die Anzahl der arbeitslosen Frauen 
um 41 vH oder 200 000 höher als ein Jahr zuvor, die 
der arbeitslosen Männer aber um 70 vH oder 280 000, 
In dieser Entwicklung spiegeln sich vor allem die un- 
terschiedlichen Tendenzen bei den gewerblichen 
Berufen und bei den Angestelltenberufen. Eine kon- 
junkturelle Verschlechterung macht sich aller Er- 
fahrung nach zuerst stärker bei den gewerblichen 
Berufen bemerkbar, in denen der Anteil der Männer 
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Tabelle 11 


Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den Landesarbeitsamtsbezirken 

Arbeitslosenquoten in vH 



Einheit^) 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981^) 

Schleswig-Holstein-Hamburg 

I 

* 1,1 

1,2 

2,5 

4,6 

4,6 

4,8 

4,6 


3,8 

6,3 


II 

0,6 

0,8 

1,5 

3,7 

3,9 

4,1 

3,4 

2,9 

2,6 

3,9 


III 

2,1 

2,4 

5,1 

6,4 

5,9 

6,2 

5,6 

5,5 

5,7 

8,4 

Niedersachsen-Bremen 

I 

1,7 

1,7 

3,1 

5,4 

5,4 

5,5 

5,2 

4,7 

4,7 

7,1 


II 

0,8 

0,8 

2,0 


3,9 

4,1 

3,9 

3,6 

3,6 

5,5 


III 

4,8 

5,0 

7,1 

9,8 

9,5 

9,5 

8,8 

8,2 

7,5 


Nordrhein-Westfalen 

I 

1,2 

1,3 

2,9 

4,8 

4,9 



4,7 

4,6 

6,4 


II 



1,7 

3,2 

3,3 

3,1 

2,9 

2,6 

2,9 

4,1 


III 

2,1 

2,5 

4,6 

6,5 

6,8 

7,1 

7,8 

7,3 

6,6 

8,5 

Hessen . 

I 

1,0 

1,0 

2,4 

4,5 

4,4 


3,6 

2,9 

2,8 

4,6 


II 

0,5 

0,5 

1,4 

3,1 

3,1 

2,9 

2,3 

2,2 

2,3 

3,5 


III 

1,8 

2,0 

3,5 

6,1 

5,8 

5,5 


4,2 

4,1 

6,2 

Rheinland-Pfalz-Saarland 

I 

1,2 

1,3 

3,1 

5,3 

5,2 

5,2 

5,1 

4,3 

4,4 

6,3 


II 

0,4 

0,4 

1,6 

3,7 

3,6 

3,7 

3,4 

2,9 


4,4 


III 

2,7 

3,4 

6,0 

7,6 

7,7 

8,4 

8,6 

7,6 

7,5, 

9,2 

Baden-Württemberg 

I 

0,5 

0,5 

1,4 

3,5 

3,4 

2,9 

2,6 

2,1 

2,3 

3,4 


II 

0,2 

0,3 

0,9 

2,6 

2,1 

1,8 

1,7 

1,4 

1,4 

2,1 


III 

0,7 

0,8 

2,1 

5,7 

4,6 

3,9 

4,0 

3,4 

3,4 

4,6 

Nordbayern 

I 

1,4 

1,3 

2,7 

5,6 

5,7 

5,2 

4,8 

4,1 

4,0 

6,1 


II 

0,7 

0,6 

1,6 

4,0 

4,2 

3,7 

3,5 

2,7 

2,7 

4,7 


III 

3,8 

3,7 

6,0 

9,7 

10,1 

9,6 

9,5 

8,0 

7,4 

9,4 

Südbayem"*) 

I 

1,2 

1,3 

2,8 

4,8 

4,5 

4,1 

3,7 

3,1 

3,1 



II 

0,5 

0,7 

1,9 

3,6 

3,1 

3,0 

2,8 

2,2 

2,4 

3,2 


III 

5,0 

5,7 

7,8 

10,5 

10,5 

9,6 

9,1 

7,9 

8,3 

9,7 

Berlin (West) 

I 

1,2 

1,1 

2,0 

3,7 

3,9 

4,5 

4,6 

4,0 

4,3 

5,8 

Bimdesgebiet . 

I 

1,1 

1,2 

2,6 

4,7 

4,6 

4,5 

4,3 

3,8 

3,8 

5,3 

Mittlere Abweichung^) . 

0,59 

0,61 

0,88 

1,00 

1,08 

1,19 

1,25 

1,21 

1,16 

1,44 


Anteil der Arbeitslosen an den Arbeitnehmern in vH. 

Für Bundesgebiet und Landesarbeitsamtsbezirke: Berechnet mit den abhängigen Erwerbspersonen (ohne Soldaten) nach Mikrozensus- 
Ergebnissen. 

Für Arbeitsamtsbezirke : Berechnet auf Grund geschätzter Arbeitnehmeranteile an der Wohnbevölkerung. 

I: Durchschnittliche Arbeitslosenquote. 

II: Kleinste Arbeitslosenquote eines Arbeitsamtsbezirkes im jeweiligen Landesarbeitsamtsbezirk. 

III: Größte Arbeitslosenquote eines Arbeitsamtsbezirkes im jeweiligen Landesarbeitsamtsbezirk. 

Januar bis September. 

Wegen Gebietsänderungen einiger Arbeitsamtsbezirke sind die Ergebnisse ab 1977 mit denen für frühere Jahre nur bedingt vergleichbar. 
Mittlere Abweichung der Arbeitslosenquoten in den Arbeitsamtsbezirken vom Gesamtdurchschnitt im jeweiligen Jahr. 

Quelle für Grundzahlen: BA 
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Tabelle 12 


Zur Struktur der Arbeitslosigkeit 







September 





Arbeitslose 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 


1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

Insgesamt 

911 

100 

864 

100 

737 

100 

823 

100 

1256 

100 

Männer 

424 

46,6 

389 

45,0 

317 

43,0 

369 

44,8 

616 

49,0 

Frauen 

487 

53,4 

476 

55,0 

420 

57,0 

454 

55,2 

640 

51,0 

Nach Nationalität 

Deutsche 

827 

90,7 

774 

89,6 

659 

89,5 

722 

87,7 

1077 

85,8 

Ausländer 

84 

9,3 

90 

10,4 

77 

10,5 

101 

12,3 

179 

14,2 

Nach Berufsausbildung 











mit Abschluß 

426 

46,8 

394 

45,6 

344 

46,7 

379 

46,0 



ohne Abschluß 

485 

53,2 

470 

54,4 

393 

53,3 

444 

54,0 



Stellung im Beruf 











Facharbeiter 

117 

12,9 

114 

13,2 

94 

12,7 

109 

13,2 



Nichtfacharbeiter 

413 

45,3 

406 

47,0 

340 

46,1 

392 

47,6 



Angestellte 











mit gehobener Tätigkeit 

246 

27,0 

219 

25,3 

193 

26,2 

205 

24,9 



mit einfacher Tätigkeit 

135 

14,8 

125 

14,5 

110 

15,0 

117 

14,2 



Nach gewünschter Arbeitszeit 











Vollzeitarbeit 

732 

80,4 

686 

79,4 

581 

78,9 

660 

80,2 

1045 

83,2 

Teilzeitarbeit 

179 

19,6 

178 

20,6 

155 

21,1 

163 

19,8 

211 

16,8 

Mit gesundheitlichen Einschränkungen 

244 

26,8 

254 

29,4 

250 

33,9 

265 

32,2 



darunter Schwerbehinderte 

46 

5,0 

$5 

6,3 

61 

8,3 

67 

8,2 

89 

7,1 

Nach Dauer der Arbeitslosigkeit 











unter 1 Monat 

146 

16,0 

136 

15,7 

122 

16,6 

145 

17,7 



1 bis unter 3 Monate 

233 

25,6 

217 

25,1 

186 

25,2 

226 

27,5 



3 bis unter 6 Monate 

165 

18,1 

154 

17,8 

135 

18,3 

153 

18,6 



6 bis unter 12 Monate 

199 

21,8 

183 

21,1 

147 

20,0 

158 

19,2 



Ibis unter 2 Jahre 

106 

11,7 

98 

11,3 

85 

11,6 

79 

9,6 



2 Jahre und länger 

63 

6,9 

77 

9,0 

61 

8,3 

61 

7,4 



Nach Altersgruppen 











unter 20 Jahre 

106 

11,6 

92 

10,6 

69 

9,3 

81 

9,9 

133 

10,6 

2 0 bis unter 2 5 J ahre 

162 

17,8 

154 

17,8 

124 

16,8 

144 

17,4 



2 5 bis unter 3 5 J ahre 

232 

25,4 

217 

25,2 

181 

24,5 

207 

25,1 



35 bis unter 45 Jahre 

169 

18,6 

157 

18,2 

129 

17,5 

143 

17,4 



4 5 bis unter 5 5 J ahre 

135 

14,8 

128 

14,9 

111 

15,1 

121 

14,7 



55 Jahre und älter 

108 

n,8 

115 

13,4 

123 

16,7 

128 

15,5 



darunter 59 Jahre und älter .... 

43 

4,7 

43 

5,0 

61 

8,3 

64 

7,8 

81 

6,4 

Mit Sozialplan ,. . . 





17 

2,4 

24 

2,9 



Leistungen nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz 











Bezieher von Arbeitslosengeld .... 

385 

42,3 

342 

39,6 

280 

38,0 

308 

37,4 

720 

57,3 

Bezieher von Arbeitslosenhilfe .... 

133 

14,6 

127 

14,7 

98 

13,3 

97 

11,8 

192 

15,3 

Leistungen beantragt 

'232 

25,4 

214 

24,8 

189 

25,7 

242 

29,4 

275 

21,9 

keine Leistungen 

161 

17,7 

181 

20,9 

170 

23,0 

176 

21,4 

69 

5,5 

Nachrichtlich: Vor der Arbeits- 











losigkeit in schulischer Ausbildung . . 

50 

5,5 

43 

5,0 

32 

4,3 

37 

4,5 




Quelle: BA 
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Schaubild 16 



1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 19813 ) 


1) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbs personen nach Mikro- 
zensus-Ergebnissen : Jahresdurchschnittsquoten.- 2) Jahresdurchschnitte 
erst seit 1977.- 3) Eigene Schätzung. 

Quelle: BA 
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sehr hoch ist, als bei den Angestelltenberufen, die in 
größerem Umfang für die Beschäftigung von Frauen 
von Bedeutung sind. Gleichwohl war die Arbeitslo- 
senquote bei Frauen mit 7,7 vH im Oktober 1981 im- 
mer noch viel höher als bei den Männern (Schau- 
bild 16). 


Die Arbeitslosigkeit bei den ausländischen Arbeit- 
nehmern nahm deutlich stärker zu als bei den ein- 
heimischen. Der Produktionsrückgang im Bauge- 
werbe und die Personaleinschränkung im verarbei- 
tenden Gewerbe beeinträchtigten insbesondere die 
Beschäftigungschancen von Ausländern. Hinzu 
kam, daß die Anzahl der ausländischen Arbeitsu- 
chenden wieder stärker anstieg, weil mehr ausländi- 
sche Jugendliche aus der Schule entlassen wurden 
und weil Familienangehörige von ausländischen Ar- 
beitnehmern ebenso wie auch politische Flüchtlinge 
in größerem Ausmeiß als zuvor die gesetzlich vorge- 
schriebene Wartezeit zur Erlangung der Arbeitser- 
laubnis erfüllt hatten. 

Die Anzahl der Arbeitslosen im Alter von 59 Jahren 
und darüber war im Oktober 1981 mit insgesamt 
83 000 um 24 vH höher als ein Jahr zuvor. Bei diesem 
Anstieg, der deutlich unter dem Durchschnitt von 
54 vH liegt, muß allerdings berücksichtigt werden, 
daß die Dauer der Arbeitslosigkeit bei älteren Ar- 
beitslosen sehr lang ist und daß diese danach zum 
größten Teil vorzeitig aus dem Erwerbsleben aus- 
scheiden. 

135 . Die Arbeitslosigkeit bei den Jugendlichen im 
Alter von unter zwanzig Jahren stieg im Verlauf die- 
ses Jahres beschleunigt an; im Oktober war die Ar- 
beitslosenquote mit 5,8 vH kaum niedriger als die 
der Erwachsenen. Maßgeblich dafür war zum einen, 
daß in diesem Jahr mehr Jugendliche als noch im 
letzten Jahr berufsvorbereitende Lehrgänge abge- 
schlossen hatten und danach Arbeit suchten, zum 


Tabelle 13 


Angebotene und nachgefragte Ausbildungsplätze 
1000 


Jahr 

Neu 

abgeschlossene 

Ausbildungs- 

verträge 

Unbesetzte 

Ausbildungs- 

stellen 

Nicht- 

vermittelte 

Bewerber 

Angebot 
an Aus- 
bildungs- 
plätzen 
(1) + (2) 

Nachfrage 
nach Aus- 
bildungs- 
plätzen 
(1) + (3) 

30. September^) 

(1) 

(2) 

(3) 

' (4) 

(5) 

1972 

456®) 

182 


638 


1973 

450 

102 


552 


1974 

450 

29 

21 

479 

471 

1975 

462 

18 

24 

480 

486 

1976 

499 

18 

28 

517 

527 

1977 

558 

26 

27 

584 

585 

1978 

602 

22 

26 

624 

629 

1979 

640 

37 

20 

677 

660 

1980 

652 

45 

17 

697 

669 

1981 

633^ 

37 

22 

670 

655^^) 


Für 1972 bis 1975 aufgrund der Auszubildendenstatistik zum 31. Dezember ermittelt, danach Erhebung zum 30. September. 

Der Bundesanstalt für Arbeit gemeldete Ausbildungsstellen bzw. Bewerber. 

Schätzung des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft. 

Eigene Schätzung. 

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, BA 
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anderen, daß sich wohl auch die Anzahl der Jugend- 
lichen, die nach ihrer Lehrzeit von ihrem Ausbil- 
dungsbetrieb nicht übernommen wurden, erhöht 
hatte. 

Erschwerend kam hinzu, daß sich in diesem Jahr die 
Lage auf dem Ausbildungs stellenmarkt nicht mehr 
weiter zugunsten der Ausbildungsplatzsuchenden 
verbessert hatte, da erstmals seit 1974 das Angebot 
an Ausbildungsstellen zurückging (Tabelle 13). Ende 
September waren bei den Arbeitsämtern noch 
21 700 Bewerber, die keine Stelle gefunden hatten, 
gemeldet, 4 300 mehr als ein Jahr zuvor. Die Anzahl 
der noch nicht besetzten Lehrstellen belief sich zu 
diesem Zeitpunkt auf 37 500, damit wurde der Vor- 
jahresstand um 7 200 unterschritten. Allerdings ging 
auch Ende September dieses Jahres wie schon in 
den Jahren 1979 und 1980 die Anzahl der noch unbe- 
setzten Stellen über die der noch unversorgten Be- 
werber hinaus. Der Angebotsüberhang beträgt 1981 
schätzungsweise noch 2,3 vH nach 4,2 vH im Vorj ahr. 
Einem besseren Ausgleich von Angebot und Nach- 
frage standen auch in diesem Jahr berufliche und 
vor allem regionale Ungleichgewichte entgegen. 

136 . Je mehr ausländische Jugendliche in der Bun- 
desrepublik leben, um so stärker rückt deren Ausbil- 
dungs- und Beschäftigungssituation ins Blickfeld. In 
diesem Jahr wurden knapp 60 000 Ausländer aus der 
Schule entlassen, etwa 10 vH der von der Haupt- 
schule und der Realschule abgehenden Schüler, und 
diese Zahl wird, geht man allein von der Anzahl der 
derzeit in der Bundesrepublik lebenden ausländi- 
schen Kinder aus, bis 1990 um rund 50 vH steigen. 
Lediglich knapp die Hälfte aller ausländischen Ju- 
gendlichen erreicht den Hauptschulabschluß, der 
mittlerweile fast zu einer unabdingbaren Vorausset- 
zung für eine berufliche Ausbildung geworden ist 
Dies hat zur Folge, daß vier von fünf jungen Auslän- 
dern weder eine Berufsausbildung erhalten noch 
eine weiterführende Schule besuchen. Bei den Deut- 
schen ist dies nur jeder zwölfte Jugendliche. Die An- 
zahl der in betrieblicher Ausbildung befindlichen 
Ausländer (Praktikanten eingeschlossen) hat sich 
1980 zwar etwas erhöht, mit 36 000 entsprach sie 
aber erst 2 vH aller betrieblichen Ausbildungsver- 
hältnisse bei einem Anteil von über 10 vH an der 
gleichaltrigen Bevölkerung. Es wird daher versucht, 
die ausländischen Jugendlichen mittels Maßnah- 
men zur Berufsvorbereitung und sozialen Eingliede- 
rung sowie anderer Förderung auf das Arbeitsleben 
vorzubereiten. Vor allem die Chancen der Jugendli- 
chen, die erst spät in die Bundesrepublik kamen, sol- 
len damit verbessert werden. Die jüngsten Haus- 
haltsbeschlüsse sehen allerdings vor, auch in diesem 
Bereich Mittel zu kürzen. Damit sollen jedoch nur 
die Kosten je Geförderten, nicht aber die Anzahl der 
Begünstigten verringert werden. 

1 37 . Zu dem Bild steigender Arbeitslosigkeit in fast 
allen Berufen und in fast allen Gruppen paßt wenig, 
daß sich die Zeit, die nötig war, offene Stellen zu be- 
setzen, allem Anschein nach nur wenig verringert 
hat Dies läßt die Vermutung aufkommen, daß die 
Anpassungsbereitschaft zu gering ist. Eindeutige 
Anzeichen, die darauf hindeuten, daß sich die Mobi- 


lität der Arbeitnehmer verringert hätte, haben wir 
jedoch nicht Verschiedenen Untersuchungen des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zu- 
folge scheint die berufliche Anpassungsbereitschaft 
sehr groß und auch im Vergleich zu früher nicht ge- 
sunken zu sein. 

Die kaum verringerten Schwierigkeiten, die den Ar- 
beitsämtern gemeldeten offenen Stellen zu beset- 
zen, deuten daher eher darauf, daß Angebot und 
Nachfrage am Markt für Stellensuchende und für of- 
fene Stellen weniger als früher zueinander passen. 


Die Entwicklung der Teilzeltarbeit 

138 . Ein besonders ausgeprägtes Ungleichgewicht 
herrscht schon seit langem auf dem Arbeitsmarkt 
für Teilzeitarbeitskräfte, nimmt man das Verhältnis 
zwischen der Anzahl der Teilzeitarbeit suchenden 
Arbeitslosen und der Anzahl der offenen Stellen als 
Maßstab (Schaubild 17). In diesem Jahr ist das Un- 
gleichgewicht entsprechend der allgemeinen Ar- 
beitsmarktsituation größer geworden, und die Ar- 
beitslosenquote betrug mehr als 13 vH im Durch- 
schnitt. 

Das sollte jedoch nicht den Blick für die Entwick- 
lung der Teilzeitarbeit insgesamt verstellen. In den 
letzten Jahren hat die Teilzeitarbeit ständig zuge- 
nommen; selbst die letzten verfügbaren Daten, vom 
Herbst 1980, weisen noch einen Anstieg von rund 
5 vH auf. Mittlerweile übt jeder dreizehnte sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigte eine Teilzeitbe- 
schäftigung aus, unter den Frauen ist es jede fünfte. 


Schaubild 17 


ZUM UNGLEICHGEWICHT AUF DEM 
Relation ARBEITSMARKT^) Relation 



14 

13 

12 

11 

10 

9 

8 

7 

6 

5 

4 

3 

2 

1 

0 


1) Relation zwischen Anzahl der Arbeitslosen und Anzahl der offenen 
Stellen für Vollzeitarbeit bzw. Teilzeitarbeit, Jahresdurchschnitt. - 

2) Eigene Schätzung. Quelle- ba 

SR 810908 
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Mitentscheidend dafür dürfte zum einen die zu- 
nehmende Erwerbsbeteiligung von verheirateten 
Frauen sein; zum anderen kommt die Teilzeitbe- 
schäftigung dem Wunsch vieler entgegen, die Dauer 
der Arbeitszeit und ihre Verteilung auf den Tag, die 
Woche oder das Jahr flexibler zu gestalten als im all- 
gemeinen üblich. Umfragen geben immer wieder 
Hinweise darauf, daß viele Erwerbstätige mit den 
augenblicklich vorherrschenden Arbeitszeitregelun- 
gen unzufrieden sind, sei es, daß sie mehr arbeiten 
wollen, sei es, daß sie, und dies trifft für viele zu, we- 
niger arbeiten wollen. Allerdings wäre eine Halb- 
tagsbeschäftigung, also eine Reduzierung der Ar- 
beitszeit gleich um die Hälfte nach einer Studie des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
nur jedem Zehnten erwünscht 

Die größte Verbreitung hat die Teilzeitarbeit im 
Handel und im übrigen Dienstleistungsgewerbe ge- 
funden. Sehr viel weniger Erfahrungen hat man da- 
mit in der Industrie, vor allem in den Produktions ab- 
teilungen. Während der Großteil der Stellen von 
Teilzeitkräften nur geringe Anforderungen an die 
Qualifikation stellen, finden sich mittlerweile ver- 
einzelt auch Arbeitsplätze, die sehr hohe Anforde- 
rungen verlangen. 

Entgegen der landläufigen Meinung hat in letzter 
Zeit die Vielfalt der praktizierten Formen der Teil- 
zeitarbeit zugenommen, vor allem was die Dauer der 
wöchentlichen Arbeitszeit betrifft. Die üblicher- 
weise damit gleichgesetzte Halbtagsarbeit ist nur 
eine von vielen Möglichkeiten. 

139 . Noch stehen freilich viele Unternehmen der 
Teilzeitarbeit skeptisch gegenüber. Sie vermuten, 
diese sei mit höheren Kosten und betriebsorganisa- 
torischen Schwierigkeiten verbunden. Wie aus einer 
Befragung von Hamburger Unternehmen hervor- 
geht, befürchten zahlreiche Arbeitgeber auch eine 
Verschlechterung des Betriebsklimas, da sie nicht 
alle Wünsche ihrer Beschäftigten nach Teilzeitar- 
beit befriedigen könnten. Dies gelte vor allem dann, 
wenn man Teilzeitarbeitsplätze nur in einigen Be- 
reichen des Betriebes einrichten könnte. Die Nach- 
frage nach Teilzeitarbeit ist so groß, daß frei wer- 
dende oder zusätzlich eingerichtete Plätze überwie- 
gend betriebsintern besetzt werden. 

Die Sorge vor höheren Kosten der Teilzeitarbeit ist 
wohl häufig auf Unkenntnis über die tatsächlich an- 
fallenden Gesamtkosten zurückzuführen. Ein Mo- 
dellversuch in Rheinland-Pfalz, der die Vorteile und 
Nachteile von Teilzeitarbeit aufzeigen sollte, vermit- 
telte ein überwiegend positives Gesamtbild. Aus der 
Sicht der beteiligten Firmen wurde mit Befriedi- 
gung vermerkt, daß sie den überwiegenden Teil der 
angebotenen Teilzeitarbeitsplätze bereits innerhalb 
kurzer Zeit besetzen konnten, auch wenn die Ar- 
beitszeit am Nachmittag lag. Die Betriebe stellten 
zudem eine höhere Leistungsbereitschaft der Teil- 
zeitkräfte im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten fest. 
Hinzu kommt, daß Teilzeitarbeitsplätze es den Un- 
ternehmen erleichtern, schneller auf schwankenden 
Arbeitsanfall zu reagieren. Hatten die Unternehmen 
anfänglich zum großen Teil befürchtet, daß ihnen 
höhere Zusatzkosten als bei Vollzeitbeschäftigten, 


beispielsweise durch längere Anlernzeiten, entstün- 
den, urteilte die Mehrzahl am Ende, es gebe in die- 
sem Punkt keinen Unterschied zwischen Teilzeitbe- 
schäftigten und Vollzeitbeschäftigten. Gut die Hälfte 
aller Arbeitgeber war außerdem mit den Leistungen 
der Teilzeitkräfte zufriedener, und auch die befrag- 
ten Arbeitskräfte äußerten sich positiv über ihre Ar- 
beitsbedingungen. 

Auch eine Umfrage des DIHT führte zu dem Ergeb- 
nis, daß Unternehmen, soweit sie Teilzeitarbeits- 
kräfte beschäftigen, von alles in allem guten Erfah- 
rungen berichten. Den möglicherweise höheren Ko- 
sten stünden höhere Leistungen gegenüber. Daher 
ist es auch wenig verwunderlich, daß die Bereit- 
schaft, Teilzeitarbeitsplätze anzubieten, größer ge- 
worden ist. Allerdings ist in vielen Fällen immer 
noch ausschlaggebend für die Einführung von Teil- 
zeitarbeit, daß Betriebe Schwierigkeiten haben, eine 
Stelle mit einer Vollzeitkreift zu besetzen. Teilzeitar- 
beitsplätze werden vielfach auch deshalb eingerich- 
tet, um bewährte Mitarbeiter, die nicht mehr ganz- 
tags arbeiten wollen oder können, im Betrieb zu hal- 
ten. 

Eine Befragung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung ergab ebenfalls, daß im Bereich der 
Industrie von den Arbeitgebern, die entsprechende 
Erfahrungen haben, nicht nur Halbtagsstellen gün- 
stig beurteilt wurden, sondern auch Arbeitsplätze, 
die eine tägliche Arbeitszeit von fünf bis sechs Stun- 
den vorsahen. Dies trifft für alle Branchen in glei- 
chem Maße zu. Allerdings ist man gemeinhin noch 
skeptisch bezüglich der Einführung von Teilzeitar- 
beit im technischen Bereich, in dem vielfach die Or- 
ganisation des Produktionsablaufs ein Hindernis 
darstellt. Weniger zufrieden war man mit bestimm- 
ten Formen der Teilzeitarbeit wie der Kumulierung 
von Teilzeitarbeit auf einzelne Tage, einzelne Wo- 
chen oder einzelne Monate. 

140 . Zunehmende Aufmerksamkeit haben in jüng- 
ster Zeit die von verschiedenen Seiten gemachten 
Vorschläge gefunden, Teilzeitbeschäftigung im 
Wege der sogenannten Arbeitsplatzgemeinschaften 
(Job-Sharing) möglich zu machen. Nach diesem Mo- 
dell tun sich zwei oder mehr Arbeitnehmer zusam- 
men, um einen Vollzeitarbeitsplatz zu besetzen. Sie 
regeln ihre individuellen Arbeitszeiten untereinan- 
der. Der Arbeitsplatz bleibt dadurch während der ge- 
samten betriebsüblichen Arbeitszeit besetzt. Diese 
Form der Arbeitszeitgestaltung könnte für alle Be- 
teiligten von Vorteil sein. Die Arbeitnehmer könnten 
ihre Arbeitszeit im Gegensatz zum herkömmlichen 
Arbeitsverhältnis täglich, wöchentlich oder auch 
über einen noch längeren Zeitraum eigenverant- 
wortlich aufteilen und wären nicht an einen starren 
Zeitplan gebunden. Der Arbeitgeber hätte den Vor- 
teil, daß er auf diese Weise einen Vollzeitarbeitsplatz 
ständig besetzt halten kann, auch während der Ur- 
laubszeit eines der Beteiligten oder in anderen Fäl- 
len, in denen er sonst eine Vertretung benötigt. Die 
strittigen Punkte in der Diskussion betreffen vor al- 
lem die Fragen, ob der Arbeitgeber verpflichtet ist, 
bei Ausscheiden eines der Partner den anderen wei- 
ter zu beschäftigen und wieweit eine gegenseitige 
Vertretungspflicht der Partner besteht. 
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Modellversuche könnten hilfreich sein, ein breiteres 
Wissen zu schaffen, von dem aus die Vorteile und die 
Nachteile bei der Verwirklichung dieser wie auch 
anderer Formen der Teilzeitarbeit besser beurteilt 
werden können. 


Zum Arbeitspiatzpotential 

141. Der schwache Konjunkturverlauf hat zwar 
zur Verschärfung der Beschäftigungsprobleme bei- 
getragen. In ihrem Kern ist die Arbeitslosigkeit je- 
doch mittelfristiger Natur. Denn selbst bei guter 
Konjunktur würden die derzeit vorhandenen Ar- 
beitsplätze nicht ausreichen, um alle zu beschäfti- 
gen, die gegenwärtig einen Arbeitsplatz suchen. 

Bei voller Auslastung der gesamtwirtschaftlichen 
Produktionskapazität hätten 1981 schätzungsweise 
5 vH bis 6 vH mehr Güter hergestellt werden kön- 
nen. Das heißt allerdings nicht, daß dann auch 5 vH 
bis 6 vH mehr Arbeitskräfte beschäftigt worden wä- 
ren. Denn unter den gegebenen Umständen wurde 
1981 je Beschäftigten nicht so viel produziert, wie bei 
voller Auslastung hätte produziert werden können; 
mit anderen Worten, die tatsächliche Arbeitsproduk- 
tivität war niedriger, als sie bei Vollauslastung gewe- 
sen wäre. Das ist in einer Situation nachlassender 
Produktion normal, da die Beschäftigung nicht so- 
fort an die Produktionsentwicklung angepaßt wird. 
Die Arbeitsproduktivität, die sich bei Vollauslastung 
ergeben hätte, kann nur geschätzt werden, und auch 
der Abstand zur gemessenen Arbeitsproduktivität 
ist nicht einfach zu quantifizieren. Geht man von 
den Erfahrungen der siebziger Jahre aus, so ist es 
vermutlich eher zu niedrig als zu hoch gegriffen, 
wenn man annimmt, daß die Arbeitsproduktivität 
bei Vollauslastung des Produktionspotentials um 
3 vH bis 4 vH höher gewesen wäre, als sie es 1981 tat- 
sächlich war. Unter dieser Annahme hätten dem- 
nach allenfalls lV 2 vH bis 2^2 vH mehr Arbeits- 
kräfte beschäftigt werden können. Anders gewen- 
det: Bei voller Auslastung der Sachkapazitäten wä- 
ren schätzungsweise 400 000 bis 600 000 Arbeits- 
plätze zusätzlich besetzt worden, Arbeitsplätze, die 
in der gegebenen konjunkturellen Situation unbe- 
setzt blieben. Von daher war, nimmt man die Be- 
rechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung über das Erwerbspersonenpotential 
für gegeben, für etwa eineinhalb Millionen Personen 
kein Arbeitsplatz vorhanden; im Jahre 1981 stand ei- 
nem Erwerbspersonenpotential von etwa 27 V 2 Mil- 
lionen Personen nur ein in der Summe auf etwa 26 
Millionen Plätze zu veranschlagendes Arbeitsplatz- 
potential gegenüber. 

142. Das Beschäftigungsproblem, das bei aller 
Skepsis gegenüber solchen Schätzungen in dieser 
Rechnung zum Ausdruck kommt, wird in den näch- 
sten Jahren noch größer werden. Trotz einer Stagna- 
tion der Bevölkerungszahl insgesamt nimmt die An- 
zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter noch zu, 
weil mehr junge Leute nachrücken als alte ausschei- 
den. Nach den Rechnungen des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung erhöht sich das Poten- 
tial an deutschen Erwerbspersonen bis 1985 auf 


knapp 25 V 2 Millionen Personen. Für die Frauen er- 
gibt sich nach dieser Schätzung, nimmt man die 
Trends der Erwerbsbeteiligung aus der Vergangen- 
heit und berücksichtigt man die Verschiebung der 
Altersstruktur, weiterhin eine konstante durch- 
schnittliche Erwerbsbeteiligung, für die Männer 
eine abnehmende. Überdies ist auch in Zukunft da- 
von auszugehen, daß die Anzahl ausländischer Ar- 
beitskräfte schon deshalb zunehmen wird, weil im- 
mer mehr ausländische Jugendliche, die bereits in 
der Bundesrepublik leben, eine Arbeit suchen wer- 
den. Nicht berücksichtigt sind Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer, die im Rahmen der Familienzusam- 
menführung berechtigt sind, in die Bundesrepublik 
einzureisen und nach einer Wartezeit hier zu arbei- 
ten, etwa 700 000 waren es nach Berechnungen der 
Bundesanstalt für Arbeit. 

Erst gegen Ende dieses Jahrzehnts wird das Er- 
werbspersonenpotential insgesamt seinen höchsten 
Stand überschreiten. Nach den Schätzungen des In- 
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
dürfte es 1985 etwa 28 Millionen Personen und 1990 
rund 28 V 2 Millionen Personen umfassen, also eine 
halbe beziehungsweise eine Million mehr als 1981. 

143. Bei der Frage nach dem künftigen Bedarf an 
Arbeitsplätzen hat man freilich zu berücksichtigen, 
daß in der Vergangenheit selbst in Boomjahren wie 
etwa 1970 nie alle Erwerbspersonen beschäftigt wa- 
ren und daß in Jahren mit einer normalen Ausla- 
stung des Produktionspotentials rund IV 2 VH aller 
derjenigen, die erwerbstätig sein wollten, nicht er- 
werbstätig waren, sei es, weil Arbeitslose nicht so- 
gleich eine Stelle annahmen, sei es, weil eine Anpas- 
sung an Änderungen auf dem Arbeitsmarkt Zeit 
brauchte. Bezogen auf die Jahre 1985 und 1990 wä- 
ren dies jeweils reichlich 400 000 Personen. Stellt 
man ferner in Rechnung, daß die Anzahl der selb- 
ständigen und mithelfenden Familienangehörigen 
wohl weiter abnehmen wird und daß die Beschäfti- 
gung in den Sektoren Staat sowie private Haushalte 
und Organisationen ohne Erwerbscharakter weiter, 
wenn auch vermutlich mit wesentlich geringerer 
Rate als in der Vergangenheit zunehmen wird, so 
müßten im Unternehmenssektor rein rechnerisch 
1985 etwa 19 V 2 Millionen und 1990 annähernd 20 
Millionen Arbeitsplätze vorhanden sein, wenn alle 
Arbeit haben sollen, die dann Arbeit suchen werden. 
Das wären 1985 rund IV 2 Millionen und 1990 annä- 
hernd 2 Millionen Arbeitsplätze mehr, als dem für 
1981 geschätzten Bestand an Arbeitsplätzen ent- 
spricht. Die Anzahl der Arbeitsplätze müßte im Un- 
ternehmenssektor also bis 1990 jährlich um rund 
1 vH zunehmen. Um das Vollbeschäftigungsziel 
schon bis 1985 zu erreichen, müßte die Zuwachsrate 
in den ersten Jahren 2 vH betragen. 

144. Wieviel zusätzliche Investitionen erforderlich 
sind, um das notwendige Arbeitsplatzpotential zu 
schaffen, hängt wesentlich von der weiteren Ent- 
wicklung der Kapitalintensität, also des Kapitalein- 
satzes je Arbeitsplatz, ab. 

— Bei einem so geringen Anstieg der Kapitalinten- 
sität wie im Durchschnitt der Jahre 1976 bis 1980 
könnte ein jährlicher Zuwachs der realen Brutto- 
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anlageinvestitionen im Unternehmenssektor von 
5 vH bis 6 vH ausreichend sein, um für alle Er- 
werbspersonen einen Arbeitsplatz zu schaffen, 
wenn man auf das Jahr 1990 abstellt. Im Jahre 
1985 würden dann allerdings noch 700 000 bis 
800 000 Arbeitsplätze fehlen; um die Lücke schoii 
bis Mitte dieses Jahrzehnts zu schließen, müßte 
die jährliche Steigerungsrate der Investitionen 
bis 1985 bei etwa 12 vH liegen; danach könnte sie 
dann bis 1990 deutlich zurückgehen. 

— Sollte sich der geringere Anstieg der Kapitalin- 
tensität, der in den letzten Jahren zu beobachten 
war, nur als vorübergehend erweisen, so müßten, 
um Vollbeschäftigung in fünf oder zehn Jahren 
zu erreichen, die Investitionen stärker steigen. 
Schreibt man etwa nur die Verlangsamung im 
trendmäßigen Anstieg der Kapitalintensität fort, 
die sich in den siebziger Jahren ergeben hatte, so 
wären bis 1990 jährliche Zuwachsraten der Inve- 
stitionen von über 10 vH notwenig. Im Jahre 1985 
wäre dann das Arbeitsplatzpotential allerdings 
noch nicht viel höher als 1981. 

Welcher der beiden Pfade sich der künftigen Ent- 
wicklimg eher nähert, läßt sich nur schwer entschei- 
den. Es gibt durchaus Argumente, die für eine deutli- 
chere Abflachung des steigenden Trends der Kapi- 
talintensität sprechen. Arbeitskräfte sind zumindest 
heute wieder reichlicher verfügbar, so daß insoweit 
der Zwang zur Steigerung der Kapitalintensität vor- 
erst nachgelassen hat; außerdem könnte der techni- 
sche Fortschritt infolge der verstärkten Anwendung 
von Mikroprozessoren in gewissem Umfang kapital- 
sparend wirken. Strukturverschiebungen zu Lasten 
der Industrie und zugunsten arbeitsintensiver 
Dienstleistungsbereiche könnten ebenfalls zu einer 
nachhaltigen Dämpfung des Anstiegs der gesamt- 
wirtschaftlichen Kapitalintensität beitragen. In die 
Gegenrichtung dürften allerdings die Investitionen 
wirken, die dazu dienen, die Umwelt besser als bis- 
her zu schützen, oder Öl als Energieträger und als 
Rohstoff zu ersetzen. 

Ob es schon ausreicht, wieder auf den Investitions- 
pfad zu kommen, der vor der jetzigen Abflachung 
der Investitionstätigkeit erreicht worden war, oder 
ob noch größere Anstrengungen nötig sein werden, 
ist nicht mit Sicherheit zu bestimmen. In jedem Fall 
müssen die Investitionen im Unternehmens sektor 
in den nächsten J ahren kräftig steigen. 


IV. Starker Geldwertschwund 

145 , Die Preise sind dieses Jahr unerwartet stark 
gestiegen, unerwartet, weil steigende Preise im 
Grunde nicht zu sinkender Beschäftigung und sin- 
kender Auslastung der Produktionskapazitäten pas- 
sen. Unerwartet auch, weil sie selbst dort, wo es, wie 
in der Bauwirtschaft, zu einem Einbruch der Nach- 
frage kam, weiter stiegen. 

Die Hoffnung, man werde der Preisstabilität in die- 
sem Jahr ein deutliches Stück näherkommen, hat 


also getrogen. Unbegründet war sie nicht gewesen. 
In der zweiten Jahreshälfte 1980 schien es, als sei 
der Höhepunkt der Preissteigerungen überschrit- 
ten, die von dem zweiten Ölpreisschub und dem star- 
ken Anstieg der Weltmarktpreise für zahlreiche an- 
dere Rohstoffe Ende 1978 ausgegangen waren. Doch 
noch vor der Jahreswende 1980/81 zogen die Preise 
verstärkt an. Die Abwertung der D-Mark, die trotz 
des Gegenhaltens der Bundesbank groß war, führte 
im Verlauf dieses Jahres zu einem deutlichen An- 
stieg der Preise für eingeführte Vorleistungen und 
Fertigwaren. Geradezu dramatisch stiegen die 
Preise für eingeführte Rohstoffe. 


Schaubild 18 
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Im Sog dieser Preissteigerungen konnten auch die 
inländischen Unternehmen im Wettbewerb mit aus- 
ländischen Anbietern höhere Preise durchsetzen. 
Unter Berufung auf vorangegangene Kostensteige- 
rungen wurden überdies zahlreiche staatlich festge- 
legte oder vom Staat mitbeeinflußte Preise herauf- 
gesetzt und dies zum Teil in beträchtlichem Maße. 
Nach der Wende beim Wechselkurs gaben die Ein- 
fuhrpreise im Herbst 1981 etwas nach. Auf die Ver- 
braucherpreise hat dies freilich von Ausnahmen wie 
den Preisen für Benzin und Heizöl abgesehen noch 
nicht durchgeschlagen. Der Preisanstieg war hier 
bis zuletzt unvermindert stark. Im Jahresdurch- 
schnitt waren die Verbraucherpreise 6 vH höher als 
im Vorjahr (Schaubild 18). 

146 . Die starke reale Abwertung der D-Mark be- 
wirkte einen starken Schub bei den Kosten, zu- 
nächst bei denjenigen Unternehmen, die Einfuhrgü- 
ter verarbeiten, dann aber auch bei denen, die sol- 
chermaßen verteuerte Inlandsprodukte weiterverar- 
beiten oder Weiterverkäufen. Beim volkswirtschaft- 
lichen Gesamtangebot ist das Kostenniveau allein 
durch die Einfuhrverteuerung um über 2 vH gestie- 
gen. Der Kostendruck wurde verstärkt von den 
Lohnstückkosten, die freilich nicht nur als Folge zu 
hoher Lohnsteigerungen, sondern auch, ja vor allem 
als Folge der kapazitätsauslastungsbedingt schwa- 
chen Produktivitätsentwicklung deutlich anstiegen. 
Insoweit ist der Kostendruck also teilweise Reflex 
der schlechten Wirtschaftslage. Auch von den Zin- 
sen her kamen zusätzliche Belastungen, die wie- 
derum eng mit der Abwertungstendenz beim Wech- 
selkurs der D-Mark Zusammenhängen. Denn die ho- 
hen Zinsen mußten dazu beitragen, die tatsächliche 
Abwertung und damit die Importverteuerung im- 
merhin in Grenzen zu halten. 

Daß die erhöhten Kosten voll in den Preisen weiter- 
gegeben werden konnten, war vom Markt her nicht 
angelegt. Ohnehin war die Nachfrage schwach, und 
die zunehmende Abschöpfung von Kaufkraft durch 
das Ausland schwächte sie weiter. Andererseits war 
der Spielraum für Preiserhöhungen, den die Abwer- 
tung der D-Mark schuf, nicht gering. Aus dem Zu- 
sammenspiel von vor allem abwertungsbedingtem 
Kostendruck, Nachfrageschwäche und Überwäl- 
zungsspielräumen ergab sich so ein starker Anstieg 
vor allem bei den Preisen für industrielle Güter. Wie 
weit dabei die Kostensteigerungen weitergegeben, 
wie weit sie trotz hoher Preissteigerungen in ge- 
drückten Gewinnmargen aufgefangen werden muß- 
ten, wie weit sie aber auch in Verzicht auf Produk- 
tion mündeten, läßt sich kaum trennen. Sicher wa- 
ren auch die Möglichkeiten, steigende Kosten auf 
die Abnehmer zu überwälzen, von Branche zu Bran- 
che, von Unternehmen zu Unternehmen verschie- 
den. Insgesamt war der Druck auf die Gewinnmar- 
gen jedoch groß. 

Die Pufferfunktion der Gewinne verhinderte, daß 
der Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Preis- 
niveaus, gemessen am Preisindex des Bruttosozial- 
produkts, über den des vergangenen Jahres hinaus- 
ging. Er war mit reichlich 4 vH sogar geringer als 
1980, als er 4,8 vH betrug. Sorge muß aber bereiten, 
daß die Gewinnkompression zu einer Situation ge- 


führt hat, die so nicht von Dauer sein kann, und daß 
Entspannung bei höheren Preisen gesucht werden 
könnte. Entspannung ist aber auch ohne anhaltend 
hohe Preissteigerungen möglich, wenn bei wirt- 
schaftlicher Belebung von den Lohnstückkosten und 
bei einer wieder höher bewerteten D-Mark von den 
Importpreisen her Entlastung kommt. 

Man kann den Eindruck gewinnen, daß — weil so 
viel von der Kosten- und Preissteigerung über die re- 
ale Abwertung der D-Mark lief oder doch mit ihr zu- 
sammenhing — die Abwertung mit Abstand der 
Hauptschuldige an dem großen Geldwertschwund 
des Jahres 1981 gewesen ist. Bei einer solchen Be- 
trachtung würde allerdings verkannt, daß sich hin- 
ter der Abwertung nicht zuletzt wiederum binnen- 
wirtschaftlich zu vertretende Ursachen verbergen 
(Ziffer 182). 

147 . Von den Weltmarktpreisen für Industrieroh- 
stoffe war eigentlich Entlastung für das Preisniveau 
im Inland angelegt. Seit Herbst 1980 sanken deren 
Dollarpreise; sie lagen in den ersten acht Monaten 
rund 11 vH niedriger als im Jahr zuvor. Die Dollar- 
notierungen für Energierohstoffe kamen nach dem 
starken Anstieg seit 1979 zu Beginn des Jahres 1981 
zum Stillstand. Im Herbst 1981 waren Energieroh- 
stoffe aber immer noch um fast 13 vH teurer als im 
Jahresdurchschnitt 1980. Insgesamt, unter Ein- 
schluß von Nahrungs- und Genußmitteln, waren die 
Rohstoffe im Herbst 1981 auf Dollarbasis etwa 
ebenso teuer wie ein Jahr zuvor. 

Trotz der Preisberuhigung bei Rohstoffen auf den 
Weltmärkten kam es wegen der Abwertimg der 
D-Mark zu einer ganz erheblichen Verteuerung im- 
portierter Rohstoffe. Von August 1980 bis August 
1981 verteuerten sich diejenigen Rohstoffe, die die 
Bundesrepublik importiert, um rund 42 vH. Im glei- 
chen Zeitraum war der Dollar um 40 vH teurer ge- 
worden. Mit dem rückläufigen Dollarkurs haben 
sich die eingeführten Rohstoffe seit September wie- 
der verbilligt. 

148 . Nicht ganz so stark wie die Rohstoff preise 
stiegen die Preise für importierte Halbwaren. Sie 
waren im August um rund 31 vH höher als ein Jahr 
zuvor. Der geringere Preisanstieg bei Halbwaren ist 
im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß, anders 
als bei Rohstoffen, mehr als die Hälfte der Einfuhr 
aus den europäischen Partnerländern kommt. Zum 
Anstieg der Preise der aus diesen Ländern impor- 
tierten Halbwaren, selbst freilich zum Teil Folge der 
Abwertung der Währungen dieser Länder gegen- 
über dem Dollar, kam nicht noch eine Abwertung 
der D-Mark hinzu. Vielmehr gewann die D-Mark ge- 
genüber den Währungen der Länder der Europäi- 
schen Gemeinschaft leicht an Wert. 

149 . Der Preisanstieg bei importierten Rohstoffen 
und Halbwaren verteuerte die Produktion im Inland 
auf allen Stufen. 

Die inländischen Erzeugerpreise für Grundstoffe, 
die in die Produktion des verarbeitenden Gewerbes 
eingehen, waren im August um 7 vH teurer als ein 
Jahr zuvor. Der Anstieg hat sich im Verlauf des Jah- 
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res beschleunigt. Er war am stärksten bei den Er- 
zeugnissen der chemischen Industrie, offenbar be- 
dingt durch die Verteuerung des Öls, das hier auch 
als nichtenergetischer Rohstoff eingesetzt wird. Im 
August lagen hier die Preise um 10,5 vH höher als im 
Jahr zuvor. Bei Nichteisenmetallen und Metallhalb- 
zeug waren es 9,5 vH. Der Preisanstieg von Bauma- 
terial blieb trotz rückläufiger Nachfrage nach Bau- 
leistungen ungebrochen. Kohle und Kohleprodukte 
kosteten im August 1981 11,9 vH, Erdöl- und Mineral- 
ölerzeugnisse rund 42 vH mehr als im Vorjahr. Seit- 
her sind die Preise für Mineralölerzeugnisse, chemi- 
sche Erzeugnisse und Nichteisenmetalle etwas zu- 
rückgegangen. 

150 . Eingeführte Fertigwaren, welche überwie- 
gend aus der Europäischen Gemeinschaft kommen, 
verteuerten sich weniger als Rohstoffe und Halbwa- 
ren, denn, wie erwähnt, verlor die D-Mark gegen- 
über den europäischen Währungen nicht an Wert. 
Die Preise für Fertigwaren in den Ländern der Euro- 
päischen Gemeinschaft stiegen allerdings kräftig, so 
daß eingeführte Fertigwaren im September immer- 
hin 8 vH teurer waren als vor Jahresfrist. Dies er- 
leichterte es auch inländischen Erzeugern von Fer- 
tigwaren, ihre Preise anzuheben. Sie standen zudem 
unter einem starken Kostendruck wegen der Ver- 
teuerung importierter Vorleistungen und einem 
durch die schwache Konjunktur verstärkten Lohn- 
stückkostenanstieg. Es nimmt deswegen nicht wun- 
der, daß im Inland die Preise für Fertigerzeugnisse 
im Verlauf des Jahres ebenfalls stark anstiegen. Im 
September lagen sie um 8,6 vH höher als ein Jahr zu- 
vor. 

151 . Die Spielräume für Preiserhöhungen auf den 
ausländischen Märkten, die sich den deutschen Un- 
ternehmen durch die Abwertung der D-Mark boten, 
sind offenbar nur wenig genutzt worden. Die Preise 
exportierter Fertigwaren stiegen zwar auch wegen 
des verstärkten Kostendrucks im Inland im Durch- 
schnitt der ersten neun Monate um rund 5 vH, also 
noch stärker als im Vorjahr. Doch bedeutete dies we- 
gen der Abwertung der D-Mark einen wesentlich ge- 
ringeren Preisanstieg in ausländischer Währung. Da 
die Preise im Ausland im allgemeinen wesentlich 
stärker ötiegen als in der Bundesrepublik, gelang es 
den deutschen Exporteuren im Laufe des Jahres, 
Marktanteile wiederzugewinnen, bei Investitionsgü- 
tern mehr als bei Verbrauchsgütern. 

152 . Auch der Anstieg der Preise von importierten 
und im Inland produzierten Agrargütern trug erheb- 
lich zur Teuerung dieses Jahres bei. Der kräftige An- 
stieg der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro- 
dukte ab Herbst 1980 setzte sich in diesem Jahr fort. 
Hauptsächlich wegen eines rückläufigen Angebots 
konnten die Landwirte beim Verkauf pflanzlicher 
Produkte im September um 9 vH, bei tierischen Pro- 
dukten um 10 vH höhere Preise erzielen als vor Jah- 
resfrist. Importierte Agrarprodukte waren in den er- 
sten neun Monaten fast 9 vH teurer als ein Jahr zu- 
vor. 

Die Marktordnungspreise in der Europäischen Ge- 
meinschaft wurden auch in diesem Jahr wieder her- 


aufgesetzt, im Durchschnitt um 9,6 vH. Für die Land- 
wirtschaft in der Bundesrepublik ergab sich ein An- 
stieg der Garantiepreise in D-Mark von durch- 
schnittlich 5 vH, weil mit der Anhebung der Markt- 
ordnungspreise zugleich die für die Bundesrepublik 
gültigen Grenzausgleichssätze verringert wurden. 
Bei der Aufwertung der D-Mark im Rahmen des Eu- 
ropäischen Währungssystems Anfang Oktober wur- 
den die Grenzausgleichssätze wieder erhöht, so daß 
die Garantiepreise für die deutsche Landwirtschaft 
von der Änderung des Wertes der D-Mark unbeein- 
flußt blieben (Ziffer 57). Gleichwohl ergab sich aus 
der Neuregelung ein erhöhter Agrarschutz. Denn 
importierte Marktordnungsgüter haben sich verteu- 
ert, weil die Grenzausgleichssätze vorerst höher 
sind als der höheren Bewertung der D-Mark am De- 
visenmarkt entsprochen hätte. 

153 . Die Bauunternehmen konnten wegen der 
rückläufigen Nachfrage nach Bauleistungen ihre 
Preise viel weniger anheben als in den beiden voran- 
gegangenen Jahren, in denen diese zeitweise sogar 
mit zweistelligen Zuwachsraten gestiegen waren. 
Trotzdem lagen die Preise für private und öffentli- 
che Bauten im August 1981 immer noch fast 6 vH hö- 
her als ein Jahr zuvor. Selbst im Straßenbau, einem 
Bereich, in dem die Nachfrage wegen der massiven 
Kürzungen öffentlicher Aufträge stark zurückging, 
stiegen die Preise noch an. Sie lagen im August 1981 
fast 2 vH höher als vor einem Jahr. 


154 . Die Verbraucherpreise stiegen im Laufe des 
Jahres immer stärker an. Im Oktober lagen sie um 
6,7 vH über dem Stand des Vorjahres. Im Durch- 
schnitt des Jahres war die Lebenshaltung um 6 vH 
teurer als 1980 (Schaubild 19). 

155 . Besonders beunruhigend ist der starke An- 
stieg der Preise für industriell gefertigte Ver- 
brauchsgüter und Gebrauchsgüter, die im Preisin- 
dex für die Lebenshaltung zur Gruppe der sonstigen 
Waren gehören. Diese verteuerten sich im Laufe die- 
ses Jahres erheblich mehr als im letzten, und der 
Anstieg zeigt noch keine verläßliche Verlangsa- 
mung. Der Kern des Inflationsgeschehens liegt bei 
diesen Gütern, sowohl was dessen außenwirtschaft- 
liche Seite als auch was die Gefahr der binnenwirt- 
schaftlichen Anpassungsinflation angeht. Im Okto- 
ber waren die sonstigen Waren, deren Gewicht im 
Warenkorb des Preisindex für die Lebenshaltung 
46,5 vH beträgt, um 7,6 vH teurer als ein Jahr zu- 
vor. 

Aus der allgemeinen Preisentwicklung heraus 
sprang der Anstieg der Preise für ICraftstoffe. Sie ko- 
steten in den ersten neun Monaten ein Fünftel mehr 
als ein Jahr zuvor. Ab Mitte September sind die Ben- 
zinpreise dann schrittweise zurückgegangen. Die 
Wechselkursentwicklung und die Weltmarktlage 
beim Mineralöl spiegelten sich hier ziemlich unmit- 
telbar. Auch Heizöl war in den ersten neun Monaten 
weit überdurchschnittlich verteuert, nämlich um 
17 vH; inzwischen ist sein Preis ebenfalls etwas ge- 
sunken. 
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Schaubild 19 
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156 . Die Preise für Nahrungsmittel haben nach ei^ 
ner vorübergehenden Preisberuhigung in der zwei- 
ten Hälfte des vergangenen Jahres seit der Jahres- 
wende wieder stärker angezogen. Im Durchschnitt 
der ersten zehn Monate lagen sie um etwas über 
5 vH höher als 1980. Ohne die starke Erhöhung der 
Garantiepreise für landwirtschaftliche Produkte in 
der Europäischen Gemeinschaft und ohne die ab- 
wertungsbedingte Verteuerung der Nahrungsmittel, 
die aus Ländern außerhalb der Europäischen Ge- 
meinscheift importiert werden, wäre der Preisan- 
stieg für die Lebensmittel deutlich geringer ausge- 
fallen. Zudem verteuerten sich Spirituosen durch die 
kräftige Erhöhung der Branntweinmonopolabgaben 
zum 1. April 1981. 

157 . Die Wohnungsmieten wurden in diesem Jahr 
im Durchschnitt nicht ganz so stark erhöht wie im 
letzten Jahr. Im Oktober waren sie um 4,5 vH höher 
als vor Jahresfrist. Dabei war der Anstieg der Mie- 
ten für Altbauwohnungen mit 5,4 vH stärker als der 
für Neubauwohnimgen (4,3 vH) und hier wiederum 
im sozialen Wohnungsbau mit 4,7 vH stärker als im 
freifinanzierten Wohnungsbau (4,2 vH). 

Durchschnittliche Werte spiegeln allerdings gerade 
bei den Wohnungsmieten die regional unterschiedli- 
che Entwicklimg nur unzureichend wider. So ist es 
wegen der Knappheit des Angebots und der zuneh- 
menden Nachfrage nach Wohnungen in Ballungsge- 
bieten dort häufig zu überdurchschnittlichen Miet- 
preisanhebungen gekommen. 

Neue gesetzliche Regelungen, die die Möglichkeiten 
der Vermieter bei der Mietpreisgestaltung verbes- 
sern sollen, werden gegenwärtig beraten. Vorgese- 
hen ist, daß die Mietparteien in Zukunft die Möglich- 
keit haben sollen, eine Staffelmiete zu vereinbaren, 
das heißt eine Miete, bei der künftige Mietpreisan- 
hebungen schon bei Abschluß des Mietvertrages 
festgelegt werden. Das Zweite Wohnraumkündi- 
gimgsschutzgesetz soll noch in einigen weiteren 
Punkten geändert werden. 

158 . Die Preise der Dienstleistungen stiegen 1981 
mehr als in den vergangenen Jahren. Im Oktober 
1981 waren sie um 6,5 vH höher als im Vorjahr. 
Staatlich beeinflxißte Preise wurden dieses Jahr ver- 
mehrt heraufgesetzt. So wurden die Bahntarife 
gleich zweimal erhöht, insgesamt um 16,6 vH. Die zu- 
sätzlichen Einnahmen sollen helfen, den rapiden 
Anstieg des Defizits der Bundesbahn zu verringern. 
Die Postgebühren blieben annähernd konstant; für 
das nächste Jahr sind allerdings beim Brief- und Pa- 
ketdienst größere Preiserhöhungen angekündigt. 


V. Realeinkommen erstmals gesunken 

159 . Das Volkseinkommen, die Summe der Ein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit sowie aus Un- 
ternehmertätigkeit und Vermögen, ist 1981 nur we- 
nig gestiegen. Der Zuwachs ist mit 2 V 2 vH nicht ein- 
mal halb so groß wie im letzten Jahr, Real, also an 
der Kaufkreift gemessen, waren die Einkommen so- 
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gar deutlich niedriger als im Jahr 1980. Es wurde 
nicht nur weniger produziert, sondern ein größerer 
Teil der Produktion mußte an das Ausland abgetre- 
ten werden, weil sich die Terms of Trade weiter ver- 
schlechterten. 

Die Arbeitnehmer, für die Reallohnsicherung im 
Mittelpunkt der Lohnrunde gestanden hatte, muß- 
ten im Ergebnis eine Verringerung ihres Realein- 
kommens hinnehmen. Noch mehr haben die Bezie- 
her von Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen eingebüßt. Diese Einkommen waren in 
der Summe sogar nominal deutlich niedriger als im 
Vorjahr. Allerdings gab es hier große Unterschiede. 
Bei insgesamt deutlich gedrücktem Niveau waren 
die Gewinne, die im Anpassungsprozeß erzielt wer- 
den konnten, in den einzelnen Bereichen der Wirt- 
schaft sehr unterschiedlich. Nochmals recht kräftig 
sind hingegen die Zinseinkommen gestiegen. 

Der Anteil der Arbeitnehmereinkommen am Volks- 
einkommen erhöhte sich. Dies war jedoch eher über- 
raschendes Ergebnis der Entwicklung im Laufe des 
Jahres als Folge einer forcierten Lohnpolitik. Daß 
die notwendige Korrektur in der nächsten Lohn- 
runde gefunden werden könnte, erscheint nicht un- 
wahrscheinlich. 

Änderungen der Abgabenregelungen und der Ein- 
kommensübertragungen, durch die der Staat in die 
Einkommensverteilung eingreift, spielten in diesem 
Jahr wieder eine größere Rolle als im vergange- 
nen. 

160 . Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen, die neben den Gewinnen der Un- 
ternehmen die Einkommen der Selbständigen, alle 
Zinseinkommen sowie Mieten und Pachten umfas- 
sen, waren in diesem Jahr um 3 vH niedriger als 
1980. Schon in der zweiten Jahreshälfte 1980 waren 
sie im Zusammenhang mit der Produktion sab- 
schwächung deutlich zurückgegangen. Im ersten 
Halbjahr 1981 stagnierten sie auf dem gedrückten 
Niveau trotz eines kräftigen Anstiegs der Zinsein- 
kommen. Im späteren Verlauf des Jahres führte die 
Stabilisierung der Produktion bei rückläufiger Be- 
schäftigung zu Produktivitätssteigerungen und in 
Verbindung mit mehr Spielraum, die Preise anzuhe- 
ben, wieder zu einem leichten Anstieg der Einkom- 
men. Die vorangegangene Abnahme wurde dadurch 
jedoch nicht ausgeglichen. 


161 . Die Unternehmenseinkommen sind aufs 
ganze Jahr gesehen offenbar erheblich zurückge- 
gangen. Das zeigt sich, wenn von den Bruttoeinkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen die 
Vermögenseinkommen abgezogen werden. Die Ver- 
mögenseinkommen haben wegen des Anstiegs der 
Zinsen im Jahre 1981 besonders stark zugenommen; 
sie fließen allen Eigentümern von Vermögen, den 
Unternehmen nur zu einem kleinen Teil zu. Die ver- 
bleibende Restgröße enthält neben den Unterneh- 
mensgewinnen allerdings auch noch die Einkom- 
men der Selbständigen; über sie gibt es, abgesehen 
von der Landwirtschaft, keine aktuellen Informatio- 
nen. 


162 . In der Industrie ist der Ertragsrückgang in 
diesem Jahr wahrscheinlich besonders ausgeprägt 
gewesen. Darauf deutet die Entwicklung der Ge- 
winnmargen im verarbeitenden Gewerbe hin (Ziffer 
93). Anhaltspunkte über die aktuelle Situation lie- 
fern auch die Zwischenberichte von Industrieaktien- 
gesellschaften zum 30. Juni 1981. Danach haben die 
Erträge des Vorjahres nur in wenigen Unternehmen 
gehalten werden können. 

Im Blick muß dabei sein, daß nach Untersuchungen 
der Deutschen Bundesbank die Unternehmenser- 
träge im Laufe des vergangenen Jahrzehnts tenden- 
ziell rückläufig waren und daß nur wenige Jahre 
eine gewisse Erholung in dieser Entwicklung mar- 
kieren (Ziffer 485). Die gleiche Entwicklung zeigt 
sich, wenn man die Verhältnisse nur bei den Indu- 
strieaktiengesellschaften zugrunde legt. Allerdings 
entwickelten sich die Gewinne in den einzelnen 
Branchen sehr unterschiedlich. Stark war der Rück- 
gang in der elektrotechnischen Industrie, ausge- 
prägt auch in der chemischen Industrie. Die Auto- 
mobilindustrie konnte den Ertragseinbruch, den sie 
Mitte der siebziger Jahre zu verzeichnen hatte, wie- 
der weitgehend wettmachen. Auch der Maschinen- 
bau gewann nach einem erheblichen Ertragsrück- 
gang zu Beginn der siebziger Jahre in jüngerer Zeit 
wieder an Boden. 

163 . In der Landwirtschaft hat die Verschlechte- 
rung der Einkomtnenslage angehalten. Die starke 
Verteuerung der Betriebsmittel und der Kredite 
konnte nicht durch eine Verbesserung der Erlöse 
auf gefangen werden. Für das Wirtschaftsjahr 1980/ 
81 ist insgesamt mit einem Einkommensrückgang in 
der Größenordnung von 12 vH zu rechnen; von der 
Einkommensentwicklung her hat der Druck auf 
eine Beschleunigung des Strukturwandels und auf 
einen Abbau der hohen Agrarüberschüsse also zuge- 
nommen (JG 80 Ziffern 417 ff.). 

Zu der hier und da befürchteten Welle von Insolven- 
zen und Notverkäufen ist es gleichwohl nicht ge- 
kommen. Die Anzahl der Insolvenzen in der Land- 
wirtschaft ist nach wie vor sehr niedrig. Im Verlauf 
des Jahres hat dann der Anstieg der Erzeugerpreise 
die Einkommenssituation in der Landwirtschaft 
wieder etwas entspannt. 

164 . Die Lohneinkommen der Arbeitnehmer ha- 
ben sich in diesem Jahr um knapp 5 vH erhöht. Da 
im laufenden Jahr rund 200 000 weniger Arbeitneh- 
mer beschäftigt waren, ist die Steigerung der Ein- 
kommen je beschäftigten Arbeitnehmer etwas hö- 
her; sie beträgt fast 6 vH, verglichen mit 6,5 vH im 
Jahre 1980. 

Der Anteil der Einkommen aus unselbständiger Ar- 
beit am Volkseinkommen, der schon 1980 kräftig zu- 
genommen hatte, ist auch in diesem Jahr noch ein- 
mal angestiegen. Mit fast 74 vH war die Lohnquote 
höher als in der Rezessionsphase 1974/75. Der An- 
stieg hängt zu einem wesentlichen Teil allerdings 
damit zusammen, daß der Anteil der abhängig Be- 
schäftigten an allen Erwerbstätigen weiter zuge- 
nommen hat. Berücksichtigt man diesen Wandel in 
der Erwerbstätigenstruktur, so bleibt es zwar dabei. 
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daß die Lohnquote gegenüber dem Vorjahr beträcht- 
lich gestiegen ist; an das hohe Niveau von 1974/75 
reicht sie jedoch nicht ganz heran (Tabelle 14). 

Die Lohnquote und deren Veränderung sagt über die 
Entwicklung der personellen Einkommensvertei- 
lung nichts und über die der funktionellen Einkom- 
mensverteilung nur wenig aus. So sind etwa 
Schlüsse darüber, wie sich der Einkommensteil ent- 
wickelt hat, der als Entgelt für den wachsenden Ka- 
pitaleinsatz der Wirtschaft zur Verfügung steht, auf- 
grund der Lohnquote nicht möglich. Zu heterogen ist 
die Größe der Gewinn- und Vermögenseinkommen. 
Der Anteil der Einkommen aus unselbständiger Ar- 
beit an der Wertschöpfung in einzelnen Wirtschafts- 
bereichen ist hier schon etwas aussagekräftiger. Im 
verarbeitenden Gewerbe hat sich diese Quote in den 
Jahren 1960 bis 1980 von 65V2 vH auf 82 vH erhöht. 
In noch engerer Abgrenzung, nämlich für einen 
wichtigen Teil der Industrie, läßt sich eine Brutto- 
lohnquote aufgrund der Bilanzen von Industrieak- 
tiengesellschaften bestimmen. Darin ist der gesamte 
Personalaufwand auf die Wertschöpfung der Unter- 


Tabelle 14 


Zur Entwicklung der Lohnquote 

vH 


Jahr 

Lohnquote 

Anteil der Arbeit- 
nehmer an den 
Erwerbstätigen 

tatsächlich 

bereinigt 

1960 


60,4 

60,4 

77,2 

1961 


62,7 

62,1 

78,0 

1962 


64,1 

62,8 

78,8 

1963 


65,1 

63,2 

79,5 

1964 


64,8 

62,3 

80,3 

1965 


65,6 

62,6 

80,9 

1966 


66,6 

63,3 

81,2 

1967 


66,4 

63,2 

81,1 

1968 


64,8 

61,3 

81,6 

1969 


66,1 

61,8 

82,5 

1970 


67,8 

62,7 

83,4 

1971 


69,1 

63,6 

83,9 

1972 


69,5 

63,8 

84,2 

1973 


70,7 

64,6 

84,5 

1974 


72,6 

66,3 

84,5 

1975 


72,3 

66,1 

84,5 

1976 


71,3 

64,9 

84,9 

1977 


71,5 

64,7 

85,2 

1978 


71,0 

64,0 

85,6 

1979 


70,9 

63,6 

86,1 

1980 

72,2 

64,5 

86,4 

1981*) 

73,7 

65,7 

86,6 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in vH des Volksein- 
kommens. 

Lohnquote bei konstant gehaltenem Anteil der Arbeitnehmer an den 
Erwerbstätigen im Jahre 1960. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Eigene Schätzung. 


nehmen bezogen. Diese Quote ist zwischen 1960 und 
1980 laufend gestiegen, und zwar von rund 70 vH auf 
rund 81 vH. Sie war bei den kleineren Aktiengesell- 
schaften höher als bei den größeren. Im Niveau sind 
diese Quoten mit der gesamtwirtschaftlichen Lohn- 
quote nicht vergleichbar. 

165 . Zu fragen ist, wie sich die Entwicklung der 
Löhne aus gesamtwirtschaftlicher Sicht darstellt, 
wenn gleichzeitig die Produktivitätsentwicklung 
und die Steigerung von anderen Kosten und Preisen 
ins Bild genommen wird, kurz wie sich die Reallohn- 
position der Arbeitnehmer verändert hat. Sie war 
dieses Jahr erneut höher als im Vorjahr. Zwar ist der 
Lohnaufwand für die Beschäftigung eines Arbeit- 
nehmers etwas weniger gestiegen als im letzten 
Jahr. Das Produktionsergebnis je Erwerbstätigen 
erhöhte sich aber kaum. Was an Produktivitätszu- 
wachs erzielt wurde, war nur etwas mehr als das, 
was an erhöhten Kapitalkosten in Rechnung zu stel- 
len ist. Außerdem haben sich die Austauschbedin- 
gungen mit dem Ausland nochmals stark ver- 
schlechtert. Von Veränderungen der indirekten 
Steuern und Subventionen gab es geringe Entla- 
stungen. Bezieht man schließlich ein, deiß die Preise, 
die die Unternehmen im Inland erzielen konnten, er- 
neut stark angestiegen sind, dann ergibt sich alles in 
allem in diesem Jahr ein Anstieg der Reallohnposi- 
tion der Arbeitnehmer um 1,1 vH (Tabelle 15). 

166 . In diesem Jahr hat der Staat die Lohn- und 
Einkommensteuer gesenkt. Diesen Entlastungen 
standen höhere Beitragszahlungen an die Renten- 
versicherung und die Krankenversicherung gegen- 
über. Staatliche Übertragungen an private Haus- 
halte wurden aus sozialpolitischen und familienpoli- 
tischen Gründen erhöht, sie stiegen aber auch in- 
folge der sich verschlechternden Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt an. Insgesamt betrafen diese 
Maßnahmen mehr die privaten Haushalte als die 
Unternehmen. 

167 . Die Nettoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen fielen um 2 vH, die Bruttoein- 
kommen um 3 vH niedriger aus als im letzten Jahr 
(Tabelle 16). Die Vorauszahlungen auf die Steuer- 
schuld wurden bei vielen Unternehmen wegen der 
schlechten Ertragslage herabgesetzt. Überdies 
wurde die Änderung des Steuertarifs, die seit dem 
1. Januar dieses Jahres gilt, in den Vorauszahlungen 
teilweise berücksichtigt. Weitere Steuerentlastun- 
gen, wie beispielsweise die erhöhte steuerliche Ab- 
zugsfähigkeit von Vorsorgeaufwendungen, führen 
erst in späteren Jahren zu geringeren Steuerzahlun- 
gen. 

168. Für die Arbeitnehmer brachten die Änderung 
des Steuertarifs, die bundeseinheitliche Regelung 
der Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten 
und der schon seit dem letzten Jahr höhere Weih- 
nachtsfreibetrag eine Dämpfung des Anstiegs der 
Abgaben an den Staat. Dem stand freilich die Her- 
aufsetzung der Beiträge an die Sozialversicherung 
gegenüber. Denn im Jahre 1978 war festgelegt wor- 
den, zur Konsolidierung der Rentenversicherung 
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Tabelle 15 


Zur Entwicklung der Reallohnposition 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Jahr 

Brutto- 
lohn- und 
-gehalts- 
summe je 
Arbeit- 
nehmer^) 

Lohn- 
kosten- 
effekt der 
Arbeit- 
geber- 
beiträge 

Produk- 

tivitäts- 

effekt 

Kapital- 

kosten- 

effekt 

Terms of 
Trade- 
Effekt') 

Kosten- 
effekt 
von in- 
direkten 
Steuern 
und Sub- 
ventionen 

Preis- 
effekt 
(Privater 
Ver- 
brauch 
und staat- 
liche 
Käufe) . 

Reallohn- 

position, 

neue 

Rechnung 
(l)+(2) 
minus 
(3) bis (7) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

1963 

+ 6,0 

-0,1 

+3,0 

-0,1 

-0,3 

+ 0,7 

+3,0 

-0,5 

1964 

+ 9,6 

-0,8 

+ 7,4 

-0,1 

+ 0,1 

-0,1 

+2,4 

-1,0 

1965 

+ .8,9 

+ 0,3 

+ 5,4 

-0,4 

-0,1 

+ 0,8 

+ 3,1 

+ 0,1 

1966 


+ 0,4 

+ 2,9 

-0,4 

+ 0,0 

+0,1 

+3,8 

+ 0,8 

1967 

+ 3,1 

-0,1 

+ 3,6 

-0,5 

+ 0,2 

-0,5 

+ 1,5 

-1,3 

1968 

+ 6,4 

+ 0,5 

+ 6,7 

-0,8 

-0,2 

+ 1,4 

+ 2,2 

-2,2 

1969 

+ 9,1 

+ 0,2 

+ 6,7 

-0,7 

+ 0,1 

-2,6 

+ 2,3 

+3,3 

1970 

+ 15,1 

+ 0,8 

+ 5,0 

-0,4 

+0,8 

+ 2,4 

+4,7 

+ 2,7 

1971 


+ 0,3 

+3,3 

-0,5 

+ 0,6 

+ 0,0 

+ 6,1 

+ 1,5 

1972 

+ 9,1 

+ 0,9 

+ 4,4 

+ 0,5 

+ 0,4 

-0,2 

+ 5,4 

-0,6 

1973 

+ 11,9 

+ 0,7 

+ 5,0 

+ 0,3 

-0,9 

+ 0,3 

+ 7,1 

+ 0,5 

1974 


+ 0,7 

+ 2,8 

-0,6 

-1,4 

+ 1,0 

+7,7 

+ 2,0 

1975 

+ 7,1 

+ 0,6 

+ 1,9 

-0,0 

+ 1,1 

+ 1,0 

+ 6,1 

-2,5 

1976 

+ 7,7 

+ 0,9 

+ 7,0 

-0,2 

-0,6 

-0,3 

+ 4,1 

-1,3 

1977 


-0,3 

+ 3,5 

-0,4 

+ 0,0 

-0,1 

+ 3,8 

-0,2 

1978 

'j 

+ 5,3 

+ 0,4 

+2,7 

+ 0,0 

+ 0,9 

-0,1 

+ 2,7 

-0,6 

1979 

+ 5,7 

+ 0,2 

+ 3,5 

-0,7 

-0,9 

-0,5 

+ 4,4 

-0,1 

1980j 

+ 6,6 

-0,1 

+ 1,1 

-0,4 

-1,3 

+ 0,1 

+ 5,9 

+ 1,1 

1981') 

+ 5,6 

+ 0,5 

+0,7 

-0,3 

-1,3 

+ 0,1 

+5,9 

+ 1,1 


Gesamtwirtschaft ohne Staat. Berechnung der Spalte (8) durch multiplikative Verknüpfung. Zur Berechnung siehe methodische Erläuterungen 
Anhang V, Abschnitt B. 

Inland. 

Tatsächliche und unterstellte Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 

'‘) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen. 

Gesamtwirtschaft. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 

Eigene Schätzung. 
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den Beitragssatz 1981 von 18 vH auf 18,5 vH zu erhö- 
hen. Der drastische Anstieg der Kosten im Gesund- 
heitswesen hat auch die Krankenversicherungen 
veranlaßt, ihre Beitragssätze anzuheben, und zwar 
durchschnittlich um ebenfalls V 2 Prozentpunkt. Die 
Nettoeinkommen nahmen bei einem Anstieg der ge- 
samten Abzüge um 6 vH nur um rund 3 V 2 vH zu. 


169 . Die Einkommen, die der Staat an die privaten 
Haushalte überträgt, sind in diesem Jahr, nimmt 
man sie mit den Rentenzahlungen zusammen, na- 
hezu doppelt so stark gestiegen wie die Arbeitsein- 
kommen, und zwar um fast 8 vH auf 238 Mrd DM. Da 
die Arbeitslosigkeit zugenommen hat, waren die Un- 
terstützungszahlungen an die Arbeitslosen 1981 mit 


Tabelle 16 


Verteilung des Volkseinkommens 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Zeitraum 

Volks- 

einkommen 

Einkommen aus 

unselbständiger Arbeit 

U nternehmert ätigkeit 
und Vermögen 

brutto 

netto 

brutto^) 

netto 

1965 bis 1970 1 

+ 8,3 

+ 9,0 

+ 

7,1 

+ 6,8 

+ 7,8 

1971 bis 1980 i") 

+ 7,7 

+ 8,2 

+ 

6,8 

+ 6,4 

+ 6,3 

1965 bis 1980 J 

+ 8,1 

+ 8,8 

+ 

7,1 

+ 6,6 

+ 6,8 

1970 

+ 15,2 

+ 18,1 

+ 14,9 

+ 9,5 

+ 14,7 

1971 

+ 10,9 

+ 13,0 

+ 10,6 

+ 6,4 

+ 5,9 

1972 

+ 9,2 

+ 9,9 

+ 

9,1 

+ 7,6 

+ 7,9 

1973 

+ 11,7 

+ 13,5 

+ 

9,0 

+ 7,5 

+ 3,2 

1974 

+ 7,1 

+ 10,0 

+ 

7,8 

+ 0,1 

+ 0,3 

1975 

+ 4,4 

+ 4,1 

+ 

3,6 

+ 5,4 

+ 8,2 

1976 

+ 8,9 

+ 7,4 

+ 

3,9 

+ 12,8 

+ 11,2 

1977 

+ 6,7 

+ 6,9 

+ 

5,9 

+ 6,0 

+ 1,4 

1978 . 

+ 7,4 

+ 6,7 

+ 

7,5 

+ 9,1 

+ 12,6 

1979 

+ 7,8 

+ 7,7 

+ 

7,8 

+ 8,3 

+ 10,6 

1980 1 

+ 6,0 

+ 7,9 

+ 

6,4 

+ 1,4 

+ 2,4 

1981“) 

+ 2 V 2 

+ 5 

+ 

3 V 2 

- 3 

- 2 


Bruttolohn- und -gehaltssumme zuzüglich Sozialbeiträge der Arbeitgeber. 

Bruttolohn- und -gehaltssumme abzüglich Lohnsteuer (einschließlich Erstattungen beim Jahreslohnsteuerausgleich) und Sozialbeiträge der 
Arbeitnehmer. 

Oie direkten Steuern sind unter anderem nicht bereinigt um den Saldo aus Erstattungen und Nachzahlungen von Steuern auf Einkünfte aus 
unselbständiger Arbeit der gemäß § 46 EStG veranlagten Lohnsteuerpflichtigen. 

Im wesentlichen: Einkommen der privaten Haushalte und des Staates aus Zinsen, Dividenden und sonstigen Ausschüttungen der Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, Einkommen der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen abzüglich direkter Steuern und ähnlichem wie zum Beispiel Pflichtbeiträge der 
Selbständigen zur Sozialversicherung. 

®) Durchschnittlich jährliche Veränderung. 

Vorläufige Ergebnisse. 

®) Eigene Schätzung. 
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Tabelle 17 


Rentenniveau 


Jahr 

Monatliche 

Rente 

Altersruhegeld 
gemessen am 

Brutto- 

Netto- 

arb eits entgeh ‘^) 

bei 40 anrechnungsfähigen 
Versicherungsjahren 

DM 

vH 

1957 

214,10 

50,9 

59,3 

1958 

214,10 

48,2 

56,7 

1959 

227,10 

48,6 

57,1 

1960 

240,60 

47,3 

56,3 

1961 

253,60 

45,3 

54,3 

1962 

266,30 

43,6 

52,5 

1963 

283,90 

43,8 

53,0 

1964 

307,10 

43,5 

53,0 

1965 

335,90 

43,7 

52,7 

1966 

363,80 

44,1 

54,0 

1967 

392,90 

46,1 

56,7 

1968 

424,50 

46,0 

57,4 

1969 

459,80 

45,7 

57,9 

1970 

489,00 

44,0 

56,9 

1971 

515,90 

41,5 

54,6 

1972 

548,40 

43,5 

57,3 

1973 

600,40 

41,6 

56,6 

1974 

668,60 

41,6 

57,4 

1975 

743,50 

43,2 

59,5 

1976 

826,00 

44,8 

63,3 

1977 

916,90 

46,3 

66,2 

1978 

1 008,10 

46,1 

65,2 

1979 

1 053,50 

45,7 

64,4 

1980 

1 095,60") 

44,6 

63,5 

1981^) 

1 139,50 

42,8 

61,7 


’) Für Bestandsrenten in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten bei einer persönlichen Bemessungsgrundlage von 
100 vH (Durchschnittsverdienst). 

Rentenbetrag am 1. Januar des Jahres. 

Rentenbetrag im Kalenderjahr; Abzug (1968, 1969) und Rückzah- 
lung (1972) des Eirankenversicherungsbeitrages berücksichtigt. 

“*) Durchschnittliches Brutto) ahresarbeitsentgelt aller Versicherten; 
das Nettoarbeitsentgelt ist daraus berechnet durch Abzug der durch- 
schnittlichen Belastung aller beschäftigten Arbeitnehmer mit Lohn- 
steuer und Sozialbeiträgen entsprechend den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen. 

^) Eigene Schätzung. 

Schätzung. 

Quelle: BMA 


9 V 2 Mrd DM um 3 V 2 Mrd DM höher als 1980. Über- 
dies wurden zu Beginn des Jahres die familienpoliti- 
schen Leistungen ausgeweitet. Das Kindergeld 
wurde auf gestockt; die Zahlungen nahmen von 17,3 
Mrd DM im Jahre 1980 auf 19 Mrd DM im Jahre 1981 
zu. Auch die familienbezogenen Leistungen beim 
Wohngeld wurden angehoben. Insgesamt stiegen die 
Ausgaben hier gegenüber dem Vorjahr um 0,2 Mrd 
DM auf etwas über 1 Mrd DM. Die Rentenerhöhung 
war für dieses Jahr vergleichsweise niedrig bemes- 
sen. Um das finanzielle Gleichgewicht der Renten- 
versicherung wieder herzustellen, war im Jahre 1978 
abweichend von der bisherigen Praxis der Anstieg 
der Renten für drei Jahre von der Entwicklung der 
Bruttolöhne losgelöst worden; die Renten wurden 
1981 um 4 vH angehoben. Sie sind damit schwächer 
gestiegen als das durchschnittliche Einkommen der 
Arbeitnehmer (Tabelle 17). 

170 . In der Summe ergaben die Nettoeinkommen 
der Arbeitnehmer, die Rentenzahlungen und die 
sonstigen Einkommensübertragungen des Staates 
an die privaten Haushalte sowie die Einkommen, die 
diese aus selbständiger Tätigkeit, aus der Gewinn- 
ausschüttung von Unternehmen und aus Zinsen er- 
zielten, für die Haushalte ein verfügbares Einkom- 
men, das mit 999 Mrd DM um rund 5V2vH höher 
was als 1980. Im letzten Jahr hatte die Zunahme 
merklich höher gelegen. 


171 . War den Haushalten unter Berücksichtigung 
des Geldwertschwundes 1980 ein Mehr an Kaufkraft 
von rund 2 vH geblieben, so mußten sie 1981 bei Prei- 
sen, die um 6 vH höher lagen als im Vorjahr, einen 
Verlust an Kaufkraft hinnehmen (Tabelle 18). Ihr 
verfügbares Realeinkommen ist damit erstmals ge- 
sunken. 


172 . Fraglich ist, wieviel von dieser Entwicklung 
auf die kräftige reale Abwertung der D-Mark 1981 
zurückgeht. Ohne Abwertung wäre weniger Kauf- 
kraft an das Ausland abgetreten worden; die Real- 
einkommen wären insoweit höher gewesen. Ohne 
Abwertung hätte aber auch weniger exportiert wer- 
den können, und es wäre mehr importiert worden; 
die aus inländischer Produktion verdienten Einkom- 
men wären insoweit niedriger ausgefallen. Die 
Schätzungen sind nicht eindeutig, ob ihm Jahre 1981 
die negativen oder die positiven Einkommenswir- 
kungen dominierten. Im allgemeinen dürften ä la 
longue die positiven Wirkungen der Abwertung 
überwiegen, vorausgesetzt, daß eine Anpassungsin- 
flation unterbleibt, welche die günstigen Wirkungen 
der Abwertung auf die Exporte und die Importmen- 
gen rasch zunichte machen könnte. 

Fest steht: Das Jahr 1981 brachte einen Rückgang an 
realer Kaufkraft — und das hat es seit Bestehen der 
Bundesrepublik noch nicht gegeben. 
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Tabelle 18 


Zur Entwicklung des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte 


Jahr 

Nettolohn- 

und 

-gehalts- 

summe 

Entnom- 
mene Ge- 
Avinne und 
Vermö- 

Empfan- 

gene 

laufende 

Übertra- 

Verfüg- 

bares 

Ein- 

kommen 

Nettolohn- 

und 

-gehalts- 

summe 

Entnom- 
mene Ge- 
winne und 
Vermö- 

Empfan- 

gene 

laufende 

Übertra- 

Verfügbares 

Einkommen 



gensein- 

kommen 

gungen'') 

gensein- 

kommen 

gungen^) 

nominal 

real 



Mrd DM 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1965 bis 19701 

- 





+ 7,1 

+ 9,4 

+ 7,5 

+ 7,7 

+ 5,1 

1971 bis 198o[’) 





+ 7,6 

+ 9,5 

+ 12,5 

+ 9,1 

+ 3,2 

1965 bis 1980-1 

— 




+ 7,1 

+ 8,9 

+ 9,8 

+ 8,1 

+ 3,7 

1970 


236,87 

111,26 

77,80 

425,93 

+ 14,9 

+ 9,0 

+ 5,5 

+ 11,5 

+ 7,7 

1971 


262,03 

123,28 

86,17 

471,48 

+ 10,6 

+ 10,8 

+ 10,8 

+ 10,7 

+ 5,0 

1972 


285,77 

141,01 

97,59 

524,37 

+ 9,1 

+ 14,4 

+ 13,3 

+ 11,2 

+ 5,3 

1973 


311,41 

151,64 

108,86 

571,91 

-f- 9,0 

+ 7,5 

+ 11,5 

+ 9,1 

+ 1,8 

1974 


335,75 

158,05 

126,45 

620,25 

+ 7,8 

+ 4,2 

+ 16,2 

+ 8,5 

+ 1,4 

1975 


347,85 

173,88 

159,98 

681,71 

+ 3,6 

+ 10,0 

+ 26,5 

+ 9,9 

+ 3,5 

1976 


361,28 

188,67 

171,19 

721,14 

+ 3,9 

+ 8,5 

+ 7,0 

+ 5,8 

+ 1,3 

1977 


382,74 

197,80 

185,49 

766,03 

+ 5,9 

+ 4,8 

+ 8,4 

+ 6,2 

+ 2,4 

1978 


411,59 

208,43 

196,07 

816,09 

+ 7,5 

+ 5,4 

+ 5,7 

+ 6,5 

+ 3,8 

1979 


443,90 

232,05 

206,77 

882,72 

+ 7,9 

+ 11,3 

+ 5,5 

+ 8,2 

+ 4,1 

1980 

472,17 

254,98 

220,86 

948,01 

+ 6,4 

+ 9,9 

+ 6,8 

+ 7,4 

+ 1,9 

1981®) 

490 

271 

238 

999 

+ 3^/2 

+ 6 V 2 

+ 8 

+ 5^/2 

- V 2 


Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Bruttolohn- und -gehaltssumme abzüglich Lohnsteuer und Sozialbeiträge der Arbeitnehmer. 

Nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden. 

Soziale Leistungen vom Staat, von Unternehmen, von privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter und von der übrigen Welt nach Abzug 
nichtzurechenbarer geleisteter laufender Übertragungen und der Lohnsteuer auf Pensionen. 

Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Deflationiert mit dem Preisindex des Privaten Verbrauchs (1970 = 100). 

Durchschnittlich jährliche Veränderung. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Eigene Schätzung. 


VI. Weiterhin außenwirtschaftliches 
Ungleichgewicht 


Defizit der Leistungsbilanz noch hoch 

173 . Bereits im dritten Jahr hintereinander gehört 
ein Leistungsbilanzdefizit in erheblicher Höhe zu 
der Vielzahl der Probleme, mit denen sich die Wirt- 
schaftspolitik konfrontiert sieht. Trotz der sich ab- 
zeichnenden Wende besteht weiterhin ein beträcht- 
licher Anpassungsbedarf. Der Fehlbetrag belief sich 
von Januar bis September 1981 auf 26,8 Mrd DM. 
Das Defizit wird sich im weiteren Verlauf dieses 
Jahres voraussichtlich noch ein wenig vermindern. 
Im Jahre 1980 waren es 30 Mrd DM gewesen (Ta- 
belle 19). Der Vergleich mit dem Vorjahr läßt freilich 
die Verbesserung der außenwirtschaftlichen Situa- 
tion, die sich im Jahresverlauf 1981 ergab, nicht voll 


sichtbar werden. Nachdem die Leistungsbilanz, 
schaltet man Saisoneinflüsse aus, im ersten Viertel- 
jahr mit einem Defizit von 9,8 Mrd DM noch einmal 
besonders tief in die roten Zahlen geraten war, 
setzte sich im zweiten Vierteljahr eine deutliche 
Besserung durch, die im dritten Vierteljahr bestätigt 
wurde (Schaubild 20). Ausschlaggebend dafür war 
die positive Entwicklung des Warenhandels, der in 
diesem Jahr voraussichtlich einen Überschuß von 
23 Mrd DM aufweisen wird, nach 9 Mrd DM 1980. 
Die seit 1979 eingetretene reale Abwertung der D- 
Mark hat in diesem Jahr trotz der Konjunktur- 
schwäche in der Welt die deutschen Exporte kräftig 
steigen lassen und dazu beigetragen, daß die Im- 
porte real abgenommen haben. Als Anzeichen für 
die Fortschritte, die bei der Überwindung des außen- 
wirtschaftlichen Ungleichgewichts erreicht wurden, 
können darüber hinaus die seit August wieder zu be- 
obachtende Aufwertungstendenz für die D-Mark so- 
wie die nachgebenden Zinsen gewertet werden. 
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Tabelle 19 


Wichtige Posten der Zahlungsbilanz 

Mrd DM 


Posten 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Jan-Sep 

A. Leistungsbilanz 

+ 12,4 

+ 26,6 

+ 9,9 

+ 9,9 

+ 9,5 

+ 18,4 

- 9,6 

-29,8 

-26,8 

1. Handelsbilanz^) 

+33,0 

+ 50,8 

+37,3 

+34,5 

+ 38,4 

+ 41,2 

+ 22,4 

+ 8,9 

+ 13,4 

Ausfuhr 

178,4 

230,6 

221,6 

256,6 

273,6 

284,9 

314,5 

350,3 

287,2 

Einfuhr 

145,4 

179,7 

184,3 

222,2 

235,2 

243,7 

292,0 

341,4 

273,7 

2. Dienstleistungsbilanz 

- 5,0 

- 7,0 

- 8,3 

- 6,6 

-10,8 

- 7,4 

-11,5 

-14,7 

-19,5 

darunter: 

- Reiseverkehr 

-10,9 

-12,4 

-14,7 

1 

1 

-16,4 

-19,0 

-21,9 

-25,8 

-21,8 

- Kapitalerträge 

+ 1,6 

+ 0,9 

+ 2,4 

+ 3,3 

+ 0,4 

+ 5,1 

+ 4,5 

+ 3,2 

- 3,1 

- Transportleistungen . . 

+ 4,4 

+ 5,9 

+ 6,0 

+ 5,7 

+ 6,0 

+ 5,7 

+ 6,3 

+ 8,1 

+ 5,8 

3. Übertragungsbilanz 

-15,5 

-16,1 

-17,9 

-17,8 

-18,2 

-17,4 

-20,7 

-24,0 

-20,6 

darunter: 

- Überweisungen auslän- 
discher Arbeitskräfte . . 

- Nettobeitrag zum Haus- 

- 8,2 

- 7,7 

- 7,4 

- 6,7 

- 6,1 

- 5,9 

- 6,5 

- 6,9 

- 5,8 

halt der Europäischen 
Gemeinschaften 

- 1,9 

- 1,7 

- 3,5 

- 3,3 

- 3,7 

- 2,3 

- 4,1 

- 4,1 

- 5,0 

4. Ergänzungen zum Warenver- 










kehr^) und Transithandel . 

- 0,1 

- 1,3 

- 1,2 

- 0,1 

+ 0,0 

+ 2,1 

+ 0,2 

- 0,1 

- 0,1 

B. Kapitalbilanz (Kapitalexport: — ) 

+ 13,1 

-25,3 

-13,3 

- 1,0 

- 0,3 

+ 5,4 

+ 9,9 

+ 5,6 

+30,5 

1. Langfristige Kapitalbilanz . 

+ 13,0 

- 6,3 

-18,2 

- 1,5 

-12,9 

- 2,9 

+ 10,8 

+ 6,9 

+ 14,5 

darunter: 

- Direktinvestitionen . . . 

+ 0,9 

+ 0,5 

- 3,3 

- 3,5 

- 3,2 

- 4,1 

- 6,3 

- 6,2 

• - 2,6 

- Portfolioinvestitionen . 

- Kredite und Darlehen 

+ 6,9 

- 3,0 

- 4,2 

+ 3,9 

- 3,1 

- 1,0 

+ 2,9 

- 6,7 

-• 2,1 

der Banken 

+ 8,0 

- 2,4 

-11,4 

- 3,7 

- 4,4 

+ 6,2 

+ 16,6 

- 0,1 

+ 4,2 

- Öffentliche Kredite . . . 

- 2,2 

- 0,9 

+ 1,2 

+ 2,4 

- 1,6 

- 3,3 

- 1,5 

+ 21,4 

+ 16,3 

2. Kurzfristige Kapitalbilanz . 

+ 0,2 

-19,0 

+ 4,9 

+ 0,4 

+ 12,6 

+ 8,4 

- 1,0 

- 1,2 

+ 16,0 

darunter: 

- Kurzfristige Nettofor- 










derungen der Banken . . 

- '5,1 

- 9,7 

- 2,3 

+ 6,7 

+ 8,1 

+ 10,1 

+ 4,3 

- 9,3 

- 2,8 

- Finanzkredite 

+ 0,6 

+ 3,1 

+ 2,5 

- 0,0 

+ 8,5 

+ 1,1 

- 3,2 

+ 13,3 

+ 15,4 

- Handelskredite 

+ 4,6 

-12,4 

+ 4,1 

- 5,7 

- 3,9 

- 3,9 

- 1,7 

- 4,8 

- 1,6") 

C. Saldo der statistisch erfaßten 










Transaktionen (A -f B) 

+ 25,5 

+ 1,3 

- 3,4 

+ 

00 

CD 

+ 9,2 

+ 23,9 

+ 0,2 

-24,2 

+ 3,7 

D. Saldo der statistisch nicht auf- 










gliederbaren Transaktionen 
(Restposten) 

+ 0,9 

- 3,2 

+ 1,1 

- 0,1 

+ 1,2 

- 4,1 

- 5,2 

- 3,7 

+ 1,7 

E. Saldo aller Transaktionen im 










Leistungs- und Kapital verkehr 
(C + D) 

+ 26,4 

- 1,9 

- 2,2 

+ 8,8 

+ 10,5 

+ 19,8 

- 5,0 

-27,9 

+ 5,4 

F. Ausgleichsposten zur Auslands- 










position der Bundesbank^) . . 

-10,3 

- 7,2 

+ 5,5 

- 7,5 

- 7,9 

- 7,6 

- 2,3 

+ 2,2 

- 0,4 

G. Verändenmg der Nettoauslands- 










aktiva der Bundesbank 
(Zunahme: +) 

+ 16,1 

- 9,1 

+ 3,3 

+ 1,3 

+ 2,6 

+ 12,2 

- 7,3 

-25,7 

+ 5,0 


Spezialhandel; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. 

Hauptsächlich Lagerverkehr auf inländische Rechnung und Absetzung der Rückwaren und der Lohnveredelung. 

Gegenposten zu Veränderungen der Auslandsposition der Bundesbank (Devisenbilanz), die nicht auf den Leistungs- und Kapitalverkehr mit 
dem Ausland zurückgehen: Hauptsächlich Zuteilung von IWF-Sonderziehungsrechten und Änderungen des DM- Wertes der Auslands- 
position der Bundesbank. 

**) Januar bis August. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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174 . Die Verschlechterung der außenwirtschaftli- 
chen Situation in den Jahren 1979 und 1980 hatte vor 
allem im Zeichen der starken Rohstoffverteuerung 
auf den Weltmärkten und insbesondere der drasti- 
schen Anhebung der Ölpreise gestanden. Eine unbe- 
friedigende Entwicklung der Ausfuhr- und Einfuhr- 
mengen war hinzugekommen. Im Jahre 1981 war es 
der sinkende Außenwert der D-Mark, der die Ent- 
wicklung von Einnahmen und Ausgaben im Handel 
und im sonstigen Leistungsverkehr mit dem Aus- 
land prägte, im schlechten zunächst, im guten so- 
dann. Die Verteuerung der Einfuhr, die aus der Ab- 
wertung resultierte, schlug anfangs stärker zu 
Buche als der fördernde Einfluß der Abwertung auf 
das Exportgeschäft und deren dämpfende Wirkung 
auf die Einfuhrmengen. Im Verlauf des Jahres kehr- 
ten sich die Gewichte der Einflüsse aber um; die Ent- 
lastung überwog zunehmend. Zu der verhältnismä- 
ßig raschen Besserung der Situation trugen in ent- 
scheidendem Maße auch die konjunkturbedingte 
Abschwächung der Einfuhr und das Drängen in den 
Export aus Mangel an Inlandsnachfrage bei. 

Daß die Mengenwirkungen einer Wechselkursände- 
rung gegenüber den Preiswirkungen erst nach eini- 
ger Zeit durchschlagen, ist keine neue Erfahrung. 
Auch die kräftige reale Höherbewertung der D- 
Mark zwischen 1975 und 1978 hatte nicht sofort zu 
einer Abnahme der außenwirtschaftlichen Über- 
schüsse geführt, im Gegenteil. Die Reaktion auf die 
starke Verminderung der preislichen Wettbewerbs- 
fähigkeit vollzog sich erst in den letzten beiden Jah- 
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ren und trug zusammen mit dem Konjunkturgefälle 
zwischen Inland und Ausland wesentlich zum Um- 
schlagen des Leistungsbilanzsaldos bei. Die an- 
schließende Abnahme des Außenwerts der D-Mark 
hat die aktuelle Wettbewerbsposition der heimi- 
schen Produzenten wieder deutlich verbessert. Da- 
bei war es nicht nur diese Abwertung, die die Absatz- 
chancen der deutschen Anbieter erhöhte, sondern 
auch die Tatsache, daß der Preis- und Kostenauf- 
trieb im Ausland stärker war als im Inland, die reale 
Abwertung also höher war als die nominale. 

175 . Im Jahresergebnis vor allem des Warenhan- 
dels kommt dieses Gemisch von Faktoren zum Aus- 
druck. Dem Werte nach ergab sich bei der Ausfuhr 
in den ersten neun Monaten dieses Jahres eine Zu- 
nahme gegenüber dem Vorj ahr um 1 1 vH; die Steige- 
rung bei den Einfuhrwerten machte 8 vH aus. Da 
sich die Einfuhrgüter im Durchschnitt um etwa 
13 vH, die Ausfuhrgüter aber nur um knapp 7 vH 
verteuerten, war die Einfuhr dem Volumen nach um 
mehr als 4 vH niedriger, die Ausfuhr um 4 vH höher 
als ein Jahr zuvor. 

176 . Eine Aufgliederung der Ausfuhr nach Län- 
dern zeigt, daß besonders die Ausfuhr in die OPEC- 
Staaten einen außerordentlichen Aufschwung ge- 
nommen hat. Diese weiteten ihre Nachfrage nach 
Industriegütern wieder verstärkt aus, und deutsche 
Exporteure konnten, unterstützt durch die Vorteile 
aus den gegebenen Wechselkursen, in den ersten 
neun Monaten 1981 dorthin dem Wert nach fast 
46 vH mehr liefern als ein Jahr zuvor. Ebenfalls leb- 
haft war der Export in die Gruppe der übrigen Ent- 
wicklungsländer. Sie steigerten ihre Bezüge deut- 
scher Waren in den ersten neun Monaten um 24 vH; 
hier konzentrierte sich freilich das Geschäft auf ei- 
nige Länder. Auch bei der Ausfuhr in Industrielän- 
der, in die mehr als drei Viertel des deutschen Ex- 
ports gehen, war die Aufwärtsentwicklung nicht ein- 
heitlich. Es verwundert nicht, daß sich die Ausfuhr 
in die Vereinigten Staaten am stärksten belebte. Der 
Dollarkurs und die in den Vereinigten Staaten insge- 
samt günstigere Wirtschaftslage erklären es. Den 
deutschen Anbietern gelang es nicht nur, den schwe- 
ren Einbruch vom Sommer 1980 zu überwinden, son- 
dern ihre Lieferungen im Verlauf dieses Jahres über 
das vor diesem Einbruch erreichte Niveau hinaus zu 
steigern, und zwar so stark, daß schließlich das Ge- 
samtergebnis der ersten neun Monate um 13 V 2 vH 
höher lag als ein Jahr zuvor. Der Handel mit den eu- 
ropäischen Partnerländern stand im Zeichen einer 
schwächeren realen Abwertung der D-Mark; außer- 
dem war die Konjunkturlage in Europa dixrchweg 
ungünstiger als in Amerika. Der Anstieg der Ex- 
porte in diese Länder im Verlauf dieses Jahres war 
daher weniger groß. Ihm war freilich im letzten Jahr 
auch kein so großer Rückschlag vorangegangen wie 
beim Amerikageschäft. Von Januar bis September 
1981 ergab sich gegenüber dem gleichen Vorjahres- 
zeitraum eine Ausfuhrsteigerung um 5 V 2 vH, nach 
Frankreich für sich genommen allerdings um 
10 V 2 vH. 

Der Export in die Staatshandelsländer expandierte 
das Jahr über nur wenig. Der Mangel an Devisen so- 
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wie die Zurückhaltung der internationalen Banken 
gegenüber neuen Kreditwünschen, aber wohl auch 
die hohen Kreditzinsen sind als Gründe für diese 
Entwicklung zu nennen. 

177 , Die abwertungsbedingte Verbesserung der 
deutschen Konkurrenzfähigkeit hat dazu geführt, 
deiß die qualitativen Vorteile des Exportsortiments 
im Wettbewerb mit ausländischen Erzeugnissen 
wieder verstärkt ins Gewicht fielen. Denn nicht Un- 
zufriedenheit mit den deutschen Produkten, son- 
dern deren Preis hatte ausländische Kunden offen- 
bar in vielen Fällen auf andere Angebote zurück- 
greifen lassen. Besonders die heimischen Investi- 
tionsgüterhersteller konnten von der höheren Nach- 
frage nach deutschen Erzeugnissen profitieren. Mit 
einem Anstieg von 10 vH in den ersten neun Mona- 
ten verzeichneten sie unter den Unternehmen des 
verarbeitenden Gewerbes die stärkste Zunahme des 
Auslandsabsatzes, wobei entscheidende Impulse 
nicht zuletzt von den drei wichtigsten Produktgrup- 
pen (Maschinen, Kraftfahrzeuge und elektrotechni- 
sche Erzeugnisse) ausgingen. 

Freilich ist der Exportaufschwung keineswegs nur 
von Gütern mit hoher technischer Qualität getragen. 
Wie nicht anders zu erwarten, hat der gesunkene 
Außenwert der D-Mark auch bei den Produkten zu 
einer deutlichen Steigerung der Ausfuhr geführt, bei 
denen der Preis den Ausschlag gibt. Besonders auf- 
fällig zeigt sich dies etwa beim Agrarexport, der im 
Durchschnitt der ersten neun Monate das entspre- 
chende Vorjahresniveau um 27 vH übertraf, und bei 
der Ausfuhr chemischer Erzeugnisse, bei denen der 
Ausfuhrwert von Januar bis September um 14 vH 
höher war als ein Jahr zuvor. Bei den Grundstoffen 
und Produktionsgütern insgesamt betrug dieser Zu- 
wachs 9 vH. Relativ spät belebte sich das Exportge- 
schäft bei den Verbrauchsgütern. Im Gegensatz zu 
der Entwicklung in den beiden anderen großen Be- 
reichen des verarbeitenden Gewerbes konnte der 
Stand des Vorjahres hier erst im zweiten Vierteljahr 
überschritten werden, so daß sich für die ersten 
neun Monate im Durchschnitt nur eine Zunahme 
von 5 vH ergab. 

178 , Eine Abwertung verschafft nicht nur den Ex- 
porteuren Vorteile im Preiswettbewerb mit auslän- 
dischen Anbietern, sondern auch denjenigen Unter- 
nehmen, deren Produkte im Inland in Konkurrenz 
zu Importgütern stehen. Tatsächlich zeigt die Ent- 
wicklung der Einfuhrwerte nach Industrieberei- 
chen, daß heimische Erzeugnisse teilweise ihre Posi- 
tion festigen konnten. Am deutlichsten ist dies bei 
Verbrauchsgütern der Fall, bei denen die Einfuhr 
zwischen Januar und September 1981 immerhin um 
1 V 2 vH unter das Niveau des gleichen Zeitraums 
des Vorjahres fiel. Wenn auch nur abgeschwächt, 
gilt dasselbe für die Erzeugnisse des Grundstoff- 
und Produktionsgütergewerbes, von denen nur we- 
nig mehr als 1980 aus dem Ausland bezogen wurde. 
Dagegen ließ die Einfuhr von Investitionsgütern mit 
einer Steigerung von fast 14 vH in den ersten neun 
Monaten noch nicht erkennen, daß die Abwertung 
den inländischen Produzenten geholfen hätte, im In- 
land Marktanteile zurückzugewinnen. Die hohe Zu- 


nahme der Einfuhrwerte ist zwar in erheblichem 
Umfang auf erhöhte Preise zurückzuführen, aber es 
ist eben auffällig, wie unelastisch die Inlandsnach- 
frage hier auf die Preissteigerungen reagierte. 

Als Zeichen für die verschärfte Importkonkurrenz 
der letzten Jahre wird oft der gestiegene Anteil der 
Fertigwaren am gesamten Einfuhrvolumen angese- 
hen (Ziäer 451). Dieser Anteil hat sich zwar auch 
1981 noch einmal leicht erhöht; das liegt aber im we- 
sentlichen nicht an der Entwicklung der Fertigwa- 
reneinfuhr, sondern an der der Rohstoffeinfuhr. Die 
Rohstoffeinfuhr war schon zu Jahresbeginn recht 
niedrig und nahm im Jahresverlauf weiter ab, weil 
sich der Bedarf für die laufende Produktion in engen 
Grenzen hielt und weil die Unternehmen auch der 
hohen Zinsen wegen ihre Vorproduktläger eher wei- 
ter abbauten als aufstockten. In der Einfuhr von 
Rohöl und Mineralölprodukten, die der Menge nach 
in den ersten zehn Monaten 1981 um 19 vH niedriger 
war als ein Jahr zuvor, spiegeln sich neben der kon- 
junkturbedingten Minderung des Verbrauchs auch 
beachtliche Einsparerfolge (Ziffern 437 fl). 

179 , Im Gegensatz zu dem positiven Einfluß, der 
vom Außenhandel auf die Leistungsbilanz ausging, 
Stand die Entwicklung bei den übrigen Leistungen. 
Hier vergrößerten sich die Defizite weiter, so daß der 
Zuwachs bei den Überschüssen im Warenverkehr 
dadurch teilweise aufgezehrt wurde. 

180 , Besonders der weiter gestiegene Ausgaben- 
überschuß im Dienstleistungsverkehr hat in diesem 
Jahr einer deutlicheren Verbesserung der Lei- 
stungsbilanz entgegengewirkt. Wenn auch bei den 
Auslandsreisen erste Reaktionen auf die Abwertung 
der D-Mark zu verzeichnen waren, so hat doch das 
Defizit abermals zugenommen, nicht zuletzt wegen 
des anhaltend starken Preisauftriebs im Ausland. 
Kein Gegengewicht mehr zu dieser Entwicklung 
stellten die Kapitalerträge dar, bei denen sich 1981 
der frühere Einnahmenüberschuß — 1978 waren es 
5 Mrd DM — in ein beträchtliches Defizit verwan- 
delt hat. Bis Ende September betrug es etwa 3 Mrd 
DM, und es steht nicht zu erwarten, daß die am Ende 
des Jahres üblicherweise verstärkt eingehenden 
Zahlungen ausreichen werden, eine deutliche Ver- 
ringerung herbeizuführen. Der Grund für diese Ten- 
denz liegt nicht zuletzt in der Zinslast, die aus der Fi- 
nanzierung der Leistungsbilanzdefizite der letzten 
Jahre erwachsen ist. Auch hier zeigen sich deren Ko- 
sten. 

181 , Ganz erheblich hatte schon 1979 und 1980 die 
Zunahme des traditionellen Defizits in der Übertra- 
gungsbilanz zur Verschlechterung der Leistungsbi- 
lanz beigetragen (Schaubild 21). Nachdem es davor 
vier Jahre lang bei etwa 18 Mrd DM stagniert hatte, 
erreichte dieses Defizit mit 24 Mrd DM 1980 eine 
neue Rekordhöhe. Dieser sprunghafte Anstieg be- 
ruhte zu mehr als zwei Dritteln auf dem Anstieg der 
Beiträge zum EG-Haushalt und erhöhten Leistun- 
gen an die Entwicklungsländer. Hierbei spielten 
freilich Sondereinflüsse, wie etwa der Erlaß von 
Schulden, der einer Reihe von Entwicklungsländern 
gewährt wurde, eine wichtige Rolle. Mit 2072 Mrd DM 
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allein in den Monaten Januar bis September ist 
das Defizit nun noch einmal gestiegen. Es liegt um 
etwa 3 Mrd DM höher als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres. Daß es sich nicht zurückgebildet hat, ob- 
wohl ein Schuldenerleiß in diesem Jahr nicht mehr 
zu Buche schlug, liegt in erster Linie an einer weite- 
ren kräftigen Ausweitung der Zahlungen an die Eu- 
ropäische Gemeinscheift als Folge der Übernahme 
zusätzlicher Finanzierungslasten seitens der Bun- 
desrepublik._ 


Nochmals starke reale Abwertung der D-Mark 

182 . Wie viele andere Währungen stand auch die 
D-Mark 1981 die meiste Zeit unter dem Einfluß des 
US-Dollar, dessen Stärke entscheidend von der 
Geldpolitik in den Vereinigten Staaten sowie vom 
Vorschuß an Vertrauen in die neue amerikanische 
Wirtschaftspolitik bestimmt wurde. Dies traf für das 
Verhältnis der D-Mark zum Dollar um so mehr zu, 
als beide internationale Anlagewährung sind. Aller- 
dings gab es einige wichtige Währungen wie den 


Schweizer Franken und den japanischen Yen, die 
sich dem Einfluß des starken Dollar zu einem guten 
Teil entziehen konnten, sei es, deiß ihr Kurs sich ge- 
genüber dem Dollar kaum abschwächte, sei es, d€iß 
sie sich weitgehend vom internationalen Zinsver- 
bund abkoppeln konnten. So gesehen hatte die 
Schwäche der D-Mark, die schon im vergangenen 
Jahr eingesetzt hatte und bis zum Ende dieses Som- 
mers anhielt, ihre Ursache vor allem in nationalen 
Bestimmungsfaktoren. Nur zum Teil war sie Aus- 
druck eines gestiegenen Vertrauens in den Dollar. 
Das Ausland hat die Fähigkeit der Bundesrepublik, 
ihre wirtschaftlichen Probleme zu lösen, offensicht- 
lich nicht mehr so hoch eingeschätzt wie früher. Die 
Akteure auf den internationalen Finanzmärkten 
wollten nicht länger auf einen ständig steigenden 
Kurs der deutschen Währung setzen, wie es für die 
Aufrechterhaltung einer hohen Zinsdifferenz an den 
internationalen Kapitalmärkten nötig gewesen 
wäre. Die hohen Defizite in der Leistungsbilanz und 
in den öffentlichen Haushalten machen den Ver- 
trauensschwund erklärlich. Nur Sicherheit, daß 
diese Probleme alsbald am Ursprung geheilt wür- 
den, hätte eine Finanzierung der Defizite ohne stei- 
gende Zinsen und ohne einen sinkenden Wechsel- 
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kurs erlaubt. Diese Sicherheit gab es nicht. Der 
Wechselkurs der D-Mark gegenüber dem Dollar 
mußte daher sinken. Er sank mit kurzer Unterbre- 
chung auch noch, nachdem die Bundesbank mit ei- 
ner restriktiven Geldpolitik dafür gesorgt hatte, daß 
die Zinsdifferenzen zum Ausland kleiner wurden. 
Das Quantum des Kursverfalls läßt sich kaum erklä- 
ren. Mitte August kostete der Dollar mehr als 
2,50 DM; in acht Monaten hatte die D-Mark gegen- 
über der amerikanischen Währung ein Viertel ihres 
Tauschwerts verloren. Schließlich setzte sich die 
Vorstellung durch, daß Unsicherheit in den Erwar- 
tungen zu einem überzogenen Kursrückgang ge- 
führt hatte. Es kam zu einer Wende. Die finanzpoliti- 
schen Beschlüsse zur Konsolidierung der öffentli- 
chen Haushalte sowie die Nachrichten über eine 
deutliche und anscheinend nachhaltige Tendenz in 
Richtung niedrigerer Leisümgsbilanzdefizite dürf- 
ten dabei eine wichtige, wenngleich im einzelnen 
nicht nachweisbare Rolle gespielt haben. Hilfreich 
waren auch die überfälligen Paritätsanpassungen 
im Europäischen Währungssystem, die Anfang Ok- 
tober endlich beschlossen wurden (Ziffer 63). Sie 
wirkten der Gefahr entgegen, daß der Inflationsim- 
port aus den Partnerländern der Gemeinschaft den 
Stabilitätsvorsprung der deutschen Währung dauer- 
haft vermindern könnte. Und nicht zuletzt: Wach- 
sende Zweifel in den Erfolg der Wirtschaftspolitik 
der neuen amerikanischen Regierung zeigten, daß 
nicht nur die Schwäche der D-Mark, sondern auch 
die Stärke des Dollar überzogen gewesen war. 

Innerhalb von drei Monaten gewann die D-Mark ge- 
genüber dem Dollar gut drei Fünftel des seit Jahres- 
anfang verlorenen Wertes zurück. Mitte November 
waren für einen Dollar noch 2,20 DM zu bezahlen. 


1 83 . Im Gegensatz zu dem langwierigen Kampf um 
eine Festigung der D-Mark gegenüber dem Dollar 
erlangte diese schon durch die Maßnahmen der 
Bundesbank vom Februar ihre starke Stellung im 
Europäischen Währungssystem (EWS) zurück, und 
zwar sofort und nachhaltig (Schaubild 22). Die vor- 
übergehende Schwäche war offensichtlich durch die 
Erwartung bedingt gewesen, daß die Paritäten zwi- 
schen den Partnerwährungen auf absehbare Zeit 
nicht geändert würden, eine Erwartung, die kurzfri- 
stige Geldanlagen in den Hochzinsländern wegen 
der Grenzen für die Kursbewegungen als wenig ris- 
kant erscheinen ließ, obwohl die deutlich höheren 
Inflationsraten in diesen Ländern Paritätsänderun- 
gen auf die Dauer unausweichlich erscheinen lassen 
mußten. Tatsächlich war zeitweise sogar Gerede 
über eine Abwertung der D-Mark im EWS aufge- 
kommen. Dieses erstarb, als die Bundesbank ihren 
Kurs bekräftigt hatte. Die erhöhten deutschen Zin- 
sen, die Stabilitätsprobleme der meisten Partnerlän- 
der und die sich verstärkenden Forderungen nach 
einer Anpassung der Paritäten sorgten für eine dau- 
erhafte Stärkung der D-Mark im EWS. Zeitweise 
mußte sogar stark zugunsten der Partnerwährun- 
gen interveniert werden, doch kam es angesichts des 
den Notenbanken der Mitgliedsländer zur Verfü- 
gung stehenden riesigen Interventionspotentials 
und aufgrund verschärfter, den Kapitalverkehr wei- 
ter einschränkender Kontrollen nicht zu einer gro- 


ßen Spekulationswelle, die möglicherweise frühzei- 
tiger eine Anpassung der Paritäten erzwungen hät- 
te. Die Neufestsetzung der Paritäten vom Oktober 
beseitigte dann zunächst alle ernsten Interventions- 
probleme. Die D-Mark notierte im verschobenen 
Kursband zunächst sogar ausgesprochen schwach. 
Immerhin, Anfang November war die D-Mark im 
Verhältnis zur Europäischen Währungseinheit rund 
5 vH mehr wert als zu Anfang des Jahres. 

184 . Eine stärkere Aufwertung der D-Mark ergab 
sich im Verhältnis zum Pfund Sterling, das nicht an 
den Festkursregeln des EWS teilnimmt. Im vergan- 
genen Jahr hatte die D-Mark gegenüber dem Pfund 
fast 20 vH an Wert verloren, mehr als gegenüber 
dem Dollar. Ein erheblicher Teil davon wurde nun 
zurückgewonnen. Zu Anfang des Jahres betrug der 
Kurs für ein Pfund 4,84 DM. Mitte Februar notierte 
die englische Währung sogar mit 5,06 DM je Pfund. 
Neun Monate später waren es nur noch 4,21 DM. 

Auch gegenüber dem japanischen Yen ist die 
D-Mark nicht weiter im Kurs gesunken. Das Jahr 
über war der Kursverlauf allerdings erheblichen 
Schwankungen unterworfen. Nach knapp einer 
D-Mark für 100 Yen im Januar und wechselhaftem 
Verlauf galt im August ein Höchstkurs von 1,08 DM. 
Im Gefolge der sich dann neu bildenden Aiifwer- 
ümgstendenzen gewann die D-Mark auch gegen- 
über dem Yen an Wert, und Mitte November wurde 
schließlich mit 0,97 DM wieder fast derselbe Kurs 
notiert wie am Jahresanfang. 

1 85 . Faßt man die Veränderungen des Wechselkur- 
ses gegenüber den einzelnen Währungen in einem 
Durchschnitt zusammen und nimmt man dabei die 
Anteile der Länder am Welthandel als Gewichte, so 
ergibt sich für den so gewogenen Außenwert der 
D-Mark im Durchschnitt der ersten zehn Monate 
1981 gegenüber dem entspechenden Zeitraum des 
Vorjahres ein Rückgang von einem Zehntel. Die re- 
ale Abwertung war noch größer. Diese kann zum ei- 
nem gemessen werden an dem um Wechselkursän- 
derungen bereinigten Unterschied im Anstieg der 
ausländischen und inländischen Ausfuhrpreise, zum 
anderen durch die ebenso korrigierte Differenz im 
Lohnkostenanstieg. Auf Lohnkostenbasis wie auch 
auf Preisbasis — hier der Durchschnittswerte der 
Ausfuhr — hat die reale Abwertung nach dieser 
Rechnung reichlich 14 vH betragen. In dieser Ent- 
wicklung kommt ein bedeutender, wenn auch viel- 
leicht nur vorläufiger Preisvorteil der deutschen An- 
bieter zum Ausdruck. Die Kehrseite war jedoch ein 
Inflationsimport großen Ausmaßes und ein weiterer 
Einkommensverlust an das Ausland im Zusammen- 
hang mit der Verschlechterung des realen Aus- 
tauschverhältnisses im Außenhandel. 

Wählt mariy wie etwa auch die Bundesbank, die Anteile der 
Länder am deutschen Außenhandelsumsatz — statt am 
Welthandel — als Gewichte, so liegt der Außenwert der 
D-Mark in den ersten zehn Monaten 1981 nur um rund 3 vH 
unter dem Vorjahresstand. Auch die reale Abwertung fällt 
dann mit etwa 9 vH auf Preisbasis und 8 vH auf Kostenba- 
sis geringer aus. Der große Unterschied in diesem Jahr für 
die Abwertung der D-Mark bei unterschiedlichem Wä- 
gungsschema ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, 
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daß die Anteile der Vereinigten Staaten und Japans am 
Welthandel wesentlich größer sind als am Außenhandels- 
umsatz der Bundesrepublik und daß somit die Abwertung 
der D-Mark gegenüber dem US-Dollar und dem Yen in die- 
ser Rechnung weniger zu Buche schlägt als in der ande- 
ren. 

Will man aus dem Ausmaß der realen Abwertung der 
D-Mark Anhaltspunkte für die Verbesserung der Wettbe- 
werbsposition deutscher Anbieter auf dem- Weltmarkt ge- 
winnen, so scheint es zweckmäßig, sich auf die Berechnung 
mit einer Gewichtung mit Welthandelsanteilen zu stützen, 
denn die deutschen Anbieter konkurrieren mit amerikani- 
schen und japanischen Anbietern nicht nur auf deren In- 
landsmärkten, sondern auf allen anderen Märkten in der 
Welt Das aber bringt eine Gewichtung mit Welthandelsan- 
teilen deutlicher zum Ausdruck, 


Import von langfristigem Kapital größer, aber teuer 

186 . Obwohl die Entwicklung des Kapitalverkehrs 
insgesamt gesehen noch nicht voll befriedigen kann, 
so sind doch auch in der Kapitalbilanz in diesem 
Jahr positive Veränderungen nicht zu übersehen. 
Die Kapitalzuflüsse erreichten ein Ausmaß, das an- 
ders als 1980 einen Ausgleich der Zahlungsbilanz 
ohne Rückgriff auf die Währungsreserven ermög- 
lichte. Was aber weiter Sorge bereitet, ist der hohe 
Zins, der geboten werden muß, um ausländisches 
Kapital anzuziehen. 

187 . Der Abbau eines Leistungsbilanzdefizits ist 
um so dringlicher, je weniger Kredit man hat. Ein 
allmählicher Abbau ist wünschenswert, weil er frik- 
tionsfreier ablaufen kann als ein rascher; er erfor- 
dert weniger Rezessionsdruck. Ein Leistungsbilanz- 
defizit längerfristig und zu erträglichen Zinsen zu fi- 
nanzieren, erfordert aber Vertrauen des Auslandes. 
Es wird sich einstellen, wenn es gelingt, im Inland 
ausreichend viele Investitionen rentabel zu machen, 
so daß der Kapitaldienst für die Kreditaufnahme im 
Ausland aus den Erträgen der zusätzlichen Produk- 
tionsanlagen geleistet werden kann. Langfristige 
Mittel sind zur Finanzierung solcher Investitionen 
besonders geeignet und auch gesamtwirtschaftlich 
erwünscht. Zwar ist die Hereinnahme kurzfristigen 
Kapitals in Zeiten, in denen für langfristiges Kapital 
unverhältnismäßig hohe Zinsen zu zahlen wären, 
nicht ohne weiteres unerwünscht, da es nicht unver- 
nünftig ist, im Vertrauen auf zukünftig niedrigere 
Finanzierungskosten langfristige Zinsversprechen 
zu vermeiden; ein überwiegend kurzfristiger Kapi- 
talimport bedeutet jedoch auch, daß die Portfolios 
der Kapitalgeber weniger stabil sind — es droht 
ständig der Abzug der Mittel — , so daß die Noten- 
bank, gerät ihre Währung in Turbulenzen, gezwun- 
gen sein kann, die Zinsen weiter hinaufzutreiben, 
weiter, als es aus binnenwirtschaftlichen Gründen 
erwünscht wäre. 

188 . Eine Tendenz zu einer mehr längerfristigen 
Kapitalzufuhr zeichnet sich seit dem Frühjahr ab 
(Schaubild 23). In den ersten neun Monaten 1981 war 
zwar die Bilanz des langfristigen privaten Kapital- 
verkehrs im ganzen noch negativ (2 Mrd DM). Das 


lag jedoch an der Entwicklung zu Anfang des Jahres. 
Ab Mai gab es Überschüsse. 

Betrachtet man die einzelnen Anlageformen, so war 
der Nettokapitalexport in Gestalt von Direktinvesti- 
tionen von Januar bis September 1981 um 1 V 2 Mrd 
DM kleiner als ein Jahr zuvor. Ebenfalls bedeutend 
weniger Geld als im Vorjahr floß per Saldo durch 
Wertpapiertransaktionen mit dem Ausland ab (Zif- 
fer 222). Ab dem Frühsommer ist sogar ein ständiger 
Nettokapitalimport zu beobachten. Schließlich ha- 
ben auch die Kreditgeschäfte der Banken mit ihren 
ausländischen Kunden zum Abbau des Defizits beim 
langfristigen privaten Kapitalverkehr beigetragen. 
Mit knapp 2 Mrd DM war der Nettokapitalimport 
der Kreditinstitute bis September reichlich 1 Mrd 
DM höher als in der gleichen Zeit des Vorjahres. 

189 . Der langfristige Kapitalimport der öffentli- 
chen Hand sorgte dafür, daß es in der Gesamtbilanz 
des langfristigen Kapitalverkehrs zu einem erhebli- 
chen Überschuß gekommen ist. In den ersten neun 
Monaten dieses Jahres betrug er 14 V 2 Mrd DM. Das 
waren fast 12 Mrd DM mehr als im gleichen Zeit- 
raum des Vorjahres. Da die Kreditaufnahme des 
Staates im Ausland um 5 Mrd DM auf 16 V 2 Mrd DM 
gestiegen ist, war somit für die Zunahme des Aktiv- 
saldos beim gesamten langfristigen Kapitalverkehr 
zu mehr als zwei Fünfteln die erhöhte staatliche 
Auslandsverschuldung maßgeblich. 

Langfristiger Kapitalimport der öffentlichen Hand 
ist zwar nicht im Prinzip bedenklich. Aber man muß 
hinter dieser Entwicklung doch in erster Linie die 
enorme Zunahme der öffentlichen Defizite sehen. 
Und der hohe öffentliche Kreditbedarf im ganzen — 
nicht so sehr die Tatsache, daß er zu einem erhebli- 
chen Teil im Ausland befriedigt wurde — hat zwei- 
fellos die Bedingungen, unter denen die Bundesre- 
publik um Auslandskredite einkommen mußte, er- 
heblich verschlechtert. Ja, er hat vermutlich sogar 
zunächst das zu finanzierende Leistungsbilanzdefi- 
zit selbst vergrößert. Denn der Verfall des D-Mark- 
Kurses, dem eine Vergrößerung des Defizits zu- 
nächst folgte, hat mit dem öffentlichen Kreditbedarf 
zu tun. Die deutschen und die ausländischen Kredit- 
märkte finanzierten den deutschen Kreditbedarf — 
den privaten und den öffentlichen — nur bei steigen- 
dem Zins und sinkendem Wechselkurs. 

190 . Bei den kurzfristigen Kapitaltransaktionen 
waren in den ersten neun Monaten 1981 Nettozu- 
flüsse von 16 Mrd DM zu verzeichnen; ein Jahr da- 
vorwaren es lediglich 5 V 2 Mrd DM gewesen. Sowohl 
die Kreditinstitute und die Wirtschaftsunternehmen 
als auch der Staat nahmen per Saldo erheblich mehr 
Kredite im Ausland auf als vor einem Jahr. 

191 . Nachdem durch Devisenmarktinterventionen 
zugunsten der D-Mark die Netto-Währungsreserven 
der Bundesbank in den ersten beiden Monaten 1981 
um 6 V 2 Mrd DM zurückgegangen waren, führten 
Devisenkäufe im Rahmen des EWS trotz der zusätz- 
lichen Abgaben von Dollar im weiteren Verlauf des 
Jahres dann zu einer beträchtlichen Zunahme. Ende 
September waren die Netto-Währungsreserven mit 


87 




Drucksache 9/1061 Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


69 V 2 Mrd DM um 12 V 2 Mrd DM höher als sieben 
Monate zuvor. Im Oktober kam es jedoch zu einem 
beträchtlichen Rückgang, nämlich von 7 Mrd DM. 
Dies ist zu mehr als der Hälfte darauf zurückzufüh- 
ren, daß der nach der Paritätsänderung im EWS ein- 
setzende Rückfluß von kurzfristigem Kapital es den 
Notenbanken der Partnerländer erlaubte, ihre Ver- 
bindlichkeiten gegenüber der Bundesbank, die 
durch Interventionen im Verlauf des Jahres entstan- 
den waren, durch D-Mark-Zahlungen in erhebli- 
chem Umfang abzubauen. Darüber hinaus wurden 
von der Bundesbank auch weiterhin Dollar zur 
Kursglättung abgegeben. Aus alledem folgt, daß die 
Netto-Währungsreserven der Bundesbank von Ja- 
nuar bis Oktober dieses Jahres um knapp 1 Mrd DM 
auf 62 V 2 Mrd DM abgenommen haben. Im vergan- 
genen Jahr hatte der Rückgang noch 25 Mrd DM be- 
tragen. 

Die unterschiedlich gerichteten Interventionen der 
Bundesbank gegenüber dem Dollar und den EWS- 
Währungen blieben nicht ohne deutliche Auswir- 
kungen auf die Struktur der Netto-Währungsreser- 
ven. Ende 1980 hatten die Devisenreserven — haupt- 
sächlich Anlagen in US-Dollar — noch einen Anteil 
von fast 67 vH gehabt, die Forderungen an den Euro- 
päischen Fonds für Währungspolitische Zusammen- 
arbeit (EFWZ) nur einen Anteil von etwa 15 vH. Im 
Oktober 1981 entfielen nur noch 46 vH auf die Devi- 
senreserven, dagegen stieg der Anteil der Forderun- 
gen an den EFWZ auf 36 vH. 


VII. Geldpolltik: 

Geldwertsicherung bei Störungen von außen 

192 . Die Geldpolitik ist Anfang 1981 in Turbulen- 
zen geraten. Bis in den August hinein blieb die 
D-Mark trotz steigender Zinsen auf Abwertungs- 
kurs. Während die Schwäche der wirtschaftlichen 
Aktivität anhielt und die Beschäftigungsprobleme 
sich noch verschärften, wurde die Geldwertstabilität 
erneut von außen bedroht, nach dem ölpreisschock 
1979/80 nun durch die Abwertung. Zur Sicherung 
des Geldwerts nach innen und außen hat die Bun- 
desbank ihren Kurs gestrafft und den Zuwachs der 
Zentralbankgeldmenge abermals unterhalb dessen 
gehalten, was als konjunktur neutral gelten konnte. 
In dem Bemühen, den inflatorischen Impulsen ent- 
gegenzuwirken, fand sie von der Finanzpolitik erst 
spät Unterstützung. Ein erster Erfolg der Geldpolitik 
zeichnet sich ab. Die Gefahr einer Anpassungsinfla- 
tion konnte eingedämmt werden. Das Leistungsbi- 
lanzdefizit wird kleiner. Die D-Mark gewann verlo- 
renes Terrain zurück, die Zinsen gaben nach. Es 
wurde aber auch der Vorwurf erhoben, die Geldpoli- 
tik sei mitverantwortlich für den Mangel an Wachs- 
tumsdynamik. 

Expansion der Zentralbankgeidmenge 
weiterhin gering 

193 . Zu einer Geldpolitik, die für sich genommen 
die wirtschaftliche Aktivität weder in kontraktiver 


noch in expansiver Richtung beeinflussen wollte, 
hätte ein Zuwachs der bereinigten Zentralbankgeld- 
menge im Verlauf des Jahres 1981 von etwa 5 V 2 vH 
gepaßt (JG 80 Ziffer 312). Der Sachverständigenrat 
hatte im Herbst vergangenen Jahres bei der Ermitt- 
lung einer solchen Zielgröße für 1981 ein Wachstum 
des Produktionspotentials von 2 vH zugrunde gelegt. 
Außerdem war ein Anstieg des gesamtwirtschaftli- 
chen Preisniveaus in Rechnung zu stellen, der selbst 
bei stabilitätsgerechtem Verhalten aller am Wirt- 
scheiftsprozeß Beteiligten kaum unterschritten und 
insofern als kurzfristig unvermeidlich angesehen 
werden mußte. Hierfür haben wir einen zusätzlichen 
Bedarf an Zentralbankgeld von 3 vH angesetzt. Eine 
im längerfristigen Trend fallende Umlaufsgeschwin- 
digkeit des Geldes wurde mit einem Zuschlag von ei- 
nem halben Prozentpunkt berücksichtigt. So ergab 
sich der Zielwert von 5V2 vH. 

Einen Zuwachs von 5 V 2 vH hatte sich Ende Novem- 
ber vergangenen Jahres auch die Bundesbank für 
ihre Zielgröße, die Zentralbankgeldmenge zu kon- 
stanten Reservesätzen, vorgenommen. Wie schon 
für die beiden vorausgegangenen Jahre hatte sie 
freilich wieder einen Zielkorridor mit einer Spann- 
weite von drei Prozentpunkten gewählt. Die obere 
und die untere Grenze der Zielspanne wurde gegen- 
über 1980 um einen weiteren Prozentpunkt herabge- 
setzt, so daß nunmehr eine Zunahme der Zentral- 
bankgeldmenge vom vierten Vierteljahr 1980 bis 
zum vierten Vierteljahr 1981 um 4 vH bis 7 vH ange- 
strebt werden sollte. Anders als in den beiden voran- 
gegangenen Jahren war bei den Vorbehalten für die 
Konkretisierung der Zielvorstellimg die konjunktu- 
relle Entwicklung im Jahresverlauf nicht mehr ge- 
nannt worden. Es sollte von der Preisentwicklung, 
der Zahlungsbilanzsituation und der Position der 
D-Mark an den Devisenmärkten abhängig gemacht 
werden, ob eher ein Wert im oberen oder im unteren 
Bereich der Zielmarge anzustreben sei. In den Ba- 
sisgrößen lag die Zielvorgabe der Bundesbank höher 
als die des Sachverständigenrates. Auch die Bundes- 
bank wollte aber einer Änderung in der Umlaufsge- 
schwindigkeit des Geldes Rechnung tragen. Mit der 
Begründung, daß sie für den Jahresdurchschnitt 
1981 mit einer höheren Umlaufsgeschwindigkeit des 
Geldes als im vergangenen Jahr rechnete, setzte sie 
hierfür einen entsprechenden Abschlag an. 

Die Bundesbank hatte auch in früheren Jahren bei der Ab- 
leitung ihrer Zielvorgabe die erwartete Größe der Umlaufs- 
geschwindigkeit des Geldes berücksichtigt, also eine von 
der Konjunktur und von der Geldpolitik selbst mitbe- 
stimmte Größe. Neben Überlegungen zu der Frage, ob das 
Geldangebot im Vergleich zur Produktion im Ausgangs- 
zeitpunkt eher zu groß oder zu klein ist, sind hierfür vor al- 
lem Vorstellungen über die voraussichtliche konjunktu- 
relle Entwicklung maßgeblich, wobei ein Gleichlauf von 
Konjunktur und Umlaufsgeschwindigkeit unterstellt wird. 
Der Sachverständigenrat mißt den konjunkturellen 
Schwankungen der Geldnachfrage keine Bedeutung bei, 
die die Geldpolitik in Rechnung zu stellen hätte, sondern 
orientiert sich wie erwähnt an mittelfristigen, im Trend er- 
faßbaren Veränderungen der Umlaufs geschwindigkeit, wie 
sie sich aus Änderungen in den Zahlungssitten und den 
Kassenhaltungsgewohnheiten ergeben (Ziffer 203). 

Die Zielgrößen für dieses Jahr mag man auch vor 
dem Hintergrund der Entwicklung im Jahre 1980 se- 
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hen, für das der Sachverständigenrat einen Zuwachs 
der bereinigten Zentralbankgeldmenge um 6 vH 
vorgeschlagen hatte. Tatsächlich hatte der Anstieg 
aber nur 4,8 vH betragen. Vom vierten Vierteljahr 
1979 bis zum vierten Vierteljahr 1980 hatte sich ein 
Zuwachs von 4,6 vH ergeben und für die Zentral- 
bankgeldmenge zu konstanten Reservesätzen, . der 
Zielgröße der Bundesbank, ein Zuwachs von 
.4,9 vH. 


194 . Im Jahresverlauf 1981 zeigte die bereinigte 
Zentralbankgeldmenge zunächst einen stetigen Ver- 


lauf auf einem Expansionspfad, wie er für zielge- 
recht gehalten worden war. Wenige Monate nach 
den zinspolitischen Beschlüssen von Ende Februar 
aber verlangsamte sich der Anstieg deutlich. So war 
die bereinigte Zentralbankgeldmenge Ende August 
nur knapp 2 vH höher als zu Jahresanfang; das ent- 
spricht einem Zuwachs mit einer Jahresrate von 
2,8 vH (Schaubild 24). Die Zentralbankgeldmenge zu 
konstanten Reservesätzen lag im Oktober 3,6 vH, 
das entspricht einer Zunahme von 3,9 vH in der Jah- 
resrate, über dem Durchschnittsbestand im vierten 
Vierteljahr 1980 und damit an der unteren Grenze 
des Zielkorridors der Bundesbank (Schaubild 25). 


Schaubild 24 


BEREINIGTE ZENTRALBANKGELDMENGED 



Arithm. Maßstab Veränderung in vH 3) Arithm. Maßstab 



1) In der Abgrenzung des Sachverständigenrates; Bargeidumlauf und Zentralbankguthaben der Banken, bereinigt um den Effekt von Mindestreservesatzänderungen 
(siehe Anhang V , Abschnitt C ). - 2) Saisonbereinigung nach dem Census-Verfahren II, Version X-11. - 3) Veränderung in den jeweils letzten sechs Monaten auf 
Jahresraten umgerechnet. 

Quelle für Grundzahlen; Deutsche Bundesbank 

SR 810900 
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Der Bargeldumlauf, der mehr als die Hälfte der Zen- 
tralbankgeldmenge ausmacht, hat in den ersten 
zehn Monaten, nach Ausschaltung saisonaler Ein- 
flüsse, überhaupt nicht zugenommen. Der beobach- 
tete Anstieg der Zentralbankgeldmenge hängt da- 
her allein mit einer Zunahme der Reservekompo- 
nente zusammen, also der Zentralbankeinlagen der 
Kreditinstitute, welche diese ganz überwiegend zur 
Erfüllung der Mindestreserveverpflichtung bei der 
Bundesbank halten. 

Die unterschiedliche Entwicklung der bereinigten Zentral- 
bankgeldmenge und der Zentralbankgeldmenge zu kon- 
stanten Reservesätzen in diesem Jahr erklärt sich zu einem 
Teil aus der Strukturverschiebung zwischen dem Bargeld- 
umlauf und der Reservekomponente, also der Tatsache, daß 
die Expansion der Geldbasis vorrangig von der Zunahme 
des Einlagenvolumens getragen wurde. Da die Einlagen in 
der Zentralbankgeldmenge der Bundesbank mit deutlich 
höheren historischen Reservesätzen, den Reservesätzen 
von 1974, gewichtet werden, führen Strukturverschiebun- 
gen zu unterschiedlichen relativen Veränderungen der bei- 
den Indikatorwerte. Gegenwärtig überzeichnet der Indika- 
tor der Bundesbank die Expansion der Geldbasis also. Eine 
Rolle spielte aber auch, daß die Einlagen von Ausländem 


abnahmen. Das Mindestreservesoll auf Auslandsverbind- 
lichkeiten ist wie die Überschußreserve nur in der berei- 
nigten Zentralbankgeldmenge enthalten. Sollte darin eine 
Veränderung des Währungsraumes zum Ausdruck kom- 
men, so Unterzeichnete der Indikator des Sachverständi- 
genrates die Expansion der Geldbasis (Ziffer 201). 

Bei der Entstehung des Zentralbankgeldes haben 
die Hauptquellen wieder gewechselt. Nachdem in 
den vergangenen zwei Jahren Zentralbankgeld vor- 
nehmlich durch den Notenbankkredit an die Ban- 
ken entstanden war, wurde vor allem in der ersten 
Hälfte dieses Jahres wieder der Ankauf von Devi- 
sen, also der Notenbemkkredit an das Ausland, zur 
wichtigsten Quelle der Geldschöpfung (Tabelle 20). 

195. Daß der Zuwachs der Zentralbankgeldmenge, 
wie schon im vorangegangenen Jahr, deutlich unter- 
halb jener Rate blieb, die zuvor als „potentialorien- 
tierte“ Rate vorgegeben worden war, hat der Bun- 
desbank Kritik eingetragen. Kritik gab es zunächst 
von jenen, die an sich für eine antizyklische Geldpo- 
litik eintreten, eine Geldpolitik also, die eine aktive 
Steuerung der Konjimktur zum Ziel hat, und die nun 


Schaubild 25 


ZUR ZIELVORGABE DER BUNDESBANK FÜR 1981 

Mrd DM Mrd DM 



1) Zielvorgabe der Deutschen Bundesbank: Zunahme der Zentralbankgeldmenge zu konstanten Reservesätzen vom 4. Quartal 1980 bis zum 4. Quartal 
1981 um 4,0 vH bis 7,0 vH. - 2) Bargeldumlauf ohne Kassenbestände der Kreditinstitute plus Mindestreservesoll auf Inlandsverbindlichkeiten zu 
Reservesätzen vom Januar 1974. Saisonbereinigte Monatswerle nach dem Census-Verfahren II, Version X-11. 


SR 81 0907 


Quelle für Grundzahlen; Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 20 


Zur Entwicklung der Zentralbankgeldmenge 




Entstehung 

Veiwendung 

Bereinigte Zentral- 
bankgeldmenge ®) 
(Geldbasis) 

Zeitraum 

Ins- 

Netto- 

Refinan- 

Wert- 

Kreditge- 




gesamt 

Aus- 

lands- 

position 

zierungs- 

kredite 

an 

Banken^) 

papier- 
bestände 
der Bun- 
desbank 

Währung 
an den 
Staat 

Son- 

stige*) 

Bargeld- 

umlauf 

Bank- 

reserven 

Ur- 

sprungs- 

werte 

saison- 

berei- 

nigt’') 






Bestand in Mrd DM 





Durchschnitt 1979 

135,23 

92,85 

28,95 

3,49 

+ 0,73 

+ 9,20 

81,51 

53,71 

136,99 

X 

Jahresende 1979 

142,79 

92,10 

33,32 

2,19 

+ 6,72 

+ 8,47 

86,05 

56,74 

144,33 

140,02 

Durchschnitt 1980 

136,69 

77,96 

45,24 

1,99 

+ 5,85 

+ 5,65 

86,26 

50,44 

143,56 

X 

Jahresende 1980 

138,52 

68,15 

58,29 

3,88 

+ 8,35 

- 0,15 

90,94 

47,58 

150,77 

146,78 

Durchschnitt 
JanbisSep 1981 

132,42 

71,17 

53,34 

4,05 

+ 7,50 

- 3,63 

88,30 

44,12 

148,14 

148,88 

Januar 1981 

136,72 

67,60 

58,88 

3,99 

+ 7,28 

- 1,04 

88,67 

48,04 

148,96 

147,10 



Veränderung gegen Vormonat in Mio DM 


Monatsdurch- 
schnitte in Mrd DM 

1980 Januar 

-3 745 

+ 500 

- 984 

- 316 

-3 403 

+ 458 

-4 370 

+ 625 

142,46 

140,75 

Februar 

-2 489 

-2 700 

- 257 

- 146 

+ 1 769 

-1 155 

- 620 

-1 869 

140,09 

141,36 

März 

+ 1 233 

-5 400 

+9 161 

- 73 

- 472 

-1983 

+ 901 

+ 332 

141,34 

142,75 

April 

- 205 

-5 900 

+6 527 

- 31 

-3 916 

+3 115 

+ 444 

- 649 

141,16 

142,57 

Mai 

-4 408 

-3 000 

-2 675 

- 92 

+2 985 

-1 626 

+ 518 

-4 926 

141,66 

142,81 

Juni 

+ 945 

+ 2 400 

+ 4 143 

- 110 

-3 175 

-2 313 

+ 487 

+ 458 

142,63 

143,47 

Juli 

+ 1567 

+ 2 300 

+ 793 

- 109 

+ 1 940 

-3 357 

+ 1481 

+ 86 

144,15 

143,86 

August 

+ 7 

- 300 

-5 888 

- 86 

+ 3 958 

+ 2 323 

+ 256 

- 249 

144,24 

143,87 

September 

-6 082 

- 900 

-1015 

+ 79 

-2 054 

-2 192 

- 587 

-5 495 

143,84 

144,57 

Oktober 

- 416 

-3 200 

+3 928 

+ 452 

-1568 

- 28 

- 73 

- 343 

143,45 

144,95 

November 

+ 1 739 

-4 900 

+ 708 

+ 1 238 

+5 349 

- 656 

+ 832 

+ 907 

145,14 

145,90 

Dezember 

+ 7 523 

- 600 

+9 452 

+ 610 

- 411 

-1528 

+5 704 

+ 1819 ■ 

152,59 

146,45 

1981 Januar 

-3 614 

-1 100 

+ 1 180 

+ 234 

-2 139 

-1 789 

-4 536 

+ 922 1 

148,96 

147,10 

Februar 

-6 230 

-4 600 

-5 658 

+ 269 

+3 118 

+ 641 

-1372 

-4 858 1 

146,59 

147,84 

März 

+ 292 

+6 400 

+ 2 054 

- 92 

-4 304 

-3 766 

- 200 

+ 492 

146,90 

148,44 

April 

- 207 

+ 1 900 

- 592 

- 73 

- 122 

-1320 

+ 388 

- 595 1 

146,76 

149,20 

Mai 

+ 499 

+2 900 

-4 679 

- 23 

+ 2 011 

+ 290 

+ 2 

+ 497 

147,24 

149,15 

Juni 

+ 1 223 

+ 200 

-1 602 

- 43 

-1 975 

+4 643 

+ 812 

+ 411 

148,44 

149,64 

Juli 

+ 1 614 

+ 1 100 

+3 378 

- 28 

+2 066 

-4 902 

+ 1 827 

- 213 

150,05 

149,65 

August 

- 448 

-3 500 

+ 670 

- 57 

+ 2 708 

- 269 

- 368 

- 80 

149,64 

149,45 

September 

1 

- 962 

+ 1 100 

+ 2 889 

- 68 

-5 935 

+ 1052 

-1325 

+ 363 

148,68 

149,48 


In der Abgrenzung des Sachverständigenrates: Bargeldumlauf und Zentralbankguthaben der Banken. 

Währungsreserven (einschließlich Kredite und sonstige Forderungen an das Ausland) abzüglich Auslandsverbindlichkeiten. Jahresdurch- 
schnitte und Jahresendstände ohne Berücksichtigung der Neubewertung der Währungsreserven. 

Saldiert mit dem Bestand an Mobilisierungs- und Liquiditätspapieren im Besitz der Banken. 

“*) Kredite und Forderungen der Bundesbank an öffentliche Haushalte abzüglich Einlagen (einschließlich Sondereinlagen) öffentlicher Haushalte. 
^) Unter anderem Einlagen von Nichtbanken bei der Bundesbank. 

'’) Bereinigt um den Effekt von Mindestreservesatzänderungen; siehe Anhang V, Abschnitt C. 

'') Saisonbereinigung nach dem Census-Verf ahren II, Version X - 1 1. 

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank 
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die Möglichkeit nutzten, die Bundesbank mit deren 
eigenen Waffen angreifen zu können, indem sie sich 
selbst auf das Konzept einer am Wachstum des Pro- 
duktionspotentials orientierten — und insoweit kon- 
junkturneutralen — Geldpolitik beriefen. Kritik gab 
es aber auch von denen, die schon bisher für eine ste- 
tige, konsequent mittelfristig orientierte Politik plä- 
diert hatten. 

196 . Das Konzept einer mittelfristig am Wachstum 
des Produktionspotentials orientierten Geldmen- 
genpolitik ist entstanden aus der weltweiten Er- 
nüchterung im Zuge der Erfahrungen mit einer 
kurzfristig am Konjunkturverlauf orientierten Geld- 
politik und aus der Erkenntnis, daß es ohne eine 
Ausweitung der Geldmenge, die über das Wachstum 
der Produktionsmöglichkeiten hinausgeht, keine In- 
flation gibt. Die Gründe, die gegen eine Geldpolitik 
zur aktiven Konjunktur Stützung sprechen, bestehen 
fort. Unsere Möglichkeiten, die güterwirtschaftli- 
chen Wirkungen expansiver monetärer Impulse zu 
nutzen, also die Wirkungen auf Produktion und Be- 
schäftigung, die inflatorischen aber zu vermeiden, 
sind erfahrungsgemäß unzureichend. Das müssen 
sich jene Kritiker entgegenhalten lassen, die unter 
Hinweis auf die rezessive Entwicklung eine Politik 
des leichten Geldes verlangen, also einen Zuwachs 
der Zentralbankgeldmenge deutlich oberhalb der 
konjunkturneutralen Rate von 5 V 2 vH. Bei solchen 
Forderungen wird im übrigen nicht bedacht, daß die 
gegenwärtige Beschäftigungssituation vornehmlich 
Reflex einer unbewältigten Anpassungsaufgabe der 
Wirtschaft ist und nicht eines normalen zyklischen 
Abschwungs, daß es also nicht einfach um Nachfra- 
gebelebung geht. 

197 . Ernster nehmen mußte die Bundesbank die 
Kritik, die aus Sorge um die möglicherweise destabi- 
lisierenden Effekte eines Abgehens vom Zielpfad 
vorgebracht wird und darauf dringt, die vorab ange- 
kündigte Expansionsrate auch einzuhalten. 

In der Tat mußte ja der Eindruck entstehen, die Bun- 
desbank habe sich zumindest vorübergehend von ih- 
rem Geldmengenkonzept abgekehrt, einem Kon- 
zept, für das nicht zuletzt spricht, daß es zu einer 
möglichst stetigen wirtschaftlichen Entwicklung 
beiträgt, wenn es von den Teilnehmern am Wirt- 
schaftsprozeß verstanden und akzeptiert und als 
Grundlage eigener wirtschaftlicher Entscheidungen 
genommen wird, aber auch genommen werden 
kann. Vertrauen in einen konzeptionsgetreuen Kurs 
der Notenbank versteht sich nicht von selbst. Der 
Umstand, deiß die Notenbank, will sie stabile Erwar- 
tungen begründen, erst einmal für mehrere Jahre 
solche Konzeptionstreue beweisen muß, verlangt da- 
her strenge Maßstäbe und große Zurückhaltung bei 
Vorbehalten, die ein Abrücken vom mittelfristigen 
Pfad erlauben. 

Bei einer Beurteilung der Geldpolitik dieses Jahres 
darf freilich nicht einfach schematisch die tatsächli- 
che Zuwachsrate der Zentralbankgeldmenge mit der 
angekündigten Zuwachsrate verglichen werden. In 
jedem Falle ist zu prüfen, ob sich die wirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen im Jahresverlauf in ei- 
ner Weise verändert haben, die eine Revision der 


Vorstellung von einer potentialorientierten Expan- 
sion der Zentralbankgeldmenge erforderlich macht. 
Und es gibt auch gute Gründe, wenngleich nur weni- 
ge, die ein Abweichen vom potentialorientierten 
Pfad rechtfertigen können. 

198. Solche Gründe sind gegeben, wenn ein Einhal- 
ten des Zielpfades die eigentliche Aufgabe der Geld- 
politik, den Geldwert zu sichern, in größere Kon- 
flikte mit den anderen Hauptzielen der Wirtscheifts- 
politik, namentlich mit dem Ziel eines hohen Be- 
schäftigungsstandes, zu bringen droht als eine tem- 
porär kontraktive Geldpolitik. Die Tendenz zu einer 
kräftigen realen Abwertung der Währung wie in die- 
sem Jahr kann ein solcher Grund sein. Zwar gibt es 
unter dem Aspekt der Geldwertsichenmg bei infla- 
torischen Impulsen von außen keine Veranlassung, 
den geldpolitischen Kurs zu korrigieren, wenn sich 
die Erwartungen hinsichtlich eines stabilen Geld- 
werts so weit gefestigt haben, daß ein außenwirt- 
schaftlich induzierter Anstieg des Preisniveaus, der 
bei konzeptionsgetreuer Geldpolitik prinzipiell vor- 
übergehend sein kann, auch tatsächlich für vorüber- 
gehend genommen wird, eine Anpassungsinflation 
im Innern also nicht zu befürchten ist. Aber man 
kann solche Festigkeit der Erwartungen und solches 
Verhalten nicht einfach unterstellen, zumindest 
noch nicht. In jedem Falle wären die Risiken groß. 
Die Inflationsrate ist schon in den beiden vorange- 
gangenen Jahren wieder gestiegen. Zunehmende 
Preissteigerungen infolge der D-Mark-Abwertung 
werden nur allzu leicht als Fortsetzung dieser Ent- 
wicklung betrachtet Ein Ende der Abwertungsten- 
denz oder gar eine rasche Umkehr war nicht abzuse- 
hen, trotz des Gegenhaltens der Bundesbank schon 
im vergangenen Jahr. Daß bei einer Lockerung des 
geldpolitischen Kurses die Anpassungsinflation in 
Gang kommen würde, war nicht mehr ungewiß. Und 
seit Jahrzehnten gibt es kein Beispiel, daß eine ein- 
mal eingetretene Erhöhung des Preisniveaus wieder 
rückgängig gemacht worden wäre. Wie hätte es dies- 
mal anders sein sollen. 

In einer solchen Phase der Unsicherheit ist eine 
Grundvoraussetzung für ein weitgehend friktions- 
freies Funktionieren der Geldpolitik — ungebroche- 
nes Vertrauen auf einen mittelfristig stabilen Geld- 
wert und ein dementsprechendes Verhalten aller, 
auf die es ankommt — nicht erfüllt. Das Geldange- 
bot stetig auszuweiten, reicht dann unter Umstän- 
den nicht mehr aus. Die Notenbank steht vielmehr 
vor einem Dilemma: in einem Falle wie dem des Jah- 
res 1980/81 also entweder die von außen kommen- 
den inflatorischen Impulse sofort eindämmen oder 
aber diese zwar zulassen, sich jedoch fest vorneh- 
men, eine binnenwirtscheiftliche Anpassungsinfla- 
tion nicht nachhaltig zu tolerieren, sondern sie 
ein einem konsequent durchgehaltenen mittelfri- 
stig orientierten Kurs der Geldmengensteuerung 
schließlich doch scheitern zu lassen. 

Letzteres war die Vorstellung der Kritiker, die im 
Rahmen des Konzepts argumentierten: Eine bin- 
nenwirtschaftliche Anpassungsinflation kann zwar 
auch bei normaler Geldversorgung in Gang kom- 
men; sie wird zunächst durch eine Erhöhung der 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, das heißt 
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durch rationellere Kassenhaltung finanziert Paßt 
die Notenbank das Geldangebot nicht nach oben an, 
so wird sich die inzwischen eingetretene Preisni- 
veausteigerung aber früher oder später zurückbil- 
den, notfalls unter Rezessionsdruck. Orientieren 
sich nicht auch die Löhne an der inzwischen einge- 
tretenen Preissteigerung, eine Anpassung, die als ir- 
reversibel anzusehen wäre, muß ein Rezessions- 
druck aber nicht auftreten. Käme es zum Rezes- 
sionsdruck, so die Argumentation, hätte eine neutral 
gebliebene Geldpolitik ihn jedenfalls nicht zu vertre- 
ten. Für die Wahl eines solchen geldpolitischen Kur- 
ses, der zur Vermeidung eines aktuellen Rezessions- 
drucks das Risiko eines künftigen in Kauf zu neh- 
men hätte, wurde auch geltend gemacht, daß ange- 
sichts des Leistungsbilanzdefizits eine Verbesse- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft durch eine Veränderung der relativen Preise 
gegenüber dem Ausland unentbehrlich sei, eine Ab- 
wertung der D-Mark von daher also nicht uner- 
wünscht. Preisniveaustabilität im Innern würde sich 
dadurch hersteilen, daß die Preise für inländische 
Leistungen in dem Meiße sinken oder schwächer 
steigen, wie die Verteuerung der Importe auf die 
Preise der Lebenshaltungsgüter durchschlägt. 

Kräftige Argumente standen freilich dagegen. Der 
Grundsatz, daß die Lohnpolitik es sich selbst zuzu- 
schreiben hat, wenn es zu einem Rezessionsdruck 
kommt, weil sie den von einer Abwertung der Wäh- 
rung bewirkten und angetriebenen Anstieg der In- 
flationsrate nicht voll außer Betracht gelassen hat, 
ist im Falle schwerer Störungen kaum durchzuhal- 
ten. Vielmehr hat man realistischerweise anzuneh- 
men, deiß die Geldpolitik in einem solchen Falle 
nicht darauf bestehen kann, daß die inzwischen ein- 
getretene zusätzliche Preisniveausteigerung wieder 
rückgängig gemacht wird, sondern sich darauf be- 
schränken muß, die Inflationsrate allmählich wieder 
zu senken. Und schon das ist eine schwierige Aufga- 
be. Die Erfahrung lehrt nun einmal, daß eine späte 
Inflationsbekämpfung größere Schäden bei der Be- 
schäftigung mit sich bringt als eine frühzeitige, daß 
es vor allem leichter ist, inflatorische Impulse abzu- 
wehren, also eine Erhöhung der Inflationsrate zu 
verhindern, als eine gegebene Inflationsrate zu sen- 
ken. Das gilt zumal in einer Situation wie der des 
Jahres 1981. Denn in einer Abwertungstendenz liegt 
ja für die Exportwirtschaft und für die mit Importen 
konkurrierenden Bereiche ein expansiver Impuls. 
Ihn geldpolitisch einzudämmen, heißt nicht ihn aus- 
zuschalten. So sehr wegen des Leistungsbilanzdefi- 
zits eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit er- 
wünscht ist, so ist sie es doch über eine Abwertung 
der D-Mark nur, soweit diese nicht alsbald in einer 
Anpassungsinflation verpufft und also nicht ohne 
weiteres in einem Meiße, wie es Devisenmärkte, de- 
nen es wie in diesem Jahr an hinreichender Orien- 
tierung fehlt, unter Umständen hervorbringen. Im 
übrigen ist das Interesse der Volkswirtschaft an ei- 
ner Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit durch 
eine Abwertung auch deshalb begrenzt, weil damit 
eine entsprechende Verschlechterung der Terms of 
Trade verbunden ist (Ziffer 443). 

199 . Den Weg einer geldpolitischen Eindämmung 
der übermäßig expansiven und damit inflatorischen 


Impulse aus der Abwertung wählen hieß ein Unter- 
schreiten des mittelfristigen Pfades für die Expan- 
sion der Zentralbankgeldmenge und den damit ver- 
bundenen Restriktionsdruck für die stärker vom 
Zins als vom Wechselkurs abhängigen Bereiche der 
Volkswirtschaft für eine Weile in Kauf nehmen. Die- 
ser Druck war unerwünschtes Ergebnis einer Rol- 
lenverteilung, bei der einseitig der Geldpolitik die 
Aufgabe zufiel, durch einen restriktiven Kurs eine 
Stabilisierung der Erwartungen zu erreichen, die 
von einem konjunkturneutralen Kurs nicht rechtzei- 
tig bewirkt worden wäre. Jeder Weg zu einer Stabili- 
sierung der Erwartungen ohne Rezessionsdruck 
wäre vorzuziehen gewesen. 

Wie sehr es auf eine Stabilisierung der nationalen 
und der internationalen Erwartungen hinsichtlich 
des künftigen Werts der D-Mark ankam — und nicht 
in erster Linie auf den Rezessionsdruck — , wie sehr 
darauf, daß diese Aufgabe nicht vertagt wurde, er- 
kennt man vor allem daran, daß eine Störung, wie 
sie hier vordergründig als Ursache der schwierigen 
Situation auftritt — die Tendenz zur übermäßigen 
realen Abwertung der D-Mark — , ihrerseits selbst 
nichts anderes ist als eben Ausdruck destabilisierter 
Erwartungen hinsichtlich der Fähigkeit der Volks- 
wirtscheift, die anstehenden Probleme zu lösen. Für 
eine Stabilisierung der Erwartungen kam zwar 
nicht allein die Geldpolitik in Frage, zumal sie selbst 
kaum Anlaß der Erwartungsstörungen war. Aber sie 
mußte die Führungsrolle übernehmen. In seinem 
Sondergutachten hat der Sachverständigenrat die 
Bimdesbank hierin bestärkt. 

200 . Zu den besonders schwerwiegenden Pro- 
blemen einer Geldpolitik, die sich solchen Aufgaben 
einer Stabilisierung verunsicherter Erwartungen zu 
stellen hat, gehört, daß es in der Unwegsamkeit ab- 
seits des geraden Pfades normaler monetärer Ex- 
pansion keine quantitativen Orientierungshilfen 
mehr gibt. Die Notenbank muß durch Tatonnement 
herauszufinden suchen, bei welchem Kurs der Geld- 
politik sich eine Stabilisierung der Erwartungen ab- 
zeichnet und die Gefahr einer Anpassungsinflation 
zu bannen ist. Es geht ja nicht um die sofortige volle 
Unterdrückung von Preissteigerungen, die von au- 
ßen kommen, nicht um die Verhinderung jedweder 
realen Abwertung. Dies wäre in einer Situation ho- 
her Leistungsbilanzdefizite sogar unvernünftig. Die 
Ratio einer Inkaufnahme von Rezessionsdruck 
hellte ist die Vermeidung von größerem Rezessions- 
druck morgen. Auch das ergibt freilich keine quanti- 
tative Richtschnur. Die Bundesbank hat versucht, 
mit dem Spielraum auszukommen, den ihr die vor- 
gegebene Zielmarge für eine Abweichung nach un- 
ten von dem mittleren 5 V 2 vH-Pfad bot. 

201. Reaktionen der Geldpolitik auf eine reale Ab- 
wertung, die zu Abweichungen von einer vorange- 
kündigten Zielgröße für die Geldmenge führen, sind 
allerdings nicht notwendigerweise in gleichem 
Maße Abweichungen von dem, was das Konzept ei- 
ner potentialorientierten Geldpolitik verlangt. Reale 
Veränderungen des Wechselkurses können Reflex 
einer veränderten internationalen Neigung zur Kas- 
senhaltung in D-Mark sein, einer Tendenz zur Ver- 
änderung des Währungsraumes gleichsam. Die kräf- 
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tige reale Aufwertung der D-Mark 1978 war mögli- 
cherweise zum Teil so zu sehen. Solche Verschiebun- 
gen der Geldnachfrage angebotsseitig zu neutrali- 
sieren, ist prinzipiell geboten — und ein konjunktur- 
neutraler Vorgang; es gehört zur Logik des Konzepts 
( J G 78 Ziffern 403 ff.). Für die Vorstellung jedoch, daß 
man nun umgekehrt die kräftige reale Abwertung 
der letzten beiden Jahre zu einem erheblichen Teil 
als Ausdruck einer Tendenz zur Verkleinerung des 
Währungsraumes anzusehen hat, gibt es keine ein- 
deutigen Anzeichen. Die Abnahme von Ausländer- 
einlagen bei den Banken und der starke Rückstrom 
von Bargeld aus dem Ausland zeigen freilich, daß 
möglicherweise auch dieser Vorgang dem Gesche- 
hen beigemischt ist. 

202 . Zu fragen bleibt, ob die unerwartet starke Ver- 
teuerung von Importen mit ihrem Einfluß auf das zu 
finanzierende Transaktionsvolumen nicht Anlaß 
gab, nimmt man dies für sich, eher etwas mehr Geld 
als geplant zur Verfügung zu stellen. Die Einfuhrver- 
teuerung in diesem Jahr ist in erster Linie Ausdruck 
der kräftigen realen Abwertung der heimischen 
Währung. Die reale Abwertung war teilweise er- 
wünscht, teilweise unerwünscht. Soweit sie uner- 
wünscht war, hatte die Wirtschaftspolitik die Aufga- 
be, so bald wie möglich Bedingungen herzustellen, 
unter denen sich die Abwertung zurückbildet Aber 
auch soweit sie erwünscht war — und also nach 
Möglichkeit bis zur Beseitigung der Leistungsbi- 
lanzprobleme Bestand haben sollte — , war damit 
keine Erhöhung des gesamtwirtschaftlichen Preis- 
niveaus gewollt, sondern eine Veränderung der rela- 
tiven Preise gegenüber dem Ausland. Es geht um 
eine Veränderung der Struktur der Gesamtnachfra- 
ge: mehr Exporte, weniger Importe, geringerer Kon- 
sum, gesteuert über veränderte relative Preise. In 
bezug auf den erwünschten wie den unerwünschten 
Teil der Abwertung wäre eine Bereitstellung von 
mehr Geld also darauf hinausgelaufen, die Finanzie- 
rung einer Preisniveauentwicklung zu alimentieren, 
die zu verhindern Hauptproblem der Geldpolitik die- 
ses Jahres gewesen ist. Anders als bei der Ölteue- 
rung 1979/80, die — obwohl selbstverständlich uner- 
wünscht — nicht zu verhindern und deren Durch- 
wirken auf das inländische Preisniveau ohne gefähr- 
lichen Deflationsdruck nicht zu vermeiden war (weil 
mit ihr keine entsprechenden expansiven Impulse 
für die Exporte unmittelbar einhergingen), bestand 
also 1981 ein Korrekturbedarf beim Geldmengenziel 
nicht. 

203 . Geld wird unterschiedlich effizient genutzt. 
Hohe Zinsen, wie sie etwa für Phasen konjunkturel- 
ler Hochlagen typisch sind, reizen zu einer niedrige- 
ren Kassenhaltung an; die Relation aus Bruttosozi- 
alprodukt und Zentralbankgeldmenge, die soge- 
nannte Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, steigt. 
Umgekehrt ist es in Phasen niedriger Zinsen weni- 
ger kostspielig, Vermögen in Form von Kasse zu hal- 
ten; die Umlaufsgeschwindigkeit sinkt. Immer wie- 
der gibt es Versuche, erwartete Änderungen in der 
durchschnittlichen Kassenhaltung bei der Geldmen- 
gensteuerung zu berücksichtigen und so die Ent- 
wicklung der volkswirtschaftlichen Gesamtausga- 
ben wirksamer als ohne dies zu verstetigen. Dage- 


gen spricht alle Erfahrung, die das Konzept eines 
verstetigten, an mittelfristigen Bezugsgrößen orien- 
tierten Geldangebots begründete. Vor allem ist es 
die Unsicherheit hinsichtlich der zu erwartenden 
konjunkturellen Entwicklung und der Reaktion der 
Umlaufsgeschwindigkeit darauf wie auf andere Fak- 
toren, die sie beeinflussen, darunter nicht zuletzt die 
Geldpolitik selbst, welche gegen eine mit der Um- 
laufsgeschwindigkeit schwankende Geldangebots- 
politik spricht. Soweit Schwankungen im Ausla- 
stungsgrad des Produktionspotentials mit den 
Schwankungen in der Umlaufsgeschwindigkeit kor- 
respondieren, trägt eine mittelfristig orientierte 
Geldpolitik automatisch zur Verstetigung bei. 

Dieses und das letzte Jahr waren Jahre hoher Zin- 
sen und zugleich schwacher Konjunktur. Eine Pro- 
gnose der Umlaufsgeschwindigkeit war besonders 
unsicher, die Gefahr, daß die Geldpolitik Fehler 
macht, wenn sie auf eine erwartete Veränderung der 
Umlaufsgeschwindigkeit setzte, erheblich. So hatte 
die Bundesbank bei ihrer Zielvorgabe für 1981 mit 
einer höheren Umlaufsgeschwindigkeit als 1980 ge- 
rechnet, weil sie vermutete, daß gegen Ende des Jah- 
res die Relation aus Bruttosozialprodukt und Zen- 
tralbankgeldmenge höher sein würde als im Durch- 
schnitt des vergangenen Jahres. Tatsächlich ging 
die Umlaufsgeschwindigkeit trotz steigender Zinsen 
im vierten Viertelj ahr 1980 und im ersten Viertelj ahr 
1981 zurück und war auch im zweiten Vierteljahr 
dieses Jahres noch deutlich niedriger als im Durch- 
schnitt des vergangenen Jahres (Schaubild 26). 

Zu einer mittelfristig orientierten Geldpolitik gehört 
freilich, dauerhafte, etwa in einem Trend zum Aus- 
druck kommende Änderungen der Umlaufsge- 
schwindigkeit des Geldes in Rechnung zu stellen. 
Dies unterlassen hieße einen inflationären oder de- 
flationären Grundzug in die Geldpolitik bringen. Für 
die Bundesrepublik etwa war in den letzten zehn 
Jahren eine tendenziell fallende Umlaufsgeschwin- 
digkeit des Zentralbankgeldes zu beobachten. Dies 
mag Ausdruck zunehmenden Wohlstandes oder der 
Ausweitung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
oder auch anderer Gründe sein. Wie erwähnt haben 
wir dieser Tendenz für 1981 durch einen Zuschlag 
von einem halben Prozentpunkt in der anzustreben- 
den Zuwachsrate für die Zentralbankgeldmenge 
Rechnung zu tragen versucht. 

204 . Kritik hat die Bundesbank auch mit dem Ar- 
gument gefunden, ihre Geldpolitik sei schon von ih- 
rer Zielvorgabe her noch viel restriktiver, als es die 
aktuelle Expansion der Zentralbankgeldmenge er- 
kennen lasse, weil diese schon seit 1980 hinter dem 
Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Produktions- 
potentials, bewertet zu jeweiligen Preisen, zurückge- 
blieben sei. Schaubild 26 zeigt die beiden Entwick- 
lungen in ihrem Verhältnis zueinander. In der Tat 
lag die Zuwachsrate der Zentralbankgeldmenge 
1980 und auch in diesem Jahr deutlich unterhalb der 
Wachstumsrate des Produktionspotentials. Aller- 
dings hatte die Expansion der Zentralbankgeld- 
menge in den Jahren zuvor, 1976 bis 1979, das Poten- 
tialwachstum kräftig überschritten, so daß es in der 
Summe zumindest als offen gelten kann, ob nicht in 
den beiden letzten Jahren nur die überreichliche 
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Schaubild 26 


ZUR ENTWICKLUNG DER UMLAUFSGESCHWINDIGKEIT DES GELDES 


Relation Relation 



1) Relation Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen zur Zentralbankgeldmenge.- 2) Bargeldumlauf und Zentralbankguthaben der Banken, bereinigt um den Effekt von 
Mindestreservesatzänderungen. Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank.- 3) Produktionspotential bei Normalauslastung in jeweiligen Preisen. Produktionspo- 
tential: Eigene Schätzung.- 4) Berechnet aus saisonbereinigten Zahlen. Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank.- 5) Jahr sowie 3. und 4. Vierteljahr: Eigene 
Schätzung. 
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Versorgung der Wirtschaft mit Zentralbankgeld kor- 
rigiert wurde. Außerdem erscheint zweifelhaft, ob 
eine einmal begonnene Stabilisierungspolitik dann 
aufgegeben werden sollte, wenn sie Friktionen zei- 
tigt. Im Prinzip kommt es zu solchen Friktionen 
zwangsläufig, solange die Inflationsraten höher sind 
als der von der Geldpolitik als kurzfristig unver- 
meidlich zugestandene Anstieg des Preisniveaus, 
gleichviel ob eine unstetige Geldpolitik dies mitver- 
schuldet hat oder ob es sich daraus ergibt, daß Wirt- 
schaft und Staat die Signale der Geldpolitik nicht be- 
achten. In jedem Falle würde ein Kurswechsel in der 
Geldpolitik erst mit einer nicht unerheblichen zeitli- 
chen Verzögerung die Produktion anregen und die 
Fortschritte auf dem Weg zur Geldwertstabilität, die 
in der Geldpolitik der Vergangenheit angelegt sind, 
wieder zunichte machen. Eine Ausnahme sollte man 
wohl nur machen, wenn sich aufgrund einer schar- 
fen Restriktionspolitik die Versorgung der Wirt- 
schaft mit Zentralbankgeld sehr weit von der nor- 
malen Relation zwischen Produktionspotential und 
Zentralbankgeld entfernt hat, wie es etwa in den 
Jahren 1973 und 1974 der Fall war. 


Geidmarktsteuerung auf Sicht 

205 . Beim Einsatz ihres geldpolitischen Instru- 
mentariums im Verlauf dieses Jahres war die Bun- 


desbank bestrebt, der labilen Verfassung des Devi- 
senmarktes Rechnung zu tragen und doch zugleich 
für einen noch angemessenen Zuwachs an Zentral- 
bankgeld und geordnete Geldmarktverhältnisse zu 
sorgen. Wenn letzteres im Vordergrund stand, 
suchte die Bundesbank zu vermeiden, daß der Devi- 
senmarkt darin falsche Signale hinsichtlich des wei- 
teren Kurses der Geldpolitik sah. Die kurzfristigen 
Ausgleichsoperationen waren daher in der Vorhand. 
Im Herbst nutzte dann die Bundesbank vorsichtig 
den Spielraum, der sich ihr durch die Befestigung 
der D-Mark bot. 

Zu Jahresbeginn herrschten freilich noch Bedingun- 
gen vor, wie sie für das vergangene Jahr charakteri- 
stisch gewesen waren. Die Bundesbank beschränkte 
sich darauf, den Liquiditätsentzug hoher Devisenab- 
flüsse auszugleichen, teils durch vorübergehende 
Bereitstellung von Liquidität, wie etwa durch Wert- 
papierpensionsgeschäfte, das heißt den Ankauf von 
Wertpapieren bei gleichzeitiger Verpflichtung sei- 
tens der verkaufenden Banken zum Rückkauf per 
Termin, teils durch eine dauerhafte Anreicherung 
der Bankenliquidität über eine weitere Rücknahme 
der Mindestreservesätze und eine Aufstockung der 
Rediskontkontingente (Tabelle 21). 

Am Devisenmarkt wurde dies als eine Lockerung 
der Geldpolitik ausgelegt. Die Schwäche der D-Mark 
im Europäischen Währungssystem, die wegen der 
innereuropäischen Zinsdifferenzen schon seit dem 
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Tabelle 21 

Maßnahmen der Deutschen Bundesbank 

Datum 


1980 


18. September 

Der Lombardsatz wird mit Wirkung vom 19. September von 9,5% atif 9% herabgesetzt. Gleich- 
zeitig nimmt die Bundesbank wieder Wertpapierpensionsgeschäfte auf. 

16. Oktober 

Die Rediskontkontingente der Kreditinstitute werden mit Wirkung vom 20. Oktober um 3 Mrd 
DM heraufgesetzt, die Linie für die Einreichung von Privatdiskonten wird um 500 Mio DM an- 
gehoben. 

4. November 

Die Laufzeitgrenze für inländische festverzinsliche Wertpapiere, die ins Ausland verkauft wer- 
den dürfen, wird auf ein Jahr herabgesetzt. 

27. November 

Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank beschließt ein Geldmengenziel für 1981: Vom 
vierten Vierteljahr 1980 bis zum vierten Vierteljahr 1981 soll das Wachstum der Zentralbank- 
geldmenge innerhalb einer Zielspanne von 4 vH bis 7 vH gehalten werden. Ob eher ein Wert im 
oberen oder im unteren Bereich des Korridors angestrebt wird, will die Bundesbank von der 
Entwicklung des Wechselkurses, der Preise und der Zahlungsbilanz im Verlauf des Jahres ab- 
hängig machen. Bei der Ableitung ihrer Zielvorgabe hat die Bundesbank eine Zunahme des 
Produktionspotentials um 2V2vH und einen unvermeidlichen Preisanstieg im Durchschnitt 
des Jahres 1981 von 3 V 2 vH bis 4 vH zugrunde gelegt. Da sie im Jahresdurchschnitt 1981 mit ei- 
ner höheren Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes rechnete, ergibt sich eine potentialorientierte 
Zuwachsrate von 5 vH bis 5 V 2 vH. 

11. Dezember 

Vom Unterausschuß des Zentralen Kapitalmarktausschusses für D-Mark-Auslandsanleihen 
werden keine neuen D-Mark-Auslandsanleihen eingeplant. 

19. Dezember 

1981 

15. Januar 

Die Bundesbank schließt mit den Banken eine Vereinbarung (Gentlemen’s Agreement), durch 
die die Banken sich bereit erklären, bis Ende März 1981 grundsätzlich keine weiteren langfristi- 
gen Kredite an Ausländer zu gewähren. 

Der Unterausschuß des Zentralen Kapitalmarktausschusses für D-Mark-Auslandsanleihen 
plant bis zum 3. Februar keine neuen D-Mark-Auslandsanleihen ein. 

22. Januar 

Der Zentralbankrat beschließt, mit Wirkung vom 1. Februar die Mindestreservesätze um 7 vH 
herabzusetzen und die Rediskont-Kontingente zu erhöhen. Durch diese Maßnahmen wird für 
die Kreditinstitute Zentralbankgeld im Umfang von 6,7 Mrd DM verfügbar. 

19. Februar 

Die Deutsche Bundesbank stellt mit Wirkung vom 20. Februar den regulären Lombardkredit 
ein. Ein Sonderlombardkredit mit variablem Zins wird in Aussicht gestellt. Die Laufzeitbe- 
schränkung für Wertpapiere, die an Ausländer verkauft werden dürfen, wird aufgehoben. Auch 
Geldmarktpapiere dürfen nunmehr an Ausländer verkauft werden. 

25. Februar 

Die Bundesbank stellt erstmals einen Sonderlombard zu einem Zinssatz von 12 % zur Verfü- 
gung. Er steht den Banken zunächst für zwei Tage und wieder seit dem 3. März zur Verfü- 
gung. 

1. April 

Zum drittenmal in diesem Jahr führt die Bundesbank Offenmarktgeschäfte mit Rückkaufsver- 
einbarung über Wertpapiere, sogenannte Wertpapierpensionsgeschäfte, durch. Den Banken 
wird diesmal Liquidität im Umfang von 5,2 Mrd DM für 28 beziehungsweise 47 Tage zur Verfü- 
gung gestellt. Der Zinssatz beträgt 12,5%. Nach Auslaufen werden zunächst keine neuen Ab- 
schlüsse mehr angeboten. 

5. Mai 

Die Bundesbank bietet den Banken Schatzwechsel mit einer Laufzeit von zunächst sieben, spä- 
ter in der Regel fünf Tagen zum Kaiif an. Der Zinssatz beträgt 11,5%. 

2. Juli 

Der Zentr£ilbankrat hat das Geldmengenziel für das laufende Jahr überprüft. In Anbetracht der 
außenwirtscheiftlichen Lage und des kräftigen Preisauftriebs will die Bundesbank anstreben, 
den Zuwachs der Zentralbankgeldmenge für den Rest dieses Jahres in der unteren Hälfte des 
Zielkorridors (4 vH bis 5V2vH) zu halten. 

11. September 

Der Verkauf von Schatzwechseln durch die Bundesbank wird wieder eingestellt. 

21. September 

Der Verkauf von Bundesschatzbriefen wird vorübergehend ausgesetzt. Ab 6. Oktober werden 
wieder Bundesschatzbriefe zu neuen Konditionen angeboten. 

29. September 

Die Bundesbank nimmt für 34 Tage Wertpapiere aus dem Besitz der Banken im Umfang von 6,2 
Mrd DM zu einem Zinssatz von 11,4 % in Pension. Die Ausgestaltung des Wertpapierpensionsge- 
schäfts deutet auf eine vorsichtige Lockerung des Restriktionskurses hin. 

8. Oktober 

Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank beschließt, den Zinssatz für Sonderlombard- 
kredite mit Wirkung vom 9. Oktober auf 11% zu ermäßigen. 

2. November 

Noch einmal nimmt die Bundesbank für 30 Tage Wertpapiere der Kreditinstitute in Pension. Zu 
einem Zinssatz von 11,1% werden 7,5 Mrd DM Zentralbankgeld vorübergehend zur Verfügung 
gestellt. 
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Frühjahr vergangenen Jahres bestanden hatte, ver- 
schärfte sich. Zeitweise mußte sogar zugünsten der 
Mark interveniert werden. Der Dollarkurs stieg im 
Februar innerhalb von 14 Tagen um 15 Pfennige auf 
2,25 DM an. Die Bundesbank entschloß sich darauf- 
hin zu einem deutlichen zinspolitischen Signal, 
setzte den regulären Lombardkredit zu einem Zins- 
satz von zuletzt 9 % aus und stellte den Banken, wie 
schon einmal 1973, einen Sonderlombardkredit in 
Aussicht, dessen Zinssatz täglich geändert und des- 
sen Verfügbarkeit jederzeit widerrufen werden 
kann. Er steht den Banken mit einer kurzen Unter- 
brechung seit Ende Februar zu einem Zinssatz von 
zunächst 12 %, seit Oktober 11 %, zur Verfügung. Als- 
bald nach den Februarmaßnahmen festigte sich die 
Position der D-Mark im Europäischen Währungssy- 
stem wieder, und zwar nachhaltig. Von März bis zur 
Neufestsetzung der Paritäten im Oktober war sie so 
fest, deiß zeitweise hohe Devisenzuflüsse aus dieser 
Quelle hingenommen werden mußten. Auch gegen- 
über dem Dollar konnte die D-Mark zunächst deut- 
lich aufholen. Trotz eines Zinsanstiegs auf breiter 
Front erreichte der Dollarkurs aber schon Anfang 
Mai wieder das Niveau von Mitte Februar. Auch als 
er noch deutlich darüber hinausging, Ende Juni 
mußten schon 2,40 DM und im August gar bis zu 2,57 
DM für einen Dollar bezahlt werden, hat die Bundes- 
bank nicht mit einer erneuten Anhebung der Noten- 
bankzinsen reagiert (SG 81 Ziffer 35). Der Eindruck 
konnte entstehen, die Bundesbank habe sich zu ei- 
nem unerklärten Kurswechsel entschlossen. Das 
Geldangebot wurde dann aber doch weiterhin sehr 
knapp gehalten. Seit Mitte August konnte sich die 
D-Mark gegenüber dem Dollar wieder deutlich befe- 
stigen. Mitte November kostete ein Dollar noch 2,20 
DM. 

Die veränderte Liquidität der Banken bei seit März 
wieder einsetzenden Devisenzuflüssen, vor allem 
aus den Partnerländern im Europäischen Wäh- 
rungssystem, veranlaßte die Bundesbank zu um- 
fangreichen Geldmarktoperationen, um den Zins- 
satz für Tagesgeld auf der Höhe des Sonderlombard- 
satzes zu halten und gleichzeitig eine kontinuierli- 
che Geldversorgung der Banken sicherzustellen. An 
die Stelle von Wertpapierpensionsgeschäften, die in 
den ersten Monaten jeweils bei Fälligkeit durch das 
Angebot neuer Abschlüsse faktisch verlängert wor- 
den waren, traten flexiblere Instrumente, wie Devi- 
senpensionsgeschäfte, Devisenswapgeschäfte, also 
der Ankauf von Devisen durch die Bundesbank mit 
Rückkaufsverpflichtung seitens der Banken oder 
umgekehrt. Ab Mai bot die Bundesbank für einige 
Monate auch wieder Schatzwechsel mit sehr kurzen 
Laufzeiten an. Zu dieser Zeit hatte neben hohen De- 
visenzuflüssen auch die Gewinnabführung der Bun- 
desbank in Höhe von 2,3 Mrd DM liquiditätserhö- 
hend gewirkt. Für die Geldmengensteuerung stellen 
solche Transaktionen auch in dieser Größenord- 
nung kein Problem dar. Die Bundesbank muß zeit- 
weise weitaus größere Devisenbewegungen liquidi- 
tätsmäßig bewältigen und kann dies durch Einsatz 
ihres Instrumentariums auch ohne weiteres. Allein 
durch den Verkauf von Schatzwechseln wurde im 
Mai Liquidität im Umfang von 3V2 Mrd DM abge- 
schöpft. Im ganzen zweiten Quartal hat die Bundes- 
bank über kurzfristige Geldmarktoperationen er- 


heblich zur Verknappung am Geldmarkt beigetra- 
gen (Schaubild 27). Spiegelbild der hohen Zinsen 
und der geänderten Refinanzierungsbedingungen 
waren die sehr niedrigen freien Liquiditätsreserven 
der Banken und eine im Monatsdurchschnitt ge- 
ringe Beanspruchung des Sonderlombardkredits, 
vor allem in den ersten Monaten nach dessen Ein- 
führung, als bei den Banken noch Unsicherheit über 
die Handhabung dieses Instruments durch die Bun- 
desbank bestand. 

Erst mit der Festigung der D-Mark an den Devisen- 
märkten und dem Zinsrückgang am Kapitalmarkt 
im Herbst fand sich die Bundesbank zu einer vor- 
sichtigen Lockerung ihrer Politik bereit. Ende Sep- 
tember bot sie den Banken Wertpapierpensionsge- 
schäfte, die dann später, nach Fälligkeit, durch An- 
schlußgeschäfte verlängert wurden, zu einem Zins 
an, der erstmals unter dem geltenden Zins für Lom- 
bardkredite lag, und Anfang Oktober ermäßigte sie 
den Sonderlombardsatz auf 11%. 


Gewinnabführung an den Bund 

206 . Mit der Gewinnabführung aus dem Geschäfts- 
jahr 1980 in Höhe von 2,3 Mrd DM konnte der Bund 
gemäß der Regelung im Bundesbankgesetz erstmals 
den Jahresüberschuß der Bundesbank in größerem 
Umfang in Anspruch nehmen. Die Bundesbank hat 
ständig hohe Einnahmeüberschüsse. Denn sie er- 
wirbt ja ertragbringende Vermögenswerte gegen 
Geld, das sie selbst schafft. Die wichtigsten Einnah- 
men sind die Einnahmen aus der Anlage von Wäh- 
rungsreserven und aus der Gewährung von Kredi- 
ten an Banken. Im vergangenen Jahr war aufgrund 
der hohen Zinsen im Inland und Ausland sogar ein 
Jahresüberschuß von 8,8 Mrd DM entstanden. 
Gleichwohl konnte nur ein Bilanzgewinn von 
3,1 Mrd DM ausgewiesen werden. Ein Verlustvor- 
trag in Höhe von 5,8 Mrd DM, der in den Jahren zu- 
vor entstanden war, als die Höherbewertung der 
D-Mark Abschreibungen auf die Währungsreserven 
erfordert hatte, war auszugleichen. Die Bundesbank 
hat ihre Devisenbestände vor allem in den Jahren 
erworben, als sie einen zu hohen Dollarkurs gegen 
den Markt verteidigte, sei es weil sie zur Interven- 
tionverpflichtet war, sei es weil sie eine abrupte Auf- 
wertung der Mark verhindern wollte. Wenn die 
Wechselkursänderungen sich letztlich doch durch- 
setzten, mußte die Bundesbank die im Zuge der In- 
tervention erworbenen Devisen neu bewerten und 
entsprechende Verluste buchen. Derartige Verluste, 
zehren sie über Jahre hinweg die Zinseinnahmen 
aus den Währungsreserven auf (nicht nur die beson- 
dere Inflationskomponente in diesen Zinsen), lassen 
gleichsam buchmäßig aufscheinen, was die Bundes- 
bank die Subventionierung des Außenwirtschafts- 
verkehrs gekostet hat, die die Aufrechterhaltung ei- 
ner Unterbewertung der D-Mark mit sich bringt 

Diesen laufenden Wertberichtigungen der Wäh- 
rungsreserven ist es auch zuzuschreiben, daß die Ge- 
winnentwicklung in den vergangenen Jahren sehr 
wechselhaft war. Der Jahresüberschuß ohne lau- 
fende Wertberichtigungen entwickelte sich ver- 
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Schaubild 27 


FREIE LIQUIDITÄTSRESERVEN, LOMBARDKREDITE 

Mrd DM 




1979 1980 1981 

1) Überschußguthaben, Offenmarkttitel, deren Ankauf die Bundesbank zugesagt hat, und unausgenutzte Rediskontkontingente. Berechnet auf Basis von Tagesdurch- 
schnitten der Monate.- 2) Durchschnitte der vier Bankwochenstichtage der Monate. Ab 25. Februar 1981 Sonderlombardkredite. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 



1) Nettoforderungen (+) oder Nettoverbindlichkeiten (-)der Bundesbank gegenüber Kreditinstituten aus Devisenswap- und Devisenpensionsgeschäften, Offen - 
marktgeschäften in Wertpapieren und Handelswechseln mit Rückkaufsvereinbarung, Verlagerungen nach §17 Bundesbankgesetz sowie kurzfristige Schatzwechselabgaben. 


SR 8 1 0893 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 22 


Zur Gewinnentwicklung der Deutschen Bundesbank 

MrdDM 


Jahr 

Jahresüber- 
schuß ohne 
laufende 
Wertbe- 
richtigung 

Abschrei- 
bungen bzw. 
Zuschrei- 
bungen 
bei den 
Währungs- 
reserven 

Jahres- 

überschuß 

bzw. 

Fehlbetrag 

Bilanz- 
gewinn bzw. 
Bilanz- 
verlust 

Zinserträge 

Nachrichtlich 

netto ^) 

darunter 

Bestand 

an 

Devisen^) 

Geld- 

marktzins^) 

Vereinigte 

Staaten 

in% 

auf Geld- 
anlagen 
im 

Ausland 

Kredite 
an inlän- 
dische 
Kredit- 
institute 

1970 

0,79 



+ 0,79 

+ 0,79 

2,46 

1,24 

1,44 

28,37 

6,44 

1971 



- 3,10 

- 3,10 

3,22 

2,11 

1,07 

37,64 

4,34 

1972 

2,95 

— 

+ 2,95 


3,55 

2,86 

0,66 

52,22 

4,07 

1973 

3,51 


- 6,77 

- 6,77 

4,40 

4,34 

0,87 

65,82 

7,03 

1974 

■■ 

- 7,23 

- 2,16 

- 8,93 

6,06 

4,83 

1,03 

49,75 

7,87 

1975 


+ 5,48 

+ 9,54 


5,06 

4,27 

0,45 

51,30 

5,82 

1976 

4,44 

- 7,49 



5,21 

4,42 

0,40 

52,00 

4,99 

1977 

4,33 

- 7,88 

- 3,55 

- 6,60 

5,26 

4,33 

0,71 

58,31 

5,27 

1978 

4,63 

- 7,59*’) 

- 2,96 

- 9,55 

5,69 

5,27 

0,67 

74,58 

7,22 

1979 

6,66 

- 2,87 

+ 3,79 

- 5,76 

8,00 

6,16 

1,53 

71,24 

10,04 

1980 

7,18 

+ 1,66 

+ 8,84 

+ 3,08 

9,52 

5,85 

3,36 

56,05 

11,62 


Vorzutragender Bilanzverlust {-), verteilter Bilanzgewinn (Reingewinn +) davon an den Bund abgeführt für 1970: 524 Mio DM, für 1975: 
398 Mio DM, für 1980: 2 272 Mio DM. 

Zinserträge nach Abzug der Zinsaufwendungen. 

Stand: Jahresende. Ab 1979 einschließlich Forderungen an den Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit (darunter etwa 
3 V 2 MrdDM in Gold). 

Jahresdurchschnitt der ,, Treasury bill rate“. 

®) Nach Entnahmen aus sonstigen Rücklagen in Höhe von 0,15 Mrd DM. 

' Abschreibungen auf die Wähnmgsreserven und sonstige Fremdwährungspositionen (10,58 Mrd DM) abzüglich Ertrag aus Zuschreibung zum 
Gold (2,99 Mrd DM). 

Quelle: Deutsche Bundesbank, UN 


gleichsweise stetig (Tabelle 22). Die Zinsen auf Aus- 
landsanlagen waren auch 1979 trotz eines Rück- 
gangs der Devisenreserven vor allem wegen der an- 
ziehenden Geldmarktzinsen in den Vereinigten 
Staaten noch einmal gestiegen. Noch höhere Zins- 
sätze verhinderten im Jahre 1980, daß die Erträge 
deutlich sanken, obwohl die Devisenbestände weiter 
schrumpften. Am Jahresende 1980 lagen diese mit 
52 V 2 Mrd DM um 22 Mrd DM unter ihrem Höchst- 
stand von Ende 1978. Darin enthalten sind auch die 
vorläufig in den Europäischen Fonds für währungs- 
politische Zusammenarbeit eingebrachten Dollar- 
guthaben, deren Zinsertrag nach wie vor der Bun- 
desbank zusteht. 

Bei einem Rückgang des ungewöhnlich hohen Zin- 
ses in den Vereinigten Staaten ist also für die Zu- 
kunft mit einer spürbaren Verminderung der Er- 
träge aus dieser Quelle zu rechnen, zumal die Dollar- 
bestände bis Ende Oktober 1981 um weitere I 3 V 2 
Mrd DM abgenommen haben. Ein Gegengewicht 
stellen allerdings nicht nur die Zinsen aus höheren 
Forderungen gegenüber dem Fonds für währungs- 
politische Zusammenarbeit dar. Im Jahre 1981 gab 
es überdies beträchtliche Veräußerungsgewinne im 
Rahmen der Interventionen am D-Mark-Dollar- 
Markt Dreimal so hoch wie in den Jahren 1970 bis 


1978 war in den beiden letzten Jahren auch der Jah- 
re sdurchschnittliche Zinsertrag aus der Kreditge- 
währung an inländische Banken. Mit einer Herab- 
setzung der Notenbankzinsen ist auch hier ein ent- 
sprechender Rückgang zu erwarten. Da der Verlust- 
vortrag aus früheren Jahren 1980 vollständig getilgt 
worden ist und auch in Zukunft Wertberichtigungen 
erst wieder notwendig werden, wenn der Dollar un- 
ter seinen Stand vom Jahresende 1979 mit 1,73 DM 
sinkt, kann für die nächste Zeit indes weiterhin mit 
hohen Bilanzgewinnen der Bundesbank gerechnet 
werden. 


Monetäre Expansion Im Zeichen hoher Zinsen 

207 . Vor allem die hohen Zinsen haben auch das 
Muster der monetären Expansion in diesem Jahr ge- 
prägt. Es ist noch teurer geworden, Geld in unver- 
zinslicher Form, als Bargeld und Sichtguthaben also, 
zu halten. Die Geldmenge Ml, die diese unverzinsli- 
chen Geldarten zusammenfaßt, war Ende Septem- 
ber um 3V2 vH niedriger als Ende Dezember 1980, 
nachdem sie schon im vergangenen Jahr nur um 
3V2 vH zugenommen hatte. Der scharfe Rückgang 
von Ml zu Jahresbeginn ist allerdings Reflex einer 
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Schaubild 28 


ZUR ENTWICKLUNG DES GELDVOLUMENS 

Log. Maßstab Saisonbereinigte Zahlen^) Arithm. 

Mrd DM Maßstab 






1) Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach den] Census-Ver- 
fahren II, Version X-11; Stand am Monatsende. - 2) Bargeldumlauf 
und Sichteinlagen inländischer Nichtbanken. - 3) M1 zuzüglich Ter- 
mingelder mit Befristung bis unter 4 Jahren. - 4) M2 zuzüglich 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist. - 5) Veränderung in 
den jeweils letzten sechs Monaten auf Jahresrate umgerechnet. 

SR 8 10898 Quelle; Deutsche Bundesbank 


unstetigen Entwicklung der Sichteinlagen, deren 
kräftige Zunahme im Herbst 1980 sich Anfang 1981 
zurückbildete. Im März war der Tiefpunkt erreicht; 
seither ergab sich bei weiter stagnierendem Bar- 
geldumlauf wieder eine geringe Zunahme. Ende 
September lag Ml aber erst V 2 vH über dem Stand 
von Ende März (Schaubild 28). 

Zu den hohen Zinsen paßte auch, deiß die Geldmenge 
M2, die zusätzlich die Termineinlagen mit einer Be- 
fristimg von unter vier Jahren enthält, kräftig ex- 
pandierte, und zwar bis Ende September mit einer 
Jahresrate von 14 V 2 vH. Für Termineinlagen war im 
Oktober ein Zins von 10% zu erzielen und damit 2 V 2 
Prozentpunkte mehr als vor einem Jahr (Schau- 
bild 29). Nimmt man die Termineinlagen für sich, die 
schon in den beiden vorangegangenen Jahren um je- 
weils 15 vH zugenommen hatten, so ergab sich in 
den ersten neun Monaten dieses Jahres mit einer 
Jahresrate von 43 V 2 vH nochmals ein außerordent- 
lich starker Zuwachs. Hier fanden die Beträge eine 
hochliquide und gut verzinsliche Anlage, die aus Er- 
tragserwägungen nicht mehr in unverzinslicher 
Form oder auch auf zinsschwachen Sparkonten ge- 
halten werden. Betrachtet man also Ml und M2 zu- 
sammen, so scheinen für die schwache Expansion 
der Geldmenge Ml die zinsbedingten Umschichtun- 
gen dominant gewesen zu sein. So gesehen über- 
zeichnet die Entwicklung von Ml den Restriktions- 
grad der Geldpolitik stark. 

Die Geldmenge M3, die neben Bargeld, Sichtgutha- 
ben und Termineinlagen auch die Spareinlagen mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist umfaßt, wies einen ge- 
ringeren Zuwachs auf als M2, vor allem weil Spar- 
einlagen auf Termineinlagen umgebucht wurden; 
auf eine Jahresrate hochgerechnet betrug er in den 
ersten neun Monaten 6 V 2 vH. Spareinlagen mit ge- 
setzlicher Kündigungsfrist erbrachten mit knapp 
5% im Durchschnitt der ersten zehn Monate eine 
vergleichsweise niedrige Verzinsung. Daüä sie, nach 
Ausschaltung saisonaler Einflüsse, in den ersten 
neun Monaten um 12 V 2 Mrd DM zurückgingen (frei- 
lich nicht nur zugunsten von Termineinlagen), über- 
rascht daher nicht. Schon in den beiden vergange- 
nen Jahren waren die Spareinlagen nurmehr um je 
8 V 2 Mrd DM gestiegen, nachdem im Jahrfünft zuvor 
die durchschnittliche Zunahme 26 Mrd DM betragen 
hatte. 

208 . Die Ausweitung des Geldvolumens wird vor 
allem durch die Kreditgewährung der Banken und 
die Mittelzuflüsse aus dem Ausland angetrieben, 
und sie wird gebremst durch den Erwerb von Forde- 
rungen gegen Banken, die nicht zum Geldvolumen 
zählen, eilso die Geldkapitalbildung. Diese umfaßt 
die Bildung von Spareinlagen mit vereinbarter Kün- 
digimgsfrist und von Termineinlagen mit einer Be- 
fristung von vier Jahren und darüber sowie den Er- 
werb von Sparbriefen und Bankschuldverschreibun- 
gen. Auch die recht kräftige Geldkapitalbildung — 
in den ersten neun Monaten waren es 61 V 2 Mrd DM 
— ist im Zusammenhang mit den hohen Zinsen zu 
sehen. Bei den Bankschuldverschreibungen wurden 
verstärkt kürzere Laufzeiten und damit ein höherer 
Liquiditätsgrad angeboten (Ziffer 218). Dies erhöhte 
den Anreiz zum Umsteigen auf diese mindestreserve- 
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ENTWICKLUNG AUSGEWÄHLTER ZINSEN 


Diskontsatz 

„ J" " Lombardsatz/SonderlombardsatzD 

Kontokorrentkredite2) 3) 

Dreimonatsgeld 

Tagesgeldzins 

— Termingeldeinlagen2) 4) 

Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

Spareckzins 





jfm'a'm'j'j'a'sono j‘fmamj'j'a's'o’n'd j'fm'am’j'j'a's'on'd j'f'm'a'm'j'j'a's'o'n'd 

1978 1979 1980 1981 

1) Sonderlombardkredit wurde ab 25. Februar 1981 gewährt. - 2) Die Ourchschnittssätze sind als ungewichtetes arithmetisches Mittel aus den innerhalb der 
Streubreite liegenden Zinsmeldungen errechnet. Die Streubreite wird ermittelt, indem jeweils 5 vH der Meldungen mit den höchsten und den niedrigsten Zinssätzen 
ausgesondert werden. - 3) Kontokorrentkredite unter 1 Mio DM. - 4) Festgelder unter 1 Mio DM mit vereinbarter Laufzeit von 3 Monaten. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

SR 81 0896 


freie Geldanlage. So konnte schon in den ersten 
neun Monaten mit 51V2Mrd DM nicht nur das 
Emissionsergebnis des gesamten Vorjahres, son- 
dern auch das bisher höchste überhaupt, das des 
Jahres 1979, deutlich übertroffen werden. Diese Ent- 
wicklung ging vor allem zu Lasten der verschiede- 
nen Formen von Spareinlagen, teils auch der Spar- 
briefe, deren Verzinsung zeitweise unattraktiv war. 


In den ersten neun Monaten flössen bei den Sparein- 
lagen Mittel in Höhe von 34 V 2 Mrd DM ab, für Spar- 
briefe kamen 9V2Mrd DM auf, verglichen mit 
16 V 2 Mrd DM zur gleichen Zeit des Vorjahres. 

209. Die Umschichtungen zu höher verzinslichem 
Geld und vor allem der Weg an den mindestreser- 
vepflichtigen Konten der Banken vorbei sparten 
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Zentralbankgeld. Termineinlagen binden weniger 
Zentralbankgeld in der Mindestreserve als Sichtein- 
lagen, und Kreditbeziehungen über den Kapital- 
markt, auch Schuldverschreibungen mit sehr 
kurzen Laufzeiten, die in diesem Jahr ein starkes 
Gewicht hatten, sind mindestreservefrei. Gleich- 
wohl wurde die effizientere Nutzung des Zentral- 
bankgeldes nicht zur Finanzierung eines kräftigen 
Anstiegs der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben be- 
ansprucht. Vielmehr ist die Umlaufsgeschwindigkeit 
des Zentralbankgeldes gegenüber 1980 gesunken. 
Noch einmal gestiegen ist dagegen die Umlaufsge- 
schwindigkeit der Geldmenge Ml. Trotz stagnieren- 
den Bargeldumlaufs und rückläufigen Bestands an 
Sichteinlagen konnte ein größeres Ausgabenvolu- 
men finanziert werden. Deutlich stärker zugenom- 
men als das Ausgabenvolumen hat dabei das Kredit- 
volumen. Die Rationalisierung der Kassenhaltung 
hat zusätzliche Kreditketten ermöglicht. 

210 . Zu fragen bleibt, wie die Entwicklung der Umlaufs- 
geschwindigkeit der Zentralbankgeldmenge zu erklären 
und wie die Tatsache, daß die Geldmenge M3 deutlich stär- 
ker zugenommen hat als die Zentralbankgeldmenge, zu be- 
werten ist 

Die Veränderung des Bedarfs an Zentralbankgeld, die sich 
im Zusammenhang mit einer Erhöhung der Umlaufsge- 
schwindigkeit der Geldmenge Ml ergibt wird durch zwei 
Faktoren bestimmt Zum einen führt das Einsparen von 
Kasse zu einer Verminderung des Bedarfs an Zentralbank- 
geld, weil dadurch Mindestreserve auf Sichtguthaben frei 
wird. Zum anderen führt aber das Weiterleiten eingespar- 
ter Kasse via Kreditketten, die über mindestreservepflich- 
tige Bankkonten laufen, zur Bindung zusätzlichen Zen- 
tralbankgeldes, wenngleich in geringerem Umfange als der 
Freisetzung bei den Sichteinlagen entspricht Im ganzen 
wird also Zentralbankgeld gespart die Bindung von Zen- 
tralbankgeld je Einheit Geldmenge Ml steigt jedoch. Von 
daher ist erklärlich, daß in Zeiten knappen Geldangebots 
die Umlaufsgeschwindigkeit der Geldmenge Ml stärker 
zunimmt als die Umlaufsgeschwindigkeit der Zentral- 
bankgeldmenge. 

In diesem Jahre war letztere jedoch sogar niedriger als im 
vergangenen, und dies obwohl noch andere Einspareffekte 
in bezug auf den Zentralbankgeldbedarf hinzukamen (Zif- 
fer 203). Das Sinken erklärt sich aus der starken Zunahme 
des Kreditvolumens im Verhältnis zum Sozialprodukt; 
denn ein großes Volumen an über die Banken — genauer 
an über mindestres ervepflichtige Bankkonten — laufen- 
den Verschuldungsketten bedeutet hohen Bedarf an Zen- 
tralbankgeld im Verhältnis zum Sozialprodukt Daß die 
starke Zunahme des Kreditvolumens bei schwacher Aus- 
weitung des Angebots an Zentralbankgeld möglich war, er- 
gibt sich aus dem Einspareffekt, der mit der Rationalisie- 
rung der Kassenhaltung und anderen mindestreservespa- 
renden Strukturverschiebungen verbunden war. 

Wie schon erwähnt, ließ der Einspareffekt zu, daß die Geld- 
menge M3 im Verhältnis zum Zentralbankgeld überpropor- 
tional wuchs. Freilich, insoweit alle diese Vorgänge von der 
Verknappung an der Geldbasis, dem Zentralbankgeld, an- 
getrieben worden sind, sollte man in der noch immer kräf- 
tigen Expansion der Geldmenge M3 kein Zeichen für eine 
entsprechend geringe monetäre Restriktion sehen. Das mo- 
netäre System zeigt hier seine Elastizität, aber die Tatsa- 
che, daß diese Elastizität in Anspruch genommen werden 
mußte, und zwar aus Gründen der Geldverknappung, sagt 
doch eher etwas darüber aus, urie stark zugleich die kon- 
traktiven monetären Impulse auch in den güterwirtschaft- 
lichen Bereich hinein waren, als daß sie anzeigt, wie wenig 


eine stärkere gesamtwirtschaftliche Ausgabenexpansion 
durch Mangel an Geld verhindert wurde. Andernfalls 
würde man einen durchaus partiellen Rückkopplungsef- 
fekt des Systems mit einem Impuls verwechseln, was des- 
halb unzulässig wäre, weil der Rückkopplungseffekt nicht 
kostenfrei entsteht Kurz, als Indikator der Geldpolitik ist 
die Geldmenge M3 nicht so gut geeignet wie die Zentral- 
bankgeldmenge. 


Teurer Kredit 

211 . Die Verschärfung des Restriktionskurses der 
Bundesbank im Frühjahr hat noch einmal zu einer 
deutlichen Anhebung der Kreditzinsen geführt. 
Diese waren schon seit Ende vergangenen Jahres 
wieder gestiegen. Mit 14V2% mußte im Durchschnitt 
der ersten zehn Monate ein um zweieinhalb Prozent- 
punkte höherer Zins für Kontokorrentkredite ge- 
zahlt werden als zur gleichen Zeit des Vorjahres, zu- 
letzt sogar 15 V 2 %. Nicht ganz so stark war der Zins- 
anstieg für Wechseldiskontkredite und Hypothekar- 
kredite, die mit etwa 11% eineinhalb Prozentpunkte 
teurer waren als in den ersten zehn Monaten des 
vergangenen Jahres. Im Oktober gaben die Zinsen 
leicht nach. 

Trotz dieser kräftigen Verteuerung des Kredits bei 
gleichzeitig schwacher Expansion der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage haben die Ausleihungen der 
Banken in den ersten neun Monaten mit einer Jah- 
resrate von 10 vH stärker zugenommen als im Jahr 
zuvor; damals hatte der Anstieg 9 vH betragen. An 
der vergleichsweise kräftigen Kreditnachfrage 
hatte der gestiegene Finanzierungsbedarf der öf- 
fentlichen Haushalte einen hohen Anteil. Die Kre- 
ditnachfrage des privaten Sektors schwächte sich 
etwas ab. Gleichwohl betrug der Zuwachs noch 
8 V 2 vH, nach 9 V 2 vH 1980 (Schaubild 30). Vor allem 
nach den zinspolitischen Maßnahmen im Februar 
haben Unternehmen und private Haushalte für 
mehrere Monate ihre Kreditaufnahme im Inland 
stark reduziert, und zwar insbesondere die Auf- 
nahme kurzfristiger Kredite. Die öffentlichen Haus- 
halte nahmen in dieser Zeit verstärkt Bankkredite 
in Anspruch; in den ersten neun Monaten betrug 
hier der Zuwachs, auf eine Jahresrate hochgerech- 
net, I 5 V 2 vH nach 7 vH im vergangenen Jahr. Seit 
Juni hat die Verschuldung der Privaten im Inland 
wieder zugenommen, und zwar von Juni bis Septem- 
ber mit einer Jahresrate von reichlich 7 vH. 

212 . Die Verlangsamung der Kreditexpansion im 
Frühjahr unterzeichnet allerdings die tatsächliche 
Verschuldung des privaten Sektors; denn in diesen 
Monaten gingen die Unternehmen wieder verstärkt 
an die ausländischen Finanzmärkte, vor allem den 
Euro-D-Mark-Markt, um sich Finanzierungsmittel 
zu beschaffen. 

Insgesamt wurden in dem Zeitraum von Januar bis 
September mit 22 V 2 Mrd DM freilich nur in annä- 
hernd gleichem Umfang Finanzkredite von Unter- 
nehmen im Ausland auf genommen wie ein Jahr zu- 
vor. Es handelte sich wiederum überwiegend um 
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Schaubild 30 


KREDITE DER KREDITINSTITUTE AN INLÄNDISCHE 
NICHTBANKENi) 
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1) Einschließlich Kredite in Form des Ankaufs von Schatzwechseln 
und Wertpapieren sowie von Ausgleichs- und Deckungsforderungen. - 

2) Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census-Ver- 
fahren II, Version X - 11; Stand am Monatsende. - 3) Veränderung in 
den jeweils letzten sechs Monaten auf Jahresrate umgerechnet. - 

4) Kredite mit wechselnder Inanspruchnahme. 

SR 810897 Quelle: Deutsche Bundesbank 


kurzfristige Kredite. Immerhin war mit 5 Mrd DM 
der Anteil der langfristigen Kredite doch schon deut- 
lich höher. 

Stark gewandelt haben sich angesichts der Unsi- 
cherheit über die Wechselkursentwicklung die Zah- 
lungsgewohnheiten im Außenhandel. Die Verbind- 
lichkeiten inländischer Unternehmen gegenüber 
dem Ausland aus Handelskrediten haben mit 7V2 
Mrd DM in den ersten acht Monaten außerordent- 
lich stark zugenommen. Es handelt sich dabei nur 
zum kleineren Teil um die Inanspruchnahme von 
Zahlungszielen. In erster Linie haben ausländische 
Importeure Anzahlungen auf Exporte inländischer 
Unternehmen geleistet. Sie beliefen sich in den 
ersten acht Monaten auf SVa Mrd DM — nach 
1 Mrd DM vor Jahresfrist — und spiegeln nicht nur 
die kräftige Exportbelebung, sondern auch die Er- 
wartung, daß der D-Mark-Kurs bald wieder steigen 
wird. 

213 . Nimmt man die Verschuldung im Inland und 
Ausland zusammen, so war die private Kreditnach- 
frage trotz steigender Zinsen und eines geringen 
Einkommensanstiegs kaum schwächer als 1980. Es 
ist jedoch nicht ungewöhnlich, daß in Zeiten schwa- 
cher Wirtscheiftsaktivität der Bedarf der Unterneh- 
men an Finanzierungsmitteln weiter kräftig an- 
steigt. Es wird weniger Geld eingenommen, und die 
von der Abschwächung besonders Betroffenen sind 
verstärkt auf Kreditaufnahme angewiesen. Daß 
gleichzeitig auch die Geldvermögensbildung des Un- 
ternehmenssektors zunimmt, steht nicht im Wider- 
spruch dazu. Vielmehr findet darin die geringe Inve- 
stitionsneigung der Unternehmen ihren Nieder- 
schlag, aber auch die Verknappung im Geldangebot, 
die zur Rationalisierung der Kassenhaltung anreiz- 
te. Beides machte Geld für zusätzliche Kreditketten 
frei. So paßt die vergleichsweise hohe Kreditnach- 
frage zu dem schwachen Anstieg der gesamtwirt- 
schaftlichen Ausgaben, aber auch — wie erwähnt — 
zu der Erhöhung der Umlaufsgeschwindigkeit von 
Ml und dem Rückgang der Umlaufsgeschwindigkeit 
der Zentralbankgeldmenge. 


214 . Freilich ist nicht auszuschließen, daß sich der 
Zinsanstieg erst mit größerer Verzögerung auf die 
Kreditnachfrage auswirkt. Die Anpassung der Aus- 
gabenpläne könnte noch im Gange sein. Ein Hinweis 
auf die zu erwartende Kreditvergabe an den priva- 
ten Sektor läßt sich aus der Entwicklung der Kredit- 
zusagen gewinnen. Nach dem Zinsanstieg im Früh- 
jahr dieses Jahres haben die Zusagen von überwie- 
gend kurzfristigen Krediten mit wechselnder Inan- 
spruchnahme deutlich schwächer zugenommen als 
in den Monaten davor. In den ersten neun Monaten 
betrug der Zuwachs, auf eine Jahresrate hochge- 
rechnet, nur knapp 6 vH (Schaubild 30). Im Vorjahr 
waren die Zusagen noch um 10 vH gestiegen. Da zu- 
gesagte Kredite nach einer Abschwächung im Früh- 
jahr zuletzt wieder stärker in Anspruch genommen 
wurden, nahmen die offenen Zusagen bis Septem- 
ber, auf eine Jahresrate hochgerechnet, nur um 
3 V 2 vH zu. Verläßlich ist dieser Indikator allerdings 
nicht. Nicht nur die Zinsen und die konjunkturelle 
Situation beeinflussen die Entwicklung der Kredit- 
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Zusagen, sondern auch Zinserwartungen, die recht 
wechselhaft sein können, und kurzfristige Verlage- 
rungen der Kreditnachfrage zu ausländischen Fi- 
nanzmärkten. Diese Faktoren erklären etwa den un- 
stetigen Verlauf im vergangenen Jahr. 

Während Kredite mit wechselnder Inanspruch- 
nahme vor allem zur Deckung des Betriebsmittelbe- 
darfs der Unternehmen dienen, stehen die Zusagen 
langfristiger Kredite in erster Linie in Zusammen- 
hang mit den Investitionsplanungen der Unterneh- 
men und dem Wohnungsbau. Auch die Zusagen 
langfristiger Kredite, die nur als eine rechnerische 
Untergrenze ermittelt werden können, haben sich 
im Jahresverlauf deutlich abgeschwächt; im Sep- 
tember lagen sie, auf eine Jahresrate umgerechnet, 
um 5 V 2 vH höher als am Jahresende 1980. Die offe- 
nen Zusagen waren im September sogar 12V2vH 
niedriger als Ende Dezember vergangenen Jahres. 

215 . Der Staat beanspruchte die Kreditmärkte des 
Inlandes wie des Auslandes wegen seines nochmals 
gestiegenen Defizits in nochmals verstärktem Meiße 
und trug so mit zu den hohen Zinsen und dem Ver- 
trauensverlust in die D-Mark bei. In den ersten neun 
Monaten wurden fast 55 Mrd DM aufgenommen, al- 
lein 34 Mrd DM vom Bund. Ein höherer Umschul- 
dungsbedarf kam belastend hinzu; von Januar bis 
September 1981 mußten die Gebietskörperschaften 
zum Ersatz für getilgte Kredite etwa 50 Mrd DM auf- 
nehmen. Die Kreditaufnahme im Inland konzen- 
trierte sich auf die Banken. Um die Finanzmärkte 
nicht zusätzlich zu belasten, nahmen die öffentli- 
chen Haushalte Bankkredite verstärkt in jenen Mo- 
naten auf, als die Privaten ihre Kreditnachfrage 
stark Zurücknahmen, so etwa im März und April. 

Aus der direkten Kapitalmarktbeanspruchung des 
Staates, also ohne Kommunalobligationen gerech- 
net, kam kein Beitrag zur Defizitfinanzierung, im 
Gegenteil. Bei einem Bruttoabsatz von Anleihen der 
öffentlichen Hand von 24 Mrd DM in den ersten 
neun Monaten war ein Tilgungsaufwand von 
28 V 2 Mrd DM zu leisten. Die Tilgungen übertrafen 
also die Emissionen um 4V2 Mrd DM; allein Bundes- 
schatzbriefe wurden im Umfang von 9 V 2 Mrd DM 
netto zurückgegeben. Der hohe Umschuldungsbe- 
darf ist im wesentlichen eine Folge des hohen An- 
teils von Emissionen kurzlaufender Papiere in den 
vergangenen Jahren. In der Hochzinsphase von 1974 
hatte der Anteil der kurzlaufenden Wertpapiere der 
öffentlichen Hand am Bruttoabsatz erst 10 vH betra- 
gen. In den Folgejahren stieg er stark an und er- 
reichte im Jahre 1978 mit 37 vH seinen Höchststand. 
Gleichzeitig war die Emissionsrendite öffentlicher 
Anleihen von 10,2 % im Jahre 1974 kontinuierlich auf 
6,1 % im Jahre 1978 gefallen. Als dann der Zins zu 
steigen begann, wurde der Anteil kurzlaufender Pa- 
piere wieder deutlich niedriger; in den ersten neun 
Monaten des Jahres 1981 lag er bei 5 vH. Als nun die 
Kurzläufer der Jahre 1977 und 1978 fällig wurden, 
mußten Anschlußkredite zu Rekordzinsen aufge- 
nommen werden. Ende September 1981 waren noch 
Anleihen der öffentlichen Hand mit einer Restlauf- 
zeit von unter zwei Jahren im Umfang von etwa 
35 V 2 Mrd DM im Umlauf. Ein Urteil über das staatli- 
che Debt Management läßt sich aus alledem freilich 


nicht ohne weiteres gewinnen. In den letzten Jahren 
hat die Verschuldung außerhalb des Kapitalmark- 
tes, vor allem über Schuldscheindarlehen, zuneh- 
mende Bedeutung erlangt, und über die Laufzeit die- 
ser Kredite liegen keine Angaben vor. 

Zur Entlastung der Zahlungsbilanz nahm der Staat 
wie schon im vergangenen Jahr verstärkt die Kre- 
ditmärkte im Ausland in Anspruch. Mit einer Zu- 
nahme um 22 Mrd DM hatten sich die Schulden der 
öffentlichen Hand gegenüber dem Ausland 1980 
etwa verdoppelt. In den ersten sechs Monaten dieses 
Jahres kamen noch einmal 15 V 2 Mrd DM hinzu. Das 
Ausland stellte somit im ersten Halbjahr fast die 
Hälfte der Mittel zur Defizitfinanzierung zur Verfü- 
gung. 


Kapitalmarkt Im Wandel 

216 . Ein hohes Mittelaufkommen ebenso wie ein 
extrem hoher Zinssatz und eine starke Fristenver- 
kürzung waren die Kennzeichen der Kapitalmarkt- 
situation in diesem Jahr. Bei verringerten Aufwer- 
tungserwartungen für die D-Mark hatte sich schon 
im vergangenen Jahr ein enger Zusammenhang mit 
der Zinsentwicklung an den internationalen Finanz- 
märkten, vor allem mit der in den Vereinigten Staa- 
ten, eingestellt. Nach einem vorübergehenden Zins- 
rückgang im Sommer 1980 war der Kapitalmarkt- 
zins bis zur Jahreswende wieder auf 9 % gestiegen. 
Von dort aus setzte er in diesem Jahr seinen Anstieg 
fort und erreichte mit 11V2% im August seinen 
Höhepunkt. Danach kam es bei unverändert hohem 
Kapitalmarktzins in den Vereinigten Staaten zu 
einem Zinsrückgang auf zuletzt 10V2%. 

Ein solches Zinsniveau hatte es zuvor in der Bundes- 
republik nur einmal, 1974, gegeben. Damals freilich 
hatten trotz einer restriktiven Geldpolitik Inflations- 
ängste im Zusammenhang mit dem ersten Ölpreis- 
schock die Szene beherrscht, so daß selbst bei die- 
sem hohen Zins die Anlageneigung vergleichsweise 
schwach geblieben war. Der Nettoabsatz festver- 
zinslicher Wertpapiere war damals gegenüber dem 
niedrigen Ausgangsniveau von 1973 sogar noch ein- 
mal zurückgegangen. Ganz anders in diesem Jahr. 
Schon zur Jahresmitte erreichte der Nettoabsatz mit 
44 Mrd DM fast das gesamte Vorjahresergebnis, bis 
September war mit 60 Mrd DM auch das bisher 
höchste Jahresergebnis von 1977 weit übertroffen 
(Tabelle 23). Die Bereitschaft, Mittel am Kapital- 
markt anzulegen, läßt sich auch am Bruttoabsatz er- 
messen. Mit 147 V 2 Mrd DM lag der Bruttoabsatz in 
den ersten neun Monaten um 49 vH über dem Wert 
des vergleichbaren Vorjahreszeitraums. Die Diskre- 
panz zwischen Bruttoabsatz und Nettoabsatz ver- 
deutlicht, welchen Umfang mittlerweile die Tilgun- 
gen erreicht haben. Der kräftige Zuwachs des Til- 
gungsvolumens ist nicht nur Reflex eines wachsen- 
den Kapitalmarktes, sondern auch Ausdruck kürze- 
rer Laufzeiten der Wertpapiere (Schaubild 31). 

217. Hinter dieser insgesamt sehr hohen Ergiebig- 
keit des Kapitalmarktes steht freilich ein unge- 
wöhnlich hoher Anteil von Mitteln mit kurzer Bin- 
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Tabelle 23 


Mittelaufkommen und Nettoabsatz festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 

Mio DM Nominalwert 


Zeitraum 

Mittel- 
auf- 
kommen ^) 

Nettoabsatz festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten^) 

Nachricht- 

lich: 

Aktien- 

emissionen 

(Kurswerte) 

ins- 

gesamt^) 

Industrie- 

Obliga- 

tionen“^) 

Bankschuld- 
verschreibungen ^) 

Anleihen 
der öffent- 
lichen 
Hand^) 

Kapitaimarkt- 
beanspru- 
chung durch 
inländische 
öffentliche 
Stellen®) 

zusammen 

darunter 

Kommunal- 

obligationen 

1967 

13 719 

15 321 

892 

9 338 

5 384 

5 094 

10 478 

1 905 

1968 

18 072 

17 795 

- 70 

14 166 

8 429 

3 700 

12 129 

3 144 

1969 

12 850 

13 479 

- 164 

13 033 

7 542 

610 

8 152 

2 797 

1970 

14 385 

15 059 

220 

12 769 

7 941 

2 069 

10 010 

3 592 

1971 

20 565 

21267 

1463 

15 341 

7 335 

4 464 

11 799 

4 734 

1972 

34 426 

35 043 

799 

26 838 

13 109 

7 402 

20 511 

4 129 

1973 

25 038 

26 825 

- 525 

23 005 

4 563 

4 365 

8 928 

3 581 

1974 

24 638 

26 655 

- 370 

20 989 

9 266 

6 033 

15 299 

3 525 

1975 

40 487 

48 924 

- 166 

35 621 

23 969 

13 471 

37 440 

6 010 

1976 

54 393 

48 361 

- 545 

32 023 

21419 

16 883 

38 302 

6 081 

1977 

50 503 

50 474 

- 417 

29 699 

16 651 

21 191 

37 842 

4 368 

1978 

36 307 

44 620 

-1023 

31404 

16 307 

14 239 

30 546 

5 550 

1979 

43 351 

42 134 

-1 116 

37 956 

15 927 

5 294 

21221 

5 513 

1980 

43 461 

44 997 

-1263 

41323 

24 641 

4 938 

29 579 

6 948 

1980 1. Vj. 

12 730 

15 909 

- 481 

15 315 

8 065 

1 074 

9 139 

2 757 

2.Vj. 

20 797 

18 906 

- 167 

12 390 

6 717 

6 684 

13 401 

1 374 

3. Vj. 

2 882 

2 532 

- 249 

6 579 

4 161 

- 3 797 

364 

1494 

4. Vj. 

7 052 

7 650 

- 366 

7 039 

5 698 

977 

6 675 

1 323 

1981 1. Vj. 

28 244 

29 973 

- 270 

27 501 

13 129 

2 742 

15 871 

1 195 

2. Vj. 

13 399 

13 951 

- 280 

19 014 

7 805 

- 4 783 

3 022 

1573 

3.Vj. 

16 230 

16 215 

- 211 

18 850 

10 714 

- 2 425 

8 289 

1 673 

1981 Jan 

10 701 

11 060 

- 35 

7 346 

3 492 

3 749 

7 241 

284 

Feb 

4 167 

5 507 

- 141 

6 883 

4 184 

- 1236 

2 948 

354 

Mär 

13 376 

13 406 

- 94 

13 272 

5 453 

229 

5 682 

557 

Apr 

633 

1 535 

- 178 

4 593 

1 510 

- 2 880 

- 1370 

222 

Mai 

6 601 

7 085 

- 28 

6 924 

2 598 

188 

2 786 

817 

Jun 

6 135 

5 331 

- 74 

7 497 

3 697 

- 2 091 

1 606 

534 

Jul 

4 185 

4 330 

- 27 

6 996 

3 620 

- 2 639 

981 

1225 

Aug 

2 566 

2 591 

- 142 

4 820 

2 304 

- 2 087 

217 

131 

Sep 

9 479 

9 294 

- 42 

7 034 

4 790 

2 301 

7 091 

317 


Nettoabsatz (zu Kurswerten) inländischer Rentenwerte plus/minus Veränderungen der Eigenbestände der Emittenten abzüglich Erwerb 
durch die Bundesbank (zu Buchwerten). 

^) Bruttoabsatz abzüglich Tilgung. Negatives Vorzeichen: Tilgung übersteigt den im Berichtszeitraum neu abgesetzten Betrag. 

^) Ab 1969 ohne Bank-Namensschuldverschreibungen. 

'^) Einschließlich Wandelschuldverschreibungen industrieller Emittenten. 

^) Neben Anleihen auch Kassenobligationen, verzinsliche Schatzanweisungen, Bundesschatzbriefe und Bundesobligationen. Einschließlich 
Bundesbahn und Bundespost. 

®) Kommunalobligationen und Anleihen der öffentlichen Hand. 

Quelle; Deutsche Bundesbank 
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Schaubild 31 



dungsfrist und eine Unstetigkeit im Jahresverlauf, 
wie sie schon für das vergangene Jahr charakteri- 
stisch gewesen war. Diese Labilität der Anlagenei- 
gung war vor allem Ausdruck labiler Zinsände- 
rungserwartungen und stellt im Hinblick auf das 
sehr große Volumen kürzerlaufender Papiere mit 
dem entsprechenden Bedarf an Anschlußfinanzie- 
rung eine Vorbelastung für die Zukimft dar. 

Im ersten Vierteljahr konnte mit 30 Mrd DM netto 
ein rund doppelt so großes Volumen an Wertpapie- 
ren abgesetzt werden wie in der gleichen Zeit des 
Vorjahres. Hierzu dürfte die mit Blick auf die Verei- 


nigten Staaten zeitweise aufgekommene Erwartung 
einer Umkehr in der Zinsentwicklung ebenso beige- 
tragen haben wie die Tatsache, daß die Anleger in 
der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres zurück- 
haltend gewesen waren. Im zweiten Vierteljahr, als 
die Zinsen in den Vereinigten Staaten vorüberge- 
hend wieder anzogen und zusätzlich Unsicherheit 
über die künftige Entwicklung der öffentlichen Fi- 
nanzen aufkam, ging der Nettoabsatz um gut die 
Hälfte zurück und lag damit auch deutlich unter 
dem freilich recht hohen Vorjahreswert. Seither hat 
sich der Nettoabsatz trotz anhaltender Unsicherheit 
über die Zinsentwicklung wieder belebt. In den Mo- 
naten Juli bis September konnten Wertpapiere im 
Wert von 16 V 2 Mrd DM abgesetzt werden, deutlich 
mehr als vor einem Jahr. 

218 . Die Unsicherheit der Anleger hinsichtlich der 
weiteren Entwicklung des Kapitalmarktzinses ist 
vermutlich auch schon ein Teil der Erklärung des 
ungewöhnlich hohen Anteils der kürzer! ristigen Ka- 
pitalmarkttitel an den Emissionen insgesamt. Die 
Anleger mochten sich nicht langfristig binden; nur 
mit Zinsangeboten, die in längerfristiger Betrach- 
tung keine großen Zinssteigerungsrisiken mehr ein- 
zuschließen schienen, waren sie für eine Daueran- 
lage zu gewinnen. Dies aber war für einen Teil der 
Emittenten abschreckend. Zinsunsicherheit auf 
kurze Sicht und Zinssenkungserwartungen auf län- 
gere Sicht schaffen dann die Situation, in der die 
kürzerfristigen Emissionen vorherrschen, ohne daß 
zugleich der Markt für langfristige Titel unergiebig 
wird. Als Sonderfaktor kam hinzu, daß ein Teil des 
Marktes für Bankeinlagen auf den benachbarten 
Markt für kurzfristige Kapitalmarkttitel auswan- 
derte. 

War etwa auf Wertpapiere mit einer Laufzeit von bis 
zu vier Jahren in den beiden letzten Jahren rund ein 
Drittel des gesamten Bruttoabsatzes entfallen, so 
betrug der Anteil dieser Papiere in den ersten neun 
Monaten dieses Jahres mehr als die Hälfte (Schau- 
bild 31). Selbst Schuldverschreibungen mit einer 
Laufzeit bis zu einem Jahr hatten zeitweise einen 
Anteil von fast 40 vH; von Januar bis September be- 
trug ihr Anteil immerhin 27 vH. Solche Forderungen 
können als fast ebenso geldnah angesehen werden 
wie Termingelder, die, anders als die Bankschuld- 
verschreibungen, der Mindestreservepflicht unter- 
liegen und zum Geldvolumen gezählt werden. Struk- 
turverschiebungen im Anlageverhalten der Nicht- 
banken und im Emissionsverhalten können also un- 
ter Umständen Unschärfe in das Bild der monetären 
Expansion wie auch der Kapitalmarktsituation brin- 
gen. 

Bereinigt man das gesamte Emissionsvolumen um 
die Wertpapiere mit einer Laufzeit von bis zu einem 
Jahr, die man nur mit größten Vorbehalten zum 
Kapitalmarkt zählen kann, so verbleibt für die Mo- 
nate Januar bis September ein Volumen von 
108 Mrd DM, nach 83 Mrd DM in der gleichen Zeit 
des Vorjahres. Beschränkt man die Betrachtung so- 
gar auf die Emission von Wertpapieren mit einer 
Laufzeit von mehr als vier Jahren, so hat man es mit 
einem Bruttoabsatz von nur noch 72 Mrd DM zu tun, 
nach 66 Mrd DM vor einem Jahr; netto kamen im 
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langfristigen Bereich Mittel von 22 V 2 Mrd DM auf, 
4 V 2 Mrd DM weniger als von Januar bis September 
1980. 

219 . Gemessen am gesamten Umlauf festverzinsli- 
cher Wertpapiere haben die Papiere mit einer läng- 
sten Laufzeit von bis zu vier Jahren (Stand Ende 
September 1981) inzwischen schon einen Anteil von 
20 vH; das entspricht einem Volumen von 
122 Mrd DM. Welche Belastungen auf den Kapital- 
markt durch die Laufzeitenverkürzung zukommen, 
zeigt sich noch deutlicher am Anteil der Wertpapiere 
mit einer Restlaufzeit von bis zu vier Jahren. Er be- 
trug Ende September etwa 56 vH; das entspricht ei- 
nem Volumen von 342 Mrd DM; allein die Papiere 
mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr haben 
ein Volumen von 110 Mrd DM. 

220 . Die starke Anhebung der Zinssätze am Geld- 
markt im Frühjahr hat dazu geführt, daß die Zinsen 
für kürzerfristige Kredite, die gegen die Regel ohne- 
hin schon höher waren als die Zinsen für längerfri- 


stige Kredite, noch weiter über diese hinausgetrie- 
ben wurden. Die Spanne zwischen den Sätzen am 
Geldmarkt und am Kapitalmarkt hat sich seit März 
auf zuletzt eineinhalb Prozentpunkte verringert. Am 
Rentenmarkt nahm der Zinsvorsprung kurzlaufen- 
der Papiere noch bis August zu und verringerte sich 
erst danach (Schaubild 32). Daß die Rendite langlau- 
fender Papiere zur Jahresmitte mehr als zwei Pro- 
zentpunkte niedriger war als die kurzlaufender Pa- 
piere, ist ein Hinweis darauf, deiß das hohe Zinsni- 
veau nicht in erster Linie Reflex gestiegener Infla- 
tionserwartungen ist und nicht für dauerhaft gehal- 
ten wird. 

221 . Als Emittenten von Wertpapieren traten die 
Banken in diesem Jahr weiter in den Vordergrund; 
entsprechend geringer war der Anteil des Staates. 
Anleihen der öffentlichen Hand hatten in den ersten 
neun Monaten nur einen Anteil am Bruttoabsatz 
von 16 vH, Bankschuldverschreibungen dagegen 
von 84 vH. Hierzu gehören allerdings mit einem An- 
teil von 35 vH des Bruttoabsatzes die Kommunalob- 


ZINSSTRUKTUR AM RENTENMARKT 1 




1) Rendite der umlaufenden Bundesanteihen mit einer Restlaufzeit von ... Jahren.- Schätzwerte (Zur Methode der Berechnung siehe Statistische Beihefte zu den Monats- 
berichten der Deutschen Bundesbank, Reihe 2: Wertpapierstatistik). In die Berechnung einbezogen sind alle teil- und gesamtfälligen tarifbesteuerten Anleihen von Bund, 
Bahn und Post mit einer Restlaufzeit von mindestens einem Jahr. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

SR 81 0894 
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ligationen, die der Refinanzierung der Banken bei 
der Kreditgewährung an öffentliche Stellen dienen 
und insoweit als indirekte Kapitalmarktbeanspru- 
chung durch öffentliche Stellen gelten können. 

Noch deutlicher wird der Unterschied bei Betrach- 
tung des Nettoabsatzes. Bei der öffentlichen Hand 
übertrafen in den ersten neun Monaten die Tilgun- 
gen die Emissionen wie erwähnt um 4V2 Mrd DM, 
während die Banken Mittel in Höhe von 65 V 2 
Mrd DM netto aufnahmen. Davon entfielen freilich 
24 Mrd DM auf die überwiegend kurzfristigen son- 
stigen Bankschuldverschreibungen, die vorwiegend 
zur Refinanzierung der Kreditgewährung an die ge- 
werbliche Wirtschaft dienen und ihrer Sonderent- 
wicklung wegen jeden Vergleich mit dem Vorjahr 
verzerren. 

Ausländische Emittenten von D-Mark- Anleihen 
blieben in diesem Jahr dem deutschen Kapitalmarkt 
weitgehend fern. Sie wurden zeitweise auch femge- 
halten. Nachdem der Zentrale Kapitalmarktaus- 
schuß im Dezember vergangenen Jahres für die Zeit 
bis Anfang Februar keine neuen Anleihen mehr ein- 
geplant hatte, kam der Absatz zu Jahresbeginn zum 
Erliegen. In den ersten neun Monaten belief sich der 
Bruttoabsatz auf 2,5 Mrd DM, nach 11,9 Mrd DM zur 
gleichen Zeit des Vorjahres. Die Tilgungen waren 
größer als der Bruttoabsatz; der Umlauf an Papieren 
ging um 1 Mrd DM zurück. 

Über die Emission von Aktien kamen von J anuar bis 
September am Kapitalmarkt nur 4V2 Mrd DM auf, 
fast ein Viertel weniger als vor einem Jahr. 

222 . Das hohe Mittelaufkommen am Kapitalmarkt 
resultierte ganz überwiegend aus Anlagen von Un- 
ternehmen und privaten Haushalten, die in der zwei- 
ten Hälfte des vergangenen Jahres ihren Wertpa- 
piererwerb stark eingeschränkt hatten. Die Kredit- 
institute hingegen, die im vergangenen Jahr den 
Ausfall des privaten Angebots teilweise kompen- 
siert hatten, zogen sich nun zurück. Sie legten in den 
ersten acht Monaten nur 4 Mrd DM in Wertpapieren 
an, verglichen mit 9,6 Mrd DM während der gleichen 
Zeit des Vorjahres. Erst im September, als die Zin- 
sen nachgaben, übernahmen die Banken mit 5V2 
Mrd DM deutlich mehr Wertpapiere als die Privaten. 
In dieser vorsichtigen Haltung spiegelt sich neben 
der weiterhin hohen Kreditvergabe offenbar der 
nochmals verschärfte Restriktionskurs der Bundes- 
bank, der zudem über die hohen Zinsen das Mittel- 
aufkommen verstärkt dem Kapitalmarkt zutrieb. 
Die Bundesbank, die über Offenmarktoperationen 
im vergangenen Jahr noch Wertpapiere für 
1,8 Mrd DM übernommen hatte, gab diesmal per 
Saldo Wertpapiere im Umfang von V 2 Mrd DM ab. 

Ausländer haben seit den zinserhöhenden Maßnah- 
men der Bimdesbank von Ende Februar ihre Porte- 
feuilles, die sie im vorangegangenen Halbjahr abge- 
baut hatten, wieder aufgestockt. Seit März 1981 sind 
auch wieder verstärkt Aktienkäufe von Ausländern 
zu verzeichnen. Mit 3 Mrd DM übertrafen die Käufe 
von Kapitalmarkttiteln in den ersten neun Monaten 
schon das gesamte, freilich recht schwache Vorjah- 
resergebnis deutlich. Ebenso war das Interesse von 
Inländern an ausländischen Wertpapieren weiterhin 


rege. Sie kaxiften in den ersten neun Monaten 
für 4,2 Mrd DM Schuldverschreibungen und für 
3,4 Mrd DM Aktien. 


VIII. Finanzpolitik: 

Neuer Anlauf zur Konsolidierung 

223 . Das Jahr 1981 sollte für die Finanzpolitik eine 
Wende bringen. Vorgesehen war, die Haushaltsdefi- 
zite des Staates, die Jahr für Jahr stark angestiegen 
waren, deutlich zurückzuführen. Es war abzusehen, 
daß mit einem nochmaligen Hochschießen der Defi- 
zite weitere Vertrauenseinbußen und Hand in Hand 
damit steigende Zinsen einhergehen würden. Trotz 
stockender Konjunktur und schlechter Beschäfti- 
gungslage, aber auch wegen der für dieses Jahr be- 
schlossenen Steuererleichterungen wurde daher 
eine sehr zurückhaltende Ausgabenentwicklung an- 
gestrebt. 

Die Wende trat jedoch nicht ein. Die Ausgabenex- 
pansion konnte nicht in dem angestrebten Maße ein- 
gedämmt werden, und die Neuverschuldung nahm 
nicht ab, sondern nochmals, zum erheblichen Teil 
konjunkturbedingt, um über 18 V 2 Mrd DM auf rund 
75 Mrd DM zu. Im Herbst 1981 wurden Beschlüsse 
über Sparmaßnahmen und Abgabenerhöhungen ge- 
faßt, die vom nächsten Jahr an einen Abbau der 
Haushaltsdefizite bringen sollen. 


Unerwartet starker Anstieg der Ausgaben 

224 . Der Finanzplanungsrat hatte Bund, Ländern 
und Gemeinden für 1981 empfohlen, die Ausweitung 
der Defizite in engen Grenzen zu halten. Die Ausga- 
ben der Gebietskörperschaften sollten um wenig 
mehr als 4 vH zunehmen. Die Haushaltspläne zeig- 
ten dann auch bei den Ausgaben sehr niedrige Zu- 
wachsraten. Der Haushaltsentwurf des Bundes sah 
einen Ausgabenanstieg von 4 vH gegenüber den tat- 
sächlichen Ausgaben des vorangegangenen Jahres 
vor. Die Länder strebten, freilich nach einem Jahr 
sehr expansiver Ausgabentätigkeit, gar Ausgaben 
an, die nicht viel mehr als 2 vH höher als das 1980 er- 
reichte Ausgabenniveau sein sollten. Die Gemein- 
den hatten erheblich geringere Zuweisungen von 
den Ländern zu erwarten; andererseits standen ih- 
nen teilweise nicht unbeträchtliche Rücklagen und 
wohl auch Verschuldungsspielräume zur Verfügung, 
so daß bei ihnen doch mit einem Ausgabenanstieg 
von etwa 4 vH bis 5 vH zu rechnen war (Tabelle 
24). 

225 . Alsbald zeigte sich indessen, daß die Ausga- 
benansätze revidiert werden mußten. Noch im Ver- 
lauf der parlamentarischen Beratung des Bundes- 
haushaltsplanes wurden neue Haushaltsrisiken of- 
fenbar. Die unerwartet starke Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage, aber auch andere Fehlein- 
schätzungen, zwangen den Bund, seinen Zuschuß an 
die Arbeitslosenversicherung beträchtlich aufzu- 
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Tabelle 24 


Finanzpolitisch wichtige Ereignisse 


Datum 


1980 


1. bis 3. Dezember 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ revidiert seine Schätzung vom Mai des Jahres. Weil der 
Konjunkturverlauf im Jahr 1981 nun beträchtlich pessimistischer eingeschätzt wird, sind die 
gesamtwirtschaftlichen Vorgaben nach unten korrigiert worden. Überdies werden die Steuer- 
ausfälle, die dem Steuerentlastungsgesetz 1981 zuzurechnen sind, erstmals vollständig in die 
Schätzungen übernommen. Insgesamt wird das Steueraufkommen um über 16 Mrd DM gerin- 
ger eingeschätzt als im Mai; sein Anstieg beträgt nurmehr 2,8 vH. Von den Steuerausfällen ent- 
fallen rund 5,5 Mrd DM auf das Steuerentlastungsgesetz. 

12. Dezember 

Der Finanzplanungsrat bekräftigt seine Auffassung vom 4. Juni, daß die Neuverschuldimg der 
Gebietskörperschaften im Jahre 1981 diejenige des Jahres 1980 nicht überschreiten soll, auch 
wenn dies zu einem geringeren Anstieg der Ausgaben als 4 vH führen sollte. Im Hinblick atif 
den konjunkturellen Verlauf wird kein finanzpolitischer Handlungsbedarf gesehen. 

16. Dezember 

1981 

1. Januar 

Das Bundeskabinett verabschiedet den Entwurf des Haushaltsplans 1981 sowie den mittelfri- 
stigen Finanzplan bis 1984. 

— Das Haushaltsvolumen beträgt 224,6 Mrd DM (+4,1 vH), der Finanzierungssaldo 27,4 Mrd 
DM. 

— Die jährliche Steigerung der Ausgaben bis zum Jahre 1985 wird mit 5 vH veranschlagt. 

— Die Finanzierung der Gemeinschaftsaufgaben sowie Subventionen und Sparförderung 
sollen eingeschränkt werden. 

— Der Bundeszuschuß zur Rentenversicherung wird um 3,5 Mrd DM gekürzt. 

— Die Abführungen von Bundespost und Bundesbank werden erhöht. 

— Zum 1. April 1981 sollen die Branntweinabgaben um 300 DM/hl erhöht werden und die 
Mineralölsteuer um 7 Pfennige/Liter für Benzin sowie 3 Pfennige/Liter für Dieselöl. 

Steuerbelastungen und Erhöhung von Sozialleistungen treten in Kraft 

— Korrektur des Einkommesteuertarifs. 

— Vereinheitlichung der Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten. 

— Erhöhung des Wohngeldes mit Verstärkimg familienbezogener Leistungen. 

1. Februar 

Erhöhung des Kindergeldes tritt in Kraft. 

19. Februar 

Der Haushaltsplan des Bundes wird ohne größere Änderimgen des Volumens und der Netto- 
kreditaufnahme in erster Lesung verabschiedet. Die Opposition macht auf Haushaltsrisiken im 
Umfang von 6 bis 7 Mrd DM aiämerksam. 

16. bis 18. März 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ überprüft in seiner ersten Sitzung in diesem Jahr die Er- 
gebnisse vom Dezember 1980. Von den gesamtwirtschaftlichen Vorgaben her ergibt sich nur ge- 
ringfügiger Revisionsbedarf. Da die Anhebung von Branntweinabgaben und Mineralölsteuer 
erstmals berücksichtigt werden, ergibt sich im ganzen für 1981 ein etwas höheres Steueratif- 
kommen, als im Dezember 1980 geschätzt wurde; es nimmt im Vergleich zum Vorjahr um 2,9 vH 
auf 375,7 Mrd DM zu. Die Steuerquote geht vor allem wegen der Einkommensteuersenkungen 
von 24,37 vH auf 24,13 vH zurück. Für das Jahr 1982 wird im Zuge stärker werdender Auftriebs- 
kräfte ein Zuwachs des Steueraufkommens von 7,3 vH gesehen. Die Steuerquote bleibt wegen 
weiterer Steuerausfälle ein weiteres Jahr annähernd konstant. 

27. März 

Der Finanzplanungsrat empfiehlt, angesichts der hohen Öffentlichen Defizite alle Anstrengun- 
gen zu unternehmen, die zuletzt im Dezember bekräftigte Linie einer zurückhaltenden Ausga- 
benpolitik einzuhalten. Ausgabenprogramme werden nicht für geeignet gehalten, die wirt- 
schütlichen Schwierigkeiten zu überwinden. 

1. April 

Die Erhöhung der Branntweinabgaben und der Mineralölsteuer treten in Kraft. 

8. April 

Die Bundesregierung beschließt, ein zeitlich befristetes, zinsgünstiges Kreditprogramm aufzu- 
legen. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau gewährt auf Antrag zinsverbilligte Darlehen für vier 
oder acht Jahre. Diese Darlehen werden bevorzugt an kleine und mittlere Unternehmen verge- 
ben. Zur Finanzierung wird die Kreditanstalt Mittel im Ausland aufnehmen. Die Kosten und 
das Zinsänderungsrisiko trägt der Bund. 

7. Mai 

Der Bundestag beschließt ein Subventionsabbaugesetz. Danach werden die Subventionierung 
des Ölverbrauches, die Sparförderung und die Steuervergünstigungen für die Kreditwirtschaft 
abgebaut; überdies werden Mittel für die Gemeinschaftsaufgaben gekürzt. Die Ausgabenkür- 
zungen betragen im Jahre 1981 1,7 Mrd DM, 1985 werden es 3,5 Mrd DM sein. 

5. Juni 

Der Bundestag billigt das Haushaltsgesetz 1981 in dritter Lesung. Eine Reihe von Ausgaben- 
ansätzen mußten im Haushaltsverfahren heraufgesetzt werden. Das Ausgabenvolumen be- 
trägt schließlich 231,16 Mrd DM, die Nettokreditaufnahme steigt auf 33,76 Mrd DM. 

26. Juni 

Der Bundesrat ve^^sagt dem Haushaltsgesetz 1981 seine Zustimmung und ruft den Vermitt- 
lungsausschioß an. 
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noch Tabelle 24 


Datum 

1981 

3. Juli Der Finanzplanungsrat hält es für unerläßlich, die Neuverschuldung von Bund, Ländern und 

Gemeinden im nächsten Jahr deutlich zurückzuführen. Aus haushalts- und kapitalmarktpoliti- 
schen Gründen seien allenfalls Finanzierungsdefizite in der im Jahre 1980 erreichten Höhe zu 
vertreten. Eingriffe in Leistungstatbestände, die durch Gesetze, Verordnungen, Programme 
und Richtlinien festgelegt sind, seien dafür ebenso notwendig wie eine Eindämmung der Perso- 
nalausgaben durch Abbau des Personalbestandes und strukturelle Eingriffe. 

23. Juli Das Bundeskabinett beschließt, die Heizölsteuer, die nach geltendem Recht bis zum 31. Dezem- 

ber 1981 befristet ist, unbefristet beizubehalten. Die Steuersätze betragen unverändert 2 DM 
pro 100 kg leichtes Heizöl (1,66 Pfg. je Liter) und 1,50 DM für 100 kg schweres Heizöl. 

Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit beschließt einen Nachtragshaushalt für 1981 
und den Entwurf des Haushaltsplans 1982. Für das Jahr 1981 wird nun ein Haushaltsvolumen 
von 27,9 Mrd DM veranschlagt, welches im Umfang von 7,9 Mrd DM durch Bundeszuschüsse ge- 
deckt werden muß. Für 1982 wird ein Ausgabenvolumen von 30,9 Mrd DM eingestellt, das einen 
Bundeszuschuß von 9,9 Mrd DM erforderlich macht. Rund die Hälfte des Ausgabenvolumens 
entfällt auf Zahlungen von Arbeitslosengeld. 

30. Juli Die Bundesregierung faßt einen Grundsatzbeschluß zum Bundeshaushalt 1982. Danach sollen 

die Ausgaben um 4,2 vH auf 240,8 Mrd DM steigen. Um dies zu erreichen, sind Kürzungen durch 
/ gesetzliche Änderungen im Umfang von 9V2 Mrd DM erforderlich, dazu weitere Kürzungen 

von 2 V 2 Mrd DM. Überdies sollen Steuervergünstigungen in Höhe von rund 1 Mrd DM abge- 
baut werden, die Tabaksteuer soll zum 1. 6. 1982 erhöht werden. Unter Einrechnung der Steuer- 
ausfälle wegen der zum 30. 7. 1981 beabsichtigten rückwirkenden Erhöhung der degressiven 
Abschreibung auf bewegliche Wirtschaftsgüter ergibt sich eine Nettokreditaufnahme von 26 V 2 
Mrd DM. 

2./3. September Die Bundesregierung faßt Beschlüsse zum Bundeshaushalt 1982 und zum Finanzplan 1981 bis 

1985, die Ausgabenkürzungen, Streichung von Steuervergünstigungen, Steuererhöhungen, 
Maßnahmen zur steuerlichen Investitionsförderung sowie zusätzliche Ausgaben im Stahlbe- 
reich und für Energiesparprogramme einschließen. 

— Die Ausgabenkürzungen im Rahmen des Gesetzes zur Konsolidierung der Arbeitsförde- 
rung und des zweiten Haushaltsstrukturgesetzes betfagen im Jahre 1982 für den Bundes- 
haushalt insgesamt 13 Mrd DM; auf Länder und Gemeinden entfallen 2 Mrd DM. Ein Teil 
dieser Summe ergibt sich dadurch, daß Einnahmen von der Rentenversicherung auf die 
Bundesanstalt für Arbeit und Ausgaben von der Bundesanstalt auf die Krankenversiche- 
rung verlagert werden. 

— Die Anhebung der Sätze der Tabaksteuer, Branntweinabgaben und Sektsteuer bringt ein 
zusätzliches Steueraufkommen von 2 Mrd DM im Jahre 1982; dieser Betrag steigt in den Fol- 
gejahren an. 

— Die Abschreibungserleichterungen für Gebäude und bewegliche Wirtschaftsgüter sowie die 
Anhebung der Abschreibungsgrenzen im Rahmen des § 7b EStG führt erst in späteren Jah- 
ren zu hohen Steuerausfällen, für 1985 werden Ausfälle von etwa 7 Mrd DM erwartet. 

— Der Wegfall verschiedener Steuervergünstigungen ergibt 1982 ein Mehraufkommen von 
rund 2 Mrd DM; für das Jahr 1985 werden von daher Mehreinnahmen von 5 Mrd DM erwar- 
tet. 

— Den Stahlunternehmen kommen vom nächsten Jahr an rund 0,4 Mrd DM an zusätzlichen 
Ausgaben und Steuervergünstigungen zugute. Im Rahmen von Maßnahmen im Baubereich 
und zur Energieeinsparung werden bis 1985 rund 0,5 Mrd DM pro Jahr mehr ausgege- 
ben. 

Die Beschlüsse bringen für die Haushalte 1982 von Bund, Ländern und Gemeinden insgesamt 
Haushaltsverbesserungen von 19 Mrd DM; allein der Bund kann davon 16 Mrd DM verbuchen. 
Der Haushaltsentwurf des Bundes für 1982 sieht einen Ausgabenanstieg von 4,2 vH auf 240,8 
Mrd DM vor. Der kräftige Anstieg der Einnahmen um rund 8,6 vH trägt dazu bei, daß die Net- 
tokreditaufnahme auf 26,5 Mrd DM zurückgeht. Der Finanzplan des Bundes sieht in den Jahren 
bis 1985 Steigerungsraten für die Ausgaben von unter 4 vH vor. Die Nettokreditaufnahme soll 
bis 1985 auf 17,5 Mrd DM zurückgeführt werden. 

28. Oktober Unter dem Eindruck höherer Steuerausfälle und höherer Ausgabenbelastungen im Jahre 1982 

faßt die Bundesregierung weitere Beschlüsse um die für 1982 geplante Kreditaufnahme von 
26,5 Mrd DM einhalten zu können: 

— Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung werden bis zum 31. 12. 1983 befristet auf 4 vH 
erhöht. 

— Im Haushaltsverfahren werden weitere Ausgabenkürzungen im Umfang von 400 Mio DM 
vorgenommen. 

— Als Grewinnabführung der Bundesbank werden statt 6,1 Mrd DM nunmehr 10 Mrd DM ein- 
gestellt. 

4. November Das Bundeskabinett beschließt den 8. Subventionsbericht. Danach betrugen die Subventionen, 

die der Bund zahlt, 1981 rund 27,8 Mrd DM. Im nächsten Jahr wird sich ein Rückgang ergeben. 
Allerdings umfaßt der Subventionsbericht nicht die Subventionen, die aufgrund von Verord- 
nungen der Europäischen Gemeinschaft zugunsten der Landwirtschaft gezahlt werden. Auch 
die Maßnahmen des Subventionsaubbaugesetzes von 1981 werden nicht in vollem Umfang er- 
faßt. 
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stocken. Weitere hohe Mehrausgaben vor allem im 
Verteidigungsbereich, bei den Zinsen und den sozia- 
len Leistungen trieben die Ausgaben im ganzen 
schließlich um rund 8 V 2 vH über das Haushaltsvolu- 
men des Jahres 1980 hinaus. Die Länder gaben um 
4 vH mehr aus; auch sie überschritten also deutlich 
ihre ursprünglichen Pläne. Zum einen lag das an der 
Zunahme der Personalausgaben, die bei den Län- 
dern über zwei Fünftel der gesamten Ausgaben aus- 
machen, zum anderen an dem starken Anstieg der 
Zinsen. Zusammen hätten diese Mehrausgaben den 
Spielraum des ursprünglich geplanten Ausgabenan- 
stiegs, nämlich 2 vH, schon mehr als aufgebraucht. 
Um den Ausgabenanstieg einigermaßen in Grenzen 
zu halten, griffen die Länder zu Kürzungen in inve- 
stiven Bereichen. Sie kürzten viel von den Zweckzu- 
weisungen an die Gemeinden, die auch bei den Steu- 
ereinnahmen beträchtliche Ausfälle hatten. Trotz- 
dem weiteten die Gemeinden ihre Haushalte um 
4 vH aus. 

Im ganzen nahmen die staatlichen Ausgaben 1981 
um 6 V 2 vH auf 539 Mrd DM zu (Tabelle 25). So ex- 
pansiv wie in den vergangenen Jahren war die Aus- 
gabenentwicklung nicht mehr, zumal die Haushalte 
konjunkturbedingte Mehrausgaben von rund 7 V 2 
Mrd DM enthielten. Aber die Kluft zwischen den Ab- 
sichtserklärungen, die für dieses Jahr abgegeben 
worden waren, und dem tatsächlichen Verhalten der 
Finanzpolitik ist beträchtlich. So entstand der Ein- 
druck, der Staat sei mit seinen Haushaltsproblemen 
abermals nicht fertig geworden. 

226 . Die Zahlungen an Arbeitslose und die Ausga- 
ben für Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik, insbe- 
sondere für Maßnahmen zur beruflichen Rehabilita- 
tion, waren ein wichtiger Grund für den hohen Aus- 
gabenanstieg. Zeitweilig kam der Eindruck auf, die 
hohen Nachforderungen der Bundesanstalt für Ar- 
beit hätten ihren Grund vor allem darin, daß die Zu- 
nahme der Arbeitslosigkeit in diesem Jahre falsch 
prognostiziert worden war. Das trifft jedoch nur teil- 
weise zu. Der Anstieg des Zuschußbedarfs von 1,9 
Mrd DM auf 8 V 2 Mrd DM statt, wie zunächst veran- 
schlagt, auf nur 3,7 Mrd DM kann allenfalls im Um- 
fang von 2 V 2 Mrd DM dem unerwarteten Anstieg 
der Arbeitslosenzahl zugeschrieben werden. Denn 
schon Ende 1980 war für 1981 eine jahresdurch- 
schnittliche Arbeitslosenzahl von 1,1 Millionen vor- 
auszusehen; tatsächlich sind es dann 1,25 Millionen 
geworden (Ziffer 130). 

Die Sozialausgaben wurden auch von den Mehraus- 
gaben ( 2 V 2 Mrd DM) bestimmt, die auf die Erhö- 
hung des Kindergeldes und des Wohngeldes zu Be- 
ginn des Jahres zurückgingen. Schon im Laufe der 
Beratungen des Bundeshaushalts sind aber auch die 
Ansätze für die Versorgung der Kriegsopfer, für 
Mutterschutz und für Arbeitslosenhilfe heraufge- 
setzt worden. Im ganzen nahmen die Ausgaben der 
Gebietskörperschaften für soziale Leistungen um 
11 vH zu. 

227 . Als ein großes Haushaltsrisiko erwies sich der 
Verteidigungsbereich. Gegenüber dem ursprüngli- 
chen Ausgabenansatz von 41,3 Mrd DM für 1981 stie- 
gen die Verteidigungsausgaben um 800 Mio DM. Im 


ganzen betrug die Zunahme in diesem Jahr 8 vH. In 
den höheren Verteidigungsausgaben schlugen sich 
teilweise die abwertungsbedingte Verteuerung von 
Waffenkäufen, von Kraftstoffen und von Ausbil- 
dungskosten der Soldaten im Ausland nieder. Ein 
nicht unbeträchtlicher Teil war jedoch höheren Ent- 
wicklungs- und Beschaffungskosten von Waffensy- 
stemen zuzurechnen, die im Haushaltsplan des Ver- 
teidigungsministeriums bisher nicht oder nicht in 
voller Höhe enthalten waren. Um Planungsfehler 
dieser Größenordnung in der Zukunft zu vermeiden, 
verschärfte der Haushaltsausschuß des Bundesta- 
ges die haushaltspolitische Aufsicht und drängte auf 
bessere ressortinterne Ausgabenkontrolle. 

228 . Als hohe Folgelasten früherer kreditfinanzier- 
ter Ausgaben erwiesen sich die Zinsausgaben von 
Bund, Ländern und Gemeinden, die mit geradezu 
atemberaubendem Tempo, um 20 V 2 vH, Zunahmen. 
Insgesamt werden 1981 für die Zinsen auf die Staats- 
schuld 35 Mrd DM ausgegeben, dies sind 6 V 2 vH der 
Gesamtausgaben. Im Jahre 1974 machten die Zins- 
ausgaben erst rund 12 Mrd DM aus, das waren 4 vH 
der Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden. 
Die Finanzpläne zeigen, daß sich die öffentlichen 
Haushalte von dieser Einschränkung ihres Hand- 
lungsspielraums zunächst selbst dann nicht be- 
freien können, wenn es ihnen gelingt, die Zunahme 
der Staatsschuld in den nächsten Jahren allmählich 
zurückzuführen. Nach den Finanzplänen beanspru- 
chen die Zinsausgaben in den kommenden vier Jah- 
ren keinen geringeren Anteil an den Gesamtausga- 
ben als in diesem Jahr. 

229 . Die Subventionen an Unternehmen konnten 
in diesem Jahr erneut gesenkt werden. Das ist teil- 
weise durch die Kürzungen bei den Gemeinschafts- 
aufgaben bewirkt worden. Weniger Kokskohlenbei- 
hilfe wurde auch an die Kokereien gezahlt; denn we- 
gen steigender Weltmarktpreise für Kohle und der 
Abwertung der D-Mark hat sich der Preisunter- 
schied zwischen importierter und heimischer Kohle 
verringert, und außerdem hatte der Rückgang der 
Stahlproduktion einen geringeren Kohleabsatz zur 
Folge. Überdies haben die Behörden auf Veranlas- 
sung der Finanzminister versucht, möglichst wenige 
neue finanzielle Verpflichtungen einzugehen. Das 
gilt auch für Investitionszuschüsse, die insgesamt 
nicht mehr erhöht worden sind. 

Zu den Subventionen an Unternehmen sind auch die 
Zahlungen zu rechnen, die aufgrund von Verordnun- 
gen der Europäischen Gemeinschaft zugunsten der 
Landwirtschaft zu leisten sind. Sie sind in diesem 
Jahr erstmals um rund eine halbe Milliarde DM auf 
etwa 6 V 2 Mrd DM gesunken. Zum größeren Teil 
geht dies auf die rückläufigen Ausfuhrerstattungen 
zurück. Dieser Rückgang ist allerdings wohl nur vor- 
übergehend. Jedenfalls sind bisher auf europäischer 
Ebene keine Maßnahmen ergriffen worden, die dar- 
auf gerichtet sind, den Ausgabenanstieg im Rahmen 
der europäischen Agrarmarktordnungen dauerhaft 
einzudämmen (Ziffer 53). 

Weiterhin erfolglos blieben alle Anstrengungen, die 
Subventionen und Investitionszuschüsse an die 
Bundesbahn zurückzuführen. Die Prgixis, wie im 


111 


Drucksache 9/1061 Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Tabelle 25 


Die Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Haushalte^) 



1978 

1979^) 

1980^) 

1981^) 

1979^) 

1980^) 

1981^) 

Art der Ausgaben bzw. Einnahmen 


Mrd DM 


Veränderung gegenüber 
dem Vorj ahr in vH 

In der Abgrenzung der Finanzstatistik 

Ausgaben (ohne Schuldentilgung) 

431,8 

467,0 

505,9 

539 

+ 8,2 

+ 8,3 

+ 6V2 

Lauf ende Rechnung 

348,4 

371,9 

402,5 

437 

+ 6,7 

+ 8,3 

+ SVz 

davon: 

Personalausgaben 

140,1 

149,6 

161,1 

170 

+ 6,8 

+ 7,7 

+ 5'/2 

Sachaufwand®) , , . . ^ 

65,1 

69,1 

74,3 

80 

+ 6,2 

+ 7,5 

+ 8 

Laufende Übertragungen^) 

121,5 

128,6 

138,2 

152 

+ 5,8 

+ 7,5 

+ 10 

Zinszahlungen 

21,7 

24,6 

29,0 

35 

+ 13,2 

+ 17,9 

+20V2 

Kapitalrechnung 

82,8 

93,3 

102,0 

101 

+ 12,8 

+ 9,3 

- 1,0 

davon: 







- 1V2 

Sachinvestitionen 

47,6 

53,5 

60,8 

60 

+ 12,6 

+ 13,5 

Vermögensübertragungen 

23,5 

25,9 

26,5 

26V2 

+ 10,3 

+ 2,5 

0 

Gewährung von Darlehen, 




14V2 




Beteiligungen 

11,8 

13,9 

14,7 

+ 18,2 

+ 5,7 

0 

Saldo im Verrechnungsverkehr'^) . . 

0,7 

1,9 

1,4 

1 

X 

X 

X 

Einnahmen (ohne Kreditmarkt- und 








Rücklagemittel) ^) 

392,3 

421,4 

449,5 

464 

+ 7,4 

+ 6,7 

+ 3 

Laufende Rechnung 

379,4 

407,3 

434,2 

448 

+ 7,3 

+ 6,6 

+ 3 

darunter: Steuern 

319,1 

342,8 

365,0 

371 

+ 7,4 

+ 6,5 

+ IV2 

Kapitalrechnung 

12,9 

14,1 

15,3 

16 

+ 9,2 

+ 8,3 

+ 4V2 

Saldo der durchlaufenden Mittel . . 

0 

- 0,2 

0 

- 

X 

X 

X 

Finanzierungssaldo 

-39,5 

-45,9 

-56,4 

-75 

X 

X 

X 

Nachrichtlich: 








Staatsquote®) 

31,9 

32,6 

33,0 

33,0 

X 

X 

X 

Steuerquote®) 

24,7 

24,5 

24,5 

24,1 

X 

X 

X 

In der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen 








Ausgaben 

415,3 

451,1 

491,6 

522 

+ 8,6 

+ 9,0 

+ 6 

Einnahmen 

383,2 

411,4 

437,5 

449V2 

+ 7,3 

+ 6,3 

+ 2V2 

davon: 







+ IV2 

Steuern 

331,3 

355,3 

377,7 

384 

+ 7,2 

+ 6,3 

Sonstige Einnahmen 

51,9 

56,1 

59,8 

65V2 

+ 8,1 

+ 6,5 

+ 9^/2 

Finanzierungssaldo 

-32,1 

-39,7 

-54,1 

-72V2 

X 

X 

X 

Nachrichtlich: 








Staatsquote ^®) . 

30,7 

31,5 

32,0 

32,0 

X 

X 

X 

Steuerquote 

25,7 

25,4 

25,3 

24,9 

X 

X 

X 


Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EG-Anteile, Länder und Gemeinden/ Gemeindeverbände. 

Schätzung nach Teilergebnissen. 

Eigene Schätzung. 

Gesamtausgaben bzw. Gesamteinnahmen nach Abzug der Zahlungen von Gebietskörperschaften (Zuweisungen, Darlehen, Darlehensrück- 
flüsse), einschließlich der Krankenhäuser der Länder und Gemeinden. 

Einschließlich der Zahlung früher gestundeter Zuschüsse an die Sozialversicherung; 1978 bis 1981 je 1,5 Mrd DM. 

®) Einschließlich militärischer Beschaffungen und Anlagen. 

Saldo noch nicht verrechneter Zuweisungen und Übertragungen zwischen den Ebenen der Gebietskörperschaften. 

Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

Kassenmäßige Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte in vH des Bruttosozialprodukts. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften in vH des Bruttosozialprodukts. 

Quelle für Finanzstatistik: BMF 


vergangenen Jahr Zuschüsse zu streichen und die 
Bahn auf den Kapitalmarkt zu verweisen, verspricht 
so lange keine Lösung der Probleme, wie die Bahn 
keinem durchgreifenden Sanienmgskonzept folgt. 

230 . Im April dieses Jahres hat der Bund beschlos- 
sen, die private Investitionstätigkeit mit einem Kre- 
ditprogramm im Umfang von 6,3 Mrd DM zu fördern. 
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau nimmt die erfor- 
derlichen Mittel auf den internationalen Kapital- 


märkten auf und vergibt sie an kleine und mittlere 
Unternehmen zu einem Zinssatz, der um 2,25 Pro- 
zentpunkte niedriger ist als der Zinssatz, zu dem 
erste Adressen auf dem Kapitalmarkt Kredit erhal- 
ten, und damit deutlich niedriger als der sonst von 
diesen Unternehmen zu zahlende Marktzins. Für die 
Finanzierung der Zinssubvention steht der Bund 
ein. Einem antragsberechtigten Unternehmen wer- 
den Kredite von höchstens 8 Mio DM zur Verfügung 
gestellt, die bis zu zwei Dritteln des Investitionsbe- 
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träges ausmachen können. Die Kreditlaufzeit be- 
trägt wahlweise vier oder acht Jahre, der Schuldner 
kann aber früher tilgen. Die Kredite werden für In- 
vestitionsvorhaben im Inland gewährt, die dazu die- 
nen, Energie und Rohstoffe einzusparen oder zu er- 
setzen sowie Produktionsprogramme und Produk- 
tionsprozesse zu verbessern. Bis August wurden 
Kredite im Umfang von über 4 Mrd DM beantragt. 
Kreditanträge sind spätestens bis zum 30. Juni 1982 
zu stellen. 

Im wesentlichen sollte das Programm die begünstig- 
ten Unternehmen veranlassen, Investitionen nicht 
zu vertagen oder gar zu streichen, und auch den An- 
stoß zum Vorziehen von Investitionsprojekten ge- 
ben. Als Anreiz dazu dient einerseits der Rentabili- 
tätseffekt, der mit der Zinssubvention als solcher 
verbunden ist, und andererseits das Angebot von 
Krediten mit langer Laufzeit und festem Zins, die 
derzeit von den Banken praktisch nicht zu erhalten 
sind; so werden den Investoren Zinsänderungsrisi- 
ken abgenommen. In der Tat zeigt sich, daß die lang- 
fristige Variante des zinsgünstigen Kredits am 
stärksten gefragt ist. 

Sicherlich gibt es bei einem solchen Programm Mit- 
nehmereffekte, da sich die Förderung nicht auf Inve- 
stitionsprojekte beschränken läßt, die ohne dieses 
Kreditangebot nicht durchgeführt worden wären. 
Das mag bei einer Maßnahme zur Investitionsförde- 
rung, die im wesentlichen auf die zeitliche Vertei- 
lung von Investitionsentscheidungen zielt, beson- 
ders ausgeprägt sein, doch gilt das Argument nicht 
nur für Zinssubventionen. 

Zum Ziel der Zinspolitik der Bundesbank hätte ge- 
hört, die Kreditnachfrage, namentlich die staatlich 
bestimmte Kreditnachfrage, einzudämmen, um die 
Finanzierung des Leistungsbilanzdefizits zu erleich- 
tern. Jede Stimulierung der Kreditnachfrage mußte 
dem zuwiderlaufen. Zwingend erscheint das Argu- 
ment allerdings nicht Hohe Zinsen für den Kapital 
geber sollten die Kapitalanlage in der Bundesrepu- 
blik attraktiv halten. Darauf kam es vor allem an. 
Mehr Kreditnachfrage für private Investitionen war 
nicht unerwünscht, im Gegenteil. Die binnenwirt- 
schaftlich wenig begründeten Wirkungen der hohen 
Zinsen abzumildern, indem man den Kredit für In- 
vestoren verbilligte, also die Differenz zwischen den 
hohen Zinsforderungen der Kapitalgeber und den 
niedrigeren Zinsgeboten potentieller Investoren 
überbrückte, hatte daher unter den gegebenen Um- 
ständen durchaus etwas für sich. Eine andere Frage 
ist, ob nicht die selektiven Wirkungen von Zinssub- 
ventionen prinzipiell gegen sie sprechen (Ziffer 
397). 

231 . Die Erhöhung der Löhne und Gehälter im öf- 
fentlichen Dienst (4,3 vH) blieb nur wenig hinter der 
im privaten Sektor zurück. So mußten Bund, Länder 
und Gemeinden einen Ausgleich in Personaleinspa- 
rungen suchen, wollten sie ihre Ausgabenziele nicht 
noch mehr überschreiten; der Personalbestand hat 
sich um ungefähr V 2 vH erhöbt. Der Anstieg der 
Personalausgaben ließ sich so auf 5V2vH begren- 
zen. Der Sachaufwand, Ausgaben für den Unterhalt 
und Betrieb öffentlicher Einrichtungen, nahm um 


7 V 2 vH zu; er konnte in seinem Anstieg nicht niedri- 
ger gehalten werden als in den Vorjahren, obwohl 
die Finanzminister in Bund und Ländern globale 
Haushaltssperren verfüg haben. 

232 . Stärker noch als in früheren Jahren wurde bei 
den Investitionsausgaben gekürzt. Nach einer Phase 
expansiver imd zeitweilig stark preistreibender In- 
vestitionstätigkeit des Staates von 1978 bis 1980 wur- 
den die öffentlichen Investitionen nun rigoros zu- 
rückgenommen. Seit dem letzten Jahr vergibt der 
Staat sehr viel weniger Aufträge. Im Tiefbau ist der 
Produktionsrückgang besonders ausgeprägt. Aber 
auch im staatlichen Hochbau wurde weniger produ- 
ziert. Im ganzen hat der Staat preisbereinigt 5 vH 
weniger investiert als im Jahr zuvor. Daran änderte 
auch nichts, daß im Rahmen des Programms für Zu- 
kunftsinvestitionen von 1977 nochmals für rund 
2 Mrd DM Aufträge vergeben wurden. Die Kürzun- 
gen bei den Investitionen führten in diesem Jahr 
freilich noch nicht zu einem deutlichen Rückgang 
bei den staatlichen Investitionsausgaben, weil frü- 
her erbrachte Bauleistungen noch abgerechnet wur- 
den. 


233 . Nur in wenigen Jahren hat der Staat seine In- 
vestitionen derart stark zurückgenommen wie in 
diesem Jahr (Schaubild 33). Nimmt man die Kürzun- 
gen bei den Investitionsvorhaben hinzu, die für das 
nächste Jahr absehbar sind, so ist der Einbruch ein- 
zigartig. Für die Bauwirtschaft, deren Kapazitäten 
der Staat im Durchschnitt der vergangenen drei 
Jahre zu rund 27 vH in Anspruch nahm, hat das Aus- 
wirkungen für die Zukunft. Es treten nämlich nicht 


Schaubild 33 
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nur kurzfristig Verluste bei Produktion und Be- 
schäftigung ein, sondern wegen des Kapazitätsab- 
baus und des Abwanderns von Bauarbeitern auch 
Dauerschäden. Bei einer konjunkturellen Erholung 
werden daher voraussichtlich Arbeitskräfte und Ma- 
schinen bald fehlen, was wiederum schnell stei- 
gende Preise zur Folge haben wird. Nicht zum ersten 
Male hat der Staat auf diese Weise zur Verschärfung 
der konjunkturellen Schwankungen in der Bauin- 
dustrie beigetragen. 


Zur längerfristigen Entwicklung der Ausgabenstruktur 

234 . Die Haushaltsprobleme dieses Jahres, na- 
mentlich die einseitigen Kürzungen bei den Investi- 
tionen sowie die ausstehenden Weichenstellungen 
für die künftigen Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden, haben sowohl Fragen nach dem richti- 
gen Quantum, als auch Fragen nach der Struktur 
der Ausgaben axif geworfen. In fast allen Jahren 
nach 1970 haben die Ausgaben der Gebietskörper- 
schaften stärker zugenommen, als das gesamtwirt- 
schaftliche Produktionspotential gewachsen ist. 


Dessen Wachstum betrug im Durchschnitt dieser 
Jahre 8,5 vH, das der Staatsausgaben fast 10 vH. Die 
Staatsquote der Gebietskörperschaften stieg um 
vier volle Prozentpunkte an. Die volkswirtscheiftli- 
che Steuerquote hingegen ist seit Anfang der sechzi- 
ger Jahre nicht mehr dauerheift gestiegen (Tabelle 
26). 

Im gemeinsamen Haushalt des Staates, der außer 
den Gebietskörperschaften auch die Zahlungen und 
die Sachleistungen der Sozialversicherung umfaßt, 
war diese Entwicklung noch ausgeprägter. Die Aus- 
gaben der Sozialversicherung sind nämlich noch viel 
kräftiger ausgeweitet worden als die der Gebietskör- 
perschaften. Im Anstieg der Staatsquote des ge- 
meinsamen Haushalts von 37,5 vH im Jahre 1970 auf 
45,5 vH im Jahre 1980 schlägt sich dies nieder. Das 
sind Anhaltspunkte dafür, in welchem Ausmaß der 
Staat Ressourcen zu Lasten des privaten Sektors an 
sich gezogen und die Einkommensverteilung durch 
Transferzahlungen beeinflvißt hat. 

235 . Die Sozialleistungen, zu denen auch die Sach- 
leistungen der Krankenversicherungen gezählt wer- 
den, sind von 1970 bis 1980 jährlich um über 11 vH 


Tabelle 26 


Zur Entwicklung der Staatsquote und der Steuerquote 

Gebietskörperschaften 


Zeitraum 

Produktionsr 
potential ^) 

Brutto- 

sozialprodukt 

Gesamt- 

ausgaben^^ 

Steuern^) 

Sonstige 
Einnahmen ^)^) 

Staats- 
quote '‘) 

Steuer- 
quote ^) 

Mrd DM 

vH 

1962 ' 

370 

361 

106 

87 

18 

28,8 

24,0 

1963 

400 

382 

116 

92 

19 

29,1 

24,0 

1964 

432 


127 


21 

29,4 

23,8 

1965 

470 

458 

139 


24 

29,7 

23,2 

1966 


487 

145 

113 

25 

28,5 ■ 

23,1 

1967 

535 

494 

154 

115 

27 

28,7 

23,3 

1968 

562 

535 

159 

122 

29 

28,2 

22,8 

1969 


598 

175 

146 

31 

28,9 

24,4 


679 

679 

196 

154 

34 

28,9 

22,7 

1971 

765 

756 

226 

172 

39 

29,6 

22,8 

1972 

847 

827 

252 

197 

42 

29,8 

23,8 


938 



225 

47 

29,9 

24,4 



987 

318 


51 

30,7 

24,3 


1 139 


361 

242 

55 

31,7 

23,4 

1976 


1 125 ■ 

377 

268 

61 

31,3 

23,8 

1977 

1 277 


395 

299 

65 


24,9 

1978 

1353 

1 291 

432 

319 

73 

31,9 

24,7 

1979 

1432 

1 398 

467 

343 

79 

32,6 

24,5 

1980 

1 535 

1492 


365 

84 

33,0 

24,5 

1981“) 

1 634 

1 542 

539 

371 

93 

33,0 

24,1 


Produktionspotential in Preisen von 1970 inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. 

Für den öffentlichen Gesamthaushalt (Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EG- Anteile, Länder und Gemeinden/ Gemeinde- 
verbände) in der Abgrenzung der Finanzstatistik; Quelle: BMF. 

Einnahmen der laufenden Rechnung (ohne Steuern) und Einnahmen der Kapitalrechnung. 

Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

^) Kassenmäßige Steuereinnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts in vH des Bruttosozialprodukts. 

®) Eigene Schätzung. 
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Log. Maßstab 

600 I 


AUSGABEN DES STAATES 

GEMEINSAMER HAUSHALT VON GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN UND SOZIALVERSICHERUNG^’ 

1970-100 


7 ./ 


// 

äT / 


^ . 


Sozialleistungen 2) 

Übertragungen an 
Unternehmen 

Staat insgesamt 

Personalausgaben der 
Gebietskörperschaften 


Produktionspotential 3) 




Investitionen 4) 


100 H 


1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981^’ 


1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - 2) Sozialleistungen einschließlich der Sachleistungen der Sozial- 
versicherung. - 3) In jeweiligen Preisen (Produktionspotential in Preisen von 1970 inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozial- 
produkts). - 4) Bruttoinvestitionen nach der Rechnungsstatistik, das heißt zum Zeitpunkt der Zahlung. - 5) Eigene Schätzung. 
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ausgeweitet worden. Nach 1977 gelang es immerhin, 
den Ausgabenanstieg etwas einzudämmen. Das 
Haushaltsstrukturgesetz von 1976, die Aussetzung 
der bruttolohnbezogenen Anpassung der Renten in 
den Jahren 1979 bis 1981 sowie das Kostendämp- 
fungsgesetz für die Krankenversicherung von 1977 
haben dahin gewirkt. Allein für Sozialleistungen 
mußten 1980 rund 320 Mrd DM ausgegeben werden, 
das waren über 45 vH der gesamten staatlichen Aus- 
gaben und entsprach rund einem Fünftel des Pro- 
duktionspotentials (Schaubild 34). Der große Ausga- 
bensprung im Jahre 1975 überzeichnet die Entwick- 
lung der Sozialleistungen, denn damals wurden die 
Kinderfreibeträge im Einkommensteuerrecht auf- 
gehoben und einheitliche Zahlungen als Kindergeld 
eingeführt. 

Die Personalausgaben nahmen voll an dem starken 
Ausgabenanstieg teil. Nach der überdurchschnittli- 
chen Zunahme in der ersten Hälfte der siebziger 
Jahre wirkten die Konsolidierungsanstrengungen 
im Jahre 1976 nur kurze Zeit dämpfend. Spielraum 
für eine Umstrukturierung der Ausgaben konnten 
sie nicht schaffen. 

Anders als die Sozialausgaben und die Personalaus- 
gaben verloren die Investitionsausgaben beträcht- 
lich an Bedeutung. Eine gewisse Korrektur gab es 
aufgrund des Zukunftsinvestitionsprogramms von 
1977. Im Jahr 1981 und mehr noch im nächsten Jahr 
geht die Investitionsquote wieder sehr stark zurück. 
In den Jahren 1978 bis 1980, in denen der Staat mehr 
investierte, sind zeitweilig auch die Zahlungen an 
Unternehmen (Subventionen und Investitionszu- 
schüsse) überdurchschnittlich ausgeweitet worden. 


Da der Versuch mißlang, neue Ausgaben durch Ein- 
dämmung alter Ausgaben zu decken, lud sich der 
Staat durch hohe Defizite zusätzliche Lasten auf. 
Die Zinsausgaben haben in den letzten Jahren so 
stark zugenommen, daß die Mehrausgaben in den 
vergangenen Jahren auf fast ein Zehntel der gesam- 
ten Mehrausgaben angestiegen sind. Im Jahre 1981 
betrug dieser Anteil über 12 vH, im nächsten Jahr 
werden es voraussichtlich etwa 20 vH sein. 


Hohe Steuerausfälle 

236 . Der Handlungsspielraum des Staates ist in 
diesem Jahr auch von der Einnahmenseite her klei- 
ner geworden. Aufs Jahr gesehen war der Anstieg 
der Steuereinnahmen nicht einmal ein Viertel so 
hoch wie 1980; er betrug lV 2 vH (Tabelle 27). Die 
Steuerausfälle, die aus konjunkturellen Gründen 
entstanden, können mit rund 11 Mrd DM angesetzt 
werden. Außerdem hat der Staat mit dem Steuerent- 
lastungsgesetz den progressionsbedingten Anstieg 
des Aufkommens aus der Lohn- und Einkommen- 
steuer zurückgenommen. Dies und andere, zum Teil 
früher beschlossene Steuersenkungen führten zu 
weiteren Steuerausfällen von rund 8 Mrd DM. Den 
genannten Steuerausfällen standen Erhöhungen bei 
den Verbrauchsteuern gegenüber, deren Mehrauf- 
kommen auf 2 V 2 Mrd DM geschätzt wird. Die Steu- 
ereinnahmen stiegen im ganzen langsamer als das 
nominale Sozialprodukt; die Steuerquote ging zu- 
rück, von 24,5 vH im Jahre 1980 auf 24,1 vH im Jahre 
1981. 


Tabelle 27 


Das Aufkommen wichtiger Einzelsteuern 


Steuerart 

1978 

1979 

1980 

1981^) 

1978 

1979 

1980 

198 1“') 


Mrd DM 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Gesamtsteueraufkommen . 

319,1 

342,8 

365,0 

371 

+ 6,6 

+ 7,4 

+ 6,5 

+ IV2 

Lohnsteuer 

92,0 

97,1 

111,6 

iieVz 

+ 14 

+ 5,5 

+ 14,9 

+ 4V2 

Veranlagte 

Einkommensteuer . . . 

37,4 

37,6 

36,8 

33 V2 

+ 5,4 

+ 0,5 

- 2,0 

-10'/ 2 

Körperschaftsteuer .... 

19,8 

22,9 

21,3 

20 

-^17,8 

+ 15,6 

- 6,9 

- 6 

Steuern vom Umsatz . . . 

73,3 

84,2 

93,5 

98 V2 

+ 16,9 

+ 14,8 

+ 11,0 

+ 5V2 

Mineralölsteuer 

20,5 

21,1 

21,4 

22 V2 

+ 6,7 

+ 2,9 

+ 1,0 

+ 4’/i 

Tabaksteuer 

10,5 

10,7 

11,3 

IIV2 

+ 6,7 

+ 1,9 

+ 5,5 

+ 0 

Branntweinabgaben . . . 

3,9 

4,0 

3,9 

4V2 

+ 4,7 

+ 2,6 

- 3,2 

+ 18 ' 

Vermögensteuer 

4,5 

4,5 

4,7 

4V2 

~ 9,4 

- 0,9 

+ 4,1 

0 

Kraftfahrzeugsteuer . . . 

6,3 

7,6 

6,6 

6V2 

+ 6,0 

+20,6 

-13,1 

+ 1^/2 

Gewerbesteuer^) 

24,0 

25,1 

27,1 

26 

+ 4,2 

+ 4,6 

+ 8,1 

- 3^/2 

Grundsteuern A und B . . 

5,5 

5,7 

5,8 

6 

+ 3,6 

+ 4,1 

+ 1,7 

+ 3^/2 

Nachrichtlich: 

Steuerquote 

24,7 

24,5 

24,5 

24,1 

X 

X 

X 

X 


Kassenmäßige Steuereinnahmen. 

Eigene Schätzung. 

Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital. 

Kassenmäßige Steuereinnahmen in vH des Bruttosozialprodukts. 

Quelle: BMF 


116 




Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


237 . Im Dezember vergangenen Jahres waren 
erstmals Steuerschätzungen vorgelegt worden, in 
denen die für 1981 beschlossenen Steuersenkungen 
berücksichtigt wurden und die konjunkturbedingte 
Steuerausfälle erkennen ließen. Einige Länder hat- 
ten kurze Zeit zuvor Finanzpläne sowie Orientie- 
rungsdaten für ihre Gemeinden veröffentlicht, die 
zwar die Auswirkungen des Steuerentlastungsgeset- 
zes mitteilten, im übrigen aber noch auf der Steuer- 
schätzung vom Mai 1980 beruhten. Die Gemeinden 
sind dadurch eher fehlgeleitet worden. 

Das Steueraufkommen, das im Dezember 1980 
geschätzt wurde, lag aber immer noch um rund 

4 Mrd DM höher als das aus heutiger Sicht wahr- 
scheinliche Ergebnis für 1981. Durch die Erhöhung 
von Verbrauchsteuern, die zu Beginn des Jahres 
1981 beschlossen wurden und in der Steuerschät- 
zung vom Dezember 1980 nicht berücksichtigt wa- 
ren, konnte der Bund die unerwarteten Steueraus- 
fälle, die in der nicht vorhergesehenen Verschlechte- 
rung der Wirtschaftslage ihren Grund hatten, weit- 
gehend ausgleichen. Länder und Gemeinden muß- 
ten für diese unerwarteten Steuerausfälle auf an- 
dere Weise Deckung suchen. 

238 . Die Lohnsteuerabzüge haben in diesem Jahr 
wegen der Steuersenkung langsamer zugenommen 
als die Bruttoeinkommen der Arbeitnehmer, die um 

5 vH anstiegen; das Aufkommen aus der Lohnsteuer 
war um 4V2 vH höher als im Vorjahr. Mit Wirkung 
vom 1. Januar dieses Jahres ist in der Einkommen- 
steuer der Grundfreibetrag angehoben, die Propor- 
tionalzone verlängert sowie der Anstieg der Progres- 
sion gemildert worden. Der 1978 eingeführte Tarif- 
freibetrag ist entfallen. Ohne diese Steuerrechtsän- 
derungen hätten die Lohnsteuerzahler nicht 4 V 2 vH, 
sondern über 10 vH mehr Steuern entrichten müs- 
sen; der Entlastungseffekt betrug 7 Mrd DM. 

Die Steuerrechtsänderungen dieses Jahres haben 
an der Belastung der Einkommen nicht viel geän- 
dert. Denn bei Freibeträgen und Tarifstufen, die in 
absoluten Werten festgelegt sind, steigt in inflatori- 
schen Zeiten die Steuerlast auf Einkommen mit 
gleichbleibender Kaufkraft ständig. Die Grenzbela- 
stung gleicher Realeinkommen ist durch die vielfäl- 
tigen Steuerrechtsänderungen der Vergangenheit 
nicht gemildert worden (Schaubild 35). Eine be- 
trächtliche Verschärfung hatte die Steuerreform im 
Jahre 1975 mit sich gebracht. Im Jahre 1979 war 
diese Tendenz eher noch verstärkt worden. Trotz der 
Entlastung im Jahre 1981 muß beispielsweise ein 
Unverheirateter, der 1981 ein zu versteuerndes Jah- 
reseinkommen von 30 000 DM hatte, mit einem Steu- 
ersatz von fast 36 vH auf zusätzlich verdientes Ein- 
kommen rechnen. Im Jahre 1965 betrug die Grenz- 
belastung des vergleichbaren Realeinkommens 
noch weniger als 30 vH. Bei Familienverhältnissen, 
die für größere Teile der Steuerzahler repräsentativ 
sind, sorgte der Gesetzgeber dafür, daß die Bela- 
stung nicht so stark zunahm. 

239 . Unerwartete Gewinneinbußen führten zu ho- 
hen Steuerausfällen bei den Gewinnsteuern. Schon 
im letzten Jahr waren sowohl die Zahlungen der zur 
Einkommensteuer Veranlagten als auch die Zahlun- 


gen der körperschaftsteuerpflichtigen Unterneh- 
men stark zurückgegangen. In diesem Jahr blieben 
die Steuereingänge nochmals unter dem vorjähri- 
gen Niveau. Das Einkommensteueraufkommen, bei 
dem die Entlastung im Jahre 1981 rund 1 Mrd DM 
ausmachte, war um IOV 2 VH, das Aufkommen aus 
der Körperschaftsteuer um 6 vH niedriger als im 
Vorjahr. 

Die Anpassung der Gewerbesteuerzahlungen an die 
schlechte Gewinnsituation fand mit Verzögerung 
statt, nicht zuletzt deshalb, weil die Verschlechte- 
rung der Gewinne zunächst durch den Anstieg der 
Zinsen, die zum Gewerbeertrag hinzugerechnet wer- 
den, ausgeglichen wurde. Erst als die Zinsen nicht 
weiter anstiegen, die Gewinne aber weiter abnah- 
men, gingen auch die Gewerbesteuerzahlungen zu- 
rück, insgesamt um 3 V 2 vH. 

240 . Das Aufkommen aus der Umsatzsteuer ein- 
schließlich der Einfuhrumsatzsteuer nahm mit 
5 V 2 vH nicht weniger zu als der private Verbrauch. 
Der private Wohnungsbau, der ebenfalls mit Um- 
satzsteuer belastet ist, ging zwar in diesem Jahr dem 
Werte nach zurück, dagegen standen aber die Käufe 
des Staates selbst, die teilweise der Umsatzsteuer 
unterliegen; sie haben in diesem Jahr kräftig zuge- 
nommen. 

Aus seinem Aufkommen aus der Umsatzsteuer muß 
der Bund einen Teil an die Europäische Gemein- 
schaft abtreten. Ihr stehen zur Deckung ihres Fi- 
nanzbedarfs Einnahmen von maximal 1 vH der ein- 
heitlichen Bemessungsgrundlage der Mehrwert- 
steuer in den Ländern der Gemeinschaft zu. Der 
Beitrag der Bundesrepublik wair für 1981 auf 
8,4 Mrd DM veranschlagt; das waren fast 15 vH des 
Umsatzsteueraufkommens beim Bund. Wegen der 
vorübergehend günstigen Haushaltslage der Euro- 
päischen Gemeinschaft fielen die Anforderungen 
um rund 1 Mrd DM geringer aus. Der Bund konnte 
so einen Teil der Steuerausfälle ausgleichen. 

Zum 1. April dieses Jahres wurden die Mineralöl- 
steuer und die Branntweinmonopolabgaben erhöht; 
zusammen brachte das in diesem Jahr die erwähn- 
ten Mehreinnahmen von 2 V 2 Mrd DM, wozu die 
Mineralölsteuererhöhung mehr als zwei Drittel bei- 
trug. Überdies wurden im Laufe des Jahres Erhö- 
hungen der Tabaksteuer, der Sektsteuer und noch- 
mals der Branntweinmonopolabgaben für das Jahr 
1982 vorbereitet. 

241 . Erstmals seit mehreren Jahren konnte der 
Bund eine Gewinnabführung der Bunde;sbank ver- 
buchen, und zwar in Höhe von 2,3 Mrd DM, In frühe- 
ren Jahren stand der Jahresüberschuß deswegen 
nicht zur Ausschüttung zur Verfügimg, weil Verlust- 
vorträge zu tilgen waren, die sich aus atifwertungs- 
bedingten Wertberichtigungen auf Währungsreser- 
ven ergeben hatten (Ziffer 206). 


Nochmals sprunghafter Anstieg der Defizite 

242 . Die Kassendefizite von Bund, Ländern und 
Gemeinden steigen in diesem Jahr voraussichtlich 
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GRENZBELASTUNG VERGLEICHBARER EINKOMMENS 
NACH VERSCHIEDENEN EINKOMMENSTEUERTARIFEN2) 



1 2 4 6 8 10 20 40 60 80 100 , 200 300 

Tausend 


Zu versteuernder Einkommensbetrag 


Log. Maßstab 


1) Die zu versteuernden Einkommen wurden durch Berücksichtigung der seit des Inkrafttretens der jeweiligen Tarife bis zum 1. 1.1981 eingetretenen 
Preissteigerungen (Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte) vergleichbar gemacht. - 2) Für Unverheiratete (Grundtabelle). - 

3) Einschließlich der Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer in Höhe von drei Prozent der Steuerschuld, gültig in den Jahren 1968 bis 1974 

für zu versteuernde Einkommensbeträge ab 16 020 DM. (Dieser Betrag entspricht einem „vergleichbaren“ Einkommensbetrag von etwa 31 000 DM). - 

4) Zusätzliche Steuerbelastung in vH des Einkommenszuwachses. 
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Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte 

MrdDM 



1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

I. Konjiinktumeutrale Komponenten 
des Finanzieningssaldos 









(a) Potentialorientierte 

Kreditaufnahme^) 

- 5,5 

- 7,8 

-10,8 

-13,4 

-13,4 

-14,2 

-15,3 

-16,3 

(b) Auslastungsbedingte Steuer- 
mehreinnahmen bzw. -minder- 
einnahmen^) 

- 5,3 

-17,3 

-11,7 

-10,6 

- 6,2 

+ 1,5 

- 0,2 

-11,1 

(c) Inflationsbedingte Steuermehr- 
einnahmen 

+ 4,4 

+ 4,1 

- 2,2 

+ 0,9 

+ 4,1 

+ 4,2 

+ 4,9 

+ 2,8 

I. (a) bis (c) Konjunktumeutraler 
Finanzierungssaldo . 

- 6,4 

-21,0 

-24,7 

-23,0 

-15,5 

- 8,6 

-10,6 

-24,6 

(= Finanzierungssaldo 
des konjunktumeutralen 
Haushalts) 









II. Tatsächlicher Finanzierungssaldo 
ohne konjunkturpolitische Sonder- 
steuem und Investitionszulage des 
Konjunkturprogramms vom De- 
zember 1974 

-21,0 

-56,9 

-37,0 

-21,8 

-31,0 

-39,3 

-54,0 

-72,5 

Ha. Tatsächlicher Finanzierungssaldo 
einschließlich konjunkturpoliti- 

scher Sondersteuern und Investi- 
tionszulage des Konjunkturpro- 
gramms vom Dezember 1974 .... 

-18,4 

-57,0 

-41,2 

-25,5 

-32,2 

-39,7 

-54,1 

-72,5 

I. /. II. Konjunktureller Impuls der 
öffentlichen Haushalte . . . 

+ 14,6 

+ 35,9 

+ 12,3 

- 1,2 

+ 15,5 

+ 30,7 

+43,4 

+ 47,9 

(expansiv: +; kontraktiv: -) 









I. /. Ila. Konjunktureller Impuls unter 
Einrechnung der konjunktur- 
politischen Sondersteuem 
und Investitionszulage des 
Konjvmkturprogramms vom 
Dezember 1974 

+ 12,0 

+ 36,0 

+ 16,5 

+ 2,5 

+ 16,7 

+31,1 

+ 43,5 

+47,9 


Methodische Erläuterungen siehe Anhang V, Abschnitt D. 

Errechnet aus den Finanzierungs Salden im Basiszeitraum, abzüglich auslastungsbedingter Steuermindereinnahmen, und mit dem Anstieg 
des Produktionspotentials zu konjunktumeutralen Preisen fortgeschrieben. 

Errechnet als der Teil der Vollbeschäftigungssteuereinnahmen, der einer Abweichung der jeweiligen Auslastung des Produktionspotentials 
vom mittleren Auslastungsgrad (97,25 vH) zuzurechnen ist. Nicht berücksichtigt ist dabei, daß die jeweilige Steuerquote auslastungsbedingt 
von der „konjunkturneutralen“ Vollbeschäftigungsquote abweichen kann. 

Errechnet als der Teil der Vollbeschäftigungssteuereinnahmen, der einem Anstieg des Preisniveaus zuzurechnen ist, insoweit dieser über die 
„konjunktumeutrale“ Steigerungsrate hinausgeht (bzw. hinter ihr zurückbleibt). Nicht berücksichtigt ist dabei, daß die jeweilige Steuer- 
quote inflationsbedingt von der ,, konjunktumeutralen“ abweichen kann. 

®) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 


um 18 V 2 Mrd DM auf 75 Mrd DM. Beim Bund allein 
fallen 38 Mrd DM an, 10 V 2 Mrd DM mehr als im letz- 
ten Jahr. Für die Länder ergibt sich mit 27 Mrd DM 
ein um 4 V 2 Mrd DM höherer Fehlbetrag. Die Finan- 
zierungslücke der Gemeinden beträgt 9 Mrd DM; sie 
nimmt um 4 Mrd DM zu. 

Der Anstieg der Defizite hatte seinen Ursprung nur 
zum geringen Teil darin, daß die Konjunktur 
schlechter hef , als erwartet worden war. Aus diesem 
Grund blieb das tatsächliche Steueraufkommen un- 
ter Einschluß der Mehreinnahmen aufgrund der Er- 
höhimg von Verbrauchsteuern schließlich um rund 
4 Mrd DM hinter dem im Dezember 1980 erwarteten 
Umfang zurück. Die Anzahl der Arbeitslosen war im 


Jahresdurchschnitt um rund 150 000 höher, als vor 
Jahresfrist angenommen worden war. Das führt 
beim Bund zu unerwarteten Mehrausgaben von 
rund 2 V 2 Mrd DM. Insgesamt haben Bund, Länder 
und Gemeinden aber über 10 Mrd DM mehr ausge- 
geben, als in ihren Haushalten vorgesehen war. 
Bund und Länder sind für den nicht konjunkturbe- 
dingten Teil dieser Ausgabenerhöhungen zu annä- 
hernd gleichen Teilen verantwortlich. 

243 . Dies sind die Zahlenangaben der Finanzstati- 
stik. Um ein Bild von den konjunkturellen Impulsen 
zu gewinnen, die von den öffentlichen Ausgaben und 
den staatlichen Einnahmeregelungen auf die Volks- 
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Wirtschaft ausgehen, knüpfen wir an den Ergebnis- 
sen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
an, weil dort die Einnahmen- und Ausgabenent- 
scheidungen des Staates soweit wie möglich unmit- 
telbar mit Entscheidungen im privaten Sektor ver- 
knüpft werden. 

Abweichend von der Finanzstatistik werden in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen die vom 
Staat vergebenen Darlehen und die empfangenen 
Tilgungszahlungen nicht als Ausgaben und Einnah- 
men angesetzt. Überdies gehen die Bauinvestitionen 
in dem Umfang ein, in dem sie produktionswirksam 
werden, also nicht nach Maßgabe der Kassenab- 
gänge. 

Aus diesen und einigen anderen Gründen ist der Fi- 
nanzierungssaldo des Staatskontos in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
in der Regel niedriger als der in der Finanzstatistik 
(JG 79 Ziffer 232). In diesem Jahr ist er mit 72V2 
Mrd DM nur um 2 V 2 Mrd DM niedriger; in früheren 
Jahren war der Abstand größer. 

244 . Korrigiert man das Defizit um die Steueraus- 
fälle, die mit der Unterauslastung des gesamtwirt- 
schaftlichen Produktionspotentials Zusammenhän- 
gen (11 Mrd DM), sowie um die Mehreinnahmen, die 
sich daraus ergeben haben, daß das gesamtwirt- 
schaftliche Preisniveau, gemessen am Preisindex 
des Bruttosozialprodukts, erneut stärker gestiegen 
ist, als man für unvermeidlich halten konnte 
(3 Mrd DM), so verbleibt ein Defizit von 64 V 2 
Mrd DM. Für den konjunkturellen Impuls der öf- 
fentlichen Haushalte steht freilich auch dieser Be- 
trag nicht. Abzusetzen ist weiter ein Betrag, der für 
die Normalverschuldung des Staates steht, das heißt 
eine Kreditaufnahme, die unter Bedingungen eines 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts stabilitäts- 
politisch unbedenklich wäre. Bei unseren Rechnun- 
gen zum konjunkturneutralen Haushalt knüpfen 
wir hierfür an dem Verschuldungsverhalten des 
Staates in den Jahren 1966 bis 1977 an. Unter 
Berücksichtigung des inzwischen eingetretenen 
Wachstums der Produktionsmöglichkeiten der 
Volkswirtschaft wäre danach eine Kreditaufnahme 
des Staates in Höhe von etwa 16 V 2 Mrd DM als Nor- 
malverschuldung anzusetzen. Dies entspricht unge- 
fähr einem Prozent des gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktionspotentials^). Zieht man diesen Posten von 
dem konjunkturbedingten Defizit ab, so erhält man 
den konjunkturell bedeutsamen Teil des Defizits. 
Das sind in diesem Jahr 48 Mrd DM nach 43 V 2 
Mrd DM im vergangenen Jahr (Tabelle 28). 

245 . Das Bild der solchermaßen bereinigten Defi- 
zite bliebe unvollständig, beließe man es, was die 
zeitliche Entwicklimg angeht, bei einem Nebenein- 
ander von diesem und dem vorangegangenen Jahr. 
Denn nicht die geringe Veränderung in dem hohen 


^) In der Abgrenzung der Finanzstatistik ist von einem hö- 
heren Betrag für die Normalverschuldung auszugehen, 
da hier die Darlehensgewährung des Staates voll defizit- 
wirksam gebucht wird. Bezogen auf das Produktions- 
potential betrüge der vergleichbare Satz ungefähr 
1V2 vH. 


Niveau von 1980 auf 1981 verdient das Hauptaugen- 
merk, sondern die Tatsache, daß der expansive Im- 
puls von 1977 bis 1980 in jährlichen Sprüngen von 
rund 15 Mrd DM zugenommen hat. 

246 . Anschaulicher noch wird der Kurs der Finanz- 
politik seit 1977, wenn man die Entwicklung der 
Staatsausgaben in den Vordergrund rückt. Sie sind 
in diesem Zeitraum um insgesamt zehn Prozent- 
punkte stärker angestiegen, als es dem Wachstum 
des Produktionspotentials unter Berücksichtigung 
der Preissteigerungen entsprochen hätte. Zunächst 
war der kräftige Ausgabenanstieg Ausdruck des Be- 
mühens, mit konjunkturellen Impulsen die Auf- 
triebskräfte auch von der Nachfrageseite her zu 
stärken. Es blieb freilich nicht bei einer temporären 
Ausweitung der staatlichen Ausgaben. Auch als sich 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nachhaltig 
belebt hatte, gelang es dem Staat nicht, die starke 
Ausgabenexpansion zurückzxiführen. Die direkt 
oder indirekt vom Staat geltend gemachten Ansprü- 
che an das gesamtwirtschaftliche Produktionspoten- 
tial sind so stark ausgeweitet worden, daß die Ausga- 
ben im Jahre 1981 um rund 68 V 2 Mrd DM höher la- 
gen als jenes Ausgabenvolumen, das der durch- 
schnittlichen Staatsquote des Zeitraums von 1966 
bis 1977 entsprochen hätte (Tabelle 29). Nur zu ei- 
nem Drittel war dieser Ausgabenanstieg durch eine 
höhere Quote bei den Steuern und bei den sonstigen 
Einnahmen gedeckt. Zieht man diese Mehreinnah- 
men (20V2MrdDM) von den Mehrausgaben (68 V 2 
Mrd DM) ab, erhält man wiederum den Betrag, der 
für den konjunkturellen Impuls dieses Jahres steht 
— 48 Mrd DM. 


Große Impulse — kleine Wirkungen 

247 . Bei der konjunkturellen Würdigung expansi- 
ver Impulse der öffentlichen Haushalte geht es um 
deren Anstoßwirkungen. Ihr konjunkturpolitischer 
Zweck besteht nicht so sehr darin, daß sie direkt 
oder indirekt selbst einen Beitrag zu den volkswirt- 
schaftlichen Gesamtausgaben leisten (durch er- 
höhte staatliche Käufe von Gütern und Diensten 
oder über eine staatlich bewirkte Erhöhung der Ein- 
kommen der Privaten), sondern vielmehr darin, daß 
die staatlichen Maßnahmen und deren Finanzie- 
rung im ganzen zu einer Erhöhung der Gesamtaus- 
gaben führen, und zwar zu einer möglichst großen. 
Der Wirkungsgrad einer expansiven Finanzpolitik 
wäre gering, wenn der primäre Beitrag der Impulse 
durch überwiegend negative Sekundärwirkungen — 
Verdrängung privater Nachfrage — zum Teil aufge- 
zehrt würde; er würde sogar negativ, wenn die nega- 
tiven Rückwirkungen dominat wären. 

Wie stark die Wirkungsbedingungen für eine expan- 
sive Finanzpolitik wechseln können, haben die bei- 
den letzten Jahre, im besonderen das Jahr 1981, ge- 
zeigt. Solange das internationale Vertrauen in den 
Außenwert der D-Mark ungebrochen war, haben die 
steigenden Staatsdefizite nicht zu einer nennens- 
werten Zinserhöhung geführt, zeitweilig gingen sie 
sogar mit sinkenden Zinsen einher. Als dieses Ver- 
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trauen brüchig wurde, mitbestimmt davon, daß das 
Angebot an auf D-Mark lautenden Staatsschuldti- 
teln immer größer wurde, änderte sich die Situation 
schlagartig. Nun rächte sich, daß die Finanzpolitik 
so lange so expansiv geführt worden war. Was lange 
gutgegangen war, ging nun nicht mehr gut. Die Zin- 
sen stiegen, der Wechselkurs verfiel, der Preisauf- 
trieb nahm zu, die Bundesbank mußte dagegen ein- 
schreiten, die Zinsen stiegen weiter. Die Investitio- 
nen sanken. Der private Verbrauch nahm abwer- 
tungsbedingt ab, der Export zu. Wieviel die öffentli- 
chen Defizite dazu beigetragen haben, wieviel insbe- 
sondere vom Leistungsbilanzproblem im Grunde 
auf das Konto der öffentlichen Defizite geht, sei es 
über den Beitrag der öffentlichen Ausgaben zur In- 
landsnachfrage und darüber zur Ausdehnung der 
Importnachfrage beziehungsweise zur Schwächung 
der Exportanstrengungen, sei es über die das Lei- 
stungsbilanzdefizit zunächst vergrößernden Effekte 
der von der Finanzpolitik mitverursachten D-Mark- 
Abwertung — all dies läßt sich quantitativ nicht be- 
stimmen. Im ganzen stellt sich die Entwicklung je- 
doch so dar, daß man guten Gewissens nicht mehr 
sagen kann, die Gesamtwirkungen expansiver Im- 
pulse kreditfinanzierter öffentlicher Ausgaben seien 
noch positiv. Das Gegenteil dürfte eher zutreffen: 
Ein Teil der expansiven Wirkungen der öffentlichen 
Haushalte der vorangegangenen Jahre mußte zu- 
rückerstattet werden. 

Es hat sich also gezeigt, daß in einer zum Ausland 
hin offenen Wirtschaft einer expansiven Finanzpoli- 
tik wegen der Reaktionen der Kreditgeber auf den 
nationalen und internationalen Finanzmärkten 
enge Grenzen gezogen sind. Die Gefahr, daß eine sol- 
che Finanzpolitik Inflation und Rezession in sich 
birgt, ist erneut offenbar geworden. 


Konsolidierung eingeleitet 

248 , Unter dem außenwirtschaftlichen Druck hat 
die Überzeugung, daß die Staatsdefizite alsbald ge- 
senkt werden müssen, eine breite Basis gefunden. 
Die Meinungen gehen freilich auseinander, wenn es 
um die Frage geht, wie hoch der Konsolidierungsbe- 
darf ist. 

Man kann davon ausgehen, daß sich die Finanzie- 
rungssalden teilweise von selbst zurückbilden, wenn 
die Gründe entfallen, die derzeit einem kräftigeren 
wirtschaftlichen Aufschwung entgegenstehen. Da 
allerdings die Defizite ihrerseits zu diesen Gründen 
zählen, stehen davor erst einmal und nicht zuletzt 
die Entscheidungen, die einen Abbau der Finanzie- 
rungssalden auf Dauer sicherstellen. Das Ausmaß 
des Handlungsbedarfs wird freilich erst deutlich, 
wenn man sich eine Vorstellung darüber verschafft, 
was an Defiziten verbleibt, wenn die Volkswirtschaft 
zu einer normalen Nutzung ihrer Produktionsmög- 
lichkeiten zurückkehrt. 

249 . Die Steuereinnahmen hätten in diesem Jahr 
bei der gegebenen Steuerquote schätzungsweise 
11 MrdDM höher sein können, wenn es gelungen 
wäre, für einen normalen Auslastungsgrad des Pro- 


duktionspotentials zu sorgen. Bei Wiederannähe- 
rung an einen normalen Auslastungsgrad kann der 
Staat mit entsprechend höheren Steuereinnahmen 
rechnen. 

In den Jahresgutachten 1975 und 1976 hatten vnr die infla- 
tionsbedingten Mehreinnahmen nicht zur steuerlichen 
Deckungsmasse dauerhafter Staatsausgaben gerechnet 
Solche Mehreinnahmen fließen dem Staat nur dann zu, 
wenn — wie in diesem Jahr — die tatsächliche Preissteige- 
rungsrate über diejenige hinausgegangen ist die bei stabi- 
litätsgerechtem Verhalten aller am Wirtschaftsprozeß Be- 
teiligten erreichbar gewesen wäre. Solche Mehreinnahmen 
wiederum zur Basis von Mehrausgaben zu nehmen, ist sta- 
bilitätspolitisch bedenklich. Für konsolidierungspolitische 
Fragestellungen stehen solche auf nur ein Jahr bezogene 
Überlegungen aber nicht im Vordergrund Um den Teil der 
staatlichen Defizite zu ermitteln, der bei geltenden steuer- 
lichen Regelungen dauerhaft ist, sollte man von der tat- 
sächlichen volkswirtschaftlichen Steuerquote ausgehen. 

Weiterhin wird ein Teil der Ausgaben, die die Bun- 
desanstalt für Arbeit zu Lasten der Bundeskasse an 
Arbeitslose zahlt, entfallen, wenn sich die Wirt- 
schaftslage bessert. Im Jahre 1981 waren allein we- 
gen des Anstiegs der Arbeitslosigkeit vom Bund 
rund 7 V 2 Mrd DM mehr zu zahlen als 1980, im gan- 
zen belief sich der Zuschuß auf lUAMrdDM. Bei 
normaler Auslastung des derzeitigen Produktions- 
potentials wäre der Bundeshaushalt nur mit 
4 Mrd DM belastet; das sind vor allem die Ausgaben 
für die Arbeitslosenhilfe für eine geringere Anzahl 
an Dauerarbeitslosen und für den Ausgleich eines 
Defizits, das die Bundesanstalt bei den 1981 gelten- 
den Regelungen auch im Falle einer normalen Aus- 
lastung der Produktionskapazitäten der Volkswirt- 
scheift aufgewiesen haben würde. Wegfallen wird 
vom nächsten Jahr an allerdings auch wieder die 
Ausgabenentlastung, die sich der Bund 1981 da- 
durch verschafft hat, daß er seinen Zuschuß an die 
Rentenversicherung für ein Jahr um 3V2MrdDM 
kürzte. Dies erlaubte ihm, den Beitrag zur Arbeitslo- 
senversicherung noch ein Jahr lang unverändert zu 
lassen. Rechnet man diesen Betrag gegen die kon- 
junkturbedingten Zahlungen an die Bundesanstalt 
auf, so hat man für 1981 von einer konjunkturbe- 
dingten Sonderbelastung der Ausgabenseite des 
Bundeshaushalts von 4 Mrd DM auszugehen 
(11 V 2 Mrd DM ./. 4 Mrd DM ./. 3 V 2 Mrd DM). 

Von dem gesamten Defizit von 72 V 2 MrdDM sind 
die konjunkturbedingten Teile auf der Einnahmen- 
seite und der Ausgabenseite abzusetzen, also 
11 Mrd DM wegen Steuermindereinnahmen und 
4 Mrd DM wegen der (Netto-)Mehrbelastung durch 
Defizite der Bundesanstalt für Arbeit. Es verbleibt 
ein Defizit von 57 V 2 Mrd DM, das als dauerhaft an- 
zusehen ist. 

Dauerhelft ist hier in dem Sinne zu verstehen, daß 
ein konjunkturbereinigtes Defizit dieser Höhe, 
wachsend mit dem Wachstum des gesamtwirtschaft- 
lichen Produktionspotentials, zu erwarten ist, wenn 
die volkswirtschaftliche Steuerquote unverändert 
bleibt und die Staatsausgaben mit dem Produktions- 
potential wachsen. 

Bei der Antwort auf die Frage, wieviel davon zu kon- 
solidieren ist, haben wir wie bei den Rechnungen 
zum konjunkturneutralen Haushalt das mittlere 
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Tabelle 29 


Die öffentlichen Haushalte in konjunktureller Sicht 

MrdDM 



1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979^) 

1980') 

1981') 

(1) Produktionspotential in jeweiligen 
Preisen'*) 

1 036,8 

1 138,8 

1 204,5 

1 276,2 

1 352,5 

1431,7 

1 535,1 

1 633,5 

(2) Produktionspotential bei ,,konjunk- 
tumeutraler“ Erhöhung des Preis- 
niveaus des Bruttosozialprodukts im 
jeweiligen Jahr 

1018,6 

1 120,1 

1 213,9 

1 272,5 

1 335,6 

1414,8 

1515,3 

1 621,5 

(3) Staatsausgaben bei gleicher Staats- 
quote wie im Basiszeitraum ®) 

273,6 

304,1 

333,3 

353,0 

373,7 

395,8 

424,0 

453,7 

(4 ) Bruttosozialprodukt bei Normalaus- 
lastung des Produktionspotentials^) 

990,6 

1 089,3 

1 180,5 

1 237,5 

1 298,9' 

1 375,9 

1 473,6 

1 576,9 

(5) Steuereinnahmen bei Normalaus- 
lastung des Produktionspotentials 
und bei gleicher Steuerquote wie im 
Basiszeitraum®) 

238,2 

262,7 

285,4 

300,0 

317,7 

336,5 

360,4 

385,7 

(6) Steuereinnahmen bei Normalaus- 
lastung des Produktionspotentials 
und bei gleicher Steuerquote wie im 
jeweiligen Jahr®) 

248,9 

263,7 

295,9 

323,3 

333,4 

349,6 

373,1 

392,3 

(6 a) Nachrichtlich: Tatsächliche Steuer- 
einnahmen^) ohne konjunkturpoli- 
tische Sondersteuem 

248,0 

250,5 

282,0 

313,7 

331,3 

355,3 

377,7 

384,0 

(6 b) Nachrichtlich; Konjunkturpolitische 
Sondersteuem und Investitionszu- 
lage des Konjunkturprogramms 
vom Dezember 1974 

+ 2,6 

- 0,1 

- 4,2 

- 3,7 

- 1,2 

- 0,4 

- 0,1 

0,0 

(7) Mehreinnahmen aufgrund erhöh- 
ter Steuerquote 

(6)X(5) 

+ 10,8 

+ 1,0 

+ 10,5 

+ 23,4 

+ 15,7 

+ 13,1 

+ 12,7 

+ 6,7 

(8) Mehreinnahmen aufgrund eines 
erhöhten Deckungsbeitrages der 
, , Sonstigen Einnahmen“ 

+ 4,9 

+ 2,8 

+ 3,7 

+ 5,7 

+ 9,3 

+ 11,0 

+ 11,5 

+ 13,8 

(9) Konjunktumeutrales Haushaltsvo- 
lumen 

(3) + (7) + (8) 

289,2 

307,8 

347,5 

382,0 

398,7 

420,0 

448,1 

474,1 

(10) Tatsächliche Staatsausgaben *) ®) . . 

303,8 

343,7 

359,8 

380,8 

414,2 

450,7 

491,5 

522,0 

( 1 1) Konjunktureller Impuls *®) 

(10) X (9) 

+ 14,6 

+ 35,9 

+ 12,3 

- 1,2 

+ 15,5 

+ 30,7 

+ 43,4 

+ 47,9 

(12) Veränderung des konjunkturellen 
Impulses gegenüber dem jeweili- 
gen Vorjahr 

' + 7,2 

+ 21,4 

- 23,6 

- 13,5 

+ 16,7 

+ 15,3 

+ 12,6 

+ 4,5 

(13) Nachrichtlich: Konjunktureller Im- 
puls unter Einrechnung der kon- 
junkturpolitischen Sondersteuem 
und der Investitionszulage des Kon- 
junkturprogramms vom Dezember 
1974 

(ll)X(6b) 

+ 12,0 

+ 36,0 

+ 16,5 

+ 2,5 

+ 16,7 

+ 31,1 

+ 43,5 

+ 47,9 

(14) Ex post: Der Abweichung der reali- 
sierten von der konjunkturneutra- 
len Staatsquote entsprechen . . . * ^) . 

+ 10,0 

+ 31,4 

+ 14,7 

- 2,2 

+ 11,1 

+ 26,4 

+ 38,3 

+ 44,8 


In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - Zum Konzept des konjunktumeutralen Haushalts siehe Anhang V, 
Abschnitt D. - Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Vorläufige Ergebnisse, 

Eigene Schätzung. 

Produktionspotential in Preisen von 1970, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. 

Produktionspotential in Preisen von 1970, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts im jeweiligen Vorjahr und der ,, konjunk- 
turneutralen“ Erhöhung des Preisniveaus im jeweiligen Jahr. 

1974 bis 1978 gleitender Übergang auf die ab 1978 gültige feste Basis, die durch den langjährigen Durchschnitt der Quoten von 1966 bis 1977 
gebildet wird. 

Normalauslastungsgrad (97,25 vH); zur Definition siehe Anhang V, Abschnitt A. 
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noch Tabelle 29 



1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979^) 

1980=') 

1981'*) 

Zum Vorjahres vergleich 

Steigerungsrate 

(a) der tatsächlichen Staatsausgaben 
(10) gegenüber dem jew^eiligen Vor- 




vH 



+ 6,2 

jahr 

(b) des konjunkturneutralen Haus- 
haltsvolumens (9) gegenüber den 
tatsächlichen Staatsausgaben im 

+ 13,1 

+ 13,1 

+ 4,7 

+ 5,8 

+ 8,8 

+ 8,8 

+ 9,1 

jeweiligen Vorjahr (10) 

Bestimmungsfaktoren von (b) 

+ 7,7 

+ 1,3 

+ 1,1 

+ 6,2 

+ 4,7 

+ 1,4 

- 0,6 

- 3,5 

(c) Wachstumsrate des Produktions- 









Potentials in Preisen von 1970 .... 

(d) „Konjunktumeutrale“ Erhöhung des 
Preisniveaus des Bruttosozialpro- 

+ 3,5 

+ 2,9 

+ 2,5 

+ 2,1 

+ 2,1 

+ 2,1 

+ 2,3 

+ 2,0 

dukts 

(e) Veränderung des Ausgabenspiel- 
raums durch Abweichung der Steu- 
erquote (15) von der des jeweiligen 

+ 5,0 

+ 5,0 

+ 4,0 

+ 3,5 

+ 2,5 

+ 2,5 

+ 3,5 

+ 3,5 

Vorjahres 

(f) Veränderung des Ausgabenspiel- 
raums durch Abweichung des Dek- 
kungsbeitrages der ,, Sonstigen Ein- 
nahmen“ von dem des jeweiligen 

- 0,5 

- 3,3 

+ 3,0 

+ 3,7 

- 1,6 

- 0,9 

- 0,3 

- 1,4 

Vorjahres 

(g) Veränderung des Ausgabenspiel- 
raums durch Abweichimg der reali- 
sierten Staatsquote (19) von der kon- 
junkturneutralen (16) im jeweiligen 

+ 0,3 

- 0,6 

+ 0,4 

+ 0,7 

+ 1,1 

+ 0,3 

- 0,1 

+ 0,3 

Vorjahr 

- 0,8 

- 3,2 

- 9,8 

- 4,3 

+ 0,6 

- 2,6 

- 6,0 

- 8,3 

(15) Volkswirtschaftliche 

Steuerquote: • 100 









25,13 

24,21 

25,07 

26,13 

25,67 

25,41 

25,32 

24,88 

(16) Konjunktumeutrale .qx 

Staatsquote: ^100 









28,40 

27,48 

28,63 

30,02 

29,86 

29,68 

29,57 

29,24 

(17) Beanspruchte /-.qx 

Staatsquote: 100 

(^) 

(18) Konjunktureller 

Impuls, bezogen auf 
das Produktions- 









29,83 

30,69 

29,64 

29,93 

31,01 

31,86 

32,44 

32,19 

potential in (2): (17) X (16) 

+ 1,43 

+ 3,21 

+ 1,01 

- 0,10 

+ 1,16 

+ 2,17 

+ 2,86 

+ 2,95 

(19) -Realisierte 

Staatsquote: 100 









29,30 

30,18 

29,87 

29,84 

30,62 

31,48 

32,02 

31,96 


Anstelle der in früheren Gutachten verwendeten tatsächlichen Steuereinnahmen (siehe dazu JG 73 Ziffer 2 13). Bei der Ableitung des konjunk- 
tumeutralen Ausgabenspielraums, der durch eine Ändenmg der steuerlichen Einnahmenregelungen entsteht, bleibt unberücksichtigt, daß die 
tatsächliche Steuerquote nicht unbedingt derjenigen entsprechen muß, die sich bei Vollbeschäftigung und ,,konjunktumeutralem“ Preis- 
anstieg ergäbe. 

Von den in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ausgewiesenen Staatsausgaben wird die Investitionszulage des Konjunkturpro- 
gramms vom Dezember 1974 (Zeile 6 b) abgezogen. 

^°) Expansiv: +; kontraktiv: 

^^) Gleichbedeutend mit dem konjunkturellen Impuls auf der Basis der tatsächlichen Preissteigerungen (siehe Anhang V, Abschnitt D). 

^^) (b) ergibt sich als Zusammenfassung der Komponenten (c) bis (g). Wegen der überwiegend multiplikativen Verknüpfung der Komponenten ist 
(b) nicht genau gleich der Summe aus (c) bis (g) (siehe hierzu Anhang V, Abschnitt D). In den Jahren 1974 bis 1978 weicht (b) von dem ab, 
was den Komponenten (c) bis (g) entspricht, weil die in diesen Jahren als Basis zugrunde gelegten Quoten jeweils von unterschiedlichen Zeit- 
räumen bestimmt sind. 
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Verschuldungsverhalten des Staates in den Jahren 
1966 bis 1977 für eine vernünftige Orientierungslinie 
gehalten. Wie zuvor wären also I 6 V 2 Mrd DM — 
rund 1 vH des Produktionspotentials — als Normal- 
verschuldung anzusetzen (Ziffe;r 372). 

250 . Unsere Rechnungen ergeben also ein struktu- 
relles Defizit von rund 41 Mrd DM. Es verschwindet 
nur, wenn die Staats ausgaben weniger stark ausge- 
weitet werden, als das Produktionspotential wächst, 
oder wenn man die Steuerquote dauerhaft gegen- 
über dem derzeitigen Stand ansteigen läßt. Schätzri- 
siken, die es bei der Bestimmung der konjunkturel- 
len Einflüsse auf die volkswirtschaftliche Steuer- 
quote zweifellos gibt, berühren diese Rechnungen 
zum strukturellen Defizit nicht. Denn zu den definie- 
renden Annahmen unserer Rechnungen gehört, daß 
wie in der Vergangenheit Steuerrechts änderungen 
dafür sorgen, daß die Steuerquote nicht dauerhaft 
steigt. Wenn man mit oder ohne Steuerrechtsände- 
rungen die Steuerquote nachhaltig steigen läßt, so 
wäre das ein Beitrag zur Senkung des strukturellen 
Defizits. Das einzige Schätzrisiko, das in unsere 
Rechnungen eingeht, betrifft die Schätzung des der- 
zeitigen gesamtwirtschaftlichen Produktionspoten- 
tials und damit die Höhe der konjunkturbedingten 
Steuermindereinnahmen bei gegebener volkswirt- 
schaftlicher Steuerquote. Wie an anderer Stelle die- 
ses Gutachtens dargelegt, ist nach unserer Schät- 
zung das derzeitige Produktionspotential, legt man 
eine normale Auslastung zugrunde, um über 2 vH 
größer als das Sozialprodukt. Ein Fehler von einem 
vollen Prozentpunkt bei der Schätzung des Produk- 
tionspotentials würde das strukturelle Defizit nach 
unten oder nach oben um rund 4 Mrd DM verän- 
dern. 

251 . Es sind daher nicht in erster Linie Schätzrisi- 
ken, die den Streit über die Höhe des strukturellen 
Defizits der öffentlichen Haushalte erklären. Eigent- 
lich kontrovers ist die Entscheidung darüber, welche 
Kreditaxifnahme man als Normalverschuldung des 
Staates ansehen will. Und dies ist zweifellos eine 
Frage, zu der die Orientierung am mittleren Ver- 
schuldungsverhalten des Staates in den 60er und 
70er Jahren nur einen Diskussionsbeitrag darstellen 
kann (Ziffern 371 ff.). Denn hier ist nicht nur zu ana- 
lysieren, sondern wertbezogen zu entscheiden, zu 
entscheiden darüber, an welche Normalverschul- 
dung des Staates man die Wirtschaft unter Berück- 
sichtigung der verteilungspolitischen Aspekte und 
der wachstumspolitischen Risiken, die in einer sol- 
chen Entscheidung liegen, zu gewöhnen versuchen 
will. Wer sich für eine hohe Staatsquote und eine 
hohe Normalverschuldung des Staates entscheidet, 
geht das Risiko ein, daß es zu unerwünschten kon- 
junkturellen Reaktionen, kostenreichen Stabilisie- 
rungsaktionen oder gar zu dauerhafter Wachstums- 
schwäche kommt, die dann auf andere Weise wieder 
bekämpft werden muß. Offensichtlich ist es nicht 
einfach, solche Gewöhnungsprozesse ohne unange- 
nehme Folgen durchzusetzen. Mit dem Ausgeben 
von geborgtem Geld ist es nicht getan. Man kann 
den Eindruck gewinnen, daß der Staat in der Gewöh- 
nungsphase durch Konjunkturprobleme imd Wachs- 
tumsschwäche so viele Steuerausfälle und Ausga- 


benmehrbelastungen erleidet, daß der Ausgaben- 
spielraum, den eine erhöhte Normalverschuldung 
schaffen soll, dadurch weitgehend axifgezehrt wird. 
Ist die Gewöhnung dann geschafft, sind die kumu- 
lierten Zinslasten so groß geworden, daß nun sie ei- 
nen beträchtlichen Teil dieses Ausgabenspielraums 
beanspruchen. Dabei ist zu bedenken, daß der Staat 
auch bei der Bekämpfung anderweitig verursachter 
Probleme, seien sie konjunktureller, seien sie struk- 
tureller Art, Defizite in Kaxif zu nehmen hat und nur 
selten die Kraft aufbringt, zum Ausgleich dafür in 
besseren Zeiten die Kreditaufnahme unter das nor- 
male Maß zu senken. Schon heute beansprucht die 
Zinslast aus der seit 1970 aufgelaxifenen Staats- 
schuld, soweit diese über die Normalverschuldung 
im Sinne der potentialorientierten Kreditaufnahme 
hinausgeht, mehr als zwei Fünftel der Kreditaufnah- 
me, die nötig ist, um das strukturelle Defizit zu fi- 
nanzieren. Und ein Ende des überproportionalen 
Anstiegs der Zinslast, die auf die „übernormale“ Ver- 
schuldung des Staates zurückgeht, ist nicht abzuse- 
hen. Wird das strukturelle Defizit der öffentlichen 
Haushalte nicht gemindert, ist schon in etwa vier 
Jahren eine Kreditaufnahme in Höhe von drei Vier- 
teln des heutigen strukturellen Defizits nötig, um die 
Zinsen auf die bis dahin seit 1970 aufgelaufene 
„übernormale“ Staatsschuld zahlen zu können. 

252 . Im Sommer und im Herbst dieses Jahres sind 
seitens des Bundes Entscheidungen über Ausgaben- 
kürzungen und Abgabenerhöhungen gefallen, die in 
den nächsten Jahren einen Abbau seines hohen 
Haushaltsdefizits bewirken sollen (Tabelle 30). Ein- 
gebunden in dieses Paket sind zudem Maßnahmen, 
die Investitionen fördern sollen, aber auch solche, 
die sie erschweren. Die Kürzungen auf der Ausga- 
benseite betreffen im wesentlichen Einkommens- 
übertragungen an private Haushalte und Subventio- 
nen. Außerdem ist beabsichtigt, den Anstieg der Per- 
sonalausgaben im nächsten Jahr dadurch gering zu 
halten, deiß die Anpassung der Löhne und Gehälter 
im öffentlichen Dienst zeitlich hinausgeschoben und 
die Stellenzahl im Bereich des Bundes um 1 vH ver- 
ringert wird sowie Grundgehälter und Zuschläge ge- 
kürzt werden. Insgesamt würden die Kürzungen im 
nächsten Jahr zu Minderausgaben von 9 V 2 Mrd DM 
führen, in den darauffolgenden Jahren würden die 
Haushalte in ähnlichem Umfang entlastet. Bisher 
sind keine weiteren Maßnahmen vorgesehen, die in 
den Jahren nach 1982 weitere Konsolidierungs- 
schritte bewirken könnten. 

Der Bund will überdies seinen Zuschuß an die Bun- 
desanstalt für Arbeit dadurch vermindern, daß der 
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung von 3 vH 
axif 4 vH erhöht wird. Die Anhebung ist auf zwei 
Jahre befristet. Die Erhöhung um einen halben Pro- 
zentpunkt davon ist mit der Senkung des Beitrags- 
satzes bei der Rentenversicherung von 18,5 vH auf 
18 vH verbunden. Im Jahre 1984 soll dieser Teil des 
Beitragssatzes wieder zurückverlagert werden. Für 
den Bund bringt die Verlagerung von Beitragsein- 
nahmen von der Rentenversicherung auf die Ar- 
beitslosenversicherung keine Entlastung, weil er 
den Zuschuß an die Rentenversicherung, den er 1981 
um 3 V 2 Mrd DM gekürzt hatte, im nächsten Jahr 
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Tabelle 30 


Beschlüsse der Bundesregierung zum Bundeshaushalt 1982 und zum Finanzplan 1981 bis 1985 

Mrd DM 



1982 

1983 

1984 

1985 

1982 bis 1985 

Ausgabenkürzungen 

1. Einschränkungen des Arbeitsförderungsgesetzes 


4,0 

4,0 

4,0 

15,5 

2. Personalausgaben 


2,5 

2,7 

2,9 

10,4 

3. Kindergeld^) 

1,7 

1,8 

1,8 

1,8 

7,1 

4. Rentenversicherungsbeiträge für Wehr- und 
Zivildienstleistende 

0,4 

0,4 

0,4 

0,5 

1,7 

5. Zuschliß zur Altershilfe der Landwirte 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,8 

6. Wohngeld 

0,1 

0,2 

0,2 

0,1 

0,6 

7. Kokskohlenbeihilfe 

1,6 

1,4 

1,1 

1,1 

5,2 

Insgesamt . . . 

9,8 

10,5 

10,4 

10,6 


Finanzielle Umschichtungen innerhalb der 
Sozialversicherung 

1 . Beitragsverlagerung von der Rentenversicherung 
zur Arbeitslosenversicherung 

2,8 

3,2 



6,0 

2. Verlagerung von Leistungen der Bundesanstalt 
für Arbeit 

0,4 

0,6 

0,5 

0,5 

2,0 

Mehreinnahmen aus Steuern und Abgaben 

1, Erhöhung der Tabaksteuer 

1,4 

2,2 

2,5 

2,7 

8,8 

2. Erhöhung der Branntweinmonopolabgaben .... 

0,4 

0,5 

0,5 

0,6 

2,0 

3. Erhöhung der Schaumweinsteuer 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,7 

4. Erhöhung des Beitragssatzes zur Arbeitslosen- 
versicherung 

2,8 

3,2 

— 

— 

6,0 

5. Absenkung der Pensionsrückstellungen 

— 

— 

0,7 

2,3 

3,0 

6 . Ausschluß des Vorsteuerabzugs bei Betriebs-Pkw 

0,9 

1,1 

1,1 

1,2 

4,3 

7. Kürzung der Arbeitnehmersparzulage 

0,8 

0,9 

0,9 

0,9 

3,5 

8. Wegfall des Haushaltsfreibetrages für Allein- 
stehende über 49 Jahre 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

1,9 

Insgesamt . . . 

6,8 

8,6 

6,4 

8,4 


Steuerliche Mindereinnahmen 

1. Verbesserung der degressiven AfA für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 

0,6 

1,3 

3,3 

4,6 

9,8 

2 . Verbesserung der beschleunigten AfA für Gebäude 

0,1 

0,3 

0,8 

1,6 

2,8 

3. Verbesserung bei § 7 b EStG 

0,1 

0,3 

0,5 

0,7 

1,6 

4. Erweiterung des Verlustrücktrages 

— 

0,1 

0,1 

0,1 

0,3 

5. Investitionszulage Stahl 

0,1 

0,2 

0,3 

0,3 

0,9 

Insgesamt . . . 

0,9 

2,2 

5,0 

7,3 


Ausgabenerhöhungen 

1. Stahlbereich 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,9 

2. Wohnungsbau 

0,1 

— 

— 

~ 

0,1 

3. Energiepolitik 

0,1 

0,5 

0,5 

0,5 

1,6 

4. Kapitalaufstockung der Kreditanstalt für 

Wiederaufbau 

0,2 

0,2 

0,2 

— 

0,6 

5. Sonstiges 

0,3 

0,3 

0,1 

— 

0,7 

Insgesamt . . . 

1,0 

1,2 

1,0 

0,7 



’) Angaben der Bundesregierung. 

Gesetzliche Maßnahmen sowie Stellenkürzungen. 

Kürzung des Kindergeldes für Zweit- und Drittkinder jeweils um 20 DM. 

Normalisierung überhöhter Zahlungen der Bundesanstalt für Arbeit an die gesetzlichen Krankenversicherungen. 
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eben wegen der Verlagerung wieder voll zahlen 
muß. 

253 . Um die öffentlichen Finanzen zu sanieren, sol- 
len auch die Steuern ansteigen. Im nächsten Jahr 
werden die Tabaksteuer, die Branntweinmonopolab- 
gaben und die Schaumweinsteuer erhöht Das bringt 
dem Bund rund 3 Mrd DM pro Jahr mehr. Mehrein- 
nahmen fließen den Gebietskörperschaften auch 
wegen des Abbaus von Steuervergünstigungen zu. 
Außerdem wird die Abgabenlast für Unternehmen 
erhöht werden. So sollen der Vorsteuerabzug bei der 
Anscheiffung von Betriebs-Pkw ausgeschlossen, die 
Bildung von Pensionsrückstellungen eingeschränkt 
sowie Veräußerungsgewinne, die im Falle der Rein- 
vestition bisher steuerfrei blieben, zu einem Teil be- 
steuert werden. Im nächsten Jahr macht das rund 
1 Mrd DM aus, bis 1985 steigt dieser Betrag auf etwa 

5 Mrd DM. Auf der anderen Seite wurden aber auch 
Maßnahmen zur steuerlichen Investitionsförderung 
beschlossen. Die Verbesserungen der degressiven 
Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter und 
die Erhöhung des Abschreibungssatzes für Gebäude 
haben zunächst noch geringe Steuerausfälle zur Fol- 
ge. Im Jahre 1985 werden sie sich jedoch auf über 

6 Mrd DM belaufen. Es besteht freilich die Erwar- 


tung, daß man auf Dauer über eine verstärkte Inve- 
stitionstätigkeit mehr Steuereinnahmen hinzuge- 
winnt, als man an Steuern infolge der steuerlichen 
Investitionsförderung zunächst verliert. 

254 . Die Haushaltsbeschlüsse des Bundes dürften 
dazu beitragen, daß im nächsten Jahr der Ausgaben- 
anstieg im Gesamthaushalt von Bund, Ländern und 
Gemeinden um rund IV 2 VH unter dem potential- 
orientierten Pfad gehalten werden kann. Das und 
die Anhebung der Abgabenquote könnten 1982 den 
dauerhaften Teil der öffentlichen Defizite um rund 
9 Mrd DM verringern. Voraussetzung ist jedoch, daß 
der Haushalt des Bundes für 1982 abgesehen von 
den konjunkturbedingten Risiken vollzogen wird, 
wie es sich in den letzten Planungen abzeichnet, und 
daß die Länder sich an ihre bisherigen Finanzpläne 
halten. 

Für die Jahre nach 1982 ist offenbar ein wesentlich 
langsameres Konsolidierungstempo vorgesehen. 
Den Finanzplänen liegt mittelfristig ein Ausgaben- 
anstieg von jährlich 4^2 vH zugrunde. Das wäre 
etwa 1 vH weniger, als dem Wachstum des Produk- 
tionspotentials entspräche, bewertet man es mit den 
Preisen, wie sie den gesamtwirtschaftlichen Projek- 
tionen der Bundesregierung zugrunde liegen. 
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ZWEITES KAPITEL 

Die voraussichtliche Entwicklung 


255 . Seit zwei Jahren versucht die Weltwirtscheift, 
mit den Folgen des zweiten Ölpreisschubs fertigzu- 
werden. Nahezu keines der betroffenen Länder, Ja- 
pan ausgenommen, hat bislang eine Lösung der Pro- 
bleme gefunden, die der Kaufkraftentzug hinterlas- 
sen hat und die der Anpassungsprozeß schafft Sie 
kommen zu den alten Problemen hinzu — der Infla- 
tion und der hohen Staatsverschuldung. Die Störan- 
fälligkeit der Weltwirtschaft ist dadurch bedeutend 
größer geworden, besonders gegenüber politischen 
und sozialen Konflikten. Dies macht eine Voraus- 
schau auf die wirtschaftliche Entwicklung selbst auf 
kurze Sicht riskant. 


256 . Wie groß die Risiken sind, zeigt ein Rückblick 
auf xmsere Prognose vom vergangenen Jahr. Zwar 
hat sich unsere Einschätzung, daß es 1981 zu keinem 
rezessiven Einbruch kommt, bestätigt (JG80 Zif- 
fer 253 ff.). Die wirtschaftliche Belebung, die wir für 
die zweite Jahreshälfte 1981 erwarteten, ist aber 
ausgeblieben. 

Nicht bestätigt wurde vor allem die Annahme, die 
D-Mark werde 1981 aufgrund des Stabilisierungs- 
vorsprungs gegenüber anderen Ländern vom Markt 
deutlich höher bewertet. Sie stand vielmehr den 
größten Teil des Jahres unter Abwertungsdruck. 
Dies hat zwar den Export unerwartet stark beflügelt, 
es hat aber auch die Binnennachfrage, also die Inve- 
stitionen und den privaten Verbrauch, wegen des da- 
mit einhergehenden Kosten- und Preisschubs uner- 
wartet stark gedrückt. Es kam hinzu, daß die Geldpo- 
litik, um den Gefahren für den Geldwert entgegen- 
zuwirken, restriktiver war, als wir es in den Annah- 
men der Prognose zugrundegelegt hatten. Die Fi- 
nanzpolitik war zwar expansiver als angenommen; 
mehr als zweifelhaft ist aber, ob dies, stellt man den 
Vertrauensverlust im Inland und im Ausland in 
Rechnung, wirklich ein Beitrag zur Stützung der 
Konjunktur gewesen ist. 

257 . Prognosen über die wirtschaftliche Entwick- 
lung sind, worauf wir immer wieder hinweisen, be- 
dingte Prognosen. Sie basieren auf einer Reihe von 
Annahmen, darunter vor allem solchen über den 
künftigen Kurs der Wirtschaftspolitik. Eine Pro- 
gnose muß sich als falsch erweisen, wenn diese An- 
nahmen nicht stimmen, wenn etwa die Wirtschafts- 
politik den Kurs ändert oder wenn es zu gravieren- 
den außenwirtschaftlichen Störungen kommt Es 
macht daher keinen Sinn, eine in der Prognose be- 
schriebene Entwicklung mit der tatsächlichen Ent- 
wicklung zu vergleichen, die unter ganz anderen 
Voraussetzungen eingetreten ist; man muß zugleich 
auch die Gründe mit ins Bild nehmen, die zu den Ab- 


weichungen geführt haben. Mit Skepsis hat man 
Prognosen zu betrachten, die sich mit der tatsächli- 
chen Entwicklung decken, obwohl die Rahmendaten 
in Wirklichkeit andere waren, als sie in der Prognose 
gesetzt wurden. 

258 . Häufig ist es nicht möglich, den Kurs der Wirt- 
schaftspolitik im vorhinein hinreichend zu beschrei- 
ben, das gilt selbst dann, wenn Entscheidungen zwar 
angekündigt sind, ihre Konkretisierung aber noch 
aussteht. 

Bei unserer Prognose für 1982 gehen wir von folgen- 
den Annahmen aus: 

— Die Geldpolitik setzt sich das Ziel, die Zentral- 
bankgeldmenge mit einer Rate auszuweiten, die 
dem Wachstum des Produktionspotentials unter 
Berücksichtigung des derzeit für unvermeidlich 
zu haltenden Anstiegs des Preisniveaus und des 
trendmäßigen Rückgangs der Umlaufsgeschwin- 
digkeit entspricht; wir veranschlagen diese Rate 
avif 5 ^ /2 vH (Ziffer 402). Es wird unterstellt, daß es 
zu keinen außenwirtschaftlichen Störungen 
kommt, die ihr Anlaß geben könnten, von diesem 
Pfade abzuweichen. Für den Wechselkurs der 
D-Mark schließt dies folgendes ein: Der Kurs der 
D-Mark steigt im gleichen Maße, wie das Kosten- 
und Preisgefälle zum Ausland zunimmt. Kurs- 
korrekturen, die im Europäischen Währungssy- 
stem nötig werden sollten, dies ist unsere Annah- 
me, finden so rechtzeitig statt, daß es zu keinen 
gravierenden Spannungen kommt. 

— Die Finanzpolitik ist bemüht, das strukturelle 
Haushaltsdefizit deutlich zurückzuführen. Sie 
begrenzt den Anstieg der Ausgaben den bisheri- 
gen Planungen entsprechend auf 3V2vH. Das 
schließt ein, daß die Beschlüsse der Bunde sregie- 
nmg zirni Bundeshaushalt dem Betrage nach 
verwirklicht werden, mögen sie beim Inkreifttre- 
ten im einzelnen auch etwas anders aussehen als 
gegenwärtig. Es schließt zudem ein, daß die Län- 
der ebenfalls den angekündigten Konsolidie- 
nmgskurs verfolgen. Für den konjunkturellen 
Impuls der Gebietskörperschaften steht ein Be- 
trag von 42 Mrd DM, nach 48 Mrd DM im Jahre 
1981. 

259 . Zu der Prognose gehört die Annahme einer 
ungestörten Ölversorgung zu xmveränderten Dollar- 
preisen. Sie stützt sich auf die Erwartung, daß der 
Ölverbrauch in der Welt 1982, wenn überhaupt, nur 
wenig steigt. Die Möglichkeit, daß es etwa als Folge 
politischer Verwicklungen zu Versorgungsengpäs- 
sen kommen könnte, gehört nicht zu den Risiken, 
die wir in der Prognose zu berücksichtigen haben. 
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I. Die Weltkonjunktur im Jahre 1982 

260. Verläßliche Anzeichen dafür, daß die Phase 
der Stagnation, in der sich die Weltkonjunktur seit 
nahezu zwei Jahren befindet, schon bald überwun- 
den sein könnte, sind gegenwärtig noch nicht zu er- 
kennen. In den meisten Ländern sind die Preisstei- 
gerungen weiterhin hoch, und in nicht wenigen sind 
auch die außenwirtschaftlichen Probleme beträcht- 
lich, die aus der Veränderung der weltwirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen und aus mangelnden 
Stabilisierungsfortschritten herrühren. Noch immer 
hohe Zinsen sind allenthalben die Folge, Zinsen, die 
nicht zu der schwachen Wirtschafts aktivität und zu 
der steigenden Arbeitslosigkeit passen. Das zeigt, 
wie verspannt die Situation nach wie vor ist. Man 
wird sich darauf einstellen müssen, daß sich die 
Konjunktur weltweit nur schleppend bessert und 
deiß sie in kaum einem Land 1982 so viel an Fahrt ge- 
winnt, wie für einen Abbau der hohen Arbeitslosig- 
keit notwendig wäre. 

261. Von der Wirtschaftspolitik ist viel Hilfe nicht 
zu erwarten. Der Finanzpolitik sind weithin die 
Hände gebunden; in zahlreichen Ländern steht sie 
unter dem Zwang, die stark gestiegenen Defizite in 
den öffentlichen Haushalten zu senken. Die Geldpo- 
litik dürfte zwar in einzelnen Ländern über Fort- 
schritte beim Abbau des Leistungsbilanzdefizits et- 
was an Handlungsspielraum gewinnen; solange die 
Staatsverschuldung hoch bleibt, wird sich das je- 
doch in keinem raschen Rückgang der Zinsen nie- 
derschlagen. Hinzu kommt, daß die Anleger langfri- 
stiger Mittel wohl weiterhin hohe Risikoprämien 
verlangen werden. All dies läßt erwarten, daß die 
Zinsen in der Welt nur allmählich sinken. Das gilt 
nicht zuletzt für die Vereinigten Staaten, die 1981 in 
der Rolle des Zinsführers waren. 

Eine gewisse Entlastung dürfte indes von den Löh- 
nen kommen. Für das Jahr 1982 ist in der Mehrzahl 
der Länder mit Lohnabschlüssen zu rechnen, die 
eine Verbesserung der unter Druck geratenen Un- 
ternehmensgewinne auch bei nicht mehr ganz so ho- 
hen Preissteigerungen erlauben. Das könnte den 
Spielraum der Geldpolitik im Verlauf des nächsten 
Jahres vergrößern. 

262. Alles in allem gehen wir davon aus, daß das re- 
ale Sozialprodukt in den westlichen Industrielän- 
dern im Jahre 1982 um rund 1 V 2 vH höher sein wird 
als 1981 (Tabelle 31). Dabei wird der Zuwachs in den 
Vereinigten Staaten voraussichtlich geringer ausfal- 
len als in diesem Jahr und wohl auch geringer als in 
den meisten europäischen Ländern. Hier wie dort 
wird die Anzahl der Beschäftigten zunächst noch ab- 
nehmen, und die Arbeitslosigkeit wird weiter stei- 
gen, zumal die Anzahl derer, die erstmals eine Stelle 
suchen, nach wie vor zunimmt. Erst im späteren Ver- 
lauf des kommenden Jahres dürfte sich auch die Be- 
schäftigungslage allmählich bessern. In den meisten 
Ländern wird die Inflationsrate etwas zurückgehen, 
kaum in einem aber kräftig. Am besten wird wie- 
derum Japan dastehen; die wirtschaftliche Expan- 
sion wird kräftiger, die Beschäftigungslage besser 


und die Preissteigerungen werden niedriger sein, als 
es sonstwo zu erwarten ist. In der Mehrzahl der In- 
dustrieländer werden die Exporte auch 1982 stärker 
zunehmen als die Binnennachfrage. Zusammen mit 
einer Verbesserung der Terms of Trade wird dies 
dazu führen, deiß sich die Leistungsbilanzdefizite 
dieser Länder im ganzen weiter zurückbilden. 

263. Mit dem Abklingen der dämpfenden konjunk- 
turellen Einflüsse wird die wachsende Verflechtung 
der Märkte wieder stärker die Expansion des Welt- 
handels bestimmen. Eine Umkehr im Lagerzyklus 
kommt voraussichtlich hinzu. Nach dem Rückgang 
in diesem und im letzten Jahr dürfte das Welthan- 
delsvolumen um etwa 3 vH bis 4 vH größer sein als 
1981. Das bedeutet eine Zunahme von über 5 vH im 
Verlauf des kommenden Jahres. Einen noch deutli- 
cheren Anstieg, wie er vielfach erwartet wird, halten 
wir zwar für möglich, aber für weniger wahrschein- 
lich — zum einen, weil die konjunkturelle Erholung 
in den Industrieländern nur zögernd vorankommen 
wird, zum anderen, weil die Entwicklungsländer und 
auch die OPEC-Staaten ihre Importe wohl nicht 
mehr so stark wie in diesem J ahr ausweiten werden. 
Bei den OPEC-Staaten zeichnet sich aufgrund des 
weiterhin schwachen Ölverbrauchs in der Welt und 
der sich verschlechternden Terms of Trade ein deut- 
licher Abbau der Leistungsbilanzüberschüsse ab. 
Für die Ölländer mit niedrigem Pro-Kopf-Einkom- 
men, die bereits 1981 große Leistungsbilanzdefizite 
hatten, ist sogar eine Abnahme der Einfuhr zu er- 
warten, nachdem sie diese in den vergangenen bei- 
den Jahren um jeweils ein Fünftel gesteigert hatten. 
In den Entwicklungsländern dürfte es trotz der vie- 
len schwerwiegenden Finanzierungsprobleme zwar 
zu keinem Rückgang der Importe kommen; der An- 
stieg dürfte sich aber verlangsamen. 

264. In den Vereinigten Staaten hat sich die Kon- 
junktur seit dem Sommer 1981 wieder spürbar abge- 
schwächt. Die Investitionstätigkeit ist allgemein zu- 
rückgegangen, im Wohnungsbau wegen der hohen 
Zinsabhängigkeit besonders deutlich, und der pri- 
vate Verbrauch hat nur noch wenig zugenommen. 
Als Folge der Dollaraufwertung ist auch die Aus- 
landsnachfrage seit dem Sommer merklich gesun- 
ken. Bei unverminderter Importnachfrage hat sich 
die Passivierungstendenz im Außenhandel fortge- 
setzt; sie dürfte auch im kommenden Jahr anhalten. 
Bei der Binnennachfrage deuten Frühindikatoren 
darauf hin, daß die Abschwächung bald an ein Ende 
kommen könnte. Die Erwartungen von Unterneh- 
men und Konsumenten scheinen wieder besser zu 
werden. Der Grund dafür dürfte nicht zuletzt in den 
Steuersenkungen liegen. Die Zeichen für eine kon- 
junkturelle Erholung sind von daher nicht ungün- 
stig, zumal wohl mit maßvollen Lohnabschlüssen ge- 
rechnet werden kann. Kräftig wird die Erholung vor- 
aussichtlich aber nicht ausfallen. Denn es bleibt die 
Unsicherheit über die Entwicklung der Zinsen. Es 
muß wohl davon ausgegangen werden, daß sich das 
für 1982 angestrebte Finanzierungsdefizit des Staa- 
tes, wenn auch großenteils konjunkturbedingt, im 
Vergleich zu den ursprünglichen Haushaltsplanun- 
gen nahezu verdoppeln wird. Statt mit einem Rück- 
gang der Zinsen auf 9% wird in neueren Schätzun- 
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Tabelle 31 


Die voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung in westlichen Industrieländern 



Anteil am 





« 

Land 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

der 

OECD- 

Länder 

Export 

der 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Bruttoinlandsprodukt 
(real) ^) 

Verbraucherpreise ^) ^) 


1980 

1981 

1982 

1981 

1982 


vH 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Bundesrepublik Deutschland 

11,0 

X 

- V 2 

+ V 2 

+ 6 

+ 5 V 2 

Belgien/Luxemburg 

1,6 

7,8 

-1 

+ 1 

+ 7 V 2 

+ 8 V 2 

Dänemark 

0,9 

1,9 

-1 

+ 2 

+ 11 

+ 9 

Frankreich 

8,6 

13,3 

+ V 2 

+ 2 

+ 13 V 2 

+ 14 

Griechenland 

0,6 

1,1 

+ 1 

+ 1 V 2 

+ 24 

+ 24 

Großbritannien 

6,9 

6,5 

-2 

+ 1 

+ IIV 2 

+ 9 

Irland 

0,2 

0,4 

+ 2 

+ 2 V 2 

+ 20 

+ 19 

Italien 

5,2 

8,5 

+ 0 

+ 1 

+ 20 

+ 17 

Niederlande 

2,1 

9,5 

-IV 2 

+ V 2 

+ 7 

+ 6 

Europäische Gemeinschaft^) 

37,2 

49,1 

- V2 

+ 1 

+11V2 

+10V2 

Vereinigte Staaten 

34,1 

6,1 

+ 2 

+ 1 

+10V2 

+ 8 V2 

Japan 

13,9 

1,1 

+3 V2 

+4 

+ 5 

+ 4V2 

Kanada 

3,4 

0,6 

+3 

+ 2 

+12V2 

+ 11 

Österreich 

1,0 

5,5 

+ 0 

+ IV2 

+ 7 

+ 6 

Schweden 

1,6 

2,9 

+ 0 

+ IV2 

+11 

+ 9 

Schweiz 

1,3 

5,7 

+ 1 

+ V2 

+6V2 

+ 4V2 

Insgesamt^) 

92,5 

71,1 

+1V2 

+1V2 

+ 10 

+ 8V2 


In jeweiligen Preisen und Wechselkursen, Quelle: OECD. 

Eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen internationaler Organisationen. 

Deflator des privaten Verbrauchs. Index der Verbraucherpreise für Belgien, Frankreich, Italien, Niederlande, Österreich, Schweden, Schweiz und 
die Vereinigten Staaten. 

Gebietsstand: 1. Januar 1981. 

Veränderungen in vH für Bruttoinlandsprodukt und Preise zusammengewogen mit den Anteilen am nominalen Bruttoinlandsprodukt der 
OECD-Länder des Jahres 1980. 


gen der amerikanischen Regierung nur noch mit ei- 
nem Rückgang auf 10 V 2 % gerechnet Die Unsicher- 
heit hinsichtlich der neuen Wirtschaftspolitik wird 
wohl erst bei sichtbaren Erfolgen schwinden, und 
dazu gehören größere Fortschritte bei der Eindäm- 
mung der Inflation, als sich schon abzeichnen. Die 
Geldpolitik wird daher wenig Nachgiebigkeit zeigen 
können; eine Lockerung ist auch dann nicht sehr 
wahrscheinlich, wenn die erwartete konjunkturelle 
Erholung bis zur Jahresmitte ausbleiben sollte. 

265 . In Japan war die wirtschaftliche Expansion 
1981 vor allem vom Export bestimmt. Die Binnen- 
nachfrage war eher verhalten. Dies dürfte sich im 
kommenden Jahr ändern. Der private Verbrauch 
wird sich voraussichtlich spürbar beleben, da sich 
der Preisauftrieb weiter verlangsamen wird und die 


Realeinkommen höher ausfallen werden. Durch die 
guten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen unter- 
stützt, wird auch die Investitionstätigkeit an Fahrt 
gewinnen. Der Zuwachs der Ausfuhr wird ange- 
sichts der zu erwEulenden realen Aufwertung des 
Yen und der zahlreichen Selbstbeschränkungsab- 
kommen zwar nicht mehr so groß sein wie 1981; bei 
einem weiteren Anstieg wird es aber bleiben. Insge- 
samt dürfte das Sozialprodukt 1982 um etwa 4 vH 
über dem des Jahres 1981 liegen. 

266 . In Frankreich sind in der zweiten Hälfte die- 
ses Jahres erste Auswirkungen der neuen Wirt- 
schaftspolitik erkennbar geworden. Der private Ver- 
brauch nahm zu, doch stiegen auch die Preise be- 
schleunigt. Für 1982 ist mit einer verstärkten Aus- 
weitung der Konsumnachfrage zu rechnen. Die Aus- 
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rüstungsinvestitionen werden dagegen lediglich in 
den öffentlichen und den staatlichen Unternehmen 
wieder etwas expandieren, während sich die private 
Industrie angesichts der Unsicherheit über weitere 
wirtschaftspolitische Entscheidungen nach wie vor 
abwartend verhalten dürfte. Viel wird davon abhän- 
gen, ob es der neuen Regierung gelingt, ihre einkom- 
menspolitischen Vorstellungen zu verwirklichen 
und den Auftrieb von Kosten und Preisen in Gren- 
zen zu halten. Die Inflation einzudämmen, dürfte an- 
gesichts der expansiv angelegten Finanzpolitik 
kaum möglich sein, es sei denn, es kommt zu dirigi- 
stischen Eingriffen. Alles in allem kann damit ge- 
rechnet werden, daß das reale Sozialprodukt 1982 
um rund 2 vH höher sein wird als in diesem Jahr. Die 
Arbeitslosigkeit wird voraussichtlich hoch bleiben. 

267 . In Großbritannien hat die schwere Rezession 
1981 wohl ihren Tiefpunkt erreicht Die Ergebnisse 
von Unternehmensumfragen deuten auf eine Ver- 
besserung des Geschäftsklimas in der Industrie hin. 
Nach den schon nicht mehr sehr hohen Tarifab- 
schlüssen in diesem Jahr zeichnen sich für die näch- 
ste Lohnrunde wiederum vergleichsweise niedrige 
Steigerungen ab. Für den öffentlichen Dienst wird 
mit einer Anhebung der Löhne und Gehälter um 
4 vH, für die verarbeitende Industrie mit einer Erhö- 
hung um durchschnittlich 7 vH gerechnet Da es er- 
klärtes Ziel der Geldpolitik bleibt, die Inflation wei- 
ter zurückzuführen, kann für 1982 davon ausgegan- 
gen werden, deiß die Verbraucherpreise erstmals seit 
längerem nicht mehr mit einer zweistelligen Rate 
steigen. Die wirtscheiftliche Erholung wird indes nur 
langsam vorankommen. Im ganzen gesehen rech- 
nen wir damit, deiß das Sozialprodukt im nächsten 
Jahr um 1 vH höher sein wird als 1981. Die hohe Ar- 
beitslosigkeitwird sich nicht vermindern. Die Passi- 
vierung der Leistungsbilanz dürfte sich angesichts 
der Verschlechterung der Terms of Trade fortset- 
zen. 

268 . In Italien werden die ungelösten Stabilisie- 
rungsprobleme auch im nächsten Jahr die konjunk- 
turelle Erholung behindern. Stützend wird der An- 
stieg der Exporte wirken, der sich noch verstärken 
dürfte, da die Wettbewerbsfähigkeit der italieni- 
schen Industrie durch die abermalige Abwertung 
größer geworden ist Dem stehen, was die Leistungs- 
bilanz betrifft, allerdings hohe Zinszahlungen an das 
Ausland gegenüber. Von der Binnennachfrage sind 
wenig konjunkturelle Impulse zu erwarten; das gilt 
für die private Nachfrage ebenso wie für die Nach- 
frage des Staates. Die Finanzpolitik ist darauf ge- 
richtet, den eingeschlagenen Sparkurs fortzusetzen. 
Das Zinsniveau dürfte bei einer Geldpolitik, die sich 
zum Ziel gesetzt hat, die Inflation energischer als 
bisher zu bekämpfen, weiterhin hoch bleiben. Hoff- 
nungen werden bei der Inflationseindämmung auch 
auf einkommenspolitische Meißnahmen gesetzt Das 
offizielle Sozialprodukt dürfte 1982 nur um etwa 
1 vH höher sein als 1981. 

269 . Auch in den kleineren europäischen Ländern 
werden die binnenwirtschaftlichen Expansions- 
kräfte fürs erste zumeist wohl noch schwach blei- 
ben. Es wird daher einmal mehr von der Entwick- 


lung der Ausfuhr abhängen, inwieweit sich die Kon- 
junktur in diesen Ländern im Verlauf des kommen- 
den Jahres festigt. Mit verstärkten Impulsen vom 
Export ist vor allem in Österreich und in den Nieder- 
landen zu rechnen. In Österreich werden auch von 
der zum Jahresbeginn 1982 in Kraft tretenden Lohn- 
und Einkommensteuerreform, expansive Impulse 
auf die Binnennachfrage ausgehen; wie stark sie 
sein werden, wird jedoch auch vom Ausgang der 
nächsten Lohnrunde abhängen. Eine kräftige Bele- 
bung des privaten Verbrauchs scheint vorerst nicht 
angelegt. Auch in den Niederlanden sind bei nur mä- 
ßiger Zunahme der verfügbaren Einkommen von 
der Konsumnachfrage keine großen konjunkturel- 
len Impulse zu erwarten. In der Schweiz werden die 
Anstrengungen zur Wiedergewinnung der Stabilität 
Nachfrage und Produktion dämpfen. Die Geldpolitik 
hat deutliche Zeichen zur Inflationsbekämpfung ge- 
setzt. Da sich wegen der weiteren Aufwertung des 
Franken auch von der Ausfuhr wenig Auftrieb erge- 
ben wird, dürfte das Sozialprodukt im kommenden 
Jahr stagnieren. In Dänemark könnte der Zuwachs 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion vergleichs- 
weise deutlich ausfallen. Für das Jahr 1982 sind um- 
fangreiche investitionsfördernde Maßnahmen in 
der Diskussion. Deren Ausgestaltung ist im einzel- 
nen zwar noch umstritten, doch ist wohl mit einem 
deutlichen Anstieg des Investitionsvolumens zu 
rechnen. Der Staatshaushalt könnte nochmals kräf- 
tig anschwelleii, und der Geldwertschwund dürfte 
weiterhin höher sein als in den anderen kleinen eu- 
ropäischen Ländern. Für Belgien deuten Unterneh- 
mensbefragungen auf eine anhaltende Schwäche in 
der Konsumgüterindustrie wie in der Investitions- 
güterindustrie hin. Die Finanzpolitik wird ihre Kon- 
solidierungsbemühungen voraussichtlich fortsetzen 
müssen; Spielraum für expansive Maßnahmen hat 
sie jedenfalls kaum. Hoffnungen werden auf den Ex- 
port gesetzt. Ob die starke reale Abwertung dieses 
Jahres den Verlust an internationaler Wettbewerbs- 
fähigkeit der vergangenen Jahre kompensieren 
kann, bleibt jedoch fraglich. 


II. Die voraussichtliche Entwicklung 
der Blnnenkonjunktur 

270 . Im Herbst 1981 gibt es noch immer keine An- 
zeichen für eine rasche und nachhaltige wirtschaftli- 
che Belebung. Nachfrage und Produktion verharren 
auf einem Niveau, das schon im Frühsommer 1980 
erreicht war, und die Beschäftigung geht deutlich 
zurück. Es hat den Anschein, als stellten sich Inve- 
storen und Verbraucher auf eine verlängerte Durst- 
strecke ein. 

Bei unserem Rückblick auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung im Jahre 1981 hat sich unsere Einschät- 
zung gefestigt, deiß die nun anderthalb Jahre wäh- 
rende Stagnation in ihrem Kern nicht ein zyklischer 
Abschwung nach herkömmlichem Konjunktur- 
muster, sondern eine hartnäckige Stockungsphase 
ist, die vornehmlich durch Störungen von außen ver- 
ursacht und deren Bewältigung durch hausge- 
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machte Probleme erschwert worden ist. Die Zweifel, 
ob es gelingen wird, mit den Problemen fertig zu 
werden, sind offenbar noch so groß, daß die wirt- 
schaftliche Erholung, die allgemein für die zweite 
Jahreshälfte 1981 erwartet wurde, bislang ausgeblie- 
ben ist. 

271 , Die Prognose darf sich allerdings nicht nur auf 
das stützen, was in den statistischen Indikatoren 
schon sichtbar geworden ist. Sie muß vielmehr auch 
prüfen, ob sich nicht Veränderungen anbahnen, die 
eine Tendenzwende herbeiführen können. In der 
Statistik kündigt sich die Wende selbst in den Früh- 
indikatoren meistens sehr spät an, häufig ist sie erst 
zu erkennen, nachdem sie eingetreten ist 

Trotz der enttäuschenden wirtschaftlichen Entwick- 
lung sind inzwischen auch einige positive Zeichen zu 
sehen, die das Bild für 1982 etwas aufhellen: Die au- 
ßenwirtschaftliche Situation hat sich entspannt — 
das Leistungsbilanzdefizit bildet sich seit dem Früh- 
sommer deutlich zurück, und die Zinsen geben nach. 
Das Vertrauen des Auslands in die deutsche Wäh- 
rung ist, wie die Umkehr bei den Wechselkursen 
zeigt, wieder größer geworden. Es bleibt allerdings 
noch die wichtige Aufgabe, bessere Voraussetzun- 
gen für wirtschaftliches Wachstum im Innern zu 
schaffen. Die Haushaltskonsolidierung ist geplant, 
aber noch nicht verwirklicht, und die Hoffnung, daß 
Lohnabschlüsse gefunden werden, die dazu beitra- 
gen, mehr Produktion rentabel werden zu lassen, 
muß durch den Ausgang der kommenden Tarifver- 
handlungen erst noch bestätigt werden. 

272 , Erwartungen auf eine allmähliche wirtschaft- 
liche Erholung stützen sich in erster Linie auf die 
starke Zunahme der Exporte. Die deutschen Unter- 
nehmen haben durch die Abwertung im Vergleich 
zur Situation vorher wieder einen spürbaren Ko- 
sten- und Preisvorteil erlangt, den sie — soweit un- 
sere Annahmen über die Wechselkursentwicklung 
zutreffen — vorerst behalten werden, wenn auch 
vielleicht nicht auf Dauer. Nach allen Erfahrungen, 
nicht zuletzt nach denen von 1981, werden sie diesen 
Vorteil zur Ausweitung des Absatzes nutzen. 

Gleichwohl muß man vor zu großen Hoffnungen 
warnen. Denn es bleibt ein hohes Maß an Unsicher- 
heit über den voraussichtlichen Verlauf der Welt- 
konjunktur. Soweit sich derzeit absehen läßt, wer- 
den die für den deutschen Export wichtigen Märkte 
im ganzen nur verhältnismäßig schwach expandie- 
ren (Ziffern 263 ff.). Das gilt besonders für die mei- 
sten westlichen Industrieländer, bei denen nach wie 
vor die rezessiven Einflüsse überwiegen. Es gilt aber 
auch für die meisten Entwicklungsländer und für die 
Staatshandelsländer, die gleichfalls mit beträchtli- 
chen wirtschaftlichen Schwierigkeiten kämpfen und 
die nur geringe Chancen haben, mit neuen Kredit- 
wünschen zum Zuge zu kommen. Es bleiben als Ab- 
nehmer für zusätzliche deutsche Waren somit vor al- 
lem die Staaten der OPEC, doch ist deren Bedeutung 
für den deutschen Export keinesfalls dominant. Wir 
betrachten jedenfalls Prognosen, die schon für 1982 
eine sehr deutliche Belebung des Welthandels Vor- 
aussagen, mit Zurückhaltung. 


Alles in allem halten wir die Annahme für begrün- 
det, daß die reale Warenausfuhr weiter zunimmt, 
wenngleich deutlich langsamer als bisher. Dies 
deckt sich mit der Entwicklung der Auftragsein- 
gänge aus dem Ausland, die sich seit der Jahres- 
mitte deutlich abgeflacht hat. In der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen veran- 
schlagen wir die Zunahme der Ausfuhr von Waren 
und Diensten im Verlauf des nächsten Jahres auf 
etwa 5^2 vH, in diesem Jahr waren es 10 V 2 vH. Für 
den Durchschnitt des Jahres 1982 ergibt dies einen 
Zuwachs von 6 vH, nach 7 vH im Jahre 1981 (Tabel- 
le 32). 

273 . Zum herkömmlichen Konjunkturmuster 
würde passen, daß im Gefolge der guten Exportkon- 
junktur auch die Binnenkonjunktur an Schwung ge- 
winnt. Es ist in der Bundesrepublik fast immer so ge- 
wesen, daß ein Aufschwung von der Belebung der 
Auslandsnachfrage seinen Ausgang nahm. Diesmal 
war es bisher nicht so. Der Förderung der Exporte 
durch die abwertungsbedingte Verbilligung steht die 
Belastung der Binnennachfrage durch die abwer- 
tungsbedingte Verteuerung der Importe gegenüber. 
Dieser Gegenposten wird allmählich kleiner. Ob und 
wann es doch noch zu einem vom Export angetriebe- 
nen Aufschwung kommt, ist unsicher. Wir erwarten 
jedenfalls nicht, daß dies unmittelbar bevorsteht. 

Im Vergleich zur Situation nach dem Ölpreisschub 
von 1973/74 tragen diesmal die Verbraucher einen 
größeren Teil der Anpassungslast. Die Kaufkraft der 
Realeinkommen der privaten Haushalte ist 1981 
spürbar gesunken; ungefähr im gleichen Ausmaß ist 
auch der private Verbrauch zurückgegangen. Hierin 
spiegelt sich nicht nur die Umverteilung vom Inland 
zum Ausland, sondern auch der notwendige Anpas- 
sungsprozeß im Inland, der mehr Investitionen zu 
Lasten des privaten Verbrauchs verlangt. Dieses 
Muster wird auch die Entwicklung im Jahre 1982 be- 
stimmen. Der zum Ausgleich der Leistungsbilanz er- 
forderliche Realtransfer an das Ausland und der 
hohe Finanzierungsbedarf für Investitionen engen 
den Spielraum für eine Ausweitung des privaten 
Verbrauchs im Inland ein. Die Realeinkommen der 
privaten Haushalte werden voraussichtlich aber- 
mals leicht sinken. Bei der Skepsis, die bei den Ver- 
brauchern derzeit vorherrscht, ist auch kaum damit 
zu rechnen, daß sie höhere Verbrauchsausgaben 
durch Kredite oder aus Ersparnissen finanzieren. 
Im ganzen rechnen wir damit, daß der reale private 
Verbrauch im nächsten Jahr noch einmal etwas ge- 
ringer sein wird als in diesem Jahr (minus V 2 vH). 
Dies schließt nicht aus, daß es in Teilbereichen zu ei- 
ner konjunkturellen Belebung kommt, etwa bei den 
Käufen von Kraftfahrzeugen. 

274 . Wieviel Schwung die Wirtschaft durch die Ver- 
schlechterung der Angebotsbedingungen verloren 
hat, zeigt sich inzwischen auch bei den Investitio- 
nen. Die Bereitschaft der Unternehmen, in Ausrü- 
stungen und Bauten zu investieren, hat in den letz- 
ten Monaten weiter nachgelassen, und wir sehen 
vorerst auch keine Anzeichen dafür, daß sie schon 
bald wieder deutlich zunehmen wird. Die Investi- 
tionsneigung ist diesmal zwar weniger zurückge- 
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Tabelle 32 


Die wichtigsten Daten der Volkswirt 

Schätzung für das 2. Halbjahr 1981 


Absolute Werte 



Einheit 


1981 

1982 

1981 

1982 



2.Hj. 

l-Hj. 

2.Hj. 

Verwendung des Sozialprodukts 

In jeweiligen Preisen: 

Privater Verbrauch 

Mrd DM 

821,6 

859,0 

899,5 

412,5 

446,5 

430,5 

469,0 

Staatsverbrauch . . 

Mrd DM 

303,5 

325,0 

339,5 

151,4 

173,5 

158,0 

181,5 

Anlageinvestitionen 

Mrd DM 

351,0 

357,0 

354,5 

164,8 

192,0 

164,0 

190,5 

Ausrüstungen 

Mrd DM 

132,2 

134,0 

135,0 

62,9 

71,0 

62,5 

72,5 

Bauten 

Mrd DM 

218,8 

223,0 

219,5 

101,9 

121,0 

101,5 

118,0 

Vorratsveränderung 

Mrd DM 

+ 18,9 

- 1,5 

+ 5,0 

+ 5,4 

- 6,5 

+ 3,0 

+ 1,5 

Außenbeitrag 

Mrd DM 

- 3,1 

+ 4,0 

+ 20,0 

- 1,2 

+ 5,0 

+ 11,5 

+ 8,5 

Ausfuhr 

Mrd DM 

430,6 

486,5 

538,5 

231,5 

255,0 

262,0 

276,5 

Einfuhr 

Mrd DM 

433,7 

482,5 

518,0 

232,7 

250,0 

250,5 

267,5 

Bruttosozialprodukt 

Mrd DM 

1 491,9 

1 543,5 

1619,0 

732,9 

810,5 

767,0 

851,5 

In Preisen von 1970: 

Privater Verbrauch 

Mrd DM 

498,6 

492,5 

489,0 

240,7 

251,5 

236,5 

252,5 

Staatsverbrauch 

Mrd DM 

156,5 

160,0 

161,5 

78,7 

81,0 

79,5 

82,0 

Anlageinvestitionen 

Mrd DM 

212,6 

207,5 

200,5 

96,6 

110,5 

93,0 

107,0 

Ausrüstungen 

Mrd DM 

91,1 

89,0 

87,0 

42,1 

47,0 

40,5 

46,5 

Bauten 

Mrd DM 

121,5 

118,5 

113,0 

54,5 

64,0 

52,5 

60,5 

Ausfuhr 

Mrd DM 

273,7 

293,5 

311,5 

141,9 

151,5 

153,5 

158,0 

Einfuhr 

Mrd DM 

256,8 

261,0 

269,0 

128,3 

133,0 

131,5 

137,5 

Bruttosozialprodukt 

Mrd DM 

896,7 

890,5 

896,5 

432,6 

457,5 

433,0 

463,5 

Preisentwicklung 

■■lll 






■M 

WM 

Privater Verbrauch 


164,8 

174,5 

184,0 

171,4 

177,5 



Bruttosozialprodukt 


166,4 

173,5 

180,5 

169,4 

177,0 

mm 

mm 

Entstehung des Sozialprodukts 









Erwerbstätige 

1000 

25 741 

25 455 

25 060 

25 503 

25 405 

25 020 

25 100 

Arbeitszeit 

stunden 



. 

. 


. 


Arbeitsvolumen 

Mrd Std. 


. 




. 


Produktivität 

DM je Std. 


• 


• 

• 



Bruttoinlandsprodukt in Preisen 









von 1970 

Mrd DM 

895,1 

891,0 

897,0 

433,6 

457,0 

434,0 

463,0 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit .... 

Mrd DM 

830,0 

869,5 

897,5 

417,7 

452,0 

429,5 

468,0 

aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

Mrd DM 

319,8 

310,0 

336,5 

137,7 

172,5 

150,5 

186,0 

Volkseinkommen 

Mrd DM 

1 149,8 

1 180,0 

1 234,0 

555,4 

624,5 

580,0 

654,0 

Nettoeinkommen 









aus unselbständiger Arbeit^) ... 

Mrd DM 

472,2 

489,5 

499,5 

236,4 

253,5 

239,5 

260,0 

aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

Mrd DM 

257,0 

252,0 

275,0 

107,7 

144,0 

120,5 

154,5 

Verfügbares Einkommen der 









privaten Haushalte^) 

Mrd DM 

948,0 

999,5 

1 041,0 

480,9 

518,5 

497,5 

543,5 


Einschließlich Veränderung der Arbeitstage. 
Nettolohn- und -gehaltssumme. 
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Tabelle 32 


schaftlichen Gesamtrechnungen 

und Vorausschau auf das Jahr 1982 


Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 





1981 




1981 


1982 




1»ÖZ 

l.Hj. 

2. Hj. 

l.Hj. 

2.Hj. 

Verwendung des Sozialprodukts 

In jeweiligen Preisen: 

Privater Verbrauch 

+ 

7,2 

+ 4 V 2 

+ 

4 V 2 

+ 

4,5 

+ 4 V 2 

+ 

4 V 2 

+ 

5 

Staatsverbrauch 

+ 

9,0 

+ 7 

+ 

4 V 2 

+ 

8,3 

+ 6 

+ 

4 V 2 

+ 

4 V 2 

Anlageinvestitionen 

+ 11,6 

+ 1 V 2 

- 

V 2 

+ 

2,0 

+ 1 V 2 

- 

V 2 

- 

V 2 

Ausrüstungen 

+ 

6,8 

+ 1 

+ 

1 

+ 

2,7 

± 0 

- 

V 2 

+ 

2 V 2 

Bauten 

+ 14,8 

+ 2 

- 

1 V 2 

+ 

1,6 

+ 2 

- 

V 2 

- 

2 V 2 

Vorratsveränderung 

Außenbeitrag 

Ausfuhr 

X 

X 

+ 12,4 

X 

X 

+ 13 

X 

X 

+ 10 V 2 

+ 

X 

X 

8,1 

X 

X 

+ I 7 V 2 

X 

X 

+ 13 

+ 

X 

X 

8 V 2 

Einfuhr 

+ 17,3 

+ 11 V 2 

+ 

7 V 2 

+ 

9,0 

+ 13 V 2 

+ 

7 V 2 

+ 

7 

Bruttosozialprodukt 

+ 

6,7 

+ 3‘/2 

+ 

5 

+ 

3,0 

+ 4 

+ 

4 V 2 

+ 

5 

In Preisen von 1970: 













Privater Verbrauch 

+ 

1,7 

- 1 V 2 

- 

V 2 

- 

1,0 

- IV 2 

- 

1 V 2 

+ 

V 2 

Staatsverbrauch 

+ 

2,6 

+' 2 

+ 

1 

+ 

3,1 

+ 1 

+ 

1 

+ 

1 

Anlageinvestitionen 

+ 

3,7 

- 2 V 2 

- 

3 V 2 

- 

2,6 

- 2 V 2 

- 

3 V 2 

- 

3 V 2 

Ausrüstungen 

+ 

2,9 

- 2 V 2 

- 

2 

- 

1,0 

- 3 V 2 

- 

4 

- 

V 2 

Bauten 

+ 

4,4 

- 2 V 2 

- 

4 V 2 

- 

3,8 

- IV 2 

- 

3 V 2 

- 

5 V 2 

Ausfuhr 

+ 

5,9 

+ 7 

+ 

6 

+ 

3,2 

+ 11 

+ 

8 

+ 

4 V 2 

Einfuhr 

+ 

5,8 

+ 1 V 2 

+ 

3 

+ 

0,9 

+ 2 V 2 

+ 

2 V 2 

+ 

3 V 2 

Bruttosozialprodukt . 

+ 

1,8 

- V 2 

+ 

V 2 

- 

1,3 

- 0 

+ 

0 

+ 

1 

Preisentwicklung 













Privater Verbrauch 

+ 

5,4 

+ 6 

+ 

5 V 2 

+ 

5,5 

+ 6 

+ 

6 



Bruttosozialprodukt 

+ 

4,8 

+ 4 

+ 

4 

+ 

4,3 

+ 4 

+ 

4 V 2 



Entstehung des Sozialprodukts 













Erwerbstätige 

+ 


- 1 

- 

IV 2 

- 

0,6 

- 1 V 2 

- 

2 

- 

1 

Arbeitszeit^) 

- 

1,0 

~ IV 2 

- 

0 

- 

2,3 

- 0 

- 

0 

- 

V 2 

Arbeitsvolumen 


0,1 

- 2 V 2 

- 

2 

- 

2,9 

- 2 

- 

2 

- 


Produktivität 

+ 

2,0 

+ 2 

+ 

2 V 2 

+ 

1,9 

+ 2 

+ 

2 

■ 


Bruttoinlandsprodukt in Preisen 













von 1970 : 

+ 

1,9 

- V 2 

+ 

V 2 

— 

1,0 

+ 0 

+ 

0 

+ 

1 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit .... 

+ 

7,9 

+ 5 

+ 

3 

+ 

5,3 

+ 4 V 2 

+ 

3 

+ 

3 V 2 

aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

+ 

1,4 

- 3 

+ 

8‘/2 

- 

7,5 

+ 1 

+ 

9 

+ 

8 

Volkseinkommen 

+ 

6,0 

+ 2 V 2 

+ 

4 V 2 

+ 

1,8 

+ 3 V 2 

+ 

4 V 2 

+ 

5 

N ettoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit^) . . . 

+ 

6,4 

+ 3 V 2 

+ 

2 

+ 

4,3 

+ 3 

+ 

1 V 2 

+ 

2 V 2 

aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

+ 

2,4 

- 2 

+ 

9 

- 

7,9 

+ 3 

+ 12 

+ 

7 

Verfügbares Einkommen der 



+ 5 V 2 










privaten Haushalte 

+ 

7,4 

+ 

4 

+ 

5,5 

+ 5 V 2 

+ 

3 V 2 

+ 

5 


Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
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gangen als in der Rezession von 1974/75, obwohl der 
Kostenschub annähernd so stark war wie damals, 
aber sie hat sich auch nicht als so robust erwiesen, 
wie es erhofft wurde. 

275 . Nach dem Ifo-Investitionstest vom August/ 
September 1981, der Anhaltspunkte über die Pla- 
nungen eines großen Teils der Unternehmen im 
Bergbau, im verarbeitenden Gewerbe und in der 
Bauwirtschaft liefert, zeichnet sich für 1982 ein aber- 
maliger Rückgang der Investitionen ab, den das Ifo- 
Institut, dem Volumen nach, auf etwa 4 vH veran- 
schlagt. Diese Rate gilt auch für das verarbeitende 
Gewerbe; für das Baugewerbe ergibt sich ein kräfti-, 
ges Minus (minus 13 vH) und für den Bergbau ein 
ebenso kräftiges Plus (14 vH). 

Beim verarbeitenden Gewerbe ist dreierlei bemer- 
kenswert: 

— Für die Mehrzahl der Branchen ist diesen Pla- 
nungen zufolge mit einem annähernd gleich star- 
ken Rückgang in einer Größenordnung von 3 vH 
bis 5 vH zu rechnen. Es gibt nur wenige Bran- 
chen, die 1982 deutlich mehr investieren wollen 
als 1981 (zum Beispiel Mineralölverarbeitung, 
Stahlverformung, Druckereigewerbe), und auch 
nur wenige, die ihre Investitionen stark verrin- 
gern wollen (zum Beispiel eisenschaffende Indu- 
strie, Industrie der Steine und Erden, Zellstoff-, 
Papier- und Pappeerzeugung). Die Verschlechte- 
rung des Investitionsklimas spiegelt sich also in 
den Plänen fast aller Branchen, gleichviel ob es 
ihnen derzeit gut oder schlecht geht und ob sie in 
den letzten Jahren viel oder wenig investiert ha- 
ben. 

— Zum ersten Male seit 1975 hat der Anteil der Un- 
ternehmen, die vorwiegend aus Gründen der Ka- 
pazitätserweiterung investieren, deutlich abge- 
nommen; in den Jahren davor war er stetig ge- 
stiegen, wenn auch nicht sehr stark. Gegenwärtig 
sind es offenbar nur sehr wenige Branchen, in 
denen in nennenswertem Umfang Kapazitätser- 
weiterungen vorgenommen werden, wie beim 
Fahrzeugbau und bei der Herstellung von Büro- 
maschinen und Datenverarbeitungsgeräten. Vor- 
rangiges Investitionsmotiv ist allenthalben die 
Rationalisierung. 

— Rationalisierung bedeutet häufig Umstrukturie- 
rung: Viele Unternehmen investieren nicht nur, 
um ihre Produktionsverfahren technischen und 
wirtschaftlichen Änderungen anzupassen, son- 
dern auch, um ihr Angebotssortiment umzustel- 
len. Dies erklärt wohl, warum zum Beispiel die 
Mineralölindustrie, eine Branche mit Überkapa- 
zitäten, ihre Investitionsanstrengungen erheb- 
lich verstärkt. 

276 . Das Bild hellt sich dadurch etwas auf, daß die 
meisten übrigen Bereiche, das Verkehrs- und Nach- 
richtenwesen sowie die anderen Dienstleistungs- 
zweige mit Ausnahme des Handels, vermutlich et- 
was xmd die Energiewirtschaft sogar deutlich mehr 
investieren werden als im Jahre 1981. Als Abzugspo- 
sten muß man allerdings einen erneuten starken In- 
vestitionsrückgang bei der Landwirtschaft in Rech- 
nung stellen. 


277 . Die uns verfügbaren Informationen stützen 
sich, wie erwähnt, auf die Pläne von Unternehmen 
nach dem Stand vom Sommer 1981. Zwischen ge- 
planten und realisierten Investitionen gibt es aber in 
der Regel Abweichungen. So sind im verarbeitenden 
Gewerbe die Planungen für die Jahre 1976 bis 1980 
immer nach oben korrigiert worden, die für 1981 al- 
lerdings nach unten. Für 1982 hält das Ifo-Institut 
eher eine nachträgliche Aufstockung als eine Kür- 
zung der Budgets für wahrscheinlich. Dafür mag 
sprechen, deiß die Unternehmen bei sinkenden Zin- 
sen zurückgestellte Investitionen nachholen und 
daß sich ihre Erträge, die in diesem Jahr stark ge- 
drückt waren, im nächsten Jahre voraussichtlich 
deutlich verbessern werden. Dennoch halten wir es 
nicht für ratsam, eine solche Korrektur schon jetzt 
vorwegzunehmen. Alles in allem rechnen wir daher 
für das ganze Jahr mit einem nochmaligen leichten 
Rückgang der realen Anlageinvestitionen im Unter- 
nehmenssektor (ohne Wohnungsvermietung), den 
wir auf minus 2 vH veranschlagen, nach minus 
IV 2 VH in diesem Jahr. Der Rückgang im Durch- 
schnitt des Jahres verdeckt den leichten Anstieg, 
den wir für den Verlauf des Jahres erwarten (Schau- 
bild 36). 

278 . Deutlicher als in der gewerblichen Wirtschaft 
wird der Investitionsrückgang in der Wohnungswirt- 
schaft ausfallen. Die Aufträge an die Bauwirtschaft 
sind in den letzten Monaten weiter abgesackt — teils 
weil neue Bauvorhaben wegen der hohen Finanzie- 
rungskosten und der sinkenden Realeinkommen 
nicht mehr in Angriff genommen, teils weil begon- 
nene Bauvorhaben in Erwartung niedrigerer Zinsen 
gestreckt wurden. Die hohen Finanzierungskosten 
werden auch im kommenden Jahr die Bautätigkeit 
stark beeinträchtigen, aber der Bremseffekt wird 
allmählich schwächer werden, zumal viele Bauun- 
ternehmen wegen des Auftragsmangels derzeit zu 
Preiszugeständnissen bereit sind, die den Nachteil 
ungünstiger Finanzierungskonditionen aufwiegen. 
Überhaupt ist es nicht ratsam, das Argument hoher 
Zinsen zu stark zu gewichten. Viele Bauherren ha- 
ben nach wie vor Zugang zu zinsgünstigen Finanzie- 
rungsmitteln, vor allem über Bausparkassen; zudem 
verschaffen die diversen steuerlichen Abschrei- 
bimgsmöglichkeiten bestimmten Personengruppen 
selbst bei hohen Zinsen langfristig einen Gewinn. In 
Betracht zu ziehen ist aber auch das starke Inter- 
esse an der Modernisierung von Altbauten, bei dem 
häufig das Motiv, Energie einzusparen, eine Rolle 
spielt. Wir rechnen jedenfalls damit, daß der Auf- 
tragsrückgang im Wohnungsbau im Laufe des näch- 
sten Jahres wieder von einem Anstieg abgelöst wird, 
wenn auch nicht von einem kräftigen. 

Da die Bauproduktion offenbar noch nicht überall 
an das niedrigere Auftragsvolumen angepaßt wor- 
den ist — bis in den Herbst 1981 hinein haben die 
Unternehmen häufig noch Aufträge abwickeln kön- 
nen, die sie schon auf dem Höhepunkt der Baukon- 
junktur 1979/80 hereingenommen hatten — werden 
die Wohnungsbauinvestitionen, nach einem Rück- 
gang im Durchschnitt des Jahres 1981 um 3V2vH, 
erneut schrumpfen, und zwar voraussichtlich noch 
einmal um 3 V 2 vH. 
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Schaubild 36 


SOZIALPRODUKT UND WICHTIGE KOMPONENTEN 

in Preisen von 1970 

SCHÄTZUNG FÜR DAS 2. HALBJAHR 1981 . 

UND PROGNOSE FÜR DAS JAHR 1982 

Log.Maßstab Saisonbereinigter Verlauf Log.Maßstab 

Mrd DM 1) Mrd DM D 



1) Halbjahreswerte auf Jahreswerte umgerechnet. 
SR 810910 


279 . Die Bautätigkeit wird nicht zuletzt dadurch 
stark gedrückt, daß die staatlichen Stellen die Inve- 
stitionen deutlich kürzen werden. Allerdings ist das 
Ausmaß des Rückgangs schwer abzuschätzen, zu- 
mal über die Schließung der Finanzierungslücken 
noch immer keine Klarheit besteht. In unsere Rech- 
nung haben wir für das Volumen der öffentlichen 
Bauinvestitionen einen kräftigen Rückgang um 
10 vH eingesetzt, nach einem Rückgang um 5 vH im 
Durchschnitt dieses Jahres; in Preisen von 1981 ent- 
spricht das für beide Jahre zusammengenommen ei- 
nem Betrag von rund 8 Mrd DM. 

280 . Nach den Schätzungen für die einzelnen Be- 
reiche ergibt sich für den Jahresdurchschnitt 1982 
bei den realen Ausrüstungsinvestitionen ein leichter 
(minus 2 vH) und bei den realen Bauinvestitionen 
ein deutlicher Rückgang (minus 4V2vH). In beiden 
Fällen steht hinter der negativen Rate jedoch die 
Vorstellung, daß sich die Investitionstätigkeit im 
Verlauf des Jahres wieder erholt, freilich bei weitem 
nicht so stark, wie es nötig wäre, den Rückgang im 
Winterhalbjahr wettzumachen. 

281 . Die wirtschaftliche Entwicklung wurde 1981 
auch dadurch gedrückt, daß die Unternehmen ihre 
Lager an Rohstoffen, Halbfabrikaten und Fertigwa- 
ren an die niedrigere Produktion und die ungünsti- 
geren Absatzerwartungen anpaßten, zumal die ho- 
hen Zinsen die Lagerhaltung stark verteuerten. Of- 
fenbar sind die in den Jahren 1978 und 1979 stark 
auf gebauten Lagerbestände auch jetzt noch nicht 
genügend zurückgeführt; die Lagerquote, das Ver- 
hältnis von Lagerbestand zu Sozialprodukt, ist nur 
wenig niedriger als vor einem Jahr. Es ist nicht rat- 
sam, auf einen unmittelbar bevorstehenden starken 
Lageraufbau zu setzen. Dagegen sprechen auch die 
Meldungen im Ifo-Konjunkturtest, nach denen Indu- 
strie und Handel die Lagerbestände bei Fertigwaren 
weiterhin als deutlich überhöht beurteilen; beim 
Handel und bei den Herstellern von Gebrauchsgü- 
tern zeichnet sich in allerletzter Zeit lediglich ein ge- 
ringer Rückgang in der negativen Einschätzung 
ab. 

In der Prognose haben wir zwar angenommen, daß 
die Lagerinvestitionen nach einem Rückgang im 
Jahre 1981 im kommenden Jahr wieder positiv sein 
werden, aber nicht schon so hoch, daß sie die wirt- 
schaftliche Entwicklung vorantreiben. 

282 . Zu einem etwas stärkeren Lageraufbau dürfte 
es 1982 in erster Linie bei Rohstoffen und Halbwa- 
ren kommen und erst in zweiter Linie bei Fertigwa- 
ren. Dies wird mehr die Einfuhr anregen und weni- 
ger die heimische Produktion. Bei der Prognose der 
Einfuhrentwicklung ist freilich im Blick zu behalten, 
daß Investitionen und privater Verbrauch im kom- 
menden Jahr noch deutlich gedrückt bleiben. Dies 
bedeutet, daß die Einfuhr von Fertigwaren nur we- 
nig zunehmen wird, zumal die ausländischen Anbie- 
ter vermutlich den Wettbewerbsnachteil behalten 
werden, den sie durch die starke Abwertung der 
D-Mark hinnehmen mußten. Bei der Durchrech- 
nung der Prognose sind wir daher für das Volumen 
der gesamten Wareneinfuhr von einer gegenüber 
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1981 nur leicht höheren Importelastizität ausgegan- 
gen, Unter Einschluß der Dienstleistungseinfuhr er- 
gibt sich für den Durchschnitt des Jahres 1982 eine 
Zuwachsrate von 3 vH, nach 1 V 2 vH für den Durch- 
schnitt des Jahres 1981. 

283 . Bei dieser Konstellation halten wir es nicht 
für sehr wahrscheinlich, deiß sich die gesamtwirt- 
schaftliche Produktion alsbald deutlich belebt, aber 
auch nicht, deiß sie nennenswert zurückgeht. Es ist 
vielmehr damit zu rechnen, daß die Stagnation bis 
weit ins nächste Jahr hinein andauert. Letztlich 
wird es von den wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen abhängen, wann es zu einer Erholung kommen 
und wie stark sie sein wird. Wir gehen davon aus, 
daß die Erholung in der zweiten Jahreshälfte 1982 
einsetzt, wenn die nachfragedämpfenden Wirkun- 
gen des starken Kosten- und Preisschubs abklingen. 
Dabei rechnen wir aber eher mit einem verhaltenen 
als mit einem kräftigen Produktionsanstieg. 

In unserer Prognose kommt diese Vorstellung in ei- 
ner zwar positiven, aber nur geringen Verände- 
rungsrate für das reale Sozialprodukt zum Aus- 
druck; wir veranschlagen sie für den Durchschnitt 
des Jahres 1982 auf V 2 vH, nach einem ebenso gerin- 
gen Rückgang im Durchschnitt dieses Jahres. Da 
das Produktionspotential auch bei einem Rückgang 
der Investitionen weiter wächst — schätzungsweise 
um 2 vH — wird der Auslastungsgrad zunächst wei- 
ter zurückgehen, wenn auch nicht mehr so stark wie 
1981. Gegen Ende 1982 dürften die Sachkapazitäten 
daher auch bei der erwarteten Erholung der Produk- 
tion kaum stärker ausgelastet sein, als es derzeit der 
Fall ist. 

284 . Solange es nicht zu einer deutlichen Belebung 
der Produktion kommt, sollte man sich darauf ein- 
stellen, daß die Beschäftigung weiter zurückgeht 
und die Arbeitslosigkeit zunimmt. Mit einem kräfti- 
gen Beschäftigungsabbau ist vor allem dort zu rech^ 
nen, wo keine Möglichkeit besteht, auf Export- 
märkte auszuweichen, wie bei großen Teilen der 
Bauwirtschaft und bei einer Reihe von Branchen 
des verarbeitenden Gewerbes, denen die Anpassung 
an Änderungen der Nachfrage nicht gelungen ist 

Es gibt freilich auf kurze Sicht keinen starren Zu- 
sammenhang zwischen Produktion und Beschäfti- 
gung. So verringern die Unternehmen die Beleg- 
schaft in der Regel nur dann, wenn sie mit einer län- 
geren Flaute rechnen und wenn der Kostendruck 
stark zunimmt Im Jahre 1981 haben viele Unterneh- 
men Entlassungen bis in den Sommer hinein hin- 
ausgezögert, in der Hoffnung, die wirtschaftliche 
Lage werde sich bald bessern, aber auch, weil sie of- 
fenbar die Stärke des Kostenschubs unterschätzten. 
Dies führte zu einem nur geringen Produktivitätsan- 
stieg und einem erhöhten Druck auf die Erträge. 

Wir erwarten, daß sich der seit einigen Monaten ver- 
stärkte Personalabbau vorerst fortsetzt. Das heißt, 
die Stockung in der Produktion geht künftig vermut- 
lich mehr zu Lasten der Beschäftigung und weniger 
zu Lasten der Erträge. Für den Durchschnitt des 
Jahres 1982 veranschlagen wir den Rückgang bei 
den Erwerbstätigen auf rund 400 000 Personen, nach 
fast 300 000 im Durchschnitt dieses Jahres, 


285 . Man muß darauf gefeißt sein, daß die Anzahl 
der Arbeitslosen in den kommenden Monaten wei- 
ter rasch steigt. Die Zunahme der Arbeitslosenzahl 
ist allerdings nicht das getreue Spiegelbild des 
Rückgangs der Beschäftigtenzahl. Viele, die entlas- 
sen werden, suchen nicht gleich wieder einen neuen 
Arbeitsplatz, ein Teil davon geht vorzeitig in den Ru- 
hestand; und nicht alle, die einen Arbeitsplatz su- 
chen, waren vordem beschäftigt, darunter vor allem 
Jugendliche, die eine Berufsausbildung abgeschlos- 
sen haben. Dennoch ist die Zunahme der Arbeitslo- 
senzahl ein Indikator für den wachsenden Problem- 
druck auf dem Arbeitsmarkt. 

Bei der Beurteilung der Zunahme der Arbeitslosig- 
keit, wie sie sich für die kommenden Monate ab- 
zeichnet, ist zweierlei auseinanderzuhalten: 

— Ein Teil des Anstiegs ergibt sich aus der unbe- 
friedigenden wirtschaftlichen Lage. Die Anpas- 
sung der Beschäftigung nach unten ist offenbar 
noch nicht abgeschlossen; das heißt, die Unter- 
nehmen werden verstärkt Arbeitskräfte entlas- 
sen und kaum Arbeitskräfte einstellen. Sobald 
die Anpassung vollzogen ist, und das dürfte 
schon bald der Fall sein, wird die Arbeitslosig- 
keit, soweit sie jedenfalls konjunktureller oder 
struktureller Natur ist, vermutlich deutlich lang- 
samer zunehmen. 

— In den kommenden Monaten steigt die Arbeitslo- 
senzahl freilich auch aus jahreszeitlichen Grün- 
den beträchtlich. Diese saisonale Arbeitslosig- 
keit, die man auf 200 000 bis 300 000 Personen 
veranschlagen kann, ist anders zu werten als die 
konjunkturelle oder die strukturelle Arbeitslo- 
sigkeit. Denn sie bildet sich im Frühjahr rasch 
wieder zurück, und zwar weitgehend unabhängig 
von der wirtschaftlichen Situation. 

Da die Saisonkomponente stark von der Witterung 
in den Wintermonaten beeinflußt wird, ist es schwie- 
rig, die Arbeitslosenzahl im voraus abzuschätzen. 
Wir gehen in unserer Prognose von einer Anzahl von 
1,65 Millionen Erwerbslosen für den Durchschnitt 
des Jahres 1982 aus, nach 1,25 Millionen für den 
Durchschnitt des Jahres 1981. 

286 . Der starke Anstieg der Arbeitslosigkeit macht 
einmal mehr deutlich, daß es in einer Phase großer 
struktureller Umwälzungen und hoher Investitions- 
risiken einer nachhaltigen Verbesserung der Er- 
tragslage der Unternehmen bedarf. Chancen für 
eine Überwindung der Stagnation sehen wir nur 
dann, wenn es nach dem vorangegangenen Ein- 
bruch bei den Erträgen zu einer Verbesserung der 
Gewinne kommt. Bei den kommenden Tarifver- 
handlungen wird es daher vor allem um die Arbeits- 
plätze gehen. 

Wir haben es immer für problematisch angesehen, 
daß wir im Rahmen der Prognose eine Annahme 
über den Ausgang künftiger Lohnverhandlungen 
treffen müssen. Die Tariflöhne werden von den Ta- 
rifparteien auf dem Wege von Verhandlungen ver- 
einbart; der Ausgang dieser Verhandlungen ist ge- 
genwärtig, also einige Monate vor ihrem Beginn, nur 
schwer vorauszusagen. Überdies besteht die Gefahr, 
daß die Nennung einer bestimmten Lohnsteige- 
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rungsrate, die man für wahrscheinlich, aber nicht 
unbedingt für situationsgerecht hält, das Verhand- 
lungsergebnis präjudiziert. Es hat sich in früheren 
Jahren immer wieder gezeigt, daß unsere Lohnset- 
zung in der Prognose als eine Zielgröße gedeutet 
wurde, ungeachtet der Warnungen vor einer solchen 
Fehlinterpretation. 

Gleichwohl: Die Löhne sind eine Schlüsselgröße als 
Kostenfaktor und als Einkommen. Es gibt keine 
Möglichkeit einer Prognose ohne eine Annahme 
über die Lohnentwicklung. Dies muß nicht diejenige 
Rate sein, die man für situationsgerecht ansieht, 
sondern es kann nur jene Rate sein, die man für am 
wahrscheinlichsten hält. Wir gehen davon aus, daß 
die Tarifparteien das Beschäftigungsrisiko zu hoher 
Abschlüsse höher veranschlagen, als sie dies offen- 
sichtlich beim letzten Mal getan haben. Das heißt, 
wir rechnen für das Jahr 1982 mit Steigerungsraten, 
die deutlich unter denen des Jahres 1981 liegen. 


287 . Eine spürbare Entlastung bei den Kosten er- 
warten wir nicht nur von den Löhnen, sondern auch 
von den Einfuhrpreisen und in gewissem Umfang 
auch von den Zinsen. Wenn sich diese Erwartungen 
bestätigen, werden die Gewinne der Unternehmen 
wieder steigen, voraussichtlich sogar recht kräftig. 
Als Ergebnis unserer Prognose ergibt sich für das 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen (das auch die Vermögenseinkommen der 
privaten Haushalte einschließt) eine Zunahme um 
8 V 2 vH, freilich nach einem Rückgang um 3 vH im 
Jahre 1981 und einer nur geringen Zunahme um 
IV 2 vH im Jahre 1980. Beim Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit ist dagegen mit einem nur 
schwachen Anstieg zu rechnen (3 vH). Die Zuwachs- 
rate wird hier vor allem durch den starken Rück- 
gang der Beschäftigung gedrückt (minus 2 vH). Die 
Erlös-Kosten-Relation wird sich, wie auch die Ent- 
wicklung der Reallohnposition zeigt, 1982 wieder zu- 
gunsten der Unternehmen verändern, aber nicht so 
stark, wie sie sich in den beiden Jahren davor ver- 
schlechtert hat. Zu einer so deutlichen Korrektur 
der Einkommensverteilung, wie sie im Interesse von 
mehr Investitionen und mehr Beschäftigung wohl 
erforderlich ist, wird es also 1982 nach unserer Pro- 
gnose noch nicht kommen. 


288 . Niedrigere Lohnsteigerungsraten müssen für 
die Arbeitnehmer im nächsten Jahr keineswegs ent- 
sprechende Einbußen an Kaufkraft bringen, denn 
diese wird nicht minder stark von der Preisentwick- 
lung bestimrnt; unsere Prognose, daß die Ver- 
brauchskonjunktur 1982 allmählich wieder besser 
wird, gründet sich nicht zuletzt auf die Erwartung 
abnehmender Inflationsraten. Die Realeinkommen 
der Arbeitnehmer werden wegen des gesunkenen 
Ausgangsniveaus im Jahresdurchschnitt zwar nied- 
riger sein als 1981, im Verlauf des Jahres 1982 wer- 
den sie jedoch nicht sinken. Für die Bezieher von 
Renten und anderen Transfereinkommen wird sich 
sogar ein geringer Kaufkraftzuwachs ergeben; hier 
wird die Steigerungsrate, die überwiegend schon 
feststeht, voraussichtlich etwas höher sein als die 
Preissteigerungsrate. 


Im vergangenen Jahr hatten wir die Preisentwick- 
lung zu optimistisch eingeschätzt, vor allem weil wir 
die Abwertung der D-Mark und den damit einherge- 
henden starken Anstieg der Einfuhrpreise nicht vor- 
ausgesehen hatten. Inzwischen hat sich die Situa- 
tion geändert. Die D-Mark hat an internationalem 
Vertrauen zurückgewonnen, und an die Stelle von 
abwertungsbedingten Verteuerungen sind aufwer- 
tungsbedingte Verbilligungen getreten. Es bleibt so- 
mit noch die Inflation, die hausgemacht ist, und es 
bleibt vermutlich ein Rest des Inflationsimports aus 
der jüngeren Vergangenheit, der zwar nicht mehr 
vollständig, aber doch zum Teil noch weitergewälzt 
werden dürfte. 


289 . Angesichts des Kostendrucks, der gegenwär- 
tig auf den Unternehmen lastet, wäre es wenig reali- 
stisch, zu erwarten, daß sich auf der Verbraucher- 
stufe die Preissteigerungsraten rasch zurückbilden. 
Die Erzeugerpreise sowohl für landwirtschaftliche 
wie für gewerbliche Erzeugnisse steigen noch im- 
mer kräftig. Überdies ist die Anhebung vieler Ge- 
bühren und administrierter Preise angekündigt 
oder beschlossen. Die Verbilligung von Importgü- 
tern, wie sie sich seit der Wende bei den Wechselkur- 
sen abzeichnet, wird sich auf der Verbraucherstufe 
aller Erfahrung nach erst allmählich bemerkbar ma- 
chen. 

Dennoch sind wir, was die Preisentwicklung im 
nächsten Jahr anlangt, nicht pessimistisch. Bei 
nachlassendem Kostendruck muß es für die Unter- 
nehmen früher oder später vorteilhaft sein, ihre 
Chance in der Mengenkonjunktur zu suchen. Dies 
läßt erwarten, daß sich auch auf der Verbraucher- 
stufe die Steigerungsraten im späteren Jahresver- 
lauf deutlich zurückbilden. In der Prognose sind wir 
davon ausgegangen, daß die Verbraucherpreise 
Ende 1982 um nicht mehr als 4 vH über dem Stand 
von Ende 1981 liegen. 

Da der Preisindex für die Lebenshaltung Ende 1981 
schon einen „Überhang“ von reichlich 3 vH gegen- 
über dem Durchschnitt des gleichen Jahres aus- 
weist, wird allerdings die Steigerungsrate im Durch- 
schnitt des Jahres 1982 mit rund 5 V 2 vH deutlich hö- 
her ausfallen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß da- 
von knapp ein halber Prozentpunkt auf die Anhe- 
bung einiger Verbrauchsteuern und Gebühren zur 
Jahresmitte 1982 zurückgeht. 

290 . Bei guter Exportkonjunktur und schwacher 
Binnenkonjunktur wird sich das Leistungsbilanzde- 
fizit, das für 1981 noch auf 25 Mrd DM zu veranschla- 
gen ist, weiter zurückbilden, und zwar rascher, als 
dies zunächst erwartet wurde. Eine wichtige Voraus- 
setzung hierfür ist freilich, daß, wie wir es in die Pro- 
gnose eingesetzt haben, die Einfuhrpreise im Laufe 
des nächsten Jahres etwas langsamer steigen als die 
Ausfuhrpreise, die Terms of Trade sich also verbes- 
sern. Nach unseren Schätzungen wird sich als Er- 
gebnis von Mengen- und Preisveränderungen das 
Defizit in der Leistungsbilanz um etwa 15 Mrd DM 
zurückbilden. Es bleibt somit ein Fehlbetrag in einer 
Größenordnung von 10 Mrd DM. Es muß jedoch dar- 
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Tabelle 33 Einnahmen und Ausgaben des Staates 


Schätzung für das Jahr 1981 und Prognose für das Jahr 1982 



1980 

1981 

1982 

1981 

1982 



MrdDM 


Veränderung gegenüber 




dem Vorjahr in vH 

Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften 
und der Sozialversicherung 






Einnahmen insgesamt 

654,4 

681 

7 I 8 V 2 

+ 4 

+ 5 V 2 

Steuern . 

377,7 

384 

4 OIV 2 

+ 1^/2 

+ 4h 

Sozialbeiträge 

230,5 

247 

258 V 2 

+ 7 

+ 4 V 2 

Sonstige laufende Einnahmen 

29,6 

33 V 2 

41 

+ 13 

+ 22 V 2 

Vermögensübertragungen und Abschreibungen . 

16,6 

16 V 2 

17 V 2 

± 0 

+ 6 

Ausgaben insgesamt 

705,8 

750 

785V2 

+ 6 V 2 

+ 4 V 2 

Staatsverbrauch 

303,5, 

325 

339 V 2 

+ 7 

+ 4 V 2 

Einkommensübertragungen 

280,7 

301 V 2 

317 

+ 7V2 

+ 5 

Private Haushalte 

232,3 

251 

264V2 

+ 8 

-1- 5 V 2 

Unternehmen und übrige Welt 

48,4 

50 V 2 

52 V 2 

+ 4'h 

+ 4 

Zinsen 

28,7 

34 V 2 

43 V 2 

+20 

+26 

Vermögensübertragungen 

34,3 

32 

32 V 2 

- 6 V 2 

+ 1 V 2 

Investitionen 

58,6 

57 

53 

- 2 V 2 

- 7 

Finanzierungssaldo 

-51,4 

-69 

-67 

X 

X 


vH 

Staatsquote des Gemeinsamen Haushaltes 

46,0 

46,0 

45,4 

X 

X 

Abgabenquote 

40,8 

40,9 

40,8 

X 

X 



Mrd DM 


Veränderung gegenüber 




dem Vorjahr in vH 

Gesamthaushalt der Gebietskörperschaften 






Einnahmen 

437,5 

449V2 

477V2 

+ 2V2 

+ 6 

Steuern 

377,7 

384 

401V2 

+ 2V2 

+ 4V2 

Sonstige Einnahmen 

59,8 

65V2 

76 

+ 9V2 

+ 16 

Ausgaben 

491,6 

522 

541 

+ 6 

+ 3^2 

Finanzierungssaldo 

-54,1 

-72V2 

-63V2 

X 

X 


vH 

Staatsquote 

32,0 

32,0 

31,2 

X 

X 

Steuerquote®) 

25,3 

24,9 

24,8 

X 

X 



Mrd DM 


Veränderung gegenüber 




dem Vorjahr in vH 

Nachrichtlich; 






Gebietskörperschaften in der 

Abgrenzung der Finanzstatistik 






Einnahmen 

449,5 

464 

492 

+ 3 

+ 6 

Steuern '. 

365,0 

371 

388V2 

+ l '/2 

+ 4 V 2 

Sonstige Einnahmen 

84,5 

93 

103 V 2 

+ 10 

+ IIV 2 

Ausgaben 

505,9 

53,9 

558 V 2 

+ 6‘/2 

-l- 3^/2 

Finanzierungssaldo 

-56,4 

-75 

- 66 V 2 

X 

X 


vH 

Staatsquote '^) 

33,0 

33,0 

32,2 

X 

X 

Steuerquote®) 

24,5 

24,1 

24,0 

X 

X 


') Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
Uberschuß: -f, Defizit: 

Ausgaben der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

Steuern und Sozialbeiträge in vH des Bruttosozialprodukts. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in vH des Produktionspotentials in 
jeweiligen Preisen. 

®) Steuern der Gebietskörperschaften in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in vH des Bruttosozialprodukts. 

'^) Ausgaben der Gebietskörperschaften nach der Abgrenzung der Finanzstatistik in vH des Produktionspotentials. 

Steuern in der Abgrenzung der Finanzstatistik in vH des Bruttosozialprodukts. 
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auf hingewiesen werden, deiß diese Schätzung sehr 
unsicher ist. Der Leistungsbilänzsaldo reagiert 
schon auf relativ geringfügige Änderungen von 
Mengen und Preisen bei Exporten und Importen 
sehr stark. 


291 . Aufgrund der von ims erwarteten Entwick- 
lung der Einkommen und Umsätze ergibt sich für 
1982 ein Steueraufkommen der Grebietskörperscheif- 
ten von 388 V 2 Mrd DM. Dieser Betrag liegt offen- 
sichtlich um mehrere Milliarden D-Mark niedriger, 
als derzeit bei den Haushaltsplanungen angenom- 
men ist. Die Prognose der Steuereinnahmen birgt 
neben den konjunkturellen Schätzrisiken ein weite- 
res nicht unbeträchtliches Moment der Unsicherheit 
bei der Einkommen- imd Körperschaftsteuer in sich. 
Wir sind davon ausgegangen, daß die Steuerein- 
gänge im nächsten Jahr zunächst noch deutlich hin- 
ter dem Anstieg der Gewinneinkommen Zurückblei- 
ben. In entsprechendem Umfang sind freilich in den 
darauffolgenden Jahren höhere Steuereinnahmen 
zu erwarten. Gleichwohl wird sich das Finanzie- 
rungsdefizit im Gesamthaushalt aller Gebietskör- 
perschaften voraussichtlich um 9 Mrd DM vermin- 
dern (Tabelle 33). 


Zur Beantwortung der Frage, inwieweit die Gebiets- 
körperschaften auf dem Wege der Konsolidierung 
vorankommen werden, dürften die Einnahmen aus 
dem Bundesbankgewinn nicht voll, sondern nur in 
der Höhe angesetzt werden, die auch auf Dauer er- 
wartet werden kann. Es ist freilich auch zu berück- 
sichtigen, daß das Finanzierungsdefizit wegen kon- 
junkturbedingter Steuerausfälle imd Mehrausga- 
ben für die Arbeitslosigkeit überzeichnet ist. Das 
strukturelle Defizit, das um solche, als vorüberge- 
hend anzusehende Schwankungen in den Einnah- 
men und Ausgaben bereinigt ist und bei dem die mit 
der Entwicklung des Produktionspotentials fortge- 
schriebene Normalverschuldung ausgeschaltet ist, 
wird sich um 9 Mrd DM auf 32 Mrd DM verringern. 
Im Unterschied zu den CJebietskörperschaften wird 
sich die Finanzlage bei den Sozialversicherungen 
verschlechtern, vor allem bei den Rentenversiche- 
rungen, deren Ausgaben wegen der Rückkehr zur 
bruttolohnbezogenen Anpassung der Renten be- 
schleunigt steigen werden, während sich die Einnah- 
menexpansion deutlich verlangsamen wird. Für den 
Haushalt von Gebietskörperschaften und Sozialver- 
sicherungen zusammengenommen erwarten wir da- 
her für das Jahr 1982 nur eine geringe Abnahme des 
Finemzierungsdefizits. 
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DRITTES KAPITEL 

Auf der Suche nach einem Ausweg 


I. Wege der Wirtschaftspolitik 

292 . Die gegenwärtigen wirtschaftlichen Probleme 
in der Welt sind schon seit vielen Jahren ungelöste 
Probleme, und auch die beiden Ölpreisschocks ha- 
ben sie teilweise nur verschärft, nicht erst verur- 
sacht. Die Schwierigkeiten, mit ihnen fertig zu wer- 
den, haben vielfach Resignation ausgelöst, in man- 
chen Ländern aber auch die Bereitschaft der Wirt- 
schaftspolitik, neue Wege einzuschlagen. 

293 . Weitgehend aus Resignation geboren, wenn 
auch nicht nur aus Resignation, erscheinen Vor- 
schläge für eine defensive Strategie. Danach gilt es 
für die hochentwickelten Industrieländer, sich auf 
ein dauerhaft sehr geringes wirtschaftliches Wachs- 
tum einzustellen, die Verteidigung des erreichten 
Wohlstands schon für einen Erfolg zu halten. 

Grenzen des Konsumbedarfs, Sorgen vor einer früh- 
zeitigen Erschöpfung natürlicher Ressourcen, im be- 
sonderen Sorgen hinsichtlich des möglichen und 
vertretbaren Energieverbrauchs, wachsende Pro- 
bleme bei der Aufgabe, die Umwelt zu schützen, dies 
sind in der Regel die Argumente, mit denen dazu 
aufgerufen wird, von dem Streben nach einer stän- 
dig besser werdenden materiellen Güterversorgung 
abzulassen, jedenfalls was deren quantitativen 
Aspekt angeht. Keines dieser Argumente ist ohne 
eine deutliche Zurückweisung geblieben. Aber der 
Streit hierüber wird offensichtlich nicht nur, wohl 
nicht einmal in erster Linie unter dem Gesichts- 
punkt von richtig oder falsch ausgetragen; er ist 
nicht zuletzt von unterschiedlichen Werthaltungen 
geprägt. 

Unterschätzt werden dabei zumeist die Probleme, 
die bei einer mehr als vorübergehenden Stagnation 
der Einkommensentwicklung neu oder verstärkt 
axiftreten würden. Massiv verschärfen würden sich 
voraussichtlich vor allem die Probleme der Einkom- 
mensverteilung. Alle Änderungen von Einkommen 
müßten sich jedoch gleichsam in einem Nullsum- 
menspiel vollziehen, in dem der eine nur gewinnen 
kann, was ein anderer verliert. Sehr viele Menschen 
müßten also nicht nur bereit sein, sich mit dem bis 
dahin Erreichten zu bescheiden, sondern sich mit ei- 
ner nachhaltigen Verschlechterung ihrer Einkom- 
mensposition abfinden. Dem sozialen Frieden wäre 
auch kaum dienlich, daß die Möglichkeit, durch 
bloße Teilhabe an einer allgemeinen Einkommens- 
steigerung das Erlebnis eines gewissen wirtschaftli- 
chen Erfolgs zu haben, entfiele. Probleme gäbe es in 
der Bundesrepublik auch bei der Erfüllung des Ge- 
nerationenvertrages, den das System der Renten- 
versicherungen darstellt. Schon der Übergang zu ei- 
nem nachhaltig verlangsamten Wachstum würde 


neue Finanzierungssorgen aufwerfen, da sich die 
schon erworbenen Rentenansprüche nur verzögert 
an die veränderte Entwicklung anpassen würden. 
Doch dabei bliebe es nicht. Entscheidet sich die ak- 
tive Generation dafür, Produktivitätsfortschritte nur 
noch durch Arbeitszeitverkürzung zu verzehren, 
würden die Alten, die zu ihrer Zeit für ständig stei- 
gende Renten gesorgt haben, entweder von einer 
Teilhabe an diesen Produktivitätsgewinnen ausge- 
schlossen, oder es müßten die Versicherungsbei- 
träge erhöht werden, eine Aussicht, die angesichts 
der Reformpläne für 1984 sowie der Altenlastproble- 
me, die für die 90er Jahre zu erwarten sind, er- 
schrecken läßt. Das gleiche gilt für die riesige Auf- 
gabe einer Konsolidierung der Staatsfinanzen, wenn 
— anders als fest eingeplant — kein wirtschaftliches 
Wachstum diese Aufgabe lösen helfen würde. 

Ein gesamtgesellschaftlich beschlossener Verzicht 
axif weiteres wirtschaftliches Wachstum käme auch 
kaum ohne Arbeitszeitregelungen aus, die unter Be- 
rufung auf beschäftigungspolitische Gründe an ei- 
nem großen Teil der individuellen Erwerbswünsche 
Vorbeigehen. 

294 , Eine offensive Strategie ist daher darauf aus, 
die Bedingungen für wirtschaftliches Wachstum 
wieder zu verbessern. Sie läßt sich bestimmen von 
dem weiter starken Drängen axif hohe und weiter 
steigende Einkommen und zielt darauf ab, die der- 
zeit unbefriedigt bleibenden Beschäftigungswün- 
sche zu erfüllen, ohne daß den Arbeitnehmern aus 
beschäftigungspolitischen Gründen eine Kombina- 
tion von Arbeitszeit und Einkommen aufgedrängt 
werden müßte, die sie nicht wirklich wollen. Dabei 
werden nicht bestimmte mittelfristige Wachstums- 
raten angestrebt. Diese sind das Ergebnis eines Pro- 
zesses, den man weder im einzelnen gestalten soll 
noch lange genug vorhersehen kann. Gefordert wird 
allein, wo immer möglich und allerdings konsequent 
die Bedingungen zu verbessern, unter denen die 
Menschen nach Erwerb streben. 


Angebotsseitige versus nachfrageseitige Störungen 

295 . Unter denen, die für eine offensive Strategie 
eintreten, reicht der Konsens freilich nicht weit. Der 
Streit geht vor allem um die richtigen Ansatzpunkte. 
Inwieweit ist auf der Angebotsseite der Volkswirt- 
schaft einzugreifen, inwieweit auf der Nachfragesei- 
te? Die herkömmliche Zuordnung „Konjunkturpoli- 
tik ist Nachfragepolitik, Wachstumspolitik ist Ange- 
botspolitik“, gilt so nicht mehr. Bei den einen hat 
sich längerfristiger Nachfragepessimismus in die 
Wachstumspolitik eingemischt und zu der Forde- 
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rung nach dauerhafter Nachfrage Stützung durch 
den Staat geführt. Die anderen drängen darauf, we- 
gen massiv gestörter Angebotsbedingungen auch 
akute Gleichgewichtsstörungen der Volkswirtschaft 
nicht mehr als Konjunkturprobleme zu behandeln, 
auf die aktive Konjunkturpolitik vielmehr über- 
haupt zu verzichten und sich ganz auf die Angebots- 
seite zu konzentrieren. Daß die schockartigen Ange- 
botsstörungen der letzten Jahre die Möglichkeiten 
der Konjunkturpolitik beeinträchtigt haben, sehen 
freilich alle. Und auch darüber hinaus ist fast überall 
in der Welt die Zuversicht, durch reine Nachfragepo- 
litik eine befriedigende Verstetigung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung erreichen zu können, 
der Erfahrung gewichen, daß Nachfragepolitik, die 
gegenüber dem Inflationsproblem gleichmütig ist, 
auf die Dauer die Bedingungen ihrer Wirksamkeit 
selbst zerstört, daß jedoch Nachfragepolitik, die 
nicht inflatorisch ist, bisher nirgends mehr als vor- 
übergehend geglückt ist. In einigen Ländern ist aus 
alledem tatsächlich der volle Verzicht auf Nachfra- 
gepolitik erwachsen. Und allenthalben hat in den 
wirtschaftspolitischen Konzepten die Angebotspoli- 
tik an Gewicht zugenommen. 

296 . Eine Trennung zwischen nachfrageseitig und 
angebotsseitig verursachten Störungen ist nicht im- 
mer leicht. Nachfrage und Angebot haben ihren ge- 
meinsamen Ursprung in dem Willen der Menschen, 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse zu arbeiten, zu 
sparen und Risiken einzugehen. Märkten sind die 
vielfältigen Probleme der Koordination anvertraut, 
die aus einer arbeitsteiligen Organisation des Wirt- 
schaftens entstehen. Flexibilität in den Reaktionen 
auf veränderte Bedingungen, Flexibilität in den An- 
sprüchen an den Ertrag des Wirtschaftens sowie die 
Fähigkeit, rasch Lösungen für neue Probleme zu fin- 
den, sind das Erfolgsgeheimnis funktionsfähiger 
Marktwirtschaften. 

Von nachfrageseitigen Störunge des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts mag man sprechen, 
wenn Veränderungen der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtnachfrage beobachtet werden, die mit keiner 
Flexibilität der Angebots seite, jedenfalls mit keiner, 
die man zumuten will, ausreichend rasch atifgefan- 
gen werden können — mit dem Ergebnis, daß 
auch Produktion und Beschäftigung unerwünschte 
Schwankungen aufweisen. Von angebotsseitigen 
Störungen mag man sprechen bei allem, was den in- 
dividuellen Ertrag des Wirtschaftens beeinträchtigt 
und damit die Neigung oder die Fähigkeit zu arbei- 
ten, zu sparen und Risiken zu übernehmen, und was 
die Flexibilität der Reaktionen auf veränderte Be- 
dingungen einschränkt — beides mit dem Ergebnis, 
daß Produktion und Beschäftigung hinter dem Zu- 
rückbleiben, was möglich und gewünscht ist. 

Angebotsstörungen können ohne weiteres als Nach- 
fragestörungen verkannt werden. So wird leicht von 
inflatorischer Übernachfrage auch dann gespro- 
chen, wenn aufgrund angebotsseitiger Störungen 
das Angebot hinter der Nachfrage zurückbleibt, oder 
von deflatorischem Nachfragemangel, wenn wegen 
verschlechterter Angebotsbedingungen, stark ge- 
stiegener Kosten zum Beispiel, Investitionen unter- 
bleiben und daraus eine Kontraktion der Einkom- 


men mit entsprechend verminderter Gesamtnach- 
frage erwächst. Die Nachfragefolgen gestörter An- 
gebotsbedingungen können sich freilich auch kon- 
junkturell verselbständigen und zu einem kumulati- 
ven Abschwungsprozeß führen, so daß ein Fall kom- 
binierter Störung entsteht, eine Gefahr, wie sie etwa 
in der Bundesrepublik im Jahre 1977 drohte und 
auch in diesem Jahr nicht auszuschließen war. Um- 
gekehrt können ebenso Nachfragestörungen auf die 
Angebotsseite übergreifen. So mag eine für längere 
Zeit schwache Investitionsneigung, die das Arbeits- 
platzpotential unzureichend werden läßt — eine An- 
gebotsstörung also — , nachfrageseitig verursacht 
sein. Das gleiche gilt für Veränderungen im Lei- 
stungsvermögen und Leistungswillen der Arbeitslo- 
sen, wenn hohe Arbeitslosigkeit lange andauert, was 
derzeit in vielen Ländern beklagt wird. 

297 . Aus einer ganzen Reihe von Gründen war es 
weltweit zu der Gewöhnung, zu der Vorliebe gekom- 
men, alle Gleichgewichtsstörungen der Volkswirt- 
schaft auf der Nachfrageseite zu bekämpfen oder zu 
überspielen, auch solche, die auf der Angebotsseite 
wurzeln, zumal Probleme unzureichender Flexibili- 
tät von Löhnen und Preisen. Soweit nicht der reine 
Fall der nachfrageseitigen Störungen gegeben ist, 
der Fall des kumulativen konjunkturellen Ab- 
schwungs, ist dies jedoch allemal inflatorische Poli- 
tik. Ein inflatorischer Impuls muß nicht gefährlich 
sein, muß nicht eine ständige Preisniveausteigeruhg 
einleiten. Er tut es nicht, wenn sich Flexibilitätsmän- 
gel nur in einer Verzögerung der erwünschten Reak- 
tion auswirken, also etwa einer verzögerten Anpas- 
sung von Einkommensansprüchen an veränderte 
Bedingungen, und wenn er selten bleibt. In den mei- 
sten Fällen freilich treibt sich die Inflation selbst 
und muß früher oder später unter Inkaufnahme ei- 
ner Stabilisierungskrise gestoppt werden. Leider 
wurden diese Fälle fast in der ganzen Welt zum Re- 
gelfall. Mit dem Verlust des Vertrauens aüf einen 
mittelfristig stabilen Geldwert ging dann die Chance 
verloren, auch nur die eigentliche Nachfragestörung 
nachfrageseitig zu bekämpfen, was im Prinzip infla- 
tionsfrei möglich ist. Nachfragepolitik wurde un- 
wirksam oder jedenfalls (fiskalisch) einfach zu 
teuer. 

298 . Dies führte zunächst zu einer Rückbesinnung 
auf die Bedeutung des Geldes und die Unverzicht- 
barkeit einer auf Stabilität bedachten Geldpolitik — 
die monetaristische Reaktion auf die vorherrschen- 
den keynesianischen Ideen. Das praktische Beispiel 
der Bundesrepublik, in welcher Nachfragepolitik na- 
hezu zwei Jahrzehnte lang fast keine Rolle spielte 
und die bei relativ niedrigen Inflationsraten gute Er- 
folge auch bei den anderen Zielen der Wirtscheifts- 
politik aufwies, hat hier anscheinend international 
eine wichtige Rolle gespielt. 

Es führte in jüngerer Zeit auch zu einer stärkeren 
Besinnung auf die Probleme der Angebotsseite. Da- 
bei spielte eine wichtige RoUe, daß die Nachfrage- 
politik vor allem die Probleme, die sich aus der ab- 
nehmenden wirtschaftlichen Dynamik in den mei- 
sten Volkswirtschaften entwickelt haben, nicht lö- 
sen konnte. Das inflatorische Scheitern der Nachfra- 
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gepolitik und die Herausforderung der beiden Öl- 
preisschocks hatten das Maß an Flexibilität, das 
man zumuten muß, erhöht, während zugleich allent- 
halben eine zunehmende Verkrustung die Anpas- 
sungsfähigkeit der Marktsysteme weiter herabge- 
setzt hatte. Bei größerer wirtschaftlicher Dynamik 
wären alle Anpassungsprobleme kleiner, aber bei 
größerer Anpassungsfähigkeit wäre auch die wirt- 
schaftliche Dynamik nicht so gering. 

In Gang gekommen ist vor allem das Nachdenken 
darüber, in welchem Maße der Staat selbst durch 
seine konjunkturpolitisch, strukturpolitisch und so- 
zialpolitisch motivierten Maßnahmen Daten setzt, 
die eine Verschlechterung der Angebotsbedingun- 
gen in der Volkswirtschaft darstellen oder bewirken. 
Daß es diese „Kosten“ der Staatstätigkeit gibt, ist 
selbstverständlich keine neue Einsicht. Welches 
Ausmaß sie durch die immer ausgreifender gewor- 
dene Neigung des Staates, sich für zuständig zu hal- 
ten, nach und nach — jeder Schritt war ein kleiner 
— erreicht haben, ist jedoch erst mit der Abschwä- 
chung der Dynamik der Wirtschaft deutlicher be- 
wußt geworden. 


299 . Kosten, die zu Angebotsstörungen werden 
können, gibt es praktisch aus allen Bereichen wirt- 
schaftlich bedeutsamer Staatstätigkeit. 

— Fast alle Steuern und Abgaben mindern unge- 
wollt den Anreiz, sich um eines höheren Einkom- 
mens willen anzustrengen. Vor allem auf die 
Grenzbelastung der Einkommen ist hier zu se- 
hen (Ziffer 238). Minderung des Erwerbsstre- 
bens, Ausweichen in legale oder illegale Frei- 
räume sind die Folge. 

— Unter den Steuern sind es besonders diejenigen, 
die direkt oder indirekt auf den Investitionen la- 
sten, die angebotspolitisch problematisch sind, 
zumal es besonders wenig zwingend ist, jemand 
durch Steuern zu belasten, der, statt heute zu 
konsumieren, durch Sparen und Investieren 
dazu beiträgt, daß künftig mehr Güter zur Verfü- 
gung stehen, nicht nur für ihn selbst. 

— Zahlreiche Steuerregelungen und Subventionen 
ziehen als ungewollte Nebenwirkung eine Fehl- 
leitung von Ressourcen nach sich, weil sie sach- 
lich nicht oder unzureichend begründete Unter- 
schiede in den Wettbewerbsbedingungen schaf- 
fen. Einem Krebsschaden gleich kommt die Be- 
reitschaft, aus Beschäftigungsrücksichten lei- 
stungsschwache Unternehmen durch Subventio- 
nen zu erhalten, zumal große Unternehmen. Er 
ist Folge der wesentlich auf Verteilungsrücksich- 
ten gegründeten Unfähigkeit, allgemeine Investi- 
tionsbedingungen zu schaffen, die genügend 
neue Aktivitäten rentabel werden lassen. Steu- 
ern und Lohndruck beeinträchtigen die gesamt- 
wirtschaftliche Funktion der Gewinne. Das 
bringt die Wirtschaft in einen Zustand schlei- 
chender allgemeiner Defizithaftung des Staates, 
der durch Subventionen (und durch sonstige Pro- 
tektion) Kapital und Arbeitskräfte in verlustbrin- 
gender Verwendung festhält und ertragbringen- 
der Verwendung vorenthält und damit eine ge- 


waltige Verschwendung von Ressourcen bewir- 
ken kann, zum Schaden aller. 

— Staatsdefizite absorbieren einen großen Teil der 
privaten Kapitalbildung und führen dazu, daß die 
Zinsen, Preise und Wechselkurse für privates 
Wachstum ungünstiger sind, als sie es sein müß- 
ten. Es gibt keine zwingenden Gründe für ein 
ständiges Staatsdefizit. 

— Die Kosten von Staatsleistungen, gleichviel ob 
durch Steuern oder Kredite finanziert, sind die 
durch sie verdrängte oder doch andernfalls mög- 
liche private Güterversorgung. Diese Kosten 
müssen aufgebracht werden. Nicht selten er- 
scheinen sie dem Bürger höher als der Nutzen 
aus der Staatsleistung. 

— Staatliche Gebote und Verbote, Regulierungen 
aller Art haben, selbst wenn sie gut begründet 
sind, nicht nur die mit ihnen gewünschte Wir- 
kung. Sie zu befolgen, erzeugt Kosten, sie zu um- 
gehen auch. Inzwischen ist es schlechthin die 
Fülle der Vorschriften, die beklagt wird. Sie läßt 
die Grenzkosten weiterer Regulierung steil an- 
steigen. 

— Inflatorische Geldpolitik macht das langfristige 
Investitionskalkül zu einer Angelegenheit, bei 
der die richtige Prognose der künftigen Infla- 
tionsraten oftmals stärker zu Buche schlägt als 
die richtige Abschätzung der einzelwirtschaftli- 
chen Marktbedingungen. Die Möglichkeit exzes- 
siver Wechselkursschwankungen als Korrelat 
unstetiger Geldpolitik steigert die Unsicherheit 
noch einmal. Und der Fiskus wendet seinen Steu- 
ertarif dann auch auf Gewinne und Zinseinkom- 
men an, die real keine sind, sondern nur infla- 
tionsbedingte Scheingewinne. Daß die Wirtschaft 
mit dieser Unsicherheit und dieser Besteuerung 
zu leben gelernt hat, besagt nichts über die Ko- 
sten. Der Vordergrund kann auch hier den Blick 
verstellen auf eine riesige Kapitalverschwen- 
dung, sei es durch Fehlleitung von Kapital hin zu 
steuerlichen Freiräumen, sei es durch allge- 
meine Beeinträchtigung der Bereitschaft zum 
Sparen und zum Investieren, sei es durch unver- 
meidliche Fehler eines desorientierten Investi- 
tionskalküls. 

— Alle sozialpolitischen Regelungen, gleichviel ob 
sie im einzelnen gut oder schlecht begründet 
sind, schaffen Regelkreisstörungen, sobald sie 
die Selbstverantwortung des einzelnen aushöh- 
len. Nicht alle Angebotsprobleme sind an ihrem 
Ursprung heilbar. Es gibt nicht die Möglichkeit, 
den ganzen öffentlichen Ausgabenbedarf mit 
Steuern zu finanzieren, welche die nachteiligen 
Nebenwirkungen nicht haben. Ebenso wenig 
dürfte es eine Sozialpolitik geben, die gar nicht 
anreizschädigend ist. Und Respekt vor Men- 
schenwürde und Kosten der Kontrolle lassen es 
nicht zu, jeden Mißbrauch zu verhindern, im sozi- 
alpolitischen Bereich ebenso wenig wie im steu- 
erlichen. Aber es ist nötig und angesichts der Ku- 
mulation von Angebotsstörungen vermutlich so- 
gar unumgänglich, solche Störungen abzubauen, 
wo immer es möglich und vertretbar erscheint. 
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Zum Konzept des Sachverständigenrates 

300 . Wegen der Grenzen der Nachfragesteuerung 
hat der Sachverständigenrat schon seit seiner Grün- 
dung für eine mittelfristig orientierte Wirtschaftspo- 
litik geworben, im besonderen seit 1974. Er hat 1975 
die Krise der Globalsteuerung dargestellt und die 
Frage einer Revision der Staatsfinanzen sowie die 
weitreichenden Aufgaben der Lohn- und Einkom- 
menspolitik in den Vordergrund gerückt. Im Jahres- 
gutachten 1976 hat er das Konzept für eine „ange- 
botsorientierte Wirtschaftspolitik'* vorgelegt (JG 76 
Ziffern 303 ff.). 

Neben einer auf Geldwertstabilität festgelegten 
Geldpolitik und einer auf marktgerechte Löhne ver- 
pflichteten Lohnpolitik soll der Staat 

— unnötige Hemmnisse wirtschaftlicher Aktivität 
wegräumen, 

— durch mehr Konstanz der Wirtschsiftspolitik und 
Zurückhaltung bei Eingriffen in den Markt Risi- 
ken senken, 

— Reserven an privater Risikobereitscheift mobili- 
sieren helfen, insbesondere die Neigung zur Ei- 
genkapitalanlage sowie die Gewinnbeteiligung 
von Arbeitnehmern fördern, 

— sich im Steuersystem verstälrkt an Unterneh- 
mensrisiken beteiligen, 

— seine eigenen Ausgaben in engeren Grenzen hal- 
ten, die kreditfinanzierten Ausgaben senken, 
aber auch die Abgabenquote nicht weiter erhö- 
hen, 

— die Mobilität der Arbeitskräfte und deren Bereit- 
schaft, sich fortzubilden, unterstützen, 

— Produkt- und Verfahrensinnovationen global för- 
dern, 

— die wirtscheiftliche Dynamik von unten stärken, 
insbesondere die Chance zur Gründung einer 
selbständigen Existenz sowie die Entwicklungs- 
möglichkeiten kleiner und mittelgroßer Unter- 
nehmen verbessern, 

— den Wettbewerb, namentlich den Wettbewerb 
mit dem Ausland, scharf halten, Subventionen 
und Schutzmeißnahmen, die den Strukturwandel 
hemmen, abbauen. 


301 . Angebotsorientierte Politik zielt auf die Ursa- 
chen von Störungen, die meist seit langem wirksam 
sind. Insoweit ist auch sie selbst auf längerfristige 
Wirkungen eingelegt, braucht einen langen Atem. So- 
weit sie rasch Vertrauen in künftig bessere Bedin- 
gungen schafft, können aber auch die Sekundärwir- 
kungen, also etwa eine verbesserte Investitionsnei- 
gung, rasch eintreten. 

Am meisten Skepsis begegnet die Angebotspolitik in 
Zeiten sehr schwacher Gesamtnachfrage. Warum 
sollten aufgrund verbesserter Angebotsbedingun- 
gen Produktion und Investition zunehmen, wenn es 
allgemein an Nachfrage mangelt? Die Nachfrage ist 
freilich keine Größe, die gegeben ist oder unabhän- 


gig vom Angebot entsteht. Es wird leicht aus den Au- 
gen verloren, daß in entwickelten Marktwirtschaf- 
ten die Nachfrage keineswegs auch nur normaler- 
weise einen Vorlauf gegenüber dem Angebot hat. Im 
Gegenteil, zu großen Teilen entwickeln sich Angebot 
und Nachfrage im Gleichschritt, und in wichtigen 
Teilen des Marktgeschehens hat das Angebotshan- 
deln einen Vorlauf. Das Angebot, das Produzieren, 
schafft über das Einkommen, das dabei erzielt wird, 
kaufkräftige Nachfrage. Im Vorlauf ist Angebots- 
heindeln überall dort, wo investiert, also künftige 
Produktion vorbereitet wird oder wo für künftigen 
Bedarf Läger gehalten werden. Hier ist erwartete 
Nachfrage, nicht die aktuelle in der Führungsrolle. 
Und es ist nicht die erwartete Nachfragees^ansion 
als Teil künftiger allgemeiner Nachfrageexpansion, 
die zählt. Es genügt, daß das einzelne Unternehmen 
darauf setzt, sich im Produkt- und Preiswettbewerb 
zusätzliche Nachfrage sichern zu können. Und dies 
ist kein Nullsummenspiel, in dem der eine nur ge- 
winnen kann, was ein anderer verliert. Der Einkom- 
menseffekt expansiver Angebotshandlungen sorgt 
deifür, daß die Gruppe im ganzen gewinnt. Selbstver- 
ständlich gibt es viele Unternehmen, die nur inve- 
stieren, wenn die Auftragsbücher voll sind. Aber es 
sind nicht sie, welche die Dynamik der Marktwirt- 
schaft scheiffen, sondern die vielen anderen, die trotz 
oder gerade wegen einer akut schlechten Absatzlage 
etwas Neues wagen. Im übrigen besagt die inländi- 
sche Nachfragesituation über die von einer Verbes- 
serung der Angebotsbedingungen zu erwartende 
Expansionswirkung immer dann nichts, wenn diese 
Verbesserung die Chance eröffnet, im internationa- 
len Wettbewerb zusätzliche Nachfrage auf sich zu 
ziehen. 

Gegen solche Zuversicht steht die Erfahrung, daß es 
gelegentlich massives Koordinationsversagen des 
Marktsystems gibt In einer Geldwirtschaft gibt es 
eine Garantie gegen Gleichgewichtsstörungen nicht. 
Einkommen muß nicht zu Nachfrage werden. Doch 
dieses Problem hat nur eine Randrolle gespielt, so- 
lange die wirtschaftliche Dynamik im ganzen kräf- 
tig war. Die Kräftigung der wirtschaftlichen Dyna- 
mik ist daher die beste Versicherung gegen solche 
Gleichgewichtsstörungen. Nachdem erprobt ist, daß 
diese Kräftigung über Geschenke der Nachfrage- 
politik nicht gelingt, ist man auf die Angebotspolitik 
verwiesen. Das Theorem, nach dem das Angebot 
sich seine Nachfrage schafft, ist nicht deshalb so 
wertvoll, weil es eine Gleichgewichtsverheißung ent- 
hält, sondern weil es auf zeigt, warum es Sinn hat, 
auf der Angebotsseite fördernd einzugreifen. Weil 
„das Angebot in der Führungsrolle" für die wirt- 
schaftliche Dynamik so bedeutsam ist, namentlich 
das Investieren derjenigen, die trotz oder gerade we- 
gen einer akut schlechten Absatzlage etwas Neues 
wagen, und weil es derzeit nicht genug davon gibt, 
sollte man hier fördern. Und weil solches Investieren 
ein im Prinzip völlig normaler Vorgang ist, kann 
man es mit Aussicht auf einen gesamtwirtschaftlich 
ins Gewicht fallenden Effekt fördern. Der Nachfra- 
gepessimismus und das Kreislaufdenken hatten das 
autonome Angebotshandeln — etwas, das täglich 
und massenheift geschieht — für lange Zeit an den 
Rand des wirtscheiftlichen Bewußtseins gedrängt. 
Das entsprach nicht seiner Bedeutung. 
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302 . Zum Konzept des Sachverständigenrates ge- 
hört gleichwohl nicht Gleichmut gegenüber der 
Nachfrageseite. Als sich 1977 die wirtschaftliche Dy- 
namik als unzureichend erwies, die starke Zurück- 
nahme expansiver Impulse der öffentlichen Haus- 
halte axifzufangen, und die akute Nachfrageschwä- 
che sich in einem kumulativen Abschwung konjunk- 
turell zu verselbständigen drohte, haben wir zu einer 
Doppelstrategie geraten. Für die kommenden Jahre 
anstehende Steuersenkungen sollten vorgezogen 
werden und die Nachfragerisiken einer im übrigen 
vor allem axif Kostensenkung ausgerichteten Ange- 
botspolitik — in diesem Falle der Lohnpolitik — ab- 
sichern. Man kann das Zusammenspiel auch als 
wechselseitig ansehen: Wie die expansive Nachfra- 
gepolitik der zurückhaltenden Lohnpolitik den Rük- 
ken frei halten sollte, so die Lohnpolitik der andern- 
falls mit neuen Inflationsrisiken belasteten Nachfra- 
gepolitik. Da die auf eine Senkung der Inflationsrate 
bedachte Geldpolitik inzwischen auf dem Erfolgs- 
pfad war, schien dies eine für alle risikolose Strate- 
gie zu sein. Niemals war die Opposition der Gewerk- 
schaften gegen einen Strategievorschlag des Sach- 
verständigenrates stärker als in jenem Jahr. 


Unterschiedliche Wege der Wirtschaftspolitik 
in einzelnen Ländern 

303 . Die deutsche Wirtscheiftspolitik ist dem Wan- 
del der Bedingungen, unter denen sie zu handeln 
hatte, verhältnismäßig früh gefolgt. Sie ging schon 
1973 konsequent auf Stabilisierungskurs. Sie wider- 
stand der Versuchung, der Rezession von 1974/75 
durch massive Sonderprogramme zur Nachfrage- 
stützung entgegenzutreten. Sie setzte auf die Kraft 
der Wirtschaft, sich selbst zu helfen, nicht zuletzt atif 
deren Fähigkeit, in der Lohnpolitik nach dem Um- 
verteilungsstreit der Jahre 1969 bis 1974 zum alten 
Konsens zurückzufinden, was auch großenteils ge- 
lang. Sie leitete eine Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte ein, sobald eine neue Aufschwungsbewe- 
gung sich durchzusetzen schien; die Konsolidierung 
war durch die expansive Finanzpolitik der frühen 
70er Jahre nötig geworden. Im Bereich staatlicher 
Angebotspolitik kam es in der Innovationsförde- 
rung, in der Ausbildungspolitik, in der Mittelstands- 
politik sowie bei der Förderung von Existenzgrün- 
dungen zu neuen Initiativen, die auch von etlichen 
Bundesländern aufgegriffen wurden. Hinzu kamen 
zahlreiche wachstumsfreundliche Änderungen des 
Steuerrechts, freilich keine durchgreifenden. Die ra- 
sche Bewältigung der Zahlungsbilanzwirkungen 
aus der ersten Ölkrise, eine ständig sinkende Infla- 
tionsrate, die drastische Reduktion spektakulärer 
Haushaltsdefizite, eine im internationalen Vergleich 
niedrige Arbeitslosigkeit, all das machte die Bundes- 
republik in diesen Jahren noch einmal zum Beispiel 
für einen erfolgreichen wirtscheiftspolitischen Weg. 
Ein unaufhaltsam scheinender Anstieg des D-Mark- 
Kurses und sehr niedrige Zinsen brachten die Ver- 
trauensprämie der internationalen Finanzmärkte 
zum Ausdruck. 

Doch auch der Rückfall wurde schon verhältnismä- 
ßig früh angelegt. Als 1977 neue Nachfrageschwäche 


die Überwinciung der Rezession stoppte, fehlte die 
Kraft, sich voll auf Meißnahmen der gezielten 
Wachstumsförderung und auf wachstumsfreundli- 
che Steuersenkungen zu konzentrieren, eine Vorbe- 
lastung künftiger Haushalte durch die Steigerung 
öffentlicher Ausgaben, an die sich die Begünstigten 
rasch gewöhnen würden, aber zu unterlassen. In 
drei Jahren — 1978 bis 1980 — wurden die Staatsaus- 
gaben um fast 30 vH gesteigert, während das ge- 
samtwirtschaftliche Produktionspotential, die Preis- 
steigerungen eingerechnet, nur um 20 vH wuchs. 
Eine neue Konsolidierungsaufgabe wurde program- 
miert, noch größer als die in Ider Mitte der 70er Jah- 
re. 

In einem komplexen Zusammenspiel von zu hoher 
Binnennachfrage, Spätwirkungen der Aufwertung, 
neuem Ölpreisschock und neuer Weltrezession, 
Überforderung der Kreditmärkte, internationalem 
Vertrauensschwund, Wechselkursverfall, extrem ho- 
hen Realzinsen, rasch steigender Inflation führte 
dies zu einer Situätion, in der sich Regierung und 
Bundesbank völlig eingemauert sahen, und das bei 
einer äußerst unbefriedigenden Beschäftigungslage. 
Nachdem die D-Mark in den Jahren hohen interna- 
tionalen Vertrauens in die Rolle einer bedeutenden 
Reservewährung hineingewachsen war, war jetzt 
die Sanktion des Mißtrauens um so heftiger. Sen- 
kung des Leistungsbilanzdefizits und Konsolidie- 
rung der Staatsfinanzen wurden, um Handlungsfrei- 
heit zurückzugewinnen, so dringliche Aufgaben, daß 
ein Weg beschritten werden mußte, auf dem man no- 
lens volens das Risiko einer binnenwirtschaftlichen 
Verstärkung des schon bestehenden weltwirtschaft- 
lichen Rezessionsdrucks in Kauf zu nehmen hatte. 

304 . Oft wird noch heute die expansive Ausgaben- 
politik der Jahre 1978 bis 1980 mit dem Argument ge- 
rechtfertigt, nur dadurch habe in dieser Zeit die Ar- 
beitslosigkeit wesentlich gesenkt werden können. 
Dagegen steht, daß die Beschäftigung von Arbeitslo- 
sen aufgrund staatlicher Nachfrage nicht die einzige 
Möglichkeit ist, diese in Lohn und Brot zu bringen, 
daß die Mehrbeschäftigung teilweise auch den in- 
zwischen verbesserten Angebotsbedingungen zuzu- 
rechnen war und daß dieser Effekt ohne die sich vor- 
drängende staatliche Nachfrage wahrscheinlich 
noch größer und vor allem dauerhafter gewesen 
wäre. Auf jeden Fall darf der Zeithorizont der Wir- 
kungsanalyse für die Finanzpolitik dieser Jahre 
nicht nur bis Mitte 1980 reichen. Es darf nicht ausge- 
lassen werden, daß ein Teil der gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten, insbesondere die Not- 
wendigkeit, eine so kontraktive Geldpolitik treiben 
zu müssen und in der Finanzpolitik das Gegenteil 
von dem, was zuvor für richtig galt, zu den Kosten 
der Politik der vorangegangenen Jahre zählt. Was 
heute an e3q)ansiven Impulsen erwünscht wäre, aber 
nicht gegeben werden kann, weil es dem Staat an 
Kredit fehlt, was den weiterhin hohen Staatsausga- 
ben an expansiver Wirkung mangelt, weil sie unter 
Bedingungen wie den gegenwärtigen hohe negative 
Rückwirkungen haben, das sind Abzugsposten bei 
der Würdigung der wie auch immer anzusetzenden 
Beschäftigungswirkungen der Ausgabenpolitik seit 
1978. 
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305 . Allerdings war die staatliche Ausgabenpolitik 
selbst in den Jahren 1978 bis 1980 noch nicht so ex- 
pansiv, wie es von den Vertretern einer offensiven 
Nachfragestrategie für nötig gehalten worden ist. 
Wegen des nur zögerlichen Abbaus der Arbeitslosig- 
keit stand die Regierung während der ganzen Zeit 
unter dem Druck von Forderungen, die staatlichen 
Nachfrageimpulse weiter zu verstärken, Forderun- 
gen, die aufgrund der Vorstellung, die volkswirt- 
schaftliche Gesamtnachfrage werde andernfalls 
dauerhaft zu gering bleiben, vor allem als mittelfri- 
stiges Wachstumsprogramm vorgetragen wurden. 

Daß zusätzliche Staatsausgaben mehr Beschäfti- 
gung schaffen als Steuererleichterungen und daß 
sie sich darüber letztlich selbst finanzieren, also 
lediglich der kreditären Vorfinanzierung bedürfen, 
scheint vor dem Hintergrund solcher Vorstellungen 
plausibel begründet, zumal dann, wenn die vorhan- 
denen Produktionsmöglichkeiten nicht voll genutzt 
sind. Die Wirkungen, die man gelegentlich mit einer 
Simulation errechnet, spiegeln indes allenfalls wi- 
der, wie es sein könnte, wenn die Wirkungsketten so 
abliefen wie in der Vergangenheit, Probleme wie ein 
zu geringes Wachstum der Produktionsmöglichkei- 
ten als Folge hoher Investitionsrisiken, Mangel an 
Risikokapital, unsicherer Ertragserwartungen oder 
gravierender Herausforderungen von außen also 
nicht bestünden. 

306 . Zu den weithin beachteten Versuchen, auf 
neuen Wegen der Wirtschaftspolitik voranzukom- 
men, gehört auch der, den die britische Regierung 
1979 begonnen hat. Wir haben ihn an anderer Stelle 
dieses Gutachtens ausführlicher dargestellt (Zif- 
fern 16 ff.). Die Ausgangsbedingungen des Neube- 
ginns waren außerordentlich ungünstig. Die Infla- 
tionsgewöhnung reichte tief; ein auch nur einiger- 
maßen tragfähiger sozialer Grundkonsens fehlte; 
die Wachstumskräfte waren erschlafft. Kernstück 
des britischen Konzepts seit 1979 wurde eine streng 
monetaristisch gemeinte Geldmengenpolitik. Die 
Entscheidung, die Periode nachgiebig-inflatorischer 
Geldpolitik zu beenden, hat nicht nur zum Ziel, die 
Inflation einzudämmen, sondern soll zugleich die 
Wirtschaft — Unternehmen wie Gewerkschaften — 
stärker auf ihre eigene Verantwortung für die Ent- 
wicklung der Beschäftigung und für das wirtschaftli- 
che Wachstum verweisen. Konsequenterweise wur- 
den die Versuche aufgegeben, staatlicherseits durch 
Einwirken auf die Lohn- und Preisbildung für eine 
stabilitätskonforme Einkommensentwicklung zu 
sorgen. Auch die Politik, der Wirtschaft das Über- 
maß an Subventionen nach und nach zu entziehen, 
gehört hierher. Sie zielt auf Effizienzsteigerung in 
den Unternehmen durch Zwang zur Bewährung im 
Wettbewerb. Die Hilfen, die der Wirtschaft zur Stei- 
gerung der Wachstumsdynamik geboten werden, 
vor allem durch eine Umstrukturierung des Steuer- 
systems, sind nicht nachfragepolitisch gemeint, son- 
dern als Verbesserung der Angebotsbedingungen. 
Die hohe Grenzbelastung der Einkommen sollte ab- 
gebaut werden. Der monetaristischen Grundlinie 
des Konzepts entsprechend gehört außerdem eine 
Einschränkung der öffentlichen Ausgaben zur Stra- 
tegie, wenn auch sicher nicht zur Realität. Im gan- 
zen steht jedoch die Finanzpolitik nicht im Zentrum, 


sondern die Geldpolitik, und im Rahmen der Finanz- 
politik spielt das Unterlassen eine größere Rolle als 
die Aktion. 

Warum der britischen Regierung Erfolg bisher nicht 
beschieden war, ist umstritten. Daß eine Erholung 
der seit Jahrzehnten kränkelnden britischen Wirt- 
schaft ihre Zeit brauchen würde, war erwartet wor- 
den, daß mehr Selbstverantwortung der Tarifver- 
tragsparteien für die Beschäftigungsentwicklung 
nicht alsbald Ersatz für den fehlenden sozialen 
Grundkonsens sein würde, war befürchtet worden. 
Warum trotz eines gravierenden gesamtwirtschaftli- 
chen Nachfragemangels selbst die Inflationsbe- 
kämpfung nur geringe Fortschritte aufzuweisen hat, 
ist am wenigsten aufgeklärt. Immerhin: Daß die 
Wirtschaft auf den Entzug der Inflationsdroge bis- 
her mit Produktionssenkung und immer noch hoher 
Inflationsrate reagierte, läßt sich für die erste Phase 
mit dem fast unverminderten Lohnkostenaviftrieb 
erklären, zumal eine starke Aufwertungstendenz zu- 
gunsten des englischen Pfundes eine Dämpfung des 
binnenwirtschaftlichen Kostenauftriebs ganz be- 
sonders dringlich machte — und wegen der verbes- 
serten Preisdämpfungschancen auch zumutbar er- 
scheinen ließ — , wenn man eine Stagflation vermei- 
den wollte. In dieser Zeit wurde eine große Chance 
verpaßt. Inzwischen hat sich die Situation gedreht. 
Während die Lohnsteigerungen schwächer wurden, 
nagte das Ausbleiben eines Stabilisierungserfolgs 
am neuen Vertrauen in die englische Währung. Eine 
neue Pfundschwäche setzte importierte Inflation an 
die Stelle der hausgemachten. Ohne den Mangel an 
Eifer der britischen Unternehmer, die in der neuen 
Wirtschaftspolitik seit 1979 für sie zweifellos liegen- 
den Chancen aufzugreifen, ergibt sich im ganzen je- 
doch kein rundes Bild. 

Die Krise der neuen Strategie ist deshalb so schwer- 
wiegend, weil alles, was an Alternativen angeboten 
wird, in der Vergangenheit schon vergeblich auspro- 
biert worden ist. Unsichtbare vorläufige Erträge der 
Politik der letzten 2 V 2 Jahre könnten immerhin 
darin gesehen werden, daß inzwischen die Bedin- 
gungen für die Anwendung alter Konzepte wieder 
besser geworden sind, wenn auch nicht für dauernd. 
Die Versuchung ist groß, den Anlauf zur Erneuerung 
abzubrechen und hierauf zu setzen, bis wieder ein 
Punkt erreicht ist wie 1979. 

307 . Das wirtschaftspolitische Programm, das An- 
fang dieses Jahres die neue amerikanische Regie- 
rung proklamiert hat, findet weltweit noch mehr 
Aiifmerksamkeit, hängt doch von seinen Erfolgs- 
chancen weltwirtschaftlich viel ab. In dem amerika- 
nischen Konzept, das ebenfalls auf neue Wachs- 
tumsdynamik und mehr Geldwertstabilität abzielt, 
steht die Finanzpolitik im Zentrum. Während, ver- 
einfacht gesprochen, in Großbritannien der Stabili- 
sierungszwang in der Hauptsache zugleich die neue 
Wachstumsdynamik entbinden soll, wird in Amerika 
eher umgekehrt von neuer Wachstumsdynamik eine 
entscheidende Hilfe für die Inflationsbekämpfung 
erwartet. Der Ausgangspunkt des amerikanischen 
Neubeginns ist auch deutlich verschieden von dem 
des britischen: Die Inflationsgewöhnung ist weniger 
das Produkt einer im ganzen erschlafften Wirt- 
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Schaft, sondern Ergebnis eines langgestreckten wirt- 
schaftlichen Aufschwungs in den Jahren 1975 bis 
1979; sie ist teilweise auch eine noch immer nicht 
verarbeitete Erbschaft der Zeit des Vietnamkrieges. 
Wie in Großbritannien wird freilich seit Jahren über 
eine zu schwache Kapitalbildung und Investitions- 
neigung geklagt sowie über deprimierende Ergeb- 
nisse in der gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts- 
entwicklung. 

Die amerikanische Geldpolitik folgt in der Grund- 
linie, bei allen instrumentellen Unterschieden, wie 
in Großbritannien dem monetaristischen Konzept. 
Eine straffe Geldmengensteuerung soll die Infla- 
tionsgewöhnung brechen, zuvörderst die Inflations- 
erwartungen. Eine Stabilisierung der Erwartungen 
soll niedrige Zinsen hervorbringen und die Bedin- 
gungen für eine Mobilisierung latenter Wachstums- 
kräfte verbessern. Für den Anfang, solange die Infla- 
tionserwartungen nicht gebrochen sind, werden 
hohe Zinsen in Kauf genommen. Stärker als in 
Großbritannien wird freilich akzeptiert, daß die 
stagnierende Produktivitätsentwicklung und die 
daraus resultierende Stagnation bei den Realein- 
kommen die Bekämpfung der Inflation erschweren 
und daß eine durchgreifende Mobilisierung latenter 
Wachstumskräfte nicht nur etwas, sondern sehr viel 
mehr erfordert als Inflationsbekämpfung. 

308 . Das Konzept, nach dem dies die Finanzpolitik 
bringen soll, zwar nicht allein, jedoch in erster Linie, 
ist nicht monetaristischer Art. Es liegt sogar eher in 
Spannung zur Geldpolitik der Notenbank. 

Im Brennpunkt der den konzeptionellen Entschei- 
dungen vorangegangenen Diskussion stand die Ak- 
tivierung einer alten und, wenn man so will, trivialen 
Einsicht. Der Staat nimmt wenig Steuern ein, wenn 
er sehr niedrige Steuersätze festsetzt. Er nimmt 
aber auch kaum etwas ein, wenn er den Bürgern fast 
alles abverlangt, was diese erwirtschaften; der An- 
reiz, überhaupt etwas zu erwirtschaften, was der 
Steuerpflicht unterliegt, erstirbt. Zwischen extrem 
niedrigen und extrem hohen Steuersätzen gibt es 
ein Optimum, bei dem die Steuereinnahmen des 
Staates ein Maximum erreichen. Die Vertreter des 
neuen Konzepts glauben, zuverlässige Anhalts- 
punkte dafür zu haben, daß die Steuersätze in den 
Vereinigten Staaten derzeit oberhalb des optimalen 
Niveaus liegen. Die hohe Besteuerung entmutige die 
Menschen zu arbeiten, zu sparen und zu investieren 
und reize dazu an, Arbeit und Geldanlage in Frei- 
räume der Besteuerung, legale wie illegale, inländi- 
sche wie ausländische, zu verlagern, und zwar in ei- 
nem Maße, daß die so bewirkte Lethargie und Kapi- 
talverschwendung bei den Steuereinnahmen stär- 
ker zu Buche schlage als der positive Effekt hoher 
Steuersätze. Eine allgemeine Senkung der Steuer- 
sätze läge daher im gemeinsamen Interesse der Bür- 
ger und des Fiskus. Auf verteilungspolitische Beden- 
ken gegen eine Senkung gerade auch der höchsten 
Steuersätze wird geantwortet, daß die reichen Leute 
und die, die reich werden wollen, mehr für die übri- 
gen Bürger leisteten, wenn sie Investitionen tätig- 
ten, deren Erträge fair besteuert würden, als wenn 
sie in Luxuskonsum und Freiräume der Besteue- 
rung flüchteten oder sich mit den bequemen Lebens- 


umständen eines Mittelstandsbürgers beschieden. 
Auf die Summe der Steuereinnahmen käme es an, 
nicht auf einen vom Sozialneid bestimmten Höchst- 
steuersatz. In ähnlicher Weise werden sozialpoliti- 
sche Leistungen kritisiert, die die Selbstverantwor- 
tung der Bürger aushöhlen. Die Attacke gegen die 
staatlichen Regeln eines Spiels, bei dem alle verlie- 
ren, fand die Unterstützung der Wähler und gab An- 
laß zu dem an anderer Stelle dieses Gutachtens aus- 
führlicher dargestellten finanzpolitischen Reform- 
programm. Dessen Kern: Die Steuern und die 
Staatsausgaben werden gesenkt, die Steuern jedoch 
wesentlich stärker, als bei unveränderter Entwick- 
lung des Sozialprodukts den geplanten Ausgaben- 
kürzungen entsprechen würde. Trotzdem wurde 
eine Verringerung, ja Beseitigung der Staatsdefizite 
versprochen. Die Finanzierungslücke soll sich 
schließen durch ein gegenüber dem Status quo deut- 
lich beschleunigtes Wachstum des Sozialprodukts — 
eine Autokonsolidierung anfänglicher Defizite 
gleichsam. 

Außer den Anreizen aus den Steuersenkungen sol- 
len ein Abbau staatlicher Regulierungen sowie Maß- 
nahmen zur Steigerung der Produktivität der Wirt- 
schaft die neue Dynamik hervorbringen helfen und 
zugleich eine Senkung der Inflationsrate ohne große 
Rezession ermöglichen. 

Alle Wirkungen werden von der Angebotsseite her 
gesehen. Falsch wäre es etwa, die Ratio der Steuer- 
senkungen — wie es häufig geschieht — in der Sti- 
mulierung zusätzlicher Konsumnachfrage und da- 
von abhängiger zusätzlicher Produktion und zusätz- 
licher Investitionen zu sehen. Solch keynesianische 
Interpretation ginge an der angebotspolitischen 
Grundidee vorbei. Angestrebt und erwartet wird 
vielmehr, daß die Bürger das, was ihnen von ihrem 
Einkommen zusätzlich verbleibt, vor allem sparen 
werden; denn zusätzliches Kapitalangebot soll die 
neue Investitionsdynamik bei sinkenden Zinsen in- 
flationsfrei zu finanzieren erlauben. 

309 . Eine Wirtschaftspolitik, die auf Verbesserung 
der Angebotsbedingungen zielt, liegt zwar im allge- 
meinen nicht im Konflikt mit monetaristischen Vor- 
stellungen, wie sie die amerikanische Geldpolitik 
derzeit bestimmen. Dies gilt jedoch nicht ohne Aus- 
nahme. Steuersenkungen, die nicht durch eine 
gleichzeitige Senkung der Staatsausgaben gedeckt 
sind, liegen nicht in der Linie monetaristischer Vor- 
stellungen. Ihnen zufolge müßte eine Zurücknahme 
staatlicher Ausgabenansprüche erst einmal die für 
zusätzliche private Ansprüche nötigen Ressourcen 
freimachen. Andernfalls würden, angetrieben von 
erhöhten Staatsdefiziten, erhöhte Zinsen eine ver- 
besserte Investitionsneigung im Keim ersticken, ja 
diese womöglich stärker beeinträchtigen, als die 
Steuersenkungen sie direkt oder über vermehrten 
Konsum beleben, so daß am Ende eine bloße Wieder- 
holung der Erfahrung nachfragepolitischen Schei- 
terns stünde: hohe Staatsdefizite, hoher privater 
Konsum, niedrige private Investitionen und hohe 
Arbeitslosigkeit. 

So muß es nicht kommen. Aber nicht viel weniger als 
das keynesianische Nachfragekonzept ist die neue 
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Politik der amerikanischen Regierung darauf ange- 
wiesen, daß das Vertrauen, das die Regierung in sie 
setzt, auf die Wirtschaft überspringt. Und die Men- 
schen müssen die gesteigerte Neigung zum Sparen 
zeigen, die man von ihnen erwartet. Sonst ist der 
Konflikt mit der auf mehr Geldwertstabilität be- 
dachten Politik der Notenbank programmiert. Das 
Wagnis eines zunächst sehr großen Staatsdefizits 
war anscheinend auch intern von Anfang an heftig 
umstritten. Inzwischen sind die Risiken des Kon- 
zepts bereits sichtbar geworden. Daß sich die Regie- 
rung weitere Einschränkungen der Staats ausgaben 
vorgenommen hat und eine Erhöhung von Ver- 
brauchsteuern diskutiert, um die Gefahr einer 
Glaubwürdigkeitslücke zu verringern, die aus der 
großen Spannung zwischen der Ankündigung eines 
binnen weniger Jahre ausgeglichenen Staatshaus- 
halts und der Entscheidung für massive Steuersen- 
kungen entstehen mußte — eine Spannung, die nur 
Vertrauen, bald zu bestätigen durch Anzeichen für 
einen beginnenden Erfolg, auf heben kann — , bedeu- 
tet eine Annäherung an die insoweit härtere briti- 
sche Linie. 

Die über lange Jahre verhärtete Inflationserwar- 
tung macht es offensichtlich sehr schwer, eine ra- 
sche Stabilisierung der Preisentwicklung mit einem 
raschen wirtschaftlichen Aufschwung zu verbinden. 
Der Reißbrettentwurf sieht diese Gleichzeitigkeit je- 
doch zwingend vor. Ohne Dämpfung der Inflations- 
erwartungen keine deutlich sinkenden Kapital- 
marktzinsen, ohne diese kein kräftiger wirtschaftli- 
cher Aufschwung, ohne ihn keine Eindämmung, son- 
dern Ausweitung der öffentlichen Defizite, ohne 
Hoffnung auf geringere Kapitalnachfrage des Staa- 
tes auch aus diesem Grunde kein Sinken der Zinsen 
und so fort. Selbstverständlich läßt sich dieser Circu- 
lus vitiosus auch — wie ausgedacht — als circulus 
virtuosus zeichnen. Viele Länder der Welt haben zu 
hoffen, daß nicht die düstere Variante zutrifft. 

310 . Die gemischte Strategie, die Frankreichs neue 
Regierung zum Programm erhoben hat, ist weniger 
als der amerikanische Versuch und noch weniger als 
der britische von der Vorstellung bestimmt, daß es 
zuallererst auf Inflationsbekämpfung sowie eine 
Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen ankomme, damit die wirtschaftliche Lage 
des Landes sich bald und nachhaltig bessere, vor al- 
lem die Lage am Arbeitsmarkt. Elemente aus allen 
bekannteren wirtschaftlichen Konzepten, keyne- 
sianische, monetaristische und angebotspolitische, 
sind hier zusammengebracht und durch starke Mo- 
mente staatlicher Lenkung, die französischer Tradi- 
tion nicht fremd sind, ergänzt worden. Maßnahmen, 
die auf gesellschaftliche Reformen abzielen, aber als 
Verschlechterung der Rahmenbedingungen privater 
Initiative auch große wirtschaftliche Bedeutung ha- 
ben können, treten hinzu (Ziffer 32). Wie die Regie- 
rung bei der weiteren Verwirklichung des Pro- 
gramms die Akzente setzen wird, läßt sich noch 
nicht übersehen. Nach den ersten Entscheidungen 
gibt eine sehr starke Ausgabenexpansion des Staa- 
tes der neuen Politik ein starkes nachfragepoliti- 
sches Gepräge. Auf Skepsis stößt die Vorstellung, 
daß es auf diese Weise gelingen könne, der Inflation 
Herr zu werden. Hier aber müßte sich zeigen, ob das 


Programm in sich einigermaßen widerspruchsfrei 
ist oder ob es in einer Kombination von hohen 
Staatsdefiziten, beschleunigt steigenden Preisen 
und großen außenwirtschaftlichen Schwierigkeiten 
scheitern wird. Wie in allen Staaten, die wirtschaftli- 
che Schwierigkeiten haben, setzt die Regierung dar- 
auf, daß die Gewerkschaften trotz der hohen und 
weiter steigenden Inflationsrate mit bescheidenen 
Lohnsteigerungen einverstanden sein werden. Ob 
diese Erwartung berechtigt ist und ob die neuen Ein- 
griffsmöglichkeiten geeignet sind, mehr zusätzliche 
wirtschaftliche Aktivität zu bewirken, als durch die 
Verunsicherung der Privaten abgeschreckt worden 
ist, an dieser Frage wird sich wohl entscheiden, ob 
die französische Regierung ihrem Hauptziel, rasch 
die Arbeitslosigkeit zu senken, näher kommt. 

311 . Bewundertes Beispiel für eine Volkswirt- 
schaft, die den weltwirtschaftlichen Herausforde- 
rungen wirkungsvoll begegnet, ist Japan geworden, 
vor allem seit der zweiten Ölpreiskrise, ähnlich wie 
die Bundesrepublik nach der ersten. Beispiel ist es 
vor allem durch die seit langem bekannte, aber eben 
fortdauernde wirtschaftliche Dynamik und Flexibili- 
tät, die es dem Land offensichtlich erlauben, Proble- 
me, sind diese als solche erkannt, auch wirklich 
kraftvoll anzugehen. Die Fähigkeit zur Koordination 
zielgerichteter Anstrengungen ist stärker als die 
auseinandertreibenden und einander blockierenden 
Kräfte. Dabei ist der Wettbewerb in der japanischen 
Wirtschaft durchaus scharf. Im einzelnen ist der ja- 
panische Weg kaum übertragbar. Nationale Tradi- 
tionen bedingen im ganzen eine Eigenart, die es un- 
möglich machen dürfte, einzelne Elemente, die wir 
an anderer Stelle dieses Gutachtens etwas ausführ- 
licher zu beschreiben versucht haben, für sich zu 
nehmen (Ziffern 461 ff.). Übertragbar ist die japani- 
sche Strategie aber auch deshalb nicht, weil sie für 
die Welt nicht verallgemeinerungsfähig erscheint, 
soweit sie in einer konzentrierten Förderung wech- 
selnder, stets aber besonders zukunftsträchtiger 
Produktgruppen besteht. Es wäre zu befürchten, daß 
bald außer der Organisationskraft der Staaten auch 
deren Finanzkraft aufgeboten würde, einen einmal 
eingeschlagenen Weg erfolgreich zu Ende zu gehen. 
Zweifellos zieht die Weltwirtschaft Vorteile aus der 
Stimulierung des Wettbewerbs, die sich aus der ja- 
panischen Dynamik ergibt. Eine Nachahmung müß- 
te sich auf diese Dynamik richten, weniger auf die 
Mittel, mit denen sie in Japan erreicht wird. 

312 . Das Beispiel Japans lehrt also eher im ganzen 
etwas, weniger im Detail. Der neue Weg Frankreichs 
hat für eine vergleichende Betrachtung noch zu we- 
nig Kontur. Zu fragen bleibt, wie sich die Situation 
der Bundesrepublik von der Großbritanniens und 
der Vereinigten Staaten unterscheidet, wie der wirt- 
scheiftspolitische Weg, zu dem für die Bundesrepu- 
blik der Sachverständigenrat geraten hat, von den 
Wegen, die diese Länder eingeschlagen haben. 

Der vielleicht wichtigste Unterschied liegt in dem 
kaum zu unterschätzenden Vorzug, daß in der Bun- 
desrepublik die Inflationsrate verhältnismäßig nied- 
rig ist. Dies zeigt mehr an als nur den Erfolg einer 
guten Geldpolitik. Die Inflationsrate hat sich als der 
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beste Indikator erwiesen für die Fähigkeit eines 
Landes, seine Probleme nicht nur zu vertagen oder 
zu überspielen, sondern sie zu lösen. Die jüngste 
Steigerung der Inflationsrate in der Bundesrepublik 
ist ebenfalls eher eine Bestätigung dieser Erfahrung 
als eine Ausnahme von ihr. Denn die reale Abwer- 
tung der D-Mark, die sie antrieb, hatte letztlich ihre 
Hauptursachen in binnenwirtschaftlichen Versäum- 
nissen. 

Die Vordringlichkeit der Aufgabe, erst einmal die In- 
flation einzudämmen, mindert sowohl in den Verei- 
nigten Staaten als auch weiterhin in Großbritannien 
die Chance, einen einigermaßen konfliktfreien Weg 
zu finden, in hohem Maße. Das gleiche gilt für viele 
andere Länder. Eine Fortdauer der Restriktionspoli- 
tik im Ausland, die wegen der ungelösten Inflations- 
probleme nötig erscheint, würde zwar auch uns be- 
rühren, jedoch nicht nur negativ. Sie berührt uns ne- 
gativ wegen der Nachfrageschwäche auf Märkten, 
die für uns Exportmärkte sind, und wegen der Ten- 
denz zum Stabilitätsimport, die die betreffenden 
Länder aufweisen würden — ein Stabilitätsimport, 
der für uns — ebenfalls negativ — Inflationsimport 
wäre und sich aus einer ausländischen Restriktions- 
politik über die Zinsen und Wechselkurse ergibt. 
Letzteres hätte aber die positive Kehrseite, daß wir 
vor einer neuen Tendenz zur Überbewertung der 
D-Mark vorläufig bewahrt blieben, die sich im Falle 
einer nachgiebigen Stabilitätspolitik des Auslandes 
einstellen könnte, sobald wir unser Haus in Ordnung 
gebracht haben. So könnte sich neue Dynamik unse- 
rer Exportwirtschaft ungestört entfalten. 

Der zweite Hauptunterschied, vor allem gegenüber 
Großbritannien, liegt in dem sozialen Grundkon- 
sens, den die Bundesrepublik bisher, wenn auch un- 
ter Gefährdungen, bewahren konnte. Er ist kostbar, 
weil er die Zielkonflikte in Grenzen hält, in welche 
die Wirtschaftspolitik gerät, wenn der allgegenwär- 
tige Streit um die Einkommensverteilung mit der 
Marktmacht ausgetragen wird, über die die Tarif- 
vertragsparteien am Arbeitsmarkt verfügen. Er ist 
freilich auch nicht kostenlos. Den Konsens zu be- 
wahren, nötigt den Staat immer wieder, sozialen 
Forderungen bis an die Grenze des Finanzierbaren 
und des Vernünftigen nachzugeben. 


Der Staat ist nicht aus seiner Verantwortung 
entlassen 

313. Gewisse Gemeinsamkeiten zwischen dem 
Konzept einer angebotsorientierten Politik, das der 
Sachverständigenrat zur Diskussion gestellt hat, 
und den Grundlinien der gegenwärtigen Wirt- 
schaftspolitik in Großbritannien und den Vereinig- 
ten Staaten haben gelegentlich Anlaß zu Mißver- 
ständnissen hinsichtlich der Position des Rates ge- 
geben. 

Der Sachverständigenrat hat einem strengen Mone- 
tarismus nie das Wort geredet Das Konzept des Ra- 
tes beruht nicht auf der Annahme, daß ausreichende 
wirtschaftliche Dynamik sich in einem Marktsy- 
stem von selbst versteht; es kann anhaltende Ange- 
botsstörungen geben. Und Erwartungsstörungen ha- 


ben eine Bedeutung, die sich verselbständigen kann. 
So hat der Rat nicht vorgeschlagen, den Staat aus 
der Aufgabe zu entlassen, auf die volkswirtschaftli- 
che Gesamtnachfrage in antizyklischem Sinne Ein- 
fluß zu nehmen, wenn die Umstände dies erfordern 
und wirksam zulassen. Hierzu gehört freilich auch, 
daß die inflationären Impulse, die von den öffentli- 
chen Haushalten sowie von einer durch zu scharfen 
Verteilungsstreit bestimmten Lohnfestsetzung aus- 
gehen können, und oftmals auch vom Ausland, nicht 
als etwas behandelt werden, auf das man stabilitäts- 
politisch mit dem Konzept einer konsequent mittel- 
fristig orientierten Geldpolitik allemal eine ausrei- 
chend gute Antwort hat. Da Inflation die Beschäfti- 
gung gefährdet, weil sie früher oder später bekämpft 
werden muß, besser früher als später, liegt der be- 
schäftigungspolitische Hauptbeitrag des Staates 
und der autonomen Gruppen im Verzicht auf eine 
Politik, die mit inflatorischen Impulsen verbunden 
ist. Aus dieser Verantwortung können beide von nie- 
mandem entlassen werden, am allerwenigsten von 
der Notenbank. Daraus folgt der Bedarf an Konzep- 
ten für eine mittelfristig orientierte, im Zweifel kon- 
junkturneutrale Finanzpolitik und für eine kosten- 
niveauneutrale Lohnpolitik. 

314. Kann und soll der Staat mehr tun mit dem 
Ziel, die autonomen Gruppen mit ihrem Teil der be- 
schäftigungspolitischen Verantwortung nicht allein 
zu lassen? Er kann es nicht durch ständige Nachfra- 
gepolitik. Sie eröffnet inflatorische Spielräume, in 
denen sich der Zwang zur Wahrnehmung dieser Ver- 
antwortung auflöst. Er kann es ohne die Gefahr ei- 
ner solchen Regelkreisstörung nur durch Angebots- 
politik. 

Eine Wirtschaftspolitik, welche durch Maßnahmen, 
die auf der Angebotsseite ansetzen, die wirtschaftli- 
che Dynamik fördert, kann der Anpassungsfähig- 
keit der Wirtschaft aufhelfen, die Lohnpolitik entla- 
sten und die Geldpolitik davor bewahren, immer 
wieder im nachhinein die Finanzierung einer Preis- 
niveausteigerung unvermeidlich finden zu müssen, 
die es im vorhinein nicht war. Der Vorrang und die 
Dringlichkeit der Angebotspolitik sind — insoweit 
situationsbedingt — Folge einer Entwicklung, in der 
sich die Möglichkeiten der Nachfragesteuerung 
durch Mißbrauch entwertet haben und in der sich 
die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft als überfor- 
dert erweist. Diese Überforderung hängt mit den 
übergroßen Herausforderungen von außen zusam- 
men, aber auch mit hausgemachter Verkrustung 
und zu großer Störung marktwirschaftlicher An- 
triebsmechanismen. Ein angebotspolitischer Opti- 
mismus freilich, wie ihn die amerikanische Regie- 
rung eine Politik wagen läßt, die ganz auf die Mög- 
lichkeit eines virtuosen Expansionsprozesses mit ra- 
scher Autokonsolidierung rigoroser Steuersenkun- 
gen setzt, gehört nicht zum Konzept des Sachver- 
ständigenrates. 

315. Mit übergroßem Vertrauen auf die Selbsthei- 
lungskräfte des Marktsystems hat das alles recht 
wenig zu tun, jedenfalls nicht des Marktsystems, wie 
es sich derzeit darstellt. Ein Bedarf an Angebotspoli- 
tik stellt dem Zustand des Marktsystems kein besse- 
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res Zeugnis aus als ein Bedarf an Nachfragepolitik. 
Wir raten freilich, sich von einer Kräftigung der An- 
triebsmechanismen des Marktsystems mehr zu ver- 
sprechen als davon, diese Antriebsmechanismen 
mehr und mehr durch anderes zu ersetzen. 

Mißtrauen hat häufig den Grund, daß das Marktge- 
schehen nicht leicht durchschaut und seine Ergeb- 
nisse in der Regel nicht im einzelnen prognostiziert 
werden können. So vertrauen sich viele nicht gern 
ordnungspolitischen M 2 ißnahmen an — die das 
Funktionieren des Marktsystems verbessern sol- 
len — , sondern drängen auf die staatliche Interven- 
tion, auf das Selbermachen durch den Staat, auf das 
Vorschreiben, das Verbieten, auf die Lenkung mit 
Kontrolle. Die Faszination des Unmittelbaren ist be- 
sonders groß bei den Staatsausgaben. Hier weiß 
man, daß eine bestimmte Wirkung jedenfalls gewiß 
ist. Daß es außer dieser gewissen Direktwirkung 
noch vielfältige über das Marktsystem laufende un- 
gewisse Rückwirkungen gibt, derart, daß die Ge- 
samtwirkungen nicht gewisser sind, als wenn man 
die zu lösende Avifgabe von vornherein dem Markt- 
system anvertraut hätte, daß vor allem zweifelhaft 
ist, ob die Gesamtwirkungen in jenem Falle auch 
nur annähernd so wohltätig sind wie in diesem, das 
wird nur allzu leicht übersehen. Der Interventionis- 
mus bietet nur Scheinsicherheit; er braucht den in- 
neren Vorbehalt, an all den vielen Stellen, an denen 
sich unerwünschte Rückwirkungen zeigen mögen, 
wiederum zu intervenieren, was jedoch ein utopi- 
sches Programm darstellt. 

Der Streit der Meinungen gibt oft Anlaß, jedem et- 
was Recht zu geben und sich für eine gemischte 
Strategie zu entscheiden. Zuweilen ist dies möglich 
und vernünftig. Aber die Strategiemischung hat 
Grenzen. Man kann die Staatsquote nicht zugleich 
erhöhen und senken. Man kann nicht zugleich mehr 
und weniger arbeiten. Man kann nicht versuchen, 
die marktwirtschaftlichen Antriebskräfte zu stär- 
ken, und zugleich aus lauter Mißtrauen neue Inter- 
ventionsregeln in Kraft setzen, die sie lähmen. Nicht 
immer stellt sich die Alternative so streng. Aber in 
vielen Einzelfällen geht es genau um diese Frage. 
Ein ökonomisches Problem kann vollständig seine 
Farbe wechseln, je nachdem, ob man es als Ange- 
botsproblem oder als Nachfrageproblem sieht. Kon- 
kret: Erkennt man anhaltende Arbeitslosigkeit als 
ein angebotsseitig verursachtes Problem, so ist Ar- 
beitszeitverkürzung nicht nur keine Lösung, son- 
dern sogar schädlich. Wenn die wirtschaftlichen Be- 
dingungen schlechter werden, muß man mehr arbei- 
ten, nicht weniger. Ganz anders verhält es sich, 
wenn man die Arbeitslosigkeit als Folge eines dau- 
erheiften Nachfragemangels interpretiert. Man en- 
det dabei, Arbeit zu rationieren. Die Tatsache, daß 
auch ein Diagnoseurteil unsicher ist, ändert nichts 
daran, daß man sich entscheiden muß, welches die 
beste Setzung ist, in jedem Falle: welches unter Un- 
sicherheit, das heißt unter Berücksichtigung der Ri- 
siken; die bessere Strategie ist. 

316. Wenigstens eines sollte aber unstreitig sein 
können: Beschäftigungspolitische Verantwortung 
nimmt der Staat nicht nur wahr, wenn er Leute 
selbst beschäftigt oder wenn er Geld ausgibt, damit 


andere es tun. Er nimmt sie auch wahr, wenn er sich 
darauf konzentriert, die Bedingungen zu verbessern, 
unter denen die Einzelnen ihren Erwerb selbst su- 
chen. Die Frage eines Rückzuges des Staates aus 
seiner beschäftigungspolitischen Verantwortung 
stellt sich gegenwärtig nicht. In der Diskussion über 
die richtige wirtschaftspolitische Strategie geht es 
derzeit ausschließlich um das Wie, nicht um das 
Ob. 

317. Das gleiche gilt für die Frage eines Rückzuges 
des Staates aus seiner sozialen Verantwortung. 
Auch hier gibt es eine Neubesinnung auf das Mögli- 
che, das Vernünftige. Aber die Diskussion über 
Grenzen der Belastbarkeit der Staatshaushalte und 
der großen Solidargemeinschaften sowie über Stö- 
rungen sozialer und wirtschaftlicher Regelkreise ist 
von der Sorge überschattet, es stünde mehr als Si- 
cherung der sozialen Sicherung zur Diskussion. 

Die Bereitschaft zu großzügigen sozialen Regelun- 
gen steht in der Bundesrepublik auf keiner Seite in 
Frage. Über die gesetzlichen und die tarifvertraglich 
festgelegten Regelungen hinaus sind in vielfältiger 
Weise ergänzende soziale Regelungen spontan ent- 
standen. Allerdings erweist es sich als sehr schwie- 
rig im Bedarfsfall Korrekturen vorzunehmen, um 
soziale Lasten und soziale Regelwerke in Einklang 
zu halten mit den Funktionsbedingungen des 
Marktsystems. 

Die soziale Rechtfertigung des Marktsystems be- 
ruht darauf, daß es im Prinzip die Einkommen da- 
nach zuteilt, welchen Nutzen jemand für andere er- 
bringt, daß es durch hohe Effizienz Einkommens- 
steigerungen für alle möglich macht und daß es ge- 
nug Mittel bereitzustellen erlaubt, um für ausglei- 
chende Gerechtigkeit sorgen zu können. Zu den Ge- 
fährdungen des Systems gehört die Neigung, das 
Verteilungsprinzip des Marktes zu diffamieren, die 
Effizienz des Systems für selbstverständlich zu neh- 
men, die Ansprüche auf Umverteilung zu überziehen 
und damit das Verteilbare selbst zu gefährden und 
das Verteilungsergebnis des Marktes nicht nur zu 
korrigieren, sondern in unfairer Weise zu verfäl- 
schen. 

Unvollkommenheitsbewußtsein gehört schon dazu, 
die Vorstellung, die eine Marktwirtschaft im Kon- 
kreten gibt, trotz allen Ungenügens im Detail im 
ganzen gut zu finden. Wer trotz dieses Ungenügens, 
das meist vor allem ein verteilungspolitisches Unge- 
nügen ist, die Marktwirtschaft erhalten will, und sei 
es nur mangels einer besseren Alternative, ist frei- 
lich auf ein ausgewogenes Verhältnis von Selbstver- 
antwortung und Solidarität vollständig angewiesen, 
wobei Selbstverantwortung — die Grundidee des 
Marktsystems — in der Führungsrolle sein muß. 
Dies muß den Konsens einschließen, daß auch gute 
soziale Regelungen nur nach dem Prinzip von Ver- 
such und Irrtum gefunden werden und daher unter 
Revisionsvorbehalt stehen müssen, daß es auch hier 
Innovationsbedarf gibt, wenn sich Regelkreisstörun- 
gen zeigen. Wenn man jede einmal bestehende Re- 
gelung, auch solche, die sich als verbesserungsbe- 
dürftig erwiesen haben, als eine soziale Errungen- 
schaft mit aller Macht verteidigt, muß das jede Groß- 
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Zügigkeit in der Sozialpolitik diskreditieren, künf- 
tige Entscheidungen der Sozialpolitik belasten und 
in den gesamtwirtschaftlichen Rückwirkungen zum 
Schaden aller ausschlagen. 

318 . Solche Grundsätze sind meist auch weniger 
streitig als ihre Anwendung im konkreten Fall Und 
der Streit über angemessene Verteilungsregeln be- 
schränkt sich nicht auf das Feld der Sozialpolitik 
und der sonstigen Umverteilungsmeißnahmen des 
Staates. Er durchzieht auch die Diskussion über die 
unterschiedlichen gesamtwirtschaftlichen Strate- 
gien der Stabilitäts- und Wachstumspolitik. Dies 
mag verständlich sein. Aber es ist deshalb noch 
nicht gut, daß es so ist. Die Frage der Entscheidung 
über eine wirtschaftspolitische Strategie ist nicht in 
erster Linie eine Frage der Gewichtung unterschied- 
licher Interessen. Sie ist in erster Linie eine Frage 
der Interessen aller. Nur bei vordergründiger Be- 
trachtung scheint es sich anders zu verhalten. Ver- 
sucht man die Probleme zu Ende zu denken, so wird 
regelmäßig deutlich, daß sich im volkswirtschaftli- 
chen Gesamtzusammenhang die Vorteile aus einer 
wirtschaftspolitischen Strategie ganz anders und 
oftmals auch gerechter verteilen, als es aufgrund der 
Ansatzpunkte der Maßnahmen den Anschein haben 
mag. Bei keinem Problem wird dies so deutlich wie 
bei dem der Arbeitslosigkeit. Die gesamtwirt;5chaft- 
lichen Kosten einer hohen Arbeitslosigkeit sind so 
außerordentlich groß, daß es keine Gruppe gibt, die 
nicht direkt oder indirekt massiv davon betroffen 
wird. Jede Gruppe hat daher ein wohlverstandenes 
Interesse an einer wirtschaftspolitischen Strategie, 
die diese Kosten beseitigt, indem sie die Arbeitslo- 
sigkeit abbaut. Die Vorteile einer erneuten wirt- 
schaftlichen Dynamik würden im Wettbewerb ver- 
teilt. Ob dabei derjenige einen zusätzlichen Gewinn 
bewahren kann oder ihn nicht vielmehr unter dem 
Druck seiner Konkurrenten weitergeben muß, der 
von der Wirtschaftspolitik gefördert wird, beispiels- 
weise durch eine Minderung der Steuern auf Inve- 
stitionen, ist zunächst eine offene Frage. Eine 
marktwirtschaftliche Strategie, die eine nachhaltige 
Veränderung von Verteilungsquoten als Mittel ein- 
setzen wollte oder auch nur könnte, gibt es nicht. Die 
Erfahrung, daß aus der wirtschaftlichen Dynamik 
der 50er und 60er Jahre alle einen großen Nutzen ge- 
zogen haben, kann vielleicht verhindern helfen, daß 
eine mutige Strategie der Erneuerung an Widerstän- 
den scheitert, die auf der Furcht beruhen, daß man 
selbst nur an den Kosten teilhat, andere hingegen 
alle Vorteile haben werden. 


II. Gegen den Mangel 
an wirtschaftlicher Dynamik 

319 . Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land befindet sich derzeit in der längsten Stockungs- 
phase ihrer Geschichte. Eine Erholung läßt auch 
nach eineinhalb Jahren der Stagnation aiif sich war- 
ten. Die Durststrecke, die zu überwinden ist, bis sich 
eine Besserung durchsetzt, ist offenbar noch länger 
geworden. Die Stimmung wird geprägt durch Mel- 


dungen über Konkurse, Ertragseinbrüche und eine 
Arbeitslosigkeit, die von Monat zu Monat steigt. Das 
übertriebene Vertrauen in die Steuerbarkeit des 
wirtschaftlichen Geschehens ist in ein übertriebe- 
nes Mißtrauen umgeschlagen. Der Staat mußte in ei- 
ner konjunkturell angespannten Situation Maßnah- 
men zur Konsolidierung seiner Finanzen einleiten. 
Die Diskussion über die Staatsfinanzen ist dadurch 
nicht zur Ruhe gekommen. Eine Finanzpolitik, die 
laufend Deckung für neue Milliardenlücken suchen 
muß, verunsichert alle, die in die Zukunft weisende 
Entscheidungen zu treffen haben. 

320 . Die vier Ziele, die der Sachverständigenrat 
seiner Arbeit zugrundezulegen hat, sind gravierend 
verletzt: 

— Von einem hohen Beschäftigungsstand ist die 
Wirtschaft weiter entfernt als in der Rezession 
von 1975. Im kommenden Jahr werden über ein- 
einhalb Millionen Menschen ohne Arbeit sein. 

— Das Ziel eines stabilen Preisniveaus wird gegen- 
wärtig fast ebenso weit verfehlt wie nach der er- 
sten Ölpreiskrise. Nur allmählich ebbt die Preis- 
welle ab, die sich aus der Abwertung der D-Mark 
ergab. 

— Das außenwirtschaftliche Gleichgewicht ist trotz 
rückläiifiger Leistungsbilanzdefizite noch so 
stark gestört, daß der Spielraum für Zinssenkun- 
gen bisher eng geblieben ist. 

— Das wirtschaftliche Wachstum leidet unter der 
Investitionsschwäche. Die Produktionskapazitä- 
ten wachsen nur langsam, zusätzliche Arbeits- 
plätze entstehen keine. Produktion und Realein- 
kommen stagnieren oder nehmen nur wenig 
zu. 

321 . Der Pessimismus hat zugenommen, er ist grö- 
ßer als es der zweifellos schwierigen Lage ent- 
spricht. Zu wenige wagen im Augenblick aiif jene 
Dynamik zu setzen, die allein eine Entspannung am 
Arbeitsmarkt bringen kann. Zögern scheint weniger 
riskant zu sein als Handeln. Alle warten auf niedrige 
Zinsen und einen kräftigen Impuls aus der Weltwirt- 
schaft. Aber auch im Ausland türmen sich die Pro- 
bleme. Vom Angebot her ist die deutsche Wirtschaft 
auf einen wachsenden Weltmarkt ausgelegt. Jahr- 
zehntelang ist sie damit gut gefahren. Jetzt trifft das 
zusammen, was im Fahrplan der Wirtschaftspolitik 
eigentlich nicht vorgesehen ist — Stabilisierungs- 
krisen draußen und hier der Verlust an wirtschafts- 
politischem Handlungsspielraum. 


Aus der Weltwirtschaft kommt keine Führung 

322 . Die Welt vermag sich nur langsam aus ihrer 
wirtschaftlichen Lähmung zu befreien, die zu einem 
bedrohlichen Anschwellen der Arbeitslosigkeit ge- 
führt hat. In allen Ländern versucht die Wirtschafts- 
politik, wieder handlungsfähig zu werden. Das ist 
ein mühsames Unterfangen, da hartnäckige Infla- 
tionsprobleme, defizitäre Staatshaushalte, erstarrte 
Angebotsstrukturen, Abhängigkeit vom OPEC-Öl 
und latente Verteilungskonflikte den Weg versper- 
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ren. Die Wirtschaftspolitik, mit der sich Großbritan- 
nien und die Vereinigten Staaten um Lösungen be- 
mühen, bricht mit der Vergangenheit, stößt aber auf 
Skepsis und Mißtrauen. Großbritannien hat die tiefe 
Rezession immer noch nicht überwunden. In Konti- 
nentaleuropa sucht Frankreich einen Neubeginn in 
der Wirtschaftspolitik, der von den Partnerländern 
mit Sorge verfolgt wird. Aber auch in den Ländern, 
in denen es die Risiken des Kurswechsels nicht gibt, 
mangelt es an Vertrauen in die Fähigkeit der Wirt- 
schaftspolitik, der Probleme Herr zu werden. Die 
Kapitalanleger fordern für die Unsicherheit in der 
Welt einen hohen Zins. Letztlich schlagen alle unge- 
lösten Probleme auf den Preis, der für die Hergabe 
von Geld verlangt wird. Die Geldpolitik sieht sich da- 
bei in die Enge getrieben. Da andere nicht für Bedin- 
gungen sorgen, die solides Wirtschaften erlauben, ist 
ein auf mehr Stabilität zielender Kurs mit Geldzin- 
sen verbunden, die jede Investitionsdynamik er- 
drücken. Nur Japan hat bisher diesem Dilemma mit 
einer Wirtschaftspolitik entgehen können, die den 
Anpassungsaufgaben in einer Weise gerecht wird, 
die die Geldpolitik nicht überfordert. 

323. Hohe Zinsen zeigen die Richtung, in der nach 
Lösungen gesucht werden muß. Die Einsicht ist grö- 
ßer geworden, daß die ungelösten Probleme über- 
wiegend aus Störungen erwachsen, deren Ursprung 
tiefer liegt als bei der gesamtwirtschaftlichen Nach- 
frage. Handelte es sich in der Welt gegenwärtig nur 
um eine nachfrageseitig verursachte Unterausla- 
stung der Produktionskapazitäten, würden nicht 
hohe und teilweise noch steigende Inflationsraten 
mit Stagnation und zunehmender Arbeitslosigkeit 
einhergehen. Der Druck des Überangebots würde 
dafür sorgen, daß der Preiswettbewerb schärfer 
wird und die Inflation zurückweicht, wie es in frühe- 
ren Rezessionsphasen der Fall war. In einer Situa- 
tion des Nachfragemangels, in der die Ertragseiwar- 
tungen auf einem Tiefpunkt sind, sollten eigentlich 
auch die Zinsen nicht hoch bleiben oder gar noch 
steigen. Wenn dies anders ist, so hängt das damit zu- 
sammen, daß überall ein hoher staatlicher Kreditbe- 
darf auf dem Kapitalmarkt lastet und die Kapitalan- 
leger einen fortdauernden Bedarf an Inflationsbe- 
kämpfung und Unsicherheit über deren Erfolg ins 
Kalkül zu nehmen haben und sich auch sonst allent- 
halben erhöhten Risiken der Unternehmen sowie 
der Möglichkeit einer weltweiten Kapitalknappheit 
gegenübersehen. Kapital könnte auch dann in der 
Welt für längere Zeit teuer bleiben, wenn die ver- 
meidbaren Anlagerisiken wegfielen, die Kapital- 
nachfrage aber kräftig steigt, weil das, was an Pro- 
duktionskapazitäten und Arbeitsplätzen heute fehlt, 
in Zukunft zu mehr Investitionen führt, die Beschäf- 
tigungsprobleme also an ihrem Ursprung gelöst wer- 
den. Diese Zusammenhänge verkennt, wer die Geld- 
politik in den Vereinigten Staaten oder anderswo 
wegen der hohen Zinsen auf die Anklagebank zi- 
tiert. Aus einer so verspannten Situation wie der von 
heute kann die Geldpolitik nicht herausführen. Frei- 
lich brauchen die Zinsen nicht überall gleich hoch zu 
sein. 

324, Bis zu einer echten Lösung der Probleme ist es 
ein langer Weg. Die Wirtschaftspolitik ist überall 
eingekeilt von den Forderungen nach Sicherung der 


Einkommenspositionen, nach umfassendem sozia- 
len Schutz vor wirtschaftlichen Risiken, nach einem 
ungeschmälerten Angebot an staatlichen Dienstlei- 
stungen und nach einer heileren Umwelt. So ver- 
ständlich diese Forderungen auch sind, sie können 
nur schwer erfüllt werden, wenn sie als Vorbedin- 
gung wirtscheiftlichen Handelns verstanden werden, 
und nicht als dessen Ergebnis. Es fehlt dann an dem 
Spielraum, den die Wirtschaftspolitik braucht, um 
im Interesse der Beschäftigung und der sozialen Si- 
cherheit für Bedingungen zu sorgen, die mehr Dyna- 
mik zulassen. Allenthalben herrscht Zweifel,, ob die 
Regierungen sich diesen Spielraum verschaffen 
können. Geht es doch um Lösungen, bei denen nicht 
jeder gleich am Anfang gewinnen kann. Auch da, wo 
man es mit rigorosen Lösungsansätzen versucht, 
bleiben Zweifel solange wach, wie die Wirtschaftspo- 
litik Erfolge nicht auf ihrer Seite hat. Es fehlt an ei- 
nem erprobten Konzept, das der Wirtschaftspolitik 
in der Welt und den Erwartungen als Orientierung 
dienen könnte. 

325. Defizitäre Staatsfinanzen sind unmittelbarer 
Niederschlag des Problemdrucks. Staatsdefizite, die 
darauf beruhen, daß die Leistungen, zu denen der 
Staat sich verpflichtet hat, höhere Belastungen mit 
sich bringen, als die Bürger ohne Minderung ihres 
Leistungswillens zu tragen bereit sind, laufen auf 
eine Vernichtung von Sparkapital hinaus. Über die 
Staatshaushalte wird ein großer Teil der freiwilligen 
Ersparnisse einer konsumtiven Verwendung zuge- 
führt. Viele Länder sind offenbar an einem solchen 
Punkt angelangt. Nicht umsonst bemißt sich der 
Vertrauensvorschuß, der einer Regierung einge- 
räumt wird, heute danach, wie sie ihre Haushaltsde- 
fizite unter Kontrolle zu bringen vermag. Die Regie- 
rung der Vereinigten Staaten mußte das ebenso er- 
fahren wie die der Bundesrepublik. Zu Investitions- 
aufgaben, die alle Industrieländer lösen müssen, um 
Arbeitsplätze zu schaffen, um die Produktionsanla- 
gen zu erneuern und um teures Öl zu ersetzen, pas- 
sen hohe Staatsdefizite überhaupt nicht. Sie lassen 
sich unter diesen Umständen nur finanzieren bei ei- 
nem Zins, der die drängenden Investitionsaufgaben 
nicht in genügendem Umfang zum Zuge kommen 
läßt. Die Notwendigkeit von mehr Investitionen be- 
streitet heute niemand. Kaum eine Regierung hat 
aber ein Konzept verwirklicht, das diese Investitio- 
nen hervorbringt. 

326. Obwohl im Verteilungsstreit weitgehend Waf- 
fenruhe herrscht, ist von der Lohnpolitik nur in we- 
nigen Ländern Entlastung für die Wirtschaftspolitik 
zu erwarten. Wo die Reallöhne sinken, ist dies in der 
Regel nicht Ergebnis freiwilliger Zurückhaltung bei 
den Tarifvereinbarungen, sondern Folge unerwartet 
beschleunigter Preissteigerungen. Großes Investi- 
tionsvertrauen können solche Reallohnsenkungen 
nicht begründen. Denn sie stehen unter dem Vorbe- 
halt der Korrektur in der kommenden Lohnrunde. 
Eine Beschleunigung der Inflation läßt zudem die 
Zinsen steigen und erhöht die Gefahr, daß später 
eine Stabilisierungskrise notwendig wird. Über eine 
nachgiebige Haltung gegenüber der Inflation läßt 
sich die Dynamik nicht zurückgewinnen. Inflation 
verunsichert, sie ermutigt nicht. 
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327 . Ohne daß mehr Dynamik in der Weltwirt- 
schaft aufkommt, kann sich auch die deutsche Wirt- 
scheift nur schwer aus der Erstarrung lösen. Das 
Warten auf den warmen Wind steigender Auslands- 
nachfrage und fallender Zinsen kann aber kein Er- 
satz für wirtscheiftspolitische Anstrengungen sein. 
Die hohe Arbeitslosigkeit fordert alle heraus. Hohe 
Zinsen im Ausland sind kein Schicksal für uns. Der 
Stabilitätsvorsprung, den die Bundesrepublik im- 
mer noch besitzt, und die Besserungstendenz in der 
Leistungsbilanz lassen hoffen, daß sich für die 
D-Mark wieder eine anhaltende Aufwertungserwar- 
tung herausbildet; vor allem der Staat und die Tarif- 
parteien müssen dazu ihren Beitrag leisten. Den Tri- 
but, den die Geldkapitalbesitzer in der verunsicher- 
ten Welt von heute fordern, brauchen die Länder 
nicht zu leisten, die verläßliche Anlagemöglichkei- 
ten bieten. Darin liegt auch eine Chance für die Bun- 
desrepublik. 


Das Beschäftigungsdilemma 

328 . Keine Fehlentwicklung in der deutschen Wirt- 
schaft ist gravierender als die hohe und weiter stei- 
gende Arbeitslosigkeit, Die Anzahl der Arbeitsplätze 
schrumpft, obwohl die Anzahl der Arbeitsuchenden* 
kräftig zunimmt. Daß dies in anderen Ländern nicht 
anders ist, kann denen kein Trost sein, die keinen 
Arbeitsplatz haben oder um ihren Arbeitsplatz ban- 
gen. Soziale Sicherung, so wichtig sie ist, kann kein 
Ersatz für Erwerbschancen sein, auch dann und 
möglicherweise gerade dann nicht, wenn sie großzü- 
gig angelegt ist Jede echte Lösung des Beschäfti- 
gungsproblems verlangt mehr als Geld. Sie braucht 
aber nicht einmal viel zu kosten, wenn Gewerkschaf- 
ten, Unternehmen und Staat sich wechselseitig den 
Vertrauensvorschuß einräumen, der neue Lösungen 
erlaubt. 

329 . Wenn die Zeiten härter werden, kann man 
sich nicht darauf berufen, daß es bisher noch eini- 
germaßen gut gegangen ist Entweder rücken dieje- 
nigen, die die Verantwortung tragen, zusammen und 
suchen gemeinsam nach einer Lösung, oder sie 
flüchten in den Konflikt. Konflikte können unver- 
meidbar sein, wenn verkrustete Strukturen nur so 
— das heißt mit hohen Kosten — aufzubrechen sind. 
Das mag in anderen Ländern der Fall sein, ist es 
aber nicht in einem Land, das seinen Wohlstand und 
seine Stabilität nicht zuletzt darauf gegründet hat, 
daß die gesellschaftlichen Gruppen ihre Gegensätze 
ohne gravierende Konflikte ausgetragen haben. In 
der Bundesrepublik sollte es nach wie vor die 
Chance geben, daß die Lösung des Beschäftigungs- 
problems auf der Basis eines Konsens gefunden 
wird. 

330 . Neue Lösungswege sind jedoch vonnöten. Das 
herkömmliche Instrumentarium der Beschäfti- 
gungspolitik versagt. Weil gegenwärtig trotz Stagna- 
tion und zunehmender Arbeitslosigkeit die Infla- 
tionsraten noch steigen und die Zinsen nicht rasch 
genug sinken, sind die Selbstheilungskräfte 
schwach. Zugleich kann sich die Wirtschaftspolitik 


deshalb nicht drehen und wenden. Die Erwartung, 
daß es jetzt besonders günstig ist zu kaufen und zu 
investieren, kann sich nicht herausbilden. Exporter- 
folge müssen mit einer Abwertung bezahlt werden, 
die Inflationsimport mit sich bringt und mit hohen 
Zinsen einhergeht. Eine auf mehr Nachfrageexpan- 
sion zielende Wirtschaftspolitik läuft sogar Gefahr, 
daß sie die Situation noch verschärft. Denn sie muß 
gegen das Mißtrauen des Marktes ankämpfen. Kre- 
ditfinanzierte Ausgabenprogramme treiben die Zin- 
sen eher nach oben, als daß sie die Erwartungen um- 
drehen und damit zu einer Initialzündung werden. 
Selbst jener Teil der Arbeitslosigkeit, der als kon- 
junkturbedingt gelten kann, läßt sich kaum wirksam 
bekämpfen, ganz zu schweigen von jenem größeren 
Teil, hinter dem ein nur langsam behebbarer Man- 
gel an Arbeitsplätzen steht. 

331 . Rund eine halbe Million Arbeitsplätze sind 
derzeit unbesetzt, weil die Konjunktur stockt. Da- 
hinter steht die konjimkturbedingte Unterausla- 
stung der Produktionskapazitäten (Ziffer 115). Eine 
konjunkturelle Erholung, die schon bald auf den Ar- 
beitsmarkt übergreift, steht zwar nicht unmittelbar 
bevor. Die konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit wird 
vorerst sogar weiter ansteigen. Bei einer späteren 
Erholung der Konjunktur kann aber der größte Teil 
dieser Arbeitsplätze wieder besetzt werden. 

332 . Das eigentliche beschäftigungspolitische Pro- 
blem liegt tiefer. Schätzungsweise sind für minde- 
stens eine Million Arbeitsuchende gegenwärtig 
überhaupt keine Arbeitsplätze vorhanden (Zif- 
fer 141). Sie müssen durch Investitionen erst ge- 
schaffen werden. Eine wachsende Erwerbsbevölke- 
rung bei Mangel an Investitionen in neue Arbeits- 
plätze läßt die Arbeitsplatzlücke sogar noch größer 
werden. Die tieferen Ursachen dieser Lücke kann 
die Wirtschaftspolitik nicht einfach aus der Welt 
schaffen: Ein Kostenniveau, das seit 1974/75 an- 
scheinend nicht mehr richtig ins Lot gekommen ist, 
gestörte Bedingungen für Strukturwandel und 
Neuerungen, Steuern, Subventionen und Sozialge- 
setze, die anreizschädlich sind, Investitionshürden, 
die durch Gerichte, Behörden und Bürgerproteste 
errichtet wurden. Die allmählichen Fortschritte bei 
der Verbesserung der Investitionsbedingungen, die 
in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre erzielt wer- 
den konnten, haben nicht ausgereicht, den erneuten 
Ölpreisschub ohne gravierende Folgen für die Be- 
schäftigung aufzufangen. Die hohen Zinsen haben 
schließlich die Investitionsdynamik versanden las- 
sen. Eine Klimawende, wie sie notwendig wäre, um 
den Mangel an Arbeitsplätzen zu beseitigen, ist 
nicht in Sicht. Kleinere Änderungen der wirtschafts- 
politischen Rahmendaten dürften kaum noch aus- 
reichen. Mehr ist notwendig: Ein Neubeginn im Zu- 
sammenspiel all derer, die beschäftigungspolitische 
Verantwortung tragen. 

333 . Zwischen dem, was im Interesse der Beschäf- 
tigung dringend erforderlich erscheint, und dem, 
was lohnpolitisch und wirtschaftspolitisch offenbar 
als realisierbar gilt, klafft eine große Lücke. Wenn 
Arbeitslosigkeit nicht zum Stigma der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung werden soll, muß sich das än- 
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dem. Der Verweis auf die späten achtziger Jahre, in 
denen der Arbeitsmarkt aus demographischen 
Gründen entlastet wird, darf kein Vorwand sein, die 
Probleme von heute und morgen zu verdrängen. Das 
alte Spiel, daß jeder, der Mitverantwortung trägt, die 
Hauptverantwortung bei anderen findet, führt nicht 
weiter. Niemand ist von der Verantwortung frei, in 
seinem Bereich neue Handlungsspielräume zu er- 
schließen und zu nutzen. 

334. Auf der Seite der Gewerkschaften argumen- 
tiert man, daß Zurückhaltung bei künftigen Tarifer- 
höhungen für die Arbeitnehmer nur dann akzepta- 
bel sei, wenn durch die Geldpolitik oder durch öf- 
fentliche Investitionsprogramme sichergestellt wer- 
de, daß wirklich mehr Arbeitsplätze geschaffen wür- 
den. Eine solche Strategie birgt Risiken und Chan- 
cen. Die Risiken liegen in den Gefahren für die Geld- 
wertstabilität, den Wechselkurs und den längerfri- 
stigen Zins, wenn die Lockerung der Geldpolitik 
oder die Auflage eines Investitionsprogramms als 
Signal für die Abkehr von einer stabilitätsorientier- 
ten Wirtschaftspolitik verstanden wird. Sie werden 
auch darin gesehen, daß man versuchen könnte, die 
Beschäftigungswirkungen auf dirigistische Weise zu 
sichern. Die Chancen könnten darin liegen, daß mög- 
licherweise eine qualitative Änderung der lohnpoli- 
tischen Strategie erreicht wird, die Vertrauen grün- 
det, das Spielraum für Zinssenkungen und Investi- 
tionen schafft. Was überwiegt, läßt sich im vorhinein 
schwer sagen. Der Vorschlag könnte jedoch Aus- 
gangspunkt für einen Dialog zwischen den Tarifpar- 
teien und den wirtschaftspolitischen Entscheidungs- 
trägern sein, läßt er doch die Richtung erkennen, in 
der Tarifparteien und Staat gemeinsam Lösungen 
suchen müssen. 


Ein beschäftigungspolitischer Konsens 

335. Wie schwierig die Situation gegenwärtig ist, 
wird deutlich an den Aufgaben, vor die Gewerk- 
schaften, Arbeitgeber und die Wirtschaftspolitik im 
Hinblick auf die Zuspitzung der Beschäftigungs- 
probleme heute gestellt sind: 

— Die Gewerkschaften müssen sich fragen, ob die 
Sicherung und Steigerung der Reallöhne oder die 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in 
ihrer tarifpolitischen Konzeption Vorrang haben 
soll. Beides zugleich läßt sich bei unveränderten 
lohnpolitischen Positionen in den kommenden 
Jahren wohl kaum realisieren. Nur ein kräftiges 
Wachstum der Wirtschaft könnte sie aus dieser 
Zwickmühle befreien. 

— Die Arbeitgeber müssen prüfen, wie sie eine 
Strategie, die über eine beschäftigungsorien- 
tierte Lohnpolitik und über mehr Investitionen 
zu mehr Arbeitsplätzen führt, für die Arbeitneh- 
mer akzeptabler machen können. Eine breit an- 
gelegte Offerte zur Gewinn- und Vermögensbe- 
teiligung der Arbeitnehmer könnte dazu beitra- 
gen. 

Eine allmähliche Entkrampfung der Situation wäre 
möglich, wenn sich die Gewerkschaften und Arbeit- 


geber auf der Basis solcher Abwägungen über einen 
neuen beschäftigungspolitischen Konsens verstän- 
digen könnten. Der Vertrauensvorschuß, den sich 
die Tarifparteien gegenseitig gewähren, würde auch 
auf die Geldpolitik und die Finanzpolitik ausstrah- 
len und deren Handlungsraum vergrößern: 

— Die Bundesbank könnte — derart abgeschirmt 
gegen Vertrauensrisiken — mehr als jetzt mög- 
lich erscheint dafür sorgen, daß sich die mone- 
täre Expansion wieder spürbar beschleunigt und 
die Zinsen schneller sinken. In der Rolle des 
Zinsführers nach unten würde sie ihren Beitrag 
zur Normalisierung der Investitionstätigkeit lei- 
sten (Ziffer 404). 

— Die Finanzpolitik wäre mit solcher Rückendek- 
kung von seiten der Tarifparteien ebenfalls in 
der Lage, einen größeren Spielraum für arbeits- 
platzschaffende Investitionen im öffentlichen 
wie privaten Bereich zu erschließen. Das Ziel der 
Konsolidierung brauchte und dürfte darüber 
nicht ins Hintertreffen geraten. 

Aus der gegenwärtigen Situation heraus einen be- 
schäftigungspolitischen Neubeginn zu finden, ist 
eine schwierige Führungsaufgabe. Überall muß der 
Spielraum erst gewonnen werden. Das mag um so 
eher gelingen, je unmittelbarer alle Maßnahmen 
darauf ausgerichtet sind, daß Arbeitsplätze gesi- 
chert oder geschaffen werden. Das würde Mißtrauen 
auf seiten der Arbeitnehmer den Boden entziehen. 

336. Ein beschäftigungspolitischer Konsens der 
Tarifparteien ist auch deshalb so wichtig, weil eine 
Erhöhung der Staatsdefizite derzeit kaum in Be- 
tracht kommt. Hohe Defizite des Staates — genauer: 
Maßnahmen, für die sie stehen — sind in beschäfti- 
gungspolitisch schwierigen Situationen nur hilf- 
reich, wenn die Wirtschaftspolitik das Vertrauen der 
Wirtschaft und der Bevölkerung hat. Maßnahmen, 
mit denen der Staat die Wirtschaft zu beleben ver- 
sucht, entstammen einem Konzept, das nicht zuletzt 
entworfen wurde, um mit dem Problem von Vertrau- 
ensstörungen in einem als instabil vorgestellten 
Marktsystem fertig werden zu können. Die Ratio 
dieses Konzepts ist es, für einen Vorlauf des Ver- 
trauens gegenüber der tatsächlichen Entwicklung 
zu sorgen, weil sonst die tatsächliche Entwicklung 
sich nicht ausreichend rasch bessert. Das setzt je- 
doch ein Vertrauen in die mittelfristige Solidität der 
Staatsfinanzen voraus, das es derzeit nicht gibt, 
gleichviel aus welchen Gründen. Es wiederherzu- 
stellen, ist daher eine selbständige Aufgabe gewor- 
den, und die Regierung ist genötigt, ihr Vorrang zu 
geben. Solange diese Aufgabe ungelöst ist, muß von 
anderen für den Vertrauensvorlauf gesorgt wer- 
den. 

337. Gewerkschaften und Arbeitgeber sollten sich 
im Rahmen der Tarifautonomie darauf einigen, daß 
das vorrangige Ziel der kommenden Jahre darin be- 
steht, mehr als eine Million neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. Es wäre ein Konsens darüber anzustreben, 
daß für eine Reihe von Jahren der volkswirtschaftli- 
che Produktivitätsfortschritt für diese Aufgabe ge- 
nutzt werden soll. Bei der Tariflohnpolitik würde 
dann die Sicherung der Reallöhne im Vordergrund 
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stehen. Durch geeignete Vereinbarungen zur Ge- 
winn- und Vermogensbeteiligung breiter Schichten 
der Arbeitnehmer wäre anzustreben, daß sich dabei 
die Einkommens- und Vermögensverteilung nicht 
strukturell zu Lasten der Arbeitnehmer verschiebt. 
Für eine Korrektur der gegenwärtig konjunkturell 
stark verzerrten Verteilungsrelationen müßte Raum 
bleiben. Dieser Korrekturbedarf ist im Prinzip nicht 
umstritten. Es kommt zunächst darauf an, daß sich 
die Wirtschaft wieder erholt. Die Tarifparteien dür- 
fen aber nicht allein das im Auge behalten, sondern 
müßten auch versuchen, sich über den mittelfristi- 
gen Kurs im Grundsatz zu verständigen. Je besser 
das gelingt, um so eher sind sinkende Zinsen und 
eine investitionsfreundlichere Finanzpolitik mög- 
lich. Wenn in den nächsten Jahren einige hundert- 
tausend Arbeitsplätze geschaffen und zugleich die 
Reallöhne und die soziale Sicherung annähernd ge- 
halten werden könnten, wäre das schon ein guter Er- 
folg dieser Politik. 

338 . Eine Beteiligung der Arbeitnehmer an den 
Unternehmensgewinnen und der Kapitalbildung, 
die zur Lösung der Beschäftigungsprobleme erfor- 
derlich sind, müßte ein tragendes Element der 
grundsätzlichen Verständigung sein. Modelle einer 
Gewinn- und Vermögensbeteiligung sind in den letz- 
ten Jahren eingehend erörtert worden, auch der 
Sachverständigenrat hat sich mehrfach dazu geäu- 
ßert, zuletzt im Jahresgutachten 1976 (JG 76 Zif- 
fern 361 ff.). In vielen Unternehmen gibt es schon 
seit Jahren die eine oder andere Form der Arbeit- 
nehmerbeteiligung am Gewinn oder am Kapital. Die 
steuerlichen Hürden, die dem vielfach noch entge- 
genstehen, sind offenbar nicht unüberwindbar, 
wenngleich sie im Einzelfall gravierend sein mögen. 
Die Arbeitgeberorganisationen haben sich in den 
letzten Jahren gegenüber der Ertrags- und Kapital- 
beteiligung eher zurückhaltend gezeigt. Allzu unter- 
schiedlich waren die Interessen, aber auch die er- 
warteten Auswirkungen solcher Pläne bei den Mit- 
gliedsunternehmen. Viele befürchten wohl auch 
eine weitere Ausdehnung der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer oder wollen den Gesellschafterkreis 
nicht ausdehnen. Es gibt aber auch Unternehmer, 
die raten, solche Risiken nicht allzu hoch zu bewer- 
ten. Tarifvertragliche Vereinbarungen zur Gewinn- 
und Vermögensbeteiligung könnten sich auch auf 
den Umfang der Mitspracherechte erstrecken. 

339 . Im Hinblick auf die nächste Lohnrunde disku- 
tieren die Gewerkscheiften über eine sogenannte Ta- 
rifrente. Ältere Arbeitnehmer sollen, so der Grund- 
gedanke, statt mit 63 Jahren einige Jahre früher aus 
dem Betrieb ausscheiden oder ihre Arbeitszeit 
schrittweise reduzieren können und für diese Zeit 
weiter Lohn, wenn auch nicht den vollen, vom bishe- 
rigen Arbeitgeber erhalten. Man verspricht sich vom 
Ausscheiden älterer Arbeitnehmer, daß Arbeits- 
plätze frei werden, die von Jüngeren eingenommen 
werden könnten, eine Erwartung, wegen der sich 
möglicherweise mehr Arbeitnehmer, als eigentlich 
äazu bereit sind, gedrängt sehen könnten, das Ange- 
bot anzunehmen. Über die Kosten einer solchen Re- 
gelung zugunsten der Älteren gehen die Schätzun- 
gen von Gewerkschaften und Arbeitgebern ausein- 


ander, vor allem deshalb, weil man nicht genau weiß, 
wie viele Arbeitnehmer sie in Anspruch nehmen 
könnten und sie in Anspruch nehmen würden. Die 
Kosten mindern auf jeden Fall den Spielraum, der in 
den nächsten Jahren für Lohnerhöhungen und an- 
dere Leistungen der Unternehmen zur Verfügung 
steht, auch solche im Rahmen einer Gewinn- und 
Vermögensbeteiligung. Wie viele Arbeitsplätze frei 
werden oder in welchem Umfang die Unternehmen 
die Regelung benutzen, um den Personalbestand zu 
vermindern, kann kaum abgeschätzt werden. In eine 
offensive Strategie zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit paßt eine solche Maßnahme nur schwer hin- 
ein. 

340 . Die Geldpolitik hat einen doppelten Beitrag zu 
erbringen. Sie muß auf ein höheres Maß an Stabili- 
tät zielen und gleichzeitig darauf achten, daß der 
Spielraum für Zinssenkungen ausgeschöpft wird. Im 
Zinsniveau sieht die Bundesregierung die Schlüssel- 
größe für eine wirtschaftliche Erholung. Sie erwar- 
tet im besonderen, daß das internationale Zinsni- 
veau sinkt, zumindest daß die Beschlüsse zur Konso- 
lidierung des Haushalts und die Aktivierungsten- 
denz in der Leistungsbilanz der Bundesrepublik ei- 
nen sinkenden Zins erlauben. In der Tendenz ist 
dies sicher eine zutreffende Einschätzung, wenn- 
gleich im Hinblick auf die internationalen Zinsen 
allzu viel Zuversicht nicht am Platze ist. Von einer 
Zinssenkung sollte man sich jedoch nicht mehr ver- 
sprechen als eine Normalisierung der Konjunktur. 
So wie die Dinge liegen, eröffnet auch ein Zinsrück- 
gang um einige Prozentpunkte noch keine mittelfri- 
stige Perspektive für einen raschen Abbau der Ar- 
beitslosigkeit. Immerhin müßten das Bruttosozial- 
produkt auf mittlere Sicht um etwa 3 vH und die Un- 
ternehmensinvestitionen um etwa das Dreifache da- 
von je Jahr zunehmen, wenn Erfolge erreicht wer- 
den sollen. Die Zinsen allein können das wohl kaum 
bewirken. Eine Strategie, die auf rasche Zinssen- 
kungen setzt, könnte sogar lange ohne Erfolg blei- 
ben. Denn letztlich können die Zinsen nur in dem 
Maße sinken, wie man in der Lohnpolitik und der Fi- 
nanzpolitik Vorbedingungen dafür schafft. 

341 . Auch im Hinblick auf sichere Reallöhne in den 
nächsten Jahren ist wichtig, daß die Geldpolitik auf 
Stabilitätskurs bleibt. Wieviel die Löhne, die gezahlt 
werden, wert sind, darüber entscheidet in hohem 
Maße der Wechselkurs der D-Mark. Gerade im 
Jahre 1981 mußten die Arbeitnehmer das schmerz- 
lich erfahren. Je größer die Stabilität und je günsti- 
ger das Klima für Investitionen und Innovationen in 
der Bundesrepublik ist, um so größer ist die Wahr- 
scheinlichkeit, daß über einen steigenden Kurs der 
D-Mark auch die Preise der Güter für die Lebenshal- 
tung sinken. Auch deshalb muß das Ziel, die Infla- 
tionsrate im nächsten Jahr zurückzuführen, Grund- 
linie der Geldpolitik sein. Die Stabilitätsrisiken dür- 
fen nicht unterschätzt werden. Denn die Gefahr ei- 
ner Anpassungsinflation ist nicht endgültig gebannt. 
Drastische Preiserhöhungen für Stahl und staatli- 
che Dienstleistungen stehen ins Haus. Die Bundes- 
bank darf keine Unsicherheit aufkommen lassen, 
schon um das neu entstandene Vertrauen in die 
D-Mark nicht wieder aufs Spiel zu setzen. 
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342 . Die Geldpolitik wird um so eher sinkende Zin- 
sen hervorbringen, je mehr Unterstützung sie von 
der Finanzpolitik erfährt. Bei freiem internationa- 
lem Kapitalverkehr und Unsicherheit hinsichtlich 
des Außenwerts der Währung ist man nicht frei, die 
Höhe der Staatsdefizite frei zu wählen, ohne mas- 
sive negative Rückwirkungen auf die Zinsen und 
das Preisniveau zu riskieren, selbst in der Rezession 
nicht. Eg ist dies eine der Stellen, an denen sich als 
offensichtlich falsch erwies, daß zumindest in einer 

* Rezession eine Defizitpolitik des Staates im wesent- 
lichen nur wohltuende Auswirkungen haben werde. 
Man mag dagegen halten, daß der Staat als Kredit- 
nachfrager doch nicht prinzipiell anders zu sehen 
sei als das Unternehmen, an dessen Stelle er trete, 
wenn — wie in der Rezession — die private Investi- 
tionstätigkeit darniederliegt. Das kann zutreffen. 
Man kann den Kreditgebern im Inland und Ausland 
aber nicht befehlen, es so zu sehen. Diese neigen nun 
einmal zu der Auffassung — und sie haben dafür ja 
auch gute Gründe — , daß hohe öffentliche Defizite 
letztlich im Konsum wurzeln und damit eine Vorbe- 
lastung der Zukunft bewirken, daß sie nur allzuoft 
nicht, wie man vorgibt, lediglich dem Ausgleich kon- 
junktureller Nachfrageschwankungen dienen, son- 
dern die Folgen zu geringer Anpassungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft, die Folgen zu hoher Ansprüche 
an die Produktionsmöglichkeiten widerspiegeln 
oder überspielen sollen, allemal also ein „Über-die- 
Verhältnisse-Leben“ anzeigen, das früher oder spä- 
ter in Inflation enden oder durch Restriktionspolitik 
beseitigt werden muß, in beiden Fällen zu hohen 
Zinsen führen wird. Indem die Anleger ihre Disposi- 
tionen möglichst frühzeitig auf diese Erwartung 
gründen, erzwingen sie eine Beschleunigung dessen, 
was sonst möglicherweise erheblich langsamer ab- 
laufen würde. 

343 . Eine konstruktive Rolle des Staates wirft in 
der gegenwärtigen Situation Probleme auf, die nicht 
gering sind. Denn die öffentlichen Kassen sind leer. 
Das Beschäftigungsproblem ist jedoch von einer Di- 
mension, die Resignation nicht erlaubt. Den Spiel- 
raum für eine wachstumsfördernde Finanzpolitik 
hat sich der Staat selbst beschnitten, weil er in den 
vergangenen Jahren die mittelfristigen Probleme ei- 
ner expansiven Ausgabenpolitik nicht ernsthaft ge- 
nug bedacht hat. Die rasch zunehmende Staatsver- 
schuldung hat über mangelndes internationales 
Vertrauen in die Entwicklungsperspektiven der 
deutschen Wirtschaft zu einem Zinsniveau beigetra- 
gen, das die Investitionsdynamik entscheidend ge- 
schwächt hat. Das hohe Zinsniveau läßt sich nicht 
senken, ohne daß das staatliche Defizit eingedämmt 
wird. Aus diesem Grund muß die Konsolidierungs- 
aufgabe, die in ihrem Kern ein mittelfristiges Pro- 
blem ist, auch unter kurzfristigem Aspekt ernst ge- 
nommen werden. 

344 . Die Finanzpolitik hat im Jahre 1981 Maßnah- 
men eingeleitet, die auf eine Konsolidierung der öf- 
fentlichen Haushalte abzielen. Schon Ende 1980 
hatte sie Maßnahmen zur Verringerung der sich ab- 
zeichnenden Staatsdefizite ergriffen, die allerdings 
nur einen ersten Schritt darstellten. Im Interesse 
besserer Bedingungen für private Investitionen sind 


die Konsolidierungsanstrengungen unumgänglich. 
Diese Einsicht allein hatte die Finanzpolitik in den 
letzten Jahren jedoch nicht zu energischen Konsoli- 
dierungsanstrengungen bestimmen können. Erst 
die Vertrauenskrise in bezug auf die Staatsfinanzen 
und den Außenwert der Währung machte deutlich, 
wie dringlich eine größere Kurskorrektur in der 
Haushaltspolitik war. Erhebliche Anstrengungen 
waren nötig, um das strukturelle Defizit um einen 
größeren Betrag zu verringern. Sie gingen allerdings 
teilweise zu Lasten von Ausgaben, die für das wirt- 
schaftliche Wachstum wichtig sind. Auch stehen die 
Entscheidungen über den Fortgang der Konsolidie- 
rung noch aus. Die Umstände, unter denen das Kon- 
solidierungsprogramm erarbeitet wurde, haben das 
Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der Finanzpo- 
litik zusätzlich strapaziert. Wie labil die Situation 
immer noch ist, zeigt sich daran, daß wieder schnell 
Nervosität aufkam, als sich im Herbst 1981 ein grö- 
ßeres konjunkturbedingtes Defizit abzuzeichnen be- 
gann. 

345 . Als Grundsatz hat zu gelten, deiß konjunktur- 
bedingte Defizite durch zusätzliche Kreditaufnahme 
zu finanzieren sind. Denn diese Defizite — gleichviel 
ob sie durch Steuerausfälle oder Mehrausgaben bei 
der Bundesanstalt für Arbeit entstehen — bilden 
sich zurück, sobald sich die Konjunktur erholt. We- 
der Ausgabenkürzungen noch Steuererhöhungen 
sind notwendig, sie zu beseitigen. Der Bund hat sich 
jedoch nicht für eine weitere Kreditaufnahme ent- 
scheiden mögen, als es im Herbst 1981 darum ging, 
Deckung für das größer gewordene konjunkturbe- 
dingte Defizit zu beschaffen. In der Regierung und 
im Parlament wurde befürchtet, daß eine Kreditfi- 
nanzierung das Vertrauen in die Staatsfinanzen wei- 
ter gefährden könnte. Der Bund hat zum größten 
Teil dadurch für Deckung gesorgt, daß er auf einen 
größeren Bundesbankgewinn zurückgreift und die 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung weiter er- 
höht hat. Beides braucht man nicht ohne weiteres 
für falsch zu halten. Im Jahre 1982 steht dem Bund 
ein hoher Bundesbankgewinn zur Verfügung. Die- 
sen zur Schuldentilgung zu benutzen und ein kon- 
junkturbedingtes Defizit in gleicher Höhe durch 
weitere Kredite zu finanzieren, ist brutto genau das, 
was der Bund netto jetzt tut. Und für die Beitragser- 
höhung bei der Arbeitslosenversicherung spricht die 
prinzipielle Überlegung, daß die Defizithaftung des 
Bundes gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit be- 
grenzt werden muß (SG 81 Ziffer 26). Daß der Bund 
darüber hinaus einen kleineren Teil des zusätzli- 
chen konjunkturbedingten Defizits durch weitere 
Kürzungen von Ausgabenansätzen ausgeglichen 
hat, geschah allein aus Respekt vor weiteren Ver- 
trauensrisiken. Andere Gründe, vom Grundsatz der 
Kreditfinanzierung konjunkturbedingter Defizite 
abzuweichen, gab es nicht. Wie Länder und Gemein- 
den die konjunkturbedingten Steuerausfälle, die sie 
treffen werden, ausgleichen, läßt sich noch nicht 
übersehen. Trotz der Kapitalmarktrisiken raten wir 
dazu, den Weg der Kreditfinanzierung zu wählen. 
Das gilt auch für den Fall weiterer konjunkturbe- 
dingter Einnahmenausfälle, für den Bund ebenso 
wie für die anderen Gebietskörperschaften. Ein 
Wettlauf von Einnahmenausfällen und Ausgaben- 


155 




Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


kürzungen würde die konjunkturelle Lage unnöti- 
gerweise belasten. 

346 . Wir geben unseren Ratschlag, die konjunktur- 
bedingten Defizite ohne Ausgabenkürzungen und 
Steuererhöhungen in Kauf zu nehmen, aus der Vor- 
stellung heraus, daß die Aufgabe einer Konsolidie- 
rung der Staatsfinanzen nicht als erledigt angese- 
hen wird, sobald ein konjunktureller Aufschwung 
die öffentlichen Kassen wieder stärker füllt. Das 
Konsolidierungsprogramm, das der Bund mit der 
Vorlage des Haushalts 1982 beschlossen hat, ist dem 
Umfang nach ein angemessener erster Schritt. 

Es geht allerdings weiter darum, daß bald gesetzge- 
berische Maßnahmen getroffen werden, die den 
Fortgang der Konsolidierung nach 1982 sichern und 
die einen größeren Spielraum für wachstumsför- 
dernde Maßnahmen schaffen. Solche Festlegungen 
sind auch notwendig, damit die kreditäre Deckung 
konjunkturbedingter Defizite nicht immer wieder 
Irritation auslöst. Wenn die haushaltspolitische Si- 
tuation bereinigt ist, braucht sich niemand mehr zu 
scheuen, das Richtige zum richtigen Zeitpunkt zu 
tun. 

347 . Auf der Grundlage eines beschäftigungspoliti- 
schen Konsens und eines gesetzgeberisch fundier- 
ten mittelfristigen Konsolidierungspfades könnte 
der Staat sogar das wirtschaftliche Wachstum aktiv 
unterstützen. Es wäre unter diesen Bedingungen 
möglich, wachstumspolitische Maßnahmen, für die 
dann in den Jahren nach 1982 Spielraum entstünde, 
ins Jahr 1982 vorzuziehen. Der Vertrauensvorschuß, 
der sich daraus ergibt, daß der Staat seine Finanzen 
geordnet hat und daß ein beschäftigungspolitischer 
Konsens zustande gekommen ist, würde es erlau- 
ben, d€iß schon für 1982 das getan werden kann, was 
mittelfristig dringend erforderlich ist, gegenwärtig 
aber nicht realisierbar erscheint. 

348 . Wachstumspolitische Maßnahmen sind bei 
der Kürzung der Staatsausgaben in den Schatten ge- 
drängt worden. öffentliche Investitionen sind erheb- 
lich eingeschränkt worden. Trotz des Ziels, private 
Investitionen verstärkt zu fördern, ist seit dem zwei- 
ten Ölpreisschub nur wenig geschehen. Maßgebend 
für die Finanzpolitik der nächsten Jahre sollte sein, 
daß die Steuern, die auf Investitionen lasten, ge- 
senkt werden. Die schwache Verbrauchskonjunktur 
hingegen sollte kein Anlaß für stützende Eingriffe 
sein. Ins Bild eines Anpassungsprozesses, der mehr 
international wettbewerbsfähige Arbeitsplätze ent- 
stehen läßt, paßt keine größere Expansion des priva- 
ten Verbrauchs. Erst mit einer Kräftigung des wirt- 
schaftlichen Wachstums entsteht wieder Spielraum 
für mehr Konsum. 


Dynamik muß von den Investitionen kommen 

349 . Für mehr Investitionsdynamik zu sorgen, ist 
die Hauptaufgabe der Wirtschaftspolitik in den 
nächsten Jahren. Der Staat ist in dreifacher Hin- 
sicht gefordert: er muß Konsolidierungsschäden bei 


den öffentlichen Investitionen beseitigen, er muß 
steuerliche Regelungen schaffen, die das Investi- 
tionskalkül der Unternehmen entlasten, und er muß 
sich noch mehr als bisher darum kümmern, daß in- 
stitutioneile Innovations- und Investitionshemm- 
nisse verschwinden. 

350 . Die öffentlichen Investitionen sind durch die 
seit Jahren anhaltenden Finanzierungsprobleme 
stark in Mitleidenschaft gezogen worden. Die Inve- , 
stitionen des Staates sind im Jahre 1981 um rund 
6 vH gesunken. Im kommenden Jahr werden sie vor- 
aussichtlich um 12 vH zurückgehen, zumal durch die 
Konsolidierungsmaßnahmen des Bundes und der 
Länder finanzielle Lasten auf die Gemeinden 
verlagert werden, wodurch dort der Spielraum für 
die Finanzierung von Investitionen kleiner wird. An 
sich muß ein Rückgang der öffentlichen Investitio- 
nen Wachstums- und beschäftigungspolitisch nicht 
bedenklich sein, wenn dadurch private Investitions- 
entscheidungen nicht behindert werden und wenn 
sich dieser Rückgang allmählich und gemäß dem 
Bedarf vollzieht. Die starken Veränderungen der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verlangen al- 
lerdings auch dem Staat Anpassung ab, die zusätzli- 
che staatliche Investitionsausgaben erfordert. Ein 
Vorziehen wachstumspolitisch erwünschter Maß- 
nahmen ins Jahr 1982 könnte teilweise so aussehen, 
daß die öffentlichen Investitionen weniger als bisher 
vorgesehen gekürzt werden. Das würde die Anlauf- 
schwierigkeiten gering halten, da es sicher viele Pro- 
jekte gibt, die aus Mangel an Finanzierungsmöglich- 
keiten zurückgestellt worden sind. 

351 . Neue Wege müssen auch für die verstärkte 
Förderung der Unternehmensinvestitionen gebahnt 
werden. Der Sachverständigenrat erörtert in diesem 
Gutachten steuerliche Regelungen, die ein günstige- 
res Klima für Investitionen und Innovationen ent- 
stehen lassen könnten (Ziffern 387 ff.). Im Rahmen 
der jüngsten Konsolidierungsbeschlüsse sind die 
Sätze für die degressive und für die beschleunigte 
Abschreibung erhöht worden. Diesen anreizfördern- 
den Maßnahmen steht jedoch die anreizschädigende 
Wirkung anderer Konsolidierungsbeschlüsse gegen- 
über. Weitere Maßnahmen zugunsten der Unterneh- 
mensinvestitionen müßten Bestandteil eines inve- 
stitionspolitischen Pakets sein, das zu einer beschäf- 
tigxmgspolitischen Strategie gehört. 

352 . Für beschäftigungs- und wachstumspolitische 
Impulse kann der Staat schließlich dadurch sorgen, 
daß er Innovations- und Investitionshemmnisse be- 
seitigt, die die Dynamik wirtschaftlicher Aktivitäten 
blockieren. Bereits seit Mitte der siebziger Jahre ha- 
ben sich Klagen über solche Hindernisse gehäuft. 
Über die quantitative Bedeutung der Investitions- 
hemmnisse werden in der öffentlichen Diskussion 
die unterschiedlichsten Zahlen gehandelt. Die Bun- 
desregierung schätzte den Stau von Investitionspro- 
jekten im Jahre 1978 auf 31 Mrd DM. Die Industrie 
bezifferte diesen Investitionsstau im gleichen Jahr 
auf etwa 55 Mrd DM, davon 30 Mrd DM im Bereich 
des Kraftwerkbaues, 19 Mrd DM in der Bauwirt- 
schaft und 6 Mrd DM in der Chemischen Industrie, 
der Mineralölverarbeitung und in sonstigen Berei- 


156 




Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


chen. Für Einzelbereiche wurden weit höhere Schät- 
zungen genannt. In einer aktuellen Umfrage sind 
dem Bundesverband der Deutschen Industrie von 
seinen Mitgliedsverbänden und Landesvertretun- 
gen behinderte Investitionsprojekte in Höhe von 
etwa 30 Mrd DM gemeldet und eine Fülle von Kla- 
gen über Behinderungen vorgebracht worden, bei 
denen aber die Investitionsprojekte nicht konkret 
benannt oder die Investitionshemmnisse nicht ange- 
geben waren. Bei allem Bemühen, Informationen 
über Verzögerungen und Behinderungen von Inve- 
stitionen zusammenzutragen, sollte man nicht über- 
sehen, daß sich damit ein Gesamtbild über die vielzi- 
tierten Investitionshemmnisse wohl kaum gewin- 
nen läßt. Ein Problem ist, was man als normalen 
Zeitbedarf für den Behördenweg von der Planung 
bis zur Realisierung eines Investitionsprojekts an- 
zusetzen und was als Verzögerung oder Blockierung 
zu gelten hat. Auf der anderen Seite dürfte es eine 
Vielzahl von Investitionsprojekten geben, die wegen 
solcher Investitionshemmnisse gar nicht erst in An- 
griff genommen werden. Vor allem in Zeiten, in de- 
nen das allgemeine Investitionsklima schlecht ist, 
dürfte die Aussicht auf vielfältige Hemmnisse oft- 
mals dazu führen, daß potentielle Investitionspro- 
jekte gar nicht erst in die Planungsphase eintre- 
ten. 


353 . Die Ursachen für die Investitionshemmnisse, 
und damit auch die Ansätze zu ihrer Überwindung, 
sind in sehr unterschiedlichen Bereichen zu suchen. 
Zunächst sind es zeitaufwendige Genehmigungsver- 
fahren und kostenträchtige Auflagen, die die private 
Investitionstätigkeit behindern können. Vereinfa- 
chung und Beschleunigung der Verwaltungs- und 
Verwaltungsgerichtsverfahren, Lockerung der Auf- 
lagen sind hier die Stichworte, unter denen nach Ab- 
hilfe gesucht wird. Administrative Regelungen be- 
hindern nicht nur die Ausführung von Großprojek- 
ten, bei denen sich die Fristen zwischen Antragstel- 
lung und Inbetriebnahme teilweise vervielfacht ha- 
ben, auch kleinere und mittlere Unternehmen kla- 
gen in starkem Maße über bürokratische Investi- 
tionshemmnisse. In einer Umfrage, die im Aufträge 
des Bundeskanzleramtes bei mittelständischen Un- 
ternehmen durchgeführt wurde, gaben 29 vH der be- 
fragten Unternehmen an, daß sie bei der Planung 
und Durchführung konkreter Investitionsvorhaben 
durch bürokratische Hemmnisse behindert worden 
seien. Weitere 6 vH beklagten sich in allgemeiner 
Form über solche Hemmnisse, ohne konkret betrof- 
fene Vorhaben zu benennen. 

354 . Trotz vielfältiger Aktivitäten zum Abbau der 
sogenannten bürokratischen Hemmnisse sind 
durchgreifende Verbesserungen kaum zu erkennen. 
Zumeist sind die Regulierungen im Einzelfall recht 
gut zu begründen, und so nimmt es auch nicht wun- 
der, daß eine Behörde die eigentlichen Investitions- 
hemmnisse oftmals weniger in ihrem eigenen Zu- 
ständigkeitsbereich als vielmehr in dem anderer 
Verwaltungen sucht. So haben die Bundesländer, 
gleich nachdem die Bundesregierung im Jahre 1977 
eine interministerielle Arbeitsgruppe beauftragt 
hatte. Umfang, Ursachen und Beschäftigungswir- 


kungen des Investitionsstaus zu ermitteln und Ab- 
hilfemaßnahmen vorzuschlagen, dem Bundeskanz- 
ler Material zum Abbau investitionshemmender 
Vorschriften im Bundesrecht übergeben. Dieses 
wurde durch umfangreiche Länderberichte und 
Stellungnahmen der Fachministerkonferenzen er- 
weitert und schließlich wurden von den Ländern im 
Jahre 1980 konkrete Vorschläge zum Abbau investi- 
tionshemmender Vorschriften im Bundesrecht erar- 
beitet. Die zuständigen Bundesressorts haben diese 
eingehend geprüft und im Februar 1981 dazu Stel- 
lung genommen. Ein Teil dieser Vorschläge hatte 
sich inzwischen erledigt, weil er Gegenstand von 
Verhandlungen im Gesetzgebungsverfahren gewor- 
den war. 45 Vorschläge will die Bundesregierung 
eingehend prüfen, 93 hat sie abgelehnt. Außerdem 
hat sie die Länder erneut gebeten, ihrerseits den 
Landes- und Kommunalbereich nach Möglichkeiten 
zum Abbau von Investitionshemmnissen zu über- 
prüfen. 

355 . Neben einer Straffung und Beschleunigung 
von Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfah- 
ren und partiellen Ansätzen zum Abbau von Hinder- 
nissen, die Investitionen blockieren, scheint es erfor- 
derlich, daß die Frage der staatlichen Eingriffe in 
den Wirtschaftsprozeß grundsätzlicher angegangen 
wird. Es muß nach Lösungsansätzen gesucht wer- 
den, die nicht reglementierend in Einzelentschei- 
dungen eingreifen, sondern einen Rahmen setzen, 
der das Gemeinwohl sichert imd zugleich im einzel- 
nen weitgehende Entscheidungsfreiheit zubilligt. 
Für den Umweltschutz würde dies beispielsweise be- 
deuten, daß man wegkommen muß von der Durch- 
setzung umweltpolitischer Standards über Regelun- 
gen, aufgrund derer staatliche Instanzen über alle 
Einzelheiten entscheiden müssen und neue Anlagen 
nur genehmigen können, solange die Neubelastung 
zusammen mit der schon vorhandenen Belastung 
die insgesamt für zulässig erachtete Grenze nicht 
überschreitet. Eine solche Pohtik wirkt besonders 
lähmend auf Neuinvestitionen. Von mehr markt- 
wirtscheiftlich orientierten Ansätzen, bei denen die 
Umwelt hinsichtlich ihrer Aufnahme von Schadstof- 
fen als knappes Gut betrachtet und behandelt wird, 
kann man hingegen erwarten, daß Investitionen in 
Entsorgungsanlagen angereizt werden und die an- 
gestrebte Verringerung in der Schadstoffabgabe ins- 
gesamt dort zustande kommt, wo sie mit dem gering- 
sten Aufwand erreicht werden kann. In den Verei- 
nigten Staaten gibt es Beispiele dafür, daß eine mehr 
marktwirtschaftlich orientierte Umweltpolitik auch 
administrativ bewältigt werden kann. 

356 . Zur wachstumspolitischen Verantwortung des 
Staates gehört auch, daß Barrieren für die Einfüh- 
rung neuer Technologien aus dem Weg geräumt 
werden. Daß nicht genug zukunftsträchtige Innova- 
tionen getätigt werden, liegt nicht zuletzt daran, daß 
es der Politik an Bereitschaft fehlt, Entscheidungen 
zu treffen, die solchen Innovationen den Weg bah- 
nen. Herausragendes Beispiel hierfür ist neben der 
anhaltenden Debatte um die Kernenergie die Infor- 
mations- und Kommunikationstechnik. In diesem 
allgemein als innovations- und wachstumsträchtig 


157 



Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


angesehenen Bereich wird das Innovationstempo 
überwiegend von politischen Entscheidungen über 
die Medienpolitik und von dem Verhalten der Deut- 
sehen Bundespost bestimmt. Wie stark neue Techni- 
ken in der geschäftlichen und in der privaten Kom- 
munikation sich durchsetzen können, wird wesent- 
lich davon beeinflxißt, welche zusätzlichen Nut- 
zungsmöglichkeiten für die Breitbandverkabelung 
bestehen oder zugelassen sind. Im Bereich der Fern- 
meldegeräte bestimmt die Deutsche Bundespost 
aufgrund des Fernmeldemonopols in entscheiden- 
dem Maße das Innovationstempo. Gerade in diesem 
Bereich dürfte mehr Wettbewerb belebend auf die 
Innovations- und Investitionstätigkeit wirken, wor- 
auf auch die Monopolkommission in ihrem Sonder- 
gutachten über die Rolle der Deutschen Bundespost 
im Fernmeldewesen hinweist (Ziffer 432). 

357 . Das zögernde bis ablehnende Verhalten der 
Politik im Innovationsbereich scheint die Ausprä- 
gung eines weit verbreiteten Widerstands zu sein, 
der der Einführung neuer Technologien ebenso ent- 
gegensteht wie der Durchführung größerer Investi- 
tionsvorhaben. Die mangelnde Bereitschaft, Nach- 
teile zugunsten von Vorteilen für die Allgemeinheit 
in Kauf zu nehmen, und der Widerstand gegen Ver- 
änderungen scheinen ein Ausmaß erreicht zu haben, 
das eine einigermaßen planvolle Abwicklung von 
größeren Investitionsprojekten (vor allem im In- 
frastrukturbereich) nahezu unmöglich macht. Auch 
hier scheint es dringend erforderlich, daß nach 
neuen Formen des Interessenausgleichs gesucht 
wird. Die anhaltenden, gravierenden Beschäfti- 
gungsprobleme, die mit herkömmlichen Instrumen- 
ten der Beschäftigungspolitik nicht überwunden 
werden können, verlangen auch hier nach einer 
Neubesinnung. 


Alternative 

358 . Der Sachverständigenrat soll nach dem ge- 
setzlichen Auftrag die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung unter alternativen Annahmen darstellen. 
Das Durchrechnen von Alternativen zur Status-quo- 
Prognose hat den Vorteil, daß wir die Konsistenz un- 
serer Vorstelltingen über die Wirkungen wirt- 
schaftspolitischer Maßnahmen im gesamtwirt- 
schaftlichen Zusammenhang überprüfen und in 
bündiger Form zum Ausdruck bringen können, wel- 
che Auswirkungen wir von den wirtschaftspoliti- 
schen Maßnahmen auf die gesamtwirtschaftlichen 
Ziele erwarten. Der Nachteil solcher Rechnungen 
ist, daß die quantitativen Ergebnisse eine Genauig- 
keit Vortäuschen, die ihnen nicht zukommt. Die Er- 
gebnisse der Alternativrechnungen sind weniger 
hinsichtlich der Größe als vielmehr hinsichtlich der 
Richtung der Abweichungen zur Status-quo-Pro- 
gnose zu werten. Es sei auch betont, daß die Ergeb- 
nisse solcher Alternativrechnungen selbstverständ- 
lich, wie alle Prognosen und Simulationsrechnun- 
gen, von der Einschätzung der Ausgangslage und 
nicht zuletzt von den Annahmen über die Reaktion 
der am Wirtschaftsleben Beteiligten auf wirtschafts- 
politische Maßnahmen abhängen. 


359 . Wir haben bei der Darlegung von Alternativen 
vor allem Maßnahmen in Betracht zu ziehen, die ge- 
eignet sind, die Wirtschaft den gesamtwirtschaftli- 
chen Zielen näherzubringen. Wir orientieren uns bei 
der Auswahl der konkreten Maßnahmen auch an 
dem, was in der öffentlichen Diskussion eine wich- 
tige Rolle spielt. Die eine oder andere der Maßnah- 
men oder die Maßnahmenkombination, die wir prü- 
fen, mag besonders hohe Erwartungen an das Füh- 
rungskönnen jener stellen, die für Beschäftigung 
und Stabilität Verantwortung tragen. Der Sachver- 
ständigenrat hat jedoch davon auszugehen, daß 
wirtschaftspolitische Vernunft eine reelle Chance 
hat. 

360 . Wir haben für die Rechnung folgende Annah- 
men getroffen: 

— Die Tarifparteien vereinbaren, daß die Lohnrun- 
den der kommenden Jahre im Zeichen der Siche- 
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen und nicht 
in erster Linie im Zeichen der Steigerung der Re- 
’aleinkommen stehen. Dieser Konsens spiegelt 
sich für das Jahr 1982 in Tarif ab Schlüssen wider, 
die deutlich niedriger sind, als wir es in der Sta- 
tus-quo-Prognose unterstellt haben. 

— In der Finanzpolitik kommt es alsbald zu einer 
zweiten Konsolidierungsrunde, in der Entschei- 
dungen getroffen werden, die für die Jahre 1983 
bis 1985 einen weiteren kräftigen Rückgang des 
strukturellen Defizits im Gesamthaushalt der 
Gebietskörperschaften sichern. Zu diesen Be- 
schlüssen gehören weitere Ausgabenkürzungen, 
die Spielraum für wachstumspolitische Maßnah- 
men schaffen. Im Vorgriff auf den so gesicherten 
Spielraum werden schon für das Jahr 1982 wachs- 
tumspolitische Maßnahmen in der Größenord- 
nung von 7 Mrd DM beschlossen, die zum Teil al- 
lerdings erst in den folgenden Jahren kassen- 
wirksam werden. Zum einen sollen die öffentli- 
chen Investitionen um 3 V 2 Mrd DM weniger ge- 
kürzt werden, als wir in unserer Status-quo-Pro- 
gnose unterstellt haben, zum anderen werden 
3 V 2 Mrd DM zur Förderung der privaten Investi- 
tionen bereitgestellt. Da die kompensierenden 
Ausgabenkürzungen — jedenfalls soweit sie Ge- 
setzesänderungen bedürfen — überwiegend erst 
ab 1983 in Kraft treten dürften, ist für 1982 durch 
diese Meißnahmen ein höheres Finanzierungsde- 
fizit angelegt, das aber 1983 wieder entfällt. Diese 
Erhöhung wird in Kauf genommen, da dtirch die 
gleichzeitige Entscheidung über die Konsolidie- 
rungsmaßnahmen glaubhaft wird, daß sie keine 
dauerhafte, sondern nur eine vorübergehende 
Haushaltsbelastung darstellt, und da im übrigen 
der beschäftigungspolitische Konsens die Risi- 
ken für Stabilität und Wachstpm begrenzt. 

— Die Geldpolitik bleibt auch bei niedrigerem Ko- 
sten- und Preisniveauanstieg bei der unter Sta- 
tus-quo-Bedingungen angenommenen Auswei- 
tung der Zentralbankgeldmenge. Soweit sich das 
Vertrauen im Inland und Ausland in die Stabili- 
sierung von Kosten und Preisen und in eine dau- 
erhafte Sanierung des Haushalts verbessert, ge- 
winnt die Bundesbank dabei zusätzlichen Spiel- 
raum für die Senkung der Notenbankzinsen. 
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361. Die Wirkungen dieses Maßnahmenbündels 
bestehen erstens darin, daß der Staat direkt die 
Nachfrage um 3 V 2 Mrd DM erhöht und indirekt pri- 
vate Investitionen anregt. Wie groß das Volumen an 
zusätzlichen privaten Investitionen ist, läßt sich al- 
lerdings nur schwer angeben, denn nicht alle Unter- 
nehmen werden auf die Vergünstigung schon kurz- 
fristig mit einer Aufstockung ihrer Investitionspläne 
reagieren, dafür werden die Unternehmen, die sich 
von den Maßnahmen anregen lassen, ihre Investitio- 
nen um mehr erhöhen, als sie an öffentlichen Mit- 
teln erhalten, und sie mit zusätzlichen eigenen Mit- 
teln oder Krediten finanzieren. Insgesamt erwarten 
wir als Folge der Investitionsförderung eine Zu- 
nahme der privaten Investitionen gegenüber der 
Status-quo-Prognose um etliche Milliarden DM. 

362. Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage wird 
zweitens durch die Veränderung in der Lohnent- 
wicklung berührt. Niedrigere Lohnabschlüsse be- 
deuten — läßt man die positiven Beschäftigungswir- 
kungen zunächst außer acht — ein Minus bei den 
Bruttolöhnen und — vermindert um den Wegfall der 
Abgaben an den Staat — auch bei den verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte. Eine unverän- 
derte Sparneigung unterstellt, werden die nomina- 
len Konsumausgaben — für sich genommen — we- 
niger steigen. 

Der Saldo aus dem Plus bei den öffentlichen und pri- 
vaten Investitionen und dem Minus bei den Kon- 
sumausgaben ist allerdings positiv. Real gesehen ist 
dieser Saldo im Vergleich zur Status-quo-Prognose 
noch größer, denn der Wettbewerbsdruck, der von 
der Unter auslastung der Kapazitäten ausgeht, sorgt 
dafür, daß die Entlastung bei den Kosten — wenn 
auch erst nach und nach — in den Preisen weiterge- 
geben wird, zumal die Dämpfung des internen Ko- 
stenauftriebs von einer Höherbewertung der 
D-Mark begleitet sein dürfte. Diese Minderung des 
Geldwertschwundes wertet im Vergleich zur Status- 
quo-Prognose die Kaufkraft der verfügbaren Ein- 
kommen auf. 

363. Drittens: Der Zuwachs der realen Ausgaben, 
der durch die Kombination der finanzpolitischen 
Maßnahmen und der Lohnpolitik in der ersten 
Runde ausgelöst wird, verstärkt sich in der zweiten 
Runde, denn die höhere Nachfrage führt zu mehr 
Produktion, zu mehr Beschäftigung, zu mehr Ein- 
kommen und damit wiederum zu mehr Ausgaben. 

364. Soweit es um die beschriebenen Wirkungsket- 
ten geht, können sie mit Hilfe der üblichen Progno- 
severfahren noch verhältnismäßig leicht abge- 
schätzt werden. Dagegen lassen sich die Wirkungen 
auf die Ausgabeneigung der privaten Wirtschaft 
über die Veränderung der Erwartungen quantitativ 
nur sehr schwer in den Griff bekommen, insbeson- 
dere nicht in einer so labilen Situation wie der ge- 
genwärtigen, Derartige Verhaltensänderungen dür- 
fen aber bei einer Prognose nicht vernachlässigt 
werden. Sie sind der Faktor, der darüber entschei- 
det, wie groß die Effekte auf die Beschäftigung sind, 
die das Maßnahmenbündel für das Jahr 1982 hinaus 
hat. 


365. Die Erwartungen werden durch das Maßnah- 
menbündel vor allem auf drei Wegen beeinflußt: 

— Der beschäftigungspolitische Konsens zwischen 
den Tarif Parteien verbessert die Aussichten der 
Unternehmen auf günstigere und sicherere Er- 
träge. Dies kommt der Beschäftigung unmittel- 
bar zugute, da die Unternehmen eher darauf ver- 
zichten werden, den Personalbestand an das ak- 
tuelle niedrige Produktionsniveau anzupassen, 
und erhöht die Nachfrage nach Arbeitskräften 
mittelbar, weil sich die Investitionstätigkeit 
schneller bessert. 

— Die günstigen Stabilisierungsaussichten verstär- 
ken die Bereitschaft der inländischen und aus- 
ländischen Geldkapitalbesitzer zur Anlage in 
langen Fristen; dies senkt für sich genommen 
den Kapitalmarktzins. Die verbesserte Anlage- 
neigung der Ausländer dürfte sich zum Teil aber 
auch in einer Höherbewertung der D-Mark aus- 
wirken. Je mehr der Vertrauensgewinn sich in 
Zinswirkungen statt in Wechselkurswirkungen 
niederschlägt, desto stärker wird die Verbesse- 
rung der Angebotsbedingungen die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Exporteure stärken und ne- 
ben der Binnennachfrage auch die Ausfuhr be- 
günstigen. Dominieren jedoch die Wirkungen auf 
den Wechselkurs, dann wird die heimische Wirt- 
schaft nicht über steigende Ausfuhrmengen, son- 
dern über die Verbesserung der Terms of Trade 
begünstigt. 

— Der kritische Punkt hinsichtlich der Wirkungen 
auf die Erwartungen besteht darin, daß das zeitli- 
che Vorziehen der wachstumspolitischen Maß- 
nahmen mit einer — wenn auch nur vorüberge- 
henden — Erhöhung der Haushaltsdefizite ver- 
bunden ist. Dies könnte die Erwartungen desta- 
bilisieren, wenn die finanzpolitischen Entschei- 
dungen den Eindruck vermitteln, daß die Konso- 
lidierung erneut vertagt wird. Es ist zwar nicht 
auszuschließen, daß angesichts der Erfahrungen 
der letzten Jahre Mißtrauen in die Staatsfinan- 
zen die Anleger und Investoren noch längere Zeit 
zurückhaltend sein läßt, doch sollte man auch die 
Chance nicht gering schätzen, daß es der Regie- 
rung gelingt, dem dadurch entgegenzuwirken, 
daß sie die kompensierenden Konsolidierungs- 
maßnahmen frühzeitig beschließt und auch 
rasch die Zustimmung der parlamentarischen 
Gremien findet. Je früher diese Belastungsfakto- 
ren abgebaut werden, desto rascher wird die Ver- 
besserung der Angebotsbedingungen im übrigen 
die Oberhand gewinnen. 

366. Man sollte alles in allem von dem skizzierten 
wirtschaftspolitischen Weg die Hauptwirkungen 
nicht schon für das Jahr 1982 erwarten. Bei unserer 
Durchrechnung ergab sich ein reales Sozialprodukt, 
das um reichlich 1 vH über dem des Jahres 1981 lie- 
gen würde und also um etwa V 2 vH höher als in un- 
serer Status-quo-Prognose; betrachtet man nicht 
den Jahresdurchschnitt, sondern den Verlauf des 
Jahres, dann ist der Unterschied größer. 

Man darf diese Strategie aber nicht an derartigen 
Prognoseergebnissen messen. Zu unsicher ist, wann 
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und in welchem Ausmaß die erwartete Belebung 
einsetzt und wie stark die sich selbst verstärkende 
Dynamik sein wird. Entscheidend ist, daß eine sol- 
che Strategie die Wahrscheinlichkeit erhöht, daß der 
Beschäftigungsrückgang frühzeitig gebremst wird 
und über das Jahr 1982 hinaus die Chance für einen 
anhaltenden Rückgang der Arbeitslosigkeit verbes- 
sert. 


III. Zu den Politikbereichen im einzeinen 


FInanzpoiitIk 

367 . Für die Finanzpolitik geht es mehr denn je zu- 
vor darum, durch einen klaren Kurs, der nicht nur 
angekündigt, sondern so weit es geht auch gesetzge- 
berisch festgelegt wird, den Zustand der öffentlichen 
Finanzen zu verbessern und damit zugleich Ver- 
trauen zurückzugewinnen. Im Mittelpunkt des fi- 
nanzpolitischen Handelns steht das Zurückführen 
der als zu hoch angesehenen Defizite in den Haus- 
halten von Bund, Ländern und Gemeinden, also die 
Konsolidierung. Dafür sprechen gewichtige haus- 
haltspolitische, wachstumspolitische und konjunk- 
turpolitische Gründe. Bei der Konsolidierung ist 
Rücksicht auf die konjunkturelle Entwicklung gebo- 
ten, also allmählich vorzugehen; die Verläßlichkeit 
darf darunter nicht leiden. Nicht minder wichtig als 
die Konsolidierung im quantitativen Sinne ist die 
Konsolidierung im qualitativen Sinne. Hierbei geht 
es darum, die Staatsausgaben und das Steuersystem 
so umzugestalten, daß mehr Wachstum in Gang 
kommt und auf diese Weise mehr Arbeitsplätze ent- 
stehen. 


Zum Jahr 1981: Vorhaben und Wirklichkeit 

368 . In keinem J ahr seit Bestehen der Bundesrepu- 
blik hat der Staat höhere Schulden gemacht als 1981. 
Die Neuverschuldung belief sich nach den Ergebnis- 
sen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
auf 72 V 2 Mrd DM, das sind über 18 Mrd DM mehr 
als im vergangenen J ahr. 

In der Hauptsache hat die schwache Entwicklung 
der Steuereinnahmen zu dem Hochschießen der De- 
fizite beigetragen; die Steuern haben in diesem Jahr 
nur um 1 V 2 vH zugenommen. Das rührt daher, daß 
die Auslastung des Produktionspotentials zurückge- 
gangen ist und daß außerdem die Steuerquote abge- 
nommen hat. Von daher war eine Zunahme des 
Haushaltsdefizits um knapp 18 Mrd DM angelegt. 
Zum kleineren Teil ist der Anstieg des Defizits da- 
durch bedingt, daß die Ausgaben etwas mehr zuge- 
nommen haben, als es dem Wachstum des Produk- 
tionspotentials entsprochen hätte. Das macht rund 
3 Mrd DM aus. Zu berücksichtigen ist freilich auch, 
daß die sonstigen Einnahmen erheblich stärker an- 
gestiegen sind als die Produktionsmöglichkeiten; 
das hat zu Mehreinnahmen von 3 Mrd DM geführt. 
Das strukturelle Defizit, das nach den ursprüngli- 
chen Planungen gegenüber 1980 um 5 Mrd DM hätte 


abnehmen sollen, wird nochmals zunehmen, und 
zwar auf etwas über 40 Mrd DM. 

369 . In wachstumspolitischer Sicht hat die Haus- 
haltsentwicklung dieses Jahres nichts gebracht. 
Symptomatisch dafür ist, daß die öffentlichen Sach- 
investitionen nicht zugenommen, sondern sogar ab- 
genommen haben. Auch die Ausgaben, mit denen in 
der einen oder anderen Weise private Investitionen 
gefördert werden, sind nicht angestiegen. Stark zu- 
genommen haben dagegen die Ausgaben für die 
Verzinsung der Staatsschuld. Es kommt hinzu, daß 
1981 zwar ein Jahr der Steuersenkungen war, daß 
die Abgabenlast insgesamt gleichwohl unverändert 
geblieben ist. Die Anhebung der Beiträge zur Ren- 
tenversicherung und zur Krankenversicherung und 
einiger Verbrauchsteuern hat die Erleichterungen 
bei der Einkommensteuer im Durchschnitt unge- 
fähr ausgeglichen. 

370 . Schwierig ist die Würdigung der öffentlichen 
Haushalte des Jahres 1981 in konjunktureller Sicht. 
Die Wirkungen des expansiven konjunkturellen Im- 
pulses, der in dem konjunkturbereinigten Staatsde- 
fizit, soweit es über eine normale öffentliche Kredit- 
aufnahme hinausgeht, zum Ausdruck zu kommen 
scheint — nach unseren Rechnungen 48 Mrd DM — , 
müssen vor dem Hintergrund der Haushaltsent- 
wicklung in den vergangenen Jahren gesehen wer- 
den und dem Hintergrund dessen, was darin an Ur- 
sache für die gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, auch dem scheinbar außenwirt- 
schaftlich begründeten Teil dieser Schwierigkeiten, 
gelegen hat. An vielen Stellen dieses Gutachtens ha- 
ben wir dies sichtbar zu machen versucht (Zif- 
fern 247 ff., 343 ff.). 

Ein Betrag von fast 50 Mrd DM stünde zwar für ei- 
nen extrem hohen expansiven Impuls, wenn sich die 
Volkswirtschaft in einer anderen Situation befände. 
In diesem Jahr waren jedoch die Bedingungen für 
die expansive Wirkung kreditfinanzierter Staats- 
ausgaben in Frage gestellt. Die Verunsicherung der 
Erwartungen in der Wirtschaft und an den Finanz- 
märkten, im Inland wie im Ausland, sowie die Not- 
wendigkeit, hohe Zinsen zur Stabilisierung dieser 
Erwartungen in Kauf zu nehmen, minderten die 
Wirkungen, die von dem konjunkturellen Impuls der 
öffentlichen Haushalte ausgingen. Es ist noch nicht 
einmal sicher, daß der Saldo positiv war. Aber auch 
wer die negativen Reaktionen nicht so hoch bewer- 
tet, wird nicht umhin kommen, bei der konjunktur- 
politischen Bewertung des Gesamthaushalts 1981 
erhebliche Abschläge von den unter normalen Um- 
ständen zu erhoffenden expansiven Wirkungen vor- 
zunehmen. Und kaum wäre von einer weiteren Er- 
höhung der Defizite noch eine expansive Wirkung zu 
erwarten gewesen. 

Zur Diskussion um die Konsolidierung 

371 . Konsolidierung ist kein Selbstzweck; Ziel ist 
vielmehr das Rückgewinnen von Handlungsspiel- 
raum des Staates und die Verbesserung der Rah- 
menbedingungen für privates Handeln im Hinblick 
auf mehr Investitionen und mehr Innovationen. 
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Es ist daher kaum umstritten, daß konsolidiert wer- 
den muß. Bund, Länder und Gemeinden sind darum 
bemüht, und es sind bereits zahlreiche Beschlüsse 
gefaßt worden, in denen sich der Konsolidierungs- 
kurs abzeichnet, der für die kommenden Jahre beab- 
sichtigt ist. 

Kontrovers ist dagegen nach wie vor, für wie groß 
man den Konsolidierungsbedarf zu halten hat, in- 
wieweit die Konsolidierung über Ausgabenkürzun- 
gen oder Steuererhöhungen bewirkt und in welchem 
Tempo sie abgewickelt werden soll. 

Konsolidierung heißt, dies sei nochmals betont, daß 
das Defizit im öffentlichen Gesamthaushalt und mit 
diesem die jährliche Nettoneuverschuldung zurück- 
geführt wird. Es bedeutet nicht, daß der Schulden- 
stand des Staates abnimmt, daß also netto getilgt 
wird. Die Höhe der Staatsverschuldung wird im Ge- 
genteil im Laufe der Jahre weiter zunehmen, es sei 
denn, der Staat erwirtschaftete Haushaltsüber- 
schüsse. Dies aus der gegenwärtigen Situation her- 
aus anzustreben, würde jedoch bedeuten, die Wirt- 
schaft einem scharfen Rezessionsdruck auszuset- 
zen. Trotz Zunahme der Staatsschuld brauchen die 
Gläubiger des Staates selbstverständlich nicht um 
ihr Geld zu fürchten. Der Staat zahlt Zinsen, und er 
zahlt bei Fälligkeit jedem Gläubiger seine Schulden 
zurück. 

372 . Was die Größe des Konsolidierungsbedarfs 
angeht, so herrscht im Prinzip Einigkeit darüber, 
daß derjenige Teil des Haushaltsdefizits, der auf 
konjunkturbedingte Steuermindereinnahmen und 
konjunkturbedingte Mehrausgaben zurückgeht, 
nicht konsolidiert zu werden braucht, denn mit zu- 
nehmender Auslastung der Produktionskapazitäten 
verschwindet dieser Teil des Defizits allmählich. 
Zieht man vom gesamten Haushaltsdefizit das ab, 
was konjunkturbedingt ist, dann bleibt der derzeit 
weitaus größere Teil des Finanzierungssaldos, an 
dem die Diskussion über die Größe der Konsolidie- 
rungsaufgabe eigentlich anzusetzen hat. Wie hoch 
der Konsolidierungsbedarf einzuschätzen ist, hängt 
davon ab, wie hoch die Normalverschuldung bemes- 
sen wird, also der Teil des Defizits, an den sich die 
Wirtschaft gewöhnt hat und den der Staat deshalb 
ohne negative Rückwirkungen auf Wachstum und 
Stabilität kreditär finanzieren kann (Ziffer 251). Der 
Konsolidierungsbedarf ergibt sich demnach als Dif- 
ferenz zwischen dem nicht konjunkturbedingten 
Teil des Haushaltsdefizits und der Normalverschul- 
dung, und dieser Unterschiedsbetrag wird, nicht nur 
vom Sachverständigenrat, strukturelles Defizit ge- 
nannt. 

Wer konsolidieren will, muß also zwischen einer 
konjunkturellen und einer nicht konjunkturellen 
Komponente des Haushaltsdefizits unterscheiden, 
und er muß weiter, um das strukturelle Defizit, also 
den Betrag ermitteln zu können, der zu konsolidie- 
ren ist, eine Vorstellung über die Normalverschul- 
dung haben. Die Aufteilung der gesamten Haus- 
haltsdefizite in einen konjunkturbedingten und ei- 
nen konjunkturbereinigten Teil und die Untertei- 
lung des konjunkturbereinigten Teils in Normalver- 
schuldung und strukturelles Defizit ist keine akade- 


mische Veranstaltung, sondern ein Konzept von 
eminent praktisch-politischer Bedeutung. 

Anknüpfend an das durchschnittliche Verschul- 
dungsverhalten des Staates in den sechziger und 
siebziger Jahren, das wir auch unseren Rechnungen 
zum konjunkturneutralen Haushalt zugrunde legen, 
und unter Berücksichtigung konjunkturbedingter 
Mehrausgaben und Minderausgaben, ergibt sich für 
1981 bei einem Gesamtdefizit von über 72 Mrd DM 
ein strukturelles Defizit in Höhe von etwas über 
40 Mrd DM. 

Diese Zahlen halten manche Beobachter der finanz- 
politischen Szene nicht für bedenklich. Es ist im Ge- 
genteil angeführt worden, daß zu einer Dramatisie- 
rung kein Anlaß bestehe. Im Verhältnis zum Produk- 
tionspotential in jeweiligen Preisen, so wird biswei- 
len argumentiert, läge das strukturelle Defizit nicht 
höher als 1975. Deiß dieser Vergleich zur Beruhigung 
beitragen kann, darf allerdings bezweifelt werden; 
denn 1975 war in konjunktureller Hinsicht ein noch 
ungünstigeres Jahr als 1981 und die Notwendigkeit 
einer raschen Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte war allgemein akzeptiert. Außerdem 
sollte nicht übersehen werden, daß Ende 1974 der 
Schuldenstand weniger als 200 Mrd DM betrug, ge- 
genwärtig aber mehr als 500 Mrd DM, die Relation 
von Staatsschuld zu Produktionspotential also von 
weniger als einem Fünftel auf ein Drittel anstieg. 
Aus Gründen der hohen Zinslasten und der Vertrau- 
enseinbußen, die mit der schnellen Zunahme der 
Staatsschuld einhergegangen sind, ist eine Eindäm- 
mung der weiteren Staatsverschuldung heute also 
noch dringender geboten als vor sechs Jahren. 

Vor dem Hintergrund der Entwicklung der letzten 
Jahre und angesichts des hohen Bedarfs an Kapital 
für private Investitionen sollten die Konsolidie- 
rungsziele ehrgeizig gesetzt werden. Das gilt sowohl 
in bezug auf die Höhe wie auch auf das Tempo. Die 
Größe der Aufgabe verringern und den Konsolidie- 
rungsprozeß weit in die Zukunft hinausziehen 
würde kaum dauerhaftes Vertrauen in ein Sinken 
der Zinsen und in den Außenwert der Währung be- 
gründen. 

Nicht vergessen werden sollten auch die vertei- 
lungspolitischen Probleme. Wenn die Defizite in den 
öffentlichen Haushalten nicht rasch zurückgeführt 
werden, könnte nur eine Erweiterung der Selbstfi- 
nanzierungsmöglichkeiten, also eine kräftige Stei- 
gerung der Gewinne, so hohe private Investitionen 
erlauben, wie sie in den kommenden Jahren nötig 
sind. Bleibt dieser Weg versperrt, müßte der große 
Bedarf an privaten Investitionen über Kredite finan- 
ziert werden, und dies bedeutete, falls die öffentli- 
chen Haushalte nicht rasch konsolidiert werden, hö- 
here Zinsen. Anders gewendet: Inländische und aus- 
ländische Kapitalgeber würden dann bei weiterhin 
schwachem Wachstum höhere Einkommen bezie- 
hen. 

373 . Der Weg zur Konsolidierung kann grundsätz- 
lich über Ausgabenkürzungen oder Steuererhöhun- 
gen führen. Die Erfahrung zeigt, daß wegen des 
Steuerwiderstandes für eine nachhaltige Erhöhung 
der Steuerquote kaum Spielraum besteht. Die Abga- 
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ben, die schon bei Beziehern mittlerer Einkommen 
auf zusätzlichen Verdiensten lasten, sind bereits 
sehr hoch (Ziffer 238). Auch Steuern axif den Ver- 
brauch lassen sich nicht beliebig erhöhen. Mehrlei- 
stung, gleichgültig in welcher Form, wird wegen der 
hohen Abgabenlast zunehmend schlechter hono- 
riert. Der Ansporn für diejenigen, die mehr tun wol- 
len, wird dadurch gemindert, oder sie werden in die 
Schattenwirtschaft abgedrängt. Beides ist uner- 
wünscht, und manche beruhigend gemeinte Erklä- 
rung über das In-Grenzen-Halten der Steuerlast 
mag darin ihren Ursprung haben. Gute wachstums- 
politische Gründe sprechen dafür, das Arbeiten wie 
das Investieren steuerlich zu entlasten (Zif- 
fern 387 ff.). Wir gehen davon aus, daß die Konsoli- 
dienmg über Ausgabenkürzungen bewerkstelligt 
werden muß. 

374. Zum Tempo der Konsolidierung meinen wir, 
daß eine Ausgabenexpansion, die zwei Prozent- 
punkte unter dem Wachstum des Produktionspoten- 
tials liegt, ausreichende Fortschritte bei der Konsoli- 
dierung mit sich brächte, berücksichtigt man auch 
die Durchsetzbarkeit. Der Finanzplanungsrat hat im 
Sommer dieses Jahres, zumindest für 1982, einen 
viel ehrgeizigeren Konsolidierungskurs empfohlen. 
Bei dem von uns genannten Tempo würde es freilich 
ungefähr vier Jahre dauern, bis das strukturelle De- 
fizit, so wie wir es sehen, beseitigt ist. Allmählichkeit 
und Verläßlichkeit des Konsolidierungsprozesses 
lassen sich am besten kombinieren, wenn weitere 
gesetzgeberische Maßnahmen, die zur Absicherung 
des einvisierten Konsolidierungspfades erforderlich 
sind, möglichst bald getroffen werden. Verläßliche 
Festlegungen sind wichtig, weil sonst die Versu- 
chung groß wäre, bei jeder Entspannung der Haus- 
haltslage die Konsolidierungsaufgabe dann doch 
wieder klein zu schreiben. Bei der Aufgabe, gesetz- 
geberisch alsbald Grund zu legen für die Konsolidie- 
rungspläne bei Bund, Ländern und Gemeinden, geht 
es um die Glaubwürdigkeit des Konsolidierungskur- 
ses; Absichtserklärungen dürften nicht mehr genü- 
gen. 

Die derzeit vom Bundesgesetzgeber beratenen Meiß- 
nahmen zur Konsolidierung der öffentlichen Haus- 
halte können den ersten großen Teilschritt zur Lö- 
sung der Aufgabe, die Staatsdefizite dauerhaft zu 
senken, fundieren; sie enthalten jedoch noch keine 
Festlegungen für weitere Teilschritte. Nicht bekannt 
ist auch, was die Länder in den Jahren 1983 bis 1985 
an Konsolidierungsanstrengungen unternehmen 
wollen. Die Finanzpläne für die Jahre 1983 bis 1985 
enthalten zwar Absichtserklärungen über eine weit- 
gehend konsolidierungskonforme Entwicklung der 
Ausgaben (-1-4 vH bis -h 5 vH) und der Steuern 
( -h 6 vH bis -h 7 vH). Aber Entscheidungen, die die 
mittelfristige Finanzplanung hinsichtlich des Aus- 
gabenvolumens wesentlich realistischer werden lie- 
ßen, als sie es in den vergangenen Jahren war, ste- 
hen noch nicht zur Diskussion. 

375. Ungewiß ist auch noch, wie die Konsolidierung 
im qualitativen Sinn, also die Umstrukturierung der 
Staatsausgaben und des Steuersystems in wachs- 
tumsfreundlichere Richtung, in den Jahren nach 
1982 bewerkstelligt werden soll. 


Bei den Ausgaben gibt es vertragliche Bindungen, 
die nur schrittweise gelockert öder aufgehoben wer- 
den können. Viele Ausgaben sind gesetzlich festge- 
legt; hier bedarf es also gesetzgeberischer Maßnah- 
men, um Änderungen herbeizuführen. Außerdem 
gibt es politische Festlegungen, die zu ändern oft- 
mals noch schwieriger ist. Es ist daher nicht zu er- 
warten, daß sich Hand in Hand mit Ausgabenkür- 
zungen in der ersten Phase des Konsolidierungspro- 
zesses auch sogleich die angestrebte wachstums- 
freundlichere Ausgabenstruktur einstellt. Zum Teil 
ist sogcir das Gegenteil der Fall; dies muß in den 
nächsten Jahren korrigiert werden. Darüber hinaus 
geht es darum, Ausgaben dort zu kürzen, wo sie 
Wachstum und Strukturwandel hemmen, und dort 
zuzulegen, wo wachstumsfördernde Wirkungen zu 
erwarten sind, also bei Ausgaben, die wichtige Vor- 
leistungen für private Investitionen darstellen oder 
die private Investitionen anregen. 

Ähnlich liegen die Dinge bei der Umgestaltung des 
Steuersystems in wachstumsfreundlichere Rich- 
tung. Das Hauptaugenmerk der Steuerpolitik liegt 
erfahrungsgemäß darauf, die Steuerlast, ausge- 
drückt in der volkswirtschaftlichen Steuerquote, 
nicht wesentlich ansteigen zu lassen und einen gro- 
ßen Teil der Lohnsteuerzahler aus dem Bereich des 
Progressionstarifs der Einkommensteuer herauszu- 
halten. Das macht von Zeit zu Zeit Entlastungen bei 
der Einkommensteuer erforderlich, und damit wird 
üblicherweise zugleich die Steuerquote zurückge- 
führt, die wegen der Progression des Geseimtsteuer- 
systems angestiegen ist. Die steuerliche Entlastung 
von Investitionen steht seit Jahren auf der finanzpo- 
litischen Tagesordnung. Trotz vieler Schritte in 
diese Richtung wird hier noch eine wichtige Aufgabe 
gesehen. Gegenstand der steuerpolitischen Diskus- 
sion ist auch eine Abflachung der hohen Grenzsteu- 
ersätze, die der Progressionstarif schon mittleren 
Einkommen auferlegt. 

Zum Jahr 1982: Aussichten und Risiken 

376. Was für das nächste J ahr finanzpolitisch beab- 
sichtigt ist, läßt sich in diesem Herbst besser ab- 
schätzen, als das sonst meistens der Fall war: Bund, 
Länder und Gemeinden wollen ihre Haushaltsdefi- 
zite verringern. Sie streben das zum größeren Teil 
über ein Zurückführen der Ausgabenexpansion an; 
aber es wird auch Steuererhöhungen geben. Einzel- 
meißnahmen, die in dieser Richtung bereits be- 
schlossen worden sind, machen es dieses Mal wahr- 
scheinlicher als im vergangenen Jahr, deiß die der- 
zeitigen Planungen eingehalten werden. 

Wir gehen in unserer Prognose davon aus, daß die 
Ausgaben der Gebietskörperschaften in der Abgren- 
zung der Finanzstatistik im nächsten Jahr um 
3 V 2 vH zunehmen werden; das führt zu einem Aus- 
gabenbetrag von 558 V 2 Mrd DM (Tabelle 33). Bei der 
Schätzung der Steuereinnahmen für 1982 sind die 
vorgesehenen Änderungen des Steuerrechts zu be- 
rücksichtigen (Ziffer 253). Zu rechnen ist mit einer 
Zunahme des Steueraufkommens um 4V2vH auf 
388 V 2 Mrd DM. Als Defizit des öffentlichen Gesamt- 
haushalts ist danach für das nächste Jahr ein Betrag 
von 66 V 2 Mrd DM zu erwarten. 
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377. Legt man für die Defizitberechnung die 
Ausgaben und Einnahmen in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zugrun- 
de, dann erhält man einen Finanzierungssaldo von 
63 V 2 Mrd DM; das sind 9 Mrd DM weniger als in die- 
sem Jahr. Nach Berücksichtigung der auslastungs- 
bedingten Steuermindereinnahmen, abzüglich der 
inflationsbedingten Steuermehreinnahmen sowie 
des anomalen Teils der Gewinnabführung der Deut- 
schen Bundesbank und eines Betrages für die Nor- 
malverschuldung des Staates ergibt sich, daß weit 
mehr als die Hälfte des gesamten Fehlbetrages — 
nämlich 41 Mrd DM — für den expansiven Impuls 
steht, der von den öffentlichen Haushalten ausgehen 
wird. Gegenüber diesem Jahr ist das ein Rückgang 
um über 6 Mrd DM (Tabellen 34 und 35). 

378. Eine anomal hohe Gewinnabführung der Bun- 
desbank war erstmals bei unseren Rechnungen zum 
konjunkturneutralen Haushalt zu berücksichtigen. 
Eine Gewinnabführung in Höhe von 3 Mrd DM ha- 
ben wir als dauerhafte Einnahmen des Bundes an- 
gesetzt und dementsprechend in den dauerhaften 
Deckungsbeitrag der „sonstigen Einnahmen“ zur Fi- 
nanzierung konjunkturneutraler Ausgaben einge- 
rechnet (Ziffer 206). Der darüber hinausgehende Teil 
(7 Mrd DM) mindert den konjunkturneutralen Teil 
des Finanzierungsdefizits. Es wird also unterstellt, 
daß er zur Einschränkung der im übrigen anstehen- 
den Kreditaufnahme verwendet wird, nicht jedoch 
in die Ausgabenplanung eingeht. Eine Gewinnab- 
führung der Bundesbank kommt für die Kredit- 
märkte im Grunde einer Kreditaufnahme des Bun- 
des gleich. Denn sie bedeutet eine entsprechende 
Verengung des Spielraums der Bundesbank, ihrer- 
seits Geld im Wege des Notenbankkredits in Umlauf 


zu bringen. Insoweit kann eine hohe Gewinnabliefe- 
rung auch durchaus unbedenklich sein. Worauf es 
ankommt, ist der Einfluß auf die Ausgabentätigkeit 
des Bundes. Und hier muß gelten: Weder die Zufälle 
noch die geldpolitischen Gründe und schon gar nicht 
die Zinserträge aus Währungsreserven, die in einem 
einzelnen Jahr einen ungewöhnlich hohen Gewinn- 
ausweis der Notenbank bedingen können, dürfen 
Anlaß sein, eine Erweiterung des konjunkturneutra- 
len Spielraums für zusätzliche Staats ausgaben an- 
zunehmen. Nur für einen Bundesbankgewinn in 
„normaler“ Höhe, mit dem der Bund dauernd rech- 
nen kann, sollte gelten, daß er in die Ausgabenpla- 
nung wie andere ordentliche Einna^imen eingeht. 
(Der anomale Teil der Gewinnabführung des kom- 
menden Jahres bedeutet daher auch keine Minde- 
rung des strukturellen Defizits des Staatshaus- 
halts.) 

Die von uns gewählte Aufteilung der Gewinnabfüh- 
rung der Bundesbank in einen dauernden Teil und 
einen anomalen Teil entspräche der Erwartung, daß 
die Zinsen in der Bundesrepublik und im Ausland 
und damit die Zinserträge der Bundesbank nicht 
dauernd so hoch sein werden. Außerdem hat es Son- 
dereinflüsse gegeben, die den Gewinn der Bundes- 
bank zusätzlich in die Höhe trieben (Ziffer 206). 
Ohne erhebliche Willkür ist der Ansatz eines Nor- 
malgewinns freilich nicht möglich, da die Bundes- 
bank in der Vergangenheit überwiegend sehr nied- 
rige Gewinne erzielt hat (Tabelle 22). Die Gründe 
hierfür müssen jedoch nicht f ortbestehen. Den An- 
satz von 3 Mrd DM halten wir für vorsichtig. 

Die Unstetigkeit der Bundesbankgewinne hatte uns 
veranlaßt, zu einer Verstetigung der Gewinnabfüh- 
rung zu raten, einen Teil der hohen Gewinne 1982 


Tabelle 34 


Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte 1982 ^) 

Mrd DM 



1981 

1982 

I. Konjunkturneutrale Komponenten des Finanzierungssaldos 



(a) Potentialorientierte Kreditaufnahme 

-16,3 

-17,3 

(b) Auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen 

bzw. -mindereinnahmen . 

-11,1 

-15,7 

(c) Inflationsbedingte Steuermehreinnahmen 

+ 2,8 

+ 4,0 

(d) Anomal hohe Gewinnabführung der Bundesbank 

0 

+ 7,0 

I. (a) bis (d) Konjunkturneutraler Finanzierungssaldo 

-24,6 

-21,9 

( = Finanzierungssaldo des konjunkturneutralen Haushalts) 



II. Tatsächlicher Finanzierungssaldo 

-72,5 

-63,5 

L 7. II. Konjunktureller Impuls der Öffentlichen Haushalte: 

(expansiv: +; kontraktiv: — ) 

+47,9 

+ 41,6 


öffentliche Haushalte in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 

Methodische Erläuterungen siehe Tabelle 29 und Anhang V, Abschnitt D. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
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also einzubehalten (SG 81 Ziffer 33). Bundesregie- 
rung und Bundesbank haben sich entschlossen, 
beim Prinzip der vollen Abführung zu bleiben. 

379 . Bezieht man die Haushalte der Sozialversi- 
cherung ein, betrachtet man also den gemeinsamen 
Haushalt von Gebietskörperschaften und Sozialver- 
sicherungen, dann zeigt sich, deiß das konjunkturbe- 
reinigte Defizit von 1981 axif 1982 unverändert bleibt, 
also nicht zurückgeht, wie das im Gesamthaushalt 
der Gebietskörperschaften. Der Grund dafür liegt 
nicht bei der gesetzlichen Krankenversicherung. 


Hier gibt es im übrigen weitere Bemühungen zur 
Kostendämpfung. Bei der Rentenversicherung wird 
dagegen nach einem Überschuß im Jahre 1981 im 
nächsten Jahr ein Defizit entstehen, das verhindert, 
daß das konjunkturbereinigte Defizit im gemeinsa- 
men Haushalt von Gebietskörperschaften und So- 
zialversicherungen sinken wird. Dieser Fehlbetrag 
kann freilich aus Rücklagen finanziert werden. 
Auch die Verlagerung des Aufkommens, das einem 
halben Prozentsatz des Beitragssatzes entspricht, 
an die Arbeitslosenversicherung bringt für die Ren- 
tenversicherung 1982 keine Finanzierungsprobleme, 


Tabelle 35 


Die öffentlichen Haushalte 1982 in konjunktureller Sicht 



Einheit 

1981 

1982 

Staatsausgaben bei gleicher Staatsquote wie im Basiszeitraum (3) 

MrdDM 

453,7 

479,3 

Steuereinnahmen bei Normalauslastung des Produktionspotentials und bei glei- 
cher Steuerquote wie im Basiszeitraum (5) 

MrdDM 

385,7 

407,5 

Steuereinnahmen bei Normaläuslastung des Produktionspotentials und bei glei- 
cher Steuerquote wie im jeweiligen Jahr (6) 

MrdDM 

392,3 

413,2 

Mehreinnahmen aufgrund erhöhter Steuerquote (7) 

MrdDM 

+ 6,7 

+ 5,7 

Mehreinnahmen aufgrund eines erhöhten Deckungsbeitrages der 

,, Sonstigen Einnahmen“ (8)^) 

MrdDM 

+ 13,8 

+ 14,4 

Kon junktumeutrales Haushalts Volumen (9) 

MrdDM 

474,1 

499,4 

Tatsächliche Staatsausgaben (10) 

MrdDM 

522,0 

541,0 

Konj unktureller Impuls (11) 

Mrd DM 

+47,9 

+41,6 

Ex post: Der Abweichung der realisierten von der konjunkturneutralen Staatsquote 
entsprechen... (14) 

MrdDM 

+44,8 

+37,2 

Veränderung des konjunkturellen Impulses gegenüber dem jeweiligen Vor- 
jahr (12) 

MrdDM 

+ 4,5 

- 6,3 

Zum Vorjahresvergleich 

Steigerungsrate 

(a) der tatsächlichen Staatsausgaben gegenüber dem jeweiligen Vorjahr 

vH 

+ 6,2 

+ 3,6 

(b) des konjunkturneutralen Haushaltsvolumens gegenüber den tatsächlichen 
Staatsausgaben im jeweiligen Vorjahr 

vH 

- 3,5 

- 4,3 

Bestimmungsfaktoren von (b) 

(c) Wachstumsrate des Produktionspotentials in Preisen von 1970 

vH 

+ 2,1 

+ 1,8 

(d) „Konjunkturneutrale“ Erhöhung des Preisniveaus des Bruttosozialprodukts . 

vH 

+ 3,5 

+ 3,0 

(e) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung der Steuerquote 
von der des j e weiligen V or j ahres 

vH 

- 1,4 

- 0,3 

(f) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung des Deckungsbei- 
trages der „Sonstigen Einnahmen“ von dem des jeweiligen Vorjahres 

vH 

+ 0,3 

- 0,0 

(g) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung der realisierten 
Staatsquote von der konjunktumeutralen im jeweiligen Vorjahr 

vH 

- 8,3 

- 9,3 

Volkswirtschaftliche Steuerquote (15) 

vH 

24,88 

24,80 

Konjunkturneutrale Staatsquote (16) 

vH 

29,24 

29,15 

Beanspruchte Staatsquote (17) 

vH 

32,19 

31,58 

Konjunktureller Impuls bezogen auf das Produktionspotential (18) 

vH 

+ 2,95 

+ 2,43 

Realisierte Staatsquote (19) 

vH 

31,96 

31,26 


Eigene Schätzung. In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Die in Klammern eingefügten Zahlen weisen auf das 
Berechnungsverfahren in Tabelle 29 hin. Methodische Erläuterungen siehe Anhang V, Abschnitt D. - Abweichungen in den Summen durch 
Runden der Zahlen. 

Nicht enthaltend Einnahmen wegen anomal hoher Gewinnabführung der Bundesbank. 
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weil der Bund wieder den vollen Zuschuß an die 
Rentenversicherung zahlt, den er 1981 um den ent- 
sprechenden Betrag gekürzt hat. 

Größere Probleme gab es bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1982 der Bundesanstalt für Arbeit. 
Zum ersten hat der Bund einen halben Prozent- 
punkt des Beitragssatzes und damit 3 Mrd DM von 
der Rentenversicherung auf die Arbeitslosenversi- 
cherung verlagert. Zum zweiten hat er der Bundes- 
anstalt für Arbeit die Auflage gemacht, daß bei ar- 
beitsmarktpolitischen Maßnahmen 3 Mrd DM ein- 
zusparen sind. Zum dritten will er den Beitragssatz 
der Arbeitslosenversicherung von 3,5 vH, wie er sich 
nach der Beitragsverlagerung von der Rentenversi- 
cherung ergibt, auf 4 vH herauf setzen; das bringt der 
Bundesanstalt für Arbeit Einnahmen in Höhe von 
knapp 3 Mrd DM. Insgesamt mindert sich der Zu- 
schuß des Bundes also um rund 9 Mrd DM. Ohne 
diese Maßnahmen hätte der Bund einschließlich der 
Mittel für die Arbeitslosenhilfe, die für die Bundes- 
anstalt nur durchlaufende Mittel sind, im nächsten 
Jahr voraussichtlich 16 Mrd DM zu zahlen gehabt. 
Von den 7 Mrd DM, die er nun zahlen wird, setzen 
wir IV 2 Mrd DM für den dauerhaften Teil der Ar- 
beitslosenhilfe an; der konjunkturbedingte Zuschuß 
wird sich demnach voraussichtlich auf 5 V 2 Mrd DM 
belaufen. 

Unter konjunkturpolitischem Aspekt ist die Anhe- 
bung des Beitragssatzes für die Arbeitslosenversi- 
cherung in der gegenwärtigen Lage eine alles an- 
dere als selbstverständliche Maßnahme, wird damit 
doch die antizyklische Wirkung, die von der Absiche- 
rung der Arbeitslosigkeit ausgeht, beträchtlich abge- 
schwächt. Die zeitliche Begrenzung akzentuiert die- 
sen Mangel. Andererseits ist zu bedenken, daß nach 
der Grundidee der Arbeitslosenversicherung die Be- 
schäftigten mit ihren Beiträgen die Unterstützungs- 
zahlungen an die Arbeitslosen finanzieren sollen. 
Dieser Aspekt muß bei der gegebenen unbeschränk- 
ten Defizithaftung des Bundes wohl dominieren; 
denn sonst könnte es dazu kommen, daß die Steuer- 
zahler Kosten zu tragen haben, die weit über das 
hinausgehen, was mit konjunkturbedingten Zu- 
schüssen zu tun hat. 

380 . Um das strukturelle Defizit zu ermitteln, sind 

nach dem Verfahren des Sachverständigenrats von 
dem gesamten Haushaltsdefizit (63 V 2 Mrd DM) die 
potentialorientierte Kreditaufnahme (I 7 V 2 Mrd 
DM) und die auslastungsbedingten Steuerminder- 
einnahmen (15 V 2 Mrd DM) abzuziehen. Weiter ist 
der konjunkturbedingte Teil der Zahlungen abzuset- 
zen, die der Bund im nächsten Jahr an die Bundes- 
anstalt für Arbeit leistet (5 V 2 Mrd DM). Von der Ge- 
winnabführung der Bundesbank muß der Teil, der 
nicht als dauernde Einnahme des Bundes anzuset- 
zen ist, hinzugerechnet werden, also 7 Mrd DM. Im 
Gesamthaushalt 1982 würde sich demnach das 
strukturelle Defizit noch auf rund 32 Mrd DM belau- 
fen (Schaubild 37). / 

381 . Im nächsten Jahr würde also das strukturelle 
Defizit im Gesamthaushalt der Gebietskörperschaf- 
ten um etwa 9 Mrd DM niedriger ausfallen als 1981, 
immer vorausgesetzt, die derzeitigen Planungen 


Schaubild 37 


ZUR ENTWICKLUNG DES STAATSDEFIZITS 

Mrd DM Mrd DM 



1) Finanzierungssaldo des öffentlichen Gesamthaushalts (Bund 
Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Länder und Ge- 
meinden/Gemeindeverbände) in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen.- 2) Vermindert 1981 um die 
temporäre Senkung des Bundeszuschusses an die Rentenversi- 
cherung (3,5 Mrd DM) und 1982 um den anomalen Teil des Bun- 
desbankgewinns (7 Mrd DM).- 3) Potentialorientierte Kreditauf- 
nahme nachdem Konzept des konjunkturneutralen Haushalts, 
rund 1 vH des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials. 

SR 810911 


werden verwirklicht Die Rückführung macht fast 
ein Viertel des gesamten strukturellen Defizits, so 
wie wir es schätzen, aus. Was für die Jahre nach 1982 
vorgetragen würde, blieb freilich erheblich, und für 
diese Zeit sind wie gesagt bisher keine konkreten 
Maßnahmen geplant. 

Bewirkt werden würde die Konsolidierung im näch- 
sten Jahr im wesentlichen durch Ausgabenkürzun- 
gen. Die Ausgabenexpansion wird, soweit sich das 
gegenwärtig absehen läßt, um etwa IV 2 Prozent- 
punkte unter dem liegen, was dem Wachstum des ge- 
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials ent- 
spräche. 

Wesentlich geringer wird der Konsolidierungsbei- 
trag der Einnahmeseite sein. Die Steuern werden 
voraussichtlich mit ungefähr derselben Rate zuneh- 
men wie das Bruttosozialprodukt; die Steuerquote 
wird sich also kaum ändern. Dies weist zunächst auf 
einen Konsolidierungseffekt von Null hin. Aber we- 
gen der Unterauslastung des Produktionspotentials 
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ist die Steuerquote konjunkturbedingt gedrückt; bei 
Normalauslastung des Produktionspotentials liegt 
sie wahrscheinlich um einiges höher. Die für 1982 zu 
erwartende Steuerquote unterzeichnet also den 
Konsolidierungsbeitrag, der von der Einnahmeseite 
kommt. Wenn sich mit Verbesserung des Ausla- 
stungsgrades des Produktionspotentials heraus- 
stellt, daß der Konsolidierungsbeitrag der Einnah- 
meseite doch höher ist, weil im konjunkturellen Auf- 
schwung die Steuerlast ansteigt, ablesbar an der 
steigenden Steuerquote, mag es freilich, wie in frü- 
heren Jahren, erneut zu einem starken Drängen auf 
Steuersenkungen kommen. Denn überproportional 
steigt vor allem die Lohn- und Einkommensteuer. Zu 
bedenken ist auch, daß der Bedarf an Korrekturen 
des Steuersystems zur Verbesserung der Investi- 
tionsbedingungen Steuersenkungsspielraum erfor- 
dert. Es darf daher bezweifelt werden, ob dieser ein- 
nahmeseitige Konsolidierungsbeitrag von Dauer 
ist. 


382 . Sicher ist freilich nicht, ob die öffentlichen 
Haushalte, wie sie derzeit geplant werden, 1982 auch 
verwirklicht werden können. Haushaltsrisiken gibt 
es bei der Arbeitslosigkeit, bei der Zinsentwicklung, 
bei den Tarifabschlüssen im öffentlichen Dienst, bei 
der Bundesbahn und im Bereich der äußeren Sicher- 
heit, bei internationalen Leistungen, bei den Steuer- 
einnahmen und wohl auch bei den Subventionen für 
die Steihlindustrie. Diese Risiken sind ihrer Art nach 
verschieden. Es empfiehlt sich, sie danach zu tren- 
nen, ob sie konjunktureller oder nicht konjunkturel- 
ler Natur sind. Denn es liegt nahe, diese beiden Ar- 
ten von Risiken unterschiedlich zu bewerten; und es 
sind sicher unterschiedliche Reaktionen geboten, 
wenn Risikofälle der einen oder der anderen Art ein- 
treten. 

Was die Bewertung der Risiken angeht, so trägt man 
den konjunkturellen Haushaltsrisiken am besten 
Rechnung, wenn der Haushaltsplanung die wirt- 
schaftliche Entwicklung zugrunde gelegt wird, die 
als am wahrscheinlichsten gelten kann. Bei den 
nicht konjunkturellen Haushaltsrisiken empfiehlt 
es sich, Ausgaben- und Einnahmenansätze eher vor- 
sichtig zu bemessen. Was die Reaktionen auf das 
Eintreten von Risikofällen angeht, so ist bei nicht 
konjunkturellen Risiken entweder durch Ausgaben- 
kürzungen oder durch Steuererhöhungen für Dek- 
kung zu sorgen; das gilt auch und vor allem für die 
Sicherung eines Konsolidierungskurses. Dieses Vor- 
gehen ist hingegen im Prinzip unangemessen, wenn 
die Einschätzung über die Konjunkturentwicklung 
revidiert werden muß. Zeichnet sich beispielsweise 
eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung ab, so sind daraus herrührende Mehraus- 
gaben und Mindereinnahmen durch zusätzliche 
Kredite auszugleichen. Ausgabenkürzungen und 
Steuererhöhungen würden in diesem Fall dazu füh- 
ren, daß der Staat auf eine weitere Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Entwicklung hinwirkt und inso- 
weit prozyklisch handelt. Das liefe auf Konsolidie- 
rung zur Unzeit hinaus. Denn der Konsolidierungs- 
bedarf ändert sich nicht infolge von Veränderungen 
der Konjunkturlage. 


383 . Konjunkturelles von Nicht-Konjunkturellem 
bei den Haushaltsrisiken und bei den Haushaltsdefi- 
ziten zu trennen, ist in der Öffentlichkeit allerdings 
nicht eingeübt, und diese ist insbesondere nicht 
daran gewöhnt, daß keine rationale Haushaltspla- 
nung ohne konjunkturellen Vorbehalt auskommt. 
Daher ist es so schwer, angesichts steigender kon- 
junkturbedingter Defizite Unvernünftiges im Hin- 
blick auf deren Deckung zu unterlassen, und sogar 
notwendig, der Forderung entgegenzutreten, Staats- 
ausgaben deshalb zu senken und Steuern deshalb zu 
erhöhen. 

Ein konjunkturbedingter Fehlbetrag in den öffent- 
lichten Haushalten ist zwar nicht schon deswegen 
harmlos, weil man von ihm sagen kann, er werde in 
einem konjunkturellen Aufschwung wieder „von 
selbst*' verschwinden. Denn einen konjunkturellen 
Aufschwung in Gang bringen kann erhebliche wirt- 
schaftspolitische Anstrengungen erfordern. Aber es 
macht nun einmal einen wesentlichen Unterschied, 
ob die öffentlichen Ausgaben über den öffentlichen 
Einnahmen liegen, weil die gegebenen Produktions- 
möglichkeiten der Volkswirtschaft nicht voll genutzt 
werden, oder deshalb, weil die öffentlichen Ausga- 
ben stärker zugenommen haben, als die Produk- 
tionsmöglichkeiten gewachsen sind, ohne daß die 
Steuereinnahmen damit Schritt gehalten haben. 
Das zweite Problem kann Mitursache des ersten 
Problems sein, indem es die Unterauslastung des ge- 
gebenen Produktionspotentials mit herbeiführt. Es 
kann übrigens auch Mitursache seiner selbst sein, 
indem es das Wachstum des Produktionspotentials 
behindert. In keinem Fall ist das zweite Problem je- 
doch Alleinursache, und in keinem Fall ist seine Lö- 
sung, nämlich das dauerhafte Eindämmen der 
Staatsausgaben, in beliebigem Umfang zugleich 
eine Hilfe für die Lösung des Konjunkturproblems. 
Schon einmal, nämlich 1975, hat die Konfusion in be- 
zug auf die unterschiedlichen Ursachen des Defizits 
in den öffentlichen Haushalten die Furcht vor den 
großen Defizitzahlen gesteigert, eine übertriebene 
Vertrauenskrise hervorgerufen und dadurch den 
Ausweg aus einer schwierigen wirtschaftlichen Si- 
tuation behindert. 

384 . Die Bundesregierung hebt den Konjunktur- 
vorbehalt, unter dem jede Haushaltsplanung steht, 
zwar gelegentlich hervor. Zu der Tatsache, daß die 
Unterscheidung zwischen konjunkturbedingten und 
nicht konjunkturbedingten Haushaltsdefiziten nicht 
genug eingeübt ist, hat sie jedoch selbst beigetragen, 
zuletzt als sie im Sommer und Frühherbst bei der 
Planung für den Bundeshaushalt 1982 das Ziel, ein 
bestimmtes Defizit nicht zu überschreiten, in einer 
Weise betonte, die der Unsicherheit bei der Ein- 
schätzung der konjunkturellen Entwicklung nicht 
entsprach. Seit langem tun es die Bundesregierung 
und die Landesregierungen durch den unverbindli- 
chen Charakter ihrer mittelfristigen Finanzpläne. 
Eine verläßliche mittelfristige Finanzplanung, die 
selbstverständlich unter einem Konjunkturvorbe- 
halt (und einem Wachstumsvorbehalt) steht, würde 
— wie erwähnt — die mittelfristig nötigen Entschei- 
dungen zum Eindämmen der öffentlichen Ausgaben 
mitenthalten oder doch vorbereiten, zumindest aber 
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offenbar machen, wie hoch beim gegebenen Stand 
der Dinge das strukturelle Defizit der Haushalte 
ist. 

Gerade eine Finanzpolitik, die ihre Orientierung an 
mittel- und langfristigen Aufgaben in den Vorder- 
grund rückt, die also nicht kurzfristig immer wieder 
Gefangener ihres Mangels an Handlungsspielraum 
werden will, muß sich wohl trotz aller Schwierigkei- 
ten dazu entschließen, ihre mittelfristigen Bezugs- 
größen, wie die Normalverschuldung, klarzustellen 
und offenzulegen, was vom Haushaltsdefizit als kon- 
junkturbedingt anzusehen ist, sowie mitzuteilen, 
was darüber hinaus vom Haushaltsdefizit konjunk- 
turpolitisch vorübergehend gewollt ist. 

Unterbleibt eine quantitative Auseinandersetzung 
mit dem Problem der Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte auf mittlere Sicht, so wird dies in 
der Öffentlichkeit möglicherweise weiterhin so in- 
terpretiert, daß sich die Bundesregierung vorbehält, 
die Konsolidierungsaufgabe für erledigt zu halten, 
sobald ein kräftiger konjunktureller Aufschwung in 
Gang kommt. Das wäre kaum vertrauensbildend. 
Und es wäre falsch. Denn die Beschäftigungspro- 
bleme wären nicht schon gelöst, wenn es gelingt, die 
Produktion eine Zeitlang wieder stärker zu steigern, 
als das Produktionspotential wächst Die Lösung be- 
steht vielmehr darin, für ein deutlich kräftigeres und 
nachhaltiges Wachstum des Produktionspotentials 
zu sorgen. 

385 . Daß sogar die kreditäre Deckung eines Teils 
des konjunkturbedingten Defizits umstritten ist, 
zeigt auch, wie ungünstig zur Zeit das wirtschaftli- 
che Klima für eine expansive Finanzpolitik ist. Dies 
ist der eine wichtige Gesichtspunkt für die Beurtei- 
lung der Haushaltsplanung 1982; der andere ist der 
Konsolidierungsbeitrag des Jahres 1982. So wie die 
Dinge liegen, ist der zweite Aspekt dominierend. 
Konsolidierung ist notwendig, und in diese Richtung 
gehen Absichtserklärungen wie auch schon zahlrei- 
che Beschlüsse. Den Preis, der 1982 konjunkturpoli- 
tisch dafür zu entrichten ist, braucht man nicht hoch 
zu veranschlagen. Denn wegen der vorherrschenden 
Skepsis in die Staatsfinanzen ist die Gesamtwir- 
kung selbst eines hohen expansiven Impulses viel 
geringer als in früheren Jahren. Anders gewendet: 
Die Konsolidierung ist auch notwendig, um über 
eine Verbesserung der Erwartungen die Konjunk- 
turpolitik mit Hilfe finanzpolitischer Maßnahmen in 
ihrem Wirkungsgrad zu verbessern. 

386 . Die Beschlüsse zu den Haushalten der näch- 
sten Jahre enthalten noch keinen entscheidenden 
Beitrag zur Konsolidierung im qualitativen Sinne. 
So hat der Bund ein Programm von Ausgabenkür- 
zungen und Ausgabenerhöhungen, steuerlichen Er- 
leichterungen und Mehrbelastungen sowie Um- 
schichtungen innerhalb der Sozialversicherung be- 
schlossen, das in bezug auf die Konsolidierung quan- 
titativ mehr bringt als qualitativ. Die öffentlichen 
Sachinvestitionen, die schon in diesem Jahr stark 
gekürzt worden sind, werden im nächsten Jahr 
nochmals und noch stärker zurückgehen. Hierin 
spiegelt sich nicht zuletzt die Kürzimg von Investi- 


tionszuweisungen an die Gemeinden, die eine Reihe 
von Ländern beabsichtigt. 

Bei den Einsparungen, die im konsumtiven Bereich 
vorgenommen werden sollen, und die ihrer Art nach 
in das Bild der qualitativen Konsolidierung passen, 
sind überdies Folgen zu beachten, die den positiven 
ersten Eindruck unter Umständen ins Gegenteil ver- 
kehren können. So sind Einsparungen bei der Ar- 
beitslosenunterstützung wenig hilfreich, soweit das 
dazu führt, daß bisherige Bezieher dieser Zahlungen 
nun auf die Sozialhilfe verwiesen werden. Denn die 
Sozialhilfe wird zum größten Teil von den Kommu- 
nen getragen, und die kaum abweisbaren Mehraus- 
gaben, die ihnen deswegen entstehen, werden sie 
mindestens teilweise durch weitere Kürzungen bei 
den Investitionausgaben finanzieren. Das ist sicher 
eine unerwünschte Nebenwirkung. 


Zur steuerlichen Entlastung 
von gewerblichen Investitionen 

387 . Angesichts der Beschäftigungsprobleme, die 
es zu lösen gilt, ist auch für die Finanzpolitik eine 
stärkere wachstumspolitische Orientierung gebo- 
ten, nicht zuletzt deshalb, weil die Flexibilität der 
Lohnpolitik offenbar nicht ausreicht, des Beschäfti- 
gungsproblems Herr zu werden. Die Finanzpolitik 
muß also mehr als in der Vergangenheit dazu beitra- 
gen, daß mehr Arbeitsplätze auf Dauer geschaffen 
werden. Dabei geht es in erster Linie um die steuerli- 
che Entlastung von gewerblichen Investitionen, weil 
davon vermutlich die stärksten arbeitsplatzschaf- 
fenden Wirkungen ausgehen. 

388 . Mit Investitionen werden Arbeitsplätze ge- 
schaffen und Chancen eröffnet, in Zukunft mehr 
Einkommen zu erzielen. Zukünftige Einkommen in 
der Gegenwart zu besteuern, ist nicht selbstver- 
ständlich. Viel spricht vielmehr dafür, gegenwärtige 
Investitionen für die Schaffung von Arbeitsplätzen 
nicht zu besteuern und mit der Besteuerung erst 
dann einzusetzen, wenn die zukünftigen Einkom- 
men verbraucht werden. Es wäre dann auch allemal 
mehr Einkommen, das besteuert werden könnte, 
weil heutige Investitionen dazu führen, daß in Zu- 
kunft mehr Einkommen erzielt werden. 

In der Gegenwart zukünftige Einkommen zu besteu- 
ern und damit zu behindern, daß mehr Einkommen 
in Zukunft entstehen und damit auch mehr Steuern 
entrichtet werden können, mag imter wachstumspo- 
litischen Gesichtspunkten schon problematisch ge- 
nug sein. Wenn damit gleichzeitig die Schaffung von 
Arbeitsplätzen in der Gegenwart behindert wird, ist 
es geboten zu prüfen, ob die Zwecke der Besteue- 
rung, die für eine Belastung von Investitionen spre- 
chen, nicht zurücktreten müssen hinter der drän- 
genden Aufgabe, für mehr Arbeitsplätze zu sorgen. 

Die wachstumpolitisch orientierte Entlastung der 
Investitionen von Steuern kann einmal ansetzen am 
Investitionsaufwand und zum anderen an den Inve- 
stitionsrisiken. Eine enge Verbindung zwischen der 
steuerlichen Entlastung und der damit bewirkten 
Investition gewährleistet, daß die Steuern einen ho- 
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hen wachstumsstimulierenden Effekt haben. Daher 
liegt es nahe, beim Investor anzusetzen und nicht 
beim Kapitalgeber. Soweit dies unerwünschte Fol- 
gen für die Vermögenskonzentration hätte, wäre 
dem durch Verbesserung der Mobilität des Kapitals 
und durch Maßnahmen zur Verbesserung der Ver- 
mögensbeteiligung zu begegnen. Zu vermeiden sind 
auch alle Maßnahmen, die die Unternehmenskon- 
zentration verstärken. Der Arbeitsplätze schaffende 
Effekt der steuerlichen Entlastung von Investitio- 
nen wird verstärkt wenn die Finanzierung der Inve- 
stitionen mit risikotragendem Kapital zumindest 
nicht benachteiligt wird. Wichtig ist auch, daß nicht 
kurzfristige Investitionen gegenüber längerfristigen 
begünstigt werden, zumal es für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen auf Dauer gerade auf die langfristi- 
gen Investitionen ankommt. Solche Investitionen 
werden durch die Besteuerung von inflatorisch auf- 
geblähten Gewinnen besonders benachteiligt. Maß- 
nahmen zur Milderung oder Beseitigung der Be- 
steuerung von Scheingewinnen kommt daher in ei- 
ner Wachstums- und beschäftigungsorientierten 
Steuerpolitik große Bedeutung zu. Schließlich: Je 
mehr Investitionen je D-Mark Steuerausfall bewirkt 
werden können, um so besser. Nach diesem Grund- 
satz sind Maßnahmen vorzuziehen, bei denen die 
Sorge vor Mitnehmereffekten gering ist. Wegen der 
Haushaltsprobleme sind auch Maßnahmen proble- 
matisch, bei denen die Steuerausfälle vor allem zu 
Beginn eintreten. 

389 . Die Bundesregierung hat mit ihren Beschlüs- 
sen, die degressive Abschreibung auf bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zu verbes- 
sern und die beschleunigte Abschreibung auf Ge- 
bäude anzuheben, die Investitionsbedingungen ver- 
bessert. Mit anderen Beschlüssen hat die Bundesre- 
gierung die Möglichkeiten, Investitionen zu finan- 
zieren, verschlechtert Dies gilt nicht nur für die um- 
strittene Maßnahme, eine Investitionsteuer in Höhe 
der Vorsteuer auf Betriebs-Pkw zu erheben, sondern 
auch für die Verringerung des Rücklagenanteils in 
den Pensionsverbindlichkeiten und für die Be- 
schränkung der Selbstfinanzierung von Ersatz- 
investitionen aus dem Veräußerungsgewinn der er- 
setzten Anlagegegenstände, Fortschritte bei der 
Förderung der Bereitschaft von Unternehmen und 
Kapitalanlegern, risikoreiche Investitionen vorzu- 
nehmen, sind, sieht man von der Ausdehnung des 
Verlustrücktrages ab, ausgeblieben. Auf sie kommt 
es jedoch an. 

390 . Maßnahmen zur steuerlichen Entlastung von 
Investitionen unter wachstumspolitischen Zielen 
finden sich im Steuerrecht vieler anderer Industrie- 
nationen. Dabei scheint die Phantasie in der Ent- 
wicklung von Maßnahmen der Investitionsförde- 
rung proportional zu der Größe des Problems zu 
sein, Investitionen hervorzulocken. In Ländern, in 
denen die übrigen Bedingimgen für Wachstum und 
Investitionen gut sind, steht die Entlastung der Inve- 
stitionen von Steuern weniger im Vordergrund. So 
ist durchaus verständlich, daß Maßnahmen zur Auf- 
hebung der Scheingewinnbesteuerung in der Bun- 
desrepublik bisher vergleichsweise geringe Bedeu- 
tung erlangt haben. Hier hat die Stabilitätspolitik 


den Problemdruck gemildert. Das ist in anderen 
Ländern anders. Es mag auch kaum überraschen, 
daß nach einer Untersuchung des Internationalen 
Währungsfonds Japan und die Bundesrepublik am 
Ende einer Rangfolge stehen, die die Länder nach 
dem Ausmaß der steuerlichen Entlastung von Inve- 
stitionen ordnet. Auch eine Aufstellung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen zeigt, daß die Bundesre- 
publik nur im Mittelfeld derjenigen Industrieländer 
liegt, die gewerbliche Investitionen steuerlich entla- 
sten. Allerdings haben Jahre anhaltender Investi- 
tionsschwäche auch bei uns den Problemdruck er- 
höht. 

In allen Ländern bildet die Regelung der Abschrei- 
bungsdauer und der Abschreibungsverfahren An- 
satzpunkte, um die Investitionsausgaben steuerlich 
zu entlasten. Ein und dasselbe Wirtschaftsgut wird 
je nach Land steuerlich ganz unterschiedlich behan- 
delt. Durch die verschiedensten Sonderabschreibun- 
gen kann die Besteuerung der Investitionen noch 
weiter reduziert werden. Solche Sonderabschreibun- 
gen, die neben den normalen Abschreibungen zuläs- 
sig sind, machen in Dänemark 15 vH und in Öster- 
reich 25 vH aus. Durch Investitionsfreibeträge kön- 
nen Unternehmen auch auf Gesamtabschreibungen 
von über 100 vH der Investitionsausgaben kommen. 
In Frankreich sind es 10 vH und in Österreich 20 vH, 
die im Jahr der Anschaffung zusätzlich abgeschrie- 
ben werden können. All diese Entlastungen der In- 
vestitionen entfalten ihre Wirkung nur dann voll, 
wenn die Unternehmen Gewinne machen. Steuerli- 
che Verluste führen nicht zu einer Forderung gegen 
die Finanzverwaltung. Dies ist bei Investitionsprä- 
mien anders. Sie werden in den Vereinigten Staaten, 
in Kanada und den Niederlanden gewährt. Die Mög- 
lichkeit, die Investitionsausgaben mit steuerlicher 
Hilfe anzusparen, eröffnen Regelungen über die Bil- 
dung von steuerfreien Investitionsrücklagen aus 
dem Gewinn. Die Rücklage ist innerhalb eines be- 
stimmten Zeitraumes, in Belgien von drei, in Öster- 
reich von vier Jahren, gegen die Anschaffungsko- 
sten für Investitionen aufzulösen. Derartige „An- 
sparabschreibungen“ werden vor allem von mittle- 
ren Unternehmen als besonders wichtige Entla- 
stung empfunden. 

In einer Reihe von Ländern wird zudem versucht, 
die Besteuerung von Investitionen ganz oder doch 
wenigstens die Besteuerung von Scheingewinnen 
beim Anlagevermögen vollständig zu vermeiden. 
Am weitesten geht Großbritannien, wo eine Sofort- 
abschreibung auf alle beweglichen Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens zulässig ist. In anderen Län- 
dern Europas darf vom indexierten Buchwert abge- 
schrieben werden. 

391 . Die Besteuerung von Scheingewinnen stellt 
auch in der Bundesrepublik ein großes Hindernis 
für Investitionen dar. Sie zu beseitigen oder doch zu 
mildern, wäre ein wichtiger Schritt auf dem Wege ei- 
ner Entlastung der Investitionen. Unter Scheinge- 
winn wird die Differenz zwischen den Abschreibun- 
gen auf den Wiederbeschaffungswert und den steu- 
erlich allein zulässigen Abschreibungen auf den 
Buchwert verstanden. Diese Gewinne steigen in Zei- 
ten inflatorisch steigender Wiederbeschaffungsko- 
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sten stark an. Da sie nach dem Prinzip „Mark gleich 
Mark“ wie echte Gewinne besteuert werden, ergibt 
sich eine Steuerlast auf Investitionen, die um so grö- 
ßer ist, je höher die Inflationsrate und je länger die 
Nutzungsdauer einer Investition ist. 

Werden Abschreibungen auf Wiederbeschaffungs- 
kosten steuerlich zugelassen, dann erhöht sich die 
Vorteilhaftigkeit von Investitionen, besonders der 
langlebigen und kapitalintensiven, die für Produkti- 
vitätssteigerungen notwendig sind. Es werden die 
unbeweglichen abnutzbaren Wirtschaftsgüter stär- 
ker entlastet als die beweglichen, die degressiv abge- 
schrieben werden dürfen. Die Abschreibung auf 
Wiederbeschaffungskosten hat zudem den Vorteil, 
daß die Steuer ausfälle in den ersten Jahren der 
Nutzungsdauer einer Investition geringer sind, als 
wenn man weitere Schritte in Richtung Sofortab- 
schreibung täte, während der Effekt auf die Investi- 
tionsentscheidung gleich ist. 

392. Der Respekt vor dem Nominalprinzip, der das 
Steuerrecht, ökonomisch nicht immer wohlbegrün- 
det, durchzieht, und die begründete oder unbegrün- 
dete Sorge, einer allgemeinen Indexierung den Weg 
zu ebnen, mögen es notwendig erscheinen lassen, 
auch andere Maßnahmen zu erwägen, die die nach- 
teiligen Effekte der Inflation auf die Bereitschaft, 
mehr zu investieren, vermeiden helfen. 

Die Sofortabschreibung, wie sie bei geringwertigen 
Wirtschaftsgütern zulässig ist, könnte das Hemmnis 
der Scheingewinnbesteuerung wirksam beseitigen, 
ja den Investitionsaufwand im ganzen von der Be- 
steuerung freisteilen. Sie führt allerdings zu erhebli- 
chen Steuerausfällen gleich im ersten Jahr nach der 
Vornahme der Investition. 

Ein gegenwärtig in den Vereinigten Staaten disku- 
tierter Vorschlag eröffnet Gestaltungsmöglichkei- 
ten zur Beseitigung der Scheingewinnbesteuerung 
bis hin zur vollen Entlastung des Investitionsauf- 
wands von der Besteuerung. Danach darf der Inve- 
stor den Barwert aller jährlichen Abschreibimgen 
im Jahr der Anschaffung absetzen. Der Barwert 
wird unter Zugrundelegung eines festen Zinssatzes 
berechnet, der dem Nominalzins abzüglich Infla- 
tionsrate entspricht. Diese Einmalabschreibung be- 
seitigt die Scheingewinnbesteuerung, unterwirft je- 
doch im übrigen die Investition dem geltenden Steu- 
ersatz. Wird neben der Barwertabschreibung eine 
Investitionsprämie gewährt, dann ergibt sich auch 
eine Entlastung der Investition von Steuern über die 
Scheingewinne hinaus. Die Höhe der Investitions- 
prämie kann so gewählt werden, daß die Investition 
ganz von der Steuer entlastet wird. Auch dieser Vor- 
schlag verbindet, wie die Sofortabschreibung, die 
Vorteile eines starken Impulses für Investitionen 
mit dem Nachteil, in den ersten Jahren zu hohen 
Steuerausfällen zu führen. Allerdings läßt sich die 
Höhe der Steuerausfälle durch Vorgabe von Ab- 
schreibungsdauer, Zinssatz und Satz für die Investi- 
tionsprämie besser beeinflussen. 

393. Soweit die degressive Abschreibung über den- 
jenigen Betrag hinausgeht, der betriebswirtschaft- 
lich als Aufwand für die Nutzimg der Investition und 


für das Risiko einer vorzeitigen Überholung anzu- 
setzen wäre, mildert sie die Scheingewinnbesteue- 
rung, ohne sie freilich ganz zu beseitigen. Je höher 
der Abschreibungssatz angesetzt wird, um so mehr 
werden Scheingewinne von der Besteuerung freige- 
stellt, um so höher sind freilich auch die anfängli- 
chen Steuerausfälle. 

Soll der Tatsache Rechnung getragen werden, daß 
langlebige Wirtschaftsgüter von der Scheingewinn- 
besteuerung stärker betroffen werden als kürzerle- 
bige, dann sind die Abschreibungssätze nach der 
Nutzungsdauer der Investitionen zu staffeln. So 
könnte zum Beispiel, wenn auf Investitionen mit ei- 
ner zehnjährigen Nutzungsdauer etwa mit dem 
2 V 2 -fachen des Satzes bei linearer Abschreibung 
degressiv abgeschrieben wird, auf Investitionsob- 
jekte mit einer Nutzungsdauer von 20 Jahren mit 
dem 4-fachen des Satzes der linearen Abschreibung 
degressiv abgeschrieben werden. 

394. Der Nachteil der Barwertabschreibung, hohe 
Steuerausfälle zu Anfang, kann vermieden werden, 
ohne ihre Vorteile, Beseitigung der Scheingewinn- 
besteuerung, aufzugeben, wenn an die Stelle der 
Idee der vorgezogenen Abschreibung der Gedanke 
der Steuerstundung tritt. Bei diesem Vorschlag wer- 
den Investitionen nach geltendem Steuerrecht de- 
gressiv abgeschrieben. In einer Parallelrechmmg 
werden lineare Abschreibungen auf Wiederbeschaf- 
fungskosten ermittelt. Übersteigen die Abschreibun- 
gen auf Wiederbeschaffungskosten den Betrag bei 
degressiver Abschreibimg, was je nach Inflations- 
rate einige Jahre nach der Anschaffung der Fall sein 
dürfte, dann kann der Unterschiedsbetrag einer 
Rücklage für Preissteigerungen beim Sachanlage- 
vermögen steuerfrei zugeführt werden. Je mehr die 
Auflösung dieser Rücklage an das Ende der Nut- 
zimgsdauer der Investition gerückt wird, um so we- 
niger wirkt sich die inflatorische Geldentwertung 
als Investitionshemmnis aus. 

Wenn eine solche Rücklage auf die Anschaffungsko- 
sten einer Ersatzinvestition übertragen werden darf, 
tritt zu der Beseitigung der Scheingewinnbesteue- 
rung eine dauernde Stundung der Steuern auf die 
Investition hinzu. 

Der Einwand, die Bildung einer Rücklage für Preis- 
steigerungen beim Anlagevermögen dürfe sich nur 
auf den eigenfinanzierten Teil der Investition bezie- 
hen, geht fehl. Zwar ist richtig, deiß der Investor dem 
Fremdkapitalgeber den Inflationsverlust, der bei in- 
flatorischer Geldentwertung durch die Rückzahlung 
nur des Nominalwertes entsteht, in höheren Zinsen 
abgilt und diese Zinsen steuerlich voll absetzt. Doch 
ist dies kein Problem der Scheingewinnbesteuerung 
beim Investor, sondern ein Problem der Scheinge- 
winnbesteuerung beim Kapitalgeber. Dort wäre bei 
der Lösung anzusetzen. Wird die Lösung dort nicht 
gefunden, so gibt es allerdings Verzerrungen in der 
Verteilung von Sachvermögen und Geldvermögen. 

395. Wenn Unternehmen damit rechnen müssen, 
daß sie für die Kapitalausstattung von Arbeitsplät- 
zen auch in solchen Jahren Steuern bezahlen müs- 
sen, in denen an diesen Arbeitsplätzen nichts oder 
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nur wenig verdient wird, beeinträchtigt das ihre Be- 
reitschaft, neue Arbeitsplätze in einer Zeit des 
Strukturwandels mit seinen Gewinnchancen, aber 
auch mit seinen Unsicherheiten über die künftige 
Ertragsentwicklung zu schaffen. Gewerbekapital- 
steuer und Vermögensteuer sind auch in ertrags- 
schwachen Jahren zu entrichten, und sie treiben den 
effektiven Steuersatz gerade in solchen Jahren in 
die Höhe. 

Umstritten ist nicht, daß die ertragsunabhängigen 
Steuern eine Erschwerung von Investitionen dar- 
stellen. Umstritten ist, wie dieses Hemmnis beseitigt 
werden könnte. Würde die Gewerbekapitalsteuer ab- 
geschafft, so würde den Gemeinden mit der Gewer- 
beertragsteuer eine Steuer verbleiben, die starke 
Schwankungen aufweist. Das ist unerwünscht. Eine 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer wird daher 
nur im Rahmen einer umfassenden Reform der Ge- 
meindesteuern ins Auge gefaßt werden können. Der 
Sachverständigenrat hat sich wiederholt zu der 
Frage geäußert, wie eine solche Reform aussehen 
könnte, zuletzt 1980 (JG 80 Ziffern 358 fl). 

Auf die Milderung des nachteiligen Effekts der er- 
tragsunabhängigen Steuern für Investitionen sind 
auch Vorschläge gerichtet, die eine Senkung des Sat- 
zes der Vermögensteuer auf Gegenstände des Be- 
triebsvermögens oder gar die Abschaffung der Ver- 
mögensteuer zum Inhalt haben. Eine Entlastung 
würde es bedeuten, wenn die vermögensteuerlichen 
Werte den Steuerbilanzwerten angepaßt würden. 
Um die Steuerausfälle einer solchen Regelung in en- 
gen Grenzen zu halten, müßte sie auf diejenigen In- 
vestitionen beschränkt werden, die nach einem be- 
stimmten Stichtag getätigt werden. 

Der notwendige Entlastungseffekt bei den Investi- 
tionen würde allerdings auch ohne Änderung des 
Gewerbesteuer- und des Vermögensteuergesetzes 
erreicht, wenn ein pauschalierter Betrag der er- 
tragsunabhängigen Steuern, zum Beispiel 1 vH des 
Teilwerts der nach einem bestimmten Stichtag getä- 
tigten Investitionen, von der Einkommen- oder der 
Körperschaftsteuerschuld abgesetzt werden könnte. 
Fiskalisch billig wäre auch eine solche Begrenzung 
auf Neuinvestitionen wohl nicht. Andererseits, im 
Gegensatz zu der Beseitigung der ertragsunabhän- 
gigen Steuern, von der diejenigen Unternehmen 
nicht erfaßt wären, die bisher schon unter die Frei- 
grenzen fallen, würde ein solcher Abzug von der Ein- 
kommen- und/oder der Körperschaftsteuerschuld 
zusätzliche Investitionen in großen wie in kleinen 
Unternehmen gleichermaßen begünstigen. 

396 . Weit verbreitet ist die Vorstellung, daß es auf 
eine Beteiligung des Staates an den Investitionsrisi- 
ken ankomme, wenn die Bereitschaft der Unterneh- 
men, risikoreiche, zukunftsweisende Investitionen 
zu tätigen, gestärkt werden solle. Dies hat gute 
Gründe. Die Beteiligung des Staates an den Gewin- 
nen erfolgreicher Investitionen ist hoch. Die staatli- 
che Risikobeteiligung ist dagegen nach wie vor recht 
begrenzt, vor allem bei kleineren und mittleren Un- 
ternehmen, denen es oftmals an Möglichkeiten zum 
Verlustausgleich zwischen Investitionsprojekten 
fehlt. Verlustvortrag und Verlustrücktrag sind zeit- 


lich begrenzt, der Verlustrücktrag auch der Höhe 
nach. Eine weitere Verbesserung des temporalen 
Verlustausgleichs erhöht die Bereitschaft, Anlauf- 
verluste in Kauf zu nehmen, wie sie bei Neuerungs- 
aktivitäten, insbesondere bei Investitionen in neue 
Produkte und neue Fertigungstechnologien, vielfach 
auftreten. 

Bewährt hat sich die Beteiligung des Staates an den 
Risiken der Forschung vind Entwicklung. Hier ist 
eher ein weiterer Ausbau notwendig als ein Abbau, ' 
wie er für die Zuschüsse für das in Forschung und 
Entwicklung beschäftigte Personal zur Diskussion 
steht. 

397 . Besonders schwer lasten gegenwärtig nicht 
nur die hohen Zinsen, sondern auch das hohe Zins- 
änderungsrisiko auf den Investitionen. Bei hohen 
Zinsen sind weniger Investitionen lohnend, und für 
diejenigen Investitionen, die von den Zinsen her loh- 
nend erscheinen, ist kein langfristiges Kapital er- 
hältlich, weil der Kapitalgeber das Zinsänderungsri- 
siko scheut, das ihm aus dem Recht des Schuldners 
erwächst, den Investitionskredit einseitig kündigen 
zu können, wenn der Zinssatz über 6 % liegt. Lauf- 
zeitverkürzungen für Investitionskredite verhin- 
dern eine fristenkongruente Finanzierung von Inve- 
stitionen und erhöhen damit das Liquiditätsrisiko, 
Zusagen langfristiger Kredite zu variablen Zinsen 
scheiffen ein Zinsänderungsrisiko, das die Investitio- 
nen nicht weniger stark belastet. Es gilt, derartige 
Zinsänderungsrisiken zu verkleinern. Hierzu 
könnte die Aufhebung des Kündigungsrechts nach 
§247 BGB für Kredite unter Kaufleuten hilfreich 
sein. Aber auch Zinssubventionen können in einer 
solchen Situation, wenn auch nur ausnahmsweise, 
ein wirksames Instrument sein, das Investieren loh- 
nend zu halten (Ziffer 230). Der finanzielle Aufwand 
für Zinssubventionen kann zu Anfang geringer ge- 
halten werden als bei anderen Formen der Investi- 
tionsförderung, etwa bei Investitionszuschüssen. 
Die erwünschte Nähe zum Investieren ist hier gege- 
ben. Allerdings besteht bei direkten Zinssubventio- 
nen die Sorge, daß sie vorwiegend selektiv gegeben * 
werden. Bei Kreditprogrammen wie dem 6,3 Mrd- 
DM-Programm der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
läßt sich eine Bindung an bestimmte Unterneh- 
mensgruppen und bestimmte Arten von Investitio- 
nen nach dem Windhundverfahren nicht vermeiden. 
Aber auch als allgemeine und dauernde Investi- 
tionsförderung käme die Zinssubvention nicht in 
Betracht, weil sie einseitig die Finanzierung mit 
Fremdkapital begünstigt. 

398 . Mehr Investitionsförderung bringt Steueraus- 
fälle mit sich. Diese Kosten sind zwar nach Art der 
Belebung der Investitionstätigkeit unterschiedlich 
hoch und auch unterschiedlich über die Zeit verteilt, 
aber sie sind, wenn wirklich etwas bewegt werden 
soll, sicher nicht gering. Daher ist zu bedenken, wie 
diese Steuerausfälle ersetzt werden können. Sie 
müssen im wesentlichen wohl durch Steuererhö- 
hungen an anderer Stelle ausgeglichen werden. An- 
gehoben werden müßten diejenigen Steuern, die am 
wenigsten wachstumshemmend sind, weil sonst die 
positiven Wirkungen einer steuerlichen Entlastung 
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von Investitionen teilweise wieder zunichte gemacht 
würden. Zu diesen Steuern zählen die Mehrwert- 
steuer und Verbrauchsteuern, soweit sie nicht auch 
auf den Faktoreinsatz erhoben werden. Aus vertei- 
lungspolitischen Gründen ließe sich eine solche Um- 
schichtung im Steuersystem wohl am besten im Zu- 
sammenhang mit allfälligen Steuersenkungsmaß- 
nahmen bei der Lohn- und Einkommensteuer be- 
werkstelligen. 


Geld- und Währungspolitik 

399 . Die Bundesbank hat durch eine restriktive 
Geldpolitik die Voraussetzungen für eine rasche 
Rückkehr zu mehr Geldwertstabilität geschaffen. 
Der Anstieg der Verbraucherpreise ist zwar weiter- 
hin unerträglich stark. Und nicht alles, was auf der 
Erzeugerstufe an Preissteigerungen eingetreten ist, 
konnte auf der Verbraucherstufe durchgesetzt wer- 
den, so daß erhebliche Sorgen hinsichtlich des Fort- 
gangs der Geldentwertung weiterbestehen. Ja, 
selbst wenn man die Verteuerung der Einfuhr mit 
ihrem rechnerischen Einfluß auf die Inlandspreise 
beiseite nimmt, also nur die Verteuerung der inlän- 
dischen Wertschöpfung im Blick hat, zeigt sich, daß 
trotz der ungünstigen Wirtschaftslage mehr als die 
— vorläufige — Abwehr einer binnenwirtschaftli- 
chen Anpassungsinflation nicht gelungen ist. Der 
Sockel an Preissteigerungen bei den inländischen 
Leistungen ist unvermindert hoch. Aber er ist doch 
wenigstens auch nicht noch größer geworden. Auf- 
gabe der Geldpolitik für 1982 und danach ist es, die 
außenwirtschaftlich inzwischen entspanntere Aus- 
gangssituation zu nutzen und in den nächsten zwei 
bis drei Jahren den Geldwertschwund zu beseitigen. 
Eine Geldpolitik, die sich dies zum Ziel setzt, braucht 
mit ihrer Aufgabe, genügend Geld für einen kräfti- 
gen wirtschaftlichen Aufschwung zur Verfügung zu 
stellen, nicht in Konflikt zu geraten. Es besteht 
gute Aussicht, daß die Bundesbank bald auf einen 
Pfad der mittelfristig, am Wachstum des gesamt- 
wirtschaftlichen Produktionspotentials, orientierten 
Geldmengenpolitik einschwenken kann. 

400 . In diesem Jahr ist sie in diesen Konflikt ge- 
bracht worden. Zur raschen Abwehr der Inflations- 
gefahren hat sie sich dafür entschieden, bei ihrer 
Geldmengensteuerung erneut den Wechselkursvor- 
behalt in Anspruch zu nehmen und vom Pfad eines 
neutralen Geldangebots nach unten abzuweichen. 
Der Sachverständigenrat hat sie hierin — wie schon 
im vergangenen Jahr — bestärkt (JG 80 Ziffern 173, 
307 ff., SG 81 Ziffern 34 ff.). 

Groß war der Abwägungsspielraum der Bundes- 
bank bei dieser Entscheidung nicht. Auf der einen 
Seite stand die Gefahr, daß die Abwertung der 
D-Mark sich selbst zu treiben beginnen würde, eine 
Gefahr, die bei einer Währung, die Reservewäh- 
rungsfunktionen hat und bedeutende internationale 
Anlagewährung ist, sehr ernstgenommen werden 
muß. Von den übrigen Folgen eines Kursverfalls ab- 
gesehen, wäre mit einer solchen Entwicklung voll- 
ends die Chance geschwunden, daß die inflatori- 
schen Impulse von außen auf ein Maß begrenzt blie- 
ben, bei dem man sich noch Zutrauen konnte, eine 


binnenwirtschaftliche Anpassungsinflation zu ver- 
hindern. Auf der anderen Seite stand die Erwartung, 
die Abwertungstendenz werde auch ohne kräftig 
steigende Notenbankzinsen bald von selbst an ihr 
Ende kommen, verbunden mit der Vorstellung, 
selbst eine noch höhere Inflationsrate als die gegen- 
wärtige könnte hinsichtlich ihres außenwirtschaft- 
lich verursachten Teils die nächste Lohnrunde unbe- 
einflußt lassen. Eine schwere Gefahr stand gegen 
eine Möglichkeit, die fast nur aus Hoffnung be- 
stand. 

Aber auch wer das Ergebnis der Abwägung nicht ta- 
delt, kann nicht übersehen, daß es für das Konzept 
einer mittelfristig orientierten Geldpolitik schädlich 
ist, wenn so häufig wie in den letzten Jahren statt 
der Regel ein Ausnahmevorbehalt die Geldpolitik 
regiert. Ausnahmevorbehalte haben zwar von An- 
fang an zum Konzept der neuen Geldpolitik gehört 
Auch der Sachverständigenrat hat die Notwendig- 
keit bestimmter Vorbehalte schon früher einge- 
räumt. Doch die Vorstellung war gewesen, daß die 
als Ausnahme gemeinten Fälle Ausnahmen bleiben 
würden (JG 74 Ziffern 388 ff., JG 78 Ziffer 407). Es ge- 
hört zu den unguten Nebenfolgen der Wirtschaftspo- 
litik in den vergangenen Jahren, aus der die Vertrau- 
ensschwäche in bezug auf die D-Mark in diesem 
Jahr erwuchs, daß auf die Regelhaftigkeit des Kon- 
zepts, nach dem die Geldpolitik gehandhabt wird, er- 
neut Schatten gefallen sind. Vertrauen in den Bin- 
nenwert und den Außenwert der Währung zu erzeu- 
gen, ist zwar in erster Linie die Aufgabe der Geldpo- 
litik selbst. Allein kann sie dies jedoch nicht, jeden- 
falls nicht, ohne im Falle schwerer Störungen genau 
in den Zielkonflikt gestellt zu werden, aus dem das 
Konzept einer mittelfristig orientierten Geldmen- 
gensteuerung sie heraushalten sollte. Die Vorstel- 
lung, daß die Häufung von Ausnahmesituationen ein 
Ende haben kann, sollte jedoch nicht auf gegeben 
werden. Ohnehin gibt es eine befriedigende Alterna- 
tive zum gegenwärtigen Konzept der Geldpolitik 
nicht. 

401 , Für eine Verbesserung der Chancen einer 
konsequent auf Verstetigung des Geldangebots be- 
dachten Geldpolitik kommt es freilich nicht nur auf 
einen nachhaltigen Erfolg bei der Inflationsbekämp- 
fung in unserem eigenen Land an. Die Währungen 
aller wichtigen Welthandelsländer müssen stabili- 
siert werden, zumindest die Währungen, die interna- 
tionale Reserve- und Anlagewährungen sind, vor al- 
lem der amerikanische Dollar. Nur dann lassen sich 
die störenden extremen Wechselkursänderungen 
vermeiden, die aus unsicheren Inflationserwartun- 
gen erwachsen, weil diese die längerfristigen Wech- 
selkurserwartungen verunsichern. Eine energische 
Inflationsbekämpfung in den Vereinigten Staaten 
liegt daher im Interesse der Bundesrepublik. Wenn 
sehr viele Länder ihre Stabilisierungskrise gleich- 
zeitig haben, ist damit allerdings ein großes welt- 
wirtschaftliches Risiko verbunden. Daß die Verei- 
nigten Staaten und die Bundesrepublik bei ihren 
Versuchen, zugleich die Inflation zu bekämpfen und 
die Dynamik ihrer Volkswirtschaften zu fördern, 
auch im zweiten Teil dieses Programms Erfolg ha- 
ben, ist mithin von hervorragender weltwirtschaftli- 
cher Bedeutung. 
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402 . Unbeirrt von den Turbulenzen dieses Jalires 
sollte die Bundesbank auch für 1982 ein Geldmen- 
genziel verkünden und sich dabei von der Vorstel- 
lung leiten lassen, deiß, wenn nichts Schlimmes ge- 
schieht, für die Ausweitung der Geldmenge die mit- 
telfristigen Erfordernisse entscheidend sein müs- 
sen. Angezeigt ist also eine Expansion der Zentral- 
bankgeldmenge entsprechend dem Wachstum des 
Produktionspotentials unter Berücksichtigung des 
derzeit noch für unvermeidlich zu haltenden weite- 
ren Anstiegs des Preisniveaus. Ein Zuschlag für eine 
mittelfristige (nicht eine konjunkturelle) Verände- 
rung der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, wie 
sie sich in deren Trend abbildet, erscheint gerecht- 
fertigt. 

Das Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tionspotentials im Verlauf des Jahres 1982 schätzen 
wir auf 2 vH. 

Der Ansatz für den derzeit noch unvermeidlichen 
weiteren Anstieg des Preisniveaus sollte nach der 
starken Abschwächung der monetären Expansion in 
diesem Jahr sehr vorsichtig bemessen werden. Mit 
dieser Abschwächung ist für das Jahr 1982 eine 
Dämpfung des Inflationstempos programmiert Die 
Fortsetzung dieses Stabilisierungsprozesses sollte 
jetzt nicht durch eine untunliche Erweiterung des 
monetären Mantels gefährdet werden. Wie die der- 
zeitige Verlangsamung der monetären Expansion 
vom Jahre 1981 in das Jahr 1982 hineinwirkt, so 
würde eine kräftige Beschleunigung vom Jahre 1982 
in das Jahr 1983 hineinwirken. Das Prinzip, daß der 
Zuschlag für einen als unvermeidlich anzunehmen- 
den weiteren Anstieg des Preisniveaus von Jahr zu 
Jahr konsequent gesenkt werden sollte, damit die 
Inflation überwunden wird, spräche eigentlich da- 
für, diesen Zuschlag unter 2 vH anzusetzen; denn 
1981 ist in der tatsächlichen Ausweitung der Zentral- 
bankgeldmenge nur etwa 2 vH mehr Geld zur Verfü- 
gung gestellt worden, als dem Wachstum des Pro- 
duktionspotentials entsprochen hat. So weit sollte 
man aber wohl nicht gehen. Es mag ausreichen, 
wenn man den Zuschlag für 1982 deutlich niedriger 
wählt als den aus heutiger Sicht für den Verlauf des 
nächsten Jahres tatsächlich zu erwartenden Anstieg 
des Preisniveaus, diesen gemessen am Preisindex 
des Bruttosozialprodukts. Nach unserer Prognose 
wird dieser im Verlauf des Jahres 1982 4 vH betra- 
gen. Entfallen die besonderen Gründe der gegen- 
wärtigen geldpolitischen Restriktion, so sollte die 
Bundesbank mit Rücksicht auf deren unerwünschte 
dämpfende Wirkungen auf die Produktionstätigkeit 
nicht auf einem Stabilisierungspfad für 1982 und 
1983 bestehen, der sich nur einhalten ließe, wenn aus 
der Geldversorgung heraus vorläufig ein sehr kräfti- 
ger Stabilisierungsdruck fortbestünde. Für einen 
verläßlichen Fortgang des Stabilisierungsprozesses 
auch über 1982 hinaus wäre vermutlich genügend 
vorgesorgt, wenn der Zuschlag zur potentialorien- 
tierten Geldmengenexpansion, der einen derzeit un- 
vermeidlichen weiteren Anstieg des Preisniveaus zu 
finanzieren erlaubt, auf 3 vH festgesetzt wird. 

Für die trendbestimmte Senkung der Umlaufsge- 
schwindigkeit der Zentralbankgeldmenge mag wie- 
derum ein Zuschlag von V 2 vH stehen. 


Alles in allem halten wir mithin eine Expansion der 
Zentralbankgeldmenge im Verlauf des Jahres 1982 
von 5 V 2 vH für notwendig und ausreichend. Dabei 
wäre eine Ausweitung des nominalen Sozialpro- 
dukts im Verlauf des Jahres von 5 vH finanzierbar, 
auch wenn die Umlaufsgeschwindigkeit der Zentral- 
bankgeldmenge ihrem Trend entsprechend sinkt. 
Wieweit der damit gegebene Spielraum für mehr 
Produktion und Beschäftigung genutzt wird, wie- 
weit zur Finanzierung eines Anstiegs des Preis- 
niveaus, liegt nicht bei der Geldpolitik. Überdies ist 
eine höhere Umlaufsgeschwindigkeit der Zentral- 
bankgeldmenge möglich. Eine reale Expansion, die 
kräftiger ausfällt als derzeit zu erwarten ist, würde 
schon deshalb nicht an einem Mangel an Geld schei- 
tern, weil in einem wirtschaftlichen Aufschwung der 
Kreditbedarf, dessen Befriedigung Zentralbankgeld 
bindet, erfahrungsgemäß weniger stark wächst als 
das Sozialprodukt (Ziffer 203). 

403 . Unter der Bedingung, daß sich die jüngste Be- 
festigung des D-Mark-Kurses an den Devisenmärk- 
ten als solid erweist, könnte die Bundesbank also 
darauf hinwirken, daß sich die monetäre Expansion 
merklich beschleunigt. Dabei gehen wir davon aus, 
daß sie bei jeder weiteren nachhaltig erscheinenden 
Tendenz zur Höherbewertung der D-Mark der Lok- 
kerung ihres geldpolitischen Kurses zunächst Vor- 
rang geben wird vor einer tatsächlichen Höherbe- 
wertung der Mark, bis das angestrebte Tempo der 
monetären Expansion erreicht ist. Die Neigung an 
den Märkten, wieder auf einen steigenden Außen- 
wert der D-Mark zu setzen, würde sich dann vor al- 
lem in niedrigeren Zinsen auswirken. 

404 . Erzwingen kann die Bundesbank niedrigere 
Zinsen nicht. Würde sie ohne Deckung durch ein ge- 
wachsenes Vertrauen der Kapitalanleger die Noten- 
bankzinsen senken, so würde sie nur neues Miß- 
trauen in den künftigen Wert der D-Mark wecken. 
Am Kapitalmarkt wären dann nicht niedrigere Zin- 
sen, sondern höhere die Folge. Andere Länder haben 
in dieser Hinsicht ganz frische Erfahrungen. Die 
Bundesbank kann nicht, indem sie ein paar Milliar- 
den Notenbankgeld für niedrige Zinsen hergibt, die 
Anleger von mehr als 100 Milliarden D-Mark — dies 
in etwa die Größenordnung der Bruttokreditgewäh- 
rung eines Jahres am D-Mark-Markt für langfristig 
anlagebereite Mittel — zwingen, ihr einfach zu fol- 
gen. Niemand muß sein Geld langfristig anlegen. 
Mißtrauisch geworden, weicht man womöglich auf 
eine kurzfristige Anlage aus. Dort mag dann der 
Zins zunächst weiter gedrückt werden, doch damit 
wäre nichts gewonnen, wenn zugleich der langfri- 
stige Zins sogar steigt. Wahrscheinlich käme außer- 
dem der Wechselkurs wieder ins Rutschen und 
schaffte neue Irritation. 

Gelingt es aber, das Vertrauen in den künftigen Wert 
der D-Mark weiter zu kräftigen, so werden selbst 
weiterhin hohe Zinsen im Ausland, auch in den Ver- 
einigten Staaten, nicht verhindern, daß in der Bun- 
desrepublik die Zinsen sinken. Eine solide Aufwer- 
tungserwartung für die D-Mark sorgt für ein inter- 
nationales Zinsgefälle. Das internationale Infla- 
tionsgefälle, ergänzt um eine nachhaltige Verbesse- 
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rung der deutschen Leistungsbilanz und eine Ver- 
minderung des öffentlichen Kreditbedarfs, wären 
solide Gründe für eine solche Aufwertungserwar- 
tung. Auch bei internationaler Kapitalknappheit 
gibt es immer genug Kapital, das eine sichere An- 
lage sucht und für Sicherheit eine gute Prämie zahlt. 
Das heißt nicht, daß es schon genug Gründe gäbe, 
der Bundesrepublik für bald einen wieder niedrigen 
Kapitalmarktzins zu versprechen. Wie sich die Be- 
wertung von D-Mark- Anlagen auf den internationa- 
len Finanzmärkten entwickelt, läßt sich nicht Vor- 
hersagen. Man kann aber schon etwas dafür tun. 
Das Geld knapphalten, ist die Basis von allem. 
Hinreichend ist dies jedoch nur auf Dauer. Und Ga- 
rantien für s^olche Dauerhaftigkeit gibt es nun ein- 
mal nicht. Letztlich ist es daher die Gesamtvorstel- 
lung, die eine Volkswirtscheift gibt, der das Zinsurteil 
der Finanzmärkte gilt — ihre Fähigkeit, Inflation 
schon in den Ansätzen zu vermeiden und zu be- 
kämpfen, die öffentlichen Ausgaben und die Staats- 
schulden in Grenzen zu halten, sichere Investitions- 
möglichkeiten zu bieten und den Konsum auf das zu 
beschränken, was man sich leisten kann. Es gibt 
keine Tricks, mit denen man diesen alten Grundsät- 
zen auf Dauer ausweichen kann. Es geht dabei nicht 
darum, sich den Geboten einer internationalen Zins- 
herrschaft zu beugen. Es geht vielmehr darum, das 
Vertrauen der Kapitalanleger zu erwerben und zu 
erhalten, damit man deren Geld möglichst billig be- 
kommt. 

405. Eine Finanzpolitik, die nach Jahren rascher 
Expansion der Staatsausgaben und hoher öffentli- 
cher Defizite den Kurs auf niedrigere Ausgaben- 
überschüsse einstellt, sowie eine Lohnpolitik, die die 
Arbeitnehmeransprüche an das mögliche Produk- 
tionsergebnis der Volkswirtschaft etwas zurück- 
nimmt und damit mehr Produktionsmöglichkeiten 
rentabel werden oder bleiben läßt, brauchen nicht zu 
befürchten, daß sie über einen Mangel an Nachfrage 
gerade das verfehlen, was sie am meisten anstreben, 
einen höheren Beschäftigungsstand. Reichen die 
von der Finanzpolitik und der Lohnpolitik direkt be- 
wirkten Anreize, mehr private Produktion zu wagen, 
nicht rasch genug aus, so kann die Geldpolitik, sol- 
chermaßen abgeschirmt gegen Infiations- und Lei- 
stungsbilanzrisiken, ohne große Furcht vor neuem 
Mißtrauen der Kapitalmärkte versuchen, energi- 
scher die Rolle des Zinsführers nach unten zu über- 
nehmen, und damit das große Potential an Investi- 
tionen erschließen helfen, an deren Dringlichkeit im 
Grunde niemand zweifelt. 

406. Sparen ist ein wichtiger Beitrag der privaten 
Haushalte bei der Lösung der anstehenden Aufga- 
ben, sowohl beim Abbau des Leistungsbilanzdefizits 
als auch bei der Freiheiltung des Spielraums für 
mehr Investitionen. Er ist zunächst ein nachfrage- 
seitiger Beitrag (die Bescheidung in den Einkom- 
mensansprüchen ist ein kostenseitiger). Er ist für 
die der Volkswirtschaft aufgegebene Umstrukturie- 
rung und Wachstumsbeschleunigung nötig, mindert 
aber — für sich genommen — die Auslastung der 
vorhandenen Kapazitäten. Es muß jedoch auch beim 
Sparen nicht beim nachfrageseitigen Beitrag blei- 
ben. Die Bereitscheift, Geld nicht für Konsumzwecke 


auszugeben, wird noch wertvoller, wenn die Bereit- 
schaft hinzukommt, es langfristig oder gar als Ei- 
genkapital anzulegen und damit Risiken zu über- 
nehmen, Zinsänderungsrisiken oder Ertragsrisiken. 
Die dauerhafte Kapitalanlage ist ein Teil der 
Strecke zur Investition. Die Tendenz zu kürzeren 
Laufzeiten am Kapitalmarkt, die zu groß gewordene 
Aufgabe der Fristentransformation bei den Banken, 
die daraus entstandene Fortwälzung des Zinsände- 
rungsrisikos auf den Investor durch Zinsanpas- 
sungsklauseln zeigen trotz des großen Mittelaxif- 
kommens Schwäche der Kapitalbildung an. Die ver- 
breitete Angst vor gesamtwirtscheiftlichen Nachfra- 
gerisiken, die mit der Tatsache begründet wird, daß 
der Nachfrageausfall durch Konsumverzicht gewiß 
ist, die korrespondierende zusätzliche Investition 
hingegen ungewiß, mag von hier eine gewisse Be- 
rechtigung beziehen, obwohl sie im ganzen grundlos 
erscheint, wenn es der Volkswirtschaft an Wachs- 
tumsdynamik nicht fehlt. Die erhöhten Risiken des 
Investors werden effektiv, wenn hohe Zinsen durch 
Zinsanpassungsklauseln oder durch einen laufzeit- 
bedingt hohen Krediterneuerungsbedarf für die 
Schuldner — öffentliche wie private — in einem Um- 
fang kostenwirksam werden, der weit über den Kre- 
ditbedarf für neue Ausgaben hinausreicht, also die 
Finanzierung alter Investitionen neu zur Disposi- 
tion stellt. Mit der Ratio hoher Zinsen hat dies nichts 
zu tun. Der marktwirtschaftliche Sinn hoher Zinsen 
liegt darin, daß durch sie die Kapitalnachfrage für 
neue Ausgaben auf das Kapitalangebot aus neuer 
Kapitalbildung begrenzt und die Kapitalbildung 
selbst stimuliert wird. Er liegt nicht darin, daß der 
Sparer von gestern höhere Einnahmen erhält und 
deshalb der Unternehmer, der gestern investiert hat, 
höhere Kosten tragen muß, die die Rentabilität und 
das Überleben seines Unternehmens gefährden. Nur 
wenn die Kapitalbildung unzureichend ist aus Grün- 
den, die nicht eine fehlerhafte Wirtschaftspolitik zu 
vertreten hat, stellte die Verlagerung der Zinsände- 
rungsrisiken vom Sparer auf den Investor eine 
adäquate Risikoverteilung dar. , 

Besonders kraß treten die schlimmen Folgen einer 
langjährigen Fehlentwicklung in einer Situation wie 
der gegenwärtigen zutage, in der nicht ein Übermaß 
an Kreditnachfrage der Unternehmen, die von den 
Zinskosten ja vor allem betroffen sind, die hohen 
Zinsen verursacht hat. Die Renten der Kapitalbesit- 
zer schießen in die Höhe, während die Unternehmen 
unter der Zinslast wenn schon nicht ihre Investi- 
tionsneigung, so doch ihre Investitionsfähigkeit ver- 
lieren. Auch diese Fehlentwicklung hat ihren Ur- 
sprung letztlich in der schleichenden Inflation. Die 
unzureichende Anlageneigung der Sparer ist Teil 
der Inflationsgewöhnung. Der notorische Mangel an 
Attraktivität der Eigenkapitalanlage kommt hinzu. 
Er erklärt, warum selbst die Investitionsfinanzie- 
rung durch Aktienemission quantitativ keine Rolle 
mehr spielt. Das Anrechnungsverfahren bei der 
Körperschaftsteuer hat hieran nichts Durchgreifen- 
des zu ändern vermocht. 

Inflationsbekämpfung und Verbesserung der Ge- 
winnchancen riskanter Investitionen müssen daher 
auch zum Ziele haben, das Anlageverhalten der Spa- 
rer allmählich zu ändern. Sonst wird der Zins hoch 
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bleiben und die Menge der Investitionsprojekte, die 
diese Zinsen oder eine entsprechende Eigenkapital- 
rendite zu erwirtscheiften erlauben, unzureichend. 
Die einzige Alternative wäre, daß auch für dieses 
Problem wiederum eine kompensatorische Lösung 
von der Steuerpolitik oder der Lohnpolitik verlangt 
wird. 

407 . Das gleiche gilt für das Problem der Scheinge- 
winnbesteuerung. Mit steigender Inflationsrate 
wird der Anteil an den Gewinnen, der nur Ausgleich 
für die Geldentwertung ist, immer größer. Da der 
Gesamtgewinn steuerpflichtig ist, verbleibt den Un- 
ternehmern unter Umständen ein immer kleiner 
werdender Anteil der echten Gewinne. Schon wenn 
der Scheingewinn etwa ein Drittel des Gesamtge- 
winns ausmacht, ist wegen der hohen Steuern auf 
Erträge und Gewinne der verbleibende echte Ge- 
winn negativ. In Fällen einer überraschenden Be- 
schleunigung der Inflation, auf die man sich nicht 
eingestellt hat, ist dies schnell der Fall. Die Schein- 
gewinnbesteuerung trifft die Unternehmen mit be- 
sonders langfristigen Investitionen besonders stark. 
Das Problem kann befriedigend nur an seinem Ur- 
sprung gelöst werden. Durch erfolgreiche Inflations- 
bekämpfung. Jede Symptomtherapie schafft neue 
Probleme (Ziffern 391 ff.). 

Lohnpolitik 

408 . Die kommende Lohnrunde wird im Zeichen ei- 
nes anhaltenden Anstiegs der Arbeitslosigkeit und 
noch immer hoher Preissteigerungen stehen. Das 
wird es den Tarifvertragsparteien nicht einfach ma- 
chen, Lohnerhöhungen zu vereinbaren, die von bei- 
den Seiten als tragbarer Kompromiß angesehen und 
zugleich den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen 
gerecht werden. Wie in den Tarifverhandlungen die- 
ses Jahres werden Realeinkommenssicherung und 
Entlastung beim Kostenniveau in der lohnpoliti- 
schen Argumentation die zentrale Rolle spielen. Das 
heißt freilich nicht, daß damit die gleichen Lohnstei- 
gerungen wie 1981 programmiert sein müßten. Denn 
daß die Beschäftigungsprobleme inzwischen noch 
größer geworden sind, ist offenkundig, und daß die 
Lohnpolitik mit dazu helfen muß, sie zu verringern, 
ist im Grunde nicht streitig; worauf die Tarifver- 
tragsparteien eine Antwort finden müssen, ist, um 
wieviel die Lohnsteigerungen im nächsten Jahr hin- 
ter denen dieses Jahres Zurückbleiben sollen. 

409 . Bei aller Unterschiedlichkeit der Standpunkte 
war zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern 
schon in den Lohnverhandlungen 1981 nicht um- 
stritten, daß die Erträge im Verlauf des Jahres 1980 
stärker als vorgesehen unter Druck geraten waren 
und daß es ohne Schaden für die Beschäftigung 
nicht unverändert dabei bleiben konnte. Mit der Fra- 
ge, ob der Produktivitätszuwachs, wie die Arbeitge- 
ber wollten, oder der Preisanstieg, wie die Gewerk- 
schaften verlangten, Maßstab für die Lohnsteige- 
rungen sein sollte, stand das Ausmaß der Korrektur 
zur Diskussion, nicht der Korrekturbedarf als sol- 
cher. Im Ergebnis wurden die tariflichen Stunden- 
verdienste um rund 5 vH erhöht, nachdem es ein 


Jahr zuvor 7 vH gewesen waren. Die Erwartung, daß 
damit einer Verbesserung der Ertragslage Raum ge- 
geben sei, war allerdings schon zum Zeitpunkt der 
Tarifabschlüsse nicht mehr verläßlich begründet. 
Sie hat sich dann in der Tat als Irrtum erwiesen, 
nicht zuletzt weil sich das Austauschverhältnis mit 
dem Ausland abwertungsbedingt erneut stark ver- 
schlechterte. Obwohl die Preise stärker als die 
Löhne stiegen, Reallohnsicherung also nicht einmal 
erreicht wurde, waren die Unternehmen nicht Ge- 
winner, sondern Hauptverlierer. 

410 . Lohnerhöhungen, wie sie vereinbart wurden, 
hätten bei den Preissteigerungen dieses Jahres zu 
einer Ertragsverbeserung nur gepaßt, wenn im In- 
land nicht weniger als im Vorjahr hätte verkauft 
werden können und wenn von der zusätzlichen Pro- 
duktion mehr zur Verteilung im Inland geblieben 
wäre. Die Abwertung der D-Mark verschaffte den 
Unternehmen zwar Spielraum, ihre Preise das Jahr 
über verstärkt zu erhöhen, aber doch nicht so viel 
Spielraum, daß sie die höheren Kosten für ausländi- 
sche Vorleistungen zusammen mit den inländischen 
Kostensteigerungen für Arbeitsleistungen wie für 
das benötigte Kapital überwälzen und zugleich ih- 
ren Absatz ausweiten konnten. Am wenigsten war 
dies in den binnenwirtschaftlichen Sektoren mög- 
lich. Im ganzen war das Verhältnis von Erlösen zu 
Kosten 1981 noch ungünstiger als im Jahr davor, mit 
der Folge, daß die Unternehmensgewinne in der 
Summe angesichts der geringeren Absatzmenge so- 
gar nominal niedriger waren als 1980. 

411 . Die beabsichtigte Korrektur beim Kostenni- 
veau steht also noch aus. Wie groß der Korrekturbe- 
darf inzwischen geworden ist, läßt sich mit gesamt- 
wirtschaftlichen Analysen nicht ohne weiteres bezif- 
fern. Das ist schon deshalb so, weil es für die Rück- 
kehr zu einem höheren Beschäftigungsstand nicht 
nur auf die Gewinne ankommt, die die Unternehmen 
aktuell erzielen, sondern auch auf die Gewinne, mit 
denen sie auf mittlere Sicht rechnen. Zeitweilige Er- 
tragseinbußen als Reflex unterausgelasteter Kapa- 
zitäten gehören zur Pufferfunktion, die die Gewinne 
als Residualeinkommen haben. Im Hinblick auf die 
mittelfristigen Rentabilitätsverhältnisse ist die Ver- 
schlechterung der Erlös-Kosten-Relation in den Jah- 
ren 1980 und 1981 konjunkturell überzeichnet. Weil 
die vorhandenen Sachanlagen nicht ausgelastet und 
die Belegschaften nicht in vollem Umfang beschäf- 
tigt werden konnten, waren die Kosten je Produkt- 
einheit höher, als sie es sonst gewesen wären, und 
die Gewinnmargen waren entsprechend geringer. 
Umgekehrt heißt dies, daß in mittelfristiger Sicht als 
Entlastung beim Kostenniveau nicht schon gelten 
kann, wenn im Zuge einer wirtschaftlichen Bele- 
bung die Kapazitätsauslastung steigt und sich die 
Stückkosten von daher wieder günstiger stellen. In- 
soweit wäre lediglich die konjunkturelle Überzeich- 
nung der Ertragseinbußen korrigiert. Angesichts 
des Schubs an Investitionen, der erforderlich ist, 
möglichst rasch genügend neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, wird die Korrektur weiter gehen müssen. 

412 . Dabei kann es jedoch nicht darum gehen, je- 
dem einzelnen Bereich der Volkswirtschaft etwa 


174 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


wieder die Ertragschancen zu verschaffen, die er in 
der Vergangenheit hatte. Der im Wettbewerb er- 
zielte Gewinn hat in der Marktwirtschaft auch — 
und vor allem — eine Lenkungsfunktion. Gute Ge- 
winne im einen Bereich und Verluste im anderen 
müssen Signale für die Richtung des Strukturwan- 
dels setzen. Bereiche, die bei den veränderten welt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, namentlich 
der starken Energieverteuerung, ihre Produktion 
auf Dauer nicht mehr gewinnbringend absetzen 
können, müssen sich umstellen oder sie müssen 
schrumpfen. Alles andere hieße, den Strukturwan- 
del hemmen und die Chancen mindern, die für dau- 
erhaft mehr Beschäftigung in der Umlenkung von 
Arbeit und Kapital hin zu ertragsversprechender 
Produktion liegen. Für die Lohnpolitik steht nicht 
mehr, freilich auch nicht weniger zur Debatte, als 
unter Ansehung der übrigen Kosten das ihre dazu 
beizutragen, daß in der Volkswirtschaft im ganzen 
der Umstellungsprozeß möglichst reibungslos und 
rasch vorankommt. 

413 . Von den Einflußgrößen, die im Zusammenwir- 
ken mit den Lohnsteigerungen die Entwicklung des 
gesamtwirtschaftlichen Kostenniveaus bestimmen, 
ist für 1982 selbst dann keine große Entlastung in 
Aussicht, wenn die Risiken ausbleiben, die für den 
weiteren Wirtscheiftsverlaxif bestehen. 

— Der Produktivitätszuwachs, der 1981 nur sehr ge- 
ring war, dürfte im kommenden Jahr zwar wie- 
der etwas höher ausfallen, um wieviel höher, 
wird allerdings nicht zuletzt davon abhängen, in 
welchem Maße die Unternehmen ihren Personal- 
bestand an die Produktion anpassen, und das ist 
wiederum nach aller Erfahrung nicht unabhän- 
gig von den Lohnkosten. Auch wenn die Nach- 
frage aus dem Ausland anhaltend steigt, sind im 
ganzen doch keine Auftriebskräfte angelegt, die 
mehr Beschäftigung und zugleich deutliche Pro- 
duktivitätssteigerungen erwarten ließen, 

— Als offene Frage muß weiterhin gelten, wieviel 
das Ausland vom möglichen Produktionsertrag 
beanspruchen wird. Hier war der Irrtum 1981 am 
größten. Trotz der günstigeren Perspektiven 
beim Wechselkurs ist unter den Annahmen unse- 
rer Prognose für den Jahresdurchschnitt 1982 
noch mit keiner so starken Abschwächung des 
Importpreisanstiegs zu rechnen, daß dieser hin- 
ter dem Anstieg der Exportpreise zurückbliebe 
und die Terms of Trade sich günstiger darstell- 
ten. Sollen die Lohnsteigerungen Raum für eine 
Ertragsverbesserung lassen, ist weniger auf die 
Veränderung des Austauschverhältnisses abzu- 
stellen, in dem der Kosteneffekt höherer Import- 
preise mit dem Erlöseffekt höherer Exportpreise 
verrechnet wird, als auf die Importverteuerung 
für sich genommen. Exportpreissteigerungen, 
die zum Anleiß für entsprechende Lohnsteigerun- 
gen genommen werden, verbessern die Erträge 
nicht, ebensowenig wie Preissteigerungen im In- 
land; sie lassen die Ertragsmarge unverändert. 

— Wie weit die Zinsen zurückgehen werden, läßt 
sich nicht sicher sagen. Ein Rückgang, der nur ei- 
nen Ausgleich für die vorangegangenen Zinsstei- 
gerungen brächte, und viel mehr scheint vorerst 


nicht angelegt, könnte in mittelfristiger Sicht, auf 
die es ja vor allem ankommt, nicht schon als Ent- 
lastung gelten. Überdies ist es der Realzins, der 
hier zählt. Zudem wird sich der Anstieg des Kapi- 
talaufwands je Produkteinheit wie je Arbeits- 
platz fortsetzen. Nimmt man beides zusammen, 
so ist eher eine weitere Zunahme als eine Ab- 
nahme der Kapitalkosten zu erwarten. 

— In Rechnung zu stellen ist schließlich, daß mit 
dem Beschluß, den Beitragssatz in der Arbeitslo- 
senversicherung auf 4 vH zu erhöhen, über zu- 
sätzliche Lohnnebenkosten bereits entschieden 
ist. 

Die Erfahrung des Jahres 1981 sollte dafür sprechen, 
den lohnpolitischen Spielraum nicht abermals zu 
überschätzen. 

414 . Viel wird wiederum davon abhängen, axif wel- 
che Preissteigerungen die Tarifvertragsparteien set- 
zen — was die Gewerkschaften an Entwertung der 
Nominallöhne erwarten, und mit welchen Möglich- 
keiten die Unternehmen rechnen, Kostensteigerun- 
gen in den Preisen überwälzen zu können. Daß die 
Preissteigerungen zum Zeitpunkt der neuen Tarif- 
abschlüsse im Vorjahresvergleich noch hoch sein 
werden, besagt mehr über den Inflationsimport im 
zu Ende gehenden Jahr als über die Entwicklung im 
Jahre 1982. Atif die zurückliegenden Preissteigerun- 
gen darf es nicht ankommen, wenn eine Anpas- 
sungsinflation vermieden werden soll. Die Lohnpoli- 
tik selbst bestimmt mit, wie rasch sich der Preisauf- 
trieb abschwächen wird. Die Aufwertungstendenz 
der D-Mark wird den von außen kommenden Infla- 
tionsdruck dämpfen und die Preiserhöhungsspiel- 
räume einengen. Unausgelastete Kapazitäten spre- 
chen dagegen, daß nachlassender Wettbewerb im In- 
nern dies aufwiegt. Preissteigerungen, die auf er- 
höhten staatlichen Abgaben beruhen, etwa der be- 
schlossenen Anhebung von Verbrauchsteuern, soll- 
ten in den Lohnverhandlungen kein Argument sein. 
Je höher die Preissteigerungsrate ist, die Eingang in 
die Verhandlungsergebnisse findet, um so mehr 
bleibt vom anstehenden Korrekturbedarf unerle- 
digt, wenn nicht gar neuer entsteht. 

415 . In der Diskussion über die Lohnpolitik des 
Jahres 1981 haben die Gewerkschaften darauf ver- 
wiesen, daß die Grenzen der Zumutbarkeit lohnpoli- 
tischer Zurückhaltung für die Arbeitnehmer bei No- 
minallohnsteigerungen lägen, die im Zeitpunkt der 
Abschlüsse den Reallohn sichern. Das ist in einem 
Jahr wie 1981, in dem nicht mehr, sondern weniger 
zu verteilen gewesen ist, sicher nicht unproblema- 
tisch. Solche Jahre können indes wohl immer noch 
als die Ausnahme gelten. Im Regelfall bleibt Raum 
für eine Verbesserung der Erlös-Kosten-Relation 
nach Maßgabe des Produktivitätsanstiegs und dem, 
was von der Veränderung der Terms of Trade und 
der übrigen Kosten davon abgeht oder hinzukommt, 
vorausgesetzt, der Preisanstieg wird bei den Ab- 
schlüssen nicht überschätzt. Erweist er sich als un- 
terschätzt, ist die Ertragskorrektur um so größer. 
Der Verzicht auf Nachholansprüche, wenn sich im 
nachhinein zeigt, daß Reallohnsicherung nicht er- 
reicht wurde, mag eher als zumutbar angesehen 
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werden als der Verzicht auf Reallohnsicherung bei 
den Abschlüssen. Der einfachste Weg, zu der für not- 
wendig erachteten Korrektur zu kommen, wäre das 
sicher nicht, und mehr als zeitweilig wäre er wohl 
kaum gangbar, wollte man nicht auf Täuschung set- 
zen. Gefahrlos wäre er ohnehin nicht. Die Versu- 
chung, sich zu Lasten des Geldwerts zu einigen, 
wäre für die Tarifvertragsparteien groß. Von der 
Geldpolitik dann Toleranz zu verlangen, würde dem 
Beschäftigungsziel nicht dienen, stellt man die 
Rückwirkungen höherer Preissteigerungen in Form 
steigender Zinsen und sinkender Kaufkraft der Ein- 
kommen, vor allem von Renten und Sozialeinkom- 
men, in Rechnung. Preissteigerungen erst entgegen- 
zuwirken, wenn sie sich selbst zu verstärken begin- 
nen, würde über kUrz oder lang nur um so härtere 
Restriktion erfordern. 

416 . Auf mittlere Sicht wäre wenig gewonnen, 
wenn niedrigeren Abschlüssen in der kommenden 
Lohnrunde später um so höhere folgten. Wichtig ist 
die Verläßlichkeit der lohnpolitischen Grundlinie 
über das kommende Jahr hinaus, einer Grundlinie, 
die dahin führen muß, daß mehr Produktion und Be- 
schäftigung nicht an den Kosten scheitern. Vermö- 
genspolitische Maßnahmen, zwischen Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgebern vereinbart, könnten den not- 
wendigen Konsens herbeiführen und sichern helfen. 
Nicht zuletzt der hohe Bedarf an Investitionen für 
die Scheiffung neuer Arbeitsplätze sollte es im Inter- 
esse beider Seiten möglich machen, zu einer Eini- 
gung zu finden. Den Unternehmen würde eine Betei- 
ligung der Arbeitnehmer an der Kapitalbildung das 
Investieren leichter machen, und den Arbeitneh- 
mern könnte eine Beteiligung an den Unterneh- 
menserträgen viel von der Sorge nehmen, bei der 
Einkommensverteilung ins Hintertreffen zu gera- 
ten, wenn sie bei den Lohnabschlüssen mehr als 
kleine Schritte zur Verbesserung der Ertragslage 
zulassen. 

417 . Auf welchen Weg sich die Tarifvertragspar- 
teien auch immer einigen, das Bestreben muß sein, 
so viel wie möglich dazu beizutragen, daß mehr neue 
Arbeitsplätze im Strukturwandel geschaffen wer- 
den, als vorhandene aufgegeben werden müssen. 
Eine dauerhafte Veränderung der Verteilungsrela- 
tion zugunsten der Unternehmen muß damit letzt- 
lich nicht einhergehen. Niedrigere Lohnsteigerun- 
gen, die im ersten Schritt zu einem besseren Ver- 
hältnis von Erlösen und Kosten führen, machen zu- 
sätzliche Produktion und Beschäftigung auch auf 
weniger produktiven Arbeitsplätzen rentabel. In 
dem Maße, wie die damit verbundenen Chancen im 
zweiten Schritt dann genutzt werden, und daß sie ge- 
nutzt werden, besorgt der Wettbewerb, vermindert 
sich im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt der 
Produktivitätszuwachs, und die Lohnstückkosten 
erhöhen sich entsprechend. Der Tendenz nach setzt 
sich die Ausweitung von Produktion und Beschäfti- 
gung fort, bis schließlich die alte Erlös-Kosten-Rela- 
tion wieder erreicht ist. Selbst kurzfristig kann die 
für mehr Beschäftigung notwendige Korrektur der 
Gewinnmargen um so geringer ausf allen, je diffe- 
renzierter die Lohnabschlüsse mit Blick auf die un- 
terschiedlichen Knappheitsverhältnisse am Arbeits- 
markt sind. 


Arbeitsmarktpolitik 

418 . Die schwerwiegenden Beschäftigungsproble- 
me haben auch die Arbeitsmarktpolitik vor eine 
neue Situation gestellt Das hohe Defizit der Bundes- 
anstalt für Arbeit und die finanziellen Engpässe des 
Staates ließen eine unbeirrte Fortführung des bishe- 
rigen Kurses, der auf eine Ausweitung der vorbeu- 
genden Arbeitsmarktpolitik angelegt war, als un- 
möglich erscheinen. Sie verlangten eine Neugewich- 
tung der Ziele der Arbeitsmarktpolitik. In dieser Si- 
tuation entschied sich die Bundesregierung dafür, 
die Höhe der sozialen Leistungen an die Arbeitslo- 
sen weitgehend aufrechtzuerhalten, dagegen bei der 
vorbeugenden Arbeitsmarktpolitik Einschnitte vor- 
zunehmen. 

419 . Das hohe Defizit der Bundesanstalt für Arbeit 
hat seine Ursache vor allem in der Zunahme der Ar- 
beitslosigkeit und dem damit verbundenen Anstieg 
in der Anzahl der Leistungsempfänger. Allerdings 
wirkten sich auch neue Belastungen der Bundesan- 
stalt für Arbeit, die in den letzten Jahren hinzuge- 
kommen sind, so die Beitragszahlungen für Arbeits- 
lose und Umschüler an die Rentenversicherung und 
die höheren Beitragszahlungen an die Krankenkas- 
sen, in diesem Jahr bei verschlechterter Beschäfti- 
gungslage verstärkt aus. Hinzu kamen die. Über- 
nahme und die Ausweitung von arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen für Behinderte. All dies hat dazu 
geführt, daß der Bund hohe Zahlungen leisten muß- 
te. Das Defizit war allerdings nicht ganz unvorher- 
sehbar. So ist etwa, nimmt man die erstmalig dieses 
Jahr übernommenen Krankengeldleistungen für 
Arbeitslose beiseite, der Haushaltsansatz den Erfah- 
rungen widersprechend davon ausgegangen, daß 
trotz einer schon zur Zeit der Verabschiedung des 
Haushaltsplans erwarteten Verschlechterung der 
Beschäftigung der Anteil der Arbeitslosengeldemp- 
fänger nicht steigen, sondern sogar noch sinken 
würde. Als zu niedrig erwiesen sich auch die Schät- 
zungen über die Kosten, die die Träger von Maßnah- 
men zur beruflichen Rehabilitation geltend mach- 
ten. 

420 . Um die Finanzierung künftig zu sichern, sind 
sowohl Einnahmeerhöhungen als auch Ausgaben- 
senkungen vorgesehen. Der Beitragssatz zur Ar- 
beitslosenversicherung, der je zur Hälfte von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern zu tragen ist, steigt vom 
1. Januar 1982 an befristet auf zwei Jahre von 3 vH 
auf 4 vH. Die Ausgaben sollen um 3 Mrd DM gekürzt 
werden. 

Um dies zu erreichen, sollen der Mißbrauch von Lei- 
stungen stärker bekämpft, die Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung auf die Versicherten be- 
grenzt und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen auf 
einen geringeren Umfang als bisher beschränkt 
werden. Eine Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
soll diesem Zweck dienen. Danach werden Arbeits- 
lose stärker in die Pflicht genommen, zumutbare Ar- 
beit anzunehmen. Außerdem sollen die arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen mehr als zuvor auf 
Arbeitslose beschränkt und die Leistungen an dieje- 
nigen abgebaut werden, die keine Beiträge zur Ar- 
beitslosenversicherung gezahlt haben. 
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421 . Die größten Einsparungen werden bei der be- 
ruflichen Bildung und bei der beruflichen Rehabili- 
tation gesucht. Die Mittel sollen um mehr als ein 
Viertel gekürzt werden. Bislang wurden durch die 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung von sei- 
ten der Bundesanstalt für Arbeit jährlich etwa 
200 000 Personen erfeißt. Unter den geförderten Teil- 
nehmern waren nach Untersuchungen des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung vor allem 
diejenigen Personengruppen stark vertreten, die ein 
höheres Beschäftigungsrisiko tragen, nämlich Per- 
sonen ohne abgeschlossene Berufsausbildung und 
ohne allgemeinen Schulabschluß. Allerdings wur- 
den Personen ohne abgeschlossene Berufsbildung 
noch immer nicht in dem Meiße erreicht, wie es ih- 
rem Anteil an den Erwerbstätigen insgesamt ent- 
spricht. Die bisherigen Ergebnisse lassen darauf 
schließen, daß die erfolgreiche Teilnahme an der ge- 
förderten Weiterbildung die Beschäftigungschancen 
vorher Arbeitsloser beträchtlich verbessert hat. Dies 
gilt ebenfalls für ältere Teilnehmer, auch und gerade 
wenn sie Gruppen angehörten, bei denen insgesamt 
die Vermittlungsmöglichkeiten als gering einge- 
schätzt werden. Der Anteil der nach der beruflichen 
Weiterbildung Arbeitslosen war am niedrigsten bei 
denjenigen, die im Rahmen von betrieblichen Einar- 
beitungsmaßnahmen gefördert wurden. Diese schei- 
nen somit am ehesten zum Abbau individueller Ar- 
beitslosigkeit beizutragen. Ergebnisse darüber, wie 
die Förderung einer innerbetrieblichen Qualifizie- 
rung von Personen, die zwar noch eine Beschäfti- 
gung haben, aber von Arbeitslosigkeit bedroht sind, 
gewirkt hat, liegen noch nicht vor. Derartige Maß- 
nahmen wurden im Rahmen des arbeitsmarktpoliti- 
schen Sonderprogramms für Regionen mit besonde- 
ren Beschäftigungsproblemen im vergangenen Jahr 
erprobt. 

In Zukunft wird die Förderung der beruflichen Bil- 
dung und der regionalen Mobilität bis auf wenige 
Ausnahmen auf Leistungsempfänger der Arbeitslo- 
senversicherung beschränkt und stark gekürzt. Dies 
gilt ebenfalls für die berufliche Umschulung derjeni- 
gen, die aus gesundheitlichen Gründen ihren alten 
Beruf nicht mehr ausüben können. Arbeitslose, die 
keine Ansprüche auf Leistungen haben, wie arbeits- 
suchende Hausfrauen, Absolventen von Hochschu- 
len, frühere Beamte auf Zeit und Selbständige kön- 
nen, wenn sie an einer Maßnahme der beruflichen 
Bildung teilnehmen, keine Unterstützung zum Le- 
bensunterhalt mehr erhalten. Arbeitnehmer, die 
sich, ohne arbeitslos zu sein, durch Weiterbildung 
oder Ortswechsel beruflich verbessern wollen, erhal- 
ten Leistungen zum großen Teil nur noch als Darle- 
hen. Weitere Einsparungen erhofft man sich auch 
dadurch, daß die einzelnen Bildungsmaßnahmen ko- 
stengünstiger angeboten werden. Die Bundesregie- 
rung strebt mit diesen Änderungen vor allem eine 
effektivere und sparsamere Vergabe der Mittel an, 
nicht jedoch eine Verminderung der Anzahl der Teil- 
nehmer. Es wird jedoch befürchtet, daß als Folge die- 
ser Kürzungen auch die Anzahl der Teilnehmer zu- 
rückgehen wird, vor allem weil bestimmte Personen- 
gruppen nicht mehr in die Förderung einbezogen 
werden. Hierzu gehören beispielsweise Frauen, die 
wieder ins Erwerbsleben treten wollen. Man ver- 
weist in diesem Zusammenhang vor allem auf die 


Erfahrungen nach dem Haushaltsstrukturgesetz 
1975, als ebenfalls die Mittel für die berufliche Bil- 
dung erheblich gekürzt wurden und sich in der Fol- 
gezeit die Anzahl der Teilnehmer halbierte, 

422 . Lohnzuschüsse wie Einarbeitungszuschüsse 
und Eingliederungsbeihilfen, die die Vermittlung 
von Problemgruppeii am Arbeitsmarkt erleichtern 
sollen, werden auf die Fälle beschränkt, in denen 
von Arbeitslosigkeit unmittelbar betroffene Arbeits- 
kräfte neu eingestellt werden. Künftig ist es ausge- 
schlossen, daß Arbeitgeber Lohnzuschüsse für die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern erhalten, die be- 
reits dem Betrieb angehören und lediglich an einem 
anderen Arbeitsplatz angelernt werden sollen. Zu- 
gleich wird die Höhe der Zuschüsse herabgesetzt. 

423 . Nehmen Betriebe Kurzarbeitsgeld in An- 
spruch, so müssen sie sich vom nächsten Jahr an 
erst die geleisteten Überstunden im Betrieb gegen 
die ausgefallenen Arbeitsstunden anrechnen lassen, 
bevor die Regelung über das Kurzarbeitsgeld Platz 
greifen kann. Ob mit dieser Neuregelung nur Miß- 
brauch ausgeschaltet wird oder ob auch Produktion 
und Beschäftigung beeinträchtigt werden, ist um- 
stritten. 

Auch die Mittel für die Arbeitsbeschaffungsmeiß- 
nahmen werden kräftig beschnitten. Künftig wer- 
den sie nur noch in Regionen mit besonders großen 
Arbeitsmarktproblemen durchgeführt, und die Gel- 
der werden nur noch gewährt, wenn Arbeitslose be- 
schäftigt werden, die zuvor Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe erhalten haben. Sozialhilfeemp- 
fänger sind davon ausgeschlossen. Öffentliche Ar- 
beitgeber können keine Zuschüsse mehr erhalten, 
jedenfalls nicht für Arbeiten, die zu ihrem normalen 
Aufgabenbereich gehören. Mit der weitgehenden 
Beschränkung auf Regionen mit hoher Arbeitslo- 
senzahl und auf Leistungsempfänger der Arbeitslo- 
senversicherung werden die Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen zu einem Teil von einem Instrument 
der Beschäftigungspolitik für Problemgruppen zu 
einem Instrument der regionalen Beschäftigungs- 
politik. 

424 . Arbeitgeber, die ältere Arbeitnehmer mit 
mehr als zehnjähriger Betriebszugehörigkeit entlas- 
sen, werden grundsätzlich verpflichtet, der Bundes- 
anstalt für Arbeit das dem Arbeitslosen für die Zeit 
nach Vollendung des 59. Lebensjahres gezahlte Ar- 
beitslosengeld und die darauf entfallenden Beiträge 
zur gesetzlichen Krankenversicherung und Renten- 
versicherung für ein Jahr zu erstatten. Sinn der 
Maßnahme ist es zu verhindern, daß sich Betriebe zu 
Lasten der Versichertengemeinschaft wie bisher ei- 
nen Vorteil verschaffen können. Es gibt freilich Aus- 
nahmen. Betrieben, die wegen struktureller Verän- 
derungen gezwungen sind, in größerer Anzahl Ar- 
beitnehmer zu entlassen, soll durch diese Regelung 
die Möglichkeit nicht genommen werden, auch in 
Zukunft vorwiegend die sozial besser geschützten 
älteren Arbeitnehmer freizusetzen, wenn dafür ei- 
nem jüngeren Arbeitnehmer mit Kindern oder Aus- 
zubildenden der Arbeitsplatz gesichert wird. Die Er- 
stattungspflicht entfällt, wenn der Arbeitgeber nach- 
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weist, deiß die Erstattung für ihn eine unzumutbare 
wirtschaftliche Belastung bedeutet. 

425 . Zur Abwehr von Mißbräuchen der gesetzli- 
chen Leistungsvorschriften sollen die Bestimmun- 
gen über Nebenverdienst, Sperrzeiten und die Zu- 
mutbeirkeit einer Arbeit verschärft werden. Arbeits- 
losengeld wird künftig erst nach einer zehnmonati- 
gen Versicherungszeit gezahlt. 

Zudem werden die finanziellen Lasten innerhalb des 
Systems der sozialen Sicherheit anders verteilt. Bei 
Arbeitslosen, die zuvor kein Arbeitslosengeld bezo- 
gen haben, entfällt die Arbeitslosenhilfe; sie sind 
nun auf die Sozialhilfe verwiesen. Dies betrifft vor 
allem stellungslose Absolventen von Hochschulen 
und Fachschulen, die vor Beginn des Studiums bei- 
tragspflichtig beschäftigt waren. Die Voraussetzun- 
gen für die Inanspruchnahme der Sozialhilfe sind 
weitgehend dieselben wie für die Arbeitslosenhilfe. 
Sie wird aber nicht immer in den gleichen Fällen ge- 
währt. Beispielsweise wird Sozialhilfe während der 
Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
nicht immer gezahlt. 

426 . Ein Teil der neuen gesetzlichen Regelun- 
gen zielt auch dahin, die illegale Beschäftigung von 
Arbeitnehmern einzuschränken. Bußgelder für 
Schwarzarbeit und nicht genehmigte Arbeitnehmer- 
überlassung sollen erhöht werden. Zudem sollen die 
Arbeitsämter und die Betriebsräte der entleihenden 
Unternehmen mehr Überwachungs- und Kontroll- 
rechte erhalten. Die Beschäftigung illegal ins Land 
geholter Ausländer soll durch die Einführung neuer 
Straftatbestände erschwert werden. Da der Schwer- 
punkt der illegalen Beschäftigung von Arbeitskräf- 
ten im Baugewerbe vermutet wird und eine effektive 
Kontrolle kaum möglich erscheint, ist beabsichtigt, 
die Leiharbeit im Baugewerbe weitgehend zu ver- 
bieten. Begründet wird dies außerdem damit, daß die 
Konkurrenz der Leiharbeiter, für die die tarifver- 
traglichen Regelungen des Baugewerbes nicht gel- 
ten, die soziale Sicherheit der im Baugewerbe Be- 
schäftigten gefährde. 

427 . Als sich im Oktober die Erwartungen hinsicht- 
lich der Entwicklung der Arbeitslosigkeit noch wei- 
ter verschlechterten und absehbar wurde, daQ von 
daher der Zuschußbedarf für die Bundesanstalt für 
Arbeit größer sein werde als noch wenige Monate 
zuvor erwartet, mußten weitere Wege zum Ausgleich 
des gestiegenen Defizits gesucht werden. Eine er- 
neute Erhöhung des Zuschusses schien wegen des 
schon erreichten Haushaltsdefizits des Bundes 
nicht tragbar. Schließlich wurde eine weitere Erhö- 
hung des Beitragssatzes um einen halben Prozent- 
punkt auf 4 vH beschlossen. Zuseimmen mit der 
schon früher beschlossenen Anhebung um ebenfalls 
einen halben Prozentpunkt sollte dies der Bundes- 
anstalt für Arbeit 6 Mrd DM mehr an Einnahmen 
bringen. Andere Lösungen sind weiterhin in der Dis- 
kussion, da die Beitragserhöhung befristet ist. 

So wird die Forderung erhoben, das Arbeitslosen- 
geld zu senken. Dies wird nicht nur mit den unmit- 
telbaren Einsparwirkungen begründet, sondern 
auch damit, daß dann für einen Arbeitslosen die Be- 


reitschaft, eine Arbeit anzunehmen, größer würde. 
Dies sei vor allen Dingen deshalb notwendig, weil, so 
wird argumentiert, die Entwicklung der Steuer- und 
Abgabenlast dazu geführt habe, daß bei einer kurz- 
fristigen Dauer der Arbeitslosigkeit die finanziellen 
Einbußen, die dem Arbeitslosen durch die Arbeitslo- 
sigkeit entstehen, wegen der Möglichkeit des Jah- 
resausgleichs bei der Lohnsteuer im Laufe der J ahre 
immer geringer geworden seien; in einigen Fällen 
sei das verfügbare Einkommen sogar höher als wäh- 
rend der Erwerbstätigkeit. Nach diesem Vorschlag 
müßte das Arbeitslosengeld um schätzungsweise 
8 Prozentpunkte auf etwa 60 vH des früheren mo- 
natlichen Nettolohns gesenkt werden, um bei einer 
durchschnittlichen Anzahl der Arbeitslosen von ein- 
einhalb Millionen rund 1 Mrd DM an Einsparungen 
zu erzielen. 

Ein anderer Vorschlag besagt, daß sich die Sozial- 
versicherungsbeiträge, die die Bundesanstalt für Ar- 
beit für Arbeitslosengeldempfänger entrichtet, nicht 
mehr nach dem früheren Verdienst, sondern nach 
dem Arbeitslosengeld bemessen sollen. Damit soll 
auch ein Anreiz geschaffen werden, eine niedriger 
entlohnte Tätigkeit anzunehmen, weil dies dann 
nicht mehr mit Nachteilen beim Rentenanspruch 
verbunden sei. Kurzfristig würde dies allerdings das 
Beitragsaufkommen der Rentenversicherung min- 
dern, langfristig allerdings auch hier Entlastung 
bringen, weil die späteren Leistungen entsprechend 
niedriger ausfallen würden. Bei eineinhalb Millio- 
nen Arbeitslosen würde dieser Vorschlag die Ausga- 
ben der Bundesanstalt um schätzungsweise 4 Mrd 
DM verringern. 

Nach einem weiteren Vorschlag soll die Bundesan- 
stalt nur noch für eine bestimmte Anzahl von Lei- 
stungsempfängern die Zahlung von Arbeitslosen- 
geld zahlen. Das, was die Arbeitslosigkeit über eine 
bestimmte Grenze ansteigen lasse, falle in die Ver- 
antwortung der allgemeinen Wirtschaftspolitik und 
müsse deshalb auch vom Staat getragen werden. Die 
Grenze wird bei etwa einer halben Million Lei- 
stungsempfänger oder einer Million Arbeitslosen 
gesehen. 

Schließlich wird angeregt, daß sich die Bundesan- 
stalt für Arbeit weitgehend auf unmittelbare Versi- 
cherungsleistungen wie die Zahlung von Arbeitslo- 
sengeld und Kurzarbeitsgeld beschränken solle. Die 
Finanzierung von arbeitsmarktpolitischen Maßnah- 
men wie beispielsweise die Förderung der berufli- 
chen Bildung würde dann vom Staat im Rahmen sei- 
ner Wirtschaftspolitik zu leisten sein. 


Marktpolitik 

428 . Wettbewerb ist keine Schönwetterveranstal- 
tung. Wettbewerb ist eine Ordnung, die Unterneh- 
men auch in schlechteren Wirtschaftslagen auf sich 
selbst verweist und den Staat der Verpflichtung ent- 
hebt, Hilfsgesuchen nachzukommen. Gleichwohl 
sieht sich der Staat immer mehr in die Rolle des Not- 
helfers derer gedrängt, die staatliche Subventionen 
fordern, weil sie auf der Schattenseite des struktu- 
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rellen Wandels im harten Wettbewerb ihre Existenz 
bedroht sehen. 

Die Wettbewerbspolitik ist in der Defensive. Jeder 
Schritt zurück hinter die Grundsätze marktwirt- 
schaftlicher Wettbewerbspolitik untergräbt ihre 
Glaubwürdigkeit. Dabei sind diese Prinzipien nicht 
Selbstzweck, sie zu verteidigen ist nicht Prinzipien- 
reiterei. Sie zu wahren ist notwendige Vorausset- 
zung für die Aufrechterhaltung von Dynamik in den 
Unternehmen. Wer weiß, daß ihm der Griff in die 
Staatskasse verwehrt bleibt, sucht rechtzeitig neue 
Möglichkeiten der Anpassung an eine sich wan- 
delnde Umwelt. 

Zu den Aufgaben der Marktpolitik gehört es, die 
Chancen für eine offensive Bewältigung der Anpas- 
sungsaufgaben zu verbessern. Dafür ist Spielraum 
erforderlich, auch finanzieller. Er wird eingeengt, 
wenn der Staat Geld zur Erhaltung von Unterneh- 
men und Branchen ausgibt. Ihnen Schützenhilfe bei 
der Verteidigung von im Strukturwandel nicht mehr 
haltbaren Positionen zu geben, ist defensive Politik. 
Sie birgt zudem das Risiko, auch in Zukunft den 
Hilfsbegehren nachgeben zu müssen. Gegenwärtig 
überwiegen die defensiven Strategien. Dies mag in 
den aktuellen Problemen Erleichterung verspre- 
chen. Auf die mittelfristig nachteiligen Folgen hin- 
zuweisen, ist geboten. Denn offensive Strategien 
sind möglich. Es gilt, den Spielraum dafür zu erhal- 
ten und zu erweitern. 

429 . Zu einer offensiven Wettbewerbspolitik ge- 
hört es, daß Unternehmenszusammenbrüche hinge- 
nommen werden. Nicht daß es in diesem Jahr wieder 
sehr viele waren — deutlich mehr als in den Krisen- 
jahren Mitte der siebziger Jahre — verdient daher 
den Hauptaugenmerk. Doch kann der Marktpolitik 
nicht gleichgültig sein, daß es so viele in bestimmten 
Bereichen der Wirtschaft waren. 

Besonders zahlreich waren in diesem Jahr die Insol- 
venzfälle, aber auch die Stillegungen von Betrieben 
in der Bauwirtschaft. Hier haben die hohen Zinsen 
einerseits und staatliche Ausgabenkürzungen ande- 
rerseits zu Nachfrageeinbußen geführt, die viele Un- 
ternehmen zur Aufgabe zwangen. Betroffen von den 
Konkursen waren über die Bauwirtschaft hinaus 
kleine und mittlere Unternehmen mit dünner Eigen- 
kapitalausstattung. Sie waren von dem Anstieg der 
Zinsen besonders stark und unmittelbar betroffen 
gewesen. Der Vorwurf, der Staat habe durch seine 
enorme Kreditnachfrage die Schwierigkeiten her- 
aufbeschworen, in die die Unternehmen geraten 
sind, konnte nicht ausbleiben. Den Kurs der Wettbe- 
werbspolitik darf er freilich nicht beeinflussen. An- 
dernfalls würden die eigenen Anstrengungen derje- 
nigen Unternehmen entwertet, die auch unter den 
erschwerten wirtschaftlichen Bedingungen im Wett- 
bewerb Erfolg haben. 

Gleichgültig kann man allerdings auch nicht gegen- 
über der Frage sein, ob nicht noch zu wenige Unter- 
nehmen aus dem Marktprozeß ausscheiden. Zu fra- 
gen ist, ob notleidende Unternehmen rasch genug 
geschlossen werden und ob starke Unternehmen 
sich rechtzeitig von unwirtschaftlich gewordenen 
Unternehmensteilen lösen können. Zweifel sind an- 


gebracht. Die verlustbringende Fortführung des Un- 
ternehmens mit allmählichem Abbau des Personals 
durch natürliche Fluktuation erweist sich vielfach 
als billiger als die sofortige Liquidation. Als Begrün- 
dung hierfür werden nicht zuletzt die stark gestiege- 
nen Lasten aus Sozialplänen genannt. Die struktu- 
relle Anpassung würde beschleunigt, wenn Sozial- 
planlasten etwa dann nicht entstünden, wenn das 
Unternehmen den betroffenen Arbeitnehmern an- 
dere Stellen anbietet oder wenn ihnen sonstwie zü- 
gig neue Stellen vermittelt werden. 

430 . Ganz und gar in der Defensive ist die Wettbe-, 
werbspolitik auf dem Stahlmarkt. Die Absicht, dem 
bis zum 30. Juni 1981 befristeten Zwangskartell nach 
Artikel 58 des EGKS-Vertrages kein neues Kartell 
folgen zu lassen, hat die Wirtschaftspolitik nicht 
durchhalten können. Für die Dauer von einem Jahr 
wurde ein neues Zwangskartell vereinbart. Daß ihm 
mehr Erfolg beschieden sein könnte als dem ersten, 
wird allenthalben bezweifelt, wäre doch Vorausset- 
zung dafür die Ernsthaftigkeit des Vorsatzes, zu 
mehr marktwirtschaftlicher Ordnung des Stahl- 
marktes zurückzukehren, und die Beharrlichkeit, 
diesen Kurs auch unterwegs beizubehalten. Zweifel 
daran sind aber durch die Art und Weise, wie das 
Kartell verlängert worden ist, nicht zum Verstum- 
men gebracht worden. Wie der Staat sich in das pri- 
vate Kartell Eurofer II hat einbeziehen lassen, stützt 
die Erwartung, es werde beim staatlichen Absegnen 
für die Kartellpraktiken bleiben. 

Das erste Zwangskartell hat die Krise auf dem 
Stahlmarkt nicht beseitigt. Es hat nicht einmal die 
Lösung der Probleme eingeleitet. Überkapazitäten 
wurden praktisch nicht abgebaut. Mit massiven 
Preiserhöhungen sollen nun die Verluste beseitigt 
werden, die während der Laufzeit des ersten Krisen- 
kartells aufgelaufen sind. Durch die Einbeziehung 
des Stahlhandels in das Kartell und durch die wei- 
tere Verschärfung des Außenschutzes gegen Stahl- 
importe soll sichergestellt werden, daß die Listen- 
preise anders als unter dem ersten Kartell auch tat- 
sächlich am Markt durchgesetzt werden. 

Wenn staatliche Stellen bei der Festsetzung von 
Kartellpreisen mitwirken und die Unternehmen ver- 
pflichten, sie auch einzuhalten, mag das kurzfristig 
helfen, die Forderungen nach Subventionen abzu- 
wehren. Im Grunde genommen ist darin keine Lö- 
sung der Stahlprobleme angelegt. Folglich ist auch 
der Grund für Forderungen nach Subventionen 
nicht behoben. Preiserhöhungen verringern den 
Druck auf die Unternehmen, die Verluste durch Ka- 
pazitätsabbau zu beseitigen. Dies gilt besonders, 
wenn mit dem Hinweis darauf, daß die Quotenrege- 
lung bei allen Unternehmen Leerkapazitäten zur 
Folge habe, auch die Leerkosten des am wenigsten 
wirtschaftlich arbeitenden Betriebes in die Berech- 
nung der erforderlichen Mindestpreise einbezogen 
werden. Je mehr freie Kapazitäten aber bestehen- 
bleiben, um so größer ist die Wahrscheinlichkeit, daß 
die Kartellpreise doch irgendwo irgendwie unterbo- 
ten werden. Eine Wiederholung der Erfahrungen, 
die mit dem ersten Kartell gemacht wurden, ist kei- 
neswegs ausgeschlossen. 
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Aber selbst wenn die Preisabsprachen eingehalten 
werden, sind die Preise doch nicht hoch genug, als 
daß erforderliche Umstrukturierungsmaßnahmen 
aus eigenen Mitteln bezahlt werden könnten. So ist 
auch im neuen Zwangskartell angelegt, daß die For- 
derung nach Subventionen weiter gestellt und er- 
füllt wird. Zwar hat die EG-Kommission eine Reihe 
von Verfahren gegen Subventionen eingeleitet und 
Subventionszahlungen untersagt. Aber selbst wenn 
die eingegangenen Verpflichtungen zum Abbau der 
Subventionen eingehalten würden, dürften erst ab 
1986 keinerlei Subventionen mehr an die Unterneh- 
men der Stahlindustrie gezahlt werden. Werden in 
der Zwischenzeit im einen Land Subventionen zur 
Modernisierung der Unternehmen gezahlt, im ande- 
ren Land dagegen nicht, könnten in der Mitte der 
achtziger Jahre die heute modernen Anlagen veral- 
tet und nicht mehr wettbewerbsfähig gegenüber den 
inzwischen mit Subventionen modernisierten Anla- 
gen sein. Die Gefahr, in einen Subventionswettlauf 
der europäischen Staaten schon jetzt hineinzugera- 
ten, ist mithin auch im Schutze erhöhter Preise nicht 
kleiner geworden. 

Entsprechend ist auch die Sorge nicht geringer, deiß 
der Staat in die unternehmerische Verantwortung 
gezogen wird. Dabei mögen die Formen staatlicher 
Beteiligung unterschiedlich sein: Verstaatlichung, 
Subventionen mit Auflagen, staatliche Bürgschaf- 
ten. Staatliches Geld erfordert staatliche Kontrolle. 
Man sollte es nicht ausgeben, wenn eine wirksame 
Kontrolle nicht gewährleistet ist. Deiß der Druck von 
Politikern auf Kapazitätsabbau größer sein könnte 
als der des Marktes, widerspricht jedoch der Erfah- 
rxmg. 

Eine Erhöhung des Exports bietet keinen Ausweg. 
Sie stößt auf den Widerstand der Importländer. Die 
bisherigen Erfahrungen aus den bilateralen Abkom- 
men insbesondere mit den EFTA-Ländern bestäti- 
gen das. Mit einer Ausdehnung des Exports ist ange- 
sichts wachsender protektionistischer Handelsbe- 
schränkungen auf den Stahlmärkten der Welt, aber 
auch wegen steigender Exporte aus den Schwellen- 
ländern jedenfalls kaum zu rechnen. Die Subven- 
tionspraxis der europäischen Staaten liefert zuneh- 
mend die Rechtfertigung dafür, deiß sich die Import- 
länder durch Ausgleichsabgaben oder Mengen- 
beschränkungen gegen die Konkurrenz der europä- 
ischen Stahlindustrie schützen. Das von den europä- 
ischen Stahlunternehmen den Vereinigten Staaten 
angebotene Selbstbeschränkungsabkommen ist ein 
deutliches Indiz dafür, daß die Sorge der Europäer 
vor solchen Importbeschränkungen seitens der Ver- 
einigten Staaten groß ist. 

Andauernde Subventionswirtschaft oder weiter stei- 
gende Preise sind die Folge. Dies verschlechtert die 
Angebotsbedingungen der heimischen weiterverar- 
beitenden Industrie. So wie heute die Stahlindustrie 
unter Hinweis auf die „Sonderlasten“, die sie für die 
Kohle zu tragen habe, staatliche Entlastung begehrt, 
werden bei weiter steigenden Stahlpreisen die Wei- 
terverarbeiter unter Hinweis auf die Lasten, die sie 
für die Stahlindustrie trügen, Verlustausgleich und 
Subventionen vom Staat fordern. Dort, wo die wei- 
terverarbeitende Industrie verstaatlicht ist, oder 


verstaatlicht wird, kommt der Zugriff auf das staatli- 
che Geld unmittelbar in Form der Haftung des Ei- 
gentümers für Verluste. Nicht viel später folgen 
dann die privaten Unternehmen unter Hinweis auf 
die Staatsunternehmen anderer Länder der Ge- 
meinschaft mit massiven Subventionsforderungen 
nach. 

Wieder sind es dann die Regierungen, die entschei- 
den sollen, wo stillgelegt wird. Daß sie in solchen 
Entscheidungen überfordert sind und daß sie sich 
deshalb von vornherein nicht in eine Situation brin- 
gen dürfen, in der solche Entscheidungen von ihnen 
gefordert werden, lehrt die jüngste Erfahrung. Nicht 
erst die Zahlung von Subventionen hat die markt- 
wirtschaftliche Ordnung in der Stahlindustrie unter- 
graben. Die Verstaatlichimg von Unternehmen — 
und das heißt letztlich: die Schaffung von Unterneh- 
men mit unbeschränkter Nachschußpflicht des Ei- 
gentümers — stand am Anfang des schlimmen We- 
ges von Subventionen, staatlich gedeckten Preis- 
absprachen, Verlusten an anderer Stelle und wei- 
ter wucherndem Subventionsunwesen. Die damit 
verbundene Korrumpierung des gemeinsamen 
Marktes geht alle an. 

Einen leichten Weg aus der Stahlkrise gibt es nicht, 
und es gibt sicher keinen guten. Es gibt offenbar 
überhaupt keinen Lösungsvorschlag, der nicht die 
Gefahr in sich birgt, daß das Krebsgeschwür des 
Protektionismus auch die gesunden Zellen auffrißt 
und auf andere Bereiche übergreift. Auch die Hoff- 
nung, die leeren staatlichen Kassen möchten schnell 
einen Weg finden lassen, ist, wie gesagt, trügerisch. 
Die leeren Kassen scheinen nur die Gemeinschaft 
von Unternehmen und Staat in der Forderung nach 
höheren Preisen zu stärken. Den Kapazitätsabbau 
zu erleichtern und zu beschleunigen, muß in dieser 
Situation die Hauptaufgabe sein. Die Politik darf 
darauf vertrauen, daß die Unternehmen das, was un- 
ter mittelfristigen Gesichtspunkten an Kapazitäten 
erhaltenswert ist, von selbst erhalten. Staatliches 
Geld sollte, wenn überhaupt, zur Milderung sozialer 
Härten eingesetzt werden. Vernünftig begrenzte 
Hilfen für aus scheidende Stahlarbeiter mögen das 
Problem des Kapazitätsabbaus erleichtern. Derar- 
tige Maßnahmen sollten nicht als Anerkennung ei- 
nes Prinzips nahezu unbeschränkter Besitzstands- 
wahrung verstanden werden können. Allemal ist es 
Aufgabe der Eigentümer, notwendige Umstrukturie- 
rungsmaßnahmen durchzuführen. Diese müssen 
ihre Finanzierung am Markt finden. Mit staatlichen 
Subventionen aufgebaute Kapazitäten liefern nur 
die Rechtfertigung für protektionistische Maßnah- 
men anderer Länder gegen Importe aus der Bundes- 
republik. 

431 . Mit derartigen Argumenten wird allerdings 
auch bei uns Protektionismus betrieben. Das wird in 
der Diskussion um die Verlängerung des Welttextil- 
abkommens deutlich. Mit der Begründung, die Ent- 
wicklungsländer hätten ihre Textilindustrie mit 
staatlicher Hilfe — mit oder ohne europäische Ent- 
AAdcklungshilfe ist offenbar ohne Belang — aufge- 
baut, wird eine Beschränkung der Textileinfuhren 
aus diesen Ländern angestrebt. Die Bundesregie- 
rung ist auch hier wettbewerbspolitisch in der De- 
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fensive. Zweir sind in der deutschen Textil- und Be- 
kleidungsindustrie beachtliche Erfolge in der Struk- 
turanpassung zu verzeichnen, aber selbst 20 Jahre 
Protektionismus haben immer noch eine außenwirt- 
schaftliche Flankierung nicht überflüssig gemacht. 
Kein Wunder, denn die Flanken sind immer länger 
geworden. Der Abschluß des Baumwolltextilabkom- 
mens im Jahre 1962, das der drohenden Schädigung 
inländischer Erzeuger durch billige Einfuhren von 
Baumwollprodukten aus Japan, Hongkong, Indien 
und Pakistan wehren sollte, ließ diese imd andere 
Länder verstärkt in die Produktion anderer Texti- 
lien ausweichen. Zum Schutz gegen diese offene 
Flanke der Industrieländer wurde 1973 das Welt- 
textilabkommen geschlossen und 1977 verlängert. 
Ende 1981 soll es nun erneut verlängert werden. 

Hätten die Bestrebungen Erfolg, die Einfuhrquoten 
der Industrieländer auf die tatsächlichen Zuwachs- 
raten der Nachfrage zu begrenzen, würde Wettbe- 
werb um Marktanteile zwischen Industrieländern 
imd Entwicklimgsländern ausgeschlossen. Das 
würde die strukturkonservierende Wirkung des bis- 
herigen Welttextilabkommens in Europa weiter ver- 
stärken und die Schwellenländer zwingen, in andere 
imd höherwertige Erzeugnisse auszuweichen. 
Schuhwerk ist ganz offenbar ein Beispiel. Hier se- 
hen diese Länder Ausweichmöglichkeiten. Damit 
wird auch schon die nächste außenwirtschaftliche 
Flanke erkennbar. Bemühungen, auch diese protek- 
tionistisch zu schließen, sind vorhanden. Es gilt, den 
Anfängen zu wehren. 

Marktwirtscheift darf in der Welt, insbesondere bei 
den Entwicklungsländern, nicht als eine Institution 
erfahren werden, die ihre Vorteile den Industrielän- 
dern zukommen läßt und ihre Risiken auf die ärme- 
ren Länder abwälzt. Das aber träte ein, wenn Bestre- 
bungen erfolgreich wären, den jährlichen Zuwachs 
an Importen auf 1 vH oder gar noch weniger zu be- 
grenzen. Mit einer „imgestörten und gerechten Ent- 
wicklung des Handels, der zur sozialen Entwicklung 
der Entwicklungsländer beitragen soll“, sind derar- 
tige Begrenzungen des Importzuwachses nicht ver- 
einbar. Dies würde glaubwürdig deutlich, wenn die 
Verlängerung des Welttextilabkommens unwider- 
ruflich befristet vereinbart und wenn ein verbindli- 
cher Fahrplan zum Subventionsabbau in den Indu- 
strieländern festgelegt würde. Mit einer solchen 
Zielsetzung geht die Europäische Gemeinschaft je- 
doch nicht in die Verhandlungen. 

432 . Wettbewerb als Suchprozeß heißt, in neue 
Märkte Vordringen, neue Produkte auf den Markt 
bringen und neue Verfahren erproben, um billiger 
zu produzieren. Eine offensive Wettbewerbspolitik 
verbessert die Bedingungen für einen solchen Such- 
prozeß. Hierzu gehört die Ausdehnung des Wettbe- 
werbs in bisher regulierte Märkte und die Öffnung 
neuer Märkte. 

Die Monopolkommission hat vorgeschlagen, den 
Telekommunikationsbereich stärker als bisher dem 
Wettbewerb zu öffnen. Von der unbeschränkten Öff- 
nung der Endgerätemärkte für private Anbieter 
ohne Beteiligung der Bundespost erwartet sie eine 
Verbesserung der Kommunikationsmöglichkeiten 


durch Erhöhung der Vielfalt der Geräte bei Auf- 
rechterhaltung der Sicherheit des Fernmeldenetzes. 
Sie erwartet ferner eine Verringerung der Kosten 
für den Benutzer. Die Kommission macht nicht nur 
wettbewerbstheoretische Erkenntnisse, sondern 
auch die Erfahrungen mit der Deregulation des End- 
gerätemarktes in den Vereinigten Staaten deifür gel- 
tend. Das Gegenargument, nach der letzten Mei- 
nungsumfrage seien 98 Prozent der Bevölkerung mit 
den Leistungen der Post zufrieden, nimmt die wett- 
bewerbspolitische Aufgabe nicht ernst, den zwei 
Prozent Unzufriedenen Alternativen zu bieten und 
den 98 Prozent Zufriedenen die Chance zu geben, 
ihre Meinung zu ändern. Regelungen einer Beteili- 
gung der Bundespost am Endgerätemarkt von Fall 
zu Fall hemmen allemal die Innovationsbereitschaft 
in der Wirtschaft. Die Monopolkommission emp- 
fiehlt auch, privaten Nutzern den Zugang zu den 
Kommunikationsnetzen zu erleichtern. Dies ist ein- 
mal möglich durch die Zulassung von Parallelnet- 
zen, zum andern durch die Pflicht zur Weitervermie- 
tung von Bestandteilen des Netzes der Bundespost. 
Bei den Pareillelnetzen ist vor allem an die Richt- 
funktechnik gedacht. Von der Weitervermietung von 
Netzbestandteilen wird eine Dienstleistungskonkur- 
renz erwartet, die wie in den Vereinigten Staaten ein 
Absinken der Preise nicht zuletzt auch durch bes- 
sere Kapazitätsausnutzung des Netzes bewirkt. Da- 
gegen wird zwar vorgebracht, sie gefährde die flä- 
chendeckende Versorgung der Kunden zu überall 
gleichen Bedingungen und bringe damit die Bundes- 
post bei der Erfüllung ihres Infrastrukturauftrags in 
finanzielle Bedrängnis. Jedoch ist nicht im Bild, daß 
überall gleiche Bedingungen die Subvention des ei- 
nen Marktes zu Lasten des anderen bedeuten und 
gerade dies auch die Finanzierungsbedingungen 
verschlechtert. Bei Konkurrenz sind die Möglichkei- 
ten der Subventionierung bestimmter Marktseg- 
mente stärker beschränkt. Die Tarife für Kommuni- 
kationsdienste orientieren sich stärker an Gesichts- 
punkten der Verursachung von Kosten. Das erhöht 
das Kostenbewußtsein der Verbraucher. Bei insge- 
seunt besserer Versorgung, beschleunigtem techni- 
schem Fortschritt und kostengerechter Tarifgestal- 
tung dürfte auch der Infrastrukturauftrag der Post 
ohne finanzielles Risiko zu erfüllen sein. 

433 . Offensive Marktpolitik öffnet aber auch sol- 
che Bereiche der Wirtschaft dem Preiswettbewerb, 
die bisher staatlicher Preisadministration unterwor- 
fen waren. Sie begnügt sich nicht mit der Überwa- 
chung der Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs in 
den regulierten Bereichen. Der Strukturbericht des 
RWI hat die Chancen offengelegt, die sich einer of- 
fensiven Marktpolitik hier bieten. Er zeigt, daß die 
Ziele der Preisregulierung, Preiserhöhungsspiel- 
räume zu beschneiden und im Interesse sozialer Ge- 
rechtigkeit staatliche Leistungen zu möglichst nied- 
rigen Gebühren abzugeben, nicht erreicht wurden. 

Deregulation der Bereiche, die bisher staatlicher 
Preisadministration unterworfen waren, führt unter 
diesen Umständen zu einer Verbesserung der Ange- 
botsbedingungen in der Wirtschaift und zu einer ver- 
besserten Versorgung der Verbraucher. Da die mit 
der Preisadministration verbundenen Aufwendun- 
gen nach den Ergebnissen des Strukturberichts 
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nicht einmal fiskalisch effizient sind, kann auch mit 
einer Entlastung der öffentlichen Haushalte gerech- 
net werden. 

Der Bundesregierung ist darin zuzustimmen, daß 
staatliche Markt- und Preisregelungen auf eng be- 
grenzte Ausnahmefälle beschränkt werden sollten. 
Von Ausnahmefällen kann nicht mehr gesprochen 
werden, wenn rund ein Viertel aller Güter und Lei- 
stungen der deutschen Wirtscheift staatlicher Ein- 
flußnahme auf die Preise unterliegen und immerhin 
ein Zehntel der Gesamtnachfrage von staatlicher 
Preisregulierung erfaßt ist. 

434 . Dem freien Wettbewerb in der Europäischen 
Gemeinschaft stehen nach wie vor erhebliche 
Hemmnisse entgegen. Zum Teil werden sogar neue 
Hürden zwischen Mitgliedsländern errichtet. Die 
Europäische Kommission ist in Ausschöpfung aller 
ihrer Möglichkeiten und mit Unterstützung des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes zu einem verstärkten 
Kampf gegen die protektionistischen Praktiken in 
den Mitgliedsländern der Europäischen Gemein- 
schaft angetreten. Diese Bemühungen verdienen die 
energische Unterstützung der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik. 

435 . Ohne ausreichend hohe Gewinnchancen für 
ausreichend viele Investoren läßt die Intensität des 
Wettbewerbs nach. Wenn solche Gewinnerwartun- 
gen in der Wirtschaft nicht mehr entstehen, weil die 
Investitionshemmnisse zu hoch sind oder die Bela- 
stung mit Steuern zu groß ist, dann kommt es nicht 
mehr in ausreichendem Maß zu dem verstoßenden 
Wettbewerb mit neuen Produkten und neuen Ver- 
fahren, von dem die wirtschaftliche Dynamik aus- 
geht. Die Bedingungen für solchen Wettbewerb sind 
in der Bundesrepublik nicht gut genug. Bürokrati- 
sche Hemmnisse lähmen die Initiative, noch bevor 
sie sich entfalten kann. Immer neue Genehmigungs- 
verfahren nähren die Sorge, der zeitliche Vorsprung 
vor nachstoßendem Wettbewerb werde immer klei- 
ner und damit auch die Zeit immer kürzer, während 
der die Aufwendungen für neue Produkte verdient 
werden können. Für die Marktpolitik gilt es, den vor- 
stoßenden Wettbewerb zu fördern, indem sie den 
nachstoßenden Wettbewerb fördert — so sehr, daß 
der Strom dei* Neuerungen in der Wirtschaft kräftig 
bleibt, und nicht so sehr, daß die Innovatoren entmu- 
tigt werden. 

Die Steuerpolitik kann eine offensive Marktpolitik 
flankieren, indem sie die Besteuerung von Investi- 
tionen zurücknimmt, insbesondere in Forschung 
und Entwicklung, und eine stärkere steuerliche Be- 
teiligung am Risiko vorsieht (Ziffern 387 ff.). 


Energiepolitik 

436 . Für die Energiepolitik war das Jahr 1981 kein 
erfolgloses Jahr. Der Energieverbrauch ist deutlich 
zurückgegangen. Einsparerfolg ist allerdings nicht 
schon zu nennen, was Minderverbrauch wegen rück- 
läufiger Produktion und Beschäftigung ist, und als 
Erfolg ist auch nicht zu bezeichnen, wenn Produk- 


tionsanlagen aus Unsicherheit über die künftige 
Entwicklung des Energie angeb ots nicht erstellt wer- 
den. Bei günstigerer Wirtschaftslage wäre mehr 
Energie verbraucht worden und bei weniger Verun- 
sicherung über den zukünftigen Kurs der Energie- 
politik hätte mehr Bereitschaft zu langfristigen In- 
vestitionen bestanden. Erfolge der Sparstrategie 
sind gleichwohl nicht zu übersehen. 

Mit der dritten Fortschreibung des Energiepro- 
gramms hat die Bundesregierung versucht, mehr Si- 
cherheit über den energiepolitischen Kurs zu ver- 
mitteln, ohne freilich wie in früheren Fortschreibun- 
gen einen quantitativen Rahmen für die Entwick- 
lung von Niveau und Struktur des Energiever- 
brauchs in der Bundesrepublik mit anzugeben. In 
der Grundkonzeption verfolgt die Energiepolitik 
eine Linie, die die Steuerung der Entwicklung von 
Nachfrage nach Energie und von Angebot der ver- 
schiedenen Energieträger im wesentlichen dem 
Preis anvertraut. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
daß die Energiepreise nicht reguliert sind und daß 
die Rahmenbedingungen für die Entwicklung der 
einzelnen Energieträger klar und verläßlich angege- 
ben werden. Das erscheint wichtiger als Projektio- 
nen des Energiemarktes und seiner Struktur. 

437 . Die Bimdesrepublik ist auf dem Wege aus der 
Abhängigkeit vom Öl in diesem Jahr ein Stück 
vorangekommen. Der Primärenergieverbrauch war 
in den ersten neun Monaten um 5V2vH oder 16 V 2 
Mio t Steinkohleneinheiten (SKE) niedriger als vor 
Jahresfrist. Das Öl war an der Einsparung über- 
durchschnittlich beteiligt: Der Mineralölverbrauch 
allein ging um 17 V 2 Mio t SKE oder 12 V 2 vH auf 123 
Mio t SKE zurück. Ein Verbrauchsrückgang war 
auch beim Erdgas zu verzeichnen; zugenommen hat 
hingegen der Einsatz der Kohle und der Kernener- 
gie. 

Schon im vergangenen Jahr war der Primärenergie- 
verbrauch um 4V2 vH zurückgegangen. Der Mine- 
ralölverbrauch allein sogar um IOV 2 vH. Dabei gab 
es nicht nur Einsparungen bei Produkten, deren 
Verbrauch in starkem Maße konjunktur abhängig 
ist, wie dem schweren Heizöl, von dem in den ersten 
neun Monaten des Jahres 1981 fast 29 vH weniger 
verbraucht wurde als vor Jahresfrist. Auch der Ver- 
brauch an Motorenbenzin war trotz höheren Auto- 
mobilbestands in der gleichen Zeit um fast 6 vH 
niedriger, und fast 20 vH wurde beim leichten Heizöl 
eingespart. Darin kommen die hohen Einsparerfolge 
zum Ausdruck, die im Bereich der privaten Haus- 
halte erzielt wurden. Das Mineralöl hatte in den er- 
sten neun Monaten dieses Jahres einen Anteil am 
Primärenergieverbrauch von nur noch 45 vH, nach 
47 V 2 vH im Jahre 1980. In den siebziger Jahren hatte 
der Anteil des Öls stets über 50 vH gelegen. Einer 
wesentlichen Forderung im Rahmen der energie- 
politischen Ziele der Europäischen Gemeinschaft 
für 1990, den Anteil des Mineralöls auf etwa 40 vH zu 
senken, scheint die Bundesrepublik also schon 
heute recht nahe. Freilich darf bei der Betrachtung 
nicht die ungünstige wirtschaftliche Entwicklung 
aus dem Blick gelassen werden; auch nach dem er- 
sten Ölpreisschub war der Primärenergieverbrauch 
und der Anteil des Mineralöls zeitweise rückläufig. 
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Setzt man zur Ausschaltung des konjunkturbeding- 
ten Nachfragerückgangs den Energieverbrauch in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt, so läßt aller- 
dings auch der sogenannte spezifische Energiever- 
brauch den Erfolg der Bemühungen um einen effi- 
zienteren Energieeinsatz erkennen. Nach dem 
Rückgang des Energieverbrauchs je Produkteinheit 
um 6 vH im Jahre 1980 ist mit einem weiteren Rück- 
gang in diesem Jahr um etwa 5 vH zu rechnen. Der 
Einsatz von Mineralöl je Produkteinheit wird in die- 
sem Jahr voraussichtlich sogar um mehr als 20 vH 
niedriger sein als 1979. 

438 . Die Entspannung auf den Weltölmärkten, die 
im Frühjahr 1980 eingesetzt hatte und im Herbst nur 
für kurze Zeit durch den Konflikt zwischen dem Iran 
und Irak unterbrochen worden war, hielt auch das 
Jahr 1981 über an. Es wird auch für das kommende 
Jahr eine entspannte Situation erwartet, zumal von 
der Weltwirtschelf t keine anhaltende Nachfragebele- 
bung zu erwarten ist Zwar ist die Weltölproduktion 
seit 1980 rückläufig, aber der Ölverbrauch hat seit- 
her noch stärker abgenommen. Für 1981 wird ein 
weiterer Verbrauchsrückgang um etwa 3 vH erwar- 
tet. So gaben denn auch die Preise für frei gehan- 
delte Mengen, die sogenannten Spotpreise, von fast 
40 Dollar je Faß im November 1980 auf etwa 32 Dol- 
lar je Faß zur Jahresmitte 1981 nach. Die offiziellen 
Preise der Lieferländer liegen im Durchschnitt die- 
ses Jahres bei 35 Dollar und damit 175 vH höher als 
im Jahre 1978, vor dem zweiten Ölpreisschub. Für 
1982 werden keine Preisanhebungen für Öl erwar- 
tet. 

Trotz verhaltener Preisentwicklung auf den Weltöl- 
märkten und einer Einschränkimg des Ölver- 
brauchs in der Bundesrepublik fällt die Ölrechnung 
wegen der starken D-Mark-Abwertung in diesem 
Jahr noch einmal höher aus. Im Vorjahr waren fast 
65 Mrd DM für Mineralöleinfuhren aufzubringen. In 
diesem Jahr waren es in den ersten acht Monaten 48 
Mrd DM gegenüber 43 Mrd DM zur gleichen Zeit des 
Vorjahres. 

439 . Die vergleichsweise günstige Situation auf 
den Energiemärkten in diesem Jahr sollte nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß mehr Wachstum für mehr 
Beschäftigung auf mittlere Sicht in jedem Falle mit 
einem steigenden Energieverbrauch einhergehen 
wird. 

Zur Vorbereitung der dritten Fortschreibung des 
Energieprogramms der Bundesregierung hat das 
Bundesministerium für Wirtscheift, das Deutsche In- 
stitut für Wirtschaftsforschung, das Energiewirt- 
schaftliche Institut an der Universität Köln und das 
Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsfor- 
schung gemeinsam beauftragt, den Energiever- 
brauch in der Bundesrepublik und seine Deckung 
bis zum Jahre 1995 zu untersuchen. Bei unterschied- 
lichen Annahmen über die gesamtwirtschaftlichen 
Rahmendaten wird für 1995 mit einem Primärener- 
gieverbrauch zwischen 460 Mio t SKE und knapp 
500 Mio t SKE gerechnet. Das entspricht, geht man 
vom Basis jahr 1978 aus, einem durchschnittlichen 
jährlichen Verbrauchszuwachs zwischen 1 vH und 
1,4 vH. 


In derartige Berechnungen des zukünftigen Ener- 
gieverbrauchs gehen vielfältige Annahmen ein, über 
Preise, über den technischen Fortschritt als Folge 
der Veränderung relativer Preise, über die Richtung 
und das Tempo der staatlichen Energiepolitik. Je 
stärker bei solchen Rechnungen vergangene Trends 
fortgeschrieben und je weniger der Erfolg energie- 
politischer Bemühungen zur Veränderung solcher 
Trends bereits bei der Rechnung berücksichtigt wer- 
den, um so größer erscheinen die Probleme, die die 
Energiepolitik zu lösen hat. Nimmt man an, daß es 
der Energiepolitik bis 1990 gelingt, den Energiekoef- 
fizienten auf 0,6 abzusenken, und legt man die 
durchschnittliche Entwicklung der Kapitalprodukti- 
vität in den Jahren von 1976 bis 1980 auch der künfti- 
gen Entwicklung zugrunde, sehr wohl wissend, daß 
die Kapitalproduktivität selbst wieder das Ergebnis 
energiepolitischer Entscheidungen ist, dann ist 
nicht ausgeschlossen, daß die zur Vollbeschäftigung 
passende Kapitalausstattung der deutschen Wirt- 
schaft 1990 mit einem Energieangebot betrieben 
werden könnte, das sich aus dem heutigen bei einer 
jährlichen Wachstumsrate von gut 1 vH ergibt. 

Die Institute haben sich auch mit der Frage befaßt, 
wie die Struktur des Energieangebots aussehen 
könnte, die zu der von ihnen geschätzten Entwick- 
lung des Gesamtenergiebedeurfs paßt. In allen Vari- 
anten der Institutsprognosen hat Öl nur noch einen 
Anteil von einem Drittel. Mit ebenfalls knapp einem 
Drittel bleibt der Anteil der Steinkohle und der 
Braunkohle fast unverändert. Auch der Anteil des 
Erdgases läßt sich nach Ansicht der Institute nicht 
nennenswert über die bereits heute erreichten 
15V2 vH hinaus ausweiten. Zunehmen müßte da- 
nach vor allem der Beitrag der Kernenergie von 
etwa 4V2 vH in diesem Jahr auf etwa 17 vH bis 
1995. 

440 . In der dritten Fortschreibung des Energiepro- 
gramms hat die Bundesregierung die Dringlichkeit 
des Zubaus von Kraftwerkskapazität ausdrücklich 
betont. Zur Beschleunigung der Genehmigungsver- 
fahren für Kernkraftwerke konventionellen Typs 
hat die Regierung Leitsätze verabschiedet, in denen 
über eine Standardisierung der Anlagen und eine 
Vereinheitlichung und Straffung der Antragsverfah- 
ren eine Verkürzung der Planungs- und Bauzeiten 
angestrebt wird. Die Bundesregierung sieht darin ei- 
nen wichtigen Beitrag zum Abbau von Hemmnissen 
für den Ausbau der Kernenergie. Zu einem wichti- 
gen Hemmnis ist in der Tat das Klima der Verunsi- 
cherung bei allen Beteiligten über den Beitrag ge- 
worden, den die Kernenergie zur Lösung der Ener- 
gieprobleme leisten soll, und über den Weg, wie es 
schließlich zu diesem Beitrag kommen könnte. 

Die Bundesregierung hat sich klar für eine Weiter- 
führung der fortgeschrittenen Reaktorlinien ent- 
schieden. Neue Verunsicherung hat allerdings die 
Forderung nach einer stärkeren finanziellen Beteili- 
gung der Elektrizitätswirtschaft gebracht, so be- 
gründet sie auch ist. Dies gilt um so mehr, als der 
Übernahme höherer finanzieller Risiken in Kalkar 
im Wege steht, daß sich der Bundestag Vorbehalten 
hat, die Inbetriebnahme nicht zuzulassen. Bis Mitte 
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1982 soll die neu eingesetzte zweite Enquete-Kom- 
mission „Zukünftige Kernenergiepolitik“ eine Emp- 
fehlung zur möglichen Inbetriebnahme des Schnel- 
len Brutreaktors erarbeiten. 

Das Hauptproblem bei der Nutzung der Kernener- 
gie scheint die Entsorgungsfrage zu sein. Der Rück- 
stand in der Lösung dieser Frage ist nach wie vor 
groß. Mehrere Grenehmigungen für Kompaktlager 
sind zwar inzwischen erteilt, die erforderlichen Zwi- 
schenlager und Endlagerstätten für radioaktiven 
Abfall sowie die Errichtung einer kleineren Wieder- 
aufbereitungsanlage befinden sich aber erst im CJe- 
nehmigungsverfahren oder in der Erkundungspha- 
se. Entscheidungen sind zum Teil nicht vor Ende der 
achtziger Jahre zu erwarten. 

Daß zur Vorbereitung von Entscheidungen auf dem 
Gebiet der Kernenergie in diesem Jahr erneut eine 
Enquete-Kommission eingesetzt wurde, die ihren 
Schlußbericht erst Mitte 1983 vorlegen soll, ist ein 
Indiz für den nach wie vor begrenzten Handlungs- 
spielraum der Politik von Bund und Ländern in Fra- 
gen des Ausbaus der Kernenergie. 


441 . In diesem Jahr werden die Kontingente für 
Kohleimporte nicht ausgenutzt. Das war auch nicht 
zu erwarten, denn die Umstellung auf Kohle braucht 
Zeit. Es kam hinzu, daß in diesem Jahr Produktions- 
unterbrechungen in Polen, Streiks in Australien und 
in den Vereinigten Staaten, hier auch Engpässe in 
den Hafen- und Transportkapazitäten, zu Liefer- 
schwierigkeiten imd höheren Preisen geführt ha- 
ben. Die grundsätzlichen Bedenken gegen eine Kon- 
tingentierung des Angebots von Importkohle blei- 
ben bestehen (JG 80 Ziffer 413). Wirken nämlich die 
Einfuhrkontingente nicht hemmend, dann sind sie 
überflüssig, und der mit ihrer Überwachung verbun- 
dene Aufwand ist vermeidbar. Wirken die Kontin- 
gente dagegen so, daß sich die Energieverbraucher 
bei ihren mittelfristigen Entscheidungen, vor allem 
bei ihren Standortentscheidungen darauf einstellen, 
daß Importe beschränkt bleiben, dann führt das 
dazu, daß die Kontingente auch auf Dauer nicht aus- 
genutzt werden. Die Sicherung des Absatzes deut- 
scher Kohle durch den Jahrhundertvertrag hat in 
diesem Jahr dazu geführt, deiß die Kraftwerkskohle 
zu Preisen an die Kraftwirtschaft abgegeben wird, 
die niedriger liegen als die Marktpreise. 
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VIERTES KAPITEL 

Zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit 


442. Die wirtschaftspolitische Diskussion dieses 
Jahres war geprägt von der Sorge, daß die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volks- 
wirtschaft nicht gut genug sei. Das hohe Leistungs- 
bilanzdefizit hat die Wirtschaftspolitik in Bedräng- 
nis gebracht. Die Abwertung der D-Mark, die das 
reale Austauschverhältnis mit dem Ausland — die 
Terms of Trade — verschlechterte, verbesserte zwar 
die Bedingungen, die Exporte zu steigern und die 
Importe einzudämmen. Der Preisauftrieb ist da- 
durch aber wieder verstärkt worden. Um die neuen 
Inflationsgefahren abzuwehren, sah sich die Bun- 
desbank gezwungen, ihren restriktiven Kurs zu be- 
kräftigen. Die Beschäftigungsprobleme haben sich 
verschärft Der Anpassungsprozeß, den ein außen- 
wirtschaftliches Ungleichgewicht hervorruft, ver- 
lätift offenbar auch bei beweglichem Wechselkurs 
nicht ohne Friktionen. 

443. Eine Abwertung verbilligt das inländische An- 
gebot auf den internationalen Märkten, verteuert 
aber die Einfuhrgüter und die Güter, die Importe er- 
setzen können, in einem Maße, deiß die Einkommen 
im Inland entwertet werden. Dauerhaft ist eine sol- 
che Verbesserung der internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit nur, wenn die Entwertung der inländi- 
schen Einkoipmen hingenommen wird. Je stärker 
die Abwehrreaktionen sind, um so stärker steigen 
Preise und Löhne, und je mehr die Geldpolitik dem 
entgegentritt, um so mehr sinkt die Beschäftigung. 
Werden die Einkommenspositionen hartnäckig ver- 
teidigt, so ist die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit fortdauernd bedroht. In Neuerungen, die die in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit über den Tag 
hinaus sichern könnten, wird nicht hinreichend in- 
vestiert. Die Wettbewerbsfähigkeit wird zum chroni- 
schen Problem. Das kann in einem Teufelskreis aus 
Abwertung, Inflation, Zinssteigerung, Lohnsteige- 
rung und Beschäftigungsrückgang enden. 

444. Es muß ein Weg gefunden werden, die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, ohne 
daß Stabilität und Beschäftigung in Mitleidenschaft 
gezogen werden. Das kann geschehen, indem eine 
freiwillige Anpassung der Einkommen oder der Ein- 
kommensentwicklung zustande kommt. Es kann 
aber auch dadurch geschehen, daß Bedingungen ge- 
schaffen werden, die der Wirtschaft helfen, durch 
Strukturwandel ein kostengünstigeres und attrakti- 
veres Angebotssortiment bereitzustellen. In dem 
Maße, wie die Produktivität axifgrund der Heraus- 
forderung von außen über den Markt gesteigert und 
die Qualität der Produkte verbessert wird sowie 
neue Produkte entwickelt werden, bleiben der 
Volkswirtschaft eine Minderung der Realeinkom- 
men und damit einhergehende Anpassungsstörun- 
gen erspart. Eine solche offensive Anpassung er- 


laubt es, die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Volkswirtschaft zu verbessern, ohne daß sich das 
reale Austauschverhältnis mit dem Ausland ver- 
schlechtert. 

Diese Zusammenhänge muß man im Blick haben, 
yvenn von der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft die Rede ist. Es geht um 
die Probleme einer Störung des außenwirtschaftli- 
chen Gleichgewichts. In der Leistungsbilanz eines 
Landes läxift alles das zusammen, was einzelne Teile 
der Wirtschaft an Vorteilen und Nachteilen axif den 
internationalen Märkten aufweisen. 


I. Befunde 

445. Der Befund, die Wettbewerbsfähigkeit sei ge- 
fährdet, stützt sich bei branchenbezogener Betrach- 
tung axif die Entwicklung von Marktanteilen auf be- 
stimmten Märkten und bei bestimmten Produkten. 
Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist die Diagnose 
eines gegenwärtigen oder für künftig zu erwar- 
tenden außenwirtschaftlichen Ungleichgewichts 
schwieriger. Sie stützt sich auf die Analyse des Lei- 
stungsbilanzdefizits, der Veränderung von Marktan- 
teilen und auf internationale Vergleiche der Preis- 
und Kostenentwicklung sowie der die Anpassungs- 
dynamik kennzeichnenden Größen. 

Das seit 1979 bestehende Defizit in der Leistungsbi- 
lanz wird hätifig als sichtbarstes Zeichen dafür an- 
gesehen, daß die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft gelitten hat Die stei- 
genden Defizite bei den Dienstleistungen und bei 
den Übertragungen konnten in den vergangenen 
Jahren anders als früher nicht mehr durch hohe 
Überschüsse im Warenhandel gedeckt werden. Im 
Gegenteil, der Aktivsaldo in der Handelsbilanz 
nahm in den Jahren 1979 und 1980 rapide ab und 
trug so wesentlich zum Umschlagen der Leistungs- 
bilanz bei. Zwar ist 1981 eine Korrektur dieser Ent- 
wicklung zu beobachten, aber der Ausfuhrüber- 
schuß reicht noch nicht, die Fehlbeträge im Dienst- 
leistungsverkehr und bei den Übertragungen aufzu- 
wiegen. All dies wirft die Frage auf, wie sich die Posi- 
tion deutscher Anbieter axif den Weltmärkten und 
im Inland im Wettbewerb mit ausländischen Kon- 
kurrenten entwickelt hat und in welche Richtung sie 
sich verändern könnte. 


Zur Entwicklung der Marktanteile 

446. Der Anteil der deutschen Ausfuhr am Weltex- 
port zeigt in den siebziger Jahren eine fallende Ten- 
denz (Schaubild 38). Zu Beginn der siebziger Jahre 
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war der Anteil zunächst gestiegen; bis Mitte des 
Jahrzehntes ist er dann zurückgefallen. Danach 
konnten die deutschen Anbieter ihre Marktposition 
erneut ausbauen. Seit 1979 fällt der Marktanteil je- 
doch wieder. Im Jahre 1980 lag er nur noch bei 
9V2 vH, in diesem Jahr vermutlich noch niedriger. 
Starke Schwankungen der Wechselkurse überzeich- 
nen jedoch die Verändenmg des Marktanteils. So 
hat die Abwertung der D-Mark gegenüber dem Dol- 
lar den deutschen Anteil an der Weltausfuhr sinken 
lassen. Aufgrund der Abwertung sind die deutschen 
Exporte aber wettbewerbsfähiger geworden. Das 
läßt vermuten, daß die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit sich nicht so stark verschlechtert hat, wie 
der Weltmarktanteil vermuten lassen könnte. 

Der deutsche Anteil am Weltexport wird gemessen als An- 
teil des in Dollar umgerechneten Wertes der deutschen 
Ausfuhr an dem — ebenfalls in Dollar umgerechneten — 
Wert der Weltausfuhr. Den Größen liegen jeweilige Preise 
und Wechselkurse zugrunde. Solche nominale Weltmarkt- 


Schaubild 38 


ANTEIL DEUTSCHER EXPORTEURE 
AN DER WELTAUSFUHR 

vH Insgesamt vh 



1) Aus Angaben in Mio US-Dollar (in jeweiligen Preisen) in der 
Abgrenzung des internationalen Warenverzeichnisses für die Außen- 
handelsstatistik (SITC,rev.).- 2) Warengruppen SITC 0 bis 9,- 
3) Warengruppen SITC 5 bis 8 - 4) Eigene Schätzung aufgrund von 
Unterlagen internationaler Organisationen. 


anteile werden unter anderem durch starke Schwankun- 
gen des Wechselkurses der D-Mark gegenüber dem Dollar 
beeinflußt In Jahren großer Ausschläge des Wechselkurses 
ist daher Vorsicht bei der Interpretation geboten. Über 
mehrere Jahre betrachtet ist der nominale Weltmarktan- 
teil jedoch ein verläßlicher Indikator. Denn in mittelfristi- 
ger Betrachtung zeigen die Veränderungen des Indikators 
nicht nur die Veränderung der Wechselkurse^ sondern auch 
die daraus resultierenden Veränderungen der Güterpreise 
und Gütermengen. Wechselkurse^ Preise und Mengen zu- 
sammen fließen ja im Konzept der Wettbewerbsposition 
zusammen. 

Gelegentlich wird der Anteil am Weltmarkt auch an einem 
Mengenindikator gemessen. Diesen erhält man, indem 
man den Anteil des zu Dollarpreisen und Wechselkursen 
eines Basisjahres bewerteten Exports an dem zu Dollar- 
preisen und Wechselkursen desselben Basisjahres bewerte- 
ten Weltexport heranzieht Dieser Indikator ist zwar kei- 
nen Schwankungen des Wechselkurses oder der Preise un- 
terworfen, hat aber einen anderen gewichtigen Nachteil: Es 
bleiben die Preiswirkungen aller jener Wettbewerbsfakto- 
ren aus dem Blick, die auf den Weltmärkten eine große 
Rolle spielen, also die Qualität der Produkte, die Liefer- 
treue, die Serviceleistungen und vieles mehr. Gerade bei 
der deutschen Ausfuhr, die sich überwiegend auf hochwer- 
tige Industriegüter erstreckt, haben diese Faktoren große 
Bedeutung. Wegen dieses gravierenden Nachteils werden 
Mengenindikatoren in dieser Analyse nicht benutzt. 

Veränderungen von Güterpreisen, wie die des Ölpreises, 
schlagen sich im nominalen Weltmarktanteil nieder. Ein 
starker Anstieg des Ölpreises beispielsweise läßt den deut- 
schen Marktanteil sinken, weil Öl in der deutschen Aus- 
fuhr so gut wie keine Rolle spielt, im Weltexport jedoch von 
großem Gewicht ist Solche Preisveränderungen sollten 
aber auch in einem Indikator der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit ihren Niederschlag finden. Denn die Kenn- 
zahl muß anzeigen, inwieweit es der Wirtschaft gelingt, 
insgesamt Produkte zu verkaufen, die den Nachfragern in 
der Welt ebenso wichtig und wertvoll sind wie öl Wenn der 
Weltmarktanteil sinkt, weil der Ölpreis steigt, zeigt sich 
daran, daß der Wirtschaft eine solche Anpassung noch 
nicht gelungen ist 

Als Indikator für die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
auf den Märkten für Industriegüter eignet sich der deut- 
sche Anteil am Weltmarkt für verarbeitete Erzeugnisse. Er 
zeigt die Marktposition der inländischen Anbieter auf die- 
sem für die deutsche Wirtschaft sehr bedeutsamen Markt 
Anders als der Anteil an der Weltausfuhr läßt er jedoch 
nicht erkennen, ob Anpassungszwänge von steigenden 
Preisen für öl oder für andere Rohstoffe ausgehen. 

Auf den internationalen Märkten für verarbeitete 
Erzeugnisse haben die deutschen Anbieter ihre tra- 
ditionell starke Position in den siebziger Jahren gut 
behaupten können. Im Jahre 1979 war der Marktan- 
teil sogar höher als 1970. Im Jahre 1980 war aller- 
dings auch hier ein Rückgang zu verzeichnen, der 
sich 1981 fortgesetzt haben dürfte. Die Abwertung 
der D-Mark gegenüber dem Dollar bestimmt auch 
diese Abwärtsbewegung sehr stark. Die vermehrten 
Exporte als Folge der Abwertung werden den Markt- 
anteil vermutlich wieder steigen lassen. 

447 , Es stellt sich die Frage, in welchem Ausmaß 
die Entwicklung der globalen Marktanteile durch 
die regionale Struktur und das Warensortiment der 
deutschen Ausfuhr geprägt ist Anhand zweier Jah- 
re, 1972 und 1979, zwischen denen der Lieferanteil 
der Bundesrepublik an der gesamten Weltausfuhr 
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dem Werte nach um etwa einen halben Prozent- 
punkt abgenommen hat, soll untersucht werden, in- 
wieweit dieser Rückgang dadurch erklärt werden 
kann, daß die Exporte der deutschen Hersteller im 
Ausgangspunkt zum einen stark auf Märkte konzen- 
triert waren, deren Expansion in der Folgezeit, ge- 
messen an der Welteinfuhr, nur unterdurchschnitt- 
lich war, und daß zum anderen hauptsächlich Pro- 
dukte exportiert wurden, nach denen die Nachfrage 
vergleichsweise mäßig stieg. Dabei wurde 1972 als 
Basisjahr gewählt, weil es sich um das Jahr vor der 
ersten Ölkrise handelt. Alternativ wurde auch der 
Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1972 zugrunde ge- 
legt: Da neuere international vergleichbare Angaben 
fehlen, fiel die Wahl auf 1979 als Vergleichsjahr. 

448 . Die bedeutendsten Märkte für deutsche Pro- 
dukte sind seit jeher in den Industrieländern. Im 
Jahre 1972 stellte die Bundesrepublik mit einem 
Marktanteil von über 12 vH den wichtigsten Liefe- 
ranten dieser Ländergruppe dar. Gut vier Fünftel al- 
ler deutschen Exporte gingen dorthin. Stark war die 
Stellung deutscher Produzenten auch in den Staats- 
handelsländern, die 1972 rund 15 vH ihrer gesamten 
Importe aus Drittländern von der Bundesrepublik 
bezogen, mehr als von jedem anderen westlichen 
Land; der Anteil dieser Märkte an der gesamten 
deutschen Ausfuhr betrug 5 vH. Mit 10,4 vH lag die 
Bundesrepublik auf den Märkten der OPEC-Staaten 
zwar hinter den Vereinigten Staaten und Japan erst 
an dritter Stelle, dennoch konnte dieser Wert als 
gute Ausgangslage für eine dynamische Exportent- 
wicklung gelten. Im Jahre 1972 wurden freilich erst 
etwa 3 vH der heimischen Ausfuhr in diesen Län- 
dern abgesetzt. Schwächer war die Position der 
deutschen Hersteller in den übrigen Entwicklungs- 
ländern, wo ihr Marktanteil 7 vH betrug. Immerhin 
nahmen diese 8 V 2 vH der deutschen Exporte ab. 

In den Jahren bis 1979 wuchsen die Märkte recht un- 
terschiedlich. Während die OPEC-Staaten ihre Ein- 
fuhr zwischen 1972 und 1979 um mehr als das Sie- 
benfache steigerten und der Import der sonstigen 
Entwicklungsländer 1979 gut viermal so hoch war 
wie 1972, erhöhten die Industrieländer und die 
Staatshandelsländer ihre Einfuhr nur auf etwa das 
Dreieinhalbfache. Die im Ausgangszeitpunkt insge- 
samt geringe Ausrichtung der deutschen Ausfuhr 
auf Märkte, die später überdurchschnittlich expan- 
dierten, könnte mit erklären, warum der deutsche 
Anteil an den Weltexporten zurückgegangen ist. We- 
gen des hohen Gewichts der Industrieländer im 
Welthandel, deren Märkte nur schwach expandier- 
ten, ist der negative Effekt allerdings nicht groß. Le- 
diglich ein Zehntel Prozentpunkt des Rückgangs des 
deutschen Weltmarktanteils läßt sich dem Umstand 
zurechnen, daß sich die deutschen Produzenten An- 
fang der siebziger Jahre nicht besonders stark auf 
die Märkte konzentriert hatten, die danach beson- 
ders schnell gewachsen sind. 

449 . Was den Einfluß des Produktsortiments auf 
die Veränderung der Weltmarktanteile anlangt, so 
spielte für die Bundesrepublik besonders die Ent- 
wicklung der Nachfrage nach verarbeiteten Erzeug- 
nissen eine entscheidende Rolle. Gut 90 vH der ge- 


samten deutschen Exporte entfielen 1972 auf diese 
Warengruppen, davon wiederum rund zwei Drittel 
auf Maschinen, Fahrzeuge, elektrotechnische Er- 
zeugnisse und chemische Produkte. Dieser hohe 
Stellenwert der verarbeiteten Erzeugnisse wird 
noch dadurch unterstrichen, daß der deutsche Lie- 
feranteil im Weltexport sowohl bei den verarbeite- 
ten Erzeugnissen insgesamt als auch bei den oben 
angesprochenen vier Produktgruppen 1972 weltweit 
knapp ein Fünftel betrug. 

Zwischen 1972 und 1979 stieg die Welteinfuhr verar- 
beiteter Erzeugnisse auf das Dreieinhalbfache des 
1972 erreichten Wertes. Dagegen waren die weltwei- 
ten Importe von Öl und anderen Rohstoffen 1979 
mehr als viereinhalbmal so hoch wie sieben Jahre 
zuvor. Die geringe Zunahme der Nachfrage nach 
verarbeiteten Erzeugnissen in der Welt läßt den 
deutschen Weltmarktanteil zurückgehen. Dieser Ef- 
fekt erklärt einen Rückgang des deutschen Anteils 
am Weltexport um etwa vier Zehntel Prozentpunkte. 
Innerhalb des Bereichs der verarbeiteten Erzeug- 
nisse selbst hatte die Warenstruktur der deutschen 
Exporte keinerlei Einfluß auf den deutschen Welt- 
marktanteil. Die deutschen Produzenten verarbeite- 
ter Erzeugnisse boten im Jahre 1972 im ganzen ein 
Produktsortiment an, das in der Folgezeit mit dersel- 
ben Rate steigend nachgefragt wurde wie das Sorti- 
ment aller verarbeiteten Erzeugnisse in der Welt. 

450 . Es ist also möglich, den gesamten Verlust der 
deutschen Weltmarktanteile zwischen 1972 und 1979 
auf den Einfluß zurückziiführen, den das Prodiikt- 
sortiment und die regionale Lieferstruktur für die 
Entwicklung unserer Ausfuhr hatte. Allerdings 
könnte das Ergebnis sehr stark davon abhängen, 
welche Jahre miteinander verglichen werden. Frei- 
lich ändern sich die Ergebnisse praktisch nicht, 
wenn der Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1972 als 
Ausgangsbasis gewählt wird. 

Was die Ergebnisse im wesentlichen sichtbar ma- 
chen, ist dies; Die deutsche Wirtschaft war in den 
siebziger Jahren auf den schnell expandierenden 
Märkten der Dritten Welt nur unterdurchschnittlich 
vertreten; sie ist zugleich mit ihrer starken Ausrich- 
tung auf den Export von Industrieerzeugnissen in 
ihrem Weltmarktanteil zurückgefallen, weil die Öl- 
verteuerung den Ölländern einen stark steigenden 
Weltmarktanteil hat zukommen lassen. 

451 . Als Verlust an Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft wird vor allem das Vordringen ausländischer 
Anbieter auf den Inlandsmärkten angesehen. Im 
Jahre 1980 wurden bereits 17 vH der Gesamtnach- 
frage durch Importe befriedigt. Zehn Jahre zuvor 
waren es lediglich 12,3 vH gewesen. Für das Ausmaß 
des Anstiegs spielte allerdings eine wichtige Rolle, 
daß die Preise für importierte Rohstoffe und andere 
Vorprodukte sich in den letzten Jahren kräftig er- 
höhten. Eingeführte Rohstoffe waren 1980 fast vier- 
mal und Halbwaren etwa zweieinhalbmal so teuer 
wie 1970. 

Worauf es für eine Aussage über die Wettbewerbsfä- 
higkeit der inländischen Anbieter ankommt, ist die 
Entwicklung der Importquoten bei Vor- und End- 
erzeugnissen, also den Gütern, die die deutsche Wirt- 
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Schaft selbst in großem Umfang herstellt. Steigen 
die Importquoten bei diesen Gütern, so kann dies ei- 
nen Verlust an internationaler Wettbewerbsfähig- 
keit anzeigen, muß es aber nicht. Denn die zuneh- 
mende internationale Arbeitsteilung innerhalb des 
industriellen Bereichs findet auch ihren Ausdruck 
in steigenden Importquoten, in der Regel freilich in 
allmählich steigenden. 

Der Anteil ausländischer Anbieter von Vor- und 
Enderzeugnissen am inländischen Markt dieser Gü- 
ter ist im vergangenen Jahrzehnt erheblich gestie- 
gen. Sichtbar wird die Ausweitung der Marktanteile, 
die ausländische Hersteller im Inland erzielen konn- 
ten, in der kontinuierlichen Steigerung der Importe 
bei Industrieprodukten, die 1980 bereits 23 vH der 
inländischen Nachfrage deckten (Tabelle 36). Im 
Jahre 1970 hatte dieser Anteil erst bei 15 vH gelegen. 
Insbesondere die heimischen Unternehmen der Ver- 
brauchsgüterindustrie verloren verstärkt Marktan- 
teile. So schnellten die Importquoten in den siebzi- 
ger Jahren zum Beispiel bei Textilien und Beklei- 
dung axif mehr als das Doppelte in die Höhe. Damit 
wurden 1980 weit über 40 vH dieses Marktes durch 
Einfuhren versorgt; allerdings ist diese Entwicklung 
mit dadurch bedingt, daß es sich bei einem zuneh- 
menden Teil der Einfuhr um ausgelagerte Produk- 
tion heimischer Unternehmen insbesondere in 
Form des passiven Lohnveredelungsverkehrs han- 
delt. Auch in der Investitionsgüterindustrie ist der 
Anteil ausländischer Produkte an der Inlandsver- 
sorgung gestiegen. Der stärkste Anstieg des Import- 
anteils war bei elektrotechnischen Erzeugnissen zu 
verzeichnen, während er bei Autos und bei Maschi- 
nen weit kleiner ausfiel. Etwas geringer, als dem 
Durchschnitt der verarbeitenden Industrie ent- 
sprach, war die Abnahme der Marktanteile der hei- 
mischen Hersteller von Grundstoffen und Produk- 
tionsgüter. Bei Stahl sowie bei chemischen Erzeug- 
nissen erreichte der Verlust dagegen einen deutli- 
chen Umfang. Relativ unbedeutend fiel der Anstieg 
der Importquote bei Produkten der Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie aus. 

452 . Allerdings ist der Anstieg der Importquote in 
den vergangenen J ahren nicht ohne weiteres als In- 
dikator für eine verringerte Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Hersteller auf den Inlandsmärkten anzu- 
sehen. Wie erwähnt, schlägt sich auch die zuneh- 
mende Bedeutung der intra-industriellen Arbeitstei- 
lung, bei der einer Zunahme der Einfuhr von Gütern 
einer Branche eine vermehrte Ausfuhr von Waren 
derselben Industrie gegenübersteht, in einer höhe- 
ren Importquote nieder. Besonders im Handel mit 
den Industrieländern ist diese Art des Warenver- 
kehrs von immer größerem Gewicht, aber auch der 
Austausch mit den Entwicklungsländern zeigt eine 
leichte Tendenz in diese Richtung, obwohl hier die 
Arbeitsteilung zwischen verschiedenen Industrie- 
zweigen noch klar vorherrscht. Daß die Entwicklung 
der Importquoten also nicht zuletzt als Teil einer 
starken Zunahme dieser wechselseitigen Außen- 
handelsverflechtung der Bundesrepublik angesehen 
werden kann, belegen die gleichzeitig durchweg 
kräftig gestiegenen Exportquoten. Selbst die Textil- 
und Bekleidungsindustrie hat es geschafft, den An- 
teil der Ausfuhr an ihrem Gesamtumsatz um 15 Pro- 


zentpunkte zu steigern; die Produktionsverluste, die 
auch Folge der gestiegenen Importe waren, konnten 
dadurch allerdings nicht kompensiert werden. 

453 . Häufig wird eingewendet, daß die Entwick- 
lung der nominalen Außenhandelsverflechtung 
nicht in vollem Umfang die Schärfe der Konkurrenz 
spiegelt, die von den meist zu niedrigen Preisen und 
in großen Mengen auf den deutschen Markt geliefer- 
ten Einfuhrgütern ausgeht. In der Tat ist in realer 
Betrachtung der Anstieg der Importquote in einigen 
Bereichen erheblich höher gewesen als in jeweiligen 
Preisen gerechnet. Axif der anderen Seite ist oft 
gleichzeitig die Erhöhung der realen Exportquote 
weit niedriger als die der nominalen ausgefallen. Es 
wäre allerdings verfrüht, aufgrund dieser Unter- 
schiede von einer insgesamt schlechteren Wettbe- 
werbsposition auszugehen, als sie die Analyse der 
nominalen Quoten nahelegt. Das Gegenteil mag der 
Fall sein, da viele Produkte im deutschen Exportsor- 
timent aufgrund ihrer Qualität und des hohen tech- 
nischen Niveaus in der Lage sind, vergleichsweise 
hohe Erlöse zu erzielen, ohne daß Kunden zu Kon- 
kurrenzerzeugnissen abwandern. Dies zeugt von ei- 
ner starken Wettbewerbsposition. Demgegenüber 
handelt es sich bei den Importen häxifig um stan- 
dardisierte Produkte, die allein über den Preis wett- 
bewerbsfähig sind. Die scharfe Konkurrenz bei die- 
sen Gütern hält zum Vorteil der Käufer die Preise 
niedrig. Für die deutsche Volkswirtschaft ist dies 
eine vorteilhafte Konstellation. Waren günstig ein- 
kaufen können und gleichzeitig die eigenen Erzeug- 
nisse zu einem hohen Preis abgeben erlaubt es, gute 
Einkommen im Außenhandel zu verdienen. 

454 . Aufmerksamkeit erregte in den letzten J ahren 
vor allem das rasche Vordringen japanischer Pro- 
dukte auf den Inlandsmärkten. Unbestritten haben 
japanische Fabrikate zum Teil spektakuläre Erfolge 
erzielt. Im Blick sein muß aber auch, daß im Jahre 
1980 nur 0,55 yH der Gesamtnachfrage auf japani- 
sche Produkte entfielen. Im Jahre 1970 waren es gar 
erst 0,25 vH gewesen. Machten Waren japanischer 
Herkunft zu Anfang des letzten Jahrzehnts 2 vH al- 
ler Importe in die Bundesrepublik aus, so waren es 
1980 rund 3 vH. Die Importe aus den Vereinigten 
Staaten machten demgegenüber 7 V 2 vH und die aus 
Frankreich sogar 11 vH aus. Daß die Importkonkur- 
renz aus Japan gleichwohl als besonders scharf 
empfunden wird, liegt — abgesehen von den niedri- 
gen Preisen — an der Konzentration der japani- 
schen Hersteller axif ganz bestimmte Produktgrup- 
pen. So ist etwa der Anteil japanischer Kraftfahr- 
zeuge an den gesamten Neuzulassungen von 0,3 vH 
im Jahre 1972 auf 9 vH im Jahre 1980 gestiegen. Im 
gleichen Zeitraum hat sich der japanische Marktan- 
teil bei Werkzeugmaschinen von 0,8 vH auf 4 vH er- 
höht. Hinzu kommt, daß sich die japanischen Ex- 
portanstrengungen in letzter Zeit verstärkt axif 
technologisch besonders hochentwickelte Waren 
verlagern, auf Produkte also, bei denen viele deut- 
sche Produzenten bis jetzt relativ unangefochten 
eine dominierende Stellung einnehmen konnten. 
Gleichzeitig ist es Bestandteil der japanischen Pro- 
duktpolitik, sich bei einfachen Gütern auch wieder 
aus dem Markt zurückzuziehen. 
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Tabelle 36 


Entwicklung der deutschen Außenhandelsverflechtung 


Wirtschaftszweig 



Ausfuhrquoten bzw. Einfuhrquoten 



1970 

1973 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981^) 

Verarbeitendes Gewerbe 










Ausfuhr 

20,6 

23,4 

26,3 

27,3 

27,7 

27,6 

27,6 

28,4 

29,9 

Einftihr 

15,1 

16,4 

18,2 

19,6 

20,0 

20,6 

21,8 

22,7' 

23,6 

Grundstoff- und Produktions- 










gütergewerbe 

Ausfuhr 

19,0 

21,2 

24,4 

24,0 

24,2 

25,0 

24,8 

25,0 

26,0 

Einfuhr 

18,5 

18,9 

20,7 

22,1 

22,5 

22,8 

24,3 

24,6 

24,5 

Eisen und Stahl 










Ausfuhr 

22,0 

30,1 

40,6 

33,9 

33,6 

38,8 

39,3 

39,4 

39,6 

Einfuhr 

18,6 

20,6 

22,7 

24,2 

24,7 

27,9 

28,7 

27,9 

27,0 

Chemische Erzeugnisse 










Ausfuhr 

29,9 

30,9 

30,4 

32,1 

31,7 

32,2 

34,1 

36,5 

37,5 

Einfuhr 

16,7 

17,5 

18,0 

19,6 

20,0 

19,9 

22,4 

24,9 

25,4 

Investitionsgüter produzie- 
rendes Gewerbe 










Ausfuhr 

30,2 

33,3 

36,9 

38,6 

38,6 

37,4 

37,2 

38,3 

40,8 

Einfuhr 

13,5 

14,2 

16,4 

18,0 

18,6 

19,2 

20,0 

21,2 

24,1 

Maschinenbau 










Ausfuhr 

39,4 

44,5 

49,8 

49,7 

48,9 

47,4 

46,2 

46,7 

49,2 

Einfuhr 

15,0 

14,8 

16,7 

17,4 

17,8 

18,1 

18,8 

20,1 

21,6 

Straßenfahrzeugbau 










Ausfuhr 

33,4 

37,1 

27,3 

39,8 

,39,7 

38,3 

39,9 

41,6 

42,7 

Einfuhr 

11,9 

13,5 

15,5 

16,3 

17,1 

17,7 

17,8 

17,8 

19,3 

Elektrotechnische Erzeug- 










nisse 

Ausfuhr 

21,8 

23,9 

38,7 

30,1 

30,2 

31,0 

29,8 

30,5 

31,4 

Einfuhr 

11,8 

13,0 

15,4 

17,3 

18,0 

19,0 

19,3 

21,0 

22,1 

Verbrauchsgüter produzie- 










rendes Gewerbe 

Ausfuhr 

14,0 

17,3 

18,5 

21,1 

21,0 

21,6 

22,3 

23,4 

24,4 

Einfuhr 

15,1 

19,2 

22,4 

23,9 

24,4 

25,5 

27,0 

28,4 

28,7 

Textilien 










Ausfuhr . 

17,3 

26,5 

28,6 

32,1 

32,0 

33,3 

35,7 

36,7 

39,0 

Einfuhr 

24,0 

31,1 

34,6 

37,3 

38,6 

40,4 

43,0 

45,3 

46,7 

Bekleidung 

Ausfuhr . . . . : 

7,2 

10,6 

13,0 

17,2 

18,5 

19,1 

21,2 

22,5 

23,9 

Einfuhr 

14,0 

22,2 

28,5 

32,3 

33,2 

35,0 

38,0 

39,6 

41,8 

Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe 










Ausfuhr 

4,0 

6,3 

7,9 

7,8 

9,2 

9,1 

10,1 

11,2 

13,0 

Einfuhr 

11,0 , 

12,5 

12,4 

13,0 

13,1 

13,4 

13,7 

14,1 

14,4 


Ausfuhr in vH des jeweiligen Umsatzes; Einfuhr in vH der jeweiligen Inlandsverfügbarkeit (= Umsatz minus Ausfuhr plus Einfuhr). 
Januar bis Juni. 

Bis 1973: Nahrungsmittel- und Tabakindustrie. 
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455 . Die Bedeutung der japanischen Konkurrenz 
für deutsche Unternehmen würde bei weitem unter- 
schätzt, wenn der verschärfte Wettbewerb auf den 
Drittmärkten aus dem Blick bliebe. Untersucht man 
hier die Entwicklung bei einzelnen Produkten, so ha- 
ben deutsche Lieferungen zwischen 1972 und 1979 
etwa bei Schiffen und Fotoapparaten, aber auch bei 
Werkzeugmaschinen und Rechenmaschinen welt- 
weit an Bedeutung eingebüßt. Gleichzeitig konnten 
japanische Fabrikate bei den letzten beiden Güter- 
gruppen in erheblichem Umfang Marktanteile ge- 
winnen, während ihre Quote bei Fotoapparaten bei 
50 vH stagnierte. Im Schiffbau scheinen die Japaner 
in letzter Zeit verstärkt Boden preisgeben zu wollen. 
Nicht in erster Linie zu Lasten deutscher Marken 
sind die spektakulären Erfolge der japanischen 
Automobilhersteller gegangen. Während die japani- 
schen Marken zwischen 1972 und 1979 ihren Markt- 
anteil um knapp acht Prozentpunkte erhöhen konn- 
ten, gelang es den deutschen Fabrikaten, zumindest 
ihre Position zu halten. Vermutlich wäre allerdings 
ohne die japanische Konkurrenz der deutsche 
Marktanteil gestiegen, wie dies bei Fernsehgeräten 
in beträchtlichem Ausmaß der Fall gewesen ist. 


Wechselkurse, Preise und Kosten 

456 . Das Jahr 1981 hat den deutschen Unterneh- 
men spürbar Entlastung vom Wettbewerbsdruck ih- 
rer ausländischen Konkurrenten gebracht. Sicher- 
lich sind damit auch die Befürchtungen, die die japa- 
nischen Exporterfolge ausgelöst haben, einer nüch- 
ternen Betrachtung der Wettbewerbsfähigkeit Ja- 
pans gewichen. Diese hat aber die Sorgen vor einer 
anhaltenden Gefährdung der deutschen Wettbe- 
werbsposition zumindest in einigen Bereichen kaum 
verstummen lassen. Dies nicht zuletzt deshalb, weil 
viele den Gewinn an aktueller Wettbewerbsfähig- 
keit infolge der Abwertung als Ausdruck des Miß- 
trauens in die Fähigkeit der deutschen Wirtschaft 
ansehen, ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
auf mittlere Frist zu erhalten. 

457 . Der im internationalen Vergleich unterdurch- 
schnittliche Anstieg der deutschen Exportpreise ist 
auch 1981 nicht durch eine entsprechende Aufwer- 
tung der D-Mark konterkariert worden (Schau- 
bild 39). Im Gegenteil, trotz der Erholung der deut- 
schen Währung seit dem Sommer liegt ihr Außen- 
wert im Jahresdurchschnitt noch deutlich unter dem 
des Vorjahres, so daß von daher die preisliche Wett- 
bewerbsfähigkeit der heimischen Hersteller zusätz- 
lich gesteigert worden ist. Den sich aufgrund der 
Wechselkursentwicklung bietenden Spielraum, die 
Preise zu erhöhen, haben die deutschen Exporteure 
zwar im Umfang der Kostensteigerungen genutzt; 
darüber hinaus konnten sie wohl nicht gehen, sei es 
weil nur so Marktanteile hinzugewonnen werden 
konnten, sei es weil bei manchen Erzeugnissen die 
Preise immer noch über denen vergleichbarer Pro- 
dukte der ausländischen Konkurrenz lagen. So kam 
es, daß die reale Abwertung der D-Mark, legt man 
den Anstieg der Durchschnittswerte der Ausfuhr im 
Inland und im Ausland zugrunde, um fast die Hälfte 
über die nominale Abwertung hinausging. 


Schaubild 39 


REALE BEWERTUNG DER D-MARK 

AUF LOHNKOSTEN- UND PREISBASIS^^ 
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1) Wectiselkursbereingte relative Veränderung der Durch sehn ittsv^erle der 
Ausfuhr bzw. der Lohnstückkosten gegenüber den 14 wichtigsten west- 
lichen Industrieländern, zusammengewogen mit den jeweiligen Vorjahres- 
anteilen der Länder an der Weltausfuhr.- 2) Eigene Schätzung. 
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Quelle für Grundzahlen :D!W, OECD, UN 


Schließt man die Abwertung dieses Jahres mit ein, 
so hat der reale Außenwert der D-Mark in den letz- 
ten drei Jahren um durchschnittlich fast 8 vH jähr- 
lich abgenommen. Dadurch wurde die Höherbewer- 
tung der D-Mark in den Jahren von 1970 bis 1978 
mehr als kompensiert. Somit hat sich seit dem 1978 
erreichten Höchststand der deutschen Währung von 
den Preisen her die Wettbewerbsposition der deut- 
schen Exporteure deutlich verbessert. 

Trotz der schwachen Weltkonjunktur nahm daher 
die deutsche Ausfuhr 1981 dem Volumen nach weit 
stärker zu als der Welthandel. Die Abwertung gegen- 
über der amerikanischen Währung bedeutete je- 
doch, daß sich der Wert der deutschen Exporte, aus- 
gedrückt in Dollar, kaum erhöht hat. Der deutsche 
Anteil an der Weltausfuhr dürfte daher dem Werte 
nach noch einmal zurückgegangen sein. Für 1982 ist 
aber wieder eine beträchtliche Zunahme des deut- 
schen Weltmarktanteils zu erwarten; zum einen, 
weil die Expansion der deutschen Ausfuhr wieder 
über die Ausweitung des Welthandels hinausgehen 
wird, zum anderen, weil der Wert der D-Mark gegen- 
über dem Dollar im Jahresdurchschnitt höher als 
1981 liegen dürfte, so daß sich der Dollar-Wert der 
Exporte entsprechend erhöht. 

Zur Verwunderung vieler hatte sich der deutsche 
Export bis 1978 als überraschend widerstandsfähig 
gegenüber der ständigen Aufwertung erwiesen. So 
stieg der deutsche Weltmarktanteil zwischen 1975 
und 1978 um 0,6 Prozentpunkte auf 10,9 vH an. Diese 
Zunahme war nicht zuletzt durch die Höherbewer- 
tung der D-Mark und eine überraschend schwache 
Reaktion der Mengen darauf bedingt. Der Marktan- 
teil stieg also, während sich die Konkurrenzfähig- 
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keit auf den internationalen Märkten vom Preis 
her verringerte. Daraufhin kam es zu einem deutli- 
chen Verlust an Marktanteilen. Die Schwäche der 
D-Mark hat diesen Rückgang dann noch verstärkt, 
wiewohl die Abwertung selbst wieder den Grund- 
stein für den Exportaufschwung in diesem Jahr 
legte. 

458 . Hinter einem Preisvorteil kann ein Kosften- 
vorteil gegenüber den ausländischen Konkurrenten 
stehen, muß es aber nicht. Bewertet man die Wech- 
selkursänderung der D-Mark mit der Differenz im 
Anstieg der Lohnstückkosten, so hat sich der reale 
Außenwert der D-Mark auf Lohnkostenbasis seit 
1979 um rund 16 vH verringert. Damit ist auch bei 
der realen Bewertung auf Kostenbasis das günstige 
Niveau von 1970 wieder erreicht und sogar leicht un- 
terschritten worden. Die Abwertung auf Preisbasis 
machte gleichzeitig jedoch 22 vH aus. Dies könnte 
darauf hindeuten, daß sich die Erlös-Kosten-Rela- 
tion der deutschen Exporteure im Verhältnis zu der 
ihrer ausländischen Wettbewerber in dieser Zeit 
leicht verschlechtert hat. 

Allerdings ist der Lohnkostenvergleich allein mögli- 
cherweise unzureichend, da die Entwicklung der 
Lohnstückkosten nicht vollständig mit der Entwick- 
lung der Gesamtkosten je Produkteinheit überein- 
stimmen muß. Andere Kostenkomponenten, die die 
Entwicklung der Stückkosten insgesamt mitbestim- 
men, wie etwa die Kosten für eingeführte Vorpro- 
dukte, Energie und Kapital sowie die standortab- 
hängigen Aufwendungen, brauchen sich nicht in 
demselben Maße zu verändern wie die Lohnstückko- 
sten (JG 76 Ziffer 156). Bemühungen der OECD, 
diese Schwäche durch die Verwendung eines gewo- 
genen Durchschnitts aus Lohnstückkosten und Ma- 
terialstückkosten als Indikator für die Kostenent- 
wicklung im Inland und im Ausland zu beseitigen, 
werden jedoch wegen erheblicher methodischer 
Schwierigkeiten vorläufig nicht fortgesetzt. 

459 . Nimmt man alles zusammen, so wird man fest- 
zustellen haben, daß die deutschen Anbieter auf vie- 
len Märkten heute einen schwereren Stand haben 
als vor einem Jahrzehnt. Die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit ist jedoch nicht akut gefährdet. Da- 
für hat nicht zuletzt die Abwertung der D-Mark ge- 
sorgt. Das Leistungsbilanzdefizit ist im Abbau be- 
griffen. Die mit der Aufwertung in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre verbundene Realeinkom- 
menserhöhung hat sich nicht halten lassen. Eine 
Korrektur ist unterwegs. Die Anteile, die das deut- 
sche Produktsortiment an der Weltausfuhr von In- 
dustrieerzeugnissen hat, zeigen eine weiterhin 
starke Position der deutschen Wirtschaft an, und aus 
ihrer Veränderung läßt sich angesichts der Verzer- 
rungen durch die hektischen Wechselkursbewegun- 
gen schwerlich der Schliiß ziehen, die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Bundesrepublik sei nachhaltig in Mit- 
leidenschaft gezogen. Im Bild muß ja auch bleiben, 
daß die Beteiligung insbesondere der Schwellenlän- 
der am Welthandel und dessen Wachstum zunimmt. 

Die Veränderung der Marktanteile der ausländi- 
schen Fertigprodukte auf dem deutschen Markt, in 
denen sich neben Veränderungen der Konkurrenz- 


verhältnisse auch Verbesserungen der internationa- 
len Arbeitsteilung spiegeln, liefern zwar Indizien da- 
für, daß einzelne Bereiche in den siebziger Jahren 
stark an Wettbewerbsfähigkeit verloren haben, ins- 
gesamt gesehen hat aber die Abwertung akute Ge- 
fahr für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen In- 
dustrie verhindert. 

Gleichwohl: Mit dem Hinweis auf solche Befunde 
werden die Zweifel kaum zum Verstummen ge- 
bracht werden, stützen sie sich doch vor allem auf 
die Entwicklung in einzelnen Bereichen der Wirt- 
schaft, Bereiche, die für die deutsche Wettbewerbs- 
position besonders wichtig erscheinen. Die Sorge, 
die Bundesrepublik möchte in einen technolo- 
gischen Rückstand geraten und mit einem Sorti- 
ment auf den Weltmärkten vertreten sein, das ihrem 
Ruf als technologisch führender Industrienation 
nicht gerecht wird, läßt sich nicht mit dem Hinweis 
beschwichtigen, über den Wechselkurs könnte verlo- 
renes Terrain zurückgewonnen werden. Denn über 
eine Abwertung werden vor allem solche Produkte 
wieder international wettbewerbsfähig gemacht, bei 
denen die deutsche Wirtschaft der nachstoßenden 
internationalen Konkurrenz, die bei niedrigeren 
Löhnen Kostenvorteile hat, Marktanteile überlas- 
sen mußte, wollte sie die hohen Einkommensansprü- 
che im Inland erfüllen. Wenn aber die Erwartungen 
auf steigende Einkommen in der Zukunft nicht ent- 
täuscht werden sollen, dann ist die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit über den Wechselkurs die fal- 
sche Strategie, denn sie führt zu einer nachträgli- 
chen Korrektur überhöhter Einkommen und über- 
höhter Einkommenserwartungen. 

Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit muß 
über die Aufnahme neuer Produkte in das Sortiment 
gelingen, und zwar solcher Produkte, deren Ferti- 
gung ein spezielles technisches Wissen erfordert, 
über das nur wenige Anbieter verfügen und deren 
Einsatz auch beim Abnehmer hohes Know-how ver- 
langt, ihm aber auch erhebliche Vorteile verschafft. 
Solche Produkte sind nicht wettbewerbsfähig, weil 
sie besonders billig sind, sondern weil sie einen ho- 
hen Verwendernutzen versprechen, kurz: weil sie 
besonders teuer sind. Der Weg, mit solchen Produk- 
ten ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten, wird, so 
lautet die These, der deutschen Wirtschaft aber ver- 
stellt durch die japanische Konkurrenz, die ihre 
spektakulären Erfolge gerade mit solchen Produk- 
ten erzielt habe. Anders gewendet: Wettbewerbsfä- 
higkeit in einer dynamischen Wirtschaft ist die Fä- 
higkeit, neue Spezialprodukte und neue technische 
Problemlösungen in einem Maße entwickeln zu kön- 
nen, das es gestattet, steigende Einkommen bei ho- 
hem Beschäftigungsstand zu erzielen, obwohl nach- 
stoßende Wettbewerber allmählich das technische 
Wissen und die organisatorischen Fähigkeiten er- 
werben, diese Produkte ebenfalls herzustellen. 
Wenn das soweit ist, sind die Spezialitäten zu „pro- 
blemlosen Gütern“ geworden, deren Wettbewerbsfä- 
higkeit letztlich nur vom Preis bestimmt wird. Auf 
die Rolle des nachstoßenden Wettbewerbers kann 
sich ein Hochlohnland nicht zurückziehen. 

460 . Will man die erwähnten Zweifel entkräften, 
dann sind andere Indikatoren ins Bild zu nehmen, 
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Indikatoren, die einen Schluß zulassen, ob die Wirt- 
schaft in Zukunft genügend „Spezialitäten“ hervor- 
bringen kann und ob dies zu Kosten möglich ist, die 
in den Ländern gegeben sind, die über ein vergleich- 
bares Niveau an technischem Wissen und technolo- 
gischer Kompetenz verfügen, Wettbewerbsfähigkeit 
ist bei einer solchen Betrachtung nicht nur an 
Marktanteilen zu messen, die den Anteil der Bun- 
desrepublik an der Weltausfuhr wiedergeben. Sie ist 
vielmehr als die relative Position gegenüber dem 
stärksten Wettbewerber zu definieren. Daher liegt 
es nahe, in einer Analyse der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft eine Untersuchung derje- 
nigen Faktoren durchzuführen, die die Erfolge der 
japanischen Wirtscheift auf den Weltmärkten be- 
stimmen. 


Japans Wettbewerbsfähigkeit 

461 . Der spektakuläre Exporterfolg japanischer 
Unternehmen, ihre Wettbewerbsfähigkeit auf ange- 
stammten, aber auch auf neuen Märkten haben häu- 
fig die Frage nach dem japanischen Erfolgsrezept 
aufgeworfen. Die Antworten darauf gehen auch die 
Wirtschaftspolitik an. Denn Japan gilt weithin als 
das Land, welches in den letzten Jahren gemessen 
an gesamtwirtschaftlichen Zielen am besten mit sei- 
nen Anpassungsaufgaben fertig geworden ist. Und 
das, obwohl Japan in höherem Maße abhängig von 
der Einfuhr von Energie und Rohstoffen als viele an- 
dere Länder ist. 

462 . Eine wichtige Erfolgsbedingung war der kräf- 
tige Produktivitätsfortschritt, den Japan seit langem 
zu verzeichnen hat und der, sieht man von wenigen 
Jahren ab, weit über den in anderen Ländern hin- 
ausgeht. Das Produktivitätsniveau, d^s zunächst 
noch deutlich unter dem anderer wichtiger Indu- 
strieländer lag, konnte inzwischen an deren Produk- 
tivität nahe herangeführt werden. Von Mitte der 
siebziger Jahre an hatte allerdings auch Japan, be- 
zogen auf die Gesamtwirtschaft, eine beträchtliche 
Verringerung des Produktivitätsfortschritts zu ver- 
zeichnen. Gemessen an der für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit bedeutsameren Produktivi- 
tätsentwicklung in der Industrie konnten nach einer 
kurzen Schwächeperiode jedoch wieder Fortschritte 
erzielt werden, die fast an die der sechziger Jahre 
anknüpfen. Sie wurzeln in der nahezu ungebroche- 
nen Investitionsneigung der Unternehmen und den 
hohen öffentlichen Investitionen. Rund ein Drittel 
des Bruttoinlandsprodukts entfällt auf private und 
öffentliche Anlageinvestitionen, im internationalen 
Vergleich ein überdurchschnittlich hoher Anteil. 
Von daher stellt sich viel weniger als in anderen 
Ländern das Problem, private Konsumansprüche 
und staatliche Ansprüche zugunsten privater Inve- 
stitionen in einem friktionsreichen Anpassungspro- 
zeß einzuschränken. Japan hat nicht zuletzt auch 
wegen seiner niedrigen Verteidigungsausgaben so- 
wie seiner niedrigen Sozialausgaben, zum Teil Folge 
einer günstigen Altersstruktur, eine vergleichsweise 
niedrige Staatsquote zu verzeichnen. Ein beträchtli- 
cher Teil der staatlichen Ausgaben fließt in öffentli- 


che Investitionen, zur Hälfte sind das Projekte zur 
Verbesserung der unternehmensorientierten In- 
frastruktur. Die hohe private Sparquote hat ihren 
Grund nicht zuletzt darin, daß für das Alter und für 
die Ausbildung der Kinder mehr als in anderen Län- 
dern gespart werden muß, weil das System der so- 
zialen Leistungen nicht so weit entwickelt ist und 
weil das Erziehungssystem mehr private Aufwen- 
dungen erfordert. Auch in Japan wird das Drängen 
auf den Ausbau des Sozialstaats mittlerweile aber 
stärker, und die Verschlechterung der Altersstruk- 
tur wird zu höheren Unterhaltsleistungen führen. 
Unklar ist, zu Lasten welcher Ausgaben das gehen 
wird und wie die Haushaltsprobleme letztlich gelöst 
werden sollen, zumal der japanische Staatshaushalt 
derzeit schon ein sehr hohes Defizit aufweist. 

463 . Auf unterschiedlichen Wegen sucht der japa- 
nische Staat den Strukturwandel voranzubringen, 
aber auch Härten zu mildern, die sich daraus oder 
aus starken Schwankungen des Yen-Kurses erge- 
ben. 

Die japanische Politik einer zeitlich konsequent be- 
grenzten Förderung zielt darauf ab, Unternehmen 
zur Entwicklung technologisch fortgeschrittener 
Produkte anzuhalten, die Einführung von energie- 
sparenden Produktionsmethoden zu beschleunigen 
sowie die Auslagerung von energieintensiver und 
rohstoffintensiver Produktion durch Direktinvesti- 
tionen und „joint ventures“ in andere Länder zu för- 
dern. Mit der Konzentration großer Unternehmens- 
gruppen auf spezielle Produktsortimente auf der Ba- 
sis neuer Technologien konnte die japanische Indu- 
strie mit einzelnen Produkten, so bei Rechenmaschi- 
nen, Fotoapparaten, Motorrädern, Videorecordern, 
integrierten Schaltungen, Spezialschiffen und neu- 
erdings bei den Großcomputern der „vierten Gene- 
ration“ rasch große Anteile auf den Weltmärkten er- 
ringen. Die Produktion in großen Stückzahlen war 
vielfach eine wichtige Voraussetzung dafür, daß 
hohe Produktivitätsfortschritte und damit eine be- 
trächtliche Kostendegression erreicht werden konn- 
ten. 

Das japanische Außenhandels- und Industriemini- 
sterium (MITI) nutzt viele Wege, um strukturpoliti- 
sche Ziele durchzusetzen. Dazu gehören Überre- 
dungsstrategien im Rahmen der sogenannten „ad- 
ministrative guidance“ und Subventionen, aber auch 
die Ausnutzung von Kompetenzen in Genehmi- 
gungsverfahren. Auf der einen Seite gibt der Staat 
strukturelle Anpassungshilfein, auf der anderen 
Seite wird im Rahmen der Strukturpolitik auf einen 
rigorosen Abbau unrentabler Kapazitäten und auf 
Umschulung von Arbeitnehmern schrumpfender 
Branchen gedrängt. Auf Initiative des MITI werden 
seit dem Jahre 1978 in einigen Industriezweigen 
Ziele für den Kapazitätsabbau vorgegeben. Die Her- 
steller von Stahle Aluminium, Düngemitteln, Kunst- 
fasern, Naturfasern und der Schiffbau sind von sol- 
chen Vorgaben betroffen. Staatliche Zuschüsse und 
Schuldendiensthilfen werden im wesentlichen befri- 
stet und nur unter der Bedingung gegeben, daß die 
Unternehmen neue, rentable Produktionsverfahren 
erschließen oder aber sich anderen Produkten zu- 
wenden. 
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Anders als in den meisten anderen Industriestaaten 
zahlt der Staat aber — außer in der Landwirtschaft 
— praktisch keine Erhaltungssubventionen, Es 
kommt daher kaum vor, daß Arbeitskräfte, Kapital 
und Energie von Unternehmen in Anspruch genom- 
men werden, die mit staatlicher Unterstützung an 
Produkten oder Produktionsverfahren festhalten, 
mit denen sie im Wettbewerb nicht bestehen kön- 
nen. 

Soweit mittlere Betriebe in großer Zahl in Schwie- 
rigkeiten geraten, hilft der Staat mit Förderpro- 
grammen, in geringerem Maße mit Zuschüssen, 
mehr mit zinsgünstigen Krediten. Besondere Unter- 
stützung wird dabei Unternehmen in wirtschaftlich 
benachteiligten Regionen gewährt. Als viele klei- 
nere und mittlere Unternehmen mit hohem Export- 
anteil an ihren Umsätzen in der Zeit der Yen-Auf- 
wertung in Schwierigkeiten gerieten, wurde ein Ge- 
setz verabschiedet, das Hilfsmaßnahmen für Mittel- 
und Kleinbetriebe in Gebieten mit konzentrierter 
Ansiedlung solcher Unternehmen eines bestimmten 
Industriezweiges vorsah, 

464 . Die lenkende Industriepolitik in Japan hat 
nicht nur Vorteile mit sich gebracht, und sie erreicht 
auch nicht alle Bereiche der Wirtschaft gleich gut. 
Die Wirtschaftspläne der Regierung sind so, wie sie 
in Abstimmung mit der Industrie aufgestellt werden 
und als wirtschaftspolitisches Führungsinstrument 
dienen, nur unter den besonderen Bedingungen des 
„patriotischen Konsens“ zu verstehen. Teilweise ha- 
ben die Wirtschaftspläne in einzelnen Branchen 
zum Entstehen von Überkapazitäten geführt. Im 
Falle selbstverschuldeter wie im Falle außenwirt- 
schaftlich bedingter Fehlentwicklungen aber weist 
die Wirtschaftspolitik Unternehmen und Arbeitneh- 
mern Anpassungslasten rigoroser zu, als das in vie- 
len anderen Ländern akzeptiert würde. 

Vor allem in Wirtschaftszweigen mit vielen kleinen 
und mittleren Unternehmen bereitet die Koordina- 
tion gelegentlich Schwierigkeiten. Um den Umstel- 
lungsprozeß einer Branche zu erleichtern, werden 
nicht selten umfassende wettbewerbsbeschrän- 
kende Lösungen angestrebt. Meinungsunterschiede 
zwischen dem MITI und der „Fair Trade Commis- 
sion“ als Wettbewerbsaufsicht sind nicht ausgeblie- 
ben, haben aber kaum zu Konflikten geführt. Denn 
wettbewerbspolitische Prinzipien treten zurück, 
wenn es um die Bereinigung von Strukturkrisen 
oder wenn es um die Wettbewerbsfähigkeit japani- 
scher Exporteure geht. 

Auf den Binnenmärkten in Japan herrscht jedoch 
ein scharfer Wettbewerb. Auch gehen nicht alle Ex- 
porterfolge Japans auf diese Industriepolitik zurück. 
Viele beruhen auf eigenständigen Initiativen der 
Unternehmen. 

465 . Zwischen den japanischen Unternehmen gibt 
es große Produktivitätsunterschiede. Rund ein Vier- 
tel aller Beschäftigten arbeitete im Jahre 1978 in den 
größeren Unternehmen, die aber der Zahl nach 
kaum mehr als ein halbes Prozent aller Unterneh- 
men ausmachen. Neben den großen, hochprodukti- 
ven \md stark exportorientierten Unternehmen, die 


ihren Arbeitnehmern hohe Löhne und sichere Be- 
schäftigung bis zum Alter von 55 oder 57 Jahren bie- 
ten, produziert die große Anzahl kleiner und mittle- 
rer Unternehmen weit weniger effizient; das gilt ins- 
besondere für den Handel. 

466 . Die hohen Produktivitätsfortschritte der japa- 
nischen Exportindustrie sind das Ergebnis rigoroser 
Bemühungen um Rationalisierung und Kostensen- 
kung. Dies wird nicht zuletzt durch eine konse- 
quente Politik der automatisierten Massenfertigung 
erreicht, die hohe und gleichmäßige Produktqualität 
bei niedrigen Stückkosten gewährleistet. In vielen 
Fällen suchten die Unternehmen zunächst auf den 
Binnenmärkten, zumeist im harten Preiswettbe- 
werb, große Stückzahlen mit großen Rationalisie- 
rungsfortschritten zu erreichen, bevor die Produkte 
auf den Weltmärkten angeboten wurden. Oft dehnen 
japanische Unternehmen ihr Angebot erst auf die 
kräftig expandierenden Märkte im Fernen Osten 
aus, bevor sie im Rahmen langfristig angelegter 
Strategien in westliche Märkte eindringen. Dies 
mag auch damit Zusammenhängen, daß sich das 
überkommene japanische Vertriebssystem nicht auf 
andere Märkte übertragen läßt, der Aufbau lei- 
stungsfähiger Vertriebsnetze für andere Märkte den 
japanischen Unternehmen offenbar Schwierigkei- 
ten bereitet und allemal mit hohen Kosten verbun- 
den ist. Ist der Schritt auf westliche Märkte getan, 
wird allerdings auch konsequent ein weltweiter Ver- 
trieb organisiert, um die Vorteile großer Serien 
nutzen zu können. Bemerkenswert ist die geringe 
Neigung europäischer und amerikanischer Unter- 
nehmen, den Japanern auf deren heimischen Märk- 
ten paroli zu bieten. Freilich hindern Besonderhei- 
ten des Vertriebs in Japan viele Unternehmen auch 
daran, auf dem japanischen Markt erfolgreich Fuß 
zu fassen. 

467 . Die günstige gesamtwirtschaiftliche Entwick- 
lung in Japan ist um so überraschender, als die bei- 
den Preisschübe bei Mineralöl und anderen Energie- 
rohstoffen Japan besonders schwer trafen. Im Jahre 
1980 betrugen die Nettoimporte an Energie 6,7 vH 
des Bruttoinlandsprodukts. In der Bundesrepublik 
(4,2 vH), aber auch in anderen Ländern, wie Frank- 
reich (4,8 vH), den Vereinigten Staaten (2,8 vH) oder 
Großbritannien (0,2 vH) war dieser Anteil deutlich 
niedriger. Allein für Mineralölimporte mußte Japan 
im letzten Jahr rund 40 vH seiner Exporteinnahmen 
ausgeben, die Bundesrepublik 18 vH, Frankreich 
23 vH, die Vereinigten Staaten 35 vH und Großbri- 
tannien 8 vH. Ein hohes Meiß. an Anpassungsfähig- 
keit forderten überdies die außerordentlich kräfti- 
gen Wechselkursschwankungen des Yen gegenüber 
den Währungen der Handelspartner Japans, die den 
Anpassungsprozeß begleiteten. Von 1977 bis in die 
zweite Hälfte des Jahres 1978 gewann die japanische 
Währung gegenüber den Währungen der wichtig- 
sten Handelspartner um fast 40 vH an Wert. Danach 
kam es zu einer ähnlich kräftigen Abwertung, die bis 
in das Jahr 1980 hinein andauerte. Die anschlie- 
ßende Aufwertung um über 24 vH hielt bis Anfang 
dieses Jahres an. Seither hat der Yen wieder eine 
Abwertung um etwas über 6 vH zu verzeichnen. 
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468 . Die japanische Wirtschaft hatte nach 1974 ei- 
nige schwere Jahre durchzustehen. Die Belastung 
durch den vorangegangenen Lohnkostenschub, 
durch den der Unterschied in den Lohnstückkosten 
zwischen Japan und den anderen Industrieländern 
deutlich verringert worden war, konnte nur allmäh- 
lich abgetragen werden. Mit Steuersenkungen und 
umfangreichen Investitionsprogrammen versuchte 
der Staat, den restriktiven Impulsen entgegenzuwir- 
ken und gleichzeitig den notwendigen Umstellungs- 
prozeß voranzubringen. Wegen der schwachen hei- 
mischen Auftriebskräfte drängten die Unternehmen 
in den Export. Die anhaltend kräftige Aufwertung 
im Zusammenhang mit der Dollarschwäche ließ 
nach 1975 Exporterfolge aber nur gegen erhebliche 
Preiszugeständnisse zu. So konnte mit den Export- 
zuwächsen der Jahre 1976 und 1977 keine Verbesse- 
rung der Gewinnmargen erzielt werden. Auf der an- 
deren Seite brachte die Aufwertung eine beträchtli- 
che Entlastung bei den Kosten importierter Energie- 
rohstoffe und Industrierohstoffe. Schon damals ge- 
lang es den japanischen Unternehmen überdies, den 
Verlust an preislicher Wettbewerbsfähigkeit zumin- 
dest teilweise durch eine Umstrukturierung ihrer 
Exporte zugunsten technologieintensiverer Investi- 
tionsgüter und Konsumgüter wettzumachen. So 
stark wie die Aufwertung schließlich ausfiel, konnte 
dann aber dennoch nicht verhindert werden, daß die 
Exporte in den Jahren 1978 und 1979 dem Volumen 
nach zurückgingen. 

469 . Die Lohnpolitik ging in all den Jahren über die 
bloße Beendigung von früheren Fehlentwicklungen 
weit hinaus. In der Industrie blieb der Anstieg der 
Reallöhne in mehreren Jahren deutlich hinter dem 
Produktivitätszuwachs zurück. Im Durchschnitt der 
Jahre 1976 bis 1980 veränderten sich die Lohnstück- 
kosten nicht. Damit setzte sich Japan deutlich von 
seinen Handelspartnern ab. 

So sehr die Wettbewerbsfähigkeit japanischer Un- 
ternehmen auch auf die lohnpolitische und personal- 
politische Flexibilität in Japan zurückzuführen sein 
mag, so wenig lassen sich die Verhältnisse, die diese 
Flexibilität bewirken, ohne weiteres auf andere Län- 
der übertragen. Dabei mag ganz offen bleiben, ob 
eine Übertragung überhaupt wünschbar wäre. Japa- 
nische Arbeitnehmer erhalten neben einem festen 
Grundlohn Prämien, die zweimal im Jahr ausgezahlt 
werden und mit der Ertragslage der Unternehmen 
variieren. Einkommensrisiken treten dadurch zum 
Teil an die Stelle von Beschäftigungsrisiken. Aber 
selbst die Grundlöhne- haben auf den Anpassungs- 
druck rasch reagiert. In Japan werden Lohnver- 
handlungen im wesentlichen auf Unternehmens- 
ebene geführt. Auf Arbeitnehmerseite dominieren die 
Interessen der Stammbelegschaften der großen Un- 
ternehmen, denn der größte Teil der Gewerkschafts- 
mitglieder gehört dieser Gruppe an. Ihr Interesse an 
einer Sicherung der Vorteile, die sie aus dem siche- 
ren Beschäftigungsverhältnis ziehen, ist mit den Un- 
ternehmensinteressen aufs engste verbunden. Die 
Löhne werden zwischen der Betriebsgewerkschaft 
und der Unternehmensleitung ausgehandelt. Über- 
dies sind die Arbeitnehmer vielfach bereit, den 
Schwankungen in der Auftragslage mit einer Anpas- 


sung der geleisteten Überstunden Rechnung zu tra- 
gen. Die entlohnten Überstunden machen normaler- 
weise rund 10 vH der geleisteten Arbeitszeit aus; es 
werden aber auch Überstunden ohne Entlohnung 
geleistet. 

In der Zeit nach dem ersten Ölpreisschub stellte sich 
indessen heraus, daß der Umfang der Stammbeleg- 
schaften nach Ausschöpfung aller Kostenanpassun- 
gen größer war, als während des Umstellungsprozes- 
ses durchgehalten werden konnte. Eine Herabset- 
zung der Altersgrenze und Versetzungen oder Wech- 
sel zu kleineren Unternehmen waren die Folge. Da- 
gegen wird wenn irgend möglich vermieden, Mitar- 
beiter zu entlassen. Streiks als Mittel zur Austra- 
gung von Arbeitskonflikten entsprechen der auf 
Konsens angelegten Vorstellung japanischer Beleg- 
schaften nicht. Gleichwohl werden sie gelegentlich 
imd dann mit Härte eingesetzt. Die Streikintensität 
dürfte in den letzten Jahren aber noch unter der in 
der Bundesrepublik gelegen haben. 

470 . Die kleinen und mittleren Unternehmen müs- 
sen in Zeiten schlechter Beschäftigungslage einen 
erheblichen Teil des Anpassungsdrucks abfedern. 
Die großen Unternehmen beziehen in größerem Um- 
fang als ihre Konkurrenten in anderen Ländern Vor- 
leistungen, die kleine und mittlere Unternehmen als 
Zulieferanten erbringen, und sie stützen sich in gro- 
ßem Umfang auf Dienstleistungen, die im Rahmen 
von Zeitärbeitsverhältnissen erbracht werden. Dies 
verschafft den großen Unternehmen größere Flexi- 
bilität in der Anpassung an schwankende Nachfra- 
ge. Lagerhaltungs-, Beschäftigungs- und auch Ein- 
kommensrisiken werden so auf die mittleren und 
kleinen Unternehmen und deren Belegschaften ab- 
gewälzt 

Pufferfunktion haben auch die Teilzeitbeschäftig- 
ten; deren Anteil an der Gesamtzahl der Beschäftig- 
ten in Japan ist besonders hoch. Etwa jeder achte 
Beschäftigte ist teilzeitbeschäftigt, bei den Frauen 
jede fünfte, bei den Männern jeder zwölfte. Unter 
den Männern, die in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen arbeiten, finden sich vor allem viele ältere, 
die bei Erreichen der Altersgrenze aus Großunter- 
nehmen ausscheiden, aber Weiterarbeiten müssen, 
weil die einmalige Abfindung, die sie im allgemeinen 
beim Ausscheiden erhalten, vielfach nicht ausreicht, 
den Lebensunterhalt zu bestreiten. Erst später er- 
halten sie eine bescheidene Rente. 

Wenn wegen schlechter Auftragslage oder wegen 
Umstrukturierung des Unternehmens eine Anpas- 
sung des Beschäftigungsstandes notwendig wird, so 
trifft dies in erster Linie die teilzeitbeschäftigten Ar- 
beitnehmer, nur in seltenen Ausnahmefällen die 
Stammbelegschaft. Man muß dies auch im Blick hal- 
ten, wenn man die japanischen Arbeitslosenzahlen 
betrachtet, denn darin sind entlassene teilzeitbe- 
schäftigte Arbeitnehmer ebensowenig enthalten wie 
die über 55jährigen. 

471 . Nicht nur die günstige Kostensituation und 
Exportgüterstruktur der japanischen Unternehmen, 
sondern auch die Abwertung des Yen, die sich seit 
Ende 1978 ähnlich schnell und ausgeprägt vollzog 
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wie die vorangegangene Aufwertung, schafften die 
Voraussetzungen für das rasche Vordringen japani- 
scher Produkte in der jüngsten Vergangenheit. Die 
Kehrseite der Abwertung war freilich, daß die Im- 
portpreise beträchtlich in die Höhe schossen, im 
Jahre 1979 um 29 vH und 1980 sogar um 43 vH. Es ge- 
lang jedoch zu verhindern, daß die inflatorischen 
Impulse von außen sich im Inland ausbreiten konn- 
ten. Wegen der stärkeren Preissteigerungen im Aus- 
land war daher die reale Abwertung des Yen sogar 
noch größer als die nominale. Der seit 1978 geringe 
Anstieg der Lohnstückkosten, der deutlich unter 
dem internationalen Durchschnitt lag, läßt darauf 
schließen, daß sich bei den japanischen Herstellern 
die Gewinnmargen günstiger entwickelt haben dürf- 
ten als bei ihren ausländischen Konkurrenten. Als 
Stütze für diese Vermutung kann die Tatsache ange- 
sehen werden, daß die reale Bewertung des Yen auf 
Lohnkostenbasis weit deutlicher abnahm als auf 
Preisbasis. 

Seit dem vergangenen Jahr hat sich die Wechsel- 
kursentwicklung erneut gedreht. Der gewogene 
Außenwert des Yen gegenüber den Währungen der 
wichtigsten Handelspartner ist um rund ein Fünftel 
gestiegen. Der D-Mark gegenüber hat der Yen sogar 
noch etwas stärker an Wert gewonnen. Auf diese 
Aufwertung des Yen konnten die japanischen Unter- 
nehmen mit erheblicher Zurückhaltung bei Preisan- 
hebungen reagieren, da sie aufgrund der zuvor gün- 
stigen Gewinnentwicklung die Möglichkeit hatten, 
nun Gewinneinbußen hinzunehmen. Im gewogenen 
Durchschnitt erreichte die reale Aufwertung sowohl 
auf Preisbasis als auch auf Kostenbasis ein Ausmaß, 
das die vorhergehende Abwertung in etwa kompen- 
sierte. Gegenüber der D-Mark ging sie jedoch weit 
darüber hinaus. Die preisliche Wettbewerbsfähig- 
keit der japanischen Hersteller gegenüber ihren 
deutschen Konkurrenten ist von daher weit weniger 
günstig als in den vorangegangenen drei Jahren. 

472 . Die japanische Planungsbehörde hat betont, 
die Anpassungsaufgabe der japanischen Wirtschaft 
sei nicht zuletzt dank einer konsequenten Geldpoli- 
tik und der Bereitschaft sowohl der Arbeitgeber als 
auch der Arbeitnehmer, den Verlust an Realeinkom- 
men zu tragen, bewältigt. Gleichwohl wird auch in 
Japan die Wettbewerbsfähigkeit auf mittlere Frist 
nicht als gesichert angesehen. Mit Sorge wird ver- 
merkt, daß die japanische Wirtschaft von den 
Schwankungen der Wechselkurse stärker betroffen 
sei als die amerikanische. Auch könne der Mangel 
an Rohstoffvorkommen sich auf mittlere Frist als er- 
heblicher Wettbewerbsnachteil auswirken. Schließ- 
lich sei zu bedenken, daß Japan gegenwärtig zwar 
stärker als seine Wettbewerber auf den stark expan- 
dierenden Märkten der Entwicklungsländer vertre- 
ten sei, daß es aber gerade diese Länder seien, die 
zunehmend ihre Leistungsbilanzprobleme mit pro- 
tektionistischen Mitteln zu bekämpfen suchten. 


Zum Innovationspotentlai der deutschen Wirtschaft 

473 . Zieht man das Fazit aus den Darlegungen 
über die japanische Wirtschaft, so kann man sagen, 
daß das Besondere des Erfolgs japanischer Anbieter 


auf den internationalen Märkten ein rasantes Vor- 
stoßen bei einzelnen Produkten ist. In der Konzen- 
tration Japans auf bestimmte Märkte mit Produkten 
einer hochentwickelten Technologie liegt aber zu- 
gleich auch eine Schwäche. Die Stärke der deut- 
schen Wettbewerbsposition ist dagegen in der Breite 
des Angebots an hochwertigen Produkten zu sehen. 
Zu fragen ist, ob aus dem raschen Aufschließen der 
japanischen Wirtschaft zu den führenden Industrie- 
nationen in Zukunft Gefährdungen für die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft auch in der 
Breite erwachsen. 

Bei der Beantwortung dieser Frage geht es darum, 
auf die Fähigkeit der deutschen Wirtschaft zu schlie- 
ßen, auch in Zukunft einen technischen und qualita- 
tiven Vorsprung bei einem großen Teil des Produkt- 
sortiments zu erzielen und in der Anwendungstech- 
nik den Kunden überlegene Problemlösungen bie- 
ten zu können. Ein solcher Schluß hat bei den Fakto- 
ren anzusetzen, die zu den entsprechenden Erfolgen 
in der Zukunft führen. Dabei geht es namentlich um 
Forschung, Fachpersonal, Energie, Innovation und 
Risikobereitschaft der Unternehmen, aber auch um 
weitere Wettbewerbsfaktoren. Ihre Entwicklung lie- 
fert Anhaltspunkte zur Beurteilung der Wettbe- 
werbsfähigkeit auf mittlere Frist. 

474 . Anhaltspunkte für die Beurteilung der For- 
schungs- und Entwicklungsanstrengungen in der 
Bundesrepublik sowie für deren Einordnung in ei- 
nen internationalen Rahmen ergeben sich aus den 
Forschungsaufwendungen und dem in der For- 
schung eingesetzten Personal. Bei der Interpreta- 
tion solcher Daten ist jedoch zu beachten, daß zwi- 
schen dem Forschungsaufwand und den Neuerun- 
gen keine enge und kurzfristige sowie im Zeitablauf 
stabile Beziehung besteht und daß von der Entwick- 
lung neuer Produkte oder Produktionsverfahren 
nicht notwendigerweise auf deren Markterfolg ge- 
schlossen werden kann. Bei einem internationalen 
Vergleich entstehen zusätzliche Probleme» insbeson- 
dere weil Infiations- und Wechselkurseinflüsse den 
Informationsgehalt der Kennzahlen verzerren. 

475 . Im Jahre 1979 nahm die Bundesrepublik bei 
den Forschungsaufwendungen, die neben den Per- 
sonalkosten und dem Sachaufwand auch die Investi- 
tionen in der Forschung umfassen, hinter Japan und 
den Vereinigten Staaten den dritten Rang ein, ge- 
folgt von Frankreich und Großbritannien. Diese 
Rangfolge ist seit den frühen siebziger Jahren un- 
verändert geblieben. Gleichwohl verlief die Ausga- 
benentwicklung in den jeweiligen Ländern recht un- 
terschiedlich. So nahmen die Forschungsaufwen- 
dungen, bewertet zu Preisen von 1975, in Japan mit 
7 vH pro Jahr deutlich stärker zu als in den Vereinig- 
ten Staaten. Hier lag der entsprechende Wert bei 
1 V 2 vH; in der Bundesrepublik waren es 4 vH gewe- 
sen. 

Die Höhe der Forschungsausgaben vermittelt we- 
gen der unterschiedlichen Größe der einzelnen 
Volkswirtschaften ein unvollständiges Bild von den 
Forschungsanstrengungen eines Landes. So stellten 
die Vereinigten Staaten im Jahre 1979 mit rund 56 
Mrd Dollar etwa soviel Mittel für Forschungszwecke 
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zur Verfügung wie die anderen Länder zusammen- 
genommen. Ein Vergleich der relativen Forschungs- 
aufwendungen ist aussagekräftiger. Sie können als 
Verhältnis von Forschungsausgaben und Bruttoin- 
landsprodukt gemessen werden (Schaubild 40). In 
den Vereinigten Staaten ist diese Quote stark rück- 
läufig gewesen, mit 2,4 vH war sie im Jahre 1979 
gleichwohl noch immer höher als in anderen Indu- 
strieländern. In der Bundesrepublik sind die For- 
schungsausgaben, im ganzen gesehen, dagegen eher 
noch stärker gestiegen als das Bruttoinlandspro- 
dukt; zu einer Dynamik der Forschungsausgaben, 
wie sie in den sechziger Jahren zu beobachten gewe- 
sen war, kam es indes zuletzt nicht mehr. Was die j a- 
panischen Forschungsbemühungen anbelangt, so 
folgte hier einer Phase kräftiger Expansion bis 
Mitte der siebziger Jahre eine Periode, in der die 
Forschungsausgaben weitgehend mit der gleichen 
Rate wie das allerdings vergleichsweise stark stei- 
gende Bruttoinlandsprodukt Zunahmen. Bei wieder 
deutlich zunehmenden Forschungsanstrengungen 
im Jahre 1979 blieb das Verhältnis von Forschungs- 
ausgaben zum Bruttoinlandsprodukt weiterhin um 
einiges niedriger als in der Bundesrepublik und in 
den Vereinigten Staaten. 

Das Bild verändert sich nur wenig, wenn man auf 
das Verhältnis der allein von Unternehmen getätig- 
ten Ausgaben für Forschung und Entwicklung zum 
Bruttoinlandsprodukt abstellt, also die staatlichen 
Ausgaben nicht in die Betrachtung einbezieht. Ange- 
sichts der japanischen Exporterfolge mag das zu- 
nächst überraschen. Dies hängt jedoch wohl nicht 
zuletzt damit zusammen, daß sich das japanische 
Weltmarktengagement auf einen vergleichsweise 
engen Ausschnitt des internationalen Warenange- 
bots konzentriert und die Forschungsmittel vorran- 
gig in diesen zumeist hochtechnologischen Produkt- 
bereichen eingesetzt werden. Ob bei geringerer Kon- 
zentration der Forschungsmittel und bei stärkerem 
Ausbau der Grundlagenforschung ähnlich spekta- 
kuläre Erfolge auf den Weltmärkten hätten erzielt 
werden können, wird häxifig bezweifelt. 

476 . Die Forschungsausgaben dienen weit über- 
wiegend zur Bezahlimg von Mitarbeitern in der For- 
schung. Anzahl und Qualifikation des Forschungs- 
personals sind für die Dynamik des Innovationspro- 
zesses eines Landes von großer Bedeutung. In allen 
größeren OECD-Staaten ist bis 1977, dem letzten 
Jahr, für das international vergleichbares Datenma- 
terial vorliegt, die Anzahl der im Forschungsbereich 
beschäftigten Wissenschaftler und Ingenieure stetig 
gestiegen. Beim technischen Forschungspersonal, 
das sind in der Regel Personen mit Fachschulab- 
schluß, ist das Verlaxifsbild nicht so eindeutig. Na- 
mentlich in Japan zeichnet sich die Tendenz ab, 
technisches Personal durch wissenschaftlich ausge- 
bildetes Personal zu ersetzen. Damit verschiebt sich 
die Personalstruktur immer mehr zugunsten der hö- 
herqualifizierten, akademisch ausgebildeten Fach- 
kräfte. 

In der Bundesrepublik waren 1977 etwa 111 000 Wis- 
senschaftler und Ingenieure auf dem Gebiet von 
Forschung und Entwicklung tätig. Gegenüber 1967 
erhöhte sich der Personalbestand um rund 72 vH. 


Schaubild 40 


FORSCHUNGSAUSGABEN IM VERHÄLTNIS ZUM 
BRUTTOJNLANDSPRODUKT 

Vereinigte Staaten 
— Großbritannien2) 

Frankreich 

— Japan 

— — i Bundesrepublik Deutschland 


vH . vH 



1)1965, 1967, 1969 und 1971 kein Nachweis vorhanden,- 2)1965, 1970, 
1971, 1973, 1974, 1976, 1977 und 1979 kein Nachweis vorhanden. 


SR 81 0912 


Quelle: OECD 


In Japan waren 1977 etwa 331 500 Wissenschaftler 
und Ingenieure mit Forschungsauf gaben betraut, 
also fast dreimal so viele wie in der Bundesrepublik. 
Im Vergleich zu 1967 stieg die Anzahl der japani- 
schen Technologieexperten um 66V2VH, während 
sie in Frankreich im gleichen Zeitraum um fast 
30 vH und in den Vereinigten Staaten um etwa 
9 V2 vH zunahm. 

477 . Vergleicht man die Forschungsintensität des 
verarbeitenden Gewerbes verschiedener Länder, ge- 
messen als Anteil der Wissenschaftler und Inge- 
nieure an der Gesamtzahl der Beschäftigten in die- 
sem Bereich, so fällt der vergleichsweise hohe Wert 
in Japan auf, der 1977 mit 1,4 vH beträchtlich über 
demjenigen der Bundesrepublik, Großbritanniens 
und Frankreichs lag. Allerdings nahm die so gemes- 
sene Forschungsintensität in der japanischen Indu- 
strie während des Zeitraums von 1967 bis 1977 mit 
einer durchschnittlichen jährlichen Zuwachsrate 
von 6 vH nur etwas stärker zu als im deutschen ver- 
arbeitenden Gewerbe. Wesentlich geringer war der 
Anstieg in der französischen, der englischen sowie 
der amerikanischen Industrie. 
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Zu den forschungsintensiven Branchen des verar- 
beitenden Gewerbes zählen sowohl national als 
auch international die chemische und die elektro- 
technische Industrie. In der elektrotechnischen In- 
dustrie Japans und der Bundesrepublik ist 1977 im 
Vergleich zu 1973 eine starke Zunahme der For- 
schungsintensität festzustellen. Dies ist zu einem 
Großteil auf das zunehmende Bestreben vieler Un- 
ternehmen in dieser Branche zurückzuführen, ihre 
Forschungsabteilungen durch Einstellung von zu- 
sätzlichen Wissenschaftlern und Ingenieuren perso- 
nell zu verstärken und daniit den Erfordernissen ei- 
ner rasch fortschreitenden technologischen Ent- 
wicklung, namentlich im Bereich der Mikroelektro- 
nik, Rechnung zu tragen. Hinzu kommt, daß in die- 
ser Branche die Gesamtbeschäftigung gesunken ist 
und auch das weniger qualifizierte Personal im For- 
schungsbereich reduziert wurde. Wesentlich gerin- 
ger als in anderen Ländern war das Verhältnis zwi- 
schen hochqualifiziertem Forschungspersonal und 
der Gesamtbeschäftigung in der deutschen chemi- 
schen Industrie. Während in den Vereinigten Staa- 
ten der Anteil im Jahre 1977 bei etwa 6 vH lag und in 
Japan sogar 7 vH ausmachte, betrug er in der deut- 
schen Chemie lediglich 2 vH, wobei allerdings unter- 
schiedliche Abgrenzungen zu beachten sind. Auch 
bei den deutschen Unternehmen der Eisen- und 
Stahlerzeugung ergibt sich im internationalen Ver- 
gleich ein weniger günstiges Bild; hier geht die For- 
schungsintensität seit 1969 sogar zurück. 

Wie immer die Forschungsanstrengungen gemessen 
werden, im internationalen Vergleich schneidet die 
Bundesrepublik aufs ganze gesehen nicht schlecht 
ab. Daß einzelne Branchen im internationalen Ver- 
gleich zurückfallen, ändert an dem Gesamtbild nicht 
viel. 

478 . Die Qualität der Forschung kommt nicht in 
den für sie aufgewandten Mitteln, sondern in ihren 
Ergebnissen zum Ausdruck. Versucht man, die Re- 
sultate der Forschungsanstrengungen einzuschät- 
zen, so könnte die Patentstatistik Anhaltspunkte lie- 
fern. Vorbehalte sind jedoch angebracht. So sind 
zum einen Aussagen über die ökonomische Bedeu- 
tung der angemeldeten Erfindungen sowie über das 
Tempo des technischen Fortschritts nicht oder nur 
bedingt möglich. Zum anderen zeichnet die Patent- 
statistik des Deutschen Patentamtes ab 1978 nur ein 
unvollständiges Bild von der gesamten Patentaktivi- 
tät, da der seitdem zu beobachtende verstärkte 
Rückgang der von Ausländern eingereichten Patent- 
anmeldungen beim Deutschen Patentamt vermut- 
lich zu einem beträchtlichen Teil auf eine Verlage- 
rung der Anmeldetätigkeit hin zum Europäischen 
Patentamt zurückzuführen ist, das im Jahre 1977 ge- 
gründet wurde. Gleichwohl kann eine Gegenüber- 
stellung von Inländer- und Ausländerpatenten für 
die Einschätzung der künftigen Wettbewerbsposi- 
tion hilfreich sein. 

Im Jahre 1980 entfielen fast 75 vH aller ausländi- 
schen Patentanmeldungen beim Deutschen Patent- 
amt auf Antragsteller aus fünf Ländern, nämlich aus 
den Vereinigten Staaten, Japan, Großbritannien, 
Frankreich und der Schweiz. Zehn Jahre zuvor wa- 
ren es etwa ebensoviel gewesen. Daß der Anteil die- 


ser Ländergruppe an den gesamten Ausländeran- 
meldungen in den siebziger Jahren nicht zurückge- 
gangen ist, beruht ausschließlich auf einer zuneh- 
menden Inanspruchnahme von Schutzrechten sei- 
tens japanischer Unternehmen. Wurde noch 1970 je- 
des zehnte ausländische Patent von ihnen angemel- 
det, so war es 1980 bereits jedes vierte. Dabei 
verlagerte sich der Schwerpunkt der Patentanmel- 
dungen von der Chemie, wo die Anzahl der japani- 
schen Patentanmeldungen seit 1974 rückläufig ist, 
zum allgemeinen Maschinenbau und zur Elektro- 
technik, auf die sich inzwischen das Exportinteresse 
Japans konzentriert hat. Während die Anzahl der 
von deutschen Maschinenherstellern jährlich ange- 
meldeten Patente im Beobachtungszeitraum nur 
leicht auf 7 826 im Jahre 1980 anstieg, wurde von ja- 
panischer Seite die Patentaktivität von einem ver- 
gleichsweise niedrigen Niveau aus beträchtlich ver- 
stärkt. Ähnlich verlief die Entwicklung im Bereich 
Elektrotechnik. Beeindruckend ist auch hier nicht so 
sehr die Höhe der japanischen Anmeldungen als 
vielmehr das Tempo der Zunahme. So ließen sich ja- 
panische Unternehmen im Jahre 1980 immerhin 
1 151 Erfindungen aus dem Bereich der Elektrotech- 
nik patentieren, zehn Jahre zuvor waren es lediglich 
629 gewesen. Anhaltspunkte für ein Nachlassen ja- 
panischer Aktivitäten in diesen Industriezweigen 
zeichnen sich nicht ab; eine Zunahme des Konkur- 
renzdrucks auf den heimischen Märkten scheint von 
daher angelegt. 

479 . Für die Einschätzung der künftigen Wettbe- 
werbsfähigkeit auf den internationalen Märkten 
sind wegen der Bedeutung des amerikanischen 
Marktes die in den Vereinigten Staaten Ausländern 
erteilten Patente aufschlußreich. Ausländische Pa- 
tentanmeldungen dürften sich hier nämlich vor al- 
lem auf wirtschaftlich und technisch bedeutsame 
Erfindungen beschränken. 

Bei den Auslandspatenten in den Vereinigten Staa- 
ten überwogen in den sechziger Jahren eindeutig die 
Patente der europäischen Industrieländer. Führend 
war dabei die Bundesrepublik. Sie erhielt 1965 mit 
fast 3 400 Patenten 27 vH der gesamten an Auslän- 
der erteilten Schutzrechte, Japan dagegen nur 
7 vH. 

In den siebziger Jahren konnte die Bundesrepublik 
ihre Position im Vergleich zu ihren europäischen 
Konkurrenten nicht nur behaupten, sondern weiter 
ausbauen. Der Anteil der deutschen Patente an den 
gesamten Ausländerpatenten ist jedoch seit Mitte 
der sechziger Jahre rückläufig und erreichte 1980 
nur noch 23 vH der insgesamt an Ausländer erteil- 
ten 23 100 Patente. Ausschlaggebend dafür war die 
spektakuläre Zunahme der Anzahl japanischer Pa- 
tente. Zwischen 1965 und 1980 stieg diese Anzahl um 
mehr als das Sechsfache auf rund 6 600 an. Dies ent- 
sprach einem Anteil an den gesamten Ausländerpa- 
tenten von 29 vH. Damit waren japanische Unter- 
nehmen im Jahre 1980, ebenso wie in den vorange- 
gangenen sechs Jahren, die bedeutendsten ausländi- 
schen Patentnehmer in den Vereinigten Staaten. 

480 . Als Ausdruck einer schwachen Wettbewerbs- 
position eines Landes wird zuweilen eine negative 


197 




Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Lizenzbilanz gesehen. Demzufolge wäre es um die 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirtschaft, aber 
auch der japanischen Wirtschaft, schlecht bestellt. 
Das Defizit in der deutschen Lizenzbilanz ist seit 
den sechziger Jahren ständig gestiegen. Im Jahre 

1979 betrug es rund eine Milliarde D-Mark. Rechnet 
man allerdings die Zahlungen heraus, die von Unter- 
nehmen mit maßgeblicher ausländischer Beteili- 
gung an ihre Muttergesellschaften im Ausland gelei- 
stet werden, ist die so bereinigte Lizenzbilanz posi- 
tiv. Das spräche für eine gute Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Unternehmen. 

Defizite in der Lizenzbilanz sind aber auch für sich 
genommen kein Indiz für eine technologische Rück- 
ständigkeit der deutschen Wirtschaft. Dies lassen 
schon die hohen Überschüsse in der Handelsbilanz 
erkennen. Schließlich kommt es ja nicht vorrangig 
auf die Produktion von Patenten an, so wichtig der 
Blaupausenexport manchem auch scheinen mag, 
sondern auf die Herstellung wettbewerbsfähiger 
Produkte, in die das neue technische Wissen eingeht. 
Ein Defizit in der Lizenzbilanz kann somit sogar 
Ausdruck hoher Wettbewerbsfähigkeit sein, wenn 
das vom Ausland erworbene Wissen, verbunden mit 
inländischen Know-how, mit günstigen Produk- 
tionsbedingungen im Inland kombiniert werden 
kann. Günstige Produktionsbedingungen üben zu- 
dem eine hohe Anziehungskraft auf ausländische 
Investitionen aus, mit denen auch technisches Wis- 
sen ins Inland kommt. 

481 . Über die Nutzung von Forschungsergebnis- 
sen, von Patenten und Lizenzen im internationalen 
Wettbewerb sagen letztlich nur Zahlen über neue 
und verbesserte Produkte und deren Erfolg im 
Markt etwas aus. Darüber gibt es aber keine schlüs- 
sigen Angaben, nicht einmal hinsichtlich der aktuel- 
len Situation. Nur gelegentlich finden sich Hinweise 
in Geschäftsberichten von Unternehmen, wonach 
der Anteil derjenigen Produkte gestiegen sei, die in 
den vorangegangenen fünf Jahren entwickelt wor- 
den sind. Berichte aus Unternehmen, in denen die- 
ser Anteil sinkt, findet man verständlicherweise 
nicht. 

482 . Zu Sorge, daß die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft künftig wegen eines Mangels 
an qualifizierten Arbeitskräften beeinträchtigt wer- 
den könnte, scheint derzeit, legt man die quantita- 
tive Entwicklung zugrunde, eher weniger Anlaß als 
früher gegeben zu sein. Von 1970 bis 1978 ist der An- 
teil der Erwerbstätigen mit einer beruflichen Ausbil- 
dung ständig gestiegen, und es spricht vieles dafür, 
daß sich dieser Trend in Zukunft noch fortsetzen 
wird. Denn derzeit bekommen mehr Jugendliche als 
jemals zuvor eine betriebliche Ausbildung, Ende 

1980 waren es knapp 1,7 Millionen. Dies schlägt sich 
nach Berechnungen des Berufsbildungsberichts in 
einem deutlichen Anstieg des Anteils der Beschäf- 
tigten, die sich in betrieblicher Ausbildung befinden, 
an allen Erwerbstätigen nieder. Gegenwärtig been- 
den im Jahr über eine halbe Million Fachkräfte ihre 
Ausbildung, und diese Anzahl ist im Steigen begrif- 
fen. Das Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft nimmt unter Berücksichtigung der Tatsa- 


che, daß nicht alle Absolventen ununterbrochen er- 
werbstätig sein wollen, mit einiger Vorsicht an, daß 
die Anzahl der Neuzugänge an Fachkräften deutlich 
über der Anzahl der Facharbeiter liegt, die aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden. Diese Entwicklung wird 
vermutlich bis Ende der achtziger Jahre anhalten. 

Engpässe an Fachkräften in einzelnen Bereichen 
der Wirtschaft lassen sich nach der Erfahrung der 
letzten Jahre allerdings auch dann nicht vermeiden, 
wenn Angebot und Nachfrage im ganzen zueinander 
passen. Schon die Veränderungen in der Berufs- 
struktur, das Entstehen neuer Berufe auf der einen 
und das allmähliche Verschwinden anderer auf der 
anderen Seite lassen Anpassungsprobleme aufkom- 
men, die nicht von heute auf morgen gelöst werden 
können. Das System der beruflichen Bildung scheint 
aber genügend flexibel zu sein, auftretende Eng- 
pässe ohne nachhaltige Gefährdung der Wettbe- 
werbsfähigkeit zu überwinden. Das Ausmaß der Fle- 
xibilität läßt sich daran ermessen, daß in den Jahren 
von 1969 bis 1980 rund ein Viertel aller Ausbildungs- 
berufe mit anerkanntem betrieblichem Abschluß 
neu geschaffen oder inhaltlich in wesentlichen Tei- 
len neu geregelt wurden. 


483 . Sollen die Fertigungsanlagen der Unterneh- 
men auf hohem technologischem Stand gehalten 
werden, sind ständig hohe Investitionen erforder- 
lich. Denn neues technisches Wissen wird in neuen 
Maschinen und Fertigungsprozessen gebunden und 
nur über Investitionen in die Praxis umgesetzt. So 
gesehen gibt der Rückgang der Investitionen in den 
siebziger Jahren Anleiß zu der Sorge, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Industrie könne auf mittlere 
Frist Schaden genommen haben, und die gegenwär- 
tige Investitionsschwäche möchte diesen noch ver- 
stärken. Diese Sorgen sind berechtigt. 

Das Wachstum der gesamten realen Anlageinvesti- 
tionen im Sektor Unternehmen (ohne Wohnungsver- 
mietung) hat sich beträchtlich abgeschwächt. Be- 
trug es noch in den sechziger Jahren über 4 vH, so 
waren es im Jahrzehnt darauf nur noch 2 V 2 vH. Das 
hatte auch zur Folge, daß das Durchschnittsalter der 
Produktionsanlagen gestiegen ist. Entsprechend 
sank ihre Modernität. Zwar gingen in den letzten 
Jahren starke Investitionsanreize von den techni- 
schen Neuerungen ebenso wie von der Notwendig- 
keit aus, das Produktionsprogramm umzugestalten; 
die Investitionsschwäche der siebziger Jahre sowie 
die zurückhaltende Investitionsneigung im Gefolge 
des zweiten Ölpreisschocks haben gleichwohl be- 
wirkt, daß die Geschwindigkeit, mit der solche Neu- 
erungen in die Produktion eingeführt werden, aufs 
ganze gesehen abgenommen hat. Dadurch wurde die 
Qualität des Kapitalstocks beeinträchtigt, und die 
Kapitalintensität nahm langsamer zu als früher. 
Beides zusammengenommen hat zu einer Verlang- 
samung des Produktivitätsfortschritts geführt. Inso- 
fern hat in dem Investitionsvolumen der siebziger 
Jahre der technische Fortschritt nicht in einer 
Breite und in einem Ausmaß Eingang in den Pro- 
duktionsprozeß gefunden, wie es aufgrund der ver- 
schärften Konkurrenz auf den Weltmärkten ange- 
zeigt wäre. 
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484. Investitionen in arbeitsplatzschaffende Ferti- 
gungsan^gen zu tätigen, macht keinen Sinn, wenn 
für ihren Betrieb keine oder zu teure Energie zur 
Verfügung steht. Die Bundesregierung betont in der 
dritten Fortschreibung des Energieprogramms, daß 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
beeinträchtigt würde, wenn die Energiekosten in der 
Bundesrepublik längerfristig stärker stiegen als bei 
den Konkurrenten am Weltmarkt. Zwar fehlen ver- 
läßliche Daten für einen internationalen Vergleich 
der Energiekosten, und die Unsicherheiten sind 
groß, die mit nationalen Plänen zum Ausbau und zur 
Umstrukturierung des Energieangebots verbunden 
sind. Gleichwohl ist die Sorge nicht abzuweisen, daß 
die Bundesrepublik bisher nicht genug getan hat, die 
Wettbewerbsbedingungen bei der Energie zu ver- 
bessern. Die Bundesregierung betont, daß ein größe- 
rer Anteil an kostengünstigem Strom aus Kern- 
kraftwerken die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft stärken würde. 

485. Damit genügend viele Investitionen durchge- 
führt werden, muß bei den Unternehmen die Erwar- 
tung vorherrschen, mit Investitionen ausreichend 
hohe Gewinne erzielen zu können. Die tatsächliche 
Entwicklung der Rentabilität in den letzten 15 Jah- 
ren läßt hohe Gewinnerwartungen kaum aufkom- 
men. Zwar hat sich die Ertragslage der Unterneh- 
men zwischen 1976 und 1979 wieder etwas verbes- 
sert, doch ist das Niveau früherer Jahre mit höherer 
Investitionsneigung bei weitem nicht wieder er- 
reicht worden. In den letzten beiden Jahren war die 
Entwicklung sogar wieder rückläufig. 

Das gedrückte Niveau der Rentabilität behindert 
auch die Selbstfinanzierung von Investitionen. Das 
hat die Unternehmen gezwungen, ihre Investitionen 
mit Krediten zu finanzieren. Dadurch hat jedoch die 
Verschuldung ein Ausmaß erreicht, das die Vor- 
nahme neuer Investitionen behindert. Nach Berech- 
nungen der Deutschen Bundesbank war die Zinsbe- 
lastung der Einzelunternehmen im Jahre 1980 auf 
rund 7 vH des Rohertrages gestiegen, und auch bei 
den Personengesellschaften hatte sie 4 vH bis 5 vH 
erreicht. Das verschafft bei sich bessernder Wirt- 
schaftslage der Tilgung von Schulden Vorrang vor 
neuen Investitionen. Die Aufgabe, den Strukturwan- 
del zu meistern, tritt zurück hinter der Aufgabe, die 
Kapitalstruktur zu verbessern. Die Unternehmen 
sehen ihren Handlungsspielraum für risikoreiche 
Investitionen zunehmend eingeengt. Auf solche In- 
vestitionen kommt es jedoch an, wenn es gelingen 
soll, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft auch 
künftig zu sichern. 


II, Für eine offensive 
außenwirtschaftliche Anpassung 

486. Die vorangegangene Analyse zeigt, daß es in 
jüngster Zeit vor allem die reale Abwertung der 
D-Mark war, die die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft verbessert hat. Eine massive nomi- 
nale Abwertung hat das überwiegend bewirkt. Die 
dauerhafte Lösung der Anpassungsaufgabe kann 
aber nur darin liegen, daß die Wettbewerbsverhält- 


nisse von der Angebotsseite her besser werden. Die 
Chancen, daß dies erreicht werden kann, sind gege- 
ben. Wie die Analyse auch erkennen läßt, sind Be- 
fürchtungen, daß die deutsche Wirtschaft aus Man- 
gel an technischem Wissen in Zukunft ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit nicht erhöhen könnte, weitgehend 
unbegründet. Die hohe Qualifikation der Arbeits- 
kräfte macht es möglich, daß der technische Er- 
kenntnisstand in produktivitätssteigernde Ferti- 
gungsverfahren und attraktive Produkte umgesetzt 
werden kann. Das Innovationspotential ist vorhan- 
den. Offen bleibt indes, ob es rasch, umfassend und 
wirkungsvoll genutzt werden wird. Sorge bereitet in 
dieser Hinsicht das verlangsamte Wachstum des Ka- 
pitalstocks und die damit einhergehende Überalte- 
rung des Produktionsapparates. Hierfür dürften 
nicht zuletzt eine unzureichende Kapitalkraft sowie 
eine geringe Ausstattung der Unternehmen mit Ri- 
sikokapital verantwortlich sein. 

487. Eine nominale Abwertung der D-Mark ist nur 
ein erster Schritt auf dem Weg zum außenwirt- 
schaftlichen Gleichgewicht. Er ist aber mit Gefahren 
für die Stabilität und Beschäftigung verbunden, 
wenn er sehr groß ausfällt. Steigende Zinsen, wie sie 
mit einer starken Abwertung wegen der Inflations- 
gefahr einhergehen, behindern die Investitionen, die 
getätigt werden müssen, um die Anpassung zu be- 
wältigen. Und sie lassen die paradoxe Situation ent- 
stehen, daß im ganzen weniger Arbeitskräfte be- 
schäftigt werden, obwohl doch offensichtlich ist, daß 
zur Beseitigung des außenwirtschaftlichen Un- 
gleichgewichts mehr gearbeitet werden muß. Solche 
Widersprüche können ganz oder teilweise vermie- 
den werden, wenn die Anpassungsinflation, die eine 
Abwertung auszulösen droht, nicht geldpolitisch un- 
terdrückt, sondern lohnpolitisch abgefangen wird. 
Das kann dadurch geschehen, daß die Teuerung, die 
von der Abwertung ausgeht, nicht durch zusätzliche 
Lohnerhöhungen ausgeglichen wird. Konkret be- 
deutet dies, daß nicht die volle Preissteigerungsrate 
in der nachfolgenden Lohnrunde in Ansatz gebracht 
werden darf, sondern allenfalls jener Teil, der mit 
der Abwertung nichts zu tun hat. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit wird unter diesen Umständen 
nicht wieder durch eine Anpassungsinflation zu- 
nichte gemacht. Früher oder später wird der Devi- 
senmarkt mit einer Aufwertung reagieren. Diese 
mindert zwar in der Tendenz den primären Wettbe- 
werbsvorteil, erhöht aber die Kaufkraft der inländi- 
schen Einkommen und öffnet Spielraum für niedri- 
gere Zinsen. Denn letztlich bringt die Aufwertung 
zum Ausdruck, daß das Ausland die Produktions- 
chancen im Inland günstiger bewertet und sich an 
deren Nutzung beteiligen will. Niedrigere Zinsen er- 
leichtern die Anpassungsvorgänge, weil die Investi- 
tionen weniger als sonst in Mitleidenschaft gezogen 
werden. Die binnenmarktorientierten Bereiche der 
Wirtschaft haben ebenfalls den Vorteil niedrigerer 
Lohnkosten und niedrigerer Zinsen. Sie brauchen 
deshalb weniger als sonst die Lasten für die Anpas- 
sung in den außenwirtschaftlichen Bereichen zu tra- 
gen. Auch deshalb ist mit geringeren Friktionen im 
Anpassungsprozeß zu rechnen. Schließlich wird 
auch die Importnachfrage nicht so stark gedros- 
selt. 
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488 . Selbst ein solcher weitgehend spannungs- 
freier Anpassungsprozeß ist mit einer Verschlechte- 
rung des realen Austauschverhältnisses verbunden. 
Es handelt sich um eine defensive Anpassung. Denn 
die Wirtscheift senkt ihre Angebotspreise dadurch, 
daß sich die Arbeitnehmer imd andere Gruppen atif 
ein niedrigeres Realeinkommen einstellen. Für eine 
Volkswirtschaft, die nur wenig Wachstumsdynamik 
besitzt, mag dies der einzige Weg der Anpassung 
sein, der an Inflation und Arbeitslosigkeit vorbei- 
führt Er ist nach einer abrupt vom Markt diktierten 
Abwertung sicher auch der vernünftigste Weg. Ist in 
der Volkswirtschaft jedoch ein genügend großes In- 
novationspotential vorhanden, so lohnt es sich, so 
schnell wie möglich aus der Defensive herauszutre- 
ten, das heißt, die außenwirtschaftliche Herausfor- 
derung zum AnleUä zu nehmen, dieses Potential zu 
nutzen. Eine solche offensive Strategie erlaubt es, 
den Anpassungsprozeß ohne Realeinkommensver- 
lust zu bewältigen. Freilich steht der Produktivitäts- 
fortschritt, der dabei erwirtschaftet wird, für die Ver- 
teilung im Inland nicht zur Verfügung. Aus ihm muß 
ja letztlich der reale Ressourcentransfer kommen, 
ohne den das außenwirtschaftliche Gleichgewicht 
nicht wiederhergestellt werden kann. 


489 . Die offensive Lösung lautet: mehr Investitio- 
nen, höhere Produktivität, neue Güter und neue 
Märkte, bessere Produkte, weniger Ölverbrauch und 
sparsamerer Umgang mit Rohstoffen im allgemei- 
nen. Die Bundesrepublik ist auf diesem Weg im 
Jahre 1981 nicht genügend vorangekommen. Die 
Gründe dafür sind dieselben, die auch einer Lösung 
der Wachstumsprobleme im Innern entgegenstan- 
den. Überhaupt deckt sich die außenwirtschaftliche 
Anpassungsaufgabe mit der binnenwirtschaftlichen 
weitgehend. Beide Ziele können nur erreicht wer- 
den, wenn mehr Dynamik aufkommt. Wie das all- 
mählich erreicht werden könnte, haben wir im drit- 
ten Kapitel aufzuzeigen versucht. Im Zentrum unse- 
rer Überlegungen steht eine Wirtschaftspolitik und 
eine Lohnpolitik, die im Zusammenspiel miteinan- 
der die Bedingungen für Innovationen und Investi- 
tionen am Standort Bundesrepublik wesentlich ver- 
bessern. Dadurch kann deifür gesorgt werden, daß 
ein größeres Angebot an wettbewerbsfähigen Gü- 
tern und Dienstleistungen entsteht, das es erlaubt, 
auf den internationalen Märkten mehr Güter anzu- 
bieten, ohne daß im Inland weniger zur Verfügung 
stehen. Sind die Bedingungen für eine solche Anpas- 
sung geschaffen, wird auch genügend langfristiges 
Kapital herbeiströmen, so daß ein etwa noch anhal- 
tendes Leistungsbilanzdefizit keine Zahlungsbilanz- 
probleme aufwirft. 


490 . Häufig ist zu hören, daß eine Wirtschaftspoli- 
tik, die die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
rasch zu verbessern suche, anderen Ländern mit 
noch größeren Zahlungsbilanzproblemen schade 
und das weltwirtschaftliche Gleichgewicht daher 


noch mehr störe. Denn das Leistungsbilanzdefizit 
der Bundesrepublik werde dadurch auf andere Län- 
der verlagert. Das trifft aber nur zu, wenn bei weiter- 
hin gestörten Angebotsbedingungen im Inland der 
Zwang zur Anpassung überwiegend von der Abwer- 
tung und dem Zinsanstieg ausgeht. Aus gegebener 
oder gar sinkender Produktion im Inland werden 
dann mehr Güter auf die internationalen Märkte ge- 
drückt. Die Handelspartner sehen sich einer ver- 
schärften Konkurrenz aus der Bundesrepublik ge- 
genüber, ohne daß auch die Bundesrepublik ver- 
stärkt als Nachfrager auf den internationalen Märk- 
ten auftritt. Die Gefahr des Protektionismus nimmt 
dadurch zu. Der Vorwurf des Beggar my Neighbour 
würde nicht zu unrecht laut werden. Ganz anders ist 
das jedoch im Falle einer Strategie, die über mehr 
Investitionen und mehr Produktion auch im Innern 
die Anpassungsaufgaben zu lösen versucht. Das gilt 
sowohl für die defensive Strategie, die über Lohnzu- 
rückhaltung Spannungen vermeidet, als auch für die 
offensive Strategie, die das gleiche über eine Forcie- 
rung des Produktivitätsfortschritts erreicht. In bei- 
den Fällen kommt im Zuge der Anpassung auch aus- 
ländisches Angebot verstärkt zum Zuge; die Han- 
delspartner sehen sich nicht nur einer verschärften 
Konkurrenz, sondern auch einer steigenden Nach- 
frage nach ihren Gütern gegenüber. Der Abbau des 
deutschen Leistungsbilanzdefizits wird dabei mögli- 
cherweise länger dauern. Das muß aber keine Pro- 
bleme schaffen, da sich ja auch ausländisches Kapi- 
tal in größerem Umfang an der Nutzung der Investi- 
tionschancen im Inland beteiligt. Jedes Land, das 
auf diese Weise seine Probleme zu lösen sucht, hilft 
sich und der Weltwirtschaft. Ein weltweiter Wettbe- 
werb um verbesserte Angebotsbedingungen ver- 
spricht am ehesten eine Lösung der derzeitigen Pro- 
bleme. 

491 . Jeder Erfolg bei der Minderung des Ölver- 
brauchs trägt zur weiteren Entspannung auf den Öl- 
märkten bei. Das kommt allen Ländern zugute, die 
vom Ölimport abhängig sind, am meisten jenen Ent- 
wicklungsländern, die selbst kein Öl produzieren. 
Auf diesem Gebiet kann es geir nicht genug Anpas- 
sungswettbewerb geben. Industrieländer wie die 
Bundesrepublik müssen sehen, daß sie durch den 
verstärkten Einsatz von ölsparenden Technologien 
die Substitution von Öl vorantreiben. Ärmere Län- 
der, die unter Kapitalmangel leiden, können für 
diese Alternative kaum optieren. Sie sind im Grunde 
genommen viel mehr als die Industrieländer vom Öl 
abhängig. Alle Investitionen, die Öl sparen helfen, 
sind deshalb auch ein Beitrag zum weltwirtschaftli- 
chen Gleichgewicht. Das gilt auch für Investitionen, 
die zu einem Angebotssortiment hochentwickelter 
Güter führen. Denn dadurch wird Raum geschaffen 
für mehr Exporte von Gütern, die weniger entwik- 
kelte Länder wettbewerbsfähig anbieten können. 
Wenn die Industrieländer sich an ihren alten Struk- 
turen festklammern, behindern sie nicht nur ihre ei- 
gene Dynamik. Sie stören auch das weltwirtschaftli- 
che Gleichgewicht. 
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I. 

Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685) 


in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. November 1966 (Bundesgestzbl. I S. 633) — § 6 Abs. 1 — , und des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft, vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) — §6 

Abs. 2 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und zur Erleichterung der Urteils- 
bildung bei allen wirtschaftspolitisch verantwortli- 
chen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit wird ein 
Rat von unabhängigen Sachverständigen gebildet. 

(2) Der Sachverständigenrat besteht aus fünf Mit- 
gliedern, die über besondere wirtschaftswissen- 
scheiftliche Kenntnisse und volkswirtschaftliche Er- 
fahrungen verfügen müssen. 

(3) Die Mitglieder des Sachverständigenrates dür- 
fen weder der Regierung oder einer gesetzgebenden 
Körperschaft des Bundes oder eines Landes noch 
dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes 
oder einer sonstigen juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder 
als Mitarbeiter eines wirtschafts- oder sozialwissen- 
schaftlichen Instituts, angehören. Sie dürfen ferner 
nicht Repräsentant eines Wirtscheiftsverbandes 
oder einer Organisation der Arbeitgeber oder Ar- 
beitnehmer sein oder zu diesen in einem ständigen 
Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen. 
Sie dürfen auch nicht während des letzten Jahres 
vor der Berufung zum Mitglied des Sachverständi- 
genrates eine derartige Stellung innegehabt ha- 
ben. 

§2 

Der Sachverständigenrat soll in seinen Gutachten 
die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und deren 
absehbare Entwicklung darstellen. Dabei soll er un- 
tersuchen, wie im Rahmen der marktwirtscheiftli- 
chen Ordnung gleichzeitig Stabilität des Preis- 
niveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirt- 
schaftliches Gleichgewicht bei stetigem und ange- 
messenem Wachstum gewährleistet werden können. 
In die Untersuchung sollen auch die Bildung und die 
Verteilung von Einkommen und Vermögen einbezo- 
gen werden. Insbesondere soll der Sachverständi- 
genrat die Ursachen von aktuellen und möglichen 


Spannungen zwischen der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen Ange- 
bot aufzeigen, welche die in Satz 2 genannten Ziele 
gefährden. Bei der Untersuchung sollen jeweils ver- 
schiedene Annahmen zugrunde gelegt und deren 
unterschiedliche Wirkungen dargestellt und beur- 
teilt werden. Der Sachverständigenrat soll Fehlent- 
wicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermei- 
dung oder deren Beseitigung auf zeigen, jedoch 
keine Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und 
sozialpolitische Meißnahmen aussprechen. 

§3 , 

(1) Der Sachverständigenrat ist nur an den durch 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und in 
seiner Tätigkeit unabhängig. 

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der 
Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende 
Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den 
Gutachten zum Ausdruck zu bringen. 


§4 

Der Sachverständigenrat kann vor Abfassung sei- 
ner Gutachten ihm geeignet erscheinenden Perso- 
nen, insbesondere Vertreter von Organisationen des 
wirtscheiftlichen und sozialen Lebens, Gelegenheit 
geben, zu wesentlichen sich aus seinem Auftrag er- 
gebenden Fragen Stellung zu nehmen. 


§5 

(1) Der Sachverständigenrat kann, soweit er es zur 
Durchführung seines Axiftrages für erforderlich 
hält, die fachlich zuständigen Bundesminister und 
den Präsidenten der Deutschen Bundesbank hö- 
ren. 

(2) Die fachlich zuständigen Bundesminister und 
der Präsident der Deutschen Bundesbank sind auf 
ihr Verlangen zu hören. 

(3) Die Behörden des Bundes und der Länder lei- 
sten dem Sachverständigenrat Amtshilfe. 
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§6 

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein 
Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bun- 
desregierung bis zum 15. November zu. Das Jahres- 
gutachten wird den gesetzgebenden Körperschaften 
von der Bundesregierung unverzüglich vorgelegt 
und zum gleichen Zeitpunkt vom Sachverständigen- 
rat veröffentlicht. Spätestens acht Wochen nach der 
Vorlage nimmt die Bundesregierung gegenüber den 
gesetzgebenden Körperschaften zu dem Jahresgut- 
achten Stellung. In der Stellungnahme sind insbe- 
sondere die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerun- 
gen, die die Bundesregierung aus dem Gutachten 
zieht, darzulegen. 

(2) Der Sachverständigenrat hat ein zusätzliches 
Gutachten zu erstatten, wenn auf einzelnen Gebie- 
ten Entwicklungen erkennbar werden, welche die in 
§ 2 Satz 2 genannten Ziele gefährden. Die Bundesre- 
gierung kann den Sachverständigenrat mit der Er- 
stattung weiterer Gutachten beauftragen. Der Sach- 
verständigenrat leitet Gutachten nach Satz 1 und 2 
der Bundesregierung zu und veröffentlicht sie; hin- 
sichtlich des Zeitpunktes der Veröffentlichung führt 
er das Einvernehmen mit dem Bundes minister für 
Wirtschaft herbei. 

§7 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates wer- 
den auf Vorschlag der Bundesregierung durch den 
Bundespräsidenten berufen. Zum 1. März eines je- 
den Jahres — erstmals nach Ablauf des dritten Jah- 
res nach Erstattung des ersten Gutachtens gemäß 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 — scheidet ein Mitglied aus. Die Rei- 
henfolge des Ausscheidens wird in der ersten Sit- 
zung des Sachverständigenrates durch das Los be- 
stimmt. 

(2) Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag der 
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die 
Dauer von fünf Jahren. Wiederberufungen sind zu- 
lässig. Die Bundesregierung hört die Mitglieder des 
Sachverständigenrates an, bevor sie ein neues Mit- 
glied vorschlägt. 

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch 
Erklärung gegenüber dem Bundespräsidenten nie- 
derzulegen. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des aus- 
geschiedenen Mitglieds berufen; Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 


§8 

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit- 
gliedern. 

(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden für die Dauer von drei Jah- 
ren. 

(3) Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§9 

Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben 
einer Geschäftsstelle des Sachverständigenrates 
wahr. Die Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht in 
der Vermittlung und Zusammenstellung von Quel- 
lenmaterial, der technischen Vorbereitung der Sit- 
zungen des Sachverständigenrates, dem Druck und 
der Veröffentlichung der Gutachten sowie der Erle- 
digimg der sonst anfallenden Verwaltungsaufga- 
ben. 

§10 

Die Mitglieder des Sachverständigenrates und die 
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Beratungen und die vom 
Sachverständigenrat als vertraulich bezeichneten 
Beratungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit bezieht sich auch auf Informatio- 
nen, die dem Sachverständigenrat gegeben und als 
vertraulich bezeichnet werden. 

§11 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates er- 
halten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz 
ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundesmini- 
ster für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates trägt 
der Bund. 

§12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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II. 

Auszug aus Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil I S. 582 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 

der Wirtschaft 

Vom 8. Juni 1967 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- 
und finanzpolitischen Meißnahmen die Erforder- 
nisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu 
beachten. Die Meüänahmen sind so zu treffen, daß sie 
im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem 
hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftli- 
chem Gleichgewicht bei stetigem und angemesse- 
nem Wirtschaftswachstum beitragen. 

§2 

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines je- 
den Jahres dem Bundestag xmd dem Bundesrat ei- 
nen Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirt- 
scheiftsbericht enthält: 

1. die Stellimgnahme zu dem Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates auf Grund des § 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über die Bildung eines Sach- 
verständigenrates zur Begutachtung der gesaimt- 
wirtschaftlichen Entwicklxmg vom 14. August 
1963 (BundesgesetzbL 1 S. 685) in der Fassung des 
Gesetzes vom 8. November 1966 (BundesgesetzbL 
IS. 633); 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der 
Bundesregierung angestrebten wirtschafts- imd 
finanzpolitischen Zi^le (Jahresprojektion); die 
Jahresprojektion bedient sich der Mittel imd der 


Form der volkswirtscheiftlichen Gesamtrech- 
nung, gegebenenfalls mit Alternativrechnxm- 
gen; 

3. eine Darlegung der für das laufende J ahr geplan- 
ten Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

(2) Maßnahmen nach § 6 Abs. 2 xmd 3 und nach den 
§§ 15 und 19 dieses Gesetzes sowie nach § 51 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes und nach § 19 c des 
Korperscha^teuergesetzes dürfen nur getroffen 
werden, wenn die Bundesregierung gleichzeitig ge- 
genüber dem Bimdestag und dem Bimdesrat be- 
gründet, daß diese Maßnahmen erforderlich sind, 
um eine Gefährdxmg der äele des § 1 zu verhin- 
dern. 

§3 

(1) Im Fedle der Gefährdung eines der Ziele des § 1 
stellt die Bundesregierung Orientierungsdaten für 
ein gleichzeitiges aufeinander abgestimmtes Ver- 
halten (konzertierte Aktion) der Gebietskörper- 
schaften, Gtew;erkschaften und Unternehmensver- 
bände zur Erreichung der Ziele des § 1 zur Verfü- 
gung. Diese Orientierungsdaten enthalten insbeson- 
dere eine Darstellung der gesamtwirtschaftlichen 
Zusammenhänge im Hinblick auf die gegebene Si- 
tüation. 

(2) Der Bundesminister für Wirtscheift hat die 
Orientierungsdaten auf Verlangen eines der Betei- 
ligten zu erläutern. 

§4 
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III. 

Verzeichnis der Gutachten des Sachverständigenrates 


Als Veröffentlichungen des Sachverständigenrates sind bisher erschienen: 

Jahresgutachten 1964/65: „Stabiles Geld — Stetiges Wachstum“ (am 11. Januar 
1965) 

Jahresgutachten 1965/66: „Stabilisierung ohne Stagnation“ (am 13. Dezember 
1965) 

Jahresgutachten 1966/67: „Expansion und Stabilität“ (am 30. November 1966) 

Jahresgutachten 1967/68: „Stabilität im Wachstum“ (am 6. Dezember 1967); darin 
enthalten: Sondergutachten vom März 1967: „Zur Konjunkturlage im Frühjahr 
1967“ 

Jahresgutachten 1968/69: , Alternativen außenwirtschaftlicher Anpassung“ (am 
4. Dezember 1968) 

Jahresgutachten 1969/70: „Im Sog des Booms“ (am 3. Dezember 1969); darin ent- 
halten: Sondergutachten vom 30. Juni 1969 und 3. Juli 1968: „Binnenwirtschaftli- 
che Stabilität und außenwirtschaftliches Gleichgewicht“; Sondergutachten vom 
25. September 1969: „Zur lohn- und preispolitischen Situation Ende September 
1969“; Sondergutachten vom 4. Oktober 1969: „Zur währungspolitischen Situation 
Anfang Oktober 1969“ 

Jahresgutachten 1970/71: „Konjunktur im Umbruch — Risiken und Chancen“ (am 
3. Dezember 1970); darin enthalten: Sondergutachten vom 9. Mai 1970: „Zur Kon- 
junkturlage im Frühjahr 1970“ 

Jahresgutachten 1971/72: „Währung, Geldwert, Wettbewerb — Entscheidungen 
für morgen“ (am 22. November 1971); darin enthalten: Sondergutachten vom 
24. Mai 1971: „Zur konjunktur- und währungspolitischen Lage im Mai 1971“ 

Jahresgutachten 1972/73: „Gleicher Rang für den Geldwert“ (am 6. Dezember 
1972); darin enthalten: Sondergutachten vom 3. Juli 1972: „Zur währungspoliti- 
schen Lage im Juli 1972“ 

Jahresgutachten 1973/74: „Mut zur Stabilisierung“ (am 22. November 1973); darin 
enthalten: Sondergutachten vom 4. Mai 1973: „Zur konjunkturpolitischen Lage im 
Mai 1973“ 

Jahresgutachten 1974/75: „Vollbeschäftigung für morgen“ (am 22. November 
1974); darin enthalten: Sondergutachten vom 17. Dezember 1973: „Zu den gesamt- 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Ölkrise“ 

Jahresgutachten 1975/76: „Vor dem Aufschwung“ (am 24. November 1975); darin 
enthalten: Sondergutachten vom 17. August 1975: „Zur konjunkturpolitischen 
Lage im August 1975“ 

Jahresgutachten 1976/77: „Zeit zum Investieren“ (am 24. November 1976) 

Jahresgutachten 1977/78: „Mehr Wachstum — Mehr Beschäftigung“ (am 22. No- 
vember 1977) 

Jahresgutachten 1978/79: „Wachstum und Währung“ (am 23. November 1978); 
darin enthalten: Sondergutachten vom 19. Juni 1978: „Zur wirtschaftlichen Lage 
im Juni 1978“ 

Jahresgutachten 1979/80: „Herausforderung von außen“ (am 22. November 
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IV. 

Vor Kurskorrekturen 

Zur finanzpolitischen und währungspolitischen Situation im Sommer 1981 

Sondergutachten vom 4. Juli 1981 


1 . Der schlechte Zustand der Staatsfinanzen beun- 
ruhigt die Bürger. Nur zu ungewöhnlich hohen Zin- 
sen und bei starker Abwertung der Währung gibt es 
Kredit. Das Sinken des Außenwerts der Währung 
bedroht deren Binnenwert. Das hohe Zinsniveau 
läßt die Bundesbank zögern, weiterhin das zu tun, 
was ihre Aufgabe, die Währung zu sichern, verlangt. 
Die Beschäftigungsprobleme sind, auf kurze wie auf 
längere Sicht, größer geworden. Auf die Herausfor- 
derungen von außen reagiert die Volkswirtschaft zu 
langsam. Die Wirtschaftspolitik sieht sich einge- 
mauert, zu große Bürden der Vergangenheit neh- 
men ihr fast jeden Handlungs Spielraum. Angesichts 
ungünstiger weltwirtschaftlicher Rahmenbedingun- 
gen ist aber nichts nötiger als Handlungsspielraum, 
um die Dynamik zu fördern, mit der allein die Wirt- 
schaft sich selbst und damit auch dem Staat helfen 
kann. 

Die allgemeine Verunsicherung, die bis zu törichtem 
Gerede über Währungsreform und Staatsbankrott 
reicht, der Bedarf an Entscheidungen, durch die der 
Staat wenigstens auf mittlere Sicht Handlungsspiel- 
raum zurückgewinnt, aber auch das Zögern der Bun- 
desbank, ihre konsequent stabilitätsorientierte 
Geldpolitik fortzusetzen, veranlassen den Sachver- 
ständigenrat, gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 des Sachver- 
ständigenratsgesetzes ein Sondergutachten vorzule- 
gen. 

I. Lage und Aussichten 

2 , Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes- 
republik steht nach wie vor im Zeichen gravierender 
Anpassungsprobleme. Unsicherheit beherrscht wei- 
terhin die Erwartungen, auch wenn sich die kon- 
junkturelle Situation seit der Jahreswende nicht 
weiter verschlechtert hat. Die gesamtwirtschaftliche 
Produktion ist im ersten Vierteljahr 1981 sogar wie- 
der etwas gestiegen; daß sie um 2 vH hinter dem 
Produktionsvolumen vom ersten Vierteljahr 1980 
zurückblieb, spiegelt den Rückgang im Verlauf des 
vergangenen Jahres. Im verarbeitenden Gewerbe 
betrug der Produktionsanstieg zwischen Januar und 
Mai annähernd 3 vH. Ausschlaggebend dafür war 
die kräftige Belebung der Auslandsnachfrage. Ein- 
mal mehr konnte sich die Konjunktur damit über 
den Export stabilisieren. Im nachhinein könnte sich 
erweisen, daß der Rückgang der wirtschaftlichen 
Aktivität auf das Jahr 1980 beschränkt blieb und daß 
das Jahr 1981 im ganzen bereits wieder eine Auf- 
wärtstendenz brachte. Für sicher oder auch nur 
überwiegend wahrscheinlich nehmen kann man das 


aber noch nicht. Dies gilt nicht nur wegen der teil- 
weise noch ausstehenden Wirkungen des Zinsan- 
stiegs vom Frühjahr. Auch in der weiteren Entwick- 
lung des Exports liegen Risiken, wie der verhalte- 
nere Auftragseingang im Mai gezeigt hat. Die Aus- 
fuhr hat in der Auslandskonjunktur noch keine Stüt- 
ze, und die Abwertung der D-Mark, die ihren Anstieg 
bislang im wesentlichen bestimmt, hat zugleich die 
Einfuhr in einem Maße verteuert, daß das Defizit in 
der Leistungsbilanz noch einmal größer geworden 
ist und sich der Preisauftrieb im Inland wieder be- 
schleunigt hat. Der damit verbundene Kaufkraftent- 
zug hat mit dazu beigetragen, daß die Inlandsnach- 
frage auf dem gedrückten Niveau von Ende 1980 ver- 
harrte. Aber auch wenn ein Rückschlag ausbleiben 
sollte, wäre zu Zufriedenheit kein Anlaß, nimmt man 
zum Maßstab, was für die Rückkehr zu einem stabi- 
leren Geldwert, einem höheren Beschäftigungs- 
stand und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht nö- 
tig ist. 

3 . Lage und Aussichten der heimischen Wirtschaft 
sind nicht losgelöst von der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in der Welt zu sehen. Anhaltend hohe 
Preissteigerungen und große Schwierigkeiten vieler 
Länder, die Anpassung an die veränderten weltwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen voranzubringen, 
behindern, nicht zuletzt mit ihren Folgen für die Zin- 
sen, allenthalben die konjunkturelle Erholung und 
die Wachstumsdynamik, die notwendig wäre, um die 
schwerwiegenden Beschäftigungsprobleme zu lö- 
sen. Lediglich die japanische Wirtschaft, die einmal 
mehr ihre Anpassungsfähigkeit bewies, befindet 
sich nach einer vorübergehenden Schwächephase 
wieder auf einem klaren Expansionspfad, der über- 
dies steiler sein könnte, wenn die japanischen Ex- 
porte nicht weltweit auf immer mehr Handels- 
hemmnisse stießen. Unsicher ist, ob sich die Bele- 
bung in den Vereinigten Staaten, die sich nach der 
Jahreswende überraschend verstärkt hat, fortsetzen 
wird. Wie es scheint, ist der weitere Zinsanstieg, 
Folge der monetären Stabilisierungsanstrengungen, 
nicht wirkungslos geblieben; im Einzelhandel wie 
im Wohnungsbau ist die Nachfrage in jüngster Zeit 
wieder etwas schwächer ausgefallen, und auch in 
der Industrie sind die Bestellungen zum Teil gesun- 
ken. In den westeuropäischen Ländern hat der Ab- 
schwung in der ersten Jahreshälfte 1981 zumeist 
noch angehalten, wenn auch nicht mehr mit unver- 
mindertem Tempo. 

Für eine nachhaltige Belebung fehlen die Vorbedin- 
gungen, solange die Inflation nicht unter Kontrolle, 
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die meist hohe Staatsverschuldung nicht zurückge- 
führt und das Leistungsbilanzproblem, dem sich 
viele Länder gegenübersehen, nicht gelöst ist. Daß 
dies bald der Fall sein könnte, ist wenig wahrschein- 
lich. Man wird sich daher darauf einstellen müssen, 
daß sich die konjunkturelle Lage nur schleppend 
bessert, vor allem aber, daß die Wachstumsdynamik 
in der Welt auch über das Jahr 1981 hinaus noch für 
längere Zeit schwach bleibt und die Zinsen nur all- 
mählich sinken. 

4 . Ein wirtschaftlich so stark mit dem Ausland ver- 
flochtenes Land wie die Bundesrepublik kann davon 
nicht unberührt bleiben. Vorgegeben ist die binnen- 
wirtschaftliche Entwicklung damit aber nicht. Sie 
kann sich durchaus vom Trend in der Welt abheben, 
wenn Hindernisse für den wachstumsnotwendigen 
Strukturwandel im Innern beseitigt werden und die 
Wettbewerbsfähigkeit von den Kosten her verbes- 
sertwird. Das Beispiel Japan zeigt, was günstige An- 
gebotsbedingungen bewirken können. Obwohl es 
darüber im Grundsatz kaum noch Streit in der Bun- 
desrepublik gibt, sind wenig Fortschritte auf diesem 
Weg zu verzeichnen. Das spiegelt sich nicht zuletzt 
in der Wechselkursentwicklung; seit Mitte letzten 
Jahres ist der Kurs der D-Mark gegenüber den ande- 
ren Währungen im Durchschnitt um 4 V 2 vH gesun- 
ken, gegenüber dem Dollar, der wichtigsten Wäh- 
rung im Welthandel, um mehr als 26 vH. 

5 . In der jüngsten Lohnrunde haben sich Gewerk- 
schaften und Arbeitgeber auf eine Anhebung der Ta- 
rifverdienste von durchschnittlich rund 5 vH geei- 
nigt. Bei den vom Wechselkurs her gegebenen Preis- 
erhöhungsspielräumen dürfte sich damit das Ver- 
hältnis von Kosten und Erlösen zwar nicht weiter 
verschlechtern; zur Lösung der Aufgabe, mehr Pro- 
duktion und Beschäftigung bei stabileren Preisen 
rentabel zu halten und rentabel zu machen, hat die 
Lohnpolitik jedoch nicht beigetragen. Anders ge- 
wendet: Statt der für die Volkswirtschaft kostspieli- 
gen Abwertung entgegenzuwirken, die nicht zuletzt 
aus geringer gewordenem Vertrauen des Auslands 
in die Anpassungsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft rührt, haben die Tarifparteien die Abwertung 
offenbar mit zur Grundlage ihrer Abschlüsse ge- 
nommen. Dies muß ebenso im Bild sein wie die 
Staats Verschuldung, wenn man beklagt, daß für 
kurzfristige Kredite inzwischen oft mehr als 15% 
und für langfristige Kredite immerhin über 11 % Zin- 
sen zu zahlen sind und daß sich die Angebotsbedin- 
gungen von daher nochmals verschlechtert haben. 
Hohe Zinsen und Unsicherheit darüber, wie nach- 
haltig die wechselkursbedingte Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit sein wird, lassen viele Unter- 
nehmen zögern, mehr zu produzieren, ihre Läger 
aufzustocken, mehr in Sachanlagen zu investieren 
und mehr Arbeitskräfte zu beschäftigen; diese Be- 
einträchtigung der Angebotsneigung wiederum 
wirkt auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu- 
rück. 

6. Mit einer raschen Erholung der Konjunktur ist 
unter den gegebenen Umständen nicht zu rechnen. 
Von der Auslandskonjunktur sind expansive Im- 
pulse fürs erste nicht zu erwarten; selbst beim Ex- 
port sind daher Rückschläge nicht ausgeschlossen. 


Allein schon um ihre Kapazitäten besser auszula- 
sten, werden die Unternehmen allerdings weiterhin 
die Chancen auf den Auslandsmärkten nutzen, die 
ihnen der Wechselkurs im Wettbewerb bietet. 
Marktanteilsgewinne, nicht zuletzt in den Ölförder- 
ländern, dürften so auch im weiteren Verlauf des 
Jahres dafür sorgen, daß sich die Ausfuhr günstiger 
entwickelt als der Welthandel. Auch preisbereinigt 
könnte sie um einiges über ihren letztjährigen Um- 
fang hinausgehen. Auf die Erfahrung, daß die Ex- 
porte über kurz oder lang die Binnennachfrage mit- 
ziehen und die Konjunktur im Inland dadurch an 
Schwung gewinnt, kann freilich diesmal nicht ohne 
weiteres gesetzt werden. Dafür sind die Bedingun- 
gen heute zu verschieden von denen jener Zeit, aus 
der diese Erfahrung stammt. 

7 . Das gilt vor allem für die wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen. Ein früher in dieser Höhe nicht 
gekannter Kreditbedarf des Staates, der auf dem 
Kapitalmarkt lastet, und ein hohes Defizit in der Lei- 
stungsbilanz drücken den Wechselkurs und treiben 
den Zins und bringen die Geldpolitik ins Dilemma. 
Die Abwertung, die die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit verbessert, hemmt mit ihrer Wirkung auf 
die Preise den Anstieg der Binnennachfrage, der 
sonst aus der Mehrproduktion für das Ausland und 
aus der Eindämmung von Importen resultierte. Die 
Verteuerung der eingeführten Vorprodukte und die 
hohen Zinsen belasten die Rentabilität von Investi- 
tionen vorerst stärker, als die Verbesserung der in- 
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit sie entlastet. 
Was über den Wechselkurs in der ersten Jahres- 
hälfte 1981 an Preissteigerungen importiert wurde 
— bei Rohstoffen, die, wie vor allem das Öl, großen- 
teils in Dollar bezahlt werden, mehr noch als bei Fer- 
tigwaren — , wird in der zweiten Jahreshälfte noch 
nachwirken. Auf der Verbraucher stufe dürften sich 
die Preissteigerungen daher nur zögernd zurückbil- 
den, wenn sie nicht gar noch zunehmen; aufs ganze 
Jahr gesehen werden sie jedenfalls kaum niedriger 
sein als 1980. Für spürbare Zinssenkungen ist somit 
einstweilen wenig Spielraum erkennbar, es sei denn, 
es käme bald zu einer deutlichen Wende in der 
Wechselkursentwicklung; fürs erste zeichnet sich 
das aber nicht ab. 

8 . Eine deutliche Belebung der verhaltenen Bin- 
nennachfrage ist für die nächsten Monate in all dem 
nicht angelegt. Für eine mehr als mäßige Auswei- 
tung des privaten Verbrauchs wird den Haushalten 
von der Kaufkraft des Einkommens her der Spiel- 
raum fehlen, und eine Verschuldung dürfte kostspie- 
lig bleiben. Ob sich die Unternehmen im weiteren 
Verlauf des Jahres bei ihrer eigenen Nachfrage stär- 
ker von der Verbesserung ihrer Wettbewerbsposi- 
tion gegenüber ausländischen Konkurrenten leiten 
lassen, ist derzeit nicht sicher. Bei den gegenwärti- 
gen Wechselkursen wäre damit nach und nach aber 
wohl zu rechnen. Das Zinsniveau dürfte allerdings 
dem Lageraufbau und den zusätzlichen Investitio- 
nen Grenzen setzen; eine Erhöhung der Baunachfra- 
ge, der privaten wie der staatlichen, ist nicht in 
Sicht. 

9 . Bei der Antwort auf die Frage, was dies alles für 
die gesamtwirtschaftliche Produktion in der zweiten 
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Jahreshälfte 1981 bedeutet, ist in Rechnung zu stel- 
len, daß der Anteil der Gesamtnachfrage, der auf im- 
portierte Güter entfällt, angesichts der veränderten 
Wechselkurse nicht mehr im selben Maße wie frü- 
her steigen dürfte; schon die Entwicklung in der er- 
sten Jahreshälfte läßt dies erkennen. Am Ende des 
Jahres könnte das gesamtwirtschaftliche Produk- 
tionsvolumen bei der voraussichtlichen Entwick- 
lung der Nachfrage aus dem Ausland und aus deni 
Inland durchaus etwas höher sein als zur Jahresmit- 
te. Aufs gesamte Jahr gesehen dürfte es indes seinen 
vorjährigen Umfang nicht ganz erreichen. Ein Er- 
gebnis im Bereich der Projektion des Jahreswirt- 
schaftsberichts der Bundesregierung, Null bis minus 
1 vH, ist wahrscheinlich. Gemessen an den noch un- 
günstigeren Erwartungen zu Jahresbeginn mag 
man es für kein schlechtes Ergebnis halten, wenn es 
so kommt. Ein gutes Ergebnis ist es allemal nicht. 
Die Beschäftigungsprobleme sind größer geworden. 
Zur Jahresmitte waren bei den Arbeitsämtern 1,126 
Millionen Arbeitslose gemeldet; im Jahresdurch- 
schnitt werden es über 1,2 Millionen sein. 

10. Auch über das Jahr 1981 hinaus ist keine Ent- 
wicklung vorgezeichnet, die in überschaubarer Zeit 
zu einem hohen Beschäftigungsstand zurückführen 
könnte. Der weltwirtschaftliche Rahmen ist nicht 
danach, und im Inland sind die Weichen für eine 
Entwicklung erst noch zu stellen, die wieder mehr 
Wachstumsdynamik verspricht und damit hinrei- 
chende Chancen für jeden, der Arbeit sucht, einen 
Arbeitsplatz zu finden. Die bessere Auslastung der 
vorhandenen Sachkapazitäten allein kann das Be- 
schäftigungsproblem nicht lösen; hier würde man 
schnell an Grenzen stoßen. Das Produktionspoten- 
tial selbst muß stärker wachsen. 

Dagegen spricht nicht, daß zunächst noch durchaus 
Spielraum für eine Ausweitung von Produktion und 
Beschäftigung besteht. Der Auslastungsgrad des ge- 
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials dürfte 
an der Jahreswende 1981/82 um schätzungsweise 
zweieinhalb Prozent niedriger sein als bei konjunk- 
tureller Normallage. Bei einem Wachstum des Pro- 
duktionspotentials von rund zwei Prozent, wie für 
das kommende Jahr angenommen werden kann, 
wäre 1982 eine Produktionszunahme von drei Pro- 
zent im Vergleich zu 1981 möglich, wenn die vorhan- 
denen und hinzukommenden Kapazitäten im Ver- 
lauf des nächten Jahres nach und nach voll genutzt 
würden. Das ist der Spielraum, nicht schon die wahr- 
scheinliche Entwicklung. Inwieweit der Spielraum 
genutzt wird, läßt sich derzeit noch nicht sagen. Die 
von der Konjunktur im Ausland ausgehenden Im- 
pulse werden sich voraussichtlich nur zögernd ver- 
stärken. Die Auftriebskräfte müssen also vor allem 
von innen kommen. Vom privaten Verbrauch ist eine 
Belebung nur bei steigender Beschäftigung und 
nachlassendem Geldwertschwund zu erwarten; ein 
deutlicher Anstieg der Investitionsneigung setzt für 
den Fall abnehmender Preissteigerungen Entla- 
stung beim Kostenniveau voraus, Entlastung vor al- 
lem bei den Lohnkosten, aber wohl auch bei den Zin- 
sen, letzteres insbesondere mit Blick auf Vorratsin- 
vestitionen und Bauinvestitionen. Noch stehen die 
zu solchen Bedingungen gehörenden Entscheidun- 


gen in der Finanzpolitik und in der nächsten Lohn- 
runde aus. 

11 . Nicht zuletzt an der Leistungsbilanz und am 
Wechselkurs wird abzulesen sein, wie diese Ent- 
scheidungen ausfallen. In den ersten fünf Monaten 
des Jahres 1981 war das Defizit im Waren- und Lei- 
stungsverkehr mit dem Ausland mit 10,5 Mrd DM 
noch einmal um 1,6 Mrd DM höher als ein Jahr zu- 
vor. Die Verteuerung der Einfuhr, die aus dem Rück- 
gang des Wechselkurses resultierte, schlug fürs er- 
ste noch stärker zu Buche als der fördernde Einfluß 
auf den Export und die dämpfende Wirkung auf die 
Einfuhrmengen. (So ist die Ölrechnung trotz be- 
trächtlich gesunkener Bezugsmengen abermals 
spürbar gestiegen.) Dabei wird es aller Voraussicht 
nach aber nicht bleiben. Wie die Entwicklung seit 
dem Frühjahr zeigt, dürften die bilanzverbessern- 
den Wirkungen nach und nach überwiegen und das 
Defizit im weiteren Verlauf des Jahres abnehmen 
lassen. Rasch hat man sich den Abbau allerdings 
nicht vorzustellen. Der wechselkursbedingte Wett- 
bewerbsvorteil würde überdies um so schneller wie- 
der zerrinnen, je stärker er für eine Erhöhung von 
Preisen und Kosten im Inland genutzt wird. Der 
zweifellos vorhandenen Neigung dazu muß die Geld- 
politik entgegentreten, wenn sich die Abwertung 
letztlich nicht nur als ein für die Volkswirtschaft teu- 
rer, sondern auch als ein nicht zum Ziel führender 
Weg der außenwirtschaftlichen Anpassung erwei- 
sen soll. 

II. Wirtschaftspolitik 1981 und danach 

12 . Eine stabilitätsgerechte Lastenverteilung zwi- 
schen Lohnpolitik, Finanzpolitik und Geldpolitik 
gibt es derzeit nicht. Zentrale These des letzten Jah- 
resgutachtens des Sachverständigenrates war es, 
daß die Bundesbank bei der Lohnpolitik und bei der 
Finanzpolitik Entlastung finden muß. Das ist nicht 
geschehen. Die Lohnrunde hat nicht zu Abschlüssen 
geführt, die die Beschäftigungsrisiken vermindern 
und die Investitionschancen vermehren. Die Finanz- 
politik hat es ebenfalls nicht fertig gebracht, der 
Bundesbank die Bürde der Stabilisierung zu erleich- 
tern. Die gegenwärtige Haushaltsgebarung des 
Staates und die Defizite, die sich für die nächsten 
Jahre abzeichnen, haben vielmehr eine Vertrauens- 
krise entstehen lassen, die dem Ansehen der deut- 
schen Währung schadet. Für die Fehlentwicklung 
muß die Bundesbank mit ihrer Geldpolitik einste- 
hen. Sie zögert freilich in jüngster Zeit, die Schwä- 
che der D-Mark gegenüber dem Dollar geldpolitisch 
ebenso energisch zu bekämpfen wie zuvor. Konjunk- 
turrisiken gewichtet sie offenbar höher als Stabili- 
tätsrisiken. Die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit über eine rapide Abwertung zu verbessern, ist 
jedoch ein Weg der außenwirtschaftlichen Anpas- 
sung, der mit Geldwertstabilität nicht vereinbar ist. 
Denn der gegenwärtige Dollarkurs öffnet die 
Schleusen für den Inflationsimport. Die Lage ist 
heute ernster als 1975. Damals gab es zwar auch 
hohe Haushaltsdefizite, aber kein Leistungsbilanz- 
defizit und keine D-Mark-Schwäche. Indes besteht 
kein Grund, von einem drohenden Staatsbankrott 
oder einer bevorstehenden Währungsreform zu re- 
den. Das ist nicht nur unsinnig, sondern auch unver- 
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V antwortlich. Jedermann weiß jedoch, daß es so wie 
bisher nicht weitergehen kann. Tiefgreifende fi- 
nanzpolitische Entscheidungen und eine konse- 
quent am Stabilitätsziel ausgerichtete Geldpolitik 
sind unabdingbar, wenn sich die Wirtschaft bald 
wieder erholen soll. 


Zur Konsolidierung des Staatshaushalts 

13 . Die Haushaltspläne des Staates, die unter dem 
Eindruck der hohen Defizite und mit Blick auf die 
diesjährigen Steuerentlastungen einen geringen 
Ausgabenanstieg vorsahen, können nicht eingehal- 
ten werden. Das gilt in diesem Jahr vor allem für den 
Bund. Aber auch die Länder, die im vergangenen 
Jahr eine sehr expansive Ausgabenpolitik getrieben 
haben, werden ihre Ausgabenansätze für dieses 
Jahr wahrscheinlich überschreiten. Mittlerweile 
zeichnen sich Haushaltsdefizite von insgesamt an- 
nähernd 70 Mrd DM ab; das sind ungefähr 15 Mrd DM 
mehr als im Jahre 1980. Noch prekärer sind die 
Aussichten für 1982. Wenn im nächsten Jahr konsoli- 
dierungspolitisch nichts geschieht, ist mit einem De- 
fizit von fast 80 Mrd DM zu rechnen. 

Konjunkturbedingte Steuerausfälle und konjunk- 
turbedingte Mehrausgaben waren für 1981 zu erwar- 
ten gewesen. Gleichwohl hatte sich die Finanzpolitik 
das Ziel gesetzt, über eine zurückhaltende Ausga- 
benpolitik die Ausweitung der Defizite in engen 
Grenzen zu halten, und dieses Ziel war gut begrün- 
det. Denn der Anstieg der Netto-Neuverschuldung in 
den vorangegangenen Jahren hatte den Spielraum 
der Finanzpolitik bereits beträchtlich einge- 
schränkt. Das Hochschießen des Nettokreditbedarfs 
um weitere 15 Mrd DM hat den Handlungsspiel- 
raum vollends aufgebraucht. Bedenklich an der star- 
ken Ausgabenexpansion ist, daß sie offenbar weni- 
ger auf eine Unterschätzung der konjunkturellen Ri- 
siken als vielmehr auf Fehleinschätzungen der Ent- 
wicklung bei einigen großen Ausgabenblöcken zu- 
rückgeht. 

14. Die hohe Verschuldung des Staates ist seit 1977 
in guten wie in weniger guten Jahren angestiegen. 
Inzwischen hat sie offensichtlich auch Vertrauens- 
einbußen bei den ausländischen Kapitalanlegern 
zur Folge gehabt. Öffentliche und private Kreditneh- 
mer können ihre Schuldtitel nur zu steigenden Zin- 
sen und sinkendem Wechselkurs der Mark unter- 
bringen. Die Finanzpolitik hat also die außenwirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten der Bundesrepublik 
nicht, wie es hätte sein sollen, vermindert, sondern 
verschärft. 

Über die Zinswirkungen hinaus beeinträchtigt der 
bei den privaten Haushalten und Unternehmen so- 
wie im Ausland wachsende Zweifel an der Solidität 
der Finanzierung der öffentlichen Haushalte das 
Klima für eine wirtschaftliche Erholung. Für die Fi- 
nanzpolitik bedeutet es, daß eine wesentliche Bedin- 
gung für die expansive Wirkung kreditfinanzierter 
Staatsausgaben in Frage gestellt ist, die Bedingung 
nämlich, daß die expansiven Impulse die Wirtschaft 
stärker anregen, als die unmittelbaren oder bloß er- 
warteten Rückwirkungen sie bedrücken — über die 


Inanspruchnahme von Ressourcen und Finanzmit- 
teln oder auch über die Erwartung künftiger Steuer- 
erhöhungen und anderer Stabilisierungsmaßnah- 
men. Wie schon 1975 ist eine Situation eingetreten, 
in der der Staat fürchten muß, eine unverändert ex- 
pansive Finanzpolitik werde sich über eine weitere 
Verschlechterung der Erwartungen sogar gegen 
sich selber kehren, also im Endeffekt kontraproduk- 
tiv wirken. Auf diese Möglichkeit, daß es bei Ver- 
nachlässigung der Aufgabe, die öffentlichen Defizite 
rechtzeitig zurückzuführen, dem Staat gerade dann 
an Verschuldungsspielraum fehlen werde, wenn er 
diesen besonders nötig habe, ist in den vergangenen 
Jahren immer wieder mahnend hingewiesen wor- 
den. Vergeblich. Nun muß sich der Staat der Konsoli- 
dierungsaufgabe zu einem Zeitpunkt stellen, zu dem 
das wirtschaftspolitische Lehrbuch Maßnahmen in 
Richtung Defizitabbau eigentlich keineswegs vor- 
sieht. Der Vorwurf einer Brüningschen Finanzpoli- 
tik bleibt nicht aus. Er ist freilich unzutreffend. Die 
öffentlichen Defizite werden über das normale und 
das konjunkturbedingte Maß hinaus hoch bleiben. 
Von Deflationsdruck kann keine Rede sein. Außen- 
wirtschaftlich wie finanzwirtschaftlich geht es nur 
darum, die expansiven Impulse auf ein normales 
Maß zurückzunehmen, und zwar allmählich. Freilich 
gibt es im Übergang strukturelle Verwerfungen in 
der Gesamtnachfrage nut negativen Rückwirkun- 
gen auf diese. Die hohen Zinsen, über die die restrik- 
tiven Wirkungen sich ausbreiten, sind letztlich Folge 
der Sünden der Vergangenheit und der Schwierig- 
keiten des Anpassungsprozesses. Aber so wie die 
Dinge liegen, bleibt keine andere Wahl. Jede andere 
Politik brächte vermutlich größere Nachteile. 

Auf längere Sicht ist die Rückführung der Staatsde- 
fizite ohnehin kein kontraktiver Vorgang. Im Gegen- 
teil, eine Eindämmung der Ausgabenexpansion 
beim Staat dürfte günstig für das vom privaten Sek- 
tor getragene wirtschaftliche Wachstum sein. Die 
Furcht vor negativen konjunkturellen Rückwirkun- 
gen, also vor Wirkungen auf kurze Sicht, ist es, die 
die ohnehin starken Widerstände gegen tiefe Ein- 
schnitte in die Ausgabenseite der öffentlichen Haus- 
halte zumeist dominant werden läßt; die Konsolidie- 
rungsaufgabe ist so immer wieder vertagt worden, 
von Ausnahmen wie dem Jahre 1977 abgesehen. 
Diese Furcht aber zählt jetzt nicht mehr wegen der 
Zweifel, ob erhöhte Staats ausgaben noch günstige 
konjunkturelle Gesamtwirkungen haben oder nicht 
vielmehr negative, rechnet man die Ausstrahlung 
auf den Wechselkurs der D-Mark ein und die Not- 
wendigkeit, den Außenwert der Währung geldpoli- 
tisch zu verteidigen. 

Die Unfähigkeit, kurzfristig etwas zugunsten der Be- 
schäftigung zu tun, ist beklagenswert. Auch auf län- 
gere Sicht ist ärgerlich, daß vorläufig wenig Spiel- 
raum bleibt für Maßnahmen zur unmittelbaren För- 
derung der wirtschaftlichen Dynamik, soweit solche 
Förderung Geld kostet. Vor allem mehr Dynamik im 
Prozeß der Umstrukturierung der Volkswirtschaft 
ist vonnöten. Doch Geld zu steuerlicher Investitions- 
förderung fehlt. Solange das Konsolidierungsgebot 
schon wegen der Notwendigkeit, Handlungsspiel- 
raum zurückzugewinnen, die Finanzpolitik regiert, 
werden solche Aufgaben nur im Rahmen einer Um- 
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Strukturierung des Steuersystems angegangen wer- 
den können (Ziffer 31 f.). 

Quantitative Aspekte der Konsolidierungsaufgabe 

15 . Gregenstand der Konsolidierung ist freilich 
nicht der Abbau des Finanzierungsdefizits der öf- 
fentlichen Haushalte in seiner Gänze, sondern nur 
der Abbau des strukturellen Defizits. Darunter ist 
derjenige Teil des Finanzierungssaldos zu verste- 
hen, der über das hinausgeht, was konjunkturbe- 
dingt ist (und daher bei einer Verbesserung der Wirt- 
schaftslage allmählich verschwindet) und was von 
der Netto-Neuverschuldung auch in konjunkturellen 
Normaljahren vertretbar erscheint. 

In unseren Rechnungen zum konjunktur neutralen 
Haushalt arbeiten wir mit der Vorstellung, daß unter 
den gegebenen Umständen eine jährliche Kreditauf- 
nahme in Höhe von etwas über 1 vH des gesamt- 
wirtschaftlichen Produktionspotentials als Normal- 
verschuldung angesehen werden kann, gegenwärtig 
also rund 16 V 2 Mrd DM. Das ist weniger als ein Vier- 
tel der Netto-Neuverschuldung, die dieses Jahr vor- 
aussichtlich 69 Mrd DM betragen wird. Die konjunk- 
turbedingten Steuermindereinnahmen veranschla- 
gen wir für 1981 auf 9 V 2 Mrd DM. (Diese Zahlen ba- 
sieren auf den Ergebnissen der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnungen-. Der Unterschied zu den 
entsprechenden Zahlen in der Abgrenzung der Fi- 
nanzstatistik, auf die es für Haushaltsentscheidun- 
gen ankommt, ist gegenwärtig jedoch gering, und 
bei Vorausrechnungen auf künftige Jahre kann man 
überhaupt keinen Unterschied ansetzen.) 

Auf der Ausgabenseite hat man zumindest einen 
großen Teil der Zuweisungen, die der Bund an die 
Bundesanstalt für Arbeit zahlt — das sind 1981 ein- 
schließlich der Finanzierung der Arbeitslosenhilfe 
ungefähr 10 V 2 Mrd DM — , für konjunkturbedingt 
zu halten. Wir setzen dafür 7 Mrd DM an. Das struk- 
turelle Defizit des Gesamthaushalts der Gebietskör- 
perschaften betrüge demnach gegenwärtig 35 bis 
40 Mrd DM. Ein Defizitabbau in dieser Größenordnung 
wäre, geht man von der Finanzlage des Jahres 1981 
aus, die Aufgabe der Konsolidierungsanstrengun- 
gen (Schaubild 1). 

16 . Zusätzliche Einsicht in die Konsolidierungs- 
probleme liefert ein Blick auf 1982. Für das nächste 
Jahr zeichnen sich außer dem vor her gesehenen zu- 
sätzlichen Bedarf und den üblichen Haushaltsrisi- 
ken bei einigen Ausgabenpositionen schon jetzt 
atißergewöhnliche Steigerungen ab, so etwa bei den 
Zinsausgaben und bei den Verteidigungsausgaben. 
(Von den konjunkturbedingt ebenfalls noch einmal 
zunehmenden Zuweisungen an die Bundesanstalt 
für Arbeit ist bei der Berechnung des Konsolidie- 
rungsbedarfs abzusehen.) Wenn 1982 konsolidie- 
rungspolitisch nichts geschieht, wird das struktu- 
relle Defizit nicht nur nicht sinken, sondern weiter 
steigen, wahrscheinlich auf deutlich über 40 Mrd DM. 

17 . Im Prinzip kann das strukturelle Defizit über 
Ausgabenkürzungen und über Steuererhöhungen 
beseitigt werden. Freilich sind niedrige Staatsausga- 



ben im Zweifel günstig für das wirtschaftliche 
Wachstum, höhere Steuern hingegen antriebsschä- 
digend. Nach Auffassung der Bundesregierung und 
auch sonst vorherrschender Meinung soll die Steu- 
erlast nicht noch weiter erhöht werden. 

Die volkswirtschaftliche Steuerquote, also das Ver- 
hältnis des gesamten Steueraufkommens zum Brut- 
tosozialprodukt, liegt zur Zeit bei 24 vH, die Quote 
der entsprechenden Sozialbeiträge bei knapp 15 vH. 
Rechnet man die parafiskalischen Sonderabgaben 
(wie den Kohlepfennig, den Erdöl-Bevorratungsbei- 
trag, die Abwasserabgabe und vieles andere mehr) 
dazu, dann ergibt sich eine gesamtwirtschaftliche 
Abgabenquote von ungefähr 40 vH. Für einen Ar- 
beitnehmer, der ein Einkommen von 18 000 DM als 
Alleinstehender beziehungsweise 36 000 DM als Ver- 
heirateter zu versteuern hat, liegen allein die Abga- 
ben vom Einkommen einschließlich Kirchensteuer 
und Sozialabgaben für eine zusätzliche Mark Ein- 
kommen bei 40 vH (einschließlich der dem Einkom- 
men des Arbeitnehmers eigentlich zuzurechnenden 
Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherung bei 
48 vH), und wegen der offenbar nur schwer zu kon- 
trollierenden Ausgaben der gesetzlichen Kranken- 
versicherung muß er hier sogar mit einem weiteren 
Anstieg seines Beitragssatzes rechnen. Die Steuern 
vom Verbrauch belasten ihn zusätzlich. 

Nach unserer Einschätzung kommt wegen des Wi- 
derstandes gegen zusätzliche Abgaben ein dauer- 
hafter Anstieg der Steuerquote über den gegenwär- 
tigen Stand hinaus in der Tat kaum in Betracht. Wir 
gehen davon aus, daß die Konsolidierung über Kür- 
zungen auf der Ausgabenseite bewerkstelligt wer- 
den muß. 

18 . Eine Korrektur der öffentlichen Ausgaben in 
der Größenordnung von 40 Mrd DM ist selbstver- 
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ständlich nicht in einem Jahr möglich. Die Entschei- 
dungen hingegen müssen jetzt fallen. Ein Vorbehalt 
im Gedanken an künftig etwa wieder reichlicher 
fließende Einnahmen würde den Konsolidierungser- 
folg von vornherein in Frage stellen. Dringlicher 
noch als im vergangenen Jahr ist also ein Konsoli- 
dierungskonzept, das über eine übersehbare Zeit 
Ausgabenkürzungen vorsieht und das konsequent 
eingehalten wird. Die Grundvorstellung sollte sein, 
daß in der Konsolidierungspolitik Stetigkeit mehr 
verspricht als kurzatmige Gewaltakte. Schon bisher 
enthält die mittelfristige Finanzplanung Konsolidie- 
rungsabsichten. Die Zahlen der Finanzplanung wa- 
ren jedoch ohne Deckung durch Entscheidungen, 
welche die in die Zukunft greifenden Ausgabenver- 
pflichtungen de.s Staates einschränkten. Sie waren 
daher nicht ernst zu nehmen und allem Anschein 
nach auch nicht besonders ernst gemeint. 

Sicher hat man von der Finanzplanung, als sie 1967 
eingeführt wurde, zuviel erwartet, und deshalb hat 
es Enttäuschung gegeben. Der Finanzplan ist zur 
Routine und mehr zu einem Anhang an den Haus- 
haltsplan als Leitlinie für diesen geworden. Man- 
chem scheint ein anspruchsloser Konsistenztest zu 
genügen, wonach sicherzustellen ist, daß die Summe 
der Anteile bei den Ausgaben und bei den Einnah- 
men hundert Prozent ergibt. Das ist sicher zu wenig; 
denn die Finanzplanung könnte gerade im Hinblick 
auf die Konsolidierung (einschließlich der Koordi- 
nierung der Finanzpläne von Bund, Ländern und 
Gemeinden) mehr leisten (JG 76 Ziffer 348). 

Wesentliche Aufgabe der jetzt anstehenden Ent- 
scheidungen ist es, dies zu ermöglichen. Die Planvor- 
stellungen für die einzelnen Jahre der mittelfristi- 
gen Finanzplanung müssen zwar, was die einzelnen 
Ausgaben angeht, unter dem Vorbehalt der künfti- 
gen Haushaltsgesetze stehen, aber sie müssen we- 
nigstens, was das Gesamtvolumen angeht, verläßli- 
cher werden. Finanzpolitischen Handlungsspiel- 
raum zurückgewinnen heißt sogar, den finanziellen 
Ausgabenspielraum nicht für jedes Jahr im voraus 
bis zum letzten auszuschöpfen. Die Glaubwürdigkeit 
von Konsolidierungsbemühungen würde auch lei- 
den, wenn alles, was an Einnahmen eingesammelt 
werden kann, in den Konsolidierungsplan einge- 
stellt würde, und alles, was an Ausgaben aus dem 
Staatshaushalt herausgehalten oder hinausge- 
drängt werden kann, nicht in den Konsolidierungs- 
plan eingefügt würde. Die Bundesbahn auf den Ka- 
pitalmarkt zu verweisen, ist der Substanz nach kein 
Beitrag zur Konsolidierung des Bundeshaushaltes; 
es macht gesamtwirtschaftlich keinen Unterschied, 
ob der Bund oder seine Bahn an den Kapitalmarkt 
geht. 


19 . Der Konsolidierungsplan könnte sich auf eine 
Zeitspanne erstrecken, wie sie den demnächst vor- 
zulegenden Finanzplänen der Gebietskörperschaf- 
ten entspricht, also axif die Jahre von 1982 bis 1985 
(Schaubild 2). Festzulegen wäre eine Regel, nach der 
etwa in jedem dieser Jahre das sturkturelle Defizit 
des Gesamthaushalts, wie es sich für das Jahr 1981 
darstellt, um fast 10 Mrd DM zurückgeführt werden 
müßte. Das entspräche ungefähr einer Ausgabenex- 


Schaubild 2 



pansion, die in jedem dieser vier Jahre um rund zwei 
Prozentpunkte unter dem Wachstum des gesamt- 
wirtschaftlichen Produktionspotentials unter Be- 
rücksichtigung der für unvermeidlich zu haltenden 
Preissteigerungen bliebe. Die konjunkturbedingten 
Zahlungen an die Bundesanstalt für Arbeit wären 
gesondert zu behandeln. Diese Formel hätte den 
Vorzug, daß sich ein konjunkturpolitischer Vorbe- 
halt zur Vermeidung einer prozyklischen Konsoli- 
dierungspolitik erübrigte. Denn bei einer Orientie- 
rung der Ausgabenentwicklung am Wachstum des 
Produktionspotentials würde bei der staatlichen 
Kreditaufnahme gleichsam automatisch auf die 
Konjunkturlage Rücksicht genommen: Stiege das 
Bruttosozialprodukt kräftig an, würde das Finanzie- 
rungsdefizit der öffentlichen Haushalte beschleu- 
nigt abnehmen — wegen konjunkturbedingter 
Mehreinnahmen und konjunkturbedingter Minder- 
ausgaben. Nähme das Bruttosozialprodukt nur we- 
nig zu, würde der Defizitabbau langsamer voran- 
kommen, er würde also zeitlich gestreckt. 

20 . Für 1982 bedeutete diese Regel, daß die Ausga- 
ben der Gebietskörperschaften um 3V2 vH bis 4 vH 
zunehmen dürften, einschließlich der absehbaren 
konjunkturbedingten Zuschüsse an die Bundesan- 
stalt für Arbeit um 4V2vH. Das entspräche einem 
Haushaltsvolumen der Gebietskörperschaften ins- 
gesamt von 561 Mrd DM nach voraussichtlich 
537 V 2 Mrd DM im Jahre 1981. 

Das heißt nicht, daß diese Zuwachsrate für Bund, 
Länder und Gemeinden gleichermaßen zu gelten 
brauchte. So besteht weitgehend Einverständnis, 
daß sich vor allem der Bund im nächsten Jahr ener- 
gisch um die Konsolidierung seines Haushaltes be- 
mühen muß. Er könnte sich vornehmen, mit einem 
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Ausgabenzuwachs von nicht viel mehr als 3 vH aus- 
zukommen. Das ergäbe ein Ausgabenvolumen von 
knapp 239 Mrd DM. Die Ausgaben von Ländern und 
Gemeinden könnten in diesem Falle im nächsten 
Jahr, soll die Konsolidierungsregel für den Gesamt- 
haushalt eingehalten werden, um etwa 5 vH anstei- 
gen. 

Zu den für 1982 nötigen Konsolidierungsanstren- 
gungen zählen selbstverständlich auch die Entschei- 
dungen, die nötig sind, um auch nur eine Erhöhung 
des strukturellen Defizits gegenüber 1981 zu vermei- 
den. Im ganzen ist also beim Bund etwa gegen das 
zuvor genannte Ausgabenvolumen von 239 Mrd DM 
der Ausgabenansatz im Finanzplan des Bundes zu- 
züglich der bereits heute absehbaren Mehrausga- 
ben für Verteidigung, für Zinsen und für die Bundes- 
anstalt für Arbeit zu halten. Das ergibt zusammen 
252V2 Mrd DM. Allein beim Bund müßten demnach 
in den Ausgabenplänen mit Wirkung schon für 1982 
fast 14 Mrd DM gekürzt werden. 

Die Konsolidierung kann natürlich anders auf Bund, 
Länder und Gemeinden axifgeteilt werden, und die 
Aufteilung kann über die Konsolidierungsphase hin- 
weg auch verändert werden. 

21. Das Finanzierungsdefizit des Gesamthaus- 
halts läge 1982, würde man diesen Weg einschlagen, 
bei knapp 65 Mrd DM. Das wären nur ungefähr 
5 Mrd DM weniger als voraussichtlich in diesem Jcdir. 
Gleichwohl bedeutete dies einen Fortschritt bei der 
Konsolidierung; denn als strukturelles Defizit er- 
gäbe sich ein Betrag von unter 30 Mrd DM. Dieser 
Betrag stünde für die Konsolidierungsaufgabe in 
den Jahren 1983 bis 1985. Sie ließe sich bewältigen, 
wenn die Expansion der gesamten Ausgaben von 
Bund, Ländern und Gemeinden über diese Zeit hin- 
weg im Durchschnitt bei 3V2vH gehalten würde, 
vorausgesetzt die gesamtwirtschaftliche Entwick- 
lung entspricht der mittelfristigen Projektion der 
Bundesregierung im Finanzbericht 1981. Für das 
Jahr 1985 wäre dann zu erwarten, daß das Defizit des 
gesamten Haushalts — abgesehen von konjunktur- 
bedingten Einflüssen — durch die Normalverschul- 
dung in Höhe von etwas über 1 vH des gesamtwirt- 
schaftlichen Produktionspotentials zu decken ist. 
Danach könnten die gesamten Ausgaben bei unver- 
änderter volkswirtschaftlicher Steuerquote wieder 
mit der vollen Wachstumsrate des Produktionspo- 
tentials zunehmen. 

22 . Nochmals: Allmählichkeit und Verläßlichkeit 
müßten die Kennzeichen des Konsolidierungspro- 
zesses sein. 

Der Konsolidierungspfad wäre in der Finanzpla- 
nung festzulegen. Zur Hauptsache ist jedoch gewor- 
den, ihn gesetzgeberisch zu fundieren. Ohne die Ein- 
zelpläne künftiger Haushalte voll zu präjudizieren, 
erfordert Glaubwürdigkeit des Konsolidierimgs- 
plans alsbald umfassende gesetzgeberische Maß- 
nahmen. Es genügt nicht mehr, in dem Zahlenwerk 
der Finanzpläne Konsolidierungsabsichten zum 
Ausdruck zu bringen. 

Zum Prinzip der Allmählichkeit der Konsolidierung 
würde gehören, daß die gesetzgeberischen Maßnah- 


men zeitlich gestaffelt in Kraft treten oder zeitlich 
gesteiffelte Haushalfswirkungen haben. Erfahrun- 
gen mit Bindungen im Hinblick auf eine zeitlich ge- 
staffelte Aufstockung von Ausgaben könnten nun 
umgekehrt für Kürzungen von Ausgaben per Ter- 
min genutzt werden. 

Um Handlungsspielraum für die künftige Finanzpo- 
litik zurückzugewinnen, sollte die Flurbereinigung 
bei den öffentlichen Ausgaben nach Möglichkeit so- 
gar weiterreichen, als es dem heute schon erkennba- 
ren strukturellen Defizit entspräche. 

Qualitative Aspekte der Konsolidierungsaufgabe 

23 . Der Sachverständigenrat darf keine Empfeh- 
lungen geben, wo im Zuge der Konsolidierung im 
einzelnen Ausgaben gekürzt werden sollen. Über die 
Dringlichkeit oder Unabweisbarkeit von Ausgaben 
wie beispielsweise denen des Verteidigungshaus- 
halts kann er kein Urteil abgeben. Es ist auch nicht 
seine Axifgabe, „Steinbruchlisten“ aufzustellen. Auf- 
grund seines Auftrages kann er sich jedoch zu den 
Grundlinien der Finanzpolitik äußern und auf zei- 
gen, welche gesamtwirtschaftliche Bedeutung Kür- 
zungen in den großen Ausgabenbereichen haben. 

Vorweg ist folgendes zu beachten: 

— Nicht zu Unrecht gibt es viele Klagen über Wild- 
wuchs und Mißbrauch bei der Gewährung und 

, Inanspruchnahme von staatlichen Leistungen. 
Solche Übelstände miiß der Staat so weit wie 
möglich beseitigen. Was dabei an Mitteln einge- 
spart werden kann, ist jedoch viel weniger als zur 
Konsolidierung notwendig. Deshalb darf die 
Konsolidierungsaufgabe damit nicht gleichge- 
setzt werden. In hohem Maße müssen auch Aus- 
gaben gekürzt werden, die gewollt und begründet 
sind. 

— Wo es um echte Eingriffe in Leistungsgesetze 
geht, kann das Prinzip der sozialen Ausgewogen- 
heit nur schwer eingehalten werden. Die Umver- 
teilungstätigkeit des Staates, auf die ein gewalti- 
ger Teil der Staatsausgaben entfällt, begünstigt 
vorwiegend die sozial schwächeren Bevölke- 
rungsgruppen. Einsparungen in diesem' Bereich 
treffen notgedrungen diese Bevölkerungsgrup- 
pen am meisten. Die soziale Ausgewogenheit 
muß durch Kürzungen bei Subventionen und 
Steuervergünstigungen mit Subventionscharak- 
ter gesucht werden. 

— Um das Vertrauen in geordnete Staatsfinanzen 
wiederherzustellen, ist nicht allein das struktu- 
relle Defizit von Bund, Ländern und Gemeinden 
Schritt für Schritt abzubauen. Auch die Ausga- 
ben der Bundesanstalt für Arbeit und der gesetz- 
lichen Krankenversicherungen müssen wirksa- 
mer begrenzt werden. Und für die bald anste- 
hende Neuordnung wichtiger Teile der Renten- 
versicherung wäre ein Weg zu finden, auf dem 
die Reform kostenneutral möglich wird. 

— Ausgaben, die Wachstum und Strukturwandel 
fördern, sind ebenfalls auf Wildwuchs und Miß- 
brauch hin zu überprüfen, müssen im Grunde ge- 
nommen aber geschont werden. Die ungelösten 
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Anpassungsprobleme der deutschen Wirtschaft 
lassen in den achtziger Jahren sogar ein Mehr an 
solchen Ausgaben dringlich erscheinen, ebenso 
wie eine angebotsfreundlichere Ausrichtung des 
Steuersystems. Kommt es nicht zu mehr Dyna- 
mik in der Wirtschaft, wird auch soziale Sicher- 
heit zur Schimäre. 

24 . Nahezu ein Drittel der Staatsausgaben ist Per- 
sonalaufwand. Eine Personalverminderung ist prak- 
tisch nur über einen Einstellungsstopp zu erreichen. 
Eine solche Maßnahme kann aber allenfalls vor- 
übergehend in Betracht gezogen werden, wenn 
wichtige staatliche Aufgaben nach wie vor angemes- 
sen erfüllt werden sollen. Einige Länder und der 
Bund haben bereits mehrmonatige Einstellungs- 
stopps verfügt; von daher scheint kein großer Bei- 
trag zur Konsolidierung mehr möglich. Auch der 
Spielraum, Personalmittel dadurch einzusparen, 
daß weniger Stellen angehoben werden, ist schon 
weitgehend genutzt. So ist wohl der wichtigste Weg, 
bei den Tarif abschlüssen dem Anstieg der Personal- 
ausgaben engere Grenzen zu ziehen. In Betracht 
kommt möglicherweise auch, die Besoldung der Be- 
amten nur verzögert an die Tarifabschlüsse für An- 
gestellte und Arbeiter anzupassen. Dies müßte in 
den Folgejahren allerdings beibehalten werden, 
wenn ein dauerhafter Konsolidierungsbeitrag er- 
reicht werden soll. Weitere Ansatzpunkte für Ein- 
sparungen gibt es bei den sozialen Regelungen für 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, wie die Zu- 
satzversorgung für Angestellte und Arbeiter und die 
Beihilfen im Krankheitsfall. 


25 . Auch das Netz der allgemeinen sozialen Siche- 
rung kann nicht unter Tabu stehen. Ohne Ein- 
schränkungen bei den Sozialausgaben ist die Konso- 
lidierungsaufgabe kaum lösbar. Hier stößt die Fi- 
nanzpolitik verständlicherweise auf den härtesten 
Widerstand. Sozialhilfe, Familienlastenausgleich, 
Ausbildungsförderung, Wohngeld, Zuschüsse zur 
Arbeitslosenversicherung und zur Altersversorgung 
für Bergleute, Landwirte und Eisenbahner sowie die 
Kriegsopferversorgung summieren sich in den 
Haushalten der Gebietskörperschaften auf weit 
über 50 Mrd DM. Der größte Teil dieser Ausgaben 
hat einen hohen sozialen Rang. Die Haushaltslage 
zwingt jedoch dazu, die einzelnen Sozialausgaben 
nach Umfang und Dringlichkeit zu überprüfen. Es 
wäre nicht einfach unsoziale Willkür, wenn bei den 
Leistungsgesetzen Abstriche gemacht werden. 

26 . Die sprunghafte Ausgabenexpansion bei der 
Arbeitslosenversicherung hat in diesem Jahr das 
Defizit im Bundeshaushalt in die Höhe getrieben. 
Mehr als die Hälfte des Ausgabenanstiegs beim 
Bund im Jahre 1981 entfällt auf Mehrausgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit, Mehrausgaben, für die der 
Steuerzahler einstehen muß. Im Jahre 1982 wird der 
Zuschußbedarf voraussichtlich erneut ansteigen. 
Der weit überwiegende Teil des Bundeszuschusses 
ist durch den Anstieg der Arbeitslosigkeit bedingt 
und durch die zusätzlichen Lasten, die die Bundes- 
anstalt für den Sozialversicherungsschutz der Ar- 
beitslosen übernehmen mußte. Das strukturelle De- 


fizit des Staates wird dadurch zwar nicht größer, 
weil bei rückläufiger Arbeitslosigkeit der Finanzbe- 
darf von selbst sinkt. Der gegenwärtige Zuschuß be- 
deutet aber eine enorme Belastung der aktuellen 
Haushalte. 

Der Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit gibt auch 
deshalb zu erheblichen Besorgnissen Anlaß, weil bei 
steigender Arbeitslosigkeit großzügige Regelungen 
der Arbeitsmarktpolitik für die Allgemeinheit be- 
sonders kostspielig werden. Unternehmen wie Ar- 
beitnehmer werden gerade in Rezessionszeiten dazu 
verleitet, Leistungsangebote der Bundesanstalt für 
Zwecke in Anspruch zu nehmen, die vom Gesetzge- 
ber nicht gemeint waren. 

Ein Problem grundsätzlicher Art ist die unbe- 
schränkte Defizithaftung des Bundes gegenüber der 
Bundesanstalt für Arbeit. Der Steuerzahler muß da- 
bei nicht nur für die Kosten kurzfristig unvermeid- 
barer Arbeitslosigkeit aufkommen, sondern auch für 
die Kosten der Arbeitslosigkeit, die durch ein Fehl- 
verhalten der Tarif Parteien verursacht ist. Da die 
Kosten nicht denen angelastet werden, die sie verur- 
sachen, wird die Gefahr eines Fehlverhaltens von 
daher nicht begrenzt. Abhilfe könnte dadurch ge- 
schaffen werden, daß der Bund seine Haftung auf 
eine Summe begrenzt, die wesentlich unter dem ge- 
genwärtigen Zuschußbedarf liegt. Was dann im 
Haushalt der Bundesanstalt noch fehlt, müßte durch 
Beitragserhöhung oder durch Kredite, die die Bun- 
desanstalt in Zeiten geringerer Arbeitslosigkeit zu 
tilgen hätte, gedeckt werden. Über eine Beitragser- 
höhung wäre freilich erst zu entscheiden, wenn alle 
Möglichkeiten genutzt sind, die Ausgaben der Bun- 
desanstalt einzudämmen. An und für sich ist der der- 
zeitige Beitragssatz eher vergleichsweise hoch. Daß 
er nicht ausreicht, einen größeren Teil der aus der 
ungünstigen Wirtschaftslage resultierenden Ausga- 
ben abzudecken, hängt auch damit zusammen, daß 
der Bundesanstalt bei besserer Finanzlage immer 
wieder neue Aufgaben und Programme übertragen 
werden, statt daß man den Beitragssatz senkt oder 
Rücklagen bildet. Diese Spirale darf nicht weiterge- 
dreht werden. 

27 . Nicht zu den Haushaltsproblemen der Gebiets- 
körperschaften, wohl aber zu den Rahmenbedingun- 
gen, unter denen diese zu handeln haben, gehört das 
Problem der wieder beunruhigend stark steigenden 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung, 
das weiter steigende Beitragssätze und damit einen 
weiteren Anstieg der gesamten Abgabenlast erwar- 
ten läßt. Der Sachverständigenrat ist nicht kompe- 
tent für Anregungen, wie diesem Problem wirksa- 
mer als mit dem sogenannten Kostendämpfungsge- 
setz beizukommen ist. Wir haben jedoch den Ein- 
druck, daß neue einschneidende Maßnahmen nötig 
sind, die Gefahr massiv steigender Beitragssätze ab- 
zuwenden. 

28 . Die Kürzungsmöglichkeiten in den großen Sub- 
ventionsbereichen Agrarpolitik, Sparförderung, 
Wohnungsbauförderung und Bundesbahn hat der 
Sachverständigenrat in seinem letzten Jahresgu- 
tachten eingehend erörtert. Hier könnten Milliar- 
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denbeträge dadurch gespart werden, daß der Staat 
eine grundlegende Revision der Förderungspolitik 
durchsetzt Solange solche Entscheidungen ausste- 
hen, scheinen nur punktuelle Kürzungen möglich zu 
sein. Es besteht sogar die Gefahr, daß die Agrarpoli- 
tik und die Bundesbahn den Staat in den nächsten 
Jahren erheblich mehr Geld kosten, wenn es bei der 
bisherigen Subventionspraxis bleibt. Bei der Woh- 
nungsbauförderung gibt es gegenwärtig wenig An- 
strengungen, durch den Abbau ineffizienter Förde- 
rung Geld zu sparen. Die Schwierigkeiten beim Ab- 
bau wohnungsbauhemmender Regulierungen könn- 
ten Anlaß geben zu einer neuen Breitenförderung, 
die zusätzliches Geld kostet. Zu befürchten sind 
außerdem weitere Subventionen an die Stahlindu- 
strie. 

29 . Sozialausgaben und Subventionen sind ihrer 
Art und Begründung nach so vielschichtig, daß ein 
massiver Eingriff in diesen Haushaltsbereich lange 
Diskussionen über die Dringlichkeit der einzelnen 
Ausgaben erfordern mag. Kürzungen bei bestimm- 
ten Ausgaben werden möglicherweise gar nicht in 
Betracht gezogen, weil dies als unpopulär gilt Der 
Konsolidierungsprozeß könnte nicht schnell genug 
vorankommen. Es wäre daher zu erwägen, ob nicht 
eine lineare Kürzung — um einen bestimmten Pro- 
zentsatz — aller dieser Ausgaben gesetzlich festge- 
legt wird. Wo vertragliche Verpflichtungen des Staa- 
tes dadurch verletzt werden, sollte von diesem Kür- 
zungsplafonds abgewichen werden dürfen. In allen 
anderen Fällen, in denen Ausnahmen begehrt wer- 
den, läge die Begründungslast bei den Betroffenen. 
Ein solches Vorgehen hätte möglicherweise gute 
Durchsetzungschancen, weil die relative Dringlich- 
keit der einzelnen Staatsausgaben im Prinzip nicht 
zur Diskussion gestellt wird. Einzelne Gruppen mö- 
gen sich mit Kürzungen eher abfinden, wenn andere 
Gruppen in gleichem Maße betroffen werden. 

Dieses Verfahren hätte freilich den Nachteil, daß es 
nur bei den Subventionen angewandt werden kann, 
die als Ausgaben gewährt werden. Bei Subventionen 
in Form von Steuervergünstigungen bleibt wohl 
kein anderer Weg, als im einzelnen zu kürzen. Die 
Anstrengungen dürfen hier nicht geringer sein. 

30 . Ausgaben werden erfahrungsgemäß am ehe- 
sten dort gekürzt, wo der Widerstand am geringsten 
ist. Das sind meistens die investiven und die investi- 
tionsfördernden Staatsausgaben. Schon bei den 
Sparmaßnahmen Ende des Jahres 1980 hat es hier- 
bei beträchtliche Abstriche gegeben, insbesondere 
bei den Gemeinschaftsaufgaben, bei der Förderung 
von Forschung und Entwicklung und bei den Ver- 
kehr sinvestitionen. Die Anpassungsaufgaben, die 
Unternehmen und Arbeitnehmer in den nächsten 
Jahren zu lösen haben, lassen es jedoch ratsam er- 
scheinen, der Versuchung zu widerstehen, diesen 
leichten Weg zu gehen. Manchen Wildwuchs zu be- 
schneiden gibt es freilich auch hier, so daß ein Tabu- 
ieren bestimmter Ausgabengruppen nicht gerecht- 
fertigt wäre, Ausgaben freilich, die dazu dienen, die 
Angebotsseite der Wirtschaft zu stärken, müßten ei- 
gentlich sogar erhöht werden. Hier dürfte man vom 
Einsparen schon sprechen, wenn solche Ausgaben 


bei den Kürzungsaktionen geschont werden. Dazu 
gehören beispielsweise die Förderung von Innova- 
tionen und risikoreichen Investitionen, von Unter- 
nehmensgründungen, von Rationalisierungsmaß- 
nahmen, von Energieinvestitionen, von Ausbil- 
dungseinrichtungen der beruflichen Bildung, aber 
auch öffentliche Infrastrukturinvestitionen. 

Was die Energieinvestitionen anlangt, sind es frei- 
lich nicht in erster Linie öffentliche Ausgaben, die 
die Anpassung an teurer gewordene Energie zu be- 
schleunigen haben. Marktgerechte Energiepreise 
und Verbrauchsteuern auf Mineralölprodukte kön- 
nen das ebenfalls bewirken. Höhere Energiever- 
brauchsteuern verschaffen dem Staat sogar höhere 
Einnahmen, die Steuersenkungen an anderer Stelle 
erlauben, und hätten — verglichen mit Subventio- 
nen und Regulationen zur Energieeinsparung — den 
zusätzlichen Vorteil, daß Öl dort gespart wird, wo 
dies am billigsten möglich ist. Auch hier gibt es zwar 
Grenzen der Belastbarkeit zu beachten. Die 
Mineralölsteuer auf Motorenbenzin ist gerade erst 
erhöht worden. Die Mineralölsteuer auf Heizöle ist 
dagegen bis Ende dieses Jahres befristet. Zumindest 
energiepolitische Gründe sprechen dafür, diese 
Steuer beizubehalten und zu erhöhen. 

31 . Auch im übrigen bedeutet Konstanz der volks- 
wirtschaftlichen Steuerquote nicht Untätigkeit der 
Steuergesetzgebung. 

Aufgrund der Progressionswirkung im Steuersy- 
stem wächst das Steueraufkommen etwas stärker 
als das Sozialprodukt. Allerdings gilt dies nicht für 
jede einzelne Steuer. Bei wichtigen Verbrauchsteu- 
ern, zumal bei den mengenbezogenen, zieht das Auf- 
kommen nicht voll mit, wenn die Einkommen stei- 
gen. Sollen diese Steuern in ihrem Anteil nicht zu- 
rückfallen, müssen sie von Zeit zu Zeit erhöht wer- 
den. Die Steuern vom Einkommen hingegen bringen 
ein überproportional steigendes Aufkommen. Hier 
sind immer wieder Korrekturen des Steuertarifs 
nach unten schon deshalb nötig, weil zumindest die 
von der Inflation getriebene Verschärfung der Steu- 
erprogression nicht gewollt sein kann. Binnen weni- 
ger Jahre wird die nächste Korrektur anstehen. 

Soll die allgemeine Steuerbelastung nicht erhöht 
werden, muß man auch Pläne, das Ehegatten-Split- 
ting bei der Einkommensteuer einzuschränken, zu 
den Plänen zählen, die aus dem Spielraum für Steu- 
ersenkungen zu bedienen wären. Denn das Ehegat- 
ten- Splitting kann man entweder einschränken, in- 
dem man die Steuerprogression bei den Alleinste- 
henden und den getrennt veranlagten Ehegatten 
mildert oder indem man die Steuerprogression bei 
den zusammen veranlagten Ehegatten verschärft. 
Die Tatsache, daß wegen des in den vergangenen 
Jahren — seit 1975 — unverändert gebliebenen Pla- 
fonds für den Höchststeuersatz der Anstieg der 
Grenzsteuersätze für mittlere und höhere Einkom- 
men ohnehin immer steiler geworden ist, verböte, 
den zweiten Weg zu gehen, wenn nicht für einen 
Großteil der Bevölkerung die Steuerlast weiter stei- 
gen soll. Jedenfalls sollte man nicht Abbau einer un- 
gerechtfertigten Steuervergünstigung nennen, was 
tatsächlich Nachziehen der Ehegatten bei einer zu- 
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nächst nur den Alleinstehenden zugemuteten schlei- 
chenden Progression der Steuerbelastung wäre. 

Konstanz der Anteile der indirekten Steuern sowie 
der Steuern vom Einkommen muß nicht das Ziel 
sein. Wachstumspolitische Überlegungen — die an- 
reizschädigenden Wirkungen einer hohen Grenzbe- 
lastung der Einkommen und die ungute steuerliche 
Belastung der Investitionen durch die Steuern vom 
Einkommen — sprechen vielmehr dafür, eine Ver- 
schiebung der Steuerlast hin zu den Steuern vom 
Verbrauch vorzunehmen. 

Unveränderte Gesamtsteuerlast besagt selbstver- 
ständlich nicht, mehr Spielraum für allgemeine oder 
gezielte Steuersenkungen sei nicht auch dadurch zu 
gewinnen, daß ungerechtfertigte Steuervergünsti- 
gungen gestrichen werden. Es besagt nur, daß solche 
Streichungen nicht zugunsten der Ausgabenfinan- 
zierung gingen. 

Ein Beitrag zur Konsolidierung der Ausgabenfinan- 
zierung kann sich bei unveränderter volkswirt- 
schaftlicher Steuerquote auf der Einnahmenseite 
nur ergeben, wenn der Staat den Kostendeckungs- 
grad bei den Dienstleistungen erhöht, die er selbst 
oder seine Betriebe bereitstellen. Der Zwang zur Ko- 
stensenkung sollte darüber nicht geringer werden. 
Für Erhöhungen kommen vor allem die Verkehrsta- 
rife der Bundesbahn und der Nahverkehrsbetriebe 
und die Gebühren für einzelne Dienstleistungen der 
Bundespost in Betracht. Wo hohe Gewinne erzielt 
werden wie im Fernsprechverkehr sollten die Ge- 
bühren hingegen gesenkt werden. Es soll nicht um 
versteckte Steuererhöhungen gehen. 

32. Die Bedeutung der schon erwähnten Möglich- 
keit, das Steuersystem wachstumsfreundlicher zu 
gestalten, sei noch einmal hervorgehoben. Bei allen 
Konsolidierungsnöten darf man nicht den Blick da- 
für verlieren, deiß das Steuersystem in den achtziger 
Jahren viel stärker als bisher in den Dienst der all- 
gemeinen Investitionsförderung gestellt werden 
muß. Die Lösung der weltwirtschaftlich bedingten 
Anpassungsaufgaben verlangt nach einer stärker 
angebotspolitischen Komponente auch auf der Ein- 
nahmenseite der öffentlichen Haushalte. Die Steu- 
ern sollten Wagnisbereitschaft und Neuerungsver- 
halten der Unternehmen so wenig wie möglich hem- 
men; risikobehaftete Investitionen und Struktur- 
wandel dürfen nicht unnötig behindert werden. 
Möglicherweise muß die Wirtschaft längere Zeit mit 
Realzinsen leben, die infolge eines hohen Kapitalbe- 
darfs in der Welt und hoher Rendite ansprüche der 
Geldkapitalbesitzer in den Ölländern deutlich höher 
sind als in früheren Jahren. Die Finanzpolitik muß 
das Ihre dazu beitragen, daß auch bei einem interna- 
tional hohen Realzins ausreichend viele Investi- 
tionsprojekte im Inland rentabel sind. Die finanzpo- 
litischen Ansatzpunkte liegen bei der steuerlichen 
Behandlung der Investitionen, im besonderen bei 
den Abschreibimgsbedingungen und den Vorschrif- 
ten über den horizontalen und den intertemporalen 
Verlustausgleich. Die angebotspolitische Kompo- 
nente mußte in den letzten Jahren allzu häufig hin- 
ter die sozialpolitische Komponente zurücktreten. 
Das muß sich vermutlich ändern. Dabei kann die 


alte Einsicht helfen, daß Sicherung ausreichender 
wirtschaftlicher Dynamik der beste Weg ist, soziale 
Probleme in der Breite zu bekämpfen und zu ver- 
meiden. Die vielfach übliche Verhöhnung solcher 
Einsicht schafft keinen besseren Weg. Der interna- 
tionale Anpassungszwang verlangt eine neue Ge- 
wichtung der finanzpolitischen Ziele, auch insoweit 
eine qualitative Konsolidierimg. 

33, In der Öffentlichkeit ist die Besorgnis aufge- 
kommen, ein hoher Bundesbankgewinn dieses Jah- 
res, der nach dem Gesetz dem Bund zu steht, werde 
im kommenden Jahr als Beitrag zu unsolider Finan- 
zierung des defizitären Bundeshaushalts dienen. 

In der Tat dürfte die Bundesbank für das Jahr 1981 
einen hohen Gewinn ausweisen, einerseits der ho- 
hen Zinsen wegen, die sowohl bei den Devisenreser- 
ven als auch bei den auf D-Mark lautenden Forde- 
rungen hohe Erträge bewirken, andererseits des ho- 
hen Dollarkurses wegen, der wie schon 1980 keine 
Wertberichtigungen bei den Dollarforderungen als 
Gegenposten zu den hohen Zinserträgen erfordern 
wird. 

Für die Aufgabe einer stabilitätsgerechten Geld- 
mengensteuerung wirft die Gewinnablieferung der 
Bundesbank keine Probleme auf. Durch sie kommt 
zwar Zentralbankgeld in den Kreislauf. Das heißt 
aber nur, daß auf. andere Weise entsprechend weni- 
ger Zentralbankgeld herzugeben ist. Sollte solche 
Kompensation auf Grenzen stoßen, so könnte die 
Bundesbank Wertpapiere am offenen Marktverkäu- 
fen. In Betracht käme schließlich auch, daß die Bun- 
desbank wie schon einmal 1976 ihre Gewinnabliefe- 
rungspflicht im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister der Finanzen teilweise durch Hergabe von 
Wertpapieren erfüllt. Das Problem für die Geldpoli- 
tik ist also ein banales Problem der Abstimmung 
zwischen Bundesbank und Finanzministerium hin- 
sichtlich des Managements der Staatsschuldenpoli- 
tik. 

Falsch wäre es dahe?* auch, sich von dem Beitrag, 
den die Gewinnablieferung zur Finanzierung des 
Bundeshaushalts leistet, eine entsprechende Entla- 
stung der Kreditmärkte zu versprechen. Das kom- 
pensatorische Verhalten der Bundesbank beim Er- 
werb anderer Aktiva schließt dies aus. 

Was die haushaltspolitische Seite des Problems an- 
geht, so brauchte im Prinzip nicht streitig zu sein, 
daß ein Gewinn der Bundesbank zu den Dauerpo- 
sten der Haushaltsplanung gehören darf. Geboten 
ist freilich, ihn im vorhinein vorsichtig zu bemessen, 
da der Gewinn unsicher ist, und den tatsächlich ab- 
zuliefernden Gewinn so weit als irgend vertretbar zu 
verstetigen. 

Der Bilanzgewinn der Bundesbank weist sehr große 
Schwankungen auf. Das hängt in erster Linie mit 
den Wertberichtigungen auf Auslandsforderungen 
zusammen, die den abrupten Wechselkursänderun- 
gen folgen. Gewinnablieferungen von 8 bis 10 Mrd DM 
nach 2,3 Mrd DM 1981 und Null 1980 sollten in 
die Haushaltsplanung und damit auch die Ausga- 
benplanung des Bundes nicht eingehen. So hohe Ge- 
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winne entstehen wie erwähnt nur bei einer realen 
Abwertung der Mark. Ein entsprechender Spiel- 
raum für zusätzliche konjunktur neutrale öffentliche 
Ausgaben entsteht dadurch nicht Nötig wäre eigent- 
lich, auch in Jahren, in denen es trotz eines Infla- 
tionsgefälles zwischen Inland und Ausland zu einer 
Höherbewertung der D-Mark an den Devisenmärk- 
ten nicht kommt, vorsorglich Rückstellungen für 
Wertberichtigungen auf die Auslandsforderungen 
der Bundesbank nach Maßgabe des Inflationsgefäl- 
les zu bilden (und später in Jahren einer realen Auf- 
wertung der D-Mark aufzulösen). Nach den Bilanzie- 
rungsregeln der Bundesbank ist dies derzeit aller- 
dings nicht ohne weiteres möglich, weil die Dollar- 
forderungen der Bundesbank — der mit Abstand 
größte Posten der Auslandsforderungen — schon 
mit außerordentlich niedrigen Werten bilanziert 
sind. Es sollte jedoch möglich sein, neben der Ge- 
winnermittlung der Bundesbank einen Weg zu ver- 
stetigten Ablieferungen an den Bund zu finden. Eine 
vorsichtige Bemessung der Ablieferungen würde zu 
Gewinnreserven bei der Bundesbank führen, die 
dann eine Ablieferung an den Bund auch in Jahren 
erlaubten, in denen große Wertberichtigungen bei 
den Auslandsforderungen in der laufenden Erfolgs- 
rechnung wieder einen Verlustausweis bedingen. 
Die Verstetigung der Ablieferungen sollte freilich 
nicht so weit getrieben werden, daß künftig einmal 
Ablieferungen getätigt werden, wenn weder Ge- 
winne erwirtschaftet werden noch Rücklagen aufzu- 
lösen sind. 

Bei unseren Überlegungen zur Größe der Konsoli- 
dierungsaufgabe der öffentlichen Haushalte sind 
wir von jährlichen Ablieferungen der Bundesbank 
in Höhe von rund 3 Mrd DM ausgegangen. 


Zur Geld- und Währungspolitik 

34 . Das Gesetz verpflichtet die Bundesbank auf die 
Aufgabe, „die Währung zu sichern“. Nur im Rahmen 
dieser Aufgabe ist sie auch gehalten, die Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung zu unterstützen. 
Die Unternehmen, die Privaten und die öffentlichen 
Haushalte sollen ihre Ausgabenpläne, ihre Einkom- 
mensansprüche unter monetären Bedingungen ko- 
ordinieren, die Inflation ausschließen. Nicht jeder 
Erhöhung des Preisniveaus muß die Bundesbank 
entgegentreten, jedoch im Prinzip jeder Tendenz zu 
einer dauerhaften, vor allem jeder Tendenz zu einer 
ständigen Erhöhung des Preisniveaus. Dies ist eine 
mit guten Gründen durch Gesetz festgelegte Rah- 
menbedingung der dezentral organisierten Volks- 
wirtschaft. Sie steht bei drohender Inflation nicht 
unter dem Vorbehalt der Abwägung zwischen ver- 
schiedenen Zielen der Wirtschaftspolitik, Die Erfah- 
rung hat gezeigt, in der Bundesrepublik wie in vielen 
anderen Ländern, dciß eine Relativierung des Ziels 
der Geldwertstabilität auch den anderen Zielen der 
Wirtschaftspolitik nicht dauerhaft nützt, sondern 
eher schadet. Die Geldpolitik sorgt auch für Vollbe- 
schäftigung, außenwirtschaftliches Gleichgewicht 
und angemessenes wirtschaftliches Wachstum am 
besten vor, wenn sie für stabiles Geld sorgt Und 
rechtzeitiges Eintreten für einen stabilen Geldwert 


kann und muß eine Situation verhindern, in der die 
Geldpolitik wegen einer schon entstandenen Infla- 
tion gar nicht mehr anders kann, als im Zielkonflikt 
zu entscheiden. 

Die Notenbank genügt in der Regel ihrer Aufgabe, 
wenn sie konsequent eine mittelfristig am Wachs- 
tum des gesamtwirtschaftlichen Produktionspoten- 
tials orientierte Geldmengenpolitik betreibt. Dies 
schafft Klarheit in der Rollenverteilung der Wirt- 
schaftspolitik. Der Staat und die autonomen Grup- 
pen werden auf die Verantwortung verwiesen, die 
sie für Fehlentwicklungen tragen, wenn sie mit sou- 
veräner Finanzgewalt beziehungsweise mit über- 
großer Marktmacht im Streit um die Einkommens- 
verteilung Ansprüche durchsetzen, die nicht infla- 
tionsfrei zu finanzieren sind. 

Nur in besonderen Ausnahmefällen sollte die Noten- 
bank von dem mittelfristig orientierten Pfad der 
Geldmengensteuerung abweichen. Der Sachver- 
ständigenrat hat sich hierzu schon in früheren Gut- 
achten geäußert. Eine vorübergehende Abweichung 
nach unten etwa ist nötig, wenn eine massive Ab- 
wertungstendenz beim Wechselkurs einen inflato- 
rischen Impuls zu setzen droht, der nach menschli- 
chem Ermessen auch bei unverändertem Geldange- 
. bot nicht ausreichend rasch verarbeitet wird, sondern 
eine Anpassungsinflation einleitet, die dann nur 
mühsam und unter erhöhten Kosten allmählich un- 
ter Kontrolle gebracht werden kann (JG 80 Zif- 
fern 173, 298, 307 ff.). Die Notenbank ist insbeson- 
dere dann nicht von ihrer Pflicht frei, frühzeitig zu- 
gunsten des Geldwerts zu intervenieren, wenn die 
Ursachen für den inflatorischen Impuls einer Wech- 
selkurs abwertung ganz oder überwiegend im Aus- 
land liegen; denn die Verantwortung für die negati- 
ven Beschäftigungsfolgen einer verspäteten Unter- 
drückung der Anpassungsinflation fällt dann nicht 
einfach voll auf diejenigen, die an dieser Anpas- 
sungsinflation mitwirken, sondern auch auf sie. 

35 . Die Geldpolitik, die die Bundesbank im vergan- 
genen Jahr sowie in den ersten Monaten dieses Jah- 
res betrieben hat, steht im Einklang mit solchen 
Überlegungen. Angesichts der Tendenz zur Abwer- 
tung der D-Mark hielt sie 1980 die Expansion der 
Zentralbankgeldmenge unterhalb dessen, was ein 
mittelfristig orientierter Expansionspfad erfordert 
hätte. Und für 1981 kündigte sie eine Expansion um 
4 vH bis 7 vH an, ausgehend von einer Basis, die we- 
gen der sehr schwachen monetären Expansion im 
mittleren Teil des vergangenen Jahres recht niedrig 
war. Das kontraktive Moment des vergangenen Jah- 
res, das auf diese Weise mit in das neue Jahr hinein- 
genommen wurde, dürfte zwar allmählich an Wirk- 
samkeit verlieren. Die Bundesbank nahm sich aber 
vor, bei unverändert ungünstiger Wechselkursten- 
denz auch 1981 die Zentralbankgeldmenge wieder 
im unteren Bereich ihres Zielbandes zu halten. Dazu 
paßte, daß sie im Februar, als die D-Mark nicht nur 
gegenüber dem Dollar erneut schwach wurde, son- 
dern auch im Europäischen Währungssystem ge- 
stützt werden mußte, ja sogar unsinniges Gerede 
über eine allfällige Abwertung der Mark gegenüber 
den europäischen Partnerwährungen aufkam, den 
Zugang zum Notenbankkredit erschwerte und kräf- 
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tig verteuerte. Das half. Allerdings blieb es nicht der 
letzte Schwächeanfall der D-Mark. Aus vermutlich 
vielfältigen Gründen, unter denen die wachsende 
Unsicherheit hinsichtlich der Finanzierbarkeit der 
deutschen Staatsdefizite eine nicht quantifizierbare, 
aber wohl wichtige Rolle spielte, stieg der Dollar- 
kurs von Mitte April bis Ende Juni 1981 um 10 vH 
auf 2,39 DM, zeitweise sogar darüber. Nur im Euro- 
päischen Währungssystem blieb die Mark fest. 
Schwache Partnerwährungen zogen die D-Mark 
eher mit herunter. Diesmal zögerte die Bundesbank 
jedoch, dem spektakulären Kursverfall der D-Mark 
zinspolitisch entgegenzutreten. Sie nahm in Kauf, 
daß der Eindruck entstehen konnte, sie habe sich zu 
einem unerklärten Kurswechsel entschlossen, die 
Bereitschaft zu weiteren Zinssteigerungen sei er- 
schöpft. 

Die Zentralbankgeldmenge bewegt sich nur leicht 
unterhalb der Mittellinie des Zielbandes der Bun- 
desbank. Das Geldvolumen in der engsten Abgren- 
zung, die Geldmenge M 1 als Summe des Bargeld- 
umlaufs und der Sichteinlagen bei den Banken, ist 
zwar in den letzten Monaten sogar absolut kleiner 
geworden. In dieser Abweichung dürfte aber vor al- 
lem die von den hohen Zinsen angetriebene Rationa- 
lisierung der Kassenhaltung zum Ausdruck kom- 
men (Anstieg der Umlaufsgeschwindigkeit des Gel- 
des). Der Bargeldumlauf stagnierte. Die Terminein- 
lagen nahmen kräftig zu. Zentralbankgeld sparend 
wirkte sich auch das Umsteigen auf mindestreser- 
vefreie längerfristige Anlagen bei Banken sowie auf 
Kapitalmarktanlagen aus. Eine Mark Zentralbank- 
geld ist heute viel effizienter genutzt. 

36 . Der gegenwärtige Dollarkurs ist ein Alarmzei- 
chen für die Stabilitätspolitik, zumal die reale Ab- 
wertung der D-Mark, also die Abwertung unter Be- 
rücksichtigung der internationalen Inflationsunter- 
schiede, weit über die nominale Abwertung hinaus- 
reicht. Daher ist auch schon die Konstanz des Wech- 
selkurses der Mark gegenüber den Währungen der 
Partnerländer im Europäischen Währungssystem, 
die überwiegend noch sehr hohe Inflationsraten ha- 
ben, eine äußerst bedenkliche Sache. Das Tor für 
den Inflationsimport steht weit offen. Von den rasch 
steigenden Einfuhrpreisen über die Erzeugerpreise 
industrieller Produkte führt der Weg zu den Preisen 
der Lebenshaltung. Der Infekt wird sich nicht auf 
die Preise für importierte Fertigwaren und stark im- 
porthaltige Inlandswaren beschränken. Er erfaßt 
mehr und mehr die mit Importen konkurrierenden 
Bereiche wie auch die Güter, die sowohl exportiert 
als auch im Inland angeboten werden und wegen der 
Inflation im Ausland und der Abwertung der 
D-Mark ständig teurer verkauft werden können. Man- 
gel an Kaufkraft dämpft diesen Prozeß, indem er an 
anderer Stelle Preissenkungen oder Minderpreis- 
steigerungen erzwingt, verhindert ihn kurzfristig je- 
doch nicht. 

Dieser Umstand ist es, der schon heute mit größter 
Besorgnis an die nächste Lohnrunde denken läßt. 
Sie ist die wichtigste Station in der Anpassungsin- 
flation, weil mit der Anpassung des binnenwirt- 
schaftlich bestimmten Teils des Kostenniveaus eine 


Erhöhung des Preisniveaus irreversibel zu werden 
pflegt. Selbst wer für möglich hielte, daß für die 
reine Verteuerung von Importwaren in der Lohnpo- 
litik kein Inflationsausgleich durchgesetzt wird, 
muß wenig realistisch finden, daß auch adaptive 
Preissteigerungen für im Inland erzeugte Güter so 
behandelt werden. 

Wer der Geldpolitik raten will, auf die Möglichkeit 
zu setzen, daß die Lohnpolitik bei wechselkursbe- 
dingtem Inflationsimport Zurückhaltung üben 
könnte, hat jedenfalls die Erfahrung nicht auf seiner 
Seite. Das Jahr 1981 bot für solche Zurückhaltung 
besondere Voraussetzungen: Die Wirtschaftslage 
war schlecht, die Arbeitslosigkeit stieg, ein unge- 
wöhnlich hoher Anteil der Preissteigerungen war 
für jedermann sichtbar importbedingt. Trotzdem sa- 
hen sich die Arbeitnehmerorganisationen nicht in 
der Lage, Lohnsteigerungen unterhalb der Preisstei- 
gerungen zu akzeptieren. Gerade diejenigen, die für 
Reallohnsicherung als Mindestziel der gewerk- 
schaftlichen Lohnpolitik volles Verständnis haben, 
müßten eigentlich den damaligen Kurs der Bundes- 
bankpolitik, der abwertungsbedingten Importver- 
teuerung enge Grenzen zu ziehen, als voll gerecht- 
fertigt ansehen. Sie könnten nicht dazu raten, den 
Wechselkurs der Mark einfach fallen zu lassen, son- 
dern müßten konsequenterweise dafür eintreten, 
daß eine wechselkursbedingte Importverteuerung, 
die über das hinausgeht, was bei unveränderten Re- 
allöhnen durch gleichzeitigen Produktivitätsfort- 
schritt in der Wirtschaft kostenniveauneutral verar- 
beitet werden kann, nicht tolerierbar ist. Sie müßten 
es tun zum Schutz der Reallöhne und zur Vermei- 
dung einer Überforderung der Flexibilität der Lohn- 
politik in der Zukunft. Und selbstverständlich 
kommt nach einer Lohnrunde nicht schon deshalb 
eine andere, nachgiebigere Geldpolitik in Frage als 
vorher, weil die nächste Lohnrunde noch weit ist. 
Das wäre allzu kurzsichtige, kurzatmige Politik, von 
der zynischen Haltung gegenüber den Arbeitneh- 
mern, die darin läge, einmal ganz abgesehen. 

Eine Bekräftigung und konsequente Fortsetzung 
des geldpolitischen Kurses, den die Bundesbank in 
den ersten Monaten dieses Jahres zur Eingrenzung 
der wechselkursbedingten Importverteuerung ver- 
folgt hat, erscheint angezeigt. 

37 . Einer unerträglich starken Abwertung der 
Währung notfalls zinspolitisch entgegenzutreten, 
heißt nicht, auf Dauer einen bestimmten Wechsel- 
kurs anzustreben. Niemand weiß, welche reale Be- 
wertung der D-Mark im Verhältnis zum Dollar auf 
längere Sicht den Marktverhältnissen entspricht. 
Hat die Stabilisierungspolitik in den Vereinigten 
Staaten nachhaltigen Erfolg, so könnte der Dollar, 
gemessen an seiner Kaufkraftparität, auf Dauer 
eine starke Währung bleiben. Das wäre wegen der 
stabilisierenden Rolle einer gesunden Leitwäh- 
rung — einer Rolle, die in den vergangenen Jahren 
unbesetzt war — weltwirtschaftlich sogar zu begrü- 
ßen. Ob es dazu kommt, läßt sich nicht Vorhersagen. 
Aber auch wenn es dazu käme, wäre der abrupte An- 
stieg des Dollarkurses, den wir in den vergangenen 
Monaten erlebt haben, unerwünscht. Er müßte dann 
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nach Möglichkeit zeitlich gestreckt werden, damit 
der zuvor umrissene Spielraum für eine inflations- 
freie Anpassung der Volkswirtschaft nicht überzo- 
gen wird. 

38 . Begründet erscheint die Erwartung, daß der ge- 
genwärtige Dollarkurs der D-Mark nur vorüberge- 
hend auf seiner derzeitigen Höhe bleibt. Von deut- 
scher Seite aus könnte ein glaubwürdig eingeschla- 
gener neuer Weg der Finanzpolitik sowie eine deutli- 
che Tendenz zur Besserung der Leistungsbilanz 
sehr rasch diese Wirkung haben. Ein Argument, mit 
der Verteuerung des Geldes zu warten, gewinnt man 
daraus freilich nicht. Bestätigt sich die Erwartung, 
könnte man die Zinsen alsbald wieder senken. Be- 
stätigt sie sich hingegen nicht, hätte man eine wei- 
tere Runde im Kampf gegen den Inflationsimport 
verloren, wenn man nicht rechtzeitig gegengehalten 
hat. 

39 . An der kräftigen realen Abwertung der D-Mark 
beeindruckt viele die Chance, auf diese Weise rasch 
zu einer Lösung des Leistungsbilanzproblems zu 
kommen. In der Tat ist ja eine Senkung der relativen 
Preise gegenüber dem Ausland dabei hilfreich. Sie 
verbessert die internationale Wettbewerbsfähigkeit. 
Freilich müßte es eine nachhaltige Senkung sein, 
keine, die rasch wieder in einer binnenwirtschaftli- 
chen Anpassungsinflation verpufft. Die Gefahr einer 
Anpassungsinflation aber ist, wie zuvor dargelegt, 
nicht zuletzt eine Frage des Ausmaßes der vom 
Wechselkurs bestimmten Veränderung der Inlands- 
preise im Verhältnis zu den Auslandspreisen. Über- 
dies hat man sich eine Verbesserung der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit nicht von einer Abwer- 
tung, sondern in erster Linie von einer Senkung des 
inländischen Kostenniveaus — und von besseren 
Produkten — zu wünschen; das ist der solide Weg. 

Eine nur vorübergehende Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit ist auch nicht allein wegen der nega- 
tiven Folgen einer später dann zu bekämpfenden 
Anpassungsinflation abzulehnen. Sie bringt selbst 
kurzfristig keinen Gewinn. Denn kurzfristig domi- 
niert bei einer Abwertung der Währung erfahrungs- 
gemäß die Verteuerung der Einfuhr gegenüber der 
mengenmäßigen Steigerung der Ausfuhr und der 
mengenmäßigen Einschränkung der Einfuhr. Die 
Leistungsbilanz verschlechtert sich noch. Der Kauf- 
kraftentzug schlägt im Einkommenskreislauf stär- 
ker zu Buche als die Einkommensteigerung aus ver- 
mehrtem Export und verdrängtem Import Erst mit 
mehr oder weniger starker Verzögerung dominiert 
der Gewinn. 

Schließlich: Eine zu rasche Senkung des Leistungs- 
bilanzdefizits anstreben bedeutet bereit sein, die 
deutschen Waren notfalls zu verschleudern. Dazu 
besteht kein Anlaß. Ein allmählicher, aber verläßli- 
cher Abbau des Leistungsbilanzdefizits sollte aus- 
reichen, das internationale Vertrauen in die Stärke 
der D-Mark rasch genug zu festigen, also eine pro- 
blemlose Kreditfinanzierung des vorläufig verblei- 
benden Defizits zu ermöglichen, will sagen eine Fi- 
nanzierung zu niedrigeren Zinsen bei wieder stei- 
gendem Wechselkurs. 


40 . Mit noch größerem Akzent wird das Argument 
vorgetragen, eine wieder energischer zugunsten des 
Geldwerts intervenierende Bundesbank werde die 
inzwischen mögliche Besserung der Wirtschaftlage 
erneut verzögern. Die hohen Zinsen sind für den bin- 
nenwirtschaftlichen Sektor der Volkswirtschaft, na- 
mentlich für die Bauwirtschaft, zweifellos eine 
schwere Belastung. Aber die schwierige Situation 
hat ihre Wurzeln nicht in der Geldpolitik der Bun- 
desbank. Wollte die Bundesbank auf diese Situation 
mit einer Politik antworten, bei der um kurzfristiger 
Beschäftigungsvorteile willen die Gefahr einer In- 
flation in Kauf zu nehmen wäre, so müßte sie dies 
nach einem von der Erfahrung widerlegten Konzept 
tun. Überdies darf man die Zins Steigerung nicht für 
sich sehen. Der außenwirtschaftliche Sektor der 
Volkswirtschaft, also der exportierende sowie der 
mit Importen konkurrierende Bereich, erlebt ja 
durch die reale Abwertung der D-Mark, zu der es 
trotz des Gegenhaltens der Bundesbank gekommen 
ist, einen kräftigen Impuls, der in manchen Berei- 
chen sogar stärker zu Buche schlagen dürfte als die 
hohen Zinsen. Ins Investitionskalkül wird zwar nur 
eine reale Wechselkursänderung eingehen, die für 
dauerhaft gehalten wird, also nicht die ganze derzeit 
beobachtbare reale Kursänderung. Aber die Investi- 
tionsplanung auf die Erwartung zu gründen, daß es 
alsbald wieder zu einem Überschießen der Kursent- 
wicklung in die Gegenrichtung kommt, besteht auch 
kein Anlaß. Eine gewisse Verbesserung der interna- 
tionalen Wettbewerbsfähigkeit sollte sich festhalten 
lassen. Dies ist nicht zuletzt eine Frage der für die 
Zukunft zu erwartenden Lohnpolitik und Finanzpo- 
litik, die ja wesentlich mitbestimmen, bei welchen 
Zinsen und Wechselkursen die Bundesbank sorgen- 
frei in bezug auf Leistungsbilanz und Inflationsge- 
fahren zum Pfad eines wieder reichlicheren Geldan- 
gebots zurückkehren kann. 

41 . Gegen eine straffere Geldpolitik wird auch an- 
geführt, die Bundesrepublik könne sich nicht zu La- 
sten ihres Beschäftigungsstandes voll ins Schlepp- 
tau einer Zinspolitik nehmen lassen, mit der die Ver- 
einigten Staaten im Rahmen einer sehr eigenwilli- 
gen Politikmischung ihren Stabilitäts- und Wach- 
stumsproblemen beizukommen suchten. Abhilfe 
müsse von der amerikanischen Politik kommen. Ob 
die amerikanische Geldpolitik zweckmäßig gehand- 
habt wird, mag hier offen bleiben. Daß energische 
Inflationsbekämpfung in Amerika sehr dringlich ist, 
steht außer Frage. Daß hohe Zinsen in Amerika bei 
Vermeidung einer unerträglich hohen Abwertung 
der Mark hohe Zinsen in der Bundesrepublik bedeu- 
ten, trifft in dieser Strenge freilich nicht zu. Es gab 
Jahre, in denen hohe Zinsen in Amerika mit einer 
Abwertung des Dollar einhergingen und die Zinsen 
in Deutschland niedrig waren (JG 80 Ziffer 201). Das 
mag ebenso ungewöhnlich gewesen sein wie die 
jüngste Entwicklung. Lehrbuchmäßig wäre eher ein 
mittlerer Fall: Mit einem Anstieg des Zinsniveaus in 
Amerika verbindet sich bei unveränderten Zinsen in 
anderen Ländern eine Aufwertung des Dollar, die 
dem Ausmaß des Zinsanstiegs unter Berücksichti- 
gung der Zeitdauer, für die die erhöhten Zinsen er- 
wartet werden, entspricht. Dies sind jedoch im allge- 
meinen geringe oder mäßig große Wechselkursände- 
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rungen. Zumal bei jenen Terminkursen, die für den 
Handel besondere Bedeutung haben, ist die Wirkung 
meist schon stark abgeschwächt. Wechselkursände- 
rungen von dreißig oder vierzig Prozent, wie wir sie 
in den vergangenen Jahren in der einen wie in der 
anderen Richtung beobachtet haben, sind aus geän- 
derten Zinsdifferenzen nicht zu erklären. Zu so gro- 
ßen Wechselkursänderungen kommt es nur, weil der 
bloße Zinszusammenhang von vielen anderen Ein- 
flußfaktoren überlagert ist. Und hier kommen eben 
auch die deutschen Einflußfaktoren ins Spiel, das 
enorme Leistungsbilanzdefizit und der schlechte Zu- 
stand der Staatsfinanzen. Kurz; Mit dem Einfluß der 
hohen amerikanische Zinsen auf den Wechselkurs 
der Mark könnten wir bei normalen Zinsen ohne 
übergroße Furcht vor Inflationsimport fertig wer- 
den, wenn es allein diesen Einfluß gäbe. Aber die un- 
gelösten heimischen Probleme und wohl auch Ein- 
flüsse, die unmittelbar weder etwas mit den Verei- 
nigten Staaten zu tun haben noch zu unserer eige- 
nen Disposition stehen, drücken den Wechselkurs 
der Mark weiter herunter. Wie die Vereinigten Staa- 
ten ihren Bedarf an höhen Zinsen haben, so haben 
wir den unseren. Daß kurzfristig die Bewegungen in 
den internationalen Zinsdifferenzen und die Bewe- 
gungen bei den Wechselkursen, namentlich bei den 
Kassakursen, einen besonders auffälligen Zusam- 
menhang aufweisen, ist normal und darf den Blick 
hierfür nicht verstellen. (Der Einfluß der anderen 
Faktoren zeigt sich vor allem, wenn Kassakurse und 
Terminkurse für Fristen mit unveränderten Zinsdif- 
ferenzen sich gleichzeitig und in der gleichen Rich- 
tung bewegen.) 

Die Bundesrepublik ist also nicht dazu verurteilt, so 
lange hohe Zinsen zu haben, wie in den Vereinigten 
Staaten die Zinsen hoch sind. Eine bessere Lei- 
stungsbilanz und ein besserer Zustand der Staatsfi- 
nanzen wird wieder ein größeres Zinsgefälle erlau- 
ben, vor allem bei den langfristigen Zinsen, auf die 
es für das Investitionskalkül besonders ankommt. 
Wie auch eine Geldpolitik, die konsequent am 
Schutz des Geldwerts orientiert ist und am Geld- 
markt eine weitere Verknappung nicht scheut, kei- 
nen negativen Einfluß auf die langfristigen Zinsen 
haben muß. Im Gegenteil. Wer Vertrauen in die Wäh- 
rung schafft, bewirkt über kurz oder lang niedrige 
Zinsen. Ob es eher über kurz oder eher über lang ge- 
lingt, das freilich hat nicht in erster Linie die Geldpo- 
litik in der Hand. Hier geht es wiederum um die Fra- 
ge, ob die Lösung der Probleme unserer Leistungsbi- 
lanz und der öffentlichen Haushalte vor allem im 
Rahmen gesamtwirtschaftlicher Restriktionen ge- 
funden werden muß — und das hieße eben auch: bei 
hohen Zinsen — oder ob es rasch gelingt, Bedingun- 
gen für erneuerte Wachstumsdynamik zu schaffen 


(unter denen von der Anlageneigung, das heißt vom 
Kapitalangebot her, niedrige Zinsen möglich und 
von der Investitionsneigung, daß heißt von der Kapi- 
talnachfrage her, hohe Zinsen zu verkraften wären). 
Mehr Geld bewirkt mehr Wachstumsdynamik nicht. 
Hohe Zinsen also im Vorlauf zu möglichst bald 
niedrigen Zinsen. Nicht aus Respekt vor den hohen 
amerikanischen Zinsen soll die Bundesbank zu ei- 
ner wieder strafferen Geldpolitik gedrängt werden, 
sondern aus Respekt vor der Tatsache, daß offen- 
sichtlich alle Welt unsere Probleme für groß und un- 
gelöst hält, uns deshalb hohe Zinsen abverlangt und 
unsere Währung niedrig bewertet. Die niedrige Be- 
wertung unserer Währung ist in einem erweiterten 
Sinne im Grunde Teil der Zinsforderung des Aus- 
lands an uns. Die Volkswirtschaft entgeht dieser 
Zinsforderung nicht dadurch, daß die Notenbank 
Geld billiger abgibt (und den Wechselkurs fallen 
läßt). 

Entgegenzutreten ist insoweit auch der Vorstellung, 
das Sinken des Wechselkurses schaffe ja gerade die 
Voraussetzung dafür, daß sich wieder Aufwertungs- 
erwartungen bilden können, die nun einmal zu ei- 
nem internationalen Zinsgefälle gehörten. Eine 
kräftige Abwertung ist Ausdruck internationalen 
Mißtrauens in eine Währung, eine Aufwertung Aus- 
druck des Vertrauens. Mißtrauen als Vorlauf zu Ver- 
trauen — das wäre verquere Politik. Nichts dürfte si- 
cherer sein, als daß aus einer Politik des leichten 
Geldes keine Aufwertungserwartung entsteht. 

42 . Zu einer konsequent auf Schutz des Geldwerts 
bedachten Politik gehört eine baldige Bereinigung 
der Wechselkursprobleme im Europäischen Wäh- 
rungssystem. Die D-Mark ist gegenüber den anderen 
Währungen offensichtlich unterbewertet. Der Ver- 
such der Regierungen der Partnerländer, eine Ab- 
wertung ihrer Währung wenn irgend möglich zu ver- 
meiden, ist angesichts der gravierenden Probleme 
der Inflationsbekämpfung in diesen Ländern und 
der schlechten Erfahrungen mit den inflatorischen 
Impulsen einer Abwertung durchaus verständlich. 
Die Aufrechterhaltung eines offensichtlich unreali- 
stisch gewordenen Wechselkursgefüges, das heißt 
die bloße Vertagung des Unvermeidlichen, ist jedoch 
weder im Interesse dieser Länder, noch ist sie zu- 
mutbar für die Länder, deren Währung aufgewertet 
werden müßte, noch ist sie mit der Gründung des 
Europäischen Währungssystems gemeint. Auf kei- 
nen Fall sollte in Betracht kommen, eine geldwert- 
politisch nötige Korrektur des Kurses der Bundes- 
bank etwa deshalb zu unterlassen, weil dies bald 
Entscheidungen über neue Leitkurse im Europä- 
ischen Währungssystem erzwingen würde. 

« » * 
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Eine andere Meinung 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Werner Glastetter, 
kann sich in zwei Punkten — hinsichtlich des finanzpoliti- 
schen Kurses und hinsichtlich des geldpolitischen Kurses 

— der Mehrheitsmeinung nicht anschließen. 

Zum finanzpolitischen Kurs 

43 . Grundsätzlich wird zwar die Einschätzung der 
Ratsmehrheit geteilt, daß — angesichts einer Netto- 
Neuverschuldung, die sich zu beschleunigen droht 

— ein erheblicher Konsolidierungsbedarf bei den öf- 
fentlichen Haushalten besteht; sie wird vor allem 
deshalb geteilt, weil die Rückgewinnung der finanz- 
politischen Flexibilität eine wichtige Voraussetzung 
dafür ist, angesichts der Arbeitsmarktentwicklung 
notwendige, mittelfristig orientierte öffentliche In- 
vestitionsprogramme vorzulegen. Es bestehen aber 
Bedenken gegenüber einer Konsolidierungsstrate- 
gie, die, unter der Restriktion einer Steuerquote von 
24 vH, nur die Ausgabenseite unter die Konsolidie- 
rungspflicht stellt. Unbestritten sei, daß Ausgaben- 
kürzungen dort geboten sind, wo Ausgaben — ge- 
messen an ihren Intentionen — ineffizient sind, oder 
wo sie mißbräuchlich genutzt werden. Darüber hin- 
aus erscheinen aber folgende Überlegungen beden- 
kenswert: 

— Zunächst muß man sehen, daß in den 70er Jahren 
der Anstieg der Staatsausgaben zwar zu einer 
Erhöhung der Staatsquote (Gesamtausgaben der 
öffentlichen Haushalte in vH des Produktionspo- 
tentials in jeweiligen Preisen) von etwa 29 vH 
(1970) auf gut 32,5 vH (1980) geführt hat. Dies war 
aber nichts anderes als Ausdruck der Anfang der 
70er Jahre weithin anerkannten Notwendigkeit, 
daß der Staat mehr als bislang bestimmte Alloka- 
tions- und Distributionsfunktionen zu überneh- 
men hat und zu diesem Zweck einen höheren An- 
teil des Potentials für sich in Anspruch nehmen 
muß. Für den Ausgabenanstieg gab es insoweit 
anerkannten Bedarf; die Folge waren mehr reale 
öffentliche Leistungen und mehr Transferlei- 
stungen. 

— Sodann muß man sehen, daß die Defizitentwick- 
lung seit Mitte der 70er Jahre gar nicht die Folge 
eines forcierten Ausgabenverhaltens, sondern 
zum ganz überwiegenden Teil die Folge von Steu- 
ermindereinnahmen aufgrund von Steuerentla- 
stungsprogrammen war, die beschlossen wurden, 
teils um (unerwünschte) Steuerprogressionsef- 
fekte zu vermeiden, teils um (erhoffte) konjunk- 
turelle Expansionseffekte zu erreichen. Und die 
anstehenden Haushaltsrisiken (für 1981/1982) 
sind eher Ausdruck der Tatsache, daß ein Ver- 
zicht auf einen hinreichend expansiven Kurs bei 
der Finanzpolitik zur konjunkturellen „Unzeit“ 
Konsolidierungsprobleme nicht löst, sondern — 
über Steuermindereinnahmen und durch Ar- 
beitslosigkeit verursachte Mehrausgaben, die 
1981 zusammen allein etwa ein Viertel der tat- 
sächlichen Netto-Neuverschuldung ausmachen 
dürften — eher noch verschärft. Diese Defizite 
mögen — gemessen am Konzept des konjunktur- 
neutralen Haushalts — zwar nicht zur Konsoli- 
dierung anstehen; dies ändert aber nichts an der 


Tatsache, daß sie die Netto-Neuverschuldung er- 
höht haben. 

Beide Überlegungen begründen die Bedenken gegen 
einen Konsolidierungskurs, der nur die Ausgaben- 
seite in die Pflicht nimmt. Erforderlich erscheint 
auch die Hinnahme einer höheren Steuerquote. 
Diese mag sich — indirekt — ergeben durch Strei- 
chung von Steuervergünstigungen; diese mag sich 
— direkt — ergeben durch eine differenzierte Mehr- 
wertsteuererhöhung, aber auch durch eine Tarifan- 
hebung etwa bei der Vermögensteuer oder durch Er- 
höhung der Steuersätze bei den Spitzentarifen bei 
der Einkommensteuer. Schließlich sollte nicht aus 
dem Bild bleiben, daß — wie eine Untersuchung des 
DIW zeigt — die Nettobelastung der Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen in den 
70er Jahren (gegenüber den 60er Jahren) deutlich 
gesunken ist. Damit soll nicht einer generellen Ein- 
kommensteuererhöhung das Wort geredet werden; 
die Abgabenlast bei den kleinen und mittleren Ein- 
kommen ist schließlich bereits bemerkenswert hoch. 
Wohl aber soll die Chance eines sozial ausgewoge- 
nen Konsolidierungsweges angestrebt werden. 
Diese Ausgewogenheit ist aber bei einem Konsoli- 
dierungsweg, der vor allem auf der Ausgabenseite 
ansetzt — und etwa noch mit einer Erhöhung des 
Kostendeckungsgrades hei öffentlichen Dienstlei- 
stungen verbunden wird — , und der sich auf der Ein- 
nahmenseite auf die Beseitigung von Steuervergün- 
stigungen und eine Steuerumschichtung be- 
schränkt, nicht zu erreichen. Die Ausgewogenheit 
erscheint aber allein deshalb geboten, weil in der Ge- 
sellschaft gewiß Einsicht in die Konsolidierungsnot- 
wendigkeit besteht, diese Einsicht aber nur dann auf 
Dauer tragfähig sein dürfte, wenn für alle gesell- 
schaftlichen Gruppen erkennbar ist, daß auch alle 
gesellschaftlichen Gruppen Konsolidierungslasten 
tragen müssen. Dies gilt um so mehr, wenn vermut- 
lich der Konsolidierungsprozeß wiederum nicht nur 
über die Einnahmenseite erfolgen kann, insoweit 
die Notwendigkeit einer Bedarfsprüfung auf der 
Ausgabenseite, die über die Mißbrauchsbeseitigung 
hinausgeht, nicht auszuschließen ist. 

Zum geldpoiitischen Kurs 

44 . Grundsätzlich kann die positive Würdigung der 
Geldpolitik durch die Ratsmehrheit nicht geteilt 
werden — schon gar nicht die Erwägung, den re- 
striktiven Kurs aus Stabilitätsgründen noch zu ver- 
schärfen. Gewiß hat die Geldpolitik die Aufgabe, die 
Währung zu sichern. Doch mit ihrem gegenwärtigen 
Kurs hat sie trotz der zinspolitischen Verschärfung 
im Frühjahr 1981 nicht verhindern können, daß sich 
die Abwertungstendenz der D-Mark gegenüber dem 
US-Dollar fortgesetzt und der Inflationsimport ange- 
halten hat. Gleichzeitig sind von seiten der Zinsent- 
wicklung erhebliche zusätzliche Risiken für die Bin- 
nenkonjunktur entstanden. Nicht zuletzt hat der 
Zinskosteneffekt noch zusätzliche Belastungen für 
die öffentlichen Haushalte gebracht. Insofern er- 
scheint ein geldpolitischer Kurswechsel, der auf li- 
quiditäts- und zinspolitische Lockerung ab zielt und 
den Wechselkurs dann dem Markt überläßt, drin- 
gend geboten. Gewiß sind auch dann damit Risiken 
verbunden; sie sind jedoch geringer einzuschätzen 
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als jene, die von einem anhaltenden oder gar ver- 
schärften Restriktionskurs ausgehen: 

— Ein Risiko wird von der Ratsmehrheit darin ge- 
sehen, daß sich die Abwertung der D-Mark bei 
geldpolitischer Lockerung fortsetzen könnte. 
Dennoch ist der in diesem Votum angeratene 
Kurswechsel keine Strategie, um Lohnab- 
schlüsse im nachhinein zu entwerten; denn die- 
ses Risiko muß nicht auf Dauer hoch veran- 
schlagt werden. Abgesehen davon, daß eine kurz- 
fristige Abwertung einen nicht unerheblichen 
Beitrag zur Leistungsbilanzverbesserung leisten 
könnte (zwar mit Verzögerung, aber Tendenzen 
hierzu zeichnen sich bereits ab), wäre bei einer 
zunächst nicht auszuschließenden Abwertung 
eher die Chance zu sehen, daß sich rascher als 
beim bestehenden restriktiven geldpolitischen 
Kurs Aufwertungserwartungen herausbilden, 
die das Zinsgefälle überkompensieren. Diese Er- 
wartung erscheint um so mehr begründet, als der 
angelegte Trend zur Leistungsbilanzverbesse- 
rung, in Verbindung mit dem Gefälle in den Ver- 
änderungsraten bei den Preisen und den Lohn- 
stückkosten zugunsten der Bundesrepublik, hier- 
für eine gute Basis böte. 

— Ein zweites Risiko wird von der Rats mehr heit 
darin gesehen, daß der (zwar kurzfristig nicht 
auszuschließende, aber nicht unbedingt auf 
Dauer angelegte) Abwertungseffekt — über Im- 
portverteuerung und daran anknüpfende Lohn- 
forderungen — in eine sich verstärkende An- 
schlußinflation ausmünden könnte. Auch dieses 
Risiko muß nicht sehr hoch veranschlagt werden. 
Zunächst muß man sehen, daß über eine Zinssen- 
kung direkt und indirekt über die dadurch be- 


wirkte Nachfragestimulierung, die ihrerseits zu 
einer besseren Kapazitätsauslastung und damit 
Produktivitätssteigerung führt, auch Kosten- 
und damit Preisentlastungseffekte entstehen. 
Sodann kann unterstellt werden, daß die Ge- 
werkschaften auch anerkennen, daß importbe- 
dingte Preiseffekte, die auf vielfältige Weise 
durchwirken, sofern sie Folge einer beschäfti- 
gungssichernden Geldpolitik sind, nicht noch 
einmal zur Verteilung anstehen. Daß dies in der 
Lohnrunde 1981 noch nicht voll realisiert wurde, 
kann nicht unbedingt als Gegenbeweis herange- 
zogen werden. Denn es ist — angesichts einer 
seit Jahren tendenziell sinkenden strukturberei- 
nigten Lohnquote — nicht eben selbstverständ- 
lich, daß der Verzicht auf Produktivitäts- und 
Umverteilungsanspruch Lohnabschlüsse mög- 
lich machte, die nicht nur deutlich unter jenen 
des Vorjahres liegen, sondern die — über eine 
neuerliche Vergrößerung der Differenz zwischen 
dem Lohnstückkostenanstieg im Inland und 
dem im Ausland — die Wettbewerbsfähigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland noch zusätz- 
lich verbessern. 

Insgesamt gesehen, ist somit davon auszugehen, daß 
eine Änderung des geldpolitischen Kurses mit gerin- 
geren Risiken versehen ist als seine restriktive Bei- 
behaltung oder gar Verschärfung. Im übrigen ist 
nicht ganz ohne Belang, daß die Geldpolitik zwar der 
Währungssicherung verpflichtet ist, dies aber den- 
noch die Notwendigkeit einer „Güterabwägung“ 
nicht ausschließt, wenn — wie erkennbar für 1981 
und danach — gravierende Belastungen der Investi- 
tionsneigung und damit noch zusätzliche Arbeits- 
marktrisiken drohen. 
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V. 

Methodische Erläuterungen 


A. Zur Bestimmung des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials (Sachkapazitäten) 

1. Verwendete Symbole: 

t Zeitindex (Jahre) 

Kt durchschnittliches Bruttoanlagevermögen 

Yt reales Bruttoinlandsprodukt 

Yf gesamtwirtschaftliches Produktionspotential 

Pf Produktionspotential des Sektors Unter- 

nehmen 

kt empirisch gemessene Kapitalproduktivität 

fct trendmäßige Kapitalproduktivität 

kf trendmäßige Kapitalproduktivität bei Voll- 

auslastung der Sachkapazitäten (potentielle 
Kapitalproduktivität) 

>it Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen 

Produktionspotentials 

2. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
setzt sich additiv zusammen aus der potentiellen 
Brüttowertschöpfung des Sektors Unternehmen 
(ohne Wohnungsvermietung), den Beiträgen des 
Staates, der Wohnungs Vermietung und der privaten 
Haushalte und Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter zur realen Bruttowertschöpfung sowie den 
Einfuhrabgaben. Beim Staat und den übrigen Berei- 
chen außerhalb des Sektors Unternehmen (ohne 
Wohnungs Vermietung) wird dabei angenommen, 
daß deren Produktionspotential stets voll ausge- 
lastet und daher mit den jeweiligen Beiträgen zur 
Bruttowertschöpfung identisch ist. Der Auslastungs- 
grad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspoten- 
tials errechnet sich nach der Relation 



3. Das Produktionspotential des Sektors Unternehmen 
(ohne Wohnungsvermietung) ist das Produkt aus 
dem jahresdurchschnittlichen Bruttoanlagevermö- 
gen und der potentiellen Kapitalproduktivität: 

Pf = kf ■ Kt 

4. Die Berechnung der in die Potentialschätzung ein- 
gehenden Kapitalproduktivitäten erfolgt in mehre- 
ren Schritten. Zunächst werden für die Jahre 1960 
bis 1970 trendmäßige Kapitalproduktivitäten mit 
Hilfe einer logarithmischen Trendfunktion errech- 
net: 

log kt = log a + t log b 


Sodann wird der Verlauf der potentiellen Kapital- 
produktivitäten dadurch ermittelt, daß die Trend- 
linie parallel durch denjenigen Wert der empirisch 
gemessenen Kapitalproduktivitäten im Stützbe- 
reich verschoben wird, der von seinem Trendwert 
am weitesten nach oben ab weicht: 

log kf = ao + log fct, mit ao = max [log kt - log fct] 

Als Stützbereich für die Ermittlung der Trendwerte 
der Jahre 1960 bis 1970 wird der Zeitraum von 1960 
bis 1974 verwendet. 

5. Die Berechnung der trendmäßigen Kapitalproduk- 
tivitäten für die Jahre ab 1971 wird ebenfalls mit 
Hilfe der genannten Trendfunktion durchgeführt. 
Es werden jedoch gleitende Zehnjahres- Stützbe- 
reiche verwendet. Für die Trendwerte der Jahre 
1971, 1972, 1973 usw. werden also die Stützbereiche 
1961 bis 1970, 1962 bis 1971, 1963 bis 1972, usw. 
genommen. 

Die potentiellen Kapitalproduktivitäten werden da- 
durch ermittelt, daß jeweils der Wert des vorange- 
gangenen Jahres nach Maßgabe der Abnahmerate 
des Trends im zugehörigen Stützbereich fortge- 
schrieben wird; kf ergibt sich demnach als Produkt 
aus kf _i und der Abnahmerate der Trendlinie mit 
dem Stützbereich [t-10 bis t-l]. 

6. Über die Entwicklung der einzelnen Komponenten 
des Potentialwachstums werden außerdem folgende 
Annahmen gemacht: 

- Bei der Fortschreibung des vom Statistischen 
Bundesamt geschätzten Bruttoanlagevermögens 
wird davon ausgegangen, daß die realen Brutto- 
anlageinvestitionen der Unternehmen (ohne 
Wohnungsvermietung) 1981 um IV 2 vH und 1982 
um 2 vH abnehmen. 

- Die rechnerischen Abgänge werden nach einem 
Verfahren geschätzt, das einer quasilogistischen 
Verteilungsfunktion ähnelt. 

7 . Der Berechnung des Produktionspotentials bei Nor- 
malauslastung wird der langfristige Durchschnitt 
der Auslastung der Sachanlagen von 97 V 4 vH zu- 
grunde gelegt. 


B. Zur Berechnung der Reallohnposition der 
Arbeitnehmer 

1 . Die Rechnungen zur Reallohnposition sollen ein 
Urteil darüber ermöglichen, ob dem Anstieg der 
Nominallöhne eine Veränderung der durchschnitt- 
lichen Erlös-Kosten-Relation der Unternehmen zu- 
zurechnen ist. Aufgrund der Schwierigkeiten, die 
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Produktivitätsentwicklung im Staatssektor zu mes- 
sen, und weil es für den privaten Sektor nur auf 
dessen Kostenniveau ankommt, bleibt der Staat als 
Produktionsbereich in den Rechnungen zur Real- 
lohnposition außer Betracht. 

2. Die durchschnittliche Erlös-Kosten-Relation der 
Unternehmen verändert sich dann nicht, wenn die 
Löhne nicht stärker angehoben werden, als der Zu- 
nahme des gesamtwirtschaftlichen Verteilungs- 
spielraums entspricht. Einer Lohnerhöhung gleich- 
zusetzen ist, wenn die Beiträge angehoben werden, 
die die Arbeitgeber für die Sozialversicherung der 
Arbeitnehmer zu entrichten haben. 

3. Die wichtigste Einflußgröße für die Veränderung 
des Verteilungsspielraums ist die zusätzliche Pro- 
duktion je Erwerbstätigen im privaten Sektor der 
Volkswirtschaft. 

4. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, daß die Kapital- 
kosten, die die Unternehmen zu tragen haben, 
dauerhaften Änderungen unterliegen können, die 
wie Veränderungen der Arbeitsproduktivität die 
Erlös-Kosten-Relation der Unternehmen verän- 
dern. Eine angemessene Erfassung der Kapital- 
kostenänderung ist eine sehr komplexe Aufgabe. 
Besonders schwierig ist die wertmäßige Erfassung 
des Kapitalstocks des Unternehmenssektors. Hmzu 
kommt die Notwendigkeit, den unerwünschten Ein- 
fluß konjunktureller Schwankungen auf die Kapi- 
talkosten je Produkteinheit auszuschalten. 

Zu den Kapitalkosten der Unternehmen gehören die 
Abschreibungen auf das Anlagevermögen sowie die 
Verzinsung des Kapitals. Das zu verzinsende Kapi- 
tal umfaßt das Anlagevermögen, das Vorratsvermö- 
gen und das Geldvermögen der Unternehmen. Die 
jahresdurchschnittlichen Bestände an Anlagever- 
mögen und Vorrat svermögen werden zu konstanten 
Preisen gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen bewertet. Beim Geldvermögen nehmen 
wir die Entwicklung des Geldvermögens im Sektor 
Unternehmen ohne Kreditinstitute und Versiche- 
rungen als Maßstab für die Entwicklung des gesam- 
ten im Unternehmenssektor gebundenen Geldver- 
mögens; der Geldwertschwund wird entsprechend 
dem Anstieg der Verbraucherpreise berücksichtigt. 
Für die Ermittlung der Zinskosten ist außerdem 
noch ein Realzins zu bestimmen. Da konjunkturelle 
Bewegungen der Zinsen die zu ermittelnde Real- 
lohnposition nicht berühren sollen, müssen diese 
nach Möglichkeit ausgeschaltet werden. Ein Trend 
im Realzins verändert aber durchaus den Spiel- 
raum für kostenniveauneutrale Lohnsteigerungen. 
Wir versuchen, dem Problem dadurch gerecht zu 
werden, daß wir für jedes Jahr den Realzins an- 
setzen, der sich im Durchschnitt der jeweils zwölf 
vorangegangenen Jahre ergeben hat. Den Realzins 
selbst haben wir aus der Umlaufsrendite für fest- 
verzinsliche Wertpapiere sowie der Veränderung 
des Preisindex für den privaten Verbrauch abge- 
leitet; diese beiden Größen bilden am ehesten ab, 
welchen Nutzen ein Investor aus seinem Kapital 
hätte ziehen können, wenn er es nicht im Unter- 
nehmen eingesetzt hätte. 

Nicht nur über die konjunkturellen Einflüsse auf die 
Zinsen, sondern auch über die konjunkturellen Be- 


wegungen im Auslastungsgrad des Kapitalstocks 
kommt es zu Schwankungen in den Kapitalkosten 
je Produkteinheit und damit der Erlös-Kosten- 
Relation. Eine Lohnpolitik, die wir kostenniveau- 
neutral nennen, würde solchermaßen begründete 
Schwankungen der Kapitalkosten je Produkteinheit, 
nicht in Rechnung stellen. Wir haben uns daher ent- 
schlossen, die Kapitalkosten in jedem Jahr in der 
Höhe anzusetzen, wie sie bei Normalauslastung der 
Sachkapazitäten des Unternehmenssektors anfallen 
würden, nehmen also auch insofern eine Konjunk- 
turbereinigung vor. 

5. Bei der Bemessung dessen, was an zusätzlichem So- 
zialprodukt pro Kopf der Erwerbstätigen in einem 
Jahr mehr zu verteilen ist, werden außerdem Verän- 
derungen des realen Austauschverhältnisses im 
Außenhandel (Terms of Trade) berücksichtigt. 
Wenn sich beispielsweise die Terms of Trade für das 
Inland verschlechtern, also die Einfuhrpreise im 
Verhältnis zu den Ausfuhrpreisen steigen, dann ist 
von daher der Spielraum für Lohnerhöhungen ge- 
ringer als dem gesamtwirtschaftlichen Produktivi- 
tätseffekt entspräche. Von diesem wäre der Einkom- 
menseffekt der Verschlechterung der Terms of 
Trade abzuziehen; nur dann bliebe die durch- 
schnittliche Erlös-Kosten-Relation unverändert. 

Den Einfluß einer Veränderung der Terms of Trade 
auf die Erlös-Kosten-Relation erfaßt man, indem 
man statt des Zuwachses des realen Bruttoinlands- 
produkts je Erwerbstätigen den . Zuwachs des 
,, Gross National Income“ (Bruttoinlandsprodukt in 
konstanten Preisen abzüglich Außenbeitrag in kon- 
stanten Preisen zuzüglich Außenbeitrag in konstan- 
ten Importpreisen) je Erwerbstätigen ansetzt. Der 
Außenbeitrag in konstanten Importpreisen wird 
ermittelt, indem man den Außenbeitrag in jeweili- 
gen Preisen mit dem Preisindex der Einfuhr defla- 
tioniert (JG 66 Anhang VI, Ziffer 5.). 

6. Schließlich ist zu berücksichtigen, daß die Unter- 
nehmen die Preise für die an die privaten Haushalte 
und an den Staat abgesetzten Güter verändern; die 
Preise für ausgeführte Güter sind bereits im Terms- 
of-Trade-Effekt berücksichtigt. Allerdings ist zu 
beachten, daß ein Teil der Preisveränderungen ohne 
Einfluß auf die Erlös-Kosten-Relation der Unter- 
nehmen ist; werden nämlich die indirekten Steuern 
erhöht (oder die Subventionen des Staates an die 
Unternehmen gesenkt) und umgekehrt, dann führen 
entsprechende Preisveränderungen nicht zu einer 
Veränderung im Kalkül der Unternehmen. Wohl- 
gemerkt, in beiden Fällen kommt es darauf an, wie 
sich die Größe (Aufkommen an indirekten Steuern, 
gezahlte Subventionen) im Verhältnis zu den Er- 
lösen der Unternehmen verändert haben. In den 
Rechnungen zur Reallohnposition wird das Kosten- 
Äquivalent der Veränderung von indirekten Steuern 
und Subventionen gesondert ausgewiesen. 

7. Die Reallohnposition ist danach definiert als 

BLGS?®^ + AGBf^ 


. poTS 

BIPf E?®‘ ) 
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Die Symbole bedeuten: 

BLGS Bruttolohn- imd gehaltssumme 
AGB Sozialbeiträge der Arbeitgeber 
A Anzahl der abhängig Beschäftigten 

E Anzahl der Erwerbstätigen 

BIP*^ Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1970 


GNF Gross National Income in Preisen von 1970 
oSt Gesamtwirtschaft ohne Staat 

t jeweiliges Beobach txmgsjahr 

poTs Preisindex für privaten Verbrauch und 
staatliche Käufe ohne indirekte Steuern und 
Subventionen 

KK^ Kapitalkosten in Preisen von 1970. Sie sind 
definiert als 


KK 


r, oSt 

t — 


Df, OSt ^ (ALVt’°®‘ 


+ + GVf* 


pPV 

J^1970 

pPV 



ppr.oSt . Q 


D Abschreibungen des Anlagevermögens in 

Preisen von 1970 

ALV Anlagevermögen in Preisen von 1970 im Jah- 
resdurchschnitt 

VV Vorratsvermögen in Preisen von 1970 im 
Jahresdurchschnitt 

GV Geldvermögen der Unternehmen einschließ- 

lich Wohnungs Vermietung im Jahresdurch- 
schnitt, ohne Aktien 


PP^ Produktionspotential in Preisen von 1970 

i Mittelfristiger Realzins, ermittelt als arith- 
metisches Mittel aus den Realzinsen in den 
jeweils vorhergehenden zwölf Jahren. Der 
Realzins wird für jedes Jahr errechnet, in- 
dem die Umlaufsrendite für festverzinsliche 
Wertpapiere mit dem Anstieg des Preisindex 
für den privaten Verbrauch deflationiert 
wird. 

P^^ Preisindex für den privaten Verbrauch 
(1970 = 100) 


8. Für die prozentuale Veränderung der Reallohn position, wie sie in Tabelle 15 ausgewiesen ist, gilt 


^RLP-^ 


AGBf* 

^ELGS”^* BLGSf* 

’ AGB?.T 

' BLGS?®/ 

^ KK?"®* 

BIP^’ °®^ * 

qgjpr.oSt qQNr * BIP? 

IE“®* '»BIP* ^ KK[:?®* 

■DTpr, oSt GNIf.i 



qpoTS 


Dabei bedeutet q das Verhältnis des Wertes der je- 
weiligen durch das Suffix bezeichneten Größe im 
Jahr t zu dem Wert im Jahr t-1 


^z. B. ‘»BLGS“®* = 


BLGS?®* 

BLGS?®/ 


) 



Die Werte in den Spalten der Tabelle 15 errechnen 
sich wie folgt. (Die Zahlen in Klammern entspre- 
chen den Spaltenbezeichnungen.) Im einzelnen ist 


( 1 ) 


q^oSt 


~1 


( 2 ) 

(3) 


AGB?®* 
BLGS?®* ^ 
1 1 AGB?®/ 
BLGS?.®/ 

‘»BIP’’ “®* _ 


die Zuwachsrate der 
Bruttolohn- und -ge- 
haltssume je Arbeit- 
nehmer 


der Lohnkosteneffekt 
der Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber 

die Zuwachsrate der 
gesamtwirtschaftli- 
chen Produktion je 
Erwerbstätigen (Pro- 
duktivitätseffekt) 


KK?'“®* 


BIP?'“®* • 


GNI? 


(4)- 


BIP? 


-1 


D jpr, oSt 

BIP?.i 


^GNI^ 

(5) -1 

^ ^ ^BIP" 


qpoTS 2 


qpoTS _ 


der Kapitalkosten- 
Effekt 


der Terms-of-Trade- 
Effekt 

die Erhöhung der 
Preise für den priva- 
ten Verbrauch und 
staatliche Käufe 
(ohne indirekte 
Steuern abzüglich 
Subventionen) . 

Es gilt 

Tt-St 

PVt + SKt qp 
Tt-1— St-1 
PVtAi+SKt_i 


1 - 


1 - 
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( 6 ) 


, Tt-St 
PVt + SKt 

•t Tt-1 — St-i 
PVt_i + SKt_i 


-1 


(7) ^P-1 


Im einzelnen ist dabei 


Tabelle 1 


die Veränderung der 
Preise für den priva- 
ten Verbrauch und 
staatliche Käufe, 
soweit sie rechne- 
risch auf Verände- 
rungen von indirek- 
ten Steuern und 
Subventionen 
zurückgeführt 
werden kann. 

Die Symbole 
bedeuten: 

P Preisindex für 
den privaten 
Verbrauch und 
staatliche 
Käufe 

T Indirekte 
Steuern 

S Subventionen 

PV Privater Ver- 
brauch in 
jeweiligen 
Preisen 

SK Staatliche 
Käufe (An- 
lageinvesti- 
tionen des 
Staates und 
Staatsver- 
brauch abzüg- 
lich Brutto- 
wertschöpfung 
des Staates) 

die Erhöhung der 
Preise für den 
privaten Verbrauch 
und staatliche Käufe 


Zur längerfristigen Entwicklung der Reallohnposition 



Reallohnposition 
- alte Rechnung - 

Reallohnposition 
- neue Rechnung ~ 

Jahr 

1962 = 
100 

Ver- 

änderung 

invH^) 

1962 = 
100 

Ver- 
änderung 
in vH’) 

1962 

100 


100 


1963 

100,1 

+ 0,1 

99,5 

- 0,5 

1964 

99,0 

- 1.2 

98,5 

- 1,0 

1965 

99,4 

+ 0,5 

98,6 

+ 0,1 

1966 

100,3 

+ 0,8 

99,4 

+ 0,8 

1967 

98,0 

~ 2,2 

98,1 

- 1,3 

1968 

97,3 

- 0,7 

95,9 

- 2,2 

1969 

98,1 

+ 0,8 

99,1 

+ 3,3 

1970 

104,0 

+ 6,0 

101,8 

+ 2,7 

1971 

105,9 

+ 1,8 

103,3 

+ 1,5 

1972 

105,7 

- 0,2 

102,7 

- 0,6 

1973 

107,4 

+ 1,6 

103,2 

+ 0,5 

1974 

110,6 

+ 3,0 

105,3 

+ 2,0 

1975 

109,2 

- 1,3 

102,6 

- 2,5 

1976 

106,8 

- 2,2 

101,3 

- 1,3 

1977 

106,7 

- 0,1 

101,1 

- 0,2 

1978 

106,6 

- 0,1 

100,5 

- 0,6 

1979^ 
1980/ ^ 

106,1 

- 0,4 

100,4 

- 0,1 

107,8 

+ 1,6 

101,5 

+ 1,1 

1981^) 

109,2 

+ 1,3 

102,6 

+ 1,1 


Zur Berechnungsmethode siehe JG 79 Anhang V, Abschnitt B. 

2) Zur Berechnungsmethode siehe Tabelle 15 sowie JG 80 Anhang IV, 
Abschnitt B. 

3) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Eigene Schätzung. 


C. Zur Berechnung der 

bereinigten Zentralbankgeidmenge 


1. Die Zentralbankgeldmenge ist in der von uns ver- 
wendeten Abgrenzung definiert als 


9. Wie im JG 80 Ziffer 145 erläutert, wurden die Rech- 
nungen zur Reallohnposition im Jahre 1980 verän- 
dert. Der frühere Rechengang ist in JG 79, Anhang V, 
Abschnitt B dargestellt. Die Unterschiede betreffen 
vor allem den Ansatz von Kapitalkosten und die 
Verwendung eines geeigneten Preisindex. Der frü- 
her verwendete Preisindex für die Lebenshaltung, 
korrigiert um die Erhöhung einzelner Verbrauch- 
Steuern, wurde ersetzt durch den Preisindex für den 
privaten Verbrauch und staatliche Käufe sowie 
durch den Kosteneffekt einer Veränderung von in- 
direkten Steuern und Subventionen. Tabelle 23 im 
JG 80 zeigt die Unterschiede beider Rechnungen bei 
einer Analyse von Jahr zu Jahr. Kumuliert man die 
Veränderungsraten seit 1962, so ergeben sich die in 
Tabelle 1 dargestellten Meßziffemreihen. Bei einem 
langfristigen Vergleich ist aber wegen vielfältiger 
methodischer Probleme große Vorsicht geboten. 


(1) Zt = BGt + MRt + ÜRt 

Die Symbole haben folgende Bedeutung: 
Z Zentralbankgeldmenge 

BG Bargeldumlauf 
MR Mindestreserven 
ÜR Überschußreserven 
t Zeitindex 


Die Bereinigung der Mindestreserven um den 
Effekt von Reservesatzänderungen erfolgt mit 
Hilfe eines Korrekturpostens 

(2) MR?’ = MRt + Kt 
Dabei bedeuten: 

MR^ Bereinigte Mindestreserven 
K Korrekturposten 
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Es ist 

(3) Kt = 2 A K, 

T = to 
mit 

(4) A Kl = - (r^ - rt_i) E^_i 
Dabei bedeuten; 

r Reservesatz 

E Reservepflichtige Bankeinlagen 

T Zeitindex für die Kumulation des Korrek- 
turpostens 

to Zeitpunkt, zu welchem die Kumulation 
des Korrekturpostens begonnen wird 

Die bereinigte Zentralbankgeldmenge Z^ ergibt 
sich dann als 

(5) Zf = BGt + (MRt + Kt) + ÜRt 

2. Da für unterschiedliche Einlagearten verschiedene 
Reservesätze gelten, ist r ein durchschnittlicher 
Reservesatz (Reserve-Soll in vH der reservepflichti- 
gen Einlagen), welcher nicht nur auf mindest- 
reservepolitische Maßnahmen, sondern auch auf 
vom Publikum und von den Banken bewirkte Ver- 
schiebungen in der Einlagenstruktur reagiert. Da 
die Zentralbankgeldmenge nur um die reinen Ef- 
fekte mindestreservepolitischer Maßnahmen berei- 
nigt werden soll, muß die Bereinigung nach einzel- 
nen Einlagearten getrennt vorgenommen werden. 
Für die Mindestreserven gilt 

(6) MRt = i^ritEit 
Dabei ist 

i Index der Einlagearten, für die unter- 
schiedliche Reservesätze gelten 

Die Bereinigung erfolgt getrennt für jede Ein- 
lageart nach den Formeln (2) bis (4). Die nach 
einzelnen Einlagearten bereinigte Zentralbank- 
geldmenge ist dann 

(7) Zf = BG, + .i J (nt Eit + Kit) + ÜRt 

Nach Ausdruck (7) wird die Zentralbankgeld- 
menge nur um den reinen Effekt mindest- 
reservepolitisch bewirkter Reservesatzänderun- 
gen bereinigt, denn für den Korrekturposten gilt 

(8) AK, = i^-(ri,-ri,_i)Ei,-l 

Dieser Ausdruck ist nur dann ungleich Null, 
wenn die Bundesbank wenigstens einen der 
Reservesätze zwischen zwei Zeitpunkten 
ändert. 

3. Die ,, Zentralbankgeldmenge bei konstanten Re- 
servesätzen“, wie sie die Bundesbank berechnet, ist 
zu jedem Zeitpunkt t wie folgt definiert^): 

zP‘=BGt+.|^r'?Elt 


Seit März 1978 verwendet die Deutsche Bundesbank den 
Bargeldumlauf ohne die seit diesem Monat anrechenbaren 
Kassenbestände der Kreditinstitute. 


Dabei ist 

Eit Reservepflichtige Verbindlichkeiten gegen- 
über Inländern 

rf Reservesatz für die Einlageart i in der Basis- 
periode. 


D. Zum Koirzept des konjunkturneutralen 
Haushalts 

1. Nach dem Konzept des konjunkturneutralen Haus- 
halts messen wir konjunkturelle Impulse der Fi- 
nanzpolitik, indem wir das tatsächliche Haushalts- 
volumen mit einem konjunkturneutralen verglei- 
chen. Ein Haushaltsvolumen ist nach diesem Kon- 
zept dann konjunktumeutral, wenn es für sich 
genommen keine Abweichungen der Auslastung 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials 
von dem bewirkt, was mittelfristig als normal ange- 
sehen wird. Die Privaten sind daran gewöhnt, daß 
der Staat direkt oder indirekt einen Teil des Produk- 
tionspotentials durch seine Ausgaben in Anspruch 
nimmt und ihnen einen Teil ihres Einkommens 
durch Steuern entzieht. In dem Maße, wie das Pro- 
duktionspotential wächst, kann der Staat auch seine 
Ansprüche erhöhen, ohne daß sich daraus stabili- 
tätspolitische Probleme ergeben; hielte er sich 
zurück, könnte sich eine Unterauslastung des Pro- 
duktionspotentials einstellen. Abweichungen von 
dieser mittelfristig normalen Inanspruchnahme des 
Produktionspotentials durch den Staat werden nur 
dann als konjunkturneutral angesehen, wenn dieser 
gleichzeitig durch eine Änderung seiner Einnah- 
menregelungen (ohne Kreditaufnahmen) die Priva- 
ten veranlaßt, ihre Ansprüche an das Produktions- 
potential entsprechend zu ändern. 

2. Der konjunkturelle Impuls mißt nur die primären 
Wirkungen, die von einer Abweichung des tatsäch- 
lichen Haushai tsvolumens vom konjunkturneutra- 
len ausgehen. Allenfalls sie, nicht auch Sekundär- 
wirkungen der Finanzpolitik lassen sich situations- 
neutral bestimmen. Nicht erfaßt werden auch die 
Auswirkungen von Änderungen in der Struktur der 
öffentlichen Ausgaben und der Einnahmen. 

3. Gerechnet wird der konjunkturelle Impuls als 
Abweichung der finanzwirtschaftlichen Quoten 
(Staatsquote, volkswirtschaftliche Steuerquote, 
Deckungsbeitrag der sonstigen Einnahmen und 
- davon abhängig - konjunkturbereinigte Kredit- 
finanzierungsquote) von ihren mittelfristigen Be- 
zugsgrößen. Zunächst wird das Haushaltsvolumen 
errechnet, das konjunkturneutral wäre auf der Basis 
einer mittelfristig konstanten Staatsquote, ermittelt 
als Produkt aus der durchschnittlichen Staatsquote 
eines Basiszeitraums und dem jeweiligen Produk- 
tionspotential bei konjunkturneutralem Preis- 
niveau; das konjunkturneutrale Preisniveau haben 
wir definiert als den mit der Rate der konjunktur- 
neutralen Preisniveausteigerung des Jahres t fort- 
geschriebenen Preisindex des Bruttosozialprodukts 
des Jahres t - 1. Ein Anstieg des Preisniveaus gilt 
als konjunkturneutral, wenn er durch keine markt- 
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wirtschaftliche Strategie bei Vermeidung unzu- 
mutbarer Beschäftigungsrisiken kurzfristig niedri- 
ger gehalten werden kann; dies ist eine Schätz- 
größe. Dieses Haushaltsvolumen ist zu bereinigen 
um das, was der Staat durch seine Einnahmenpoli- 
tik am Spielraum für seine Ausgabentätigkeit ver- 
ändert hat. Für die Steuern wird diese Änderung 
ermittelt als Produkt aus der Abweichung der 
Steuerquote des Jahres t von der des Basiszeitraums 
und dem Bruttosozialprodukt bei konjunkturneu- 
tralem Preisniveau und Normalauslastung des Pro- 
duktionspotentials im Jahr t; für die sonstigen Ein- 
nahmen (wie z. B. Gebühren, Beiträge, Gewinne 
öffentlicher Unternehmen und dergleichen) wird 
diese Änderung ermittelt als Produkt aus der Ab- 
weichung des Deckungsbeitrags der sonstigen 
Einnahmen im Jahr t von dem Deckungsbeitrag im 
Basiszeitraum und dem jeweiligen Produktions- 
potential bei konjunkturneutralem Preisniveau. 
Das so ermittelte konjunktumeutrale Haushalts- 
volumen wird mit den tatsächlichen Ausgaben der 
Gebietskörperschaften verglichen, die Differenz 
ist der konjunkturelle Impuls. Genauer: Dieser Be- 
trag steht für den konjunkturellen Impuls, den wir 
den öffentlichen Ausgaben eines Jahres bei den 
jeweils gegebenen Einnahmenregelungen beimessen. 

4. Die verwendeten Symbole haben folgende Bedeu- 
tung: 

Pt Produktionspotential in Preisen von 1970 im 
Jahr t 

Pt ,, Konjunkturneutrale“ Erhöhung des Preis- 

niveaus (Preisindex des Bruttosozialpro- 
dukts) im Jahr t (in vH) 


tt volkswirtschaftliche Steuerquote im Jahr t 
(in vH) 

T} tatsächliche Steuereinnahmen im Jahr t 

Tt Steuereinnahmen im Jahr t wie bei normaler 
Auslastung des Produktionspotentials und 
bei gleicher Steuerquote wie im jeweiligen 
Jahr 

Tf Steuereinnahmen im Jahr t wie bei normaler 
Auslastung des Produktionspotentials imd 
bei gleicher Steuerquote wie im Basiszeit- 
raum für das Jahr t : 

100 

Ht konjunkturneutrales Haushaltsvolumen im 

Jahr t 

nt konjunkturneutrale Staatsquote im Jahr t 

(in vH) 

bt beanspruchte Staatsquote im Jahr t (in vH) 

it realisierte Staatsquote im Jahr t (in vH) 

St Verhältnis der tatsächlichen sonstigen Ein- 

nahmen zum Produktionspotential (Dek- 
kungsbeitrag der sonstigen Einnahmen) im 
Jahr t (in vH) 

So,t Verhältnis der tatsächlichen sonstigen Ein- 

nahmen zum Produktionspotential (Dek- 
kimgsbeitrag der sonstigen Einnahmen) im 
Basiszeitraum für das Jahr t (in vH) 

S{ tatsächliche sonstige Einnahmen im Jahr t 

Kx potentialorientierte Kreditaufnahme im 

Jahr t 


Produktionspotential, inflationiert mit dem 
Preisindex des Bruttosozialprodukts im Vor- 
jahr (t - 1) und der ,,konjunktumeutralen“ 
Erhöhung des Preisniveaus (pt) im Jahr t 

Produktionspotential in jeweiligen Preisen 
(Preisindex des Bruttosozialprodukts) im 
Jahr t 

Normalauslastungsgrad des Produktions- 
potentials (in vH) 

tatsächliche Staatsausgaben im Jahr t 

Verhältnis der Staatsausgaben zum Produk- 
tionspotential (Staatsquote) im Basiszeit- 
raum für das Jahr t (in vH) 

Staatsausgaben im Jahr t bei gleichem Ver- 
hältnis der Staatsausgaben zum Produk- 
tionspotential wie im Basiszeitraum für das 


Jahr t: 


.(go,fP^) 


Ft tatsächlicher Finanzierungssaldo im Jahr t 

ko,t Verhältnis des auslastungsbereinigten Fi- 

nanzierungssaldos zum Produktionspoten- 
tial (Kreditfinanzierungsquote) im Basis- 
zeitraum für das Jahr t (in vH) 

5. Definition der finanz wirtschaftlichen Quoten im 
Basiszeitraum 

Für die Jahre bis einschließlich 1973 werden die 
finanz wirtschaftlichen Quoten des Jahres 1966 als 
Quoten des Basiszeitraums verwendet. 

Für die Jahre 1974 bis 1978 sind die Quoten des 
Basiszeitraums definiert als arithmetisches Mittel 
der finanz wirtschaftlichen Quoten in den jeweils 
vorangegangenen zwölf Jahren. 

Für die Jahre ab 1978 gelten die Quoten des Basis- 
zeitraums für das Jahr 1978 als neue konstante 
Quoten. 


Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen 
im Jahr t 

Bruttosozialprodukt bei Normalauslastung 
des Produktionspotentials (P?^) im Jahr t 

Bruttosozialprodukt bei ,,konjunkturneu- 
tralem“ Preisniveau im Jahr t 

volkswirtschaftliche Steuerquote (Verhält- 
nis der tatsächlichen Steuereinnahmen zum 
Bruttosozialprodukt) im Basiszeitraum für 
das Jahr t (in vH) 


1 12 G{_j 

SoA = T2 2 

j = l Ft_j 


s p^’-ioo 

j = l 


So,t=Ä i Ik' ioo 

j = l Ft-i 


227 



Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


^o, t 12 


12 

2 

3 = 1 


- 355- 


Pi-3 


100 


6. Sonstige Definitionen 
Iv ■ P" 


Yl=- 


100 


pn 

Y? = y; — 

p; 


T? = 


tfYI 

100 


Tn_ WZl 
‘ 100 

H" = g°. f P" I (tt-to,t)Y t . (st-So,t) • Pt 

‘ 100 100 100 




+ 


m pj 

Gi 


• 100 = + 


PU: 


(100 + Pt + i) 


(tt^i-tt)YUi . 

Gl • 100 


100 

(St 


-fi-sQPUi ^ 

Gi-ioo 


100 


P^+1 . (100 + Pt-Pi) 

Fl 100 

h 

nt 


(tt^i-tt) YUi . (st + i- 
G \ • 100 G 


l-St)PUl 1 

G{-100 J 


100 


Die Differenz der Steuerquoten des laufenden Jah- 
res (tt) und des Basiszeitraums (to, t) - als Maß für 
Veränderungen in den Entzugseffekten des Steuer- 
systems — gewichten wir mit dem Bruttosozialpro- 
dukt bei Normalauslastung des Produktionspoten- 
tials zu konjunkturneutralen Preisen (Yt). Hier- 
durch sollen konjunkturbedingte und inflations- 
bedingte Schwankungen im Steueraufkommen bei 
der Ermittlung des konjunkturneutralen Haus- 
haltsvolumens ausgeschaltet werden. Konjunktur- 
bedingte und inflationsbedingte Schwankungen in 
den Steuerquoten vermögen wir allerdings nach 
wie vor nicht hinreichend genau zu erfassen (siehe 
,JG 70 Ziffer 341). 


Konjunktureller Impuls: 

Hf > G} : kontra ktiv 

Ht^ = Gt : konjunkturneutral 

HJ^ < Gt : expansiv 


H^ 

konjunkturneutrale Staatsquote: nt = ^ * 100 

Pt 

G^ 

beanspruchte Staatsquote: bt = • 100 

P t 


G’ 

realisierte Staatsquote: it = ^ ’ 190 

Pt 


7. Zur Berechnung der Steigerungsrate für eine kon- 
junkturneutrale Ausweitung der Staatsausgaben 
(bezogen auf die Ist- Ausgaben des Vorjahres) 


Zwischen den Werten der konjunkturneutralen 
Steigerungsrate in Zeile (b) der Tabelle 35 und den 
Werten in den Zeilen (c) bis (g) besteht folgender 
Zusammenhang: 


b = 


100 + (c) 100 + (d) 

100 ‘ 100 I (e) (f) 

100 - (g) 100 100 

100 


• 100 


Für die Jahre 1974 bis 1978 ergeben sich dadurch 
Abweichungen von dieser Rechenvorschrift, daß 
sich die finanz Wirtschaft liehen Quoten, die wir 
unseren Rechnungen zugrunde legen, wegen des 
wechselnden Basiszeitraums von Jahr zu Jahr 
ändern. 


8. Zur Berechnung des konjunkturneutralen Finan- 
zierungssaldos 

(a) potentialorientierte Kreditaufnahme: 

r^'n _ ^o, t , T5n 

^‘“Töö 


(b) auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen 

bzw. Mindereinnahmen: i 

^•(Yf-Yn 

(c) inflationsbedingte Steuermehreinnahmen: 

tt 


100 


■(Y{-Y?) 


Der konjunkturneutrale Finanzierungssaldo ergibt 
sich als Summe der Komponenten (a) bis (c). 
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VI. 

Statistischer Anhang 

Erläuterung von Begriffen der Volkswirtschaftlichen Gre- 
samtrechnungen für die Bundesrepublik Deutschland Seite 230 

Tabellenteil Seite 233 

A. Internationale Tabellen Tabellen 1* — 15* 

B. Tabellen für die Bundesrepublik Deutschland Tabellen 16* — 73* 
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Erläuterung 

von Begriffen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
für die Bundesrepublik Deutschland 


1. Sektoren der Volkswirtschaft 

Die inländischen wirtschaftlichen Institutionen sind 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu 
Sektoren zusammengefaßt; In der Grundeinteilung 
werden drei Sektoren unterschieden, nämlich Un- 
ternehmen, Staat sowie private Haushalte und pri- 
vate Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

2u den Unternehmen rechnen alle Institutionen, die 
vorwiegend Waren und Dienstleistungen produzie- 
ren bzw. erbringen und diese gegen spezielles Ent- 
gelt verkaufen, das in der Regel Überschüsse abwirft 
oder mindestens die Kosten deckt Hierzu gehören 
auch landwirtschaftliche Betriebe, Handwerks- 
betriebe, Ein- und Verkaufsvereinigungen, Kreditin- 
stitute, Versicherungsunternehmen, Arbeitsstätten 
der freien Berufe, die Deutsche Bundesbahn, die 
Deutsche Bundespost und sonstige Unternehmen, 
die dem Staat gehören, unabhängig von ihrer 
Rechtsform, ferner die Wohnungsvermietung ein- 
schließlich der Nutzung von Eigentümerwohnun- 
gen. 

Der Staat umfaßt folgende öffentliche Körperschaf- 
ten: Bund einschließlich Lastenausgleichsfonds und 
ERP-Sondervermögen, Länder einschließlich Stadt- 
staaten, Gemeinden und Gemeindeverbände, und 
zwar Hoheits- und Kämmerei Verwaltungen (also 
nicht ihre Unternehmen), ferner Zweckverbände, so- 
weit sie Aufgaben erfüllen, die denen der Gebiets- 
körperschaften entsprechen, und die Sozialversiche- 
rung einschließlich der Zusatzversorgung im Öffent- 
lichen Dienst 

In den Sektor der privaten Haushalte sind die priva- 
ten Organisationen ohne Erwerbscharakter einge- 
schlossen, wie Kirchen, religiöse und weltanschauli- 
sche Organisationen, karitative, kulturelle und wis- 
senschaftliche — sowie überwiegend von privaten 
Haushalten finanzierte — und im Erziehungswesen 
tätige Organisationen, politische Parteien, Gewerk- 
schaften, Sportvereine, gesellige Vereine usw. 


2. Das Sozialprodukt und seine Entstehung 

Das Sozialprodukt gibt in zusammengefaßter Form 
ein Bild der wirtschaftlichen Leistung der Volks- 
wirtschaft. 

Von seiner Entstehung her gesehen wird das Sozial- 
produkt über das Inlandsprodukt berechnet. In- 
landsprodukt und Sozialprodukt werden im allge- 
meinen sowohl „brutto“ als auch „netto“ (d. h, nach 
Abzug der Abschreibungen) berechnet und darge- 
stellt. Ausgangsgröße für die Ermittlung des In- 
landsprodukts sind in der Regel die Produktions- 
werte (Wert der Verkäufe von Waren und Dienstlei- 


stungen aus eigener Produktion sowie von Handels- 
ware an andere Wirtschaftseinheiten, Bestandsver- 
änderung an Halb- und Fertigwaren aus eigener 
Produktion, selbsterstellte Anlagen) der einzelnen 
Sektoren bzw. Wirtschaftsbereiche. Zieht man hier- 
von die Vorleistungen (Wert der Güter, die inländi- 
sche Wirtschaftseinheiten von anderen Wirtschafts- 
einheiten bezogen und im Berichtszeitraum im Zuge 
der Produktion verbraucht haben) ab, so erhält man 
die Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche. 
Durch Addition der Bruttowertschöpfung der Unter- 
nehmensbereiche erhält man zunächst die unberei- 
nigte Bruttowertschöpfung der Unternehmen insge- 
samt; sie umfaßt u. a. die unterstellten Entgelte für 
Bankdienstleistungen und die abzugsfähige Mehr- 
wertsteuer auf Investitionen (von 1968 bis 1973 ge- 
kürzt um Investitionsteuer), schließt jedoch die Ein- 
fuhrabgaben aus. Zieht man von der unbereinigten 
Bruttowertschöpfung der Unternehmen insgesamt 
die unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen 
und die abzugsfähige Vorsteuer auf Investitionen 
(vermindert um Investitionsteuer) ab, erhält man 
die Bruttowertschöpfung des Unternehmenssektors. 
Addiert man hierzu die Bruttowertschöpfung des 
Staates, der privaten Haushalte und der privaten Or- 
ganisationen ohne Erwerbscharakter, ergibt sich die 
gesamte Brutto wertschöpf ung der Volkswirtschaft. 
Um das Bruttoinlandsprodukt zu erhalten, müssen 
zur Bruttowertschöpfung die Einfuhrabgaben, die 
vom Staat oder von Institutionen der Europäischen 
Gemeinschaften auf eingeführte Güter erhoben 
werden, hinzugefügt werden. Dieser Schritt läßt sich 
nur für alle Sektoren zusammen vollziehen, da die 
Einfuhrabgaben alle Sektoren betreffen und verein- 
fachende Hilfskonstruktionen nicht anwendbar 
sind. 

Erhöht man das Bruttoinlandsprodukt um die Er- 
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländische 
Personen bzw, Institutionen von der übrigen Welt 
bezogen haben, und zieht man die Erwerbs- und Ver- 
mögenseinkommen ab, die an die übrige Welt geflos- 
sen sind, ergibt sich das Bruttosozialprodukt zu 
Marktpreisen. 

Das Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen ist, von 
seiner Verwendung her gesehen, gleich der Summe 
aus dem letzten Verbrauch (Privater und Staatsver- 
brauch), den Bruttoinvestitionen und dem Außen- 
beitrag Der Außenbeitrag ergibt sich nach Abzug 
der Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 
(einschl. der Erwerbs- und Vermögenseinkommen 
an die übrige Welt) von der Ausfuhr von Waren und 
Dienstleistungen (einschl, der Erwerbs- und Vermö- 
genseinkommen aus der übrigen Welt). 

Zieht man vom Bruttosozialprodukt zu Marktprei- 
sen die verbrauchsbedingten, zu Wiederbeschaf- 
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fungspreisen bewerteten Abschreibungen ab, erhält 
man das Nettosozialprodukt zu Marktpreisen. Hier- 
aus leitet sich durch Kürzung um die indirekten 
Steuern (Produktionssteuem und Einfuhrabgaben) 
und durch Addition der für die laufende Produktion 
gezahlten staatlichen Subventionen das Nettoso< 
zialprodukt zu Faktorkosten ab. Es ist identisch mit 
dem Volkseinkommen. 

Die einzelnen Begriffe hängen, schematisch darge- 
stellt, wie folgt zusammen. 

Bruttowertschöpfung 

-h Einfuhrabgaben 

= Bruttoinlandprodukt 

-h Saldo der Erwerbs- und Vermögenseinkommen 
zwischen Inländern und der übrigen Welt 

= Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

— Abschreibungen 

= Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

— Indirekte Steuern 

-h Subventionen 

— Nettosozialprodukt zu Faktorkosten = Volks- 
einkommen 


3. Verteilung des Volkseinkommens 

Das Volkseinkommen ist die Summe aller Erwerbs- 
und Vermögenseinkommen, die Inländern letztlich 
zugeflossen sind. Es umfaßt — in der Gliederung 
nach Sektoren — die Erwerbs- und Vermögensein- 
kommen der privaten Haushalte und privaten Orga- 
nisationen ohne Erwerbscharakter, die Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen des Staa- 
tes und die unverteilten Gewinne der Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

In der Verteilungsrechnung des Volkseinkommens 
werden zwei wichtige Einkommensarten unter- 
schieden, nämlich Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit und Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen. 

Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
umfaßt die Bruttolohn- und -gehaltssumme und die 
tatsächlichen und unterstellten Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber. 

Das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen enthält das Einkommen der privaten 
Haushalte und des Staates aus Zinsen, Nettopach- 
ten, Einkommen aus immateriellen Werten, Divi- 
denden und sonstigen Ausschüttungen der Unter- 
nehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie 
Einkommen der Unternehmen ohne eigene Rechts- 
persönlichkeit, und zwar nach Abzug der Zinsen auf 
Konsumentenschulden bzw. auf die öffentliche 
Schuld. Dazu kommen die unverteilten Gewinne der 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
(Kapitalgesellschaften, Genossenschaften usw.). 

Die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen ent- 
halten einerseits noch die aus den Einkommen zu 
leistenden direkten Steuern, derjenige der privaten 


Haushalte außerdem die Sozialbeiträge; anderer- 
seits sind die von den privaten Haushalten empfan- 
genen Renten und übrigen laufenden Übertragun- 
gen nocht nicht einbezogen. 

Erhöht man den Anteil der privaten Haushalte (und 
privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter) 
am Volkseinkommen um die Renten, Pensionen, Un- 
terstützungen und ähnliches, die die privaten Haus- 
halte vom Staat und von den anderen Sektoren so- 
wie von der übrigen Welt bezogen haben, und zieht 
man von dieser Summe die von Ihnen an den Staat 
geleisteten direkten Steuern sowie die an alle Sekto- 
ren und die übrige Welt geleisteten Sozialbeiträge 
und sonstigen laufenden Übertragungen ab, ergibt 
sich das verfügbare Einkommen des Haushaltssek- 
tors. Das verfügbare Einkommen der privaten Haus- 
halte kann sowohl einschließlich als auch ohne 
nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit dargestellt werden. 
Dasselbe gilt für die Ersparnis der privaten Haus- 
halte, die man erhält, wenn man vom verfügbaren 
Einkommen den Privaten Verbrauch abzieht. 


4. Verwendung des Sozialprodukts 

Auf der Verwendungsseite des Sozialprodukts wer- 
den der Private Verbrauch, der Staatsverbrauch, die 
Bruttoinvestitionen und der Außenbeitrag unter- 
schieden. 

Der Private Verbrauch umfaßt die Waren- und 
Dienstleistungskäufe der inländischen privaten 
Haushalte für Konsumzwecke und den Eigenver- 
brauch der privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter. Neben den tatsächlichen Käufen sind 
auch bestimmte unterstellte Käufe einbegriffen, wie 
z. B. der Eigenverbrauch der Unternehmer, der Wert 
der Nutzung von Eigentümerwohnungen sowie De- 
putate der Arbeitnehmer. Der Verbrauch auf Ge- 
schäftskosten wird nicht zum Privaten Verbrauch 
gerechnet, sondern zu den Vorleistungen der Unter- 
nehmen. Nicht enthalten sind ferner die Käufe von 
Grundstücken und Gebäuden, die zu den Anlagein- 
vestitionen zählen. 

Der Staatsverbrauch entspricht den Aufwendungen 
des Staates für Verwaltungsleistungen, die der All- 
gemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung 
gestellt werden. Er ergibt sich nach Abzug der Ver- 
käufe sowie der selbsterstellten Anlagen vom Pro- 
duktionswert des Staates, der anhand der laufenden 
Aufwendungen der Institutionen des Staatssektors 
gemessen wird. Zu den laufenden Aufwendungen 
für Verteidigungszwecke wird auch der Erwerb von 
militärischen Bauten und dauerhaften militärischen 
Ausrüstungen gerechnet. Sachleistungen der Sozial- 
versicherung, der Sozialhilfe usw. an private Haus- 
halte zählen zum Staatsverbrauch und nicht zum 
Privaten Verbrauch. 

Die Bruttoinvestitionen setzen sich aus Anlageinve- 
stitionen (Ausrüstungen und Bauten) und der Vor- 
ratsveränderung zusammen. 

Die Anlageinvestitionen umfassen die Käufe neuer 
Anlagen sowie von gebrauchten Anlagen und Land 
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nach Abzug der Verkäufe von gebrauchten Anlagen 
und Land. Als Anlagen werden in diesem Zusam- 
menhang alle dauerhaften reproduzierbaren Pro- 
duktionsmittel angesehen, mit Ausnahme dauerh 2 if- 
ter militärischer Güter und dauerhafter Güter, die in 
den Privaten Verbrauch eingehen. Als dauerhaft gel- 
ten diejenigen Produktionsmittel, deren Nutzungs- 
dauer mehr als ein Jahr beträgt und die normaler- 
weise aktiviert und abgeschrieben werden; ausge- 
nommen sind geringwertige Güter. 

Die Anlageinvestitionen werden unterteilt in Ausrü- 
stungsinvestitionen (Maschinen und maschinelle 
Anlagen, Fahrzeuge usw.) und Bauinvestitionen 
(Wohngebäude, Verwaltungsgebäude, gewerbliche 
Bauten, Straßen, Brücken, Wasserwege usw.). 

Die Vorratsveränderung wird anhand von Bestands- 
angaben für Vorräte berechnet, die zunächst auf 
eine konstante Preisbasis (1970) umgerechnet wer- 
den. Die Differenz zwischen Anfangs- und Endbe- 
ständen wird anschließend mit jahresdurchschnittli- 
chen Preisen bewertet Die so ermittelte Vorratsver- 
änderung ist frei von Scheingewinnen und -Verlu- 
sten, die aus preisbedingten Änderungen der Buch- 
werte resultieren. 

Als Außenbeitrag wird die Differenz zwischen der 
Ausfuhr und Einfuhr von Waren imd Dienstleistun- 
gen bezeichnet. Erfaßt werden die Waren- und 
Dienstleistungsximsätze zwischen Inländern und 
der übrigen Welt. Einbezogen in die Ausfuhr sind Er- 
werbs- xmd Vermögenseinkommen, die Inländer von 
der übrigen Welt bezogen haben; in der Einfuhr sind 


die an die übrige Welt geflossenen Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen enthalten. 

Beim Vergleich mit entsprechenden Positionen der 
Zahlxmgsbilanz ist zu beachten, daß in den Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen die übrige Welt 
neben dem Ausland auch die DDR und Berlin (Ost) 
umfaßt. 


5. Das Sozialprodukt in konstanten Preisen und die 
Preisentwicklung des Sozialprodukts 

Das Sozialprodukt und die wichtigsten Teilgrößen 
der Entstehungs- und Verwendungsrechnung wer- 
den auch in konstanten Preisen (von 1970) berech- 
net. Man spricht in diesem Fall auch vom realen So- 
zialprodukt im Gegensatz zum nominalen, das in je- 
weiligen Preisen ausgedrückt ist. Dividiert man no- 
minale durch die entsprechenden realen Größen, er- 
hält man Preisindizes auf der Basis 1970. Diese 
Preisindizes haben eine wechselnde Wägung, das 
heißt, ihnen liegt der „Warenkorb“ des jeweiligen 
Berichtsjahres zugrunde. Sie zeigen den Fh*eisstand 
im Berichtsjahr verglichen mit dem von 1970; die 
Preisentwicklung gegenüber dem jeweiligen Vor- 
jahr ist aus ihnen — wegen der wechselnden Wä- 
gung — nur mit Einschränkungen abzulesen. 

Weitere Hinweise zum Inhalt der in den Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen verwendeten Be- 
griffe werden in den Fußnoten zu den einzelnen Ta- 
bellen gegeben. 
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Tabellenteil 


A. Internationale Tabellen 


Tabelle 1* 


Kaufkraftparitäten zur Umrechnung der binnenwirtschaftlichen Ströme 
(letzte inländische Verwendung) 


1 Kaufkraftstandard = 



DM 

FF 

100 LIT 

HFL 

.. 

BFR 

LFR 

UKL 

IRL 

DKR 

I960 

4,34 

5,89 

5,75 

3,14 

56,92 

53,13 

0,394 

0,353 

6,96 

1964 

4,23 

6,01 

6,10 

3,23 

54,25 

54,69 

0,380 

0,357 

7,22 

1965 

4,22 

5,94 

6,11 

3,26 

54,55 

54,95 

0,383 

0,360 

7,44 

1966 

4,21 

5,91 

6,05 

3,34 

54,77 

54,48 

0,385 

0,356 

7,53 

1967 

4,15 

. 5,95 

6,07 

3,38 

55,11 

52,92 

0,386 

0,357 

7,74 

1968 

4,09 

5,99 

5,96 

3,37 

54,79 

54,39 

0,390 

0,362 

8,05 

1969 

4,03 

6,08 

5,90 

3,42 

53,94 

52,33 

0,392 

0,372 

8,10 

1970 

4,03 

6,02 

5,87 

3,40 

52,74 

51,96 

0,392 

0,381 

8,16 

1971 

4,02 

5,91 

5,86 

3,45 

52,11 

50,34 

0,398 

0,388 

8,21 

1972 

3,97 

5,87 

5,86 

.3,51 

51,74 

50,37 

0,402 

0,404 

8,32 

1973 

3,90 

5,79 

6,10 

3,50 

50,37 

49,55 

0,404 

0,415 

8,43 

1974 

3,67 

5,81 

6,57 

3,43 

50,27 

48,39 

0,424 

0,423 

8,65 

1975 

3,43 

5,77 

6,72 

3,37 

50,37 

47,94 

0,467 

0,459 

8,50 

1976 

3,25 

5,82 

7,32 

3,35 

49,69 

48,75 

0,490, 

0,496 

8,49 

1977 

3,11 

5,86 

7,97 

3,27 

48,95 

46,70 

0,512 

0,518 

8,59 

1978 

3,00 

5,99 

8,48 

3,21 

48,86 

46,05 

0,525 

0,528 

8,74 

1979 

2,89 

6,07 

9,02 

3,10 

45,64 

44,12 

0,546 

0,556 

8,76 


Zur Methode der Berechnung der Kaufkraftparitäten und Kaufkraftstandards siehe SAEG, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
ESVG 1960-1979, Heft 1981, S. XVIII ff. 
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Tabelle 2* 


Bevölkerung und Erwerbstätige^) in den EG-Ländern^) 

1000 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land^) 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 





Gesamtbevölkerung 





I960 

232 204 

55 433 

9 119 

45 684 

50 198 

315 

11483 

4 581 

52 559 

2 832 

1961 

234 372 

56 175 

9 166 

46 163 

50 523 

319 

11637 

4 617 

52 954 

2 818 

1962 

236 911 

56 837 

9 218 

46 998 

50 843 

323 

11801 

4 647 

53 414 

2 830 

1963 

239 201 

57 389 

9 283 

47 816 

51 198 

326 

11964 

4 684 

53 691 

2 850 

1964 

241 320 

57 971 

9 367 

48 310 

51 600 

330 

12 125 

4 720 

54 033 

2 864 

1965 

243 450 

58 619 

9 448 

48 758 

51 987 

333 

12 293 

4 758 

54 378 

2 876 

1966 

245 276 

59 148 

9 508 

49 164 

52 332 

335 

12 455 

4 797 

54 653 

2 884 

1967 

246 662 

59 286 

9 557 

49 548 

52 667 

335 

12 597 

4 839 

54 933 

2 900 

1968 

247 990 

59 500 

9 590 

49 914 

52 987 

337 

12 726 

4 867 

55 157 

2 913 

1969 

249 718 

60 067 

9 613 

50 318 

53 317 

339 

12 873 

4 891 

55 372 

2 929 

1970 

251 502 

60 651 

9 638 

50 772 

53 661 

340 

13 039 

4 929 

55 522 

2 950 

1971 

253 405 

61284 

9 673 

51251 

54 005 

345 

13 194 

4 963 

55 712 

2 978 

1972 

255 056 

61669 

9 711 

51 701 

54 412 

348 

13 330 

4 992 

55 869 

3 024 

1973 

256 633 

61976 

9 742 

52 118 

54 913 

353 

13 438 

5 022 

56 000 

3 072 

1974 

257 781 

62 054 

9 772 

52 460 

55 413 

358 

13 545 

5 045 

56 010 

3 124 

1975 

258 408 

61829 

9 801 

52 705 

55 829 

360 

13 666 

5 060 

55 981 

3 177 

1976 

258 804 

61 531 

9 818 

52 892 

56 168 

361 

13 774 

5 073 

55 959 

3 228 

1977 

259 267 

61400 

9 830 

53 078 

56 461 

362 

13 856 

5 089 

55 919 

3 272 

1978 

259 782 

61327 

9 840 

53 277 

56 714 

362 

13 942 

5 104 

55 902 

8 314 

1979 

260 435 

61 359 

9 848 

53 480 

56 914 

364 

14 039 

5 117 

55 946 

3 368 

1980 

261 284 

61 567 

9 859 

53 713 

57 070 

365 

14 149 

5 123 

56 010 

3 428 

! 




Erwerbstätige 





1960 

101 510 

26 080 

3 481 

19 581 

20 630 

134 

4 182 


24 313 

1 055 

1961 

102 324 

26 441 

3 510 

19 594 

20 667 

134 

4 243 


24 598 

1 053 

1962 

102 587 

26 534 

3 566 

19 628 

20 450 

135 

4 328 


24 770 

1 060 

1963 

102 676 

26 596 

3 592 

19 820 

20 139 

134 

4 387 


24l800 

1 066 

1964 

103 295 

26 618 

3 641 

20 031 

20 066 

135 

4 464 


25 083 

1071 

1965 

103 454 

26 769 

3 648 

20 105 

19 680 

136 

4 502 


25 320 

1069 

1966 

103 442 

26 686 

3 665 

20 262 

19 377 

136 

4 537 

2 234 

25 479 

1 066 

1967 

102 427 

25 817 

3 654 

20 317 

19 596 

134 

4 523 

2 221 

25 106 

1 060 

1968 

102 304 

25 839 

3 650 

20 303 

19 585 

133 

4 565 

2 239 

24 927 

1 063 

1969 

103 340 

26 240 

3 711 

20 644 

19 676 

134 

4 641 

2 266 

24 962 

1066 

1970 

103 874 

26 570 

3 691 

20 856 

19 741 

137 

4 696 

2 281 

24 848 

1053 

1971 

103 714 

26 639 

3 729 

20 934 

19 728 

143 

4 724 

2 278 

24 485 

1 055 

1972 

103 501 

26 580 

3 725 

21037 

19 509 

147 

4 683 

2 309 

24 461 

1050 

1973 

104 651 

26 648 

3 774 

21 303 

19 656 

150 

4 685 

2 339 

25 039 

1057 

1974 

104 774 

26 155 

3 828 

21461 

19 947 

155 

4 687 

2 344 

25 128 

1 069 

1975 

103 443 

25 266 

3 776 

21236 

19 978 

154 

4 656 

2 324 

25 000 

1053 

1976 

103 325 

25 033 

3 752 

21389 

20 138 

152 

4 649 

2 358 

24 818 

1037 

1977 

103 668 

24 993 

3 746 

21 566 

20 269 

151 

4 659 

2 359 

24 883 

1042 

1978 

104 117 

25 181 

3 748 

21642 

20 376 

150 

4 681 

2 368 

24 920 

1 051 

1979 

104 763 

25 519 

3 794 

21620 

20 458 

150 

4 723 

2 388 

25 071 

1 065 


Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort). 

Ohne Griechenland. 

Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle. Quelle: SAEG 
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Tabelle 3* 


Beschäftigte Arbeitnehmer^) und registrierte Arbeitslose in den EG-Ländern^) 

1000 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land’) 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 





Beschäftigte Arbeitnehmer 





1960 

77 005 

20 090 

2 565 

13 926 

12 257 

95 

3 296 


22 547 

650 

1961 

78 430 

20 580 

2 609 

14 086 

12 588 

96 

3 369 


22 839 

650 

1962 

79 588 

20 876 

2 674 

14 261 

12 885 

97 

3 465 


23 024 

659 

1963 

80 551 

21 113 

2 724 

14 583 

13 093 

99 

3 536 


23 067 

669 

1964 

81 626 

21 349 

2 799 

14 913 

13 088 

101 

3 623 


23 363 

680 

1965 

82 178 

21 639 

2 828 

15 095 

12 780 

103 

3 676 


23 614 

702 

1966 

82 596 

21 650 

2 854 

15 353 

12 669 

105 

3 722 

1 757 

23 785 

702 

1967 

81 807 

20 921 

2 845 

15 508 

12 918 

103 

3 718 

1 754 

23 335 

705 

1968 

82 089 

21054 

2 845 

15 590 

13 076 

104 

3 775 

1 781 

23 149 

715 

1969 

83 608 

21 636 

2 911 

16 051 

13 388 

106 

3 865 

1 816 

23 109 

726 

1970 

84 744 

22 148 

2 985 

16 584 

13 472 

111 

3 933 

1 840 

22 946 

725 

1971 

85 070 

22 328 

3 048 

16 813 

13 635 

117 

3 972 

1 845 

22 576 

737 

1972 

85 436 

22 360 

3 063 

17 068 

13 698 

122 

3 942 

1884 

22 562 

737 

1973 

86 834 

22 500 

3 123 

17 450 

13 918 

125 

3 958 

1 919 

23 092 

749 

1974 

87 174 

22 092 

3 186 

17 706 

14 192 

130 

3 972 

1 928 

23 203 

765 

1975 

86 154 

21329 

3 138 

17 571 

14 253 

130 

3 956 

1 913 

23 114 

751 

1976 

86 246 

21 233 

3 121. 

17 778 

14 398 

129 

3 965 

1 950 

22 932 

740 

1977 

86 757 

21 296 

3 118 

17 990 

14 531 

128 

3 996 

1 952 

22 997 

749 

1978 

87 261 

21 556 

3 120 

18 102 

14 568 

127 

4 028 

1 961 

23 034 

764 

1979 

88 143 

21 954 

3 162 

18 118 

14 772 


4 075 

1 995 

23 185 

785 





Registrierte Arbeitslose 





1960 

2 549 

271 

110 

131 

1 546 

0,1 

30 

31 

377 

53 

1961 

2 203 

181 

88 

112 

1407 

0,1 

22 

25 

347 

21 

1962 

2 073 

155 

71 

125 

1 162 

0,1 

23 

23 

467 

47 

1963 

2 117 

186 

54 

143 

1 069 

0,2 

25 

32 

558 

50 

1964 

1 916 

169 

53 

113 

1 087 

0,0 

22 

19 

404 

49 

1965 

1 972 

147 

65 

141 

1 180 

0,0 

27 

16 

347 

49 

1966 

1961 

.161 

74 

147 

1 115 

0,0 

37 

18 

361 

48 

1967 

2 490 

459 

98 

196 

1 024 

0,2 

79 

22 

557 

55 

1968 

2 407 

323 

116 

254 

961 

0,1 

72 

39 

583 

59 

1969 

2 093 

179 

87 

223 

887 

0,0 

53 

31 

576 

57 

1970 

2 127 

149 

81 

262 

888 

0,0 

46 

24 

612 

65 

1971 

2 591 

185 

85 

338 

1038 

0,020 

62 

29 

792 

62 

1972 

2 868 

246 

105 

384 

1 048 

0,042 

108 

28 

876 

72 

1973 

2 597 

273 

111 

394 

1 005 

0,046 

110 

18 

619 

67 

1974 

3 067 

583 

124 

498 

997 

0,057 

135 

48 

615 

67 

1975 

4 612 

1 074 

208 

840 

1 107 

0,264 

195 

114 

978 

96 

1976 

5 239 

1 060 

267 

934 

1 182 

0,456 

211 

118 

1 359 

108 

1977 

5 736 

1 030 

308 

1 072 

1 382 

0,820 

207 

147 

1484 

106 

1978 

5 973 

993 

333 

1 167 

1 529 

1,166 

206 

170 

1475 

99 

1979 

6 060 

876 

352 

1350 

1 653 

1,055 

210 

138 

1391 

90 

1980 

6 807 

889 

382 

1451 

1 778 

1,094 

248 

162 

1 795 

102 


Inlandskonzept (nach dem Beschäftigimgsort). 

Ohne Griechenland. 

Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle. Quelle: SAEG 
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Tabelle 4* 


Bruttoinlandsprodukt in den EG-Ländern^) 

MrdKKS^) 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten 




1964 

365,5 

99,3 

14,1 

74,7 

59,7 

0,6 

18,9 


87,1 

2,5 

1965 

396,0 

108,9 

15,2 

81,5 

64,0 

0,6 

20,8 


92,9 

2,7 

1966 

425,3 

115,9 

16,3 

88,6 

70,1 

0,7 

22,2 

10,2 

98,5 

2,9 

1967 

450,9 

119,2 

17,3 

95,1 

77,0 

0,7 ' 

24,0 

10,9 

103,7 

3,1 

1968 

490,7 

130,7 

18,7 

102,6 

84,8 

0,8 

26,6 

11,7 

111,3 

3,5 

1969 

545,1 

148,0 

21,0 

115,2 

94,7 

0,9 

29,7 

13,2 

118,4 

3,9 

1970 

613,2 

168,6 

24,0 

130,0 

107,1 

1,0 

33,8 

14,6 

129,8 

4,3 

1971 

682,3 

188,3 

26,5 

147,6 

116,8 

1,1 

37,6 

16,0 

143,5 

4,8 

1972 

757,7 

208,7 

29,9 

167,1 

128,2 

1,2 

41,7 

18,2 

157,1 

5,6 

1973 

870,4 

237,3 

34,9 

192,4 

147,9 

1,5 

48,1 

20,6 

181,1 

6,5 

1974 

986,4 

271,4 

41,0 

220,0 

170,0 

1,9 

55,5 

22,4 

197,1 

7,2 

1975 

1 108,6 

303,1 

45,1 

251,8 

186,9 

1,8 

62,3 

25,6 

223,9 

8,1 

1976 

1 268,8 

346,8 

51,8 

288,1 

215,1 

2,0 

72,0 

29,7 

254,2 

9,2 

1977 

1409,2 

388,3 

56,8 

320,9 

238,6 

2,2 

80,2 

32,7 

279,1 

10,5 

1978 

1 562,1 

431,9 

62,3 

356,5 

261,8 

2,4 

87,9 

35,7 

311,4 

12,1 

1979 

1 753,5 

486,5 

69,4 

400,4 

298,5 

2,7 

96,5 

39,5 

346,6 

13,3 




in Preisen und Kaufkraftparitäten von 1975 




1964 

748,6 

206,6 

29,1 

152,7 

120,8 

1,3 

38,5 


176,9 


1965 

778,8 

218,0 

30,1 

160,0 

124,3 

1,3 

40,6 


180,8 


1966 

806,8 

224,0 

31,0 

168,3 

131,6 

1,3 

41,7 

19,2 

184,3 


1967 

834,1 

224,3 

32,2 

176,1 

141,0 

1,3 

43,9 

20,1 

189,3 


1968 

876,9 

238,1 

33,6 

183,5 

149,9 

1,4 

46,7 

21,0 

196,7 


1969 

925,9 

256,4 

35,8 

196,0 

158,7 

1,5 

49,7 

22,3 

199,0 


1970 

971,1 

271,3 

38,0 

207,3 

167,0 

1,5 

53,0 

22,9 

203,3 

6,8 

1971 

1 003,6 

280,2 

39,5 

218,5 

169,5 

1,6 

55,4 

23,5 

208,4 

7,0 

1972 

1 042,6 

290,7 

41,6 

231,1 

174,5 

1,7 

57,4 

24,9 

213,5 

7,4 

1973 

1 105,6 

305,9 

44,1 

243,2 

186,9 

1,9 

60,7 

25,9 

229,2 

7,8 

1974 

1 125,0 

308,8 

46,0 

251,1 

194,4 

1,9 

62,9 

25,7 

226,1 

8,1 

1975 

1 108,6 

303,1 

45,1 

251,8 

186,9 

1,8 

62,3 

25,6 

223,9 

8,1 

1976 

1 163,1 

318,5 

47,5 

263,9 

197,3 

1,8 

65,6 

27,3 

232,9 

8,3 

1977 

1 188,8 

328,1 

47,8 

271,9 

200,8 

1,8 

67,1 

27,9 

234,7 

8,8 

1978 

1 225,9 

338,9 

49,3 

280,9 

205,3 

1,9 

68,6 

28,3 

243,3 

9,4 

1979 

1 266,1 

353,5 

50,4 

289,7 

215,0 

2,0 

70,2 

29,4 

246,3 

9,6 


Ohne Griechenland. • 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, „Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 

QueUe: SAEG 
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Drucksache 9/1061 


Tabelle 5* 


Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen in den EG-Ländern 

KKS^) 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




in jeweiligen Preisen und Kauf kraftparitäten 




1964 

3 539 

3 732 

3 861 

3 728 

2 973 

4 496 

4 233 


3 474 

2 373 

1965 

3 828 

4 068 

4 171 

4 054 

3 251 

4 686 

4 626 


3 668 

2 507 

1966 

4 111 

4 345 

4 444 

4 373 

3 617 

4 928 

4 884 

4 561 

3 865 

2 675 

1967 

4 403 

4 615 

4 746 

4 679 

3 928 

5 291 

5 297 

4 918 

4 131 

2 928 

1968 

4 796 

5 059 

5 114 

5 054 

4 330 

5 692 

5 837 

5 219 

4 464 

3 284 

1969 

5 275 

5 639 

5 670 

5 581 

4 814 

6 745 

6 400 

5 846 

4 744 

3 678 

1970 

5 903 

6 347 

6 489 

6 234 

5 426 

7 516 

7 189 

6 381 

5 224 

4 079 

1971 

6 579 

7 067 

7 118 

7 052 

5 922 

7 714 

7 965 

7 027 

5 860 

4 567 

1972 

7 321 

7 851 

8 039 

7 943 

6 570 

8 288 

8 908 

7 881 

6 423 

5 286 

1973 . 

8 318 

8 907 

9 247 

9 034 

7 522 

10 210 

10 262 

8 827 

7 233 

6 185 

1974 

9 415 

10 376 

10 708 

10 253 

8 522 

12 293 

11 850 

9 544 

7 842 

6 690 

1975 

10 717 

11 997 

11954 

11 859 

9 357 

11 473 

13 376 

11002 

8 956 

7 689 

1976 

12 280 

13 853 

13 797 

13 469 

10 679 

13 217 

15 496 

12 586 

10 241 

8 901 

1977 

13 593 

15 535 

15 152 

14 880 

11773 

14 297 

17 214 

13 853 

11 215 

10 120 

1978 

15 003 

17 150 

16 624 

16 474 

12 850 

15 892 

18 777 

15 091 

12 496 

11531 

1979 

16 737 

19 082 

18 305 

18 518 

14 593 


20 436 

16 548 

13 825 

12 534 




in Preisen und Kaufkraftparitäten von 1975 




1964 

7 248 

7 761 

7 989 

7 621 

6 018 

9 459 

8 635 


7 051 


1965 

7 528 

8 143 

8 254 

7 959 

6 318 

9 549 

9 013 


7 139 


1966 

7 799 

8 392 

8 463 

8 305 

6 791 

9 687 

9 187 

8 611 

7 233 


1967 

8 143 

8 689 

8 827 

8 669 

7 193 

10 053 

9 704 

9 068 

7 539 


1968 

8 572 

9 214 

9 198 

9 037 

7 654 

10 481 

10 232 

9 367 

7 889 


1969 

8 960 

9 770 

9 635 

9 496 

8 067 

11 378 

10 716 

9 851 

7 973 


1970 

9 349 

10 212 

10 282 

9 940 

8 462 

11 163 

11 290 

10 025 

8 181 

6 443 

1971 

9 677 

10 520 

10 581 

10 437 

8 594 

11 142 

11718 

10 311 

8 513 

6 656 

1972 

10 074 

10 935 

11 159 

10 986 

8 945 

11 473 

12 247 

10 764 

8 727 

7 082 

1973 

10 564 

11 480 

11 673 

11418 

9 509 

12 409 

12 947 

11 066 

9 156 

7 390 

1974 

10 737 

11 808 

12 015 

11 698 

9 744 

12 564 

13 419 

10 957 

8 999 

7 549 

1975 

10 717 

11 997 

11954 

11 859 

9 356 

11 473 

13 376 

11 002 

8 956 

7 689 

1976 

11 257 

12 723 

12 664 

12 339 

9 799 

11 961 

14 113 

11 557 

9 384 

8 011 

1977 

11468 

13 127 

12 772 

12 607 

9 906 

12 210 

14 392 

11 812 

9 432 

8 443 

1978 

11 775 

13 460 

13 146 

12 980 

10 076 

12 830 

14 663 

11 958 

9 763 

8 922 

1979 

12 085 

13 864 

13 280 

13 401 

10 511 


14 862 

12 292 

9 825 

9 052 


Ohne Griechenland. 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, ,, Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 

Quelle: SAEG 
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Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Tabelle 6* 


Verfügbares Netto Volkseinkommen^) und Einkommen aus unselbständiger Arbeit in den EG-Ländem^) 

in jeweiligen Preisen und Kauf kraft Paritäten 
Mrd KKS 


Jahr 

Etu’opä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




Verfügbares Nettovolkseinkommen 




1964 

332,8 

88,8 

12,8 

67,4 

55,1 

0,5 

17,4 


80,4 

2,5 

1965 

360,3 

96,9 

13,9 

73,5 

59,2 

0,5 

19,1 


85,9 

2,6 

1966 

386,2 

102,9 

14,8 

79,7 

65,0 

0,6 

20,3 

9,4 

90,6 

2,7 

1967 

409,0 

105,3 

15,8 

85,4 

71,5 

0,6 

22,0 

10,1 

95,3 

3,0 

1968 

445,4 

115,9 

17,0 

92,3 

78,8 

0,7 

24,4 

ao,9 

102,0 

3,4 

1969 

495,2 

131,5 

19,1 

103,8 

88,1 

0,8 

27,3 

12,3 

108,6 

3,7 

1970 

555,0 

149,0 

21,7 

117,1 

99,0 

0,9 

31,0 

13,5 

118,8 

4,1 

1971 

616,1 

165,6 

23,9 

132,9 

108,1 

1,0 

34,3 

14,8 

130,9 

4,6 

1972 

683,0 

183,1 

27,1 

150,4 

118,5 

1,1 

38,1 

16,8 

142,6 

5,3 

1973 

783,7 

208,1 

31,6 

172,5 

136,0 

1,5 

44,2 

19,3 

164,3 

6,2 

1974 

880,6 

236,4 

37,0 

195,5 

154,3 

1,9 

50,7 

20,7 

177,2 

6,8 

1975 

981,4 

263,0 

40,7 

222,5 

167,3 

1,9 

55,7 

23,3 

199,2 

7,8 

1976 

1 124,1 

302,2 

47,0 

253,0 

193,0 

2,2 

65,1 

27,3 

225,5 

8,7 

1977 

1 247,0 

337,9 

51,1 

283,2 

214,0 

2,4 

72,4 

30,0 

245,9 

10,1 

1978 

1 383,1 

378,1 

56,2 

315,1 

235,0 

2,5 

78,8 

32,6 

273,2 

11,6 

1979 

1 553,4 

424,5 

62,6 

355,3 

269,8 


86,3 

35,5 

303,9 

12,7 




E inkommen aus unselbständiger Arbeit 




1964 

187,9 

49,9 

6,8 

34,9 

28,4 

0,3 

9,9 


52,1 

1,2 

1965 

204,6 

55,5 

7,5 

38,1 

30,0 

0,3 

11,1 


55,8 

1,3 

1966 

220,6 

59,9 

8,1 

41,3 

32,4 

0,3 

12,2 

5,4 

59,5 

1,4 

1967 

232,1 

60,7 

8,7 

44,3 

35,7 

0,4 

13,1 

5,8 

61,8 

1,6 

1968 

252,4 

66,1 

9,3 

49,2 

39,5 

0,4 

14,5 

6,3 

65,5 

1,7 

1969 

281,1 

75,5 

10,4 

55,5 

44,0 

0,4 

16,6 

7,1 

69,7 

1,9 

1970 

324,3 

89,3 

12,0 

63,5 

51,7 

0,5 

19,2 

7,9 

78,1 

2,2 

1971 

365,3 

101,3 

13,8 

73,1 

59,2 

0,6 

21,6 

8,8 

84,4 

2,5 

1972 

408,3 

112,8 

15,9 

82,4 

66,1 

0,7 

23,8 

9,7 

94,2 

2,8 

1973 

474,3 

130,5 

18,8 

96,4 

77,2 

0,8 

27,6 

11,1 

108,7 

3,3 

1974 

554,8 

152,3 

22,8 

114,6 

89,2 

1,0 

32,7 

12,7 

125,5 

3,9 

1975 

642,0 

169,9 

26,1 

135,8 

105,9 

1,2 

37,5 

14,6 

146,3 

4,6 

1976 

721,1 

192,1 

30,3 

156,3 

118,7 

1,3 

42,0 

16,5 

158,8 

5,1 

1977 

797,9 

215,0 

33,6 

176,1 

133,6 

1,5 

46,9 

18,0 

167,7 

5,6 

1978 

881,6 

237,5 

37,0 

194,6 

147,0 

1,6 

51,5 

19,4 

186,6 

6,5 

1979 

985,6 

265,3 

41,3 

217,2 

165,1 

1,7 

57,2 

21,4 

209,0 

. 7,4 


Nettosozialprodukt zu Marktpreisen. 

Ohne Griechenland. 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

'*) Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, ,,Eiu-opäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 

QueUe: SAEG 
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Tabelle 7* 


Privater Verbrauch in den EG-Ländern *) 

MrdKKS^) 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten 




1964 

225,6 

58,2 

9,0 

45,9 

37,9 

0,4 

11,1 


56,0 

1,9 

1965 

243,9 

64,4 

9,7 

49,6 

40,7 

0,4 

12,2 


59,2 

2,0 

1966 

263,0 

69,3 

10,3 

54,0 

45,4 

0,4 

12,9 

6,1 

62,4 

2,1 

1967 

280,0 

72,7 

10,8 

58,0 

49,9 

0,4 

13,8 

6,6 

65,5 

2,3 

1968 

302,2 

78,5 

11,8 

62,8 

54,1 

0,4 

15,1 

6,9 

70,0 

2,5 

1969 

333,0 

87,5 

13,0 

70,6 

60,0 

0,5 

16,9 

7,7 

74,1 

2,8 

1970 

369,2 

97,1 

14,2 

78,3 

67,8 

’ 0,5 

19,1 

8,4 

80,7 

3,0 

1971 

410,9 

108,7 

15,8 

89,4 

73,7 

0,6 

21,2 

9,0 

89,1 

3,3 

1972 

458,0 

121,2 

17,8 

101,0 

81,2 

0,7 

23,4 

9,8 

99,4 

3,6 

1973 

520,9 

136,0 

20,9 

115,6 

92,8 

0,8 

26,6 

11,3 

112,8 

4,2 

1974 

594,7 

156,5 

24,2 

134,6 

106,9 

0,9 

30,6 

12,4 

123,9 

4,9 

1975 

683,0 

184,7 

27,3 

155,8 

121,2 

1,0 

35,5 

14,3 

138,0 

5,2 

1976 

775,1 

210,5 

31,5 

179,0 

135,9 

1,2 

40,9 

17,0 

153,4 

5,8 

1977 

862,3 

235,6 

34,8 

199,5 

150,9 

1,3 

46,2 

18,6 

168,8 

6,6 

1978 

952,9 

260,1 

38,0 

221,8 

164,7 

1,4 

50,7 

19,8 

188,8 

7,5 

1979 

1 068,6 

289,7 

43,1 

249,5 

187,2 


56,0 

22,2 

211,1 

8,2 




in Preisen und Kaufkraftparitäten von 1975'^) 




1964 

444,8 

115,6 

17,6 

92,7 

74,4 

0,7 

21,5 


108,6 


1965 

463,7 

123,5 

18,3 

96,6 

77,2 

0,7 

23,0 


110,2 


1966 

482,5 

127,8 

18,8 

101,3 

82,8 

0,7 

- 23,6 

11,2 

112,4 


1967 

500,4 

129,9 

19,3 

106,4 

88,6 

0,7 

24,7 

11,5 

115,2 


1968 

522,1 

136,1 

20,4 

110,3 

93,1 

0,7 

26,2 

11,8 

119,1 


1969 

550,3 

146,3 

21,4 

117,4 

99,1 

0,8 

28,0 

12,6 

120,0 


1970 

579,5 

156,0 

22,1 

122,9 

106,3 

0,8 

30,2 

• 13,0 

123,3 

4,7 

1971 

604,7 

• 164,2 

23,2 

130,6 

109,4 

0,9 

31,3 

13,0 

127,2 

4,9 

1972 

633,8 

171,3 

24,5 

138,5 

113,2 

0,9 

32,4 

13,3 

134,8 

5,1 

1973 

663,3 

175,4 

26,4 

146,3 

119,7 

0,9 

33,6 

14,1 

141,4 

5,4 

1974 

672,3 

177,7 

27,2 

150,9 

122,8 

1,0 

34,4 

13,9 

138,9 

5,5 

1975 

683,0 

184,7 

27,3 

155,8 

121,2 

1,0 

35,5 

14,3 

138,0 

5,2 

1976 

708,5 

191,5 

28,8 

164,2 

125,4 

1,1 

37,3 

15,5 

139,4 

5,3 

1977 

723,8 

197,2 

29,3 

168,8 

128,3 

1,1 

38,9 

15,5 

139,1 

5,6 

1978 

752,5 

205,0 

30,0 

176,2 

132,0 

1,1 

40,2 

15,4 

146,6 

6,0 

1979 

778,8 

210,8 

31,4 

181,9 

138,8 


41,1 

15,7 

151,7 

6,2 


Ohne Griechenland. 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

Berechnet nach dem ESVG {Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, ,, Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 


Quelle: SAEG 
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Tabelle 8* 


Staatsverbrauch in den EG->Ländem 
MrdKKS^) 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten*) 





51,4 

11,8 

1,8 

9,9 

8,8 

0,1 

2,9 


14,4 

0,3 


56,7 

13,2 

1,9 

10,7 

10,0 

0,1 

3,2 


15,7 

0,4 

1966 

61,1 

14,0 

2,1 

11,5 

10,7 

0,1 

3,5 

1,8 

17,0 

0,4 


66,1 

15,0 

2,3 

12,3 

11,4 

0,1 

3,9 

2,0 

18,7 

0,4 


71,2 

15,5 

2,5 

13,9 

12,6 

0,1 

4,2 

2,2 

19,7 

0,5 


78,2 

17,7 

2,9 

15,4 

13,9 

0,1 

4,7 

2,5 

20,4 

0,5 

1970 

88,4 

20,3 

3,2 

17,5 

15,3 

0,1 

5,5 

2,9 

23,0 

0.6 

1971 

102,8 

24,1 

3,7 

19,8 

18,7 

0,1 

6,3 

3,4 

25,8 

0,7 

1972 

115,2 

26,7 

4,3 

22,0 

21,3 

0,1 

7,0 

3,9 

29,1 

0,8 

1973 

131,6 

31,1 

5,1 

25,3 

23,5 

0,2 

7,8 

4,3 

33,2 

1,0 

1974 

155,4 

37,8 

6,0 

29,9 

26,3 

0,2 

9,4 

5,2 

39,2 

1,2 

1975 

186,0 

43,7 

7,4 

36,2 

29,8 

0,3 

11,3 

6,3 , 

49,5 

1,5 

1976 

208,2 

47,9 

8,5 

42,1 

32,8 

0,3 

12,9 

7,2 

54,7 

1,7 

1977 

229,1 

52,9 

9,6 

47,3 

37,6 

0,3 

14,6 

7,8 

57,1 

1,9 

1978 

256,6 

58,9 

11,0 

53,3 

43,1 

0,4 

16,2 

8,8 

62,8 

2,1 

1979 

288,1 

66,4 

12,4 

59,5 

48,4 

0,4 

18,2 

10,0 

70,2 

2,6 




in Preisen und Kaufkraftparitäten von 1975 *) 




1964 

130,2 

31,7 

4,4 

24,7 

19,5 

0,2 

8,4 


36,8 


1965 

134,5 

33,1 

4,7 

25,5 

20,2 

0,2 

8,6 


37,7 


1966 

137,8 

33,2 

4,9 

26,2 

21,0 

0,2 

8,7 

4,0 

38,8 


1967 

143,8 

34,1 

5,2 

27,3 

22,0 

0,2 

8,9 

4,3 

41,0 


1968 

146,7 

33,6 

5,4 

28,8 

23,1 

0,2 

9,1 

4,5 

41,1 


1969 

150,7 

35,4 

5,7 

30,0 

23,8 

0,2 

9,5 

4,9 

40,4 


1970 

156,2 

37,1 

5,8 

31,2 

24,6 

0,2 

10,1 

5,2 

40,9 

1,1 

1971 

162,8 

39,0 

6,1 

32,3 

26,0 

0,2 

10,4 

5,4 

42,2 

1,2 

1972 

168,8 

40,1 

6,5 

33,2 

27,4 

0,2 

10,6 

5,7 

43,9 

1,3 

1973 

175,0 

41,8 

6,8 

34,2 

28,0 

0,2 

10,7 

5,9 

46,0 

1,3 

1974 

178,8 

43,0 

7,1 

34,6 

28,8 

0,2 

10,9 

6,1 

46,7 

1,4 

1975 

186,0 

43,7 

7,4 

36,2 

29,8 

0,3 

11,3 

6,3 

49,5 

1,5 

1976 

191,3 

44,0 

7,7 

38,3 

30,6 

0,3 

11,8 

6,5 

50,6 

1,6 

1977 

193,0 

44,2 

7,9 

38,8 

31,3 

0,3 

12,2 

6,7 

50,1 

1,6 

1978 

199,8 

46,2 

8,5 

40,5 

31,8 

0,3 

12,6 

7,1 

51,2 

1,7 

1979 

205,1 

47,6 

8,7 

41,6 

32,7 

0,3 

12,9 

7,4 

52,2 

1,7 


Ohne Griechenland. 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, „Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 

Quelle; SAEG 
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Tabelle 9* 


Bruttoanlageinvestitionen in den EG-Landern^) 

Mrd KKS^) 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten 




1964 

83,4 

26,4 

3,1 

17,1 

13,2 

0,2 

4,8 


15,9 

0,5 

1965 

88,3 

28,4 

3,4 

19,0 

12,3 

0,2 

5,2 


17,0 

0,6 

1966 

94,3 

29,5 

3,7 

21,0 

13,2 

0,2 

5,8 

2,4 

18,0 

0,6 

1967 

98,3 

27,5 

4,0 

22,6 

15,0 

0,2 

6,3 

2,6 

19,5 

0,6 

1968 

106,3 

29,4 

4,0 

23,9 

17,2 

0,2 

7,1 

2,7 

21,0 

0,7 

1969 

119,6 

34,6 

4,5 

27,0 

19,9 

0,2 

7,3 

3,2 

21,9 

0,9 

1970 

139,4 

43,1 

5,4 

30,4 

22,9 

0,2 

8,7 

3,6 

24,2 

1,0 

1971 

155,6 

49,7 

5,8 

34,8 

23,8 

0,3 

9,7 

3,9 

26,4 

1,1 

1972 

170,1 

54,0 

6,4 

39,5 

25,3 

0,3 

9,9 

4,5 , 

28,8 

1,3 

1973 

195,3 

57,8 

7,5 

45,8 

30,6 

0,4 

11,1 

5,3 

35,3 

1,6 

1974 

219,0 

58,9 

9,3 

53,5 

37,7 

0,5 

12,1 

5,5 

39,8 

1,7 

1975 

234,1 

62,6 

10,1 

58,6 

38,4 

0,5 

12,9 

5,5 

43,7 

1,8 

1976 

264,5 

71,3 

11,4 

67,1 

42,9 

0,5 

13,8 

7,1 

48,2 

2,2 

1977 

288,2 

80,0 

12,3 

71,4 

46,7 

0,6 

16,8 

7,5 

50,3 

2,6 

1978 

317,8 

91,6 

13,4 

76,4 

48,9 

0,6 

18,8 

8,1 

56,6 

3,4 

1979 

361,7 

110,2 

14,6 

85,2 

55,8 

0,7 

20,9 

8,6 

61,6 

4,2 




in Preisen und Kaufkraftparitäten von 1975 




1964 

171,6 

52,3 

6,9 

33,5 

30,8 

0,5 

9,2 


33,2 


1965 

176,5 

54,8 

7,2 

35,9 

28,2 

0,4 

9,6 


34,8 


1966 

183,3 

55,5 

7,6 

38,5 

29,4 

0,4 

10,4 

4,7 

35,7 


1967 

189,8 

51,8 

7,9 

40,8 

32,9 

0,4 

11,3 

5,0 

38,7 


1968 

200,8 

53,8 

7,8 

43,1 

36,4 

0,3 

12,6 

5,1 

40,4 


1969 

214,5 

59,4 

8,2 

47,0 

39,2 

0,4 

12,3 

5,8 

40,6 


1970 

227,3 

65,8 

8,9 

49,2 

40,4 

0,4 

13,4 

5,9 

41,7 

1,6 

1971 

234,9 

70,0 

8,7 

52,7 

39,1 

0,5 

13,9 

6,0 

42,3 

1,7 

1972 

242,4 

72,5 

9,0 

56,5 

39,5 

0,5 

13,5 

6,6 

42,5 

1,9 

1973 

254,1 

72,6 

9,6 

59,9 

42,5 

0,6 

14,1 

7,1 

45,4 

2,2 

1974 

246,7 

65,4 

10,3 

60,5 

44,0 

0,5 

13,6 

6,3 

44,2 

1,9 

1975 

234,1 

62,6 

10,1 

58,6 

38,4 

0,5 

12,9 

5,5 

43,7 

1,8 

1976 

241,7 

65,5 

10,5 

60,6 

39,2 

0,5 

12,6 

6,6 

44,2 

2,0 

1977 

243,1 

68,1 

10,4 

59,4 . 

39,1 

0,5 

14,0 

6,4 

43,0 

2,1 

1978 

250,1 

72,0 

10,6 

59,8 

39,1 

0,5 

14,6 

6,5 

44,6 

2,5 

1979 

259,2 

78,2 

10,6 

61,3 

40,8 

0,5 

14,6 

6,3 

43,9 

2,9 


Ohne Griechenland. 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, ,, Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 

Quelle: SAEG 
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Tabelle 10* 


Außenhandel der EG-Länder^) 

in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten 

MrdKKS^) 


Jahr 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 




Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 




1964 

66,9 

17,0 

6,0 

10,3 

6,8 

0,5 

6,9 

2,4 

16,4 

0,6 

1965 

73,9 

18,8 

6,5 

11,6 

8,1 

0,5 

7,6 

2,6 

17,6 

0,7 

1966 

80,9 

21,1 

7,2 

12,6 

9,0 

0,5 

8,0 

2,8 

18,8 

0,8 

1967 

86,2 

22,9 

. 7,6 

13,6 

10,0 

0,5 

8,6 

2,9 

19,2 

0,9 

1968 

98,8 

26,8 

8,8 

15,5 

12,0 

0,6 

10,0 

3,1 

21,1 

1,0 

1969 

114,7 

31,1 

10,7 

18,0 

13,9 

0,7 

12,0 

3,6 

23,6 

1,1 

1970 

133,2 

36,9 

12,5 

21,1 

15,6 

0,9 

14,1 

4,0 

26,9 

1,2 

1971 

149,0 

41,5 

13,4 

24,2 

17,2 

0,9 

16,2 

4,3 

29,9 

1,4 

1972 

164,7 

46,0 

15,6 

28,0 

19,4 

1,0 

18,5 

4,8 

29,8 

1,6 

1973 

201,8 

59,4 

20,0 

35,1 

21,3 

1,4 

23,4 

6,1 

33,4 

1,9 

1974 

272,3 

81,7 

26,6 

45,7 

29,5 

1,9 

32,5 

7,9 

44,1 

2,3 

1975 

283,3 

80,9 

26,0 

50,6 

32,5 

1,6 

33,8 

8,5 

46,7 

2,7 

1976 

344,1 

101,2 

32,7 

60,0 

38,6 

1,8 

42,2 

9,9 

54,4 

3,2 

1977 

389,5 

114,2 

37,0 

67,7 

45,3 

2,0 

45,3 

10,8 

63,1 

4,0 

1978 

420,6 

124,0 

39,0 

74,4 

50,1 

2,2 

47,0 

11,3 

67,9 

4,7 

1979 

486,2 

138,3 

45,0 

86,3 

60,2 

2,3 

54,9 

13,0 

80,5 

5,5 




Einfuhr von Waren und Dienstleistungen“^) 




1964 

68,1 

15,5 

6,0 

10,3 

7,4 

0,5 

7,3 

2,6 

17,5 

0,9 

1965 

73,0 

18,3 

6,4 

10,7 

7,6 

0,5 

7,8 

2,8 

17,9 

1,0 

1966 

78,8 

19,1 

7,3 

12,2 

8,9 

0,5 

8,4 

3,0 

18,5 

1,1 

1967 

83,0 

18,6 

7,4 

13,2 

10,2 

0,5 

8,9 

3,1 

20,0 

1,1 

1968 

94,1 

22,1 

8,7 

15,3 

11,2 

0,5 

10,0 

3,3 

21,8 

1,2 

1969 

110,6 

26,8 

10,4 

18,8 

13,6 

0,6 

11,9 

3,9 

23,1 

1,5 

1970 

128,9 

32,6 

11,8 

20,7 

16,3 

0,8 

14,5 

4,5 

26,0 

1,6 

1971 

141,2 

36,7 

12,7 

22,8 

17,4 

0,9 

16,3 

4,7 

28,1 

1,8 

1972 

155,7 

39,9 

14,4 

26,6 

19,8 

0,9 

17,3 

4,8 

30,1 

1,9 

1973 

195,9 

48,8 

18,9 

33,9 

25,3 

1,2 

21,7 

6,7 

37,2 

2,3 

1974 

274,9 

65,0 

26,1 

49,0 

37,5 

1,6 

30,7 

8,9 

53,1 

3,2 

1975 

272,5 

68,4 

25,5 

48,7 

34,4 

1,6 

31,1 

8,9 

50,7 

3,1 

1976 

341,6 

88,4 

32,5 

63,6 

42,8 

1,9 

38,7 

11,7 

58,3 

3,8 

1977 

377,0 

98,7 

37,2 

68,6 

46,2 

2,0 

43,2 

12,3 

63,9 

4,8 

1978 

398,2 

105,8 

39,2 

71,9 

48,7 

2,3 

45,7 

12,4 

66,7 

5,7 

1979 

482,8 

128,4 

45,9 

86,8 

61,8 

2,4 

53,9 

14,5 

81,8 

7,3 


Ohne Griechenland. 

Kaufkraftstandard = statistische Einheit, errechnet über Kaufkraftparitäten. 

Einschließlich der entsprechenden innergemeinschaftlichen Transaktionen. 

Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, „Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“, 1970). 

Quelle: SAEG 
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Tabelle 11* 


Industrielle Produktion in den EG-Landern 

1975 = 100 


Zeitraum 

Europä- 

ische 

Gemein- 

schaft 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Däne- 

mark 

Großbri- 

tannien 

Irland 

1960 

56,2 

54,5 

56,3 

52,7 

48,3 

84,8 

46,2 

53,2 

73,9 

45,9 

1961 

59,0. 

57,8 

59,8 

55,6 

52,9 

87,3 

47,9 

55,9 

73,9 

49,8 

1962 

62,3 

62,7 

63,2 

58,4 

57,1 

83,7 

49,6 

60,8 

74,7 

53,4 

1963 

65,3 

64,9 

67,9 

61,9 

61,5 

84,5 

52,1 

61,6 

77,7 

56,5 

1964 

69,8 

69,9 

72,3 

65,8 

62,3 

92,3 

57,1 

68,8 

83,8 

60,8 

1965 

72,4 

73,6 

74,1 

66,8 

64,7 

93,0 

59,7 

73,3 

86,5 

63,3 

1966 

75,1 

74,5 

75,6 

70,8 

72,4 

90,0 

62,2 

75,5 

87,7 

65,3 

1967 

75,9 

72,6 

77,0 

72,4 

78,9 

89,5 

63,9 

78,4 

87,9 

70,5 

1968 

81,2 

79,4 

81,2 

75,0 

84,1 

94,8 

69,7 

84,2 

93,6 

77,9 

1969 

88,5 

89,7 

89,1 

83,1 

86,6 

107,0 

77,3 

94,7 

96,9 

83,4 

1970 

92,8 

95,2 

91,8 

87,8 

92,2 

107,5 

84,0 

97,0 

97,5 

87,1 

1971 

94,9 

96,7 

93,4 

93,4 

91,7 

106,1 

89,1 

99,3 

97,6 

90,3 

1972 

99,1 

100,7 

100,4 

98,6 

96,2 

110,5 

93,3 

103,7 

99,7 

94,2 

1973 

106,5 

107,8 

106,6 

105,2 

105,5 

123,8 

100,0 

107,2 

107,9 

103,5 

1974 

107,1 

106,6 

110,8 

107,8 

109,7 

128,1 

105,0 

106,0 

105,1 

106,5 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

107,4 

107,4 

108,1 

108,6 

111,6 

103,8 

107,7 

109,3 

102,7 

108,8 

1977 

109,9 

110,5 

108,6 

110,7 

111,6 

104,3 

108,2 

110,1 

107,5 

118,8 

1978 

112,5 

112,7 

111,2 

113,2 

114,0 

107,7 

108,8 

112,6 

111,0 

128,4 

1979 

117,9 

118,9 

116,1' 

117,6 

121,7 

111,3 

112,3 

116,7 

115,2 

136,2 

1980 

116,9 

117,9 

115,1 

117,0 

127,8 

107,6 

112,1 

116,9 

107,3 

133,9 

1976 1. Vj. 

106,8 

104,1 

107,6 

112,6 

107,7 

102,3 

108,7 

106,0 

104,4 

98,8 

2. Vj. 

110,7 

111,9 

113,8 

112,4 

117,2 

113,6 

108,3 

112,3 

101,7 

112,2 

3.Vj. 

97,6 

98,8 

98,6 

94,1 

100,3 

97,3 

96,7 

105,3' 

95,8 

110,8 

4. Vj. 

114,4 

113,7 

112,5 

115,3 

121,2 

102,1 

117,0 

113,3 

109,0 

113,4 

1977 1. Vj. 

114,1 

109,6 

111,8 

120,2 

120,7 

104,0 

111,3 

110,3 

112,6 

107,7 

2. Vj. 

113,2 

114,9 

112,7 

114,9 

' 117,5 

113,9 

110,0 

108,3 

106,2 

124,1 

3.Vj. 

98,5 

100,4 

98,2 

93,6 

97,3 

94,7 

95,3 

107,7 

100,6 

117,5 

4. Vj. 

113,8 

116,5 

111,7 

114,0 

111,0 

104,7 

116,0 

114,0 

110,7 

125,9 

1978 l. Vj. 

113,3 

110,3 

110,3 

119,2 

114,6 

107,6 

111,0 

105,7 

113,5 

120,4 

■ 2. Vj. 

114,9 

114,7 

113,6 

118,0 

118,3 

113,5 

108,0 

117,0 

110,6 

136,3 

3. Vj. 

101,8 

104,3 

101,6 

95,6 

100,2 

101,6 

96,0 

108,0 

105,2 

125,1 

4. Vj. 

119,9 

121,4 

119,5 

120,0 

123,0 

108,0 

120,0 

119,7 

114,6 

131,6 

1979 l.Vj. 

118,3 

114,2 

113,7 

124,0 

123,2 

111,7 

114,7 

109,7 

118,4 

127,1 

2. Vj. 

121,3 

123,7 

122,3 

121,3 

123,8 

119,2 

113,7 

117,7 

116,7 

144,6 

3. Vj. 

107,2 

110,1 

107,5 

102,5 

106,9 

102,1 

100,3 

111,7 

107,7 

135,1 

4.Vj. 

124,9 

127,5 

120,9 

122,5 

132,8 

112,1 

120,3 

127,7 

117,9 

138,0 

1980 l.Vj. 

123,1 

119,0 

123,0 

127,8 

135,7 

116,2 

118,7 

119,7 

116,9 

133,0 

2. Vj. 

121,8 

124,3 

121,3 

122,0 

136,6 

119,5 

114,3 

118,7 

107,5 

145,9 

3. Vj. 

103,5 

106,8 

103,0 

99,5 

108,5 

93,5 

95,7 

110,3 

98,8 

127,2 

4. Vj. 

118,9 

121,7 

113,2 

118,7 

130,5 

101,2 

119,3 

119,0 

106,0 

129,4 

1981 l.Vj. 

116,9 

117,1 

115,7 

117,3 

129,8 

99,5 

115,0 

114,7 

106,6 

129,3 

2. Vj. 

117,3 

122,4 

119,0 

114,7 

131,1 

108,5 

109,7 

118,0 

101,0 

145,3 


Ohne Griechenland. 

Produzierendes Gewerbe ohne Bauhauptgewerbe (Allgemeine Systematik der Wirtschaftszweige in den Europäischen Gemeinschaften, 
NAGE Ibis 4). 

QueUe: SAEG 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


Tabelle 12* 


Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industrieländern 

1975 = 100 


Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 


Japan Schweden Schweiz 


Verbraucherpreise 


1960 

57,6 

49,7 

44,0 

36,8 

39,7 

44,4 

55,0 

53,6 

33,2 

45,9 

49,8 

1961 

58,8 

50,2 

45,1 

37,8 

40,5 

44,1 

55,6 

54,2 

35,0 

46,9 

50,7 

1962 

60,6 

50,9 

47,4 

39,3 

42,4 

45,1 

56,2 

54,8 

37,3 

49,1 

52,9 

1963 

62,4 

52,0 

49,9 

40,1 

45,6 

46,6 

56,9 

55,7 

40,2 

50,5 

54,7 

1964 

63,5 

54,1 

51,4 

41,4 

48,3 

49,3 

57,6 

56,8 

41,7 

52,2 

56,4 

1965 

65,9 

56,3 

52,8 

43,3 

50,4 

52,2 

58,6 

58,1 

44,5 

54,9 

58,3 

1966 

68,2 

58,7 

54,2 

45,0 

51,6 

55,2 

60,4 

60,3 

46,7 

58,4 

61,1 

1967 

69,3 

6'0,4 

55,7 

46,2 

53,5 

57,1 

62,0 

62,5 

48,6 

60,9 

63,5 

1968 

' 70,5 

62,0 

58,2 

48,4 

54,3 

59,3 

64,6 

65,0 

51,2 

62,1 

65,0 

1969 

! 71,8 

64,4 

61,8 

51,0 

55,7 

63,6 

68,1 

67,9 

53,9 

63,7 

66,7 

1970 

! 74,2 

66,9 

65,4 

54,2 

58,4 

66,0 

72,1 

70,2 

58,0 

68,2 

69,1 

1971 

78,1 

69,8 

69,0 

59,3 

61,3 

70,9 

75,2 

72,2 

61,6 

73,3 

73,6 

1972 

82,5 

73,6 

73,3 

63,6 

64,8 

76,5 

77,7 

75,7 

64,3 

77,7 

78,5 

1973 

88,2 

78,7 

78,7 

69,4 

71,8 

82,6 

82,6 

81,4 

71,9 

82,9 

85,4 

1974 

94,4 

88,7 

89,5 

80,5 

85,5 

90,5 

91,6 

90,3 

89,4 

91,1 

93,7 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

104,3 

109,2 

109,6 

116,5 

116,8 

108,8 

105,8 

107,5 

109,3 

110,3 

101,7 

1977 

108,1 

116,9 

119,9 

135,0 

136,7 

115,8 

112,7 

116,1 

118,1 

122,9 

103,3 

1978 

111,1 

122,2 

130,8 

146,2 

153,3 

120,5 

121,2 

126,5 

122,6 

135,1 

104,1 

1979 

115,6 

127,6 

144,8 

165,8 

175,9 

125,6 

134,9 

138,1 

127,0 

144,9 

107,9 

1980 

122,0 

136,1 

164,1 

i95,6 

213,2 

133,8 

153,1 

152,1 

137,2 

164,7 

112,2 

1981 1. Hj. 

127,5 

143,6 

179,4 

213,1 

241,9 

140,4 

165,0 

166,2 

143,0 

181,1 

117,5 


Erzeuger- bzw. Großhandelspreise 


1960 

64,7 

59,8 

50,6 

39,0 

40,2 

59,0 

54,3 

53,5 

56,1 


62,6 

1961 

65,7 

59,7 

52,1 

40,0 

40,2 

58,9 

54,1 

53,6 

56,7 


62,7 

1962 

66,3 

60,2 

52,4 

40,9 

41,5 

59,1 

54,2 

54,2 

55,8 


64,8 

1963 

66,6 

61,7 

53,9 

41,3 

43,7 

60,5 

54,0 

54,9 

56,7 


67,3 

1964 

67,4 

64,6 

55,8 

42,6 

45,0 

64,2 

54,1 

55,4 

56,9 


68,2 

1965 

69,0 

65,3 

56,2 

44,1 

45,8 

66,1 

55,2 

56,1 

57,3 


68,6 

1966 

70,3 

66,7 

57,8 

45,4 

46,5 

69,4 

57,1 

57,7 

58,7 


69,9 

1967 

69,6 

66,1 

57,3 

46,8 

46,4 

70,1 

57,2 

58,8 

59,7 


70,1 

1968 

69,1 

66,2 

56,3 

48,7 

46,7 

71,4 

58,6 

60,1 

60,3 

57 

70,2 

1969 

70,3 

69,5 

62,3 

50,5 

48,4 

69,6 

60,9 

62,3 

61,5 

59 

72,2 

1970 

73,8 

72,8 

67,0 

54,1 

52,0 

72,8 

63,1 

63,8 

63,8 

63 

75,2 

1971 

77,0 

72,4 

68,4 

59,0 

53,7 

76,1 

65,2 

65,1 

63,3 

65 

76,8 

1972 

79,0 

75,3 

71,6 

62,1 

55,9 

80,0 

68,1 

67,9 

63,8 

68 

79,6 

1973 

84,2 

84,6 

82,1 

66,7 

65,5 

85,5 

77,0 

75,5 

73,9 

75 

88,1 

1974 

95,6 

98,8 

106,0 

81,8 

92,2 

93,7 

91,5 

89,9 

97,1 

94 

102,4 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

103,7 

107,1 

107,4 

117,3 

123,8 

107,8 

104,6 

105,1 

105,0 

109 

99,3 

1977 

106,5 

109,7 

113,4 

140,5 

144,3 

114,1 

111,0 

113,4 

107,0 

119 

99,6 

1978 

107,8 

107,6 

118,3 

153,3 

156,4 

115,6 

119,7 

123,9 

104,3 

128 

96,2 

1979 

113,0 

114,4 

134,0 

172,0 

180,7 

118,7 

134,7 

141,8 

111,9 

144 

99,9 

1980 

121,5 

121,0 

145,8 

200,0 

217,0 

128,4 

153,6 

160,8 

131,8 

164 

105,1 

1981 1. Hj. 

128,4 

128,1 

155,7 

215,9 

243,0 

137,3 

165,9 

173,5 

132,9 

178 

109,8 


Erzeugerpreise; Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Kanada, Schweden. Großhandelspreise: Belgien, Italien, Nieder 
lande. Vereinigte Staaten, Japan, Schweiz. 



Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


noch Tabelle 12* 


Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industrieländern 

1975 = 100 


Zeitraum 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Ver- 

einigte 

Staaten 

Kanada 

Japan 

Schweden 

Schweiz 




Durchschnittswerte der Ausfuhr^) 





1969 

73,6 

69 

57,9 

47,3 

47,2 

65 

53,7 

55,5 

63,7 

52 

74 

1970 

71,0 

71 

63,9 

51,1 

49,0 

68 

56,7 

57,3 

67,2 

56 

77 

1971 

73,7 

69 

67,6 

54,0 

51,6 

69 

58,6 

57,7 

67,9 

59 

80 

1972 

75,9 

71 

68,3 

57,1 

53,2 

70 

60,3 

59,6 

66,7 

61 

84 

1973 

79,4 

77 

75,1 

64,4 

62,2 

74 

70,4 

68,1 

71,7 

67 

86 

1974 

92,1 

97 

94,7 

81,6 

88,2 

95 

89,4 

90,3 

98,3 

86 

98 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

104,1 

105 

109,1 

119,6 

120,4 

106 

103,3 

102,4 

98,7 

108 

99 

1977 

105,2 

106 

119,9 

141,5 

144,3 

109 

107,1 

109,0 

98,4 

116 

102 

1978 

105,2 

107 

126,0 

155,5 

154,4 

107 

115,3 

118,6 

92,4 

126 

98 

1979 

108,4 

120 

138,2 

171,8 

181,6 

117 

133,8 

143,3 

102,3 

142 

101 

1980 

116,0 

134 

153,2 

192,9 

220,1 

132 

148,0 

167,0 

114,4 


112 

1981 1. Hj. 

121,3 





149 

160,3 


116,2 


115 




Durchschnittswerte der Einfuhr^) 





1969 

75,2 

65 

55,8 

40,5 

37,8 

59 

43,2 

61,2 

45,3 

53 

75 

1970 

70,6 

68 

61,8 

43,9 

39,0 

64 

46,3 

62,4 

47,9 

58 

79 

1971 

71,5 

69 

64,0 

46,0 

41,2 

66 

48,7 

63,5 

48,8 

61 

80 

1972 

71,4 

69 

64,6 

48,1 

42,4 

66 

52,3 

65,0 

45,2 

62 

82 

1973 

76,6 

74 

69,3 

61,1 

54,3 

71 

61,6 

69,9 

50,7 

70 

87 

1974 

98,1 

97 

101,8 

87,7 

94,2 

96 

91,7 

86,3 

93,2 

95 

105 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

105,4 

107 

110,5 

122,2 

125,1 

106 

103,1 

100,1 

102,8 

108 

95 

1977 

107,5 

110 

123,4 

141,3 

146,4 

109 

111,6 

112,4 

99,8 

122 

101 

1978 

103,7 

111 

124,6 

146,9 

153,0 

107 

121,0 

127,5 

81,6 

135 

90 

1979 

113,9 

122 

137,4 

161,9 

181,3 

119 

142,0 

145,4 

106,8 

158 

95 

1980 

130,2 

141 

163,0 

185,9 

236,2 

137 

180,8 

169,0 

149,6 


115 

1981 1. Hj. 

143,3 





158 

194,3 


148,4 


114 




Bruttostundenverdienste in der Industrie^) 





1969 

54,9 

41,4 

45,6 

42 

35,8 

48 

66,0 

55,1 

37,3 

51,9 

61,1 

1970 

63,0 

46,3 

50,4 

47 

43,3 

53 

69,4 

59,7 

43,5 

59,0 

65,1 

1971 

69,9 

51,9 

56,0 

52 

48,4 

59 

73,9 

64,8 

49,9 

63,3 

71,3 

1972 

76,2 

59,2 

62,4 

59 

52,9 

67 

79,1 

70,0 

57,6 

72,6 

77,6 

1973 

84,1 

68,8 

71,5 

67 

65,0 

76 

84,7 

76,3 

68,5 

78,4 

84,5 

1974 

92,8 

83,2 

85,3 

79 

78,1 

89 

91,7 

86,6 

84,7 

87,0 

93,2 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

.100 

100 

1976 

106,4 

111,1 

114,1 

115,5 

120,9 

109 

108,1 

113,8 

112,5 

115,2 

101,6 

1977 

113,9 

121,2 

128,5 

127,4 

154,3 

117 

117,6 

126,1 

122,9 

127,3 

103,6 

1978 

120,0 

129,8 

145,2 

146,0 

179,3 

125 

127,7 

135,2 

131,6 

141,5 

106,7 

1979 

126,9 

139,8 

164,1 

168,4 

213,9 

131 

138,7 

147,0 

139,4 

153,9 

109,9 

1980 

135,3 

152,8 

188,8 

199,9 

260,7 

136 

150,5 

161,9 

148,3 

168,3 

116,2 

1981 1. Hj. 

140,3 

163,9 

204,1 

218,9 

307,1 

137 

162,4 


154,4 





Anteil am Warenhandel der Bundesrepublik Deutschland in vH 




1976—1980 

X 

8,1 

12,1 

5,6 

8,1 

11,1 

6,9 

0,9 

2,0 

2,6 

4,3 


Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle, umbasiert von Originalbasis 1976 = 100. 

Italien, Niederlande: Tarifliche Stundenlöhne. — Großbritannien, Japan: Bruttomonatsverdienste. 

Einfuhr + Ausfuhr. 

Quelle: IWF, OECD 
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Tabelle 13* 


Amtliche Devisenkurse an 

Kassa-Mittel 


Telegrafische 


Zeitraum 

Amsterdam 

Brüssel 

Dublin^) 

Kopenhagen 

Lissabon 

London 

Madrid '‘) 

Mailand/Rom 

100 hfl 

100 bfrs 

llr£ 

100 dkr 

100 Esc 

1£ 

100 Pts 

1000 Lit 

1960 

110,587 

8,365 


60,512 

14,589 

11,709 


6,719 

1961 

110,658 

8,069 


58,266 

14,053 

11,271 


6,478 

1962 

110,974 

8,035 


57,938 

13,998 

11,225 


6,441 

1963 

110,712 

7,995 


57,750 

13,915 

11,162 

6,654 

6,414 

1964 

110,220 

7,991 


57,481 

13,836 

11,098 

6,640 

6,367 

1965 

110,954 

8,048 


57,772 

13,928 

11,167 

6,669 

6,394 

1966 

110,490 

8,025 


57,885 

13,930 

11,167 

6,672 

6,404 

1967 

110,651 

8,025 


57,135 

13,871 

10,961 

6,552 

6,389 

1968 

110,308 

7,997 


53,347 

13,946 

9,558 

5,730 

6,406 

1969®) 

108,302 

7,829 


52,197 

13,784 

9,381 

5,619 

6,257 

1970 

100,852 

7,345 


48,631 

12,772 

8,736 

5,234 

5,816 

1971 

99,678 

7,170 


47,024 

12,439 

8,505 

5,032 

5,630 

1972 

99,367 

7,247 


45,923 

11,845 

7,974 

4,965 

5,467 

1973 

95,397 

6,835 


44,046 

10,929 

6,514 

4,567 

4,569 

1974 

96,365 

6,649 


42,535 

10,267 

6,055 

4,495 

3,985 

1975 

97,301 

6,692 


42,850 

9,682 

5,449 

4,288 

3,769 

1976 

95,271 

6,524 


41,657 

8,386 

4,553 

3,771 

3,042 

1977 

94,610 

6,480 


38,696 

6,112 

4,051 

3,085 

2,632 

1978 

92,832 

6,382 


36,438 

4,602 

3,853 

2,624 

2,368 

1979 

91,373 

6,253 

3,760 

34,872 

3,759 

3,888 

2,732 

2,207 

1980 

91,459 

6,217 

3,735 

32,245 

3,635 

4,227 

2,536 

2,124 

1976 1. Vj. 

96,243 

6,565 


41,887 

9,294 

5,150 

4,050 

3,388 

2. Vj. 

94,294 

6,517 


42,114 

8,477 

4,621 

3,785 

2,974 

3.Vj. 

94,825 

6,485 


41,669 

8,122 

4,473 

3,723 

3,016 

4. Vj. 

95,703 

6,531 


40,991 

7,678 

3,978 

3,532 

2,794 

1977 1. Vj. 

95,737 

6,519 


40,680 

6,995 

4,105 

3,483 

2,715 

2. Vj. 

95,680 

6,531 


39,302 

6,111 

4,060 

3,423 

2,666 

3. Vj. 

94,191 

6,480 


38,132 

5,876 

4,005 

2,778 

2,615 

4. Vj. 

92,889 

6,391 


36,706 

5,495 

4,036 

2,685 

2,533 

1978 1. Vj. 

93,358 

6,435 


36,544 

5,152 

4,002 

2,582 

2,408 

2. Vj. 

93,461 

6,401 


36,763 

4,728 

3,810 

2,590 

2,408 

3.Vj. 

92,342 

6,349 


36,426 

4,429 

3,876 

2,667 

2,397 

4. Vj. 

92,207 

6,344 


36,020 

4,103 

3,720 

2,654 

2,254 

1979 1. Vj. 

92,621 

6,336 

3,803 

35,991 

3,927 

3,739 

2,675 

2,211 

2. Vj. 

91,801 

6,261 

3,797 

35,331 

3,856 

3,943 

2,841 

2,238 

3.Vj. 

90,938 

6,240 

3,765 

34,686 

3,711 

4,056 

2,749 

2,224 

4. Vj. 

90,142 

6,173 

3,709 

33,393 

3,537 

3,810 

2,663 

2,151 

1980 1. Vj. 

90,817 

6,163 

3,703 

32,030 

3,604 

3,995 

2,635 

2,151 

2. Vj. 

91,046 

6,233 

3,729 

32,091 

3,665 

,4,135 

2,555 

2,128 

3.Vj. 

91,754 

6,246 

3,765 

32,319 

3,598 

4,229 

2,463 

2,106 

4. Vj. 

92,205 

6,229 

3,743 

32,538 

3,682 

4,559 

2,495 

2,110 

1981 1. Vj. 

91,398 

6,176 

3,698 

32,262 

3,751 

4,817 

2,485 

2,084 

2. Vj. 

90,023 

6,122 

3,655 

31,794 

3,765 

4,730 

2,498 

2,009 

3. Vj. 

90,038 

6,114 

3,649 

31,868 

3,717 

4,470 

2,484 

2,002 


Vierteljahresergebnisse errechnet aus Monatsdurchschnitten aus den täglichen Notierungen. 

Weitere Erläuterungen siehe Statistische Beihefte zu den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank, Reihe 5, „Die Währungen der Welt“. 


246 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 13* 


der Frankfurter Börse 
kurse in DM^) 

Auszahlung 


Montreal 

New York 

Oslo 

Paris 

Stockholm 

Tokio 

Wien 

Zürich 

Zeitraum 

1 kan $ 

ius-$ 

100 nkr 

100 FF 

100 skr 

100 ¥ 

100 S 

100 sfr 

4,3026 

4,1704 

58,471 

85,047 

80,709 


16,067 

96,564 

1960 

3,9752 

4,0221 

56,318 

82,001 

77,848 


15,511 

93,133 

1961 

3,7412 

3,9978 

56,015 

81,590 

77,557 


15,487 

92,461 

1962 

3,6959 

3,9864 

55,765 

81,350 

76,837 


15,437 

92,249 

1963 

3,6852 

3,9748 

55,540 

81,113 

77,171 


15,390 

92,035 

1964 

3,7054 

3,9943 

55,868 

81,503 

77,442 


15,468 

92,309 

1965 

3,7115 

3,9982 

55,921 

81,377 

77,402 


15,477 

92,421 

1966 

3,6961 

3,9866 

55,757 

81,040 

77,237 


15,431 

92,111 

1967 

3,7054 

3,9923 

55,895 

80,628 

77,260 


15,447 

92,507 

1968 

3,6446 

3,9244 

54,934 

75,815 

75,911 

1,0305 

15,174 

91,002 

1969*) 

3,4966 

3,6463 

51,043 

65,966 

70,324 

1,0183 

14,107 

84,601 

1970 

3,4459 

3,4795 

49,588 

63,163 

68,192 

0,9996 

13,940 

84,578 

1971 

3,2200 

3,1889 

48,417 

63,238 

67,055 

1,0534 

13,800 

83,537 

1972 

2,6599 

2,6590 

46,263 

59,736 

60,959 

0,9795 

13,645 

84,005 

1973 

2,6486 

2,5897 

46,859 

53,886 

58,351 

0,8888 

13,859 

87,010 

1974 

2,4218 

2,4631 

47,104 

57,411 

59,282 

0,8301 

14,129 

95,252 

1975 

2,5541 

2,5173 

46,144 

52,768 

57,803 

0,8500 

14,039 

100,747 

1976 

2,1860 

2,3217 

43,634 

47,256 

51,997 

0,8671 

14,051 

96,843 

1977 

1,7649 

2,0084 

38,336 

44,582 

44,456 

0,9626 

13,837 

112,924 

1978 

1,5651 

1,8330 

36,206 

43,079 

42,766 

0,8424 

13,712 

110,229 

1979 

1,5542 • 

1,8158 

36,784 

43,013 

42,943 

0,8064 

14,049 

108,478 

1980 

2,5868 

2,5743 

46,463 

56,942 

58,717 

0,8522 

14,027 

99,825 

1976 1. Vj. 

2,6136 

2,5578 

46,426 

54,396 

57,881 

0,8559 

13,967 

102,581 

2. Vj. 

2,5903 

2,5314 

45,970 

51,608 

57,419 

0,8708 

14,077 

102,145 

3. Vj. 

2,4291 

2,4085 

45,747 

48,325 

57,225 

0,8209 

14,083 

98,524 

4. Vj. 

2,3271 

2,3953 

45,463 

48,141 

56,730 

0,8402 

14,077 

95,071 

1977 1. Vj. 

2,2446 

2,3618 

44,734 

47,694 

54,049 

0,8586 

14,064 

94,077 

2. Vj. 

2,1579 

2,3077 

43,174 

47,197 

50,813 

0,8677 

14,069 

96,244 

3. Vj. 

2,0194 

2,2239 

41,224 

46,011 

46,521 

0,9014 

13,995 

101,882 

4. Vj. 

1,8663 

2,0760 

39,597 

43,665 

44,759 

0,8742 

13,910 

107,571 

1978 1. Vj. 

1,8439 

2,0768 

38,434 

45,114 

44,961 

0,9425 

13,902 

108,429 

2. Vj. 

1,7570 

2,0070 

37,963 

45,790 

44,937 

1,0424 

13,855 

119,791 

3. Vj. 

1,5922 

1,8747 

37,306 

43,672 

43,129 

0,9853 

13,677 

115,368 

4. Vj. 

1,5636 

1,8546 

36,472 

43,474 

42,555 

0,9215 • 

13,650 

110,754 

1979 1. Vj. 

1,6362 

1,8947 

36,715 

43,324 

43,328 

0,8712 

13,595 

110,600 

2. Vj. 

1,5574 

1,8162 

36,188 

42,888 

43,137 

0,8307 

13,712 

110,806 

3. Vj. 

1,5041 

1,7660 

35,409 

42,633 

42,003 

0,7426 

13,892 

108,704 

4. Vj. 

1,5242 

1,7734 

35,849 

42,749 

42,016 

0,7290 

13,945 

106,629 

1980 1. Vj. 

1,5480 

1,8105 

36,637 

42,986 

42,610 

0,7827 

14,024 

107,590 

2. Vj. 

1,5336 

1,7756 

36,688 

43,094 

42,767 

0,8086 

14,111 

108,770 

3. Vj. 

1,6154 

1,9112 

38,030 

43,223 

44,438 

0,9083 

14,114 

110,893 

4. Vj. 

1,7487 

2,0866 

39,016 

42,945 

45,827 

1,0162 

14,125 

110,038 

1981 1. Vj. 

1,8995 

2,2758 

40,070 

42,011 

46,673 

1,0358 

14,144 

111,842 

2. Vj. 

2,0091 

2,4327 

39,998 

41,881 

45,951 

1,0500 

14,231 

116,048 

3. Vj. 

1 


Erstmalige Notierung am 13. März 1979. 

*) Erstmalige Notierung am 18. Februar 1963. 

Erstmalige Notierung am 1. Dezember 1969. 

*) Aufwertung der DM mit Wirkung vom 27. Oktober 1969 um 9,3 %. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 14* 


Energieerzeugung in ausgewählten Ländern 

Petajoule 


Land 

Insgesamt^) 

Stein- und 
Braunkohle 

Rohöl 

Naturgas 

Strom 

1970 

1979 

1970 

1979 

1970 

1979 

1970 

1979 

1970 

1979 

Bundesrepublik 











Deutschland^) . . 

5 085 

4 839 

4 218 

3 681 

322 

203 

459 

737 

86 

218 

Belgien/Luxemburg 

339 

231 

333 

180 

- 

- 

2 

1 

4 

51 

Dänemark 

1 

18 

1 

- 

- 

18 

- 

- 

0 

0 

Frankreich 

1778 

1388 

1 154 

615 

126 

88 

271 

299 

228 

385 

Großbritannien . . 

4 442 

8 163 

3 887 

3 220 

7 

3 366 

435 

1428 

114 

149 

Irland 

51 

55 

49 

29 

- 

- 

- 

21 

3 

4 

Italien 

756 

775 

23 

22 

64 

80 

498 

481 

170 

192 

Niederlande . . . , 

1 326 

3 429 

127 

- 

82 

61 

1 116 

3 354 

1 

15 

EG-Länder=)^) . . 

13 779 

18 899 

9 792 

7 747 

600 

3 817 

2 782 

6 321 

606 

1014 

Ägypten 

719 

1 164 

- 

- 

• 699 

1088 

3 

42 

17 

34 

Algerien 

2 123 

2 875 

0 

0 

2 057 

2 490 

64 

384 

2 

1 

Australien 

1935 

3 703 

1483 

2 381 

363 

991 

56 

276 

33 

55 

Argentinien .... 

1093 

1403 

15 

18 

863 

1052 

209 

285 

6 

48 

Brasilien 

548 

873 

57 

97 

344 

352 

3 

38 

144 

386 

Iran 

8 652 

7 196 

16 

26 

8 179 

6 585 

452 

570 

6 

14 

Irak 

3 289 

7 252 

- 

- 

3 258 

7 183 

31 

67 


2 

Indonesien 

1872 

3 783 

5 

8 

1816 

3 335 

47 ■ 

430 

4 

10 

Japan 

1606 

1 146 

1 165 

490 

34 

21 

103 

108 

304 

526 

Kanada 

6 007 

8 502 

359 

822 

2 967 

3 552 

2 113 

3 133 

568 

996 

Kuwait 

6 571 

5 610 

- 

- 

6 491 

5 449 

80 

162 

- 

- 

Libyen 

6 810 

4 501 

- 

- 

6 810 

4 306 

0 

195 

- 

- 

Mexiko 

1577 

4 389 

, 62 

144 

1 010 

3 394 

451 

765 

54 

86 

Nigeria 

2 321 

4 917 

2 

7 

2 310 

4 879 

4 

20 

5 

11 

Norwegen 

219 

2 020 

13 

7 

- 

779 

- 

913 

206 

320 

Österreich 

327 

298 

54 

40 

119 

74 

77 

86 

77 

98 

Katar 

779 

1 107 

- 

- 

740 

1 044 

39 

63 

- 

- 

Saudi-Arabien . . 

8 119 

20 701 

- 

- 

8 119 

20 676 

- 

25 

- 

- 

Schweden 

151 

292 

1 

1 

- 


- 

- 

150 

291 

Schweiz 

115 

147 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

115 

147 

Sowjetunion 

35 397 

55 204 

13 202 

14 977 

15 063 

25 224 

6 670 

14 192 

462 

811 

Venezuela 

8 748 

5 945 

1 

2 

8 350 

5 366 

382 

532 

15 

45 

Vereinigte Staaten 

62 433 

61 192 

15 825 

17 777 

22 764 

20 390 

22 860 

21 075 

984 

1949 

Welt 

209 557 

280 189 

66 245 

80 228 

100 321 

137 527 

38 455 

54 019 

4 536 

8 415 


Petajoule = 10^^ (Billiarde) Joule. 

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Die Unterschiede zwischen den Angaben der UN und nationaler Stellen beruhen auf unterschiedlichen Erfassungsmethoden. 

Ohne Griechenland. 

Quelle: UN 
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Energieverbrauch im internationalen Vergleich 
1979 





Primärenergieverbrauch 










nach Energieträgern 


Importquote 

Land 

ins- 

gesamt 

je 

Einheit 

BIP‘) 

je 

Ein- 

wohner 

Feste 

Brenn- 

stoffe 

Mineral- 

öl 

Gas 

Kern- 

energie 

Wasser- 

kraft 

und 

Sonstige 

insgesamt 

von 

Mineralöl 


in Mio 
tRÖE^) 

tRÖE^) 

Anteil am Primärenergieverbrauch in vH 

invH=') 

in vH’) 

Australien 

77,3 

0,86 

5,4 

39,8 

43,9 

9,3 

0,0 

5,4 

- 21,6 

33,6 

Belgien 

48,8 

0,69 

5,0 

22,3 

51,4 

19,5 

5,1 

0,2 

92,6 

115,5 

Dänemark 

Bundesrepublik 

20,7 

0,48 

4,1 

22,7 

76,8 

0,0 

0,0 

0,0 

95,7 

96,9 

Deutschland . . 

284,2 

0,56 

4,6 

29,2 

50,5 

16,5 

3,4 

1>4 

60,0 

101,5 

Frankreich 

202,2 

0,52 

3,8 

17,4 

56,5 

11,5 

4,5 

9,4 

77,8 

106,0 

Griechenland . . , 

16,0 

0,63 

1,7 

22,5 

71,9 

0,0 

0,0 

5,6 

84,4 

113,0 

Großbritannien . 

220,8 

0,88 

4,0 

32,4 

42,7 

18,6 

4,2 

0,5 

12,7 

20,5 

Irland 

8,8 

0,92 

2,6 

19,3 

70,5 

4,5 

0,0 

2,3 

79,5 

101,6 

Italien 

141,3 

0,63 

2,5 

7,9 

67,5 

16,4 

0,4 

7,4 

85,9 

103,9 

Japan 

370,0 

0,59 

3,2 

14,2 

70,9 

5,1 

4,1 

9,6 

90,6 

105,7 

Kanada 

221,2 

1,17 

9,3 

12,6 

40,9 

19,7 

3,7 

25,2 

~ 5,9 

9,3 

Luxemburg 

4,0 

1,54 

11,1 

47,5 

32,5 

12,5 

0,0 

0,0 

100,0 

100,0 

Neuseeland 

10,7 

0,77 

3,5 

15,0 

34,6 

8,4 

0,0 

43,0 

38,3 

108,1 

Niederlande .... 

68,8 

0,73 

4,9 

4,9 

45,1 

48,7 

1,3 

0,3 

9,6 

130,3 

Norwegen 

23,5 

0,70 

5,8 

4,7 

38,3 

3,0 

0,0 

56,6 

- 118,3 

- 105,6 

Österreich 

27,0 

0,61 

3,6 

15,9 

44,8 

17,4 

0,0 

24,4 

61,9 

90,9 

Portugal 

11,3 

0,64 

1,2 

8,8 

67,3 

0,0 

0,0 

23,0 

82,3 

118,4 

Schweden 

50,6 

0,70 

6,1 

10,1 

53,4 

0,0 

9,5 

27,1 

59,9 

105,6 

Schweiz 

23,8 

0,43 

3,7 

3,8 

54,6 

3,4 

12,2 

29,4 

61,8 

103,8 

Spanien 

73,4 

0,64 

2,0 

15,3 

65,4 

1,9 

2,0 

15,4 

72,8 

102,9 

Türkei 

Vereinigte 

32,5 

0,85 

0,7 

46,2 

46,8 

0,0 

0,0 

7,4 

38,2 

78,3 

Staaten 

1 877,4 

1,03 

8,5 

21,4 

46,2 

26,0 

3,7 

4,0 

21,7 

47,8 

Insgesamt 

3 814,3 

0,81 

5,0 

20,5 

50,6 

19,5 

3,5 

7,0 

36,7 

68,5 


Preis- und Wechselkursbasis 1975. 

Rohöleinheiten, 

Anteil der Netto-Importe am Primärenergieverbrauch in vH. Zahlen mit vorangestelltem Minuszeichen beinhalten den Anteil des Netto- 
Exports am Primärenergieverbrauch in vH. 

Netto-Importe von Mineralöl im Verhältnis zum Primärenergieverbrauch von Mineralöl in vH. Zahlen mit vorangestelltem Minuszeichen 
beinhalten den Anteil des Netto-Exports am Primärenergieverbrauch von Mineralöl in vH. 

Alle Mitgliedsländer der Internationalen Energieagentur einschließlich Frankreich. 

Quelle: Internationale Energieagentur 
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Tabelle 16* 


B. Tabellen für die Bundesrepublik Deutschland 


Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 


Zeitraum 

Ein- 

wohner 

(Wohn- 

bevölke- 

rung) 

Erwerbs- 

personen 

Erwerbs- 
quote ^) 

Erwerbstätige^) 

Offene 

Stellen'^) 

Arbeits- 
lose '‘) 

Arbeits- 
losen- 
quote ^) 

insgesamt 

darunter beschäftigte 
Arbeitnehmer 

zusam- 

men 

darunter 

Aus- 

länder^) 



1 000 

vH 

1 000 

vH 

1950 


46 908 

21 577 

46,0 

19 997 

13 674 


116 

1 580 

10,4 

1951 


47 413 

21 952 

46,3 

20 520 

14 286 


116 

1432 

9,1 

1952 


47 728 

22 289 

46,7 

20 910 

14 754 


115 

1 379 

8,5 

1953 


48 172 

22 684 

47,1 

21425 

15 344 


123 

1 259 

7,6 

1954 


48 710 

23 216 

47,7 

21 995 

15 968 

73 

137 

1 221 


1955 

■ *) 

49 203 

23 758 

48,3 

22 830 

16 840 

80 

200 

928 

5,2 

1956 


49 797 

24 196 

48,6 

23 435 

17 483 

99 

219 

761 

4,2 

1957 


50 434 

24 602 

48,8 

23 940 

17 992 

108 

217 

662 

3,5 

1958 


51 056 

24 807 

48,6 

24 124 

18 188 

127 

216 

683 

3,6 

1959 


51 634 

24 857 

48,1 

24 381 

18 508 

167 

280 

476 

2,5 

1960 


52 183 

25 027 

48,0 

24 792 

19 005 


449 

235 

1,2 

1960 


55 433 

26 518 

47,8 

26 247 

20 257 

279 

465 

271 

1,3 

1961 


56 175 

26 772 

47,7 

26 591 

20 730 

' 507 

552 

181 

0,9 

1962 


56 837 

26 845 

47,2 

26 690 

21 032 

629 

574 

155 

0,7 

1963 


57 389 

26 930 

46,9 

26 744 

21 261 

773 

555 

186 

0,9 

1964 


57 971 

26 922 

46,4 

26 753 

21484 

902 

609 

169 

0,8 

1965 


58 619 

27 034 

46,1 

26 887 

21 757 

1 119 

649 

147 

0,7 

1966 


59 148 

26 962 

45,6 

26 801 

21 765 

1 244 

540 

161 

0,7 

1967 


59 286 

26 409 

44,5 

25 950 

21 054 

1 014 

302 

459 

2,1 

1968 


59 500 

26 291 

44,2 

25 968 

21 183 

1 019 

488 

323 

1,5 

1969 


60 067 

26 535 

44,2 

26 356 

21 752 

1 366 

747 

179 . 

0,8 

1970 


60 651 

26 817 

44,2 

26 668 

22 246 

1 807 

795 

149 

0,7 

1971 


61 284 

26 910 

43,9 

26 725 

22 414 

2 128 

648 

185 

0,8 

1972 


61 669 

26 901 

43,6 

26 655 

22 435 

2 285 

546 

246 

1,1 

1973 


61 976 

26 985 

43,5 

26 712 

22 564 

2 425 ^) 

572 

273 

1,2 

1974 


62 054 

26 797 

43,2 

26 215 

22 152 

2 323 ^) 

315 

582 

2,6 

1975 


61 829 

26 397 

42,7 

25 323 

21386 

2 061 

236 

1 074 

4,8 

1976 


61 531 

26 148 

42,5 

25 088 

21 288 

1 925 

235 

1060 

4,7 

1977 


61400 

26 074 

42,5 

25 044 

21347 

1 872 

231 

1 030 

4,6 

1978 


61 327 

26 223 

42,8 

25 230 

21 605 

1 857 

246 

993 

4,4 

1979 


61 359 

26 449 

43,1 

25 573 

22 008 

1 924 

304 

876 

3,8 

1980 


61 567 

26 684 

43,3 

25 795 

22 296 


308 

889 

3,8 

1976 1. Hj. 

61 579 

26 148 

42,5 

24 980 

21 147 

1 936 

232 

1 168 

5,2 

2. Hj. 

61484 

26 149 

42,5 

25 196 

21429 

1913 

239 

953 

4,3 

1977 1. Hj. 

61418 

26 030 

42,4 

24 940 

21 223 

1 879 

231 

1 090 

4,9 

2. Hj. 

61 383 

26 117 

42,5 

25 148 

21471 

1 865 

232 

969 

4,3 

1978 1. Hj. 

61 328 

26 139 

42,6 

25 067 

21421 

1 850 

237 

1 072 

4,8 

2. Hj. 

61 325 

26 307 

42,9 

25 393 

21 789 

1865 

255 

914 

4,0 

1979 1. Hj. 

61 322 

26 358 

43,0 

25 392 

21 813 

1 900 

290 

- 966 

4,2 

2. Hj. 

61 397 

26 540 

43,2 

25 754 

22 203 

1949 

318 

786 

3,4 

1980 1. Hj. 

61 499 

26 600 

43,3 

25 713 

22 199 

2 030 

322 

887 

3,8 

2. Hj. 

61634 

26 768 

43,4 

25 877 

22 393 


295 

891 

3,8 

1981 1. Hj. 

61 654 

26 756 

43,4 

25 557 

22 120 


238 

1 199 

5,1 


Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) an der Wohnbevölkerung. 

Erwerbstätige, die ihren ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet haben (Inländerkonzept). 

^) Bis 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni (Quelle: Bundesanstalt für Arbeit). 

^) Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. 

®) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (beschäftigte Arbeitnehmer + Arbeitslose). 
®) Ohne Saarland und Berlin, 
a) Eigene Schätzung. 


250 





Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode Drucksache 9/1061 


Tabelle 17* 


Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen *) 
1000 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr') 

Dienst- 

leistungs- 

unter- 

nehmen^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte'^) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 

beitendes 

Gewerbe 

Bau- 

gewerbe 





Erwerbstätige insgesamt 





1960 

26 080 

3 581 

12 497 

747 

9 624 

2 126 

4 759 

2 381 

2 098 

764 

1961 

26 441 

3 449 

12 804 

721 

9 905 

2 178 

4 809 

2 421 

2 228 

730 

1962 

26 534 

3 307 

12 916 

696 

9 948 

2 272 

4 814 

2 475 

2 348 

674 

1963 

26 596 

3 144 

12 924 

662 

9 883 

2 379 

4 848 

2 556 

2 444 

680 

1964 

26 618 

3 002 

12 982 

650 

9 885 

2 447 

4 821 

2 604 

2 540 

669 

1965 

26 769 

2 876 

13 153 

640 

10 059 

2 454 

4 796 

2 666 

2 628 

650 

1966 

26 686 

2 790 

13 011 

622 

9 953 

' 2 436 

4 806 

2 732 

2 706 

641 

1967 

25 817 

2 638 

12 241 

574 

9 418 

2 249 

4 717 

2 787 

2 777 

657 

1968 

25 839 

2 523 

12 310 

537 

9 488 

2 285 

4 702 

2 850 

2 803 

651 

1969 

26 240 

2 395 

12 715 

527 

9 883 

2 305 

4 726 

2 895 

2 859 

650 

1970 

26 570 

2 262 

12 973 

537 

10 117 

2 319 

4 769 

2 943 

2 978 

645 

1971 

26 639 

2 144 

12 933 

535 

10 046 

2 352 

4 831 

2 988 

3 093 

650 

1972 

26 580 

2 038 

12 751 

520 

9 864 

2 367 

4 877 

3 025 

3 233 

656 

1973 

26 648 

1954 

12 761 

496 

9 901 

2 364 

4 906 

3 039 

3 328 

660 

1974 

26 155 

1 882 

12 303 

489 

9 629 

2 185 

4 801 

3 063 

3 441 

665 

1975 

25 266 

1 823 

11529 

490 

9 063 

1 976 

4 664 

3 059 

3 512 

679 

1976 

25 033 

1 743 

11317 

483 

8 870 

1 964 

4 604 

3 120 

3 558 

691 

1977 

24 993 

1 655 

11 265 

474 

8 871 

1 920 

4 588 

3 206 

3 572 

707 

1978 

25 181 

1 608 

11 275 

467 

8 868 

1 940 

4 606 

3 306 

3 642 

744 

1979\^ 

25 519 

1 558 

11424 

468 

8 942 

2 014 

4 637 

3 388 

3 739 

773 

1980J ^ 

25 741 

1 518 

11 528 

473 

9 015 

2 040 

4 668 

3 423 

3 798 

806 





Beschäftigte Arbeitnehmer 





1960 

20 090 

491 

11509 

746 

8 855 

1 908 

3 615 

1 613 

2 098 

764 

1961 

20 580 

452 

11 844 

720 

9 164 

1 960 

3 674 

1 652 

2 228 

730 

1962 

20 876 

421 

11 994 

695 

9 241 

2 058 

3 722 

1 717 

2 348 

674 

1963 

21 113 

406 

12 016 

661 

9 191 

2 164 

3 773 

1 794 

2 444 

680 

1964 

21349 

390 

12 112 

649 

9 228 

2 235 

3 787 

1 851 

2 540 

669 

1965 

21 639 

369 

12 301 

639 

9 420 

2 242 

3 780 

1911 

2 628 

650 

1966 

21 650 

358 

12 170 

621 

9 328 

2 221 

3 806 

1969 

2 706 

641 

1967 

20 921 

324 

11415 

573 

8 811 

2 031 

3 732 

2 016 

2 777 

657 

1968 

21 054 

302 

11 498 

536 

8 895 

2 067 

3 730 

2 070 

2 803 

651 

1969 

21 636 

297 

11 928 

526 

9 316 

2 086 

3 784 

2 118 

2 859 

650 

1970 

22 148 

295 

12 210 

536 

9 575 

2 099 

3 853 

2 167 

2 978 

645 

1971 

22 328 

285 

12 175 

534 

9 511 

, 2 130 

3 918 

2 207 

3 093 

650 

1972 

22 360 

267 

11 997 

519 

9 334 

2 144 

3 965 

2 242 

3 233 

656 

1973 

22 500 

258 

12 005 

495 

9 371 

2 139 

3 996 

2 253 

3 328 

660 

1974 

22 092 

247 

11568 

488 

9 107 

1973 

3 898 

2 273 

3 441 

665 

1975 

21 329 

243 

10 825 

489 

8 568 

1 768 

3 802 

2 268 

3 512 

679 

1976 

21 233 

242 

10 630 

482 

8 392 

1756 

3 769 

2 343 

3 558 

691 

1977 

21 296 

244 

10 573 

473 

8 383 

1 717 

3 779 

2 421 

3 572 

707 

1978 

21 556 

248 

10 590 

466 

8 392 

1732 

3 819 

2 513 

3 642 

744 

1979\ 

21 954 

258 

10 738 

467 

8 470 

1801 

3 856 

2 590 

3 739 

773 

1980/ 

22 242 

260 

10 843 

472 

8 545 

1 826 

3 902 

2 633 

3 798 

806 


’) Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort); Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche nach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsimtemehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige Dienstleistungen. 
‘^) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

^) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 18* 


Ausländer im Bundesgebiet 
An 


Staatsangehörigkeit 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

Europa 

3 711 334 

3 565 016 

Wohnbevölkerung 

3 555 437 3 541 710 

3 691 054 

3 955 309 

Belgien 

15 252 

15 234 

15 368 

15 328 

15 725 

16 600 

Dänemark 

10 035 

10 132 

10 323 

10 413 

10 806 

11527 

Frankreich 

60 424 

59 917 

60 613 

61 243 

64 509 

68 620 

Griechenland 

390 455 

353 733 

328 465 

305 523 

296 803 

297 518 

Großbritannien 

55 519 

58 405 

63 120 

66 955 

72 653 

81 090 

Irland 

2 467 

2 659 

3 010 

3 524 

4 464 

5 677 

Italien 

601405 

567 984 

570 825 

572 522 

594 424 

617 895 

Luxemburg ; 

4 230 

4 140 

4 131 

4 168 

4 260 

4 444 

Niederlande 

110 473 

108 227 

107 311 

105 586 

106 110 

107 771 

EG-Länder 

1 250 260 

1 180 431 

1 163 166 

1 145 262 

1 169 754 

1 211 142 

Jugoslawien 

677 863 

640 380 

630 027 

610 184 

620 649 

631 842 

Österreich 

173 993 

169 182 

168 777 

159 301 

168 915 

172 573 

Polen 

44 556 

44 052 

44 539 

46 031 

50 779 

60 140 

Portugal 

118 536 

113 720 

110 977 

109 924 

109 843 

112 270 

Schweiz 

27 021 

27 428 

27 943 

27 846 

28 805 

29 423 

Spanien 

247 447 

219 427 

201429 

188 937 

182 155 

179 952 

Tschechoslowakei 

26 743 

26 477 

26 226 

24 920 

24 202 

24 420 

Türkei 

1 077 097 

1 079 300 

1 118 041 

1 165 119 

1 268 307 

1 462 442 

Ungarn 

18 434 

18 113 

18 069 

17 901 

18 852 

20 144 

Übriges Europa 

49 384 

46 506 

46 243 

46 285 

48 793 

50 961 

Afrika 

70 942 

71 535 

74 572 

79 543 

88 517 

103 432 

Ägypten 

6 902 

6 962 

7 087 

7 347 

7 689 

8 587 

Marokko 

24 957 

25 671 

27 126 

28 907 

31 933 

35 854 

Übriges Afrika 

39 083 

38 902 

40 359 

43 289 

48 895 

58 991 

Amerika 

103 980 

102 700 

103 328 

102 703 

106 782 

113 354 

Kanada 

7 643 

7 244 

7 279 

7 143 

7 458 

7 752 

Vereinigte Staaten 

74 416 

73 185 

72 969 

71557 

•73 956 

77 436 

Übriges Amerika 

21 921 

22 271 

23 080 

24 003 

25 368 

28 166 

Asien 

121 288 

124 928 

131 220 

147 813 

170 284 

219 710 

Indien 

12 037 

12 148 

12 587 

16 137 

20 603 

27 929 

Iran 

19 207 

18 359 

18 901 

19 516 

21 017 

28 360 

Israel 

6 884 

7 393 

7 331 

7 478 

7 731 

8 173 

Japan 

11091 

11 173 

11 600 

12 170 

12 838 

14 188 

Jordanien 

13 597 

13 135 

12 873 

12 533 

12 881 

13 260 

Pakistan 

4 540 

6 776 

9 733 

17 877 

20 504 

26 220 

Übriges Asien 

53 932 

55 944 

58 195 

62 102 

74 710 

101 580 

Australien und Ozeanien 

6 735 

6 442 

6 197 

6 089 

6 292 

6 654 

Staatenlos und ungeklärte 







Staatsangehörigkeit 

55 220 

54 955 

53 854 

77 890 

53 657 

54 849 

Insgesamt . . . 

4 089 594 

3 948 337 

3 948 278 

3 981 061 

4 143 836 

4 453 308 


Jeweils am 30. September; 1975 einschließlich 20 095, 1976 einschließlich 22 761, 1977 einschließlich 23 670, 1978 einschließlich 25 313 und 1979 
einschließlich 27 250 Personen, die nicht nach der Staatsangehörigkeit auf gegliedert werden konnten. 
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Tabelle 18* 


nach der Staatsangehörigkeit 

zahl 


1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

Staatsangehörigkeit 

1 935 936 

1 798 715 

Beschäftigte 

1 749 154 1 723 349 

1 769 500 

1 819 897 

Europa 

9 568 

9 463 

9 192 

9 290 

9 424 

9 801 

Belgien 

3 062 

3 128 

3 065 

3 122 

3 269 

3 439 

Dänemark 

45 821 

42 395 

43 631 

43 972 

47 290 

52 428 

Frankreich 

203 629 

178 800 

.162 495 

146 792 

140 139 

132 980 

Griechenland 

21449 

22 778 

25 247 

27 856 

30 898 

34 828 

Großbritannien 

930 

941 

1 170 

1321 

1649 

2 299 

Irland 

297 079 

276 367 

281 224 

288 648 

300 442 

309 226 

Italien 

1 244 

1 239 

1 228 

1 278 

1338 

1418 

Luxemburg 

52 488 

46 460 

42 645 

39 938 

40 106 

40 215 

Niederlande 

635 270 

581 571 

569 897 

562 217 

574 555 

586 634 

EG-Länder 

418 745 

390 079 

377 206 

369 506 

367 301 

357 427 

Jugoslawien 

78 020 

75 997 

74 985 

75 245 

83 698 

87 212 

Österreich 

7 531 

7 339 

7 524 

7 932 

8 952 

8 772 

Polen 

70 520 

63 579 

60 160 

58 771 

59 145 

58 780 

Portugal 

6 534 

6 855 

6 944 

7 055 

7 886 

8 248 

Schweiz 

129 817 

111006 

100 311 

92 586 

89 992 

86 547 

Spanien 

11890 

11832 

11 776 

11918 

12 508 

11486 

Tschechoslowakei 

553 217 

527 483 

517 467 

514 694 

540 471 

590 623 

Türkei 

7 972 

7 985 

, 7 990 

8 098 

8 547 

8 060 

Ungarn 

16 420 

14 989 

14 894 

15 327 

16 445 

16 108 

Übriges Europa 

34 937 

34 068 

33 775 

34 835 

38 249 

41 133 

Afrika 

1988 

2 033 

2 076 

2 150 

2 481 

2 692 

Ägypten 

16 298 

15 601 

15 244 

15 323 

16 214 

16 109 

Marokko 

16 651 

16 434 

16 455 

17 362 

19 554 

22 332 

Übriges Afrika 

21300 

22 085 

22 545 

23 459 

26 457 

28 822 

Amerika 

2 033 

1939 

1889 

1916 

2 230 

2 269 

Kanada 

12 059 

12 705 

12 990 

13 563 

16 310 

18 559 

Vereinigte Staaten 

7 208 

7 441 

7 666 

7 980 

7 917 

7 994 

Übriges Amerika 

42 692 

46 027 

47 814 

51900 

62 290 

74 982 

Asien 

5 777 

5 889 

6 132 

7 114 

10 376 

13 986 

Indien 

3 516 

3 294 

3 198 

3 308 

3 591 

4 044 

Iran 

1810 

1971 

2 183 

2 159 

2 206 

2 265 

Israel 

2 333 

2 643 

2 712 

2 793 

2 735 

2 795 

Japan 

5 160 

4 600 

4 206 

3 931 

4 105 

3 915 

Jordanien 

1403^) 

3 001^) 

4 401^) 

7 857^) 

11366^) 

15 060^) 

Pakistan 

22 693 

24 629 

24 982 

24 738 

27 911 

32 917 

Übriges Asien 

2 446 

2 458 

2 459 

2 467 

2 504 

2 488 

Australien und Ozeanien 

33 424 

33 781 

32 838 

33 284 

34 651 

104 336^) 

Staatenlos und ungeklärte 
Staatsangehörigkeit 

2 070 735 

1 937 134 

1 888 585 

1 869 294 

1 933 651 

2 071 658 

Insgesamt 


Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer jeweils am 30. Juni. 

Einschließlich Nordirland. 

Einschließlich Bangladesch; ein getrennter Nachweis ist derzeit nicht möglich. 

Aus meldetechnischen Gründen überhöht. 

Quelle für Beschäftigte: Bundesanstalt für Arbeit 


253 





Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — O.Wahlperiode 


Tabelle 19* 


Bruttowertschöpfung nach 
a) Mrd 




Land- 

Warenproduzierendes Gewerbe 


Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men^) 



Zeitratim 

Insgesamt 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

ins- 

gesamt 

Energie- 

tmd 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 





in jeweiligen Preisen 





1960 

301,65 

17,39 

161,26 

15,70 

122,63 

22,93 

55,16 

41,40 

21,93 

4,51 

1961 

330,53 

17,01 

177,88 

15,75 

135,88 

26,25 

59,53 

46,28 

25,07 

4,76 

1962 

359,35 

18,63 

192,14 

16,29 

145,81 

30,04 

65,81 

50,50 

27,42 

4,85 

1963 

380,76 

19,38 

200,50 

16,86 

151,46 

32,18 

69,97 

55,23 

30,43 

5,25 

1964 

419,19 

19,36 

223,68 

17,77 

168,41 

37,50 

75,92 

61,45 

33,23 

5,55 

1965 

458,64 

19,98 

244,03 

18,34 

185,92 

39,77 

81,53 

69,34 

37,79 

5,97 

1966 

489,30 

20,92 

255,33 

18,98 

194,17 

42,18 

87,10 

77,34 

42,17 

6,44 

1967 

495,60 

20,46 

252,25 

18,83 

194,29 

39,13 

87,73 

83,53 

44,71 

6,92 

1968 

537,28 

22,50 

278,31 

21,01 

216,68 

40,62 

89,88 

91,54 

47,74 

7,31 

1969 

602,54 

23,57 

314,44 

21,93 

247,23 

45,28 

97,54 

104,88 

54,04 

8,07 

1970 

683,34 

23,07 

360,71 

25,11 

280,01 

55,59 

108,70 

118,32 

63,48 

9,06 

1971 

761,91 

24,46 

393,34 

26,81 

301,27 

65,26 

120,95 

136,77 

75,74 

10,65 

1972 

835,11 

26,81 

422,91 

29,16 

320,90 

72,85 

132,83 

155,71 

85,04 

11,81 

1973 

929,16 

29,07 

467,01 

32,36 

357,88 

76,77 

143,74 

177,00 

98,82 

13,52 

1974 

1 000,27 

27,03 

495,07 

36,58 

384,62 

73,87 

150,22 

198,27 

114,55 

15,13 

1975 

1 049,06 

30,78 

497,42 

41,25 

385,61 

70,56 

161,20 

218,54 

124,45 

16,67 

1976 

1 137,13 

32,77 

541,33 

44,86 

422,16 

74,31 

175,39 

238,21 

131,42 

18,01 

1977 

1 216,80 

33,48 

576,19 

44,08 

452,74 

79,37 

187,50 

259,61 

140,39 

19,63 

1978 

1 304,43 

34,41 

618,07 

47,48 

484,11 

86,48 

199,30 

281,88 

149,52 

21,25 

19791 , 
198ol ) 


1413,94 

32,59 

675,92 

51,02 

524,31 

100,59 

216,41 

305,54 

160,43 

23,05 


1 507,43 

32,22 

713,67 

55,42 

542,31 

115,94 

226,80 

335,77 

173,72 

25,25 

1972 1. Hj. 

393,34 

7,19 

202,27 

14,40 

155,19 

32,68 

62,08 

76,17 

40,08 

5,55 

2.Hj. 

441,77 

19,62 

220,64 

14,76 

165,71 

40,17 

70,75 

79,54 

44,96 

6,26 

1973 1. Hj. 

439,99 

6,77 

225,83 

15,91 

174,42 

35,50 

69,27 

86,21 

45,67 

6,24 

2. Hj. 

489,17 

22,30 

241,18 

16,45 

183,46 

41,27 

74,47 

90,79 

53,15 

7,28 

1974 1. Hj. 

474,25 

7,59 

238,87 

17,40 

187,33 

34,14 

71,21 

96,80 

52,82 

6,96 

2. Hj. 

526,02 

19,44 

256,20 

19,18 

197,29 

39,73 

79,01 

101,47 

61,73 

8,17 

1975 1. Hj. 

497,16 

8,44 

239,88 

20,05 

187,82 

32,01 

76,41 

106,77 

57,94 

7,72 

2. Hj. 

551,90 

22,34 

257,54 

21,20 

197,79 

38,55 

84,79 

111,77 

66,51 

8,95 

1976 1. Hj. 

540,11 

8,63 

261,94 

22,21 

207,00 

32,73 

83,07 

117,20 

60,95 

8,32 

2. Hj. 

597,02 

24,14 

279,39 

22,65 

215,16 

41,58 

92,32 

121,01 

70,47 

9,69 

1977 1. Hj. 

576,89 

9,41 

278,13 

21,65 

220,87 

35,61 

88,82 

126,51 

64,95 

9,07 

2.Hj. 

639,91 

24,07 

298,06 

22,43 

231,87 

43,76 

98,68 

133,10 

75,44 

10,56 

1978 l.Hj. 

614,54 

9,76 

295,69 

23,27 

234,81 

37,61 

94,94 

136,67 

67,75 

9,73 

2. Hj. 

689,89 

24,65 

322,38 

24,21 

249,30 

48,87 

104,36 

145,21 

81,77 

11,52 

1979 l.Hj. 


667,88 

9,27 

323,84 

25,66 

256,32 

41,86 

102,43 

148,26 

73,57 

10,51 

2. Hj. 


746,06 

23,32 

352,08 

25,36 

267,99 

58,73 

113,98 

157,28 

86,86 

12,54 

1980 1. Hj. 


719,99 

9,78 

347,73 

26,68 

269,06 

51,99 

108,87 

162,57 

79,51 

11,53 

2.Hj. 


787,44 

22,44 

365,94 

28,74 

273,25 

63,95 

117,93 

173,20 

94,21 

13,72 

1981 l.Hj. 


743,42 

9,55 

350,52 




110,18 

176,32 

96,85 


Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige Dienst- 
leistungen. 
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Tabelle 19* 


Wirtschaftsbereichen 

DM 


Insgesamt 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr') 

Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte 

Zeitraum 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 





in Preisen von 1970 






431,85 

21,22 

217,02 

18,42 

159,61 

38,99 

68,06 

75,32 

41,09 

9,14 

1960 

454,01 

19,29 

230,59 

18,60 

170,66 

41,33 

72,00 

79,60 

43,64 

8,89 

1961 

473,36 

20,74 

240,19 

19,12 

178,22 

42,85 

75,34 

82,46 

46,22 

8,41 

1962 

487,92 

21,46 

246,22 

19,72 

182,58 

43,92 

77,70 

85,77 

48,22 

8,55 

1963 

520,47 

20,86 

268,75 

20,73 

198,49 

49,53 

82,40 

90,20 

49,70 

8,56 

1964 

549,29 

19,72 

286,26 

20,59 

214,23 

51,44 

87,40 

95,24 

52,15 

8,52 

1965 

563,32 

20,70 

291,55 

21,17 

217,40 

52,98 

89,08 

98,62 

54,83 

8,54 

1966 

563,29 

22,61 

284,15 

20,86 

212,82 

50,47 

88,85 

102,42 

56,42 

8,84 

1967 

599,48 

24,10 

307,88 

21,87 

235,53 

50,48 

94,14 

106,37 

58,12 

8,87 

1968 

646,49 

22,53 

339,72 

23,08 

264,38 

52,26 

102,66 

112,73 

59,88 

8,97 

1969 

683,34 

23,07 

360,71 

25,11 

280,01 

55,59 

108,70 

118,32 

63,48 

9,06 

1970 

704,35 

23,79 

369,69 

25,70 

283,81 

60,18 

111,19 

124,22 

66,27 

9,19 

1971 

730,01 

23,24 

382,30 

26,53 

291,85 

63,92 

113,85 

131,80 

69,47 

9,35 

1972 

765,82 

25,79 

403,04 

28,94 

309,72 

64,38 

117,36 

137,41 

72,76 

9,46 

1973 

770,13 

26,06 

399,95 

30,27 

310,56 

59,12 

116,83 

141,66 

76,07 

9,56 

1974 

754,94 

24,96 

378,98 

29,02 

294,30 

55,66 

115,92 

147,00 

78,29 

9,79 

1975 

792,37 

24,23 

402,64 

30,20 

315,44 

57,00 

122,21 

154,01 

79,27 

10,01 

1976 

817,42 

25,79 

412,68 

30,50 

324,25 

57,93 

127,12 

161,35 

80,29 

10,19 

1977 

843,77 

27,06 

421,28 

31,92 

330,00 

59,36 

133,09 

169,20 

82,59 

10,55 

1978 

883,16 

26,05 

442,91 

33,59 

346,01 

63,31 

140,45 

177,74 

85,11 

10,90 


898,87 

26,47 

446,89 

33,89 

346,88 

66,12 

142,16 

184,93 

87,19 

11,23 

1980/ ^ 

348,75 

6,21 

184,38 

13,25 

142,37 

28,76 

54,21 

64,85 

34,46 

4,64 

1972 1. Hj. 

381,26 

17,03 

197,92 

13,28 

149,48 

35,16 

59,64 

66,95 

35,01 

4,71 

2.Hj. 

368,85 

6,91 

196,47 

14,46 

152,20 

29,81 

56,74 

67,91 

36,13 

4,69 

1973 1. Hj. 

396,97 

18,88 

206,57 

14,48 

157,52 

34,57 

60,62 

69,50 

36,63 

4,77 

2. Hj. 

375,44 

7,23 

198,47 

15,06 

155,55 

27,86 

57,20 

70,02 

37,79 

4,73 

1974 1. Hj. 

394,69 

18,83 

201,48 

15,21 

155,01 

31,26 

59,63 

71,64 

38,28 

4,83 

2. Hj. 

362,59 

6,79 

183,03 

14,74 

142,79 

25,50 

56,00 

72,99 

38,93 

4,85 

1975 1. Hj. 

392,35 

18,17 

195,95 

14,28 

151,51 

30,16 

59,92 

74,01 

39,36 

4,94 

2. Hj. 

381,71 

7,11 

194,76 

15,23 

153,95 

25,58 

58,97 

76,44 

39,48 

4,95 

1976 1. Hj. 

410,66 

17,12 

207,88 

14,97 

161,49 

31,42 

63,24 

77,57 

39,79 

5,06 

2. Hj. 

394,82 

6,94 

201,62 

15,43 

159,46 

26,73 

61,47 

79,80 

39,94 

5,05 

1977 1. Hj. 

422,60 

18,85 

211,06 

15,07 

164,79 

31,20 

65,65 

81,55 

40,35 

5,14 

2.Hj. 

405,26 

6,84 

204,12 

16,12 

161,33 

26,67 

64,52 

83,53 

41,03 

5,22 

1978 1. Hj. 

438,51 

20,22 

217,16 

15,80 

168,67 

32,69 

68,57 

85,67 

41,56 

5,33 

2. Hj. 

425,01 

6,83 

213,68 

17,25 

168,88 

27,55 

68,73 

88,05 

42,33 

5,39 

1979 1. Hj. 


458,15 

19,22 

229,23 

16,34 

177,13 

35,76 

71,72 

89,69 

42,78 

5,51 

2. Hj. 


439,81 

7,36 

221,94 

17,45 

174,12 

30,37 

69,94 

91,67 

43,34 

5,56 

1980 1. Hj. 

■ 

459,06 

19,11 

224,95 

16,44 

172,76 

35,75 

72,22 

93,26 

43,85 

5,67 

2.Hj. 


435,45 

7,55 

215,14 




68,50 

94,44 

49,82 

1981 1. Hj. 



Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 
Vorläufige Ergebnisse. 
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noch Tabelle 19* 


Bruttowertschöpfung nach 

b) Anteil 


Zeitraum 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte"^) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 





in jeweiligen Preisen 




1960 

5,8 

53,5 

5,2 

40,7 

7,6 

18,3 

13,7 

7,3 

1,5 

1961 

5,1 

53,8 

4,8 

41,1 

7,9 

18,0 

14,0 

7,6 

1,4 

1962 

5,2 

53,5 

4,5 

40,6 

8,4 

18,3 

14,1 

7,6 

1,3 

1963 

5,1 

52,7 

4,4 

39,8 

8,5 

18,4 

14,5 

8,0 

1,4 

1964 

4,6 

53,4 

4,2 

40,2 

8,9 

18,1 

14,7 

7,9 

1,3 

1965 

4,4 

53,2 

4,0 

40,5 

8,7 

17,8 

15,1 

8,2 

1,3 

1966 

4,3 

52,2 

3,9 

39,7 

8,6 

17,8 

15,8 

8,6 

1,3 

1967 

4,1 

50,9 

3,8 

39,2 

7,9 

17,7 

16,9 

9,0 

1,4 

1968 

4,2 

51,8 

3,9 

40,3 

7,6 

16,7 

17,0 

8,9 

1,4 

1969 

3,9 

52,2 

3,6 

41,0 

7,5 

16,2 

17,4 

9,0 

1,3 

1970 

3,4 

52,8 

3,7 

41,0 

8,1 

15,9 

17,3 

9,3 

1,3 

1971 

3,2 

51,6 

3,5 

39,5 

8,6 

15,9 

18,0 

9,9 

1,4 

1972 

3,2 

50,6 

3,5 

38,4 

8,7 

15,9 

18,6 

10,2 

1,4 

1973 

3,1 

50,3 

3,5 

38,5 

8,3 

15,5 

19,0 

10,6 

1,5 

1974 

2,7 

49,5 

3,7 

38,5 

7,4 

15,0 

19,8 

11,5 

1,5 

1975 

2,9 

47,4 

3,9 

36,8 

6,7 

15,4 

20,8 

11,9 

1,6 

1976 

2,9 

47,6 

3,9 

37,1 ' 

6,5 

15,4 

20,9 

11,6 

1,6 

1977 

2,8 

47,4 

3,6 

37,2 

6,5 

15,4 

21,3 

11,5 

1,6 

1978 

2,6 

47,4 

3,6 

37,1 

6,6 

15,3 

21,6 

11,5 

1,6 


2,3 

47,8 

3,6 

37,1 

7,1 

15,3 

21,6 

11,3 

1,6 

1980/ 

2,1 

47,3 

3,7 

36,0 

7,7 

15,0 

22,3 

11,5 

1,7 

1972 l. Hj. 

1,8 

51,4 

3,7 

39,5 

8,3 

15,8 

19,4 

10,2 

1,4 

2.Hi. 

4,4 

49,9 

3,3 

37,5 

9,1 

16,0 

18,0 

10,2 

1,4 

1973 l.Hj. 

1,5 

51,3 

3,6 

39,6 

8,1 

15,7 

19,6 

10,4 

1,4 

2. Hj. 

4,6 

49,3 

3,4 

37,5 

8,4 

15,2 

18,6 

10,9 

1,5 

1974 l.Hj. 

1,6 

50,4 

3,7 

39,5 

7,2 

15,0 

20,4 

11,1 

1,5 

2. Hj. 

3,7 

48,7 

3,6 

37,5 

7,6 

15,0 

19,3 

11,7 

1,6 

1975 l.Hj. 

1,7 

48,3 

4,0 

37,8 

6,4 

15,4 

21,5 

11,7 

1,6 

2. Hj. 

4,0 

46,7 

3,8 

35,8 

7,0 

15,4 

2D,3 

12,1 

1,6 

1976 l.Hj. 

1,6 

48,5 

4,1 

38,3 

6,1 

15,4 

21,7 

11,3 

1,5 

2. Hj. 

4,0 

46,8 

3,8 

36,0 

7,0 

15,5 

20,3 

11,8 

1,6 

1977 l.Hj. 

1,6 

48,2 

3,8 

38,3 

6,2 

15,4 

21,9 

11,3 

1,6 

2. Hj. 

3;8 

46,6 

3,5 

36,2 

6,8 

15,4 

20,8 

11,8 

.1,7 

1978 l.Hj. 

1,6 

48,1 

3,8 

38,2 

6,1 

15,4 

22,2 

11,0 

1,6 

2.Hj. 

3,6 

46,7 

3,5 

36,1 

7,1 

15,1 

21,0 

11,9 

1,7 

1979 l.Hj. 


1,4 

48,5 

3,8 

38,4 

6,3 

15,3 

22,2 

11,0 

1,6 

2. Hj. 


3,1 

47,2 

3,4 

35,9 

7,9 

15,3 

21,1 

11,6 

1,7 

1980 l.Hj. 

■ *) 

1,4 

48,3 

3,7 

37,4 

7,2 

15,1 

22,6 

11,0 

1,6 

2. Hj. 


2,8 

46,5 

3,6 

34,7 

8,1 

15,0 

22,0 

12,0 


1981 l.Hj. 


1,3 

47,1 




14,8 

23,7 

13,0 


Bezogen auf die Summe der Beiträge der Wirtschaftsbereiche. 
Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 
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noch Tabelle 19* 


Wirtschaftsbereichen 

in vH^) 


Land- 

Warenproduzierendes Gewerbe 


Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men^) 




und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 

Zeitraum 




in Preisen von 1970 





4,9 

50,3 

4,3 

37,0 

9,0 

15,8 

17,4 

9,5 

2,1 

1960 

4,2 

50,8 

4,1 

37,6 

9,1 

15,9 

17,5 

9,6 

2,0 

1961 

4,4 

50,7 

4,0 

37,6 

9,1 

i5,9 

17,4 

9,8 

1,8 

1962 

4,4 

50,5 

4,0 

37,4 

9,0 

15,9 

17,6 

9,9 

1,8 

1963 

4,0 

51,6 

4,0 

38,1 

9,5 

15,8 

17,3 

9,5 

1,6 

1964 

3,6 

52,1 

3,7 

39,0 

9,4 

15,9 

17,3 

9,5 

1,6 

1965 

3,7 

51,8 

3,8 

38,6 

9,4 

15,8 

17,5 

9,7 

1,5 

1966 

4,0 

50,4 

3,7 

37,8 

9,0 

15,8 

18,2 

10,0 

1,6 

1967 

4,0 

51,4 

3,6 

39,3 

8,4 

15,7 

17,7 

9,7 

1,5 

1968 

3,5 

52,5 

3,6 

40,9 

8,1 

15,9 

17,4 

9,3 

1,4 

1969 

3,4 

52,8 

3,7 

41,0 

8,1 

15,9 

17,3 

9,3 

1,3 

1970 

3,4 

52,5 

3,6 

40,3 

8,5 

15,8 

17,6 

9,4 

1,3 

1971 

3,2 

52,4 

3,6 

40,0 

8,8 

15,6 

18,1 

9,5 

1,3 

1972 

3,4 

52,6 

3,8 

40,4 

8,4 

15,3 

17,9 

9,5 

1,2 

1973 

3,4 

51,9 

3,9 

40,3 

7,7 

15,2 

18,4 

9,9 

1,2 

1974 

3,3 

50,2 

3,8 

39,0 

7,4 

15,4 

19,5 

10,4 

1,3 

1975 

3,1 

50,8 

3,8 

39,8 

7,2 

15,4 

19,4 

10,0 

1.3 

1976 

3,2 

50,5 

3,7 

39,7 

7,1 

15,6 

19,7 

9,8 

1,2 

1977 

3,2 

49,9 

3,8 

39,1 

7,0 

15,8 

20,1 

9,8 

1,3 

1978 

2,9 

50,2 

3,8 

39,2 

7,2 

15,9 

20,1 

9,6 

1,2 

1979 U. 
1980^ 


2,9 

49,7 

3,8 

38,6 

7,4 

15,8 

20,6 

9,7 

i,2 


1,8 

52,9 

3,8 

40,8 

8,2 

15,5 

18,6 

9,9 

1,3 

1972 1. Hj. 

4,5 

51,9 

3,5 

39,2 

9,2 

15,6 

17,6 

9,2 

1,2 

2. Hj. 

1,9 

53,3 

3,9 

41,3 

8,1 

15,4 

18,4 

9,8 

1,3 

1973 LHj. 

4,8 

52,0 

3,6 

39,7 

8,7 

15,3 

17,5 

9,2 

1,2 

2. Hj. 

1,9 

52,9 

4,0 

41,4 

7,4 

15,2 

18,7 

10,1 

1,3 

1974 LHj. 

4,8 

51,0 

3,9 

39,3 

7,9 

15,1 

18,2 

9,7 

1,2 

2. Hj. 

1,9 

50,5 

4,1 

39,4 

7,0 

15,4 

20,1 

io,7 

1,3 

1975 LHj. 

4,6 

49,9 

3,6 

38,6 

7,7 

15,3 

18,9 

10,0 

1,3 

2. Hj. 

1,9 

51,0 

4,0 

40,3 

6,7 

15,4 

20,0 

10,3 

1,3 

1976 LHj. 

4,2 

50,6 

3,6 

39,3 

7,7 

15,4 

18,9 

9,7 

1,2 

2. Hj. 

1,8 

51,1 

3,9 

40,4 

6,8 

15,6 

20,2 

10,1 

1,3 

1977 LHj. 

4,5 

49,9 

3,6 

39,0 

7,4 

15,5 

19,3 

9,5 

1,2 

2.Hj. 

1,7 

50,4 

4,0 

39,8 

6,6 

15,9 

20,6 

lOi,! 

1,3 

1978 l.Hj. 

4,6 

49,5 

3,6 

38,5 

7,5 

15,6 

19,5 

9,5 

1,2 

2. Hj. 

1,6 

50,3 

4,1 

39,7 

6,5 

16,2 

20,7 

10,0 

1,3 

1979 1. Hj.l 


4,2 

50,0 

3,6 

38,7 

7,8 

15,7 

19,6 

9,3 

1,2 

2. Hj. 


1,7 

50,5 

4,0 

39,6 

6,9 

15,9 

20,8 

9,9 

1,3 

1980 l.Hj. 

• ') 

4,2 

49,0 

3,6 

37,6 

7,8 

15,7 

20,3 

9,6 

1,2 

2. Hj. 


1,7 

49,4 




15,7 

21,7 

11,4 

1981 l.Hj. 



Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungeii), sonstige Dienst- 
leistungen. 

Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 20* 


Bruttowertschöpfung, Brutto 

Mrd 


Zeitraum 

Brutto- 

wert- 

schöp- 

fung, 

berei- 

nigt') 

Ein- 

fuhr- 

abga- 

ben^) 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Saldo der 
Erwerbs- 
und Ver- 
mögens- 
einkom- 
men 

zwischen 
Inländern 
und der 
übrigen 
Welt 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Ab- 

schrei- 

bungen 

Netto- 

sozial- 

produkt 

zu 

Markt- 

preisen 

Indi- 

rekte 

Steu- 

ern^) 

Subven- 

tionen 

Netto- 

sozial- 

produkt 

zu 

Faktor- 

kosten 

(Volks- 

einkom- 

men) 





in jeweiligen Preisen 





1960 

297,10 

5,70 

302,80 

+0,20 

303,00 

23,63 

279,37 

41,78 

2,50 

240,09 

1961 

325,60 

6,20 

331,80 

-0,40 

331,40 

27,12 

304,28 

46,19 

2,65 

260,74 

1962 

353,64 

7,24 

360,88 

-0,38 

360,50 

31,23 

329,27 

50,06 

2,87 

282,08 

1963 

374,42 

8,05 

382,47 

-0,37 

382,10 

34,99 

347,11 

52,79 

3,61 

297,93 

1964 

412,14 

8,14 

420,28 

-0,68 

419,60 

38,96 

380,64 

57,48 

4,14 

327,30 

1965 

450,41 

8,86 

459,27 

-1,07 

458,20 

43,31 

414,89 

62,19 

5,86 

358,56 

1966 

479,66 

8,68 

488,34 

-0,94 

487,40 

47,77 

439,63 

65,50 

5,82 

379,95 

1967 

485,45 

9,01 

494,46 

-0,76 

493,70 

50,52 

443,18 

67,99 

5,66 

380,85 

1968 

521,85 

13,05 

534,90 

+0,30 

535,20 

53,38 

481,82 

69,63 

7,71 

419,90 

1969 

582,60 

14,35 

596,95 

+0,75 

597,70 

58,12 

539,58 

84,60 

7,85 

462,83 

1970 

660,15 

18,60 

678,75 

+0,25 

679,00 

68,35 

610,65 

87,24 

9,70 

533,11 

1971 

735,18 

19,70 

754,88 

+ 1,12 

756,00 

78,45 

677,55 

96,44 

9,96 

591,07 

1972 

804,72 

21,27 

825,99 

+ 1,21 

827,20 

86,33 

740,87 

107,63 

12,25 

645,49 

1973 

895,09 

23,51 

018,60 

+ 1,50 

920,10 

95,74 

824,36 

118,48 

15,04 

720,92 

1974 

960,22 

26,91 

987,13 

-0,23 

986,90 

107,26 

879,64 

122,30 

15,02 

772,36 

1975 

1 005,85 

28,18 

1 034,03 

+0,87 

1 034,90 

117,03 

917,87 

126,78 

15,46 

806,55 

1976 

1 090,02 

32,80 

1 122,82 

+ 2,18 

1 125,00 

125,49 

999,51 

138,25 

16,71 

877,97 

1977 

1 165,52 

34,97 

1 200,49 

+ 0,11 

1 200,60 

134,25 

1 066,35 

149,13 

19,32 

936,54 

1978 

1 247,77 

38,61 

1 286,38 

+ 4,32 

1 290,70 

144,77 

1 145,93 

163,92 

23,94 

1 005,95 

1979'l 

1980/ 


1 348,79 

45,15 

1 393,94 

+ 4,26 

1 398,20 

158,34 

1 239,86 

179,84 

24,84 

1 084,86 


1 435,87 

53,05 

1 488,92 

+ 2,98 

1491,90 

175,85 

1316,05 

189,96 

23,68 

1 149,77 

1972 1. Hj. 

378,47 

10,31 

388,78 

+ 0,82 

389,60 

42,16 

347,44 

51,14 

5,00 

301,30 

2. Hj. 

426,25 

10,96 

437,21 

+ 0,39 

437,60 

44,17 

393,43 

56,49 

7,25 

344,19 

1973 1. Hj. 

423,61 

11,47 

435,08 

+ 0,42 

435,50 

46,71 

388,79 

56,64 

5,70 

337,85 

2. Hj. 

471,48 

12,04 

483,52 

+ 1,08 

484,60 

49,03 

435,57 

61,84 

9,34 

383,07 

1974 1. Hj. 

454,70 

12,93 

467,63 

-0,23 

467,40 

52,23 

415,17 

59,09 

7,02 

363,10 

2. Hj. 

505,52 

13,98 

519,50 

±0 

519,50 

55,03 

464,47 

63,21 

8,00 

409,26 

1975 1. Hj. 

476,19 

13,81 

490,00 

-0,50 

489,50 

57,57 

431,93 

60,39 

7,68 

379,22 

2. Hj. 

529,66 

14,37 

544,03 

+ 1,37 

545,40 

59,46 

485,94 

66,39 

7,78 

427,33 

1976 1. Hj. 

516,33 

15,99 

532,32 

+ 0,98 

533,30 

61,85 

471,45 

65,88 

7,94 

413,51 

2. Hj. 

573,69 

16,81 

590,50 

+ 1,20 

591,70 

63,64 

528,06 

72,37 

8,77 

464,46 

1977 1. Hj. 

551,25 

17,21 

568,46 

-0,06 

568,40 

66,09 

502,31 

71,50 

9,36 

440,17 

2. Hj. 

614,27 

17,76 

632,03 

+ 0,17 

632,20 

68,16 

564,04 

77,63 

9,96 

496,37 

1978 1. Hj. 

586,74 

18,93 

605,67 

+ 1,53 

607,20 

70,93 

536,27 

79,42 

9,84 

466,69 

2. Hj. 

661,03 

19,68 

680,71 

+ 2,79 

683,50 

73,84 

609,66 

84,50 

14,10 

539,26 

1979 1. Hj. 


636,34 

20,97 

657,31 

+ 1,19 

658,50 

77,28 

581,22 

84,51 

11,45 

508,16 

2. Hj. 


712,45 

24,18 

736,63 

+3,07 

739,70 

81,06 

658,64 

95,33 

13,39 

576,70 

1980 1. Hj. 

■ *) 

684,76 

26,35 

711,11 

+0,59 

711,70 

86,01 

625,69 

91,72 

11,64 

545,61 

2. Hj. 


751,11 

26,70 

777,81 

+ 2,39 

780,20 

89,84 

690,36 

98,24 

12,04 

604,16 

1981 1. Hj. 


706,81 

27,63 

734,44 

-1,54 

732,90 

94,09 

638,81 

93,97 

10,54 

555,38 


Summe der Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche abzüglich der unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen und abzüglich Vor- 
steuerabzug an Umsatzsteuer auf Investitionen (1968 bis 1973 gekürzt um die Investitionsteuer). 

Die Einfuhrabgaben umfassen alle Abgaben, die vom Staat oder Institutionen der EG auf eingeführte Güter erhoben werden. Hierzu gehören 
Einfuhrzölle, Einfuhrumsatzsteuer (vor 1968 Umsatzausgleichsteuer), Verbrauchsteuern auf Einfuhren, Abschöpfungsbeträge und Währungs- 
ausgleichsbeträge auf eingeführte landwirtschaftliche Erzeugnisse. 


258 




Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 20* 


inlandsprodukt, Sozialprodukt 

DM 


Brutto- 
wert- 
schöpfung, 
berei- 
nigt ‘) 

Einfuhr- 

ab- 

gaben^) 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Saldo der 
Erwerbs- 
und Ver- 
mögens- 
einkommen 
zwischen 
Inländern 
und der 
übrigen Welt 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Abschrei- 

bungen 

Netto- 
sozial- 
produkt 
zu Markt- 
preisen 

Zeitraum 



in Preisen von 1970 





420,75 

7,99 

428,74 

+ 0,76 

429,50 

33,11 

396,39 

1960 

442,08 

8,50 

450,58 

-0,18 

450,40 

36,30 

414,10 

1961 

460,79 

9,67 

470,46 

-0,16 

470,30 

39,74 

430,56 

1962 

474,83 

9,67 

484,50 

-0,20 

484,30 

43,21 

441,09 

1963 

505,75 

11,26 

517,01 

-0,61 

516,40 

46,76 

469,64 

1964 

533,46 

12,66 

546,12 

-1,12 

545,00 

50,51 

494,49 

1965 

547,19 

12,56 

559,75 

-0,95 

558,80 

54,22 

504,58 

1966 

546,60 

12,24 

558,84 

-0,74 

558,10 

57,50 

500,60 

1967 

580,23 

13,74 

593,97 

+ 0,43 

594,40 

60,52 

533,88 

1968 

624,53 

15,93 

640,46 

+ 0,84 

641,30 

64,01 

577,29 

1969 

660,15 

18,60 

678,75 

+ 0,25 

679,00 

68,35 

610,65 

1970 

680,73 

19,95 

700,68 

+ 1,02 

701,70 

73,26 

628,44 

1971 

704,45 

21,83 

726,28 

+ 1,02 

727,30 

78,27 

649,03 

1972 

739,41 

22,43 

761,84 

+ 1,16 

763,00 

83,18 

679,82 

1973 

744,12 

21,83 

765,95 

-0,25 

765,70 

87,40 

678,30 

1974 

728,60 

23,20 

751,80 

+0,50 

752,30 

90,86 

661,44 

1975 

763,83 

26,76 

790,59 

+ 1,41 

792,00 

94,26 

697,74 

1976 

786,26 

28,32 

814,58 

-0,08 

814,50 

97,81 

716,69 

1977 

810,13 

30,71 

840,84 

+ 2,66 

843,50 

101,67 

741,83 

1978 

845,77 

32,55 

878,32 

+ 2,48 

880,80 

106,00 

774,80 

1979\ , 
1980/ ) 


860,96 

34,18 

895,14 

+ 1,56 

896,70 

110,72 

785,98 


335,94 

10,76 

346,70 

+ 0,70 

'347,40 

38,51 

308,89 

1972 1. Hj. 

368,51 

11,07 

379,58 

+ 0,32 

379,90 

39,76 

340,14 

2. Hj. 

355,69 

11,40 

367,09 

+ 0,31 

367,40 

41,02 

326,38 

1973 1. Hj. 

383,72 

11,03 

394,75 

+ 0,85 

395,60 

42,16 

353,44 

2. Hj., 

362,39 

10,53 

372,92 

-0,22 

372,70 

43,22 

329,48 

1974 1. Hj. 

381,73 

11,30 

393,03 

-0,03 

393,00 

44,18 

348,82 

2. Hj. 

349,75 

11,47 

361,22 

-0,42 

360,80 

45,03 

315,77 

1975 1. Hj. 

378,85 

11,73 

390,58 

+0,92 

391,50 

45,83 

345,67 

2. Hj. 

367,33 

13,14 

380,47 

+ 0,63 

381,10 

46,73 

334,37 

1976 1. Hj. 

396,50 

13,62 

410,12 

+ 0,78 

410,90 

47,53 

363,37 

2. Hj. 

379,17 

13,84 

393,01 

-0,11 

.392,90 

48,44 

344,46 

1977 1. Hj. 

407,09 

14,48 

421,57 

+ 0,03 

421,60 

49,37 

372,23 

2. Hj. 

388,57 

15,09 

403,66 

+0,94 

404,60 

50,32 

354,28 

1978 1. Hj. 

421,56 

15,62 

437,18 

+ 1,72 

438,90 

51,35 

387,55 

2. Hj. 

406,30 

16,10 

422,40 

+0,70 

423,10 

52,44 

370,66 

1979 1. Hj. 


439,47 

16,45 

455,92 

+ 1,78 

457,70 

53,56 

404,14 

2. Hj. 


420,85 

17,19 

438,04 

+ 0,26 

438,30 

54,75 

383,55 

1980 1. Hj. 

■ 

440,11 

16,99 

457,10 

+ 1,30 

458,40 

55,97 

402,43 

2-Hj. 


416,52 

17,04 

433,56 

-0,96 

432,60 

57,09 

375,51 

1981 1. Hj. 



Produktionssteuem und Einfuhrabgaben. 
*) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 21* 


Verteilung des Volkseinkommens 
MrdDM 


Zeitraum 

Volks- 

ein- 

kommen 

Einkommen aus 
unselbständiger 
Arbeit 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

insgesamt 

der pri- 
vaten 
Haus- 
halte^) 

der Unter- 
nehmen 
mit 

eigener 
Rechts- 
persönlich- 
keit = 
unverteilte 
Gewinne 

des 

Staates 

brutto 

netto 

brutto 

netto 

1960 

240,09 

144,90 

104,68 

95,19 

75,07 

78,23 

14,95 

2,01 

1961 

260,74 

163,44 

117,18 

97,30 

74,66 

81,74 

13,13 

2,43 

1962 

282,08 

180,84 

129,12 

101,24 

76,48 

85,44 

13,45 

2,35 

1963 

297,93 

193,98 

137,95 

103,95 

78,03 

87,12 

14,30 

2,53 

1964 

327,30 

212,08 

151,06 

115,22 

87,49 

97,68 

14,98 

2,56 

1965 

358,56 

235,15 

168,21 

123,41 

96,10 

105,52 

15,38 

2,51 

1966 

379,95 

253,20 

178,11 

126,75 

98,48 

108,84 

15,70 

2,21 

1967 

380,85 

253,07 

177,26 

127,78 

99,04 

111,78 

14,51 

1,49 

1968 

419,90 

271,91 

186,86 

147,99 

116,82 

126,98 

19,05 

1,96 

1969 

462,83 

305,92 

206,14 

156,91 

121,82 

133,60 

21,33 

1,98 

1970 

533,11 

361,32 

236,87 

171,79 

139,75 

155,23 

14,53 

2,03 

1971 

591,07 

408,30 

262,03 

182,77 

147,95 

168,73 

12,32 

1,72 

1972 

645,49 

448,79 

285,77 

196,70 

159,62 

175,14 

21,48 

0,08 

1973 

720,92 

509,47 

311,41 

211,45 

164,78 

186,27 

24,73 

0,45 

1974 

772,36 

560,60 

335,75 

211,76 

165,22 

M93,53 

19,81 

- 1,58 

1975 

806,55 

583,40 

347,85 

223,15 

178,73 

207,93 

19,85 

- 4,63 

1976 

877,97 

626,32 

361,28 

251,65 

198,67 

228,00 

31,00 

- 7,35 

1977 i 

936,54 

669,68 

382,74 

266,86 

201,47 

250,95 

26,11 

-10,20 

1978 

1 005,95 

714,72 

411,59 

291,23 

226,89 

262,46 

38,44 

- 9,67 

1979^ 

1 084,86 

769,41 

443,90 

315,45 

250,96 

284,45 

41,52 

-10,52 

1980/ ) 

1 149,77 

829,98 

472,17 

319,79 

256,96 

334,18 

-14,39 

1972 1. Hj. 

301,30 

214,06 

139,64 

87,24 

70,52 



- 0,27 

2. Hj. 

344,19 

234,73 

146,13 

109,46 

89,10 



0,35 

1973 1. Hj. j 

337,85 

242,48 

150,59 

95,37 

73,92 



- 

2.Hj. 1 

383,07 

266,99 

160,82 

116,08 

90,86 



0,45 

1974 1. Hj. 

363,10 

268,25 

164,49 

94,85 

71,65 



- 0,57 

2. Hj. 

409,26 

292,35 

171,26 

116,91 

93,^7 



- 1,01 

1975 1. Hj. 

379,22 

281,07 

171,77 

98,15 

77,40 



- 2,09 

2. Hj. 

427,33 

302,33 

176,08 

125,00 

101,33 



- 2,54 

1976 1. Hj. 

413,51 

299,15 

176,14 

114,36 

89,97 



- 3,18 

2.Hj. 

464,46 

327,17 

185,14 

137,29 

108,70 



- 4,17 

1977 1. Hj. 

440,17 

321,56 

186,26 

118,61 

86,95 



- 5,45 

2.Bj. 

496,37 

348,12 

196,48 

148,25 

114,52 



- 4,75 

1978 1. Hj. 

466,69 

340,00 

197,73 

126,69 

94,89 



- 5,41 

2.Hj. 

539,26 

374,72 

213,86 

164,54 

132,00 



- 4,26 

1979 1. Hj. 


508,16 

366,06 

212,35 

142,10 

109,77 



- 5,71 

2. Hj. 


576,70 

403,35 

231,55 

173,35 

141,19 



- 4,81 

1980 1. Hj. 

• *) 

545,61 

396,74 

226,60 

148,87 

116,87 



- 7,45 

2. Hj. 


604,16 

433,24 

245,57 

170,92 

140,09 



- 6,94 

1981 l.Hj. 


555,38 

417,70 

236,35 

137,68 

107,65 



-10,22 


Bruttolohn- und -gehaltssumme zuzüglich Sozialbeiträge der Arbeitgeber, 

Nettolohn- und -gehaltssumme (= Bruttolohn- und -gehaltssumme abzüglich Lohnsteuer und Sozialbeiträge der Arbeitnehmer). 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen abzüglich direkte Steuern u. ä. auf Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen, zuzüglich Saldo der unterstellten Sozialbeiträge und der sozialen Leistungen der Unternehmen. 

Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter-, nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden. Einschließlich nicht- 
entnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Ab 1970 wurden revidierte Angaben aus der Finanzierungs- 
rechnung der Deutschen Bundesbank verwendet. Die Zahlen für diesen Zeitraum sind deshalb mit denen für die Zeit vor 1970 nicht voll 
vergleichbar. 

Nach Abzug der Zinsen auf öffentliche Schulden. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 22* 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit nach Wirtschaftsbereichen 


Jahr 

Brutto- 

ein- 

kommen 

ins- 

gesamt 

— 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte'^) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 






Mrd 

DM 





1960 

143,76 

2,68 

81,77 

6,92 

62,33 

12,52 

23,67 

10,66 

20,76 

4,22 

1961 

162,36 

2,71 

93,13 

7,42 

71,02 

14,69 

26,05 

12,26 

23,78 

4,43 

1962 

179,65 

2,86 

103,66 

7,81 

79,03 

16,82 

28,73 

13,96 

25,97 

4,47 

1963 

192,79 

2,95 

108,80 

7,92 

82,56 

18,32 

31,83 

15,58 

28,81 

4,82 

1964 

210,94 

3,04 

119,46 

7,88 

89,84 

21,74 

34,90 

17,06 

31,43 

5,05 

1965 

234,08 

3,16 

132,26 

8,65 

100,47 

23,14 

38,52 

18,94 

35,79 

5,41 

1966 

252.08 

3,30 

139,83 

8,81 

106,22 

24,80 

42,39 

20,80 

39,95 

5,81 

1967 

251,69 

3,06 

134,45 

8,48 

103,09 

22,88 

43,11 

22,44 

42,37 

6,26 

1968 

270,49 

2,98 

146,08 

8,39 

113,33 

24,36 

45,55 

24,11 

45,19 

6,58 

1969 

304,58 

3,13 

165,80 

9,13 

130,33 

26,34 

50,41 

26,77 

51,20 

7,27 

1970 

360,11 

3,53 

198,77 

10,83 

155,60 

32,34 

58,36 

31,21 

60,14 

8,10 

1971 

407,08 

3,83 

219,48 

11,98 

170,65 

36,85 

66,61 

35,70 

• 71,89 

9,57 

1972 

447,79 

3,96 

238,31 

12,66 

184,68 

40,97 

74,30 

39,85 

80,76 

10,61 

1973 

508,53 

4,22 

268,82 

13,75 

210,09 

44,98 

84,06 

45,21 

94,03 

12,19 

1974 

559,68 

4,66 

289,09 

15,63 

229,09 

44,37 

91,31 

51,82 

109,16 

13,64 

1975 

582,35 

5,01 

292,12 

17,02 

233,35 

41,75 

95,36 

56,25 

118,53 

15,08 

1976 

625,23 

5,56 

314,41 

18,08 

252,36 

43,97 

102,02 

61,93 

124,98 

16,33 

1977 

668,61 

6,05 

335,20 

18,84 

270,72 

45,64 

108,46 

67,71 

133,38 

17,81 

1978 

713,64 

6,45 

356,09 

19,47 

288,08 

48,54 

116,23 

73,73 

141,84 

19,30 

1979\^ 

768,20 

7,08 

384,64 

20,77 

310,47 

53,40 

123,51 

80,15 

151,93 

20,89 

1980/ ) 

828,76 

7,61 

414,20 

22,51 

333,64 

58,05 

132,98 

86,99 

164,13 

22,85 






Anteil in vH 





1960 

100 

1,9 

56,9 

4,8 

43,4 

8,7 

16,5 

7,4 

14,4 

2,9 

1961 

100 

IJ 

57,4 

4,6 

43,7 

9,0 

16,0 

7,6 

14,6 

2,7 

1962 

100 

1,6 

57,7 

4,3 

44,0 

9,4 

16,0 

7,8 

14,5 

2,5 

1963 

100 

1,5 

56,4 

4,1 

42,8 

9,5 

16,5 

8,1 

14,9 

2,5 

1964 

100 

1,4 

56,6 

3,7 

42,6 

10,3 

16,5 

8,1 

14,9 

2,4 

1965 

100 

1,3 

56,5 

3,7 

42,9 

9,9 

16,5 

8,1 

15,3 

2,3 

1966 

100 

1,3 

55,5 

3,5 

42,1 

9,8 

16,8 

8,3 

15,8 

2,3 

1967 

100 

1,2 

53,4 

3,4 

41,0 

9,1 

17,1 

8,9 

16,8 

2,5 

1968 

100 

1,1 

54,0 

3,1 

41,9 

9,0 

16,8 

8,9 

16,7 

2,4 

1969 

100 

1,0 

54,4 

3,0 

42,8 

8,6 

16,6 

8,8 

16,8 

2,4 

1970 

100 

1,0 

55,2 

3,0 

43,2 

9,0 

16,2 

8,7 

16,7 

- 2,2 

1971 

100 

0,9 

53,9 

2,9 

41,9 

9,1 

16,4 

8,8 

17,7 

2,4 

1972 

100 

0,9 

53,2 

2,8 

41,2 

9,1 

16,6 

8,9 

18,0 

2,4 

1973 j 

100 

0,8 

52,9 

2,7 

41,3 

8,8 

16,5 

8,9 

18,5 

2,4 

1974 

100 

0,8 

51,7 

2,8 

40,9 

7,9 

16,3 

9,3 

19,5 

2,4 

1975 

100 

0,9 

50,2 

2,9 

40,1 

7,2 

16,4 

9,7 

20,4 

2,6 

1976 

100 

0,9 

50,3 

2,9 

40,4 

7,0 

16,3 

9,9 

20,0 

2,6 

1977 . 

100 

0,9 

50,1 

2,8 

40,5 

6,8 

16,2 

10,1 

19,9 

2,7 

1978 

100 

0,9 

49,9 

2,7 

40,4 

■ 6,8 

16,3 

10,3 

19,9 

2,7 

1979\^ 

1980/ ) 

100 

0,9 

50,1 

2,7 

40,4 

7,0 

16,1 

10,4 

19,8 

2,7 

100 

0,9 

50,0 

2,7 

40,3 

7,0 

16,0 

10,5 

19,8 

2,8 


Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort der Arbeitnehmer). 

Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige Dienst- 
leistungen. 

'‘) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 23* 


Volkseinkommen, Produktivität und Lohnkosten 





Brutto- 

Netto- 



Lohn- 

kosten 

je 

Produkt- 
einheit ^) 

Zeitraum 

Volkseinkommen 
je Einwohner 

lohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer ^) 

Produktivität^) 



1970 = 100 

DM 




DM 

1970 = 100 

1960 

4 331 

49,3 

6 148 

44,6 

5 168 

48,5 

16 439 

64,4 

68,4 

1961 

4 642 

52,8 

6 775 

49,2 

5 653 

53,1 

17 041 

66,7 

72,7 

1962 

4 963 

56,5 

7 395 

53,7 

6 139 

57,7 

17 730 

69,4 

76,3 

1963 

5 191 

59,1 


57,0 

6 488 

60,9 

18 217 

71,3 

78,8 

1964 

5 646 

64,2 

8 556 

62,1 

7 031 

66,0 

19 423 

76,0 

79,9 

1965 

6 117 

69,6 

9 336 

67,8 

7 731 

72,6 

20 401 

79,9 

83,3 

1966 

6 424 

73,1 

10 014 

72,7 

8 183 

76,9 

20 975 

82,1 

87,2 

1967 

6 424 

73,1 

10 349 

75,1 

8 419 

79,1 

21 646 

84,7 

87,3 

1968 

m 


10 988 

79,8 

8 821 

82,8 

22 987 

90,0 

87,8 

1969 


87,7 


87,1 

9 477 

89,0 

24 408 

95,5 

90,6 

1970 



13 773 

100 

10 648 

100 

25 546 

100 

100 

1971 

9 645 

109,7 

15 392 

111,8 

11 690 

109,8 

26 303 

103,0 

108,9 

1972 


119,1 


121,8 

12 738 

119,6 

27 324 

107,0 

115,2 

1973 

11 632 

132,3 

18 782 

136,4 

13 801 

129,6 

28 589 

111,9 

124,2 

1974 

12 447 

141,6 

20 928 

151,9 

15 157 

142,3 

29 285 

114,6 

135,9 

1975 

13 045 

148,4 

22 426 

162,8 

16 265 

152,8 

29 755 

116,5 

144,2 

1976 

14 269 

162,3 

23 985 

174,1 

16 971 

159,4 

31 582 

123,6 

146,5 

1977 

15 253 

173,5 


186,1 

17 929 

168,4 

32 592 

127,6 

151,4 

1978 

16 403 

186,6 

26 952 

195,7 

19 051 

178,9 

33 392 

130,7 

155,8 

1979\^ 
1980J '> 


17 681 

201,1 


206,5 

20 170 

189,4 

34 418 

134,7 

159,7 


18 675 

212,5 

30 297 

220,0 

21 177 

198,9 

34 775 

136,1 

168,3 

1972 1. Hj. 

4 893 

111,3 


116,9 

6 264 

117,7 

13 101 

102,6 

115,3 

2.Hj. 

5 573 

126,8 

8 714 

126,5 

6 472 

121,6 

14 218 

111,3 

115,0 

1973 1, Hj. 

5 460 

124,2 

8 966 

130,2 

6 698 

125,8 

13 816 

108,2 

122,8 

2.Hj, 

6 171 


9 813 

142,5 

7 101 

133,4 

14 771 

115,6 

125,5 

1974 1. Hj. 

5 849 

133,1 

9 964 

144,7 

7 393 

138,9 

14 191 

111,1 

133,6 

2.Hj. 

6 597 



159,3 

7 765 

145,8 

15 098 

118,2 

138,1 

1975 1. Hj. 

6 125 

139,4 


156,5 

8 029 

150,8 

14 276 

111,8 

144,7 

2. Hj, 

6 921 

157,5 

11648 

169,1 

8 237 

154,7 

15 481 

121,2 

143,7 

1976 1. Hj. 

6 715 

152,8 

11 491 

166,9 

8 329 

156,4 

15 265 

119,5 

145,7 

2. Hj. 

7 554 

171,9 

12 488 

181,3 

8 640 

162,3 

16 312 

127,7 

147,2 

1977 1. Hj. 

7 167 

163,1 

12 317 

178,9 

8 776 

164,8 

15 791 

123,6 

150,9 

2. Hj. 

8 086 



193,2 

9 151 

171,9 

16 798 

131,5 

151,8 

1978 l.Hj. 

7 610 

173,2 

12 843 

186,5 

9 231 

173,4 

16 135 

126,3 

154,7 

2.Hj. 

8 793 



204,7 

9 815 

184,4 

17 250 

135,1 

156,8 

1979 1. Hj. 


8 287 

188,6 

13 524 

196,4 

9 735 

182,9 

16 671 

130,5 

158,3 

2. Hj. 


9 393 

213,7 

14 899 

216,4 

10 429 

195,9 

17 740 

138,9 

161,0 

1980 l.Hj. 

• ") 

8 872 


14 424 

209,5 

10 208 

191,7 

17 072 

133,7 

164,6 

2. Hj, 


9 802 


15 867 

230,4 

10 966 

206,0 

17 701 

138,6 

171,9 

1981 1. Hj, 


9 008 


15 181 

220,4 

10 685 



133,1 

174,6 


Arbeitnehmer, die ihren ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet haben (Inländerkonzept). 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept, nach dem Beschäftigungsort). 

®) Bereinigt um Änderungen in der Struktur der Erwerbstätigkeit; 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer (Inlandskonzept) 

berechnet als — ; ; 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept) 

^) Vorläufige Ergebnisse. 


262 













Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 24* 


Produktivität') und Lohnkosten nach Wirtschaftsbereichen 


Jahr 

Alle 

IVirt- 

schafts- 

bereiche 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men"^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 






Produktivität (DM) 





1960 

16 133 

5 926 

17 366 

24 659 

16 585 

18 340 

14 301 

31 634 

19 585 

11963 

1961 

16 719 

5 593 

18 009 

25 798 

17 230 

18 976 

14 972 

32 879 

19 587 

12 178 

1962 

17 366 

6 272 

18 596 

27 471 

17 915 

18 860 

15 650 

33 317 

19 685 

12 478 

1963 

17 853 

6 826 

19 051 

29 789 

18 474 

18 462 

16 027 

33 556 

19 730 

12 574 

1964 

19 000 

6 949 

20 702 

31 892 

20 080 

20 241 

17 092 

34 639 

19 567 

12 795 

1965 

19 928 

6 857 

21 764 

32 172 

21 297 

20 962 

18 224 

35 724 

19 844 

13 108 

1966 

20 505 

7 419 

22 408 

34 035 

21843 

21749 

18 535 

36 098 

20 262 

13 323 

1967 

21 172 

8 571 

23 213 

36 341 

22 597 

22 441 

18 836 

36 749 

20 317 

13 455 

1968 

22 456 

9 552 

25 011 

40 726 

24 824 

22 092 

20 021 

37 323 

20 735 

13 625 

1969 

23 801 

9 407 

26 718 

43 795 

26 751 

22 672 

21 722 

38 940 

20 944 

13 800 

1970 

24 846 

10 199 

27 805 

46 760 

27 677 

23 972 

22 793 

40 204 

21 316 

14 047 

1971 

25 554 

11 096 

28 585 

48 037 

28 251 

25 587 

23 016 

41 573 

21426 

14 138 

1972 

26 503 

11403 

29 982 

51 019 

29 587 

27 005 

23 344 

43 570 

21488 

14 253 

1973 

27 747 

13 199 

31584 

58 347 

31 282 

27 234 

23 922 

45 216 

21863 

14 333 

1974 

28 450 

13 847 

32 508 

61 902 

32 253 

27 057 

24 335 

46 249 

22 107 

14 376 

1975 

28 837 

13 692 

32 872 

59 224 

32 473 

28 168 

24 854 

48 055 

22 292 

14 418 

1976 

30 513 

13 901 

35 578 

62 526 

35 563 

29 022 

26 544 

49 362 

22 279 

14 486 

1977 

31459 

15 583 

36 634 

64 346 

36 552 

30 172 

27 707 

50 328 

22 478 

14 413 

1978 

32 172 

16 828 

37 364 

68 351 

37 212 

30 598 

28 895 

51 180 

22 677 

14 180 

1979^ g 

33 143 

16 720 

38 770 

71 773 

38 695 

31435 

30 289 

52 462 

22 763 

14 101 

1980/ ) 

33 447 

17 437 

38 766 

71 649 

38 478 

32 412 

30 454 

54 026 

22 957 

13 933 




Lohnkosten je Produkteinheit (1970 = 100) 



1960 

67,8 

78,5 

69,9 

87,1 

72,3 

55,7 

68,9 

58,3 

53,3 

51,6 

1961 

72,1 

91,4 

74,6 

92,4 

76,6 

61,5 

71,3 

63,0 

57,5 

55,7 

1962 

75,7 

92,3 

79,4 

94,7 

81,3 

67,4 

74,2 

68,1 

59,3 

59,5 

1963 

78,2 

90,7 

81,2 

93,1 

82,8 

71,3 

79,2 

72,2 

63,1 

63,1 

1964 

79,5 

95,6 

81,4 

88,1 

82,6 

74,8 

81,1 

74,3 

66,8 

66,0 

1965 

82,9 

106,4 

84,4 

97,4 

85,3 

76,6 

84,1 

77,4 

72,4 

71,0 

1966 

86,8 

105,9 

87,6 

96,5 

88,8 

79,9 

90,4 

81,7 

76,9 

76,1 

1967 

86,8 

93,9 

86,7 

94,2 

88,2 

78,1 

92,3 

84,6 

79,3 

79,2 

1968 

87,4 

88,0 

86,8 

88,9 

87,3 

83,0 

91,8 

87,1 

82,0 

83,0 

1969 

90,4 

95,5 

88,9 

91,7 

89,1 

86,7 

92,3 

90,6 

90,3 

90,7 

1970 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1971 

109,0 

103,2 

107,7 

108,1 

108,2 

105,2 

111,2 

108,6 

114,5 

116,5 

1972 

115,5 

110,9 

113,2 

110,6 

113,9 

110,1 

120,8 

113,9 

122,7 

126,9 

1973 

124,5 

105,6 

121,1 

110,2 

122,1 

120,1 

132,3 

123,9 

136,4 

144,1 

1974 

136,1 

116,1 

131,3 

119,7 

132,8 

129,3 

144,9 

137,6 

151,5 

159,6 

1975 

144,7 

128,3 

140,2 

136,0 

142,8 

130,4 

151,9 

144,1 

159,8 

172,3 

1976 

147,5 

140,9 

142,0 

138,8 

144,0 

134,2 

153,5 

149,5 

166,4 

182,5 

1977 

152,5 

135,6 

147,8 

143,3 

150,5 

137,1 

155,9 

155,1 

175,3 

195,5 

1978 

157,2 

131,7 

153,7 

141,5 

157,1 

142,5 

158,5 

160,0 

181,3 

204,6 


161,3 

139,9 

157,8 

143,4 

161,3 

146,8 

159,1 

164,7 

188,4 

214,4 

1980/ ^ 

170,2 

143,1 

168,3 

154,0 

172,8 

152,6 

168,4 

170,7 

198,7 

227,6 


Bruttowertschöpfung in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept). 

Bereinigt um Änderungen in der Struktur der Erwerbstätigkeit; 

berechnet als Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer (Inlandskonzept) 
Bruttowertschöpfung in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept) 

^) Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

^) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungs Vermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümer- 
wohnungen), sonstige Dienstleistungen. 

®) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 25* 


Verwendung des 

a) Mrd 



Brutto- 

Privater 

Staats- 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 



Außen- 

beitrag^) 

Zeitraum 

Sozial- 

produkt 

Ver- 

brauch 

ver- 

brauch 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 

Ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 






in jeweiligen Preisen 






1960 

303,00 

171,84 

40,75 

73,58 

27,14 

46,44 

+ 

8,90 

60,68 

52,75 

+ 7,93 

1961 

331,40 

188,33 

46,08 

83,46 

31,32 

52,14 

+ 

6,40 

63,20 

56,07 

+ 7,13 

1962 

360,50 

204,79 

53,13 

92,88 

34,98 

57,90 

+ 

5,40 

66,26 

61,96 

+ 4,30 

1963 

382,10 

216,79 

59,69 

97,71 

35,64 

62,07 

+ 

2,30 

72,03 

66,42 

+ 5,61 

1964 

419,60 

233,50 

62,50 

111,70 

39,21 

72,49 

+ 

6,00 

79,86 

73,96 

+ 5,90 

1965 

458,20 

257,62 

70,15 

119,90 

43,35 

76,55 

+ 

10,20 

87,19 

86,86 

+ 0,33 

1966 

487,40 

275,06 

76,05 

124,17 

43,98 

80,19 

+ 

4,70 

98,42 

91,00 

+ 7,42 

1967 

493,70 

282,63 

80,65 

114,18 

41,07 

73,11 

- 

1,10 

106,41 

89,07 

+ 17,34 

1968 

535,20 

300,76 

83,67 

120,12 

43,45 

76,67 

+ 

10,90 

120,06 

100,31 

+ 19,75 

1969 

597,70 

330,83 

94,29 

139,59 

54,60 

84,99 

+ 

15,40 

137,08 

119,49 

+ 17,59 

1970 

679,00 

367,55 

108,11 

173,69 

68,43 

105,26 

+ 

15,40 

152,69 

138,44 

+ 14,25 

1971 

756,00 

407,83 

129,24 

199,60 

76,37 

123,23 

+ 

3,80 

168,32 

152,79 

+ 15,53 

1972 

827,20 

447,75 

144,03 

214,34 

76,75 

137,59 

+ 

2,60 

183,33 

164,85 

+ 18,48 

1973 

920,10 

491,68 

166,70 

225,44 

79,76 

145,68 

+ 

7,20 

214,72 

185,64 

+ 29,08 

1974 

986,90 

527,55 

194,02 

216,39 

76,47 

139,92 


5,50 

276,19 

232,75 

+ 43,44 

1975 

1034,90 

577,42 

215,29 

214,54 

82,32 

132,22 

- 

1,30 

272,68 

243,73 

+ 28,95 

1976 

1125,00 

623,59 

227,19 

231,89 

90,68 

141,21 

+ 

13,70 

312,05 

283,42 

+ 28,63 

1977 

1200,60 

669,56 

239,38 

248,96 

99,89 

149,07 

+ 

13,20 

330,57 

301,07 

+ 29,50 

1978 

1290,70 

713,91 

257,13 

273,01 

110,38 

162,63 

+ 

9,40 

348,07 

310,82 

+ 37,25 

1980J > 


1398,20 

766,36 

278,58 

314,39 

123,72 

190,67 

+ 

25,60 

382,99 

369,72 

+ 13,27 


1491,90 

821,59 

303,52 

350,99 

132,17 

218,82 

+ 

18,90 

430,61 

433,71 

- 3,10 

1972 l.Hj. 

389,60 

210,70 

67,34 

99,66 

37,09 

62,57 

+ 

4,00 

86,76 

78,86 

+ 7,90 

2. Hj. 

437,60 

237,05 

76,69 

114,68 

39,66 

75,02 

- 

1,40 

96,57 

85,99 

+ 10,58 

1973 1. Hj. 

435,50 

234,97 

76,15 

107,58 

38,84 

68,74 

+ 

3,70 

101,68 

88,58 

+ 13,10 

2. Hj. 

484,60 

256,71 

90,55 

117,86 

40,92 

76,94 

+ 

3,50 

113,04 

97,06 

+ 15,98 

1974 1. Hj. 

467,40 

250,30 

87,71 

102,66 

35,85 

66,81 

+ 

5,60 

132,38 

111,25 

+ 21,13 

2.Hj. 

519,50 

277,25 

106,31 

113,73 

40,62 

73,11 

- 

0,10 

143,81 

121,50 

+ 22,31 

1975 1. Hj. 

489,50 

273,20 

98,47 

98,55 

37,61 

60,94 

+ 

3,50 

131,95 

116,17 

+ 15,78 

2.Hj. 

545,40 

304,22 

116,82 

115,99 

44,71 

71,28 

- 

4,80 

140,73 

127,56 

+ 13,17 

1976 l.Hj. 

533,30 

298,08 

105,24 

106,47 

42,88 

63,59 

+ 

9,00 

149,39 

134,88 

+ 14,51 

2.Hj. 

591,70 

325,51 

121,95 

125,42 

47,80 

77,62 

+ 

4,70 

162,66 

148,54 

+ 14,12 

1977 l.Hj. 

568,40 

318,94 

110,06 

114,92 

46,07 

68,85 

+ 

9,80 

160,97 

146,29 

+ 14,68 

2. Hj. 

632,20 

350,62 

129,32 

134,04 

53,82 

80,22 

+ 

3,40 

169,60 

154,78 

+ 14,82 

1978 1. Hj. 

607,20 

343,00 

117,23 

122,77 

50,19 

72,58 

+ 

5,20 

169,00 

150,00 

+ 19,00 

2. Hj. 

683,50 

370,91 

139,90 

150,24 

60,19 

90,05 

+ 

4,20 

179,07 

160,82 

+ 18,25 

1979 1. Hj. 


658,50 

368,50 

128,10 

138,63 

56,74 

81,89 

+ 

12,40 

183,08 

172,21 

+ 10,87 

2.Hj. 


739,70 

397,86 

150,48 

175,76 

66,98 

108,78 

+ 

13,20 

199,91 

197,51 

+ 2,40 

1980 1. Hj. 

■ ') 

711,70 

394,59 

139,82 

161,55 

61,31 

100,24 

+ 

15,10 

214,08 

213,44 

+ 0,64 

2.Hj. 


780,20 

427,00 

163,70 

189,44 

70,86 

118,58 

+ 

3,80 

216,53 

220,27 

- 3,74 

1981 1. Hj. 


732,90 

412,49 

15 1,39 

164,82 

62,94 

101,88 

+ 

5,40 

231,45 

232,65 

- 1,20 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 


264 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 25* 


Sozialprodukts 

DM 


Brutto- 

sozial“ 

Produkt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Außen- 

beitrag^) 

Zeitrau 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 





in Preisen von 1970 








429,50 

226,37 

69,53 

109,24 

34,06 

75,18 

+ 

9,50 

72,29 

57,43 

+ 

14,86 

1960 

450,40 

239,93 

74,03 

117,00 

38,14 

78,86 

+ 

7,30 

74,92 

62,78 

+ 

12,14 

1961 

470,30 

252,99 

81,75 

122,34 

41,18 

81,16 

+ 

5,50 

77,34 

69,62 

+ 

7,72 

1962 

484,30 

260,37 

87,23 

123,85 

41,37 

82,48 

+ 

2,40 

83,21 

72,76 

+ 

10,45 

1963 

516,40 

273,34 

88,22 

137,80 

44,66 

93,14 

+ 

6,40 

89,98 

79,34 

+ 

10,64 

1964 

545,00 

292,11 

92,71 

144,47 

48,10 

96,37 

+ 

10,50 

95,84 

90,63 

+ 

5,21 

1965 

558,80 

300,62 

94,91 

146,2^ 

47,54 

98,70 

+ 

4,60 

105,71 

93,28 

+ 

12,43 

1966 

558,10 

303,63 

98,30 

136,31 

44,03 

92,28 

- 

1,60 

113,41 

91,95 

+ 

21,46 

1967 

594,40 

317,39 

98,37 

141,80 

47,25 

94,55 

+ 

11,50 

128,44 

103,10 

+ 

25,34 

1968 

641,30 

342,41 

103,37 

156,73 

58,12 

98,61 

+ 

16,20 

142,41 

119,82 


22,59 

1969 

679,00 

367,55 

108,11 

173,69 

68,43 

105,26 

+ 

15,40 

152,69 

138,44 


14,25 

1970 

701,70 

386,80 

114,95 

184,87 

72,44 

112,43 

+ 

3,90 

161,96 

150,78 

+ 

11,18 

1971 

727,30 

402,24 

120,27 

19i,30 

71,75 

119,55 

+ 

2,40 

172,26 

161,17 

+ 

11,09 

1972 

763,00 

412,48 

126,85 

191,67 

72,30 

119,37 

+ 

6,10 

191,99 

166,09 

+ 

25,90 

1973 

765,70 

413,79 

132,31 

172,61 

64,90 

107,71 

+ 

4,40 

214,73 

172,14 

+ 

42,59 

1974 

752,30 

426,55 

138,25 

165,37 

65,13 

100,24 

- 

1,00 

201,98 

178,85 

+ 

23,13 

1975 

792,00 

441,01 

141,01 

173,20 

69,35 

103,85 


10,20 

225,24 

198,66 


26,58 

1976 

814,50 

456,30 

141,76 

179,94 

74,71 

105,23 

+ 

9,50 

234,90 

207,90 

+ 

27,00 

1977 

843,50 

474,38 

147,77 

189,05 

80,81 

108,24 

+ 

6,60 

244,42 

218,72 

+ 

25,70 

1978 

880,80 

490,13 

152,60 

204,93 

88,49 

116,44 

+ 

17,40 

258,48 

242,74 

+ 

15,74 


896,70 

498,62 

156,50 

212,58 

91,05 

121,53 

+ 

12,10 

273,70 

256,80 

+ 

16,90 

1980/ ) 

347,40 

192,14 

58,32 

89,78 

34,82 

54,96 

+ 

^40 

81,94 

78,18 

+ 

3,76 

1972 1. Hj. 

379,90 

210,10 

61,95 

101,52 

36,93 

64,59 

- 

1,00 

90,32 

82,99 


7,33 

2.Hj. 

367,40 

200,60 

60,90 

92,52 

35,55 

56,97 

+ 

2,70 

93,02 

82,34 


10,68 

1973 1. Hj. 

395,60 

211,88 

65,95 

99,15 

36,75 

62,40 

+ 

3,40 

98,97 

83,75 

+ 

15,22 

2.Hj. 

372,70 

199,71 

63,10 

82,97 

31,01 

51,96 

+ 

3,80 

105,90 

82,78 

+ 

23,12 

1974 1. Hj. 

393,00 

214,08 

69,21 

89,64 

33,89 

55,75 

+ 

0,60 

108,83 

89,36 

+ 

19,47 

2. Hj. 

360,80 

204,98 

65,95 

76,44 

30,05 

46,39 

+ 

2,30 

98,08 

86,95 


11,13 

1975 1. Hj. 

391,50 

221,57 

72,30 

88,93 

35,08 

53,85 

- 

3,30 

103,90 

91,90 

+ 

12,00 

2.Hj. 

381,10 

212,96 

68,46 

80,20 

32,83 

47,37 

+ 

6,40 

108,58 

95,50 


13,08 

1976 1. Hj. 

410,90 

228,05 

72,55 

93,00 

36,52 

56,48 

+ 

3,80 

116,66 

103,16 


13,50 

2. Hj. 

392,90 

219,52 

68,30 

83,81 

34,46 

49,35 

+ 

6,90 

114,83 

100,46 

+ 

14,37 

1977 1. Hj. 

421,60 

236,78 

73,46 

96,13 

40,25 

55,88 

+ 

2,60 

120,07 

107,44 

+ 

12,63 

2. Hj. 

404,60 

229,66 

71,45 

86,22 

36,87 

49,35 

+ 

3,50 

119,57 

105,80 

+ 

13,77 

1978 1. Hj. 

438,90 

244,72 

76,32 

102,83 

43,94 

58,89 


3,10 

124,85 

112,92 

-f 

11,93 

2.Hj. 

423,10 

239,52 

74,26 

92,25 

40,78 

51,47 

+ 

7,90 

125,85 

116,68 

+ 

9,17 

1979 1. Hj. 

457,70 

250,61 

78,34 

112,68 

47,71 

64,97 

+ 

9,50 

132,63 

126,06 

+ 

6,57 

2.Hj. 

438,30 

243,03 

76,30 

99,18 

42,50 

56,68 

+ 

9,40 

137,45 

127,06 

+ 

10,39 

1980 1. Hj. 

458,40 

255,59 

80,20 

113,40 

48,55 

64,85 

+ 

2,70 

136,25 

129,74 

+ 

6,51 

2.Hj. 

432,60 

240,67 

78,65 

96,58 

42,07 

54,51 


3,10 

141,86 

128,26 


13,60 

1981 l.Hj. 


Vorläufige Ergebnisse. 
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Verwendung des 

b) Anteil 


Zeitraum 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Außen- 2 . 
beitrag ^ 

insgesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 





in jeweiligen Preisen 




1960 

56,7 

13,4 

24,3 

9,0 

15,3 

+ 2,9 

20,0 

17,4 

+ 2,6 

1961 

56,8 

13,9 

25,2 

9,5 

15,7 

+ 1,9 

19,1 

16,9 

+ 2,2 

1962 

56,8 

14,7 

25,8 

9,7 

16,1 

+ 1,5 

18,4 

17,2 

+ 1,2 

1963 

56,7 

15,6 

25,6 

9,3 

16,2 

-f 0,6 

18,9 

17,4 

+ 1,5 

1964 

55,6 

14,9 

26,6 

9,3 

17,3 

+ 1,4 

19,0 

17,6 

+ 1,4 

1965 

56,2 

15,3 

26,2 

9,5 

16,7 

+ 2,2 

19,0 

19,0 

+ 0,1 

1966 

56,4 

15,6 

25,5 

9,0 

16,5 

+ 1,0 

20,2 

18,7 

+ 1,5 

1967 

57,2 

16,3 

23,1 

8,3 

14,8 

-0,2 

21,6 

18,0 

+ 3,5 

1968 

56,2 

15,6 

22,4 

8,1 

14,3 

+ 2,0 

22,4 

18,7 

+ 3,7 

1969 

55,4 

15,8 

23,4 

9,1 

14,2 

+ 2,6 

22,9 

20,0 

+ 2,9 

1970 

54,1 

15,9 

25,6 

10,1 

15,5 

+ 2,3 

22,5 

20,4 

+ 2,1 

1971 

53,9 

17,1 

26,4 

10,1 

16,3 

+ 0,5 

22,3 

20,2 

+ 2,1 

1972 

54,1 

17,4 

25,9 

9,3 

16,6 

+ 0,3 

22,2 

19,9 

+ 2,2 

1973 

53,4 

18,1 

24,5 

8,7 

15,8 

+ 0,8 

23,3 

20,2 

-f 3,2 

1974 

53,5 

19,7 

21,9 

7,7 

14,2 

+ 0,6 

28,0 

23,6 

+ 4,4 

1975 

55,8 

20,8 

20,7 

8,0 

12,8 

-0,1 

26,3 

23,6 

+ 2,8 

1976 

55,4 

20,2 

20,6 

8,1 

12,6 

+ 1,2 

27,7 

25,2 

+ 2,5 

1977 

55,8 

19,9 

20,7 

8,3 

12,4 

+ 1,1 

27,5 

25,1 

+ 2,5 

1978 

55,3 

19,9 

21,2 

8,6 

12,6 

+ 0,7 

27,0 

24,1 

+ 2,9 


54,8 

19,9 

22,5 

8,8 

13,6 

+ 1,8 

27,4 

26,4 

+ 0,9 

198o/ * 

55,1 

20,3 

23,5 

8,9 

14,7 

+ 1,3 

28,9 

29,1 

- 0,2 

1972 l.Hj. 

54,1 

17,3 

25,6 

9,5 

16,1 

+ 1,0 

22,3 

20,2 

+ 2,0 

2. Hj. 

54,2 

17,5 

26,2 

9,1 

17,1 

- 0,3 

22,1 

19,7 

+ 2,4 

1973 1. Hj. 

54,0 

17,5 

24,7 

8,9 

15,8 

+ 0,8 

23,3 

20,3 

+ 3,0 

2. Hj. 

53,0 

18,7 

24,3 

8,4 

15,9 

+ 0,7 

23,3 

20,0 

+ 3,3 

1974 1. Hj. 

53,6 

18,8 

22,0 

7,7 

14,3 

+ 1,2 

28,3 

23,8 

+ 4,5 

2. Hj. 

53,4 

20,5 

21,9 

7,8 

14,1 

- 0,0 

27,7 

23,4 

+ 4,3 

1975 l.Hj. 

55,8 

20,1 

20,1 

7,7 

12,4 

+ 0,7 

27,0 

23,7 

+ 3,2 

2. Hj. 

5^,8 

21,4 

21,3 

8,2 

13,1 

“ 0,9 

25,8 

23,4 

+ 2,4 

1976 1. Hj. 

55,9 

19,7 

20,0 

8,0 

11,9 

+ 1,7 

28,0 

25,3 

+ 2,7 

2.Hj. 

55,0 

20,6 

21,2 

8,1 

13,1 

+ 0,8 

27,5 

25,1 

+ 2,4 

1977 l.Hj. 

56,1 

19,4 

20,2 

8,1 

12,1 

+ 1,7 

28,3 

25,7 

+ 2,6 

2. Hj. 

55,5 

20,5 

21,2 

8,5 

12,7 

+ 0,5 

26,8 

24,5 

+ 2,3 

1978 1. Hj. 

56,5 

19,3 

20,2 

8,3 

12,0 

+ 0,9 

27,8 

24,7 

+ 3,1 

2.Hj. 

54,3 

20,5 

22,0 

8,8 

13,2 

+ 0,6 

26,2 

23,5 

+ 2,7 

1979 l.Hj. 


56,0 

19,5 

21,1 

8,6 

12,4 

+ 1,9 

27,8 

26,2 

+ 1,7 

2.Hj. 


53,8 

20,3 

23,8 

9,1 

14,7 

+ 1,8 

27,0 

26,7 

+ 0,3 

1980 1. Hj. 

■ 

55,4 

19,6 

22,7 

8,6 

14,1 

+ 2,1 

30,1 

30,0 

+ 0,1 

2. Hj. 


54,7 

21,0 

24,3 

9,1 

15,2 

+ 0,5 

27,8 

28,2 

- 0,5 

1981 1. Hj. 


56,3 

20,7 

22,5 

8,6 

13,9 

+ 0,7 

31,6 

31,7 

-0,2 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 
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Sozialprodukts 

in vH 


Privater 

Staats- 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 



Außen- 

beitrag^) 


Ver- 

brauch 

ver- 

brauch 

insgesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 

Ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Zeitraum 




in Preisen von 1970 





52,7 

16,2 

25,4 

7,9 

17,5 

+ 2,2 

16,8 

13,4 

+ 3,5 

1960 

53,3 

16,4 

26,0 

8,5 

17,5 

+ 1,6 

16,6 

13,9 

+ 2,7 

1961 

53,8 

17,4 

26,0 

8,8 

17,3 

+ 1,2 

16,4 

14,8 

+ 1,6 

1962 

53,8 

18,0 

25,6 

8,5 

17,0 

+ 0,5 

17,2 

15,0 

+ 2,2 

1963 

52,9 

17,1 

26,7 

8,6 

18,0 

+ 1,2 

17,4 

15,4 

+ 2,1 

1964 

53,6 

17,0 

26,5 

8,8 

17,7 

+ 1,9 

17,6 

16,6 

+ 1,0 

1965 

53,8 

17,0 

26,2 

8,5 

17,7 

+ 0,8 

18,9 

16,7 

+ 2,2 

1966 

54,4 

17,6 

24,4 

7,9 

16,5 

- 0,3 

20,3 

16,5 

+ 3,8 

1967 

53,4 

16,5 

23,9 

7,9 

15,9 

+ 1,9 

21,6 

17,3 

+ 4,3 

1968 

53,4 

16,1 

24,4 

9,1 

15,4 

+ 2,5 

22,2 

18,7 

+ 3,5 

1969 

54,1 

15,9 

25,6 

10,1 

15,5 

+ 2,3 

22,5 

20,4 

+ 2,1 

1970 

55,1 

16,4 

26,3 

10,3 

16,0 

+ 0,6 

23,1 

21,5 

+ 1,6 

1971 

55,3 

16,5 

26,3 

9,9 

16,4 

+ 0,3 

23,7 

22,2 

+ 1,5 

1972 

54,1 

16,6 

25,1 

9,5 

15,6 

+ 0,8 

25,2 

21,8 

+ 3,4 

1973 

54,0 

17,3 

22,5 

8,5 

14,1 

+ 0,6 

28,0 

22,5 

+ 5,6 

1974 

56,7 

18,4 

22,0 

8,7 

13,3 

- 0,1 

26,8 

23,8 

+ 3,1 

1975 

55,7 

17,8 

21,9 

8,8 

13,1 

+ 1,3 

28,4 

25,1 

+ 3,4 

1976 

56,0 

17,4 

22,1 

9,2 

^ 12,9 

+ 1.2 

28,8 

25,5 

+ 3,3 

1977 

56,2 

17,5 

22,4 

9,6 

12,8 

+ 0,8 

29,0 

25,9 

+ 3,0 

1978 

55,6 

17,3 

23,3 

10,0 

13,2 

+ 2,0 

29,3 

27,6 

+ 1,8 

1979 ) 3 , 

1980J ’ 


55,6 

17,5 

23,7 

10,2 

13,6 

+ 1,3 

30,5 

28,6 

+ 1,9 


55,3 

16,8 

25,8 

10,0 

15,8 

+ 1,0 

23,6 

22,5 

+ 1,1 

1972 1. Hj. 

55,3 

16,3 

26,7 

9,7 

17,0 

- 0,3 

23,8 

21,8 

+ 1,9 

2. Hj. 

54,6 

16,6 

25,2 

9,7 

15,5 

+ 0,7 

25,3 

22,4 

+ 2,9 

1973 1. Hj. 

53,6 

16,7 

25,1 

9,3 

15,8 

+ 0,9 

25,0 

21,2 

+ 3,8 

2. Hj. 

53,6 

16,9 

22,3 

8,3 

13,9 

+ 1,0 

28,4 

22,2 

+ 6,2 

1974 1. Hj. 

54,5^ 

17,6 

22,8 

8,6 

14,2 

+ 0,2 

27,7 

22,7 

+ 5,0 

2.Hj. 

56,8 

18,3 

21,2 

8,3 

12,9 

+ 0,6 

27,2 

24,1 

+ 3,1 

1975 1. Hj. 

56,6 

18,5 

22,7 

9,0 

13,8 

- 0,8 

26,5 

23,5 

+ 3,1 

2. Hj. 

55,9 

18,0 

21,0 

8,6 

12,4 

+ 1,7 

28,5 

25,1 

+ 3,4 

1976 1. Hj. 

55,5 

17,7 

22,6 

8,9 

13,7 

+ 0,9 

28,4 

25,1 

+ 3,3 

2. Hj. 

55,9 

17,4 

21,3 

8,8 

12,6 

. + 1,8 

29,2 

25,6 

+ 3,7 

1977 1. Hj. 

56,2 

17,4 

22,8 

9,5 

13,3 

+ 0,6 

28,5 

25,5 

+ 3,0 

2.Hj. 

56,8 

17,7 

21,3 

9,1 

12,2 

+ 0,9 

29,6 

26,1 

+ 3,4 

1978 1. Hj. 

55,8 

17,4 

23,4 

10,0 

13,4 

+ 0,7 

28,4 

25,7 

+ 2,7 

2.Hj. 

56,6 

17,6 

21,8 

9,6 

12,2 

+ 1,9 

29,7 

27,6 

+ 2,2 

1979 1. Hj. 


54,8 

' 17,1 

24,6 

10,4 

14,2 

+ 2,1 

29,0 

27,5 

+ 1,4 

2.Hj. 


55,4 

17,4 

22,6 

9,7 

12,9 

+ 2,1 

31,4 

29,0 

+ 2,4 

1980 1. Hj. 

• 

55,8 

17,5 

24,7 

10,6 

14,1 

+ 0,6 

29,7 

28,3 

+ 1,4 

2. Hj. 


55,6 

18,2 

22,3 

9,7 

12,6 

+ 0,7 

32,8 

29,6 

+ 3,1 

1981 l.Hj.^ 



Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 26* 


Viertel] ahresergebnisse der Sozialproduktsberechnung — 

Mrd 


Zeitraum 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Außen- 

beitrag^) 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 


/ 





in jeweiligen Preisen 







1970 1. Vj. 

149,00 

81,45 

23,22 

30,46 

14,43 

16,03 

+ 

11,40 

34,19 

31,72 

+ 

2,47 

2. Vj. 

166,80 

89,75 

26,23 

45,28 

17,07 

28,21 


2,10 

37,96 

34,52 

+ 

3,44 

3.Vj. 

178,00 

91,70 

26,18 

47,15 

16,90 

30,25 

+ 

10,30 

38,15 

35,48 

-f 

2,67 

4. Vj. 

185,20 

104,65 

32,48 

50,80 

20,03 

30,77 


8,40 

42,39 

36,72 


5,67 

1971 1. Vj. 

171,50 

91,20 

29,50 

39,41 

17,55 

21,86 

-f 

6,80 

40,74 

36,15 

+ 

4,59 

2. Vj. 

184,40 

100,46 

30,76 

52,50 

19,93 

32,57 

- 

2,90 

41,46 

37,88 

+ 

3,58 

3. Vj, 

196,70 

101,60 

31,04 

52,02 

17,88 

34,14 

+ 

8,70 

42,46 

39,12 

+ 

3,34 

4. Vj. 

203,40 

114,57 

37,94 

55,67 

21,01 

34,66 

- 

8,80 

43,66 

39,64 

+ 

4,02 

1972 1. Vj. 

188,60 

102,00 

33,21 

44,06 

17,60 

26,46 

+ 

5,20 

42,03 

37,90 

+ 

4,13 

2. Vj. 

201,00 

108,70 

34,13 

55,60 

19,49 

36,11 

- 

1,20 

44,73 

40,96 


3,77 

3.Vi. 

212,40 

111,91 

34,39 

54,72 

18,23 

36,49 

+ 

8,50 

44,74 

41,86 

+ 

2,88 

4. Vj. 

225,20 

125,14 

42,30 

59,96 

21,43 

38,53 

- 

9,90 

51,83 

44,13 


7,70 

1973 1. Vj. 

211,60 

113,27 

37,70 

48,26 

18,52 

29,74 

+ 

6,50 

49,17 

43,30 

+ 

5,87 

2. Vj. 

223,90 

121,70 

38,45 

59,32 

20,32 

39,00 

- 

2,80 

52,51 

45,28 

+ 

7,23 

3.Vj. 

235,30 

121,69 

39,19 

57,27 

18,57 

38,70 

+ 

10,40 

53,59 

46,84 

+ 

6,75 

4. Vj. 

249,30 

135,02 

51,36 

60,59 

22,35 

38,24 

- 

6,90 

59,45 

50,22 

+ 

9,23 

1974 1. Vj. 

227,00 

120,40 

42,50 

46,79 

16,82 

29,97 

+ 

5,70 

64,22 

52,61 

+ 

11,61 

2. Vj. 

240,40 

129,90 

45,21 

55,87 

19,03 

36,84 

- 

0,10 

68,16 

58,64 

+ 

9,52 

3.Vj. 

253,50 

132,27 

46,22 

55,02 

18,69 

36,33 

+ 

12,90 

70,66 

63,57 

+ 

7,09 

4. Vj. 

266,00 

144,98 

60,09 

58,71 

21,93 

36,78 

- 

13,00 

73,15 

57,93 


15,22 

1975 1. Vj. 

237,40 

130,33 

46,82 

44,38 

17,19 

27,19 

+ 

6,40 

64,49 

55,02 

+ 

9,47 

2. Vj. 

252,10 

142,87 

51,65 

54,17 

20,42 

33,75 

- 

2,90 

67,46 

61,15 

+ 

6,31 

3.Vi. 

262,20 

144,58 

51,74 

54,46 

19,58 

34,88 

+ 

7,60 

66,89 

63,07 

+ 

3,82 

. 4.Vj. 

283,20 

159,64 

65,08 

61,53 

25,13 

36,40 

- 

12,40 

73,84 

64,49 

+ 

9,35 

1976 1. Vj. 

257,90 

144,09 

51,17 

46,51 

19,75 

26,76 

+ 

8,60 

72,64 

65,11 

+ 

7,53 

2. Vj. 

275,40 

153,99 

54,07 

59,96 

23,13 

36,83 

+ 

0,40 

76,75 

69,77 

+ 

6,98 

3.Vj. 

284,60 

154,43 

53,82 

58,33 

20,69 

37,64 

+ 

14, OQ 

78,51 

74,49 

+ 

4,02 

4. Vj. 

307,10 

171,08 

68,13 

67,09 

27,11 

39,98 

- 

9,30 

84,15 

74,05 

+ 

10,10 

1977 1. Vj. 

276,90 

153,65 

53,20 

51,78 

21,43 

30,35 

+ 

11,10 

78,88 

71,71 

+ 

7,17 

2. Vj. 

291,50 

165,29 

56,86 

63,14 

24,64 

38,50 

- 

1,30 

82,09 

74,58 

+ 

7,51 

3.Vj. 

303,80 

167,25 

57,09 

63,03 

24,00 

39,03 

+ 

15,30 

81,02 

79,89 

+ 

1,13 

4. Vj. 

328,40 

183,37 

72,23 

71,01 

29,82 

41,19 

_ 

11,90 

88,58 

74,89 

+ 

13,69 

1978 1. Vj. 

293,10 

165,81 

57,61 

53,40 

23,21 

30,19 

-f 

6,40 

82,67 

72,79 

+ 

9,88 

2. Vj. 

314,10 

177,19 

59,62 

69,37 

26,98 

42,39 

- 

1,20 

86,33 

77,21 

+ 

9,12 

3.Vj. 

330,10 

178,01 

62,30 

70,45 

27,17 

43,28 

+ 

14,10 

86,00 

80,76 


5,24 

4.Vj. 

353,40 

192,90 

77,60 

79,79 

33,02 

46,77 

- 

9,90 

93,07 

80,06 

+ 

13,01 

1979 1. Vj.' 


317,20 

176,98 

62,13 

58,09 

26,48 

31,61 

+ 

12,00 

89,78 

81,78 

+ 

8,00 

2. Vj. 


341,30 

191,52 

65,97 

80,54 

30,26 

50,28 

+ 

0,40 

93,30 

90,43 

+ 

2,87 

3.Vj, 


355,90 

189,31 

67,24 

82,30 

30,38 

51,92 

+ 

19,40 

96,64 

98,99 

- 

2,35 

4. Vj. 


383,80 

208,55 

83,24 

93,46 

36,60 

56,86 

- 

6,20 

103,27 

98,52 

+ 

4,75 

1980 1. Vj. 

■ ') 

347, IP 

193,67 

67,24 

72,30 

29,11 

43,19 

+ 

12,90 

107,20 

106,21 

+ 

0,99 

2. Vj. 


364,60 

200,92 

72,58 

89,25 

32,20 

57,05 

+ 

2,20 

106,88 

107,23 

- 

0,35 

3. Vj. 


379,50 

204,65 

73,98 

90,98 

32,36 

58,62 

+ 

15,80 

105,29 

111,20 

- 

5,91 

4. Vj. 


400,70 

222,35 

89,72 

98,46 

38,50 

59,96 

- 

12,00 

111,24 

109,07 

+ 

2,17 

1981 1. Vj. 


355,00 

201,38 

74,98 

71,89 

30,27 

41,62 

+ 

9,00 

113,21 

115,46 

- 

2,25 

2.Vj. 


377,90 

211,11 

76,41 

92,93 

32,67 

60,26 


3,60 

118,24 

117,19 


1,05 


Waren und Dienstlefstungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 
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Tabelle 26* 


Verwendung des Sozialprodukts 
DM 


Brutto- 

sozial- 

produkt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Außen- 

beitrag^) 

Zeitrai 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 





in Preisen von 1970 








153,10 

82,54 

24,70 

31,55 

14,68 

16,87 

+ 

11,20 

34,79 

31,68 


3,11 

1970 1. Vj 

168,60 

90,24 

26,31 

45,53 

17,25 

28,28 

+ 

2,80 

38,22 

34,50 


3,72 

2. Vj 

177,80 

91,33 

26,74 

46,82 

16,87 

29,95 

+ 

10,60 

37,87 

35,56 

+ 

2,31 

3. Vj 

179,50 

103,44 

30,36 

49,79 

19,63 

30,16 

- 

9,20 

41,81 

36,70 

+ 

5,11 

4.Vj 

163,60 

88,11 

27,16 

37,61 

16,76 

20,85 


6,60 

39,42 

35,30 


4,12 

1971 1. Vj 

172,60 

95,90 

28,18 

48,48 

18,92 

29,56 

- 

2,80 

40,00 

37,16 


2,84 

2. Vj 

182,80 

95,93 

28,30 

47,73 

16,94 

30,79 

-f 

9,00 

40,63 

38,79 

-f 

1,84 

3. Vj 

182,70 

106,86 

31,31 

51,05 

19,82 

31,23 

- 

8,90 

41,91 

39,53 

+ 

2,38 

4. Vj 

169,00 

93,42 

28,75 

40,18 

16,56 

23,62 

+ 

4,40 

39,69 

37,44 

+ 

2,25 

1972 1. Vj 

178,40 

98,72 

29,57 

49,60 

18,26 

31,34 

- 

1,00 

42,25 

40,74 

-f 

1,51 

2.Vj 

187,90 

100,05 

29,37 

48,47 

16,97 

31,50 


8,80 

42,02 

40,81 

+ 

1,21 

3. Vj 

192,00 

110,05 

32,58 

53,05 

19,96 

33,09 

- 

9,80 

48,30 

42,18 


6,12 

4. Vj 

179,90 

97,55 

30,25 

42,32 

17,09 

25,23 


4,90 

45,38 

40,50 


4,88 

1973 1. Vj 

187,50 

103,05 

30,65 

50,20 

18,46 

31,74 

- 

2,20 

47,64 

41,84 

-f 

5,80 

2. Vj 

196,70 

101,50 

31,02 

48,20 

16,82 

31,38 

+ 

10,40 

47,38 

41,80 

+ 

5,58 

3. Vj 

198,90 

110,38 

34,93 

50,95 

19,93 

31,02 

- 

7,00 

51,59 

41,95 

-f 

9,64 

4. Vj 

183,40 

96,89 

30,98 

38,56 

14,73 

23,83 

+ 

4,10 

52,29 

39,42 

+ 

12,87 

1974 1. Vj 

189,30 

102,82 

32,12 

44,41 

16,28 

28,13 

- 

0,30 

53,61 

43,36 

+ 

10,25 

2.Vj 

197,50 

102,74 

32,80 

43,39 

15,69 

27,70 

+ 

11,70 

53,66 

46,79 

■f 

6,87 

3.Vj 

195,50 

111,34 

36,41 

46,25 

18,20 

28,05 

- 

11,10 

55,17 

42,57 

+ 

12,60 

4. Vj 

176,90 

98,66 

32,10 

34,75 

13,91 

20,84 

+ 

4,80 

47,91 

41,32 

+ 

6,59 

1975 1. Vj 

183,90 

106,32 

33,85 

41,69 

16,14 

25,55 

- 

2,50 

50,17 

45,63 

+ 

4,54 

2- Vj 

192,60 

105,78 

34,57 

41,83 

15,42 

26,41 

+ 

6,90 

49,37 

45,85 

+ 

3,52 

3.Vj 

198,90 

115,79 

37,73 

47,10 

19,66 

27,44 

- 

10,20 

54,53 

46,05 


8,48 

4. Vj 

185,90 

103,59 

34,05 

35,38 

15,25 

20,13 

+ 

6,10 

53,16 

46,38 

+ 

6,78 

1976 1. Vj 

195,20 

109,37 

34,41 

44,82 

17,58 

27,24 

+ 

0,30 

55,42 

49,12 

+ 

6,30 

2.Vj 

202,30 

108,41 

34,58 

43,34 

15,82 

27,52 

-f 

11,30 

56,15 

51,48 

-f 

4,67 

3. Vj 

208,60 

119,64 

37,97 

49,66 

20,70 

28,96 

- 

7,50 

60,51 

51,68 

+ 

8,83 

4. Vj 

193,20 

106,38 

33,92 

38,10 

16,10 

22,00 


7,70 

56,64 

49,54 

+ 

7,10 

1977 1. Vj 

199,70 

113,14 

34,38 

45,71 

18,36 

27,35 

- 

0,80 

58,19 

50,92 

+ 

7,27 

2. Vj 

207,10 

112,99 

34,88 

45,30 

17,94 

27,36 

+ 

11,90 

57,43 

55,40 

+ 

2,03 

3. Vj 

214,50 

123,79 

38,58 

50,83 

22,31 

28,52 

- 

9,30 

62,64 

52,04 

+ 

10,60 

4. Vj 

196,80 

111,59 

35,48 

37,83 

17,13 

20,70 

+ 

4,20 

58,75 

51,05 

+ 

7,70 

1978 L Vj 

207,80 

118,07 

35,97 

48,39 

19,74 

28,65 

- 

0,70 

60,82 

54,75 

+ 

6,07 

2. Vj 

216,10 

117,44 

36,16 

48,31 

19,81 

28,50 

+ 

10,40 

60,08 

56,29 

+ 

3,79 

3. Vj 

222,80 

127,28 

40,16 

54,52 

24,13 

30,39 

- 

7,30 

64,77 

56,63 

+ 

8,14 

4. Vj 

205,40 

116,03 

36,57 

39,48 

19,14 

20,34 

+ 

7,70 

62,45 

56,83 

-f 

5,62 

1979 1. Vj 

217,70 

123,49 

37,69 

52,77 

21,64 

31,13 

+ 

0,20 

63,40 

59,85 

+ 

3,55 

2. Vj 

224,70 

119,57 

37,25 

52,91 

21,65 

31,26 

+ 

13,90 

64,39 

63,32 

-f 

1,07 

3. Vj 

233,00 

131,04 

41,09 

59,77 

26,06 

33,71 

- 

4,40 

68,24 

62,74 

+ 

5,50 

4. Vj 

217,30 

120,54 

37,57 

45,30 

20,34 

24,96 

+ 

8,00 

69,58 

63,69 


5,89 

1980 1. Vj 

221,00 

122,49 

38,73 

53,88 

22,16 

31,72 

-f 

1,40 

67,87 

63,37 

+ 

4,50 

2. Vj 

227,10 

122,77 

38,73 

54,38 

22,18 

32,20 

+ 

10,70 

66,39 

65,87 

-f 

0,52 

3.Vj 

231,30 

132,82 

41,47 

59,02 

26,37 

32,65 

- 

8,00 

69,86 

63,87 


5,99 

4. Vj 

213,20 

118,85 

39,65 

42,89 

20,39 

22,50 


5,70 

70,24 

64,13 

+ 

6,11 

1981 1. Vj 

219,40 

121,82 

39,00 

53,69 

21,68 

32,01 

- 

2,60 

71,62 

64,13 


7,49 

2. Vj 


Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 27* 


Bruttoinvestitionen 

MrdDM 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Ausrüstungen 

Bauten 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

zusammen 

Unter- 
nehmen Y) 

Staat^) 

zusammen 

Unternehmen^) 

Staat^) 

zusam- 

men^) 

dar.: Wohn- 
bauten^ 





in jeweiligen Preisen 




1960 

82,48 

27,14 

26,23 

0,91 

46,44 

37,63 

21,62 

8,81 

+ 8,90 

1961 

89,86 

31,32 

30,29 

1,03 

52,14 

41,73 

23,93 

10,41 

+ 6,40 

1962 

98,28 

34,98 

33,76 

1,22 

57,90 

44,84 

26,12 

13,06 

+ 5,40 

1963 

100,01 

35,64 

34,24 

1,40 

62,07 

46,36 

27,44 

15,71 

+ 2,30 

1964 

117,70 

39,21 

37,74 

1,47 

72,49 

53,08 

31,92 

19,41 

+ 6,00 

1965 

130,10 

43,35 

41,70 

1,65 

76,55 

57,34 

34,51 

19,21 

+ 10,20 

1966 

128,87 

43,98 

42,35 

1,63 

80,19 

60,62 

36,90 

19,57 

+ 4,70 

1967 

113,08 

41,07 

39,50 

1,57 

73,11 

55,81 

36,25 

17,30 

- 1,10 

1968 

131,02 

43,45 

41,94 

1,51 

76,67 

57,43 

37,33 

19,24 

+ 10,90 

1969 

154,99 

54,60 

52,88 

1,72 

84,99 

62,84 

38,68 

22,15 

+ 15,40 

1970 

189,09 

68,43 

66,24 

2,19 

105,26 

76,79 

44,86 

28,47 

+ 15,40 

1971 

203,40 

76,37 

73,70 

2,67 

123,23 

92,55 

55,05 

30,68 

+ 3,80 

1972 

216,94 

76,75 

73,86 

2,89 

137,59 

106,68 

66,89 

30,91 

+ 2,60 

1973 

232,64 

79.76 

76,49 

3,27 

145,68 

113,80 

72,61 

31,88 

+ 7,20 

1974 

221,89 

76,47 

72,74 

3,73 

139,92 

103,10 

64,47 

36,82 

+ 5,50 

1975 

213,24 

82,32 

78,63 

3,69 

132,22 

95,59 

59,19 

36,63 

- 1,30 

1976 

245,59 

90,68 

87,14 

3,54 

141,21 

104,62 

64,98 

36,59 

+ 13,70 

1977 

262,16 

99,89 

95,93 

3,96 

149,07 

113,47 

70,08 

35,60 

+ 13,20 

1978 

282,41 

110,38 

106,06 

4,32 

162,63 

123,01 

76,19 

39,62 

+ 9,40 

19791 

339,99 

123,72 

118,95 

4,77 

190,67 

144,52 

89,32 

46,15 

+ 25,60 

1980i ) 

369,89 

132,17 

126,86 

5,31 

218,82 

166,00 

101,94 

52,82 

+ 18,90 

1972 1. Hj. 

103,66 

37,09 

35,85 

1,24 

62,57 

48,62 

29,92 

13,95 

+ 4,00 

2,Hj. 

113,28 

39,66 

38,01 

1,65 

75,02 

58,06 

36,97 

16,96 

- 1,40 

1973 l.Hj. 

111,28 

38,84 

37,50 

1,34 

68,74 

54,31 

34,49 

14,43 

+ 3,70 

2.Hj. 

121,36 

40,92 

38,99 

1,93 

76,94 

59,49 

38,12 

17,45 

+ 3,50 

1974 1. Hj. 

108,26 

35,85 

34,45 

1,40 

66,81 

49,98 

30,87 

16,83 

+ 5,60 

2.Hj, 

113,63 

40,62 

38,29 

2,33 

73,11 

53,12 

33,60 

19,99 

- 0,10 

1975 1. Hj. 

102,05 

37,61 

36,15 

1,46 

60,94 

44,15 

27,00 

16,79 

+ 3,50 

2. Hj. 

111,19 

44,71 

42,48 

2,23 

71,28 

51,44 

32,19 

19,84 

- 4,80 

1976 1. Hj. 

115,47 

42,88 

41,45 

1,43 

63,59 

47,25 

28,58 

16,34 

+ 9,00 

2. Hj. 

130,12 

47,80 

45,69 

2,11 

77,62 

57,37 

36,40 

20,25 

+ 4,70 

1977 1. Hj. 

124,72 

46,07 

44,62 

1,45 

68,85 

52,94 

31,66 

15,91 

+ 9,80 

2.Hj. 

137,44 

53,82 

51,31 

2,51 

80,22 

60,53 

38,42 

19,69 

+ 3,40 

1978 l.Hj. 

127,97 

50,19 

48,54 

1,65 

72,58 

55,22 

33,44 

17,36 

+ 5,20 

2.Hj. 

154,44 

60,19 

57,52 

2,67 

90,05 

67,79 

42,75 

22,26 

+ 4,20 

1979 l.Hj. 


151,03 

56,74 

54,98 

1,76 

81,89 

62,61 

37,90 

19,28 

+ 12,40 

2.Hj. 


188,96 

66,98 

63,97 

3,01 

108,78 

81,91 

51,42 

26,87 

+ 13,20 

1980 1. Hj. 

■ “) 

176,65 

61,31 

59,28 

2,03 

100,24 

76,28 

46,03 

23,96 

+ 15,10 

2. Hj. 


193,24 

70,86 

67,58 

3,28 

118,58 

89,72 

55,91 

28,86 

+ 3,80 

1981 l.Hj. 


170,22 

62,94 

61,01 

1,93 

101,88 

78,58 

47,03 

23,30 

+ 5,40 


Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Käufe von neuen Ausrüstungen (einschließlich selbsterstellter Ausrüstungen) sowie von gebrauchten Ausrüstungen nach Abzug der Verkäufe 
von gebrauchten Ausrüstungen (u. a. Schrott). 
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Drucksache 9/1061 


Tabelle 27* 


Bruttoinvestitionen 

MrdDM 


Ins- 

gesamt 

Ausrüstungen 

Bauten 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Zeitraum 

zusammen 

Unter- 

nehmen^)^) 

Staat^) 

zusammen 

Unternehmen^) 

Staat^) 

zusam- 

men^) 

dar.: Wohn- 
bauten^) 




in Preisen von 1970 





118,74 

34,06 

32,98 

1,08 

75,18 

62,14 

37,61 

13,04 

+ 9,50 

1960 

124,30 

38,14 

36,91 

1,23 

78,86 

64,38 

38,65 

14,48 

+ 7,30 

1961 

127,84 

41,18 

39,73 

1,45 

81,16 

64,31 

39,09 

16,85 

+ 5,50 

1962 

126,25 

41,37 

39,73 

1,64 

82,48 

63,12 

38,79 

19,36 

+ 2,40 

1963 

144,20 

44,66 

42,95 

l,'/! 

93,14 

69,44 

43,17 

23,70 

+ 6,40 

1964 

154,97 

48,10 

46,21 

1,89 

96,37 

72,56 

44,84 

23,81 

+ 10,50 

1965 

150,84 

. 47,54 

45,71 

1,83 

98,70 

74,64 

46,50 

24,06 

4,60 

1966 

134,71 

44,03 

42,27 

1,76 

92,28 

70,34 

46,39 

21,94 

- 1,60 

1967 

153,30 

47,25 

45,62 

1,63 

94,55 

70,98 

46,14 

23,57 

+ 11,50 

1968 

172,93 

58,12 

56,32 

1,80 

98,61 

72,96 

44,98 

25,65 

+ 16,20 

1969 

189,09 

68,43 

66,24 

2,19 

105,26 

76,79 

44,86 

28,47 

15,40 

1970 

188,77 

72,44 

69,90 

2,54 

112,43 

84,28 

49,69 

28,15 

+ 3,90 

1971 

193,70 

71,75 

69,06 

2,69 

119,55 

92,06 

56,68 

27,49 

+ 2,40 

1972 

197,77 

72,30 

69,36 

2,94 

119,37 

92,28 

57,41 

27,09 

+ 6,10 

1973 

177,01 

64,90 

61,74 

3,16 

107,71 

78,61 

47,75 

29,10 

-H 4,40 

1974 

164,37 

65,13 

62,19 

2,94 

100,24 

71,79 

42,78 

28,45 

- 1,00 

1975 

183,40 

69,35 

66,61 

2,74 

103,85 

76,14 

45,50 

27,71 

+ 10,20 

1976 

189,44 

74,71 

71,74 

2,97 

105,23 

79,20 

46,83 

26,03 

+ 9,50 

1977 

195,65 

80,81 

77,66 

3,15 

108,24 

80,95 

48,02 

27,29 

-1- 6,60 

1978 

222,33 

88,49 

85,11 

3,38 

116,44 

87,53 

51,68 

28,91 

17,40 

19791 5 

224,68 

91,05 

87,43 

3,62 

121,53 

91,67 

53,42 

29,86 

+ 12,10 

1980/ ^ 

93,18 

34,82 

33,66 

1,16 

54,96 

42,47 

25,69 

12,49 

-h 3,40 

1972 1. Hj. 

100,52 

36,93 

35,40 

1,53 

64,59 

49,59 

30,99 

15,00 

- 1,00 

2. Hj. 

95,22 

35,55 

34,33 

1,22 

56,97 

44,61 

27,64 

12,36 

+ 2,70 ^ 

1973 1. Hj. 

102,55 

36,75 

35,03 

1,72 

62,40 

47,67 

29,77 

14,73 

+ 3,40 

2. Hj. 

86,77 

31,01 

29,79 

1,22 

51,96 

38,51 

23,20 

13,45 

+ 3,80 

1974 1. Hj. 

90,24 

33,89 

31,95 

1,94 

55,75 

40,10 

24,55 

15,65 

-H 0,60 

2.Hj. 

78,74 

30,05 

28,88 

1,17 

46,39 

33,31 

19,63 

13,08 

-H 2,30 

1975 1. Hj. 

85,63 

35,08 

33,31 

1,77 

53,85 

38,48 

23,15 

15,37 

- 3,30 

2.Hj. 

86,60 

32,83 

31,71 

1,12 

47,37 

34,88 

20,29 

12,49 

+ 6,40 

1976 1. Hj. 

96,80 

36,52 

34,90 

1,62 

56,48 

41,26 

25,21 

15,22 

3,80 

2. Hj. 

90,71 

34,46 

33,37 

1,09 

49,35 

37,56 

21,53 

11,79 

+ 6,90 

1977 1. Hj. 

98,73 

40,25 

38,37 

1,88 

55,88 

41,64 

25,30 

14,24 

+ 2,60 

2.Hj. 

89,72 

36,87 

35,66 

1,21 

49,35 

37,13 

21,53 

12,22 

+ 3,50 

1978 1. Hj. 

105,93 

43,94 

42,00 

1,94 

58,89 

43,82 

26,49 

15,07 

+ 3,10 

2. Hj. 

100,15 

40,78 

39,52 

1,26 

51,47 

39,01 

22,58 

12,46 

+ 7,90 

1979 1. Hj. 


122,18 

47,71 

45,59 

2,12 

64,97 

48,52 

29,10 

16,45 

+ 9,50 

2.Hj. 


108,58 

42,50 

41,10 

1,40 

56,68 

42,90 

24,59 

13,78 

+ 9,40 

1980 l.Hj. 

■') 

116,10 

48,55 

46,33 

2,22 

64,85 

48,77 

28,83 

16,08 

+ 2,70 

2.Hj. 


99,68 

42,07 

40,79 

1,28 

54,51 

41,71 

23,52 

12,80 

+ 3,10 

1981 1, Hj. 



Käufe von neuen Bauten (einschließlich selbstersteliter Bauten) sowie Käufe abzüglich Verkäufe von Land. 
Nur neue Bauten. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 28* 


Anlageinvestitionen 

Mrd DM in jeweiligen Preisen 


Jahr 

Alle 

Wrtschafts- 

bereiche^) 

Land“ 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Verkehr^) 

Dienst- 

leistungs- 

unter- 

nehmen'^) 

Woh- 

nungsver- 

mietung^) 

Staat®) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

ver- 

sorgung, 

Bergbau 

Ver- 

arbei- 

tendes 

Ge- 

werbe^) 

Bau- 

gewerbe 






Neue Ausrüstungen 





1960 

28,01 

3,10 

16,38 

2,64 

11,90 

1,84 

6,02 

1,32 

, , 

1,19 

1961 

32,29 

3,70 

19,08 

2,86 

13,94 

2,28 

6,68 

1,48 

\ / 

1,35 

1962 

35,99 

3,71 

21,73 

3,39 

15,79 

2,55 

7,46 

1,49 

\ / 

1,60 

1963 

36,68 

3,43 

21,70 

3,39 

15,64 

2,67 

7,88 

1,84 

\ / 

1,83 

1964 

40,40 

4,06 

24,41 

3,77 

17,81 

2,83 

7,87 

2,12 

\ / 

1,94 

1965 

44,58 

4,74 

26,39 

3,61 

20,10 

2,68 

8,60 

2,69 

\ / 

2,16 

1966 

45,23 

4,46 

26,49 

3,32 

20,98 

2,19 

8,80 

3,35 

\ / 

2,13 

1967 

42,34 

3,36 

24,25 

3,76 

18,21 

2,28 

8,55 

4,12 

w 

2,06 

1968 

44,78 

3,06 

25,86 

3,31 

20,02 

2,53 

9,68 

4,20 

y 

1,98 

1969 

56,33 

3,98 

33,57 

3,11 

27,04 

3,42 

11,15 

5,37 

A 

2,26 

1970 

70,46 

4,27 

43,16 

4,24 

34,85 

4,07 

13,21 

6,94 

\ 

2,88 

1971 

78,70 

3,92 

47,92 

6,06 

37,38 

4,48 

15,55 

7,86 

/ \ 

3,45 

1972 

79,39 

4,24 

46,14 

7,11 

34,41 

4,62 

17,08 

8,22 

/ \ 

3,71 

1973 

82,34 

5,37 

45,11 

7,50 

33,69 

3,92 

17,19 

10,56 

/ \ 

4,11 

1974 

79,76 

5,01 

44,83 

8,93 

33,31 

2,59 

15,58 

9,78 

/ \ 

4,56 

1975 

85,85 

5,71 

46,04 

9,46 

33,68 

2,90 

16,48 

13,19 

/ \ 

4,43 

1976 

94,12 

6,56 

47,87 

8,31 

36,52 

3,04 

18,56 

16,80 

/ \ 

4,33 

1977 

103,46 

7,59 

48,82 

7,42 

38,07 

3,33 

20,00 

22,23 

/ \ 

4,82 

1978 

114,21 

8,01 

51,57 

7,55 

39,82 

4,20 

21,84 

27,56 

/ \ 

5,23 

19791 , 

127,49 

8,81 








\ 5,75 

198o/ ^ 

136,50 









' 6,36 






Neue Bauten 





1960 

46,44 

1,22 

8,63 

2,17 

6,10 

0,36 

4,22 

2,83 

20,13 

9,41 

1961 

52,14 

1,26 

9,64 

2,35 

6,86 

0,43 

4,61 

3,30 

22,33 

11,00 

1962 

57,90 

1,30 

9,39 

2,78 

6,14 

0,47 

5,43 

3,73 

24,42 

13,63 

1963 

62,07 

1,31 

8,99 

2,77 

5,67 

0,55 

5,62 

4,17 

25,58 

16,40 

1964 

72,49 

1,45 

10,10 

3,13 

6,29 

0,68 

5,91 

5,15 

29,55 

20,33 

1965 

76,55 

1,51 

11,12 

3,46 

7,01 

0,65 

5,83 

5,82 

32,20 

20,07 

1966 

80,19 

1,58 

11,34 

3,36 

7,36 

0,62 

5,92 

6,26 

34,50 

20,59 

1967 

73,11 

1,48 

9,68 

3,70 

5,36 

0,62 

5,84 

4,33 

34,00 

17,78 

1968 

76,67 

1,45 

8,54 

3,08 

4,94 

0,52 

6,52 

4,99 

35,35 

19,82 

1969 

84,99 

1,35 

11,32 

3,24 

7,48 

0,60 

7,35 

5,45 

36,75 

22,77 

1970 

105,26 

1,26 

15,69 

3,94 

11,05 

0,70 

9,15 

6,83 

42,62 

29,71 

1971 

123,23 

1,15 

17,79 

5,09 

11,76 

0,94 

10,77 

9,42 

52,36 

31,74 

1972 

137,59 

1,02 

17,32 

5,71 

10,42 

1,19 

11,70 

12,31 

63,47 

31,77 

1973 

145,68 

1,09 

16,48 

5,61 

9,59 

1,28 

12,26 

14,59 

68,76 

32,50 

1974 

139,92 

1,30 

15,46 

6,00 

8,71 

0,75 

11,66 

13,93 

60,86 

36,71 

1975 

132,22 

1,41 

14,96 

7,30 

7,11 

0,55 

11,03 

12,52 

55,82 

36,48 

1976 

141,21 

1,57 

15,88 

7,78 

7,59 

0,51 

11,66 

14,35 

61,09 

36,66 

1977 

149,07 

1,75 

17,06 

7,63 

8,69 

0,74 

12,41 

16,30 

65,67 

35,88 

1978 

162,63 

1,83 

17,47 

8,58 

8,18 

0,71 

12,53 

19,94 

70,93 

39,93 

19791 , 

190,67 

1,91 







82,62 

46,66 

1980/ ^ 

218,82 








94,30 

53,56 


Einschließlich selbsterstellter Anlagen, 

Einschließlich produzierendes Handwerk. 

Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

‘‘) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, sonstige Dienstleistungen (ohne Wohnungs Vermietung). 
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Tabelle 28* 


nach Wirtschaftsbereichen 


Mrd DM in Preisen von 1970 



Land- 

Warenproduzierendes Gewerbe 






Alle 

W^rtschafts- 

bereiche^) 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fischerei 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

ver- 

sorgung, 

Bergbau 

Ver- 

arbei- 

tendes 

Ge- 

werbe^) 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Verkehr^) 

Dienst- 

leistungs- 

unter- 

nehmen'*) 

Woh- 

nungsver- 

mietung^) 

Staat®) 

Jahr 





Neue Ausrüstungen 






35,09 

3,61 

21,48 

3,56 

15,68 

2,24 

7,08 

1,49 \ 


/ 1,43 

1960 

39,27 

4,17 

24,02 

3,70 

17,60 

2,72 

7,80 

1,66 


/ 1,62 

1961 

42,31 

4,03 

26,29 

4,19 

19,14 

2,96 

8,43 

1,65 

\ i 

1,91 

1962 

42,52 

3,72 

25,83 

4,14 

18,62 

3,07 

8,81 

2,01 

\ / 

2,15 

1963 

45,98 

4,36 

28,35 

4,49 

20,64 

3,22 

8,72 

2,29 

\ / 

2,26 

1964 

49,44 

4,98 

29,79 

4,13 

22,66 

3,00 

9,32 

2,87 

\ / 

2,48 

1965 

48,86 

4,57 

29,03 

3,70 

22,96 

2,37 

9,36 

3,51 

\ / 

2,39 

1966 

45,40 

3,41 

26,22 

4,15 

19,62 

2,45 

9,17 

4,29 

\ / 

2,31 

1967 

48,70 

3,28 

28,28 

3,68 

21,85 

2,75 

10,57 

4,43 

\ / 

2,14 

1968 

59,98 

4,20 

35,88 

3,36 

28,89 

3,63 

11,91 

5,62 

V 

2,37 

1969 

70,46 

4,27 

43,16 

4,24 

34,85 

4,07 

13,21 

6,94 

Ä 

2,88 

1970 

74,64 

3,70 

45,36 

5,66 

35,45 

4,25 

14,68 

7,62 

\ 

3,28 

1971 

74,16 

3,86 

43,07 

6,46 

32,31 

4,3Q 

15,87 

7,91 

/ \ 

3,45 

1972 

74,55 

4,62 

40,92 

6,58 

30,81 

3,53 

15,36 

9,96 

/ \ 

3,69 

1973 

67,54 

4,00 

37,76 

7,13 

28,45 

2,18 

13,14 

8,81 

/ \ 

3,83 

1974 

67,73 

4,17 

35,81 

6,86 

26,69 

2,26 

12,98 

11,27 

/ \ 

3,50 

1975 

71,78 

4,63 

35,90 

5,79 

27,82 

2,29 

14,10 

13,82 

/ \ 

3,33 

1976 

77,11 

5,17 

35,38 

4,94 

28,04 

2,40 

14,74 

18,23 

/ \ 

3,59 

1977 

83,31 

5,35 

36,36 

4,92 

28,49 

2,95 

15,46 

22,35 i 

1 

\ 3,79 

1978 

90,86 

5,75 






... / 


\ 4,04 

19791 , 

1980/ ^ 

93,70 









4,28 





Neue Bauten 






75,18 

1,87 

13,34 

3,12 

9,65 

0,57 

6,18 

4,64 

35,02 

14,13 

1960 

78,86 

1,80 

14,03 

3,19 

10,20 

0,64 

6,36 

5,09 

36,06 

15,52 

1961 

81,16 

1,73 

12,68 

3,53 

8,50 

0,65 

7,05 

5,34 

36,55 

17,81 

1962 

82,48 

1,65 

11,60 

3,41 

7,46 

0,73 

7,00 

5,65 

36,15 

20,43 

1963 

93,14 

1,76 

12,49 

3,75 

7,87 

0,87 

7,17 

6,71 

39,97 

25,04 

1964 

96,37 

1,77 

13,41 

4,11 

8,50 

0,80 

7,02 

7,33 

41,84 

25,00 

1965 

98,70 

1,79 

13,37 

3,92 

8,70 

0,75 

6,98 

7,68 

43,48 

25,40 

1966 

92,28 

1,72 

11,83 

4,46 

6,59 

0,78 

7,12 

5,49 

43,51 

22,61 

1967 

94,55 

1,80 

10,44 

3,68 

6,11 

0,65 

7,98 

6,32 

43,70 

24,31 

1968 

98,61 

1,58 

13,04 

3,69 

8,65 

0,70 

8,47 

6,41 

42,73 

26,38 

1969 

105,26 

1,26 

15,69 

3,94 

11,05 

0,70 

9,15 

6,83 

42,62 

29,71 

i970 

112,43 

1,04 

16,45 

4,75 

10,84 

0,86 

10,02 

8,57 

47,26 

29,09 

1971 

119,55 

0,87 

15,48 

5,16 

9,27 

1,05 

10,55 

10,70 

53,79 

28,16 

1972 

119,37 

0,86 

14,07 

4,84 

8,16 

1,07 

10,58 

12,00 

54,37 

27,49 

1973 

107,71 

0,98 

12,50 

4,84 

7,07 

0,59 

9,47 

10,78 

45,08 

28,90 

1974 

100,24 

1,04 

12,05 

5,89 

5,73 

0,43 

8,96 

9,63 

40,34 

28,22 

1975 

103,85 

1,11 

12,45 

6,10 

5,96 

0,39 

9,22 

10,65 

42,77 

27,65 

1976 

105,23 

1,16 

13,02 

5,84 

6,64 

0,54 

9,51 

11,56 

43,88 

26,10 

1977 

108,24 

1,15 

12,59 

6,22 

5,89 

0,48 

9,12 

13,32 

44,70 

27,36 

1978 

. 116,44 

1,10 







47,81 

29,08 

19791 , 

1980/ ^ 

121,53 








49,42 

30,12 


Einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen. 

®) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 
’) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 29* 


Einkommen und Ersparnis 
Mrd 



Erwerbs- und Vermögenseinkommen 

Empfangene^) 

Geleistete®) 




Bruttoeinkommen aus 




Verfügbares 

Einkommen 

insgesamt^) 

Zeitraum 

insgesamt^)^) 

unselb- 

ständiger 

Arbeit 

Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen^)^) 

der 

privaten 

Haushalte*)’)^) 

laufende Übertragungen 

1960 

224,00 

144,90 

79,10 

223,13 

42,89 

58,73 

207,29 

1961 

246,21 

163,44 

82,77 

245,18 

46,95 

68,04 

224,09 

1962 

267,40 

180,84 

86,56 

266,28 

51,61 

76,44 

241,45 

1963 

282,28 

193,98 

88,30 

281,10 

55,08 

83,12 

253,06 

1964 

311,04 

212,08 

98,96 

309,76 

60,73 

90,58 

279,91 

1965 

342,10 

235,15 

106,95 

340,67 

68,05 

99,00 

309,72 

1966 

363,75 

253,20 

110,55 

362,04 

74,51 

110,26 

326,29 

1967 

366,65 

253,07 

113,58 

364,85 

81,81 

111,95 

334,71 

1968 

400,94 

271,91 

129,03 

398,89 

86,43 

123,03 

362,29 

1969 

442,14 

305,92 

136,22 

439,52 

93,77 

141,67 

391,62 

1970 

520,22 

361,32 

158,90 

516,55 

103,05 

171,87 

447,73 

1971 

581,30 

408,30 

173,00 

577,03 

115,54 

200,93 

491,64 

1972 

628,71 

448,79 

179,92 

623,93 

131,31 

225,11 

530,13 

1973 

702,47 

509,47 

193,00 

695,74 

146,52 

270,52 

571,74 

1974 

761,77 

560,60 

201,17 

754,13 

166,66 

301,82 

618,97 

1975 

798,33 

583,40 

214,93 

791,33 

202,07 

312,90 

680,50 

1976 

861,38 

626,32 

235,06 

854,32 

217,46 

352,13 

719,65 

1977 

928,14 

669,68 

258,46 

920,63 

232,98 

380,68 

772,93 

1978 

985,40 

714,72 

270,68 

977,18 

247,78 

401,35 

823,61 

19791 , 
1980/ ' 


1063,65 

769,41 

294,24 

1053,86 

263,61 

428,48 

888,99 



829,98 



281,55 

464,43 


1972 1. Hj. 

289,49 

214,06 

75,43 

287,24 

63,74 

103,68 

247,30 

2.Hj. 

333,46 

234,73 

98,73 

330,93 

67,57 

121,43 

277,07 

1973 1. Hj. 

329,98 

242,48 

87,50 

326,91 

70,89 

126,28 

271,52 

2.Hj, 

372,66 

266,99 

105,67 

369,00 

75,63 

144,24 

300,39 

1974 l.Hj. 

355,63 

268,25 

87,38 

351,86 

81,13 

141,42 

291,57 

2. Hj. 

407,42 

292,35 

115,07 

403,55 

85,53 

160,40 

328,68 

1975 l.Hj. 

377,34 

281,07 

96,27 

373,75 

98,31 

145,85 

326,21 

2.Hj. 

422,20 

302,33 

119,87 

418,79 

103,76 

167,05 

355,50 

1976 1. Hj. 

404,86 

299,15 

105,71 

401,40 

106,51 

164,37 

343,54 

2. Hj. 

458,01 

327,17 

130,84 

454,41 

110,95 

187,76 

377,60 

1977 1. Hj. 

435,61 

321,56 

114,05 

431,94 

113,64 

180,21 

365,37 

2. Hj. 

485,63 

348,12 

137,51 

481,79 

119,34 

200,47 

400,66 

1978 1. Hj. 

460,84 

340,00 

120,84 

456,84 

123,12 

189,66 

390,30 

2.Hj. 

517,04 

374,72 

142,32 

512,82 

124,66 

211,69 

425,79 

1979 1. Hj.' 


500,21 

366,06 

134,15 

495,73 

130,56 

203,02 

423,27 

2.Hj. 


557,17 

403,35 

153,82 

551,86 

133,05 

225,46 

459,45 

1980 1. Hj. 

■ ’) 

543,97 

396,74 

147,23 

537,76 

139,42 

221,13 

456,05 

2. Hj. 


600,06 

433,24 

166,82 

593,13 

142,13 

243,30 

491,96 

1981 1. Hj. 


572,77 

417,70 

155,07 

565,10 

150,21 

234,37 

480,94 


Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Ab 1970 wurden revidierte Angaben aus der Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank verwendet. Die Zahlen für diesen Zeitraum 
sind deshalb mit denen vor 1970 nicht voll vergleichbar. 

Für Halbjahre: Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Erwerbs- und Vermögenseinkommen nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden. 
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Tabelle 29* 


der privaten Haushalte^) 

DM 







Empfangene 

Geleistete 



Privater 

Verbrauch 

Ersparnis 

insgesamt 

Nicht- 

entnommene 

Gewinne^) 

Ersparnis 
ohne nicht- 
entnommene 
Gewinne^)”^) 

Sparquote®) 

(vH) 

V ermögensübertragungen 

Finanzie- 

rungs- 

saldo 

Zeitraum 

171,84 

35,45 

19,42 

16,03 

8,5 

3,01 

3,02 

16,02 

1960 

188,33 

35,76 

17,28 

18,48 

8,9 

4,12 

3,72 

18,88 

1961 

204,79 

36,66 

17,49 

19,17 

8,6 

4,52 

4,51 

19,18 

1962 

216,79 

36,27 

12,68 

23,59 

9.8 

4,12 

4,90 

22,81 

1963 

233,50 

46,41 

16,80 

29,61 

11,3 

4,57 

5,86 

28,32 

1964 

257,62 

52,10 

16,35 

35,75 

12,2 

5,22 

6,61 

34,36 

1965 

275,06 

51,23 

14,99 

36,24 

11,6 

5,25 

7,41 

34,08 

1966 

282,63 

52,08 

16,08 

36,00 

11,3 

5,36 

8,95 

32,41 

1967 

300,76 

61,53 

18,66 

42,87 

12,5 

5,74 

10,24 

38,37 

1968 

330,83 

60,79 

9,68 

51,11 

13,4 

5,85 

11,03 

45,93 

1969 

367,55 

80,18 

21,80 

58,38 

13,7 

8,24 

12,71 

53,91 

1970 

407,83 

83,81 

20,16 

63,65 

13,5 

11,10 

15,07 

59,68 

1971 

447,75 

82,38 

5,76 

76,62 

14,6 

12,57 

19,09 

70,10 

1972 

491,68 

80,06 

- 0,17 

80,23 

14,0 

,12,66 

20,26 

72,63 

1973 

527,55 

91,42 

- 1,28 

92,70 

14,9 

15,96 

23,73 

84,93 

1974 

577,42 

103,08 

- 1,21 

104,29 

15,3 

17,49 

25,43 

96,35 

1975 

623,59 

96,06 

- 1,49 

97,55 

13,5 

18,91 

29,03 

87,43 

1976 

669,56 

103,37 

6,90 

96,47 

12,6 

19,23 

30,70 

85,00 

1977 

713,91 

109,70 

7,52 

102,18 

12,5 

19,63 

33,39 

88,42 

1978 

766,36 

122,63 

6,27 

116,36 

13,2 

19,92 

35,29 

100,99 

1979), 
1980J > 


821,59 



126,42 

13,3 

19,77 

36,93 

109,26 


210,70 



36,60 

14,8 

5,84 

8,50 

33,94 

1972 1. Hj. 

237,05 



40,02 

14,4 

6,73 

10,59 

36,16 

2. Hj. 

234,97 



36,55 

13,5 

5,90 

9,40 

33,05 

1973 l.Hj. 

256,71 



43,68 

14,5 

6,76 

10,86 

39,58 

2. Hj. 

250,30 



41,27 

14,2 

7,34 

11,18 

37,43 

1974 1. Hj. 

277,25 



51,43 

15,6 

8,62 

12,55 

47,50 

2. Hj. 

273,20 



53,01 

16,3 

8,06 

11,80 

49,27 

1975 l.Hj. 

304,22 



51,28 

14,4 

9,43 

13,63 

47,08 

2.Hj. 

298,08 



45,46 

13,2 

8,71 

13,84 

40,33 

1976 1. Hj. 

325,51 



52,09 

13,8 

10,20 

15,19 

47,10 

2.Hj. 

318,94 



46,43 

12,7 

9,10 

14,54 

40,99 

1977 l.Hj. 

350,62 



50,04 

12,5 

10,13 

16,16 

44,01 

2.Hj. 

343,00 



47,30 

12,1 

9,48 

16,05 

40,73 

1978 l.Hj. 

370,91 



54,88 

12,9 

10,15 

17,34 

47,69 

2.Hj. 

368,50 



54,77 

12,9 

9,44 

17,49 

46,72 

1979 l.Hj.' 


397,86 



61,59 

13,4 

10,48 

17,80 

54,27 

2. Hj. 


394,59 



61,46 

13,5 

9,29 

17,87 

52,88 

1980 l.Hj. 

• *) 

427,00 



64,96 

13,2 

10,48 

19,06 

56,38 

2.Hj. 


412,49 



68,45 

14,2 

9,41 

18,56 

59,30 

1981 l.Hj. 



Sozialbeiträge, soziale Leistungen, Schadenversicherungsleistungen, übrige laufende Übertragungen. 

Direkte Steuern, Sozialbeiträge, soziale Leistungen, Nettoprämien für Schadenversicherungen, übrige laufende Übertragungen. 
’) Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

®) Ersparnis in vH des verfügbaren Einkommens (jeweils ohne nichtentnommene Gewinne). 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 30* 


Käufe der privaten Haushalte im Inland^) 

Mrd DM 







Elektri- 

zität, 

Gas, 

Brenn- 

stoffe 

Waren und Dienstleistungen für 


Jahr 

Insgesamt 

Nahrungs- 

und 

Genuß- 

mittel^) 

Kleidung, 

Schuhe 

Wohnungs- 
mieten 
u. ä.^) 

übrige 

Haus- 

halts- 

führung'^) 

Verkehr, 

Nachrich- 

tenüber- 

mittlung 

Körper- 

und 

Gesund- 

heits- 

pflege^) 

Bildung 

und 

Unter- 

haltung^) 

Persön- 
liche Aus- 
stattung 
u. ä.5) 






in jeweiligen Preisen 





1960 

170,57 

63,29 

19,68 

16,90 

5,20 

22,05 

15,60 

8,38 

12,24 

7,23 

1961 

186,22 

67,90 

21,05 

19,08 

5,62 

24,04 

18,11 

9,00 

13,36 

8,06 

1962 

201,87 

72,57 

22,49 

20,22 

6,97 

26,05 

20,76 

9,91 

14,22 

8,68 

1963 

214,06 

75,62 

23,41 

22,33 

8,55 

26,86 

22,80 

10,16 

14,90 

9,43 

1964 

230,69 

80,69 

25,13 

24,61 

7,99 

29,28 

25,47 

11,00 

16,15 

10,37 

1965 

253,88 

87,27 

28,12 

27,09 

8,36 

31,94 

29,28 

12,20 

18,00 

11,62 

1966 

271,14 

91,79 

29,66 

36,57 

8,88 

33,71 

31,78 

13,03 

19,05 

12,67 

1967 

279,07 

93,86 

29,95 

33,87 

9,32 

33,78 

31,70 

13,27 

19,94 

13,38 

1968 

296,95 

96,47 

31,08 

37,77 

10,81 

35,32 

35,75 

14,11 

21,31 

14,33 

1969 

325,87 

102,55 

34,13 

41,62 

11,87 

39,26 

42,04 

15,17 

23,39 

15,84 

1970 

360,53 

110,26 

38,32 

44,97 

13,19 

44,21 

49,19 

16,48 

26,45 

17,46 

1971 

399,12 

119,07 

42,40 

49,40 

13,92 

50,42 

55,68 

18,63 

29,22 

20,38 

1972 

437,74 

128,50 

46,98 

54,50 

15,55 

56,10 

60,39 

20,41 

32,29 

23,02 

1973 

478,62 

139,26 

49,83 

60,31 

19,41 

60,57 

64,64 

22,77 

35,98 

25,85 

1974 

513,70 

146,98 

53,14 

' 65,84 

22,25 

64,15 

67,61 

25,49 

3^,65 

28,59 

1975 

561,21 

157,84 

57,57 

72,09 

25,08 

66,94 

79,37 

27,93 

42,91 

31,48 

1976 

607,07 

169,65 

60,06 

77,47 

28,57 

70,84 

90,87 

29,70 

45,32 

34,59 

1977 

650,28 

179,78 

64,43 

81,59 

29,05 

76,76 

100,45 

32,52 

48,24 

37,46 

1978 

691,82 

188,77 

68,45 

85,99 

32,06 

80,25 

109,23 

34,84 

51,48 

40,75 

19791 6 
1980/ ^ 

740,35 

197,71 

71,44 

90,78 

40,11 . 

85,42 

116,89 

37,28 

56,11 

44,61 ■ 

791,21 

211,75 

76,91 

97,70 

42,67 

91,81 

121,90 

40,64 

58,39 

49,44 






in Preisen von 1970 





1960 

223,53 

76,68 

23,87 

31,16 

6,89 

27,19 

19,07 

12,42 

17,02 

9,23 

1961 

236,06 

80,87 

24,98 

32,31 

7,26 

28,44 

21,71 

12,97 

17,53 

9,99 

1962 

248,23 

84,09 

25,92 

33,48 

8,82 

29,33 

24,60 

13,66 

17,74 

10,59 

1963 

256,12 

85,78 

26,37 

34,69 

10,49 

29,60 

26,27 

13,61 

18,13 

11,18 

1964 

269,32 

89,66 

27,92 

36,03 

9,53 

31,90 

28,87 

14,33 

19,05 

12,03 

1965 

287,38 

94,02 

30,53 

37,45 

9,76 

34,09 

32,88 

15,11 

20,57 

12,97 

1966 

295,90 

95,86 

31,45 

38,95i 

10,26 

35,23 

34,30 

15,03 

21,11 

13,71 

1967 

299,57 

97,64 

31,30 

40,42 

10,54 

35,33 

33,38 

14,97 

21,69 

14,30 

1968 

313,53 

101,01 

32,58 

41,99 

11,40 

36,87 

36,92 

15,22 

22,74 

14,80 

1969 

337,62 

105,23 

35,45 

43,49 

12,44 

40,73 

43,57 

15,96 

24,71 

16,04 

1970 

360,53 

110,26 

38,32 

44,97 

13,19 

44,21 

49,19 

16,48 

26,45 

17,46 

1971 

378,62 

114,90 

40,06 

46,58 

13,28 

48,11 

51,67 

17,44 

27,88 

18,70 

1972 

393,59 

117,36 

* 41,90 

48,52 

14,27 

51,59 

52,33 

17,95 

29,68 

19,99 

1973 

400,95 

118,08 

41,14 

50,74 

15,23 

53,33 

51,90 

18,67 

31,26 

20,60 

1974 

403,81 

119,71 

41,15 

52,89 

15,48 

53,18 

49,26 

19,53 

32,06 

20,55 

1975 

416,29 

121,90 

42,54 

54,61 

15,82 

52,59 

55,13 

19,84 

32,64 

21,22 

1976 

430,59 

125,16 

42,78 

56,03 

16,88 

53,73 

60,23 

20,09 

33,45 

22,24 

1977 

444,43 

126,19 

43,63 

57,15 

16,98 

56,26 

64,72 

21,34 

34,83 

23,33 

1978 

462,10 

131,35 

44,68 

58,56 

18,48 

57,21 

68,72 

22,25 

36,42 

24,43 

19791 6. 

1980/ ^ 

475,90 

135,25 

44,70 

59,97 

19,67 

59,12 

70,23 

22,97 

38,21 

25,78 

483,68 

139,03 

45,45 

61,40 

19,60 

60,12 

68,61 

23,81 

39,26 

26,40 


Hauptgruppen des Systematischen Güterverzeichnisses (1963) für den Privaten Verbrauch. 

Einschließlich Verzehr in Gaststätten. 

Einschließlich Mietwert der Eigentümerwohnungen. 

Soweit nicht in anderen Verwendungszwecken enthalten. 

Sonstige Waren und Dienstleistungen des Beherbergungsgewerbes, der Banken, der Versicherungen und andere. 
Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 31* 


Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren der Volkswirtschaft^) und zur übrigen Welt 

Staat insgesamt (einschließlich Sozialversicherung) 

MrdDM 



Einnahmen 

insgesamt^) 

Verkäufe von 

Einkommen aus 
Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen 

Empfangene 

Veränderung 

Jahr 

Verwaltungs- 

leistungeiT) 

laufende Über- 
tragungen^) 

Vermögens- 

übertragungen 

der Verbindlich- 
keiten'^) 

1960 

113,97 

4,72 

4,20 

101,15 

1,39 

+ 2,51 

1961 

128,44 

5,14 

4,64 

114,49 

1,09 

+ 3,08 

1962 

140,93 

5,74 

4,76 

125,96 

1,31 

+ 3,16 

1963 

152,72 

6,23 

5,19 

134,23 

1,23 

+ 5,84 

1964 

165,92 

6,97 

5,47 

145,99 

1,60 

+ 5,89 

1965 

179,82 

7,73 

5,75 

156,53 

1,70 

+ 8,11 

1966 

192,75 

8,65 

6,34 

168,84 

1,64 

+ 7,28 

1967 

205,15 

9,36 

6,69 

172,88 

1,74 

+ 14,48 

1968 

218,72 

10,14 

7,36 

186,68 

1,85 

+ 12,69 

1969 

243,37 

11,08 

7,84 

220,61 

2,00 

+ 1,84 

1970 

277,66 

12,32 

8,63 

245,63 

2,47 

+ 8,61 

1971 

319,76 

14,79 

9,15 

279,75 

2,72 

+ 13,35 

1972 

356,18 

17,39 , 

8,56 

311,45 

4,04 

+ 14,74 

1973 

419,31 

20,68 

10,67 

368,09 

4,31 

+ 15,56 

1974 

462,31 

23,68 

10,62 

399,21 

4,96 

+ 23,84 

1975 

519,70 

27,12 

9,60 

412,19 

6,03 

+ 64,76 

1976 

559,94 

30,90 

10,15 

464,55 

7,55 

+ 46,79 

1977 

598,20 

32,84 

10,27 

511,81 

6,21 

+ 37,07 

1978 

643,22 

35,72 

11,85 

544,98 

5,84 

+ 44,83 

19791 9 

1980/ ^ 

686,18 

38,05 

13,69 

584,12 

6,01 

+ 44,31 

742,44 

41,30 

14,34 

623,52 

7,09 

+ 56,19 


Jahr 

Ausgaben 

insgesamt^) 

Käufe für 

Entgelte 
für die 
Beschäf- 
tigten 

Zinsen auf 
öffentliche 
Schulden 

1 Geleistete 

Veränderung 
der Forde- 
rungen®) 

laufende 

Produktions- 

zwecke®) 

Investitions- 

zwecke®) 


Vermögens- 

über- 

tragungen 

1960 

113,97 

23,45 

9,86 

20,76 

2,19 

41,04 

4,68 

+ 11,99 

1961 

128,44 

26,08 

11,56 

23,78 

2,21 

45,14 

7,05 

+ 12,62 

1962 

140,93 

31,34 

14,44 

25,97 

2,41 

49,35 

8,99 

+ 8,43 

1963 

152,72 

35,41 

17,24 

28,81 

2,66 

52,70 

6,35 

+ 9,55 

1964 

165,92 

36,10 

21,08 

31,43 

2,91 

58,02 

7,36 

+ 9,02 

1965 

179,82 

39,90 

21,11 

35,79 

3,24 

66,39 

7,86 

+ 5,53 

1966 

192,75 

42,29 

21,51 

39,95 

4,13 

71,03 

7,38 

+ 6,46 

1967 

205,15 

45,05 

19,19 

42,37 

5,20 

77,91 

7,88 

+ 7,55 

1968 

218,72 

45,77 

21,12 

45,19 

5,40 

85,08 

7,98 

+ 8,18 

1969 

243,37 

50,96 

24,33 

51,20 

5,86 

91,78 

10,64 

+ 8,60 

1970 

277,66 

56,66 

31,24 

60,14 

6,60 

99,79 

12,43 

+ 10,80 

1971 

319,76 

67,95 

34,00 

71,89 

7,43 

110,90 

15,39 

+ 12,20 

1972 

356,18 

75,80 

34,51 

80,76 

8,48 

128,49 

17,42 

+ 10,72 

1973 

419,31 

87,89 

35,97 

94,03 

10,22 

145,75 

18,96 

+ 26,49 

1974 

462,31 

102,83 

41,13 

109,16 

12,20 

164,44 

22,27 

+ 10,28 

1975 

519,70 

118,24 

40,82 

118,53 

14,23 

200,07 

22,84 

+ 4,97 

1976 

559,94 

126,64 

40,56 

124,98 

17,50 

215,33 

28,29 

+ 6,64 

1977 

598,20 

131,86 

40,04 

133,38 

20,47 

234,23 

30,37 

+ 7,85 

1978 

643,22 

143,12 

44,57 

141,84 

21,52 

252,20 

29,60 

+ 10,37 

19791 9 

1980/ ^ 

686,18 

155,80 

51,55 

151,93 

24,21 

267,56 

31,77 

+ 3,36 

742,44 

171,15 

58,83 

164,13 

28,73 

280,64 

34,20 

+ 4,76 


Fußnoten siehe Seite 278 und 279. 
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noch Tabelle 31* 


Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren der Volkswirtschaft^) und zur übrigen Welt 

Gebietskörperschaften 

MrdDM 


Jahr 


Einnahmen 

insgesamt^) 


Verkäufe von 
Verwaltungs- 
leistungeir) 


Einkommen aus 
Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen 


Empfangene 

Veränderung 

laufende Über- 
tragungen^) 

Vermögens- 

übertragungen 

der Verbindlich 
keiten"^) 


1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 
19791 9 
1980/ ^ 


85,14 

4,71 

2,89 

73,18 

1,39 

+ 2,97 

98,55 

5,13 

3,16 

83,82 

1,09 

-h 5,35 

105,91 

5,72 

3,23 

91,97 

1,31 

+ 3,68 

115,01 

6,21 

3,29 

97,71 

1,23 

+ 6,57 

125,87 

6,95 

3,40 

106,87 

1,60 

+ 7,05 

135,97 

7,71 

3,48 

113,36 

1,70 

+ 9,72 

143,78 

8,64 

3,65 

120,97 

1,64 

+ 8,88 

154,88 

9,36 

3,80 

123,89 

1,74 

+ 16,09 

161,24 

10,14 

4,51 

132,50 

1,85 

+ 12,24 

177,51 

11,03 

5,10 

157,92 

2,00 

+ 1,46 

200,75 

12,27 

5,46 

171,29 

2,47 

+ 9,26 

233,27 

14,76 

5,60 

194,73 

2,72 

+ 15,46 

255,65 

17,34 

4,60 

213,82 

3,08 

+ 16,81 

301,13 

20,61 

4,90 

252,30 

3,30 

-h 20,02 

329,35 

23,66 

5,25 

271,21 

3,78 

+ 25,45 

375,36 

27,10 

4,46 

272,62 

4,09 

+ 67,09 

389,44 

30,88 

5,38 

306,30 

4,99 

+ 41,89 

420,14 

32,83 

5,79 

341,87 

4,65 

+ 35,00 

454,30 

35,70 

7,90 

363,25 

4,70 

+ 42,75 

485,51 

38,05 

9,75 

388,50 

4,98 

+ 44,23 

525,14 

41,29 

10,27 

412,43 

5,54 

+ 55,61 


Jahr 

Ausgaben 

insgesamt^) 

Käufe für 

Entgelte 
für die 
Beschäf- 
tigten I 

Zinsen auf 
öffentliche 
Schulden 

1 Geleistete | 

Veränderung 
der Forde- 
rungen®) 

laufende 

Produktions- 

Zwecke^) 

Investitions- 

zwecke®) 

laufende 

Über- 

tragungen"^) 

Vermögens- 

über- 

tragungen 

1960 

79,14 

16,22 

9,67 

19,50 

2,19 

17,39 

4,67 

+ 9,50 

1961 

89,84 

18,03 

11,45 

22,38 

2,21 

18,98 

7,01 

+ 9,78 

1962 

98,68 

22,31 

14,26 

24,46 

2,41 

20,63 

8,95 

+ 5,66 

1963 

107,27 

25,48 

17,06 

27,17 

2,66 

21,59 

6,33 

+ 6,98 

1964 

117,28 

25,19 

20,92 

29,66 

2,91 

24,95 

7,32 

+ 6,33 

1965 

126,84 

27,21 

20,95 

33,83 

3,24 

30,50 

7,81 

+ 3,30 

1966 

133,69 

27,26 

21,30 

37,80 

4,13 

31,30 

7,32 

+ 4,58 

1967 

143,84 

28,80 

18,95 

40,11 

5,20 

32,89 

7,81 

+ 10,08 

1968 

150,03 

27,80 

20,94 

42,83 

5,40 

37,04 

7,92 

+ 8,10 

1969 

165,96 

30,84 

24,14 

48,57 

5,86 

39,31 

10,59 

+ 6,65 

1970 

188,96 

33,59 

31,07 

57,04 

6,60 

44,03 

12,39 

+ 4,24 

1971 

220,55 

39,48 

33,75 

68,29 

7,43 

49,41 

15,34 

+ 6,85 

1972 

240,00 

42,30 

34,23 

76,65 

8,48 

57,91 

17,35 

+ 3,08 

1973 

283,28 

47,72 

35,58 

89,14 

10,22 

65,30 

18,83 

+ 16,49 

1974 

309,09 

53,91 

40,49 

103,28 

12,20 

70,18 

22,07 

+ 6,96 

1975 

348,01 

60,77 

40,17 

112,02 

14,23 

88,17 

22,62 

+ 10,03 

1976 

361,13 

64,49 

40,01 

118,15 

17,50 

92,73 

27,60 

+ 0,65 

1977 

392,37 

66,69 

39,44 

126,22 

20,47 

100,59 

29,45 

+ 9,51 

1978 

422,82 

73,21 

44,07 

134,31 

21,52 

110,61 

28,47 

+ 10,63 

19791 , 

1980/ ^ 

452,05 

80,42 

51,03 

143,84 

24,21 

118,54 

30,59 

+ 3,42 

486,94 

88,66 

58,34 

155,62 

28,73 

121,98 

33,08 

+ 0,53 


Ohne Einnahmen von bzw. Ausgaben an andere Körperschaften des Staatssektors, jedoch einschließlich der Verkäufe bzw. Käufe von Gesund- 
heitsleistungen an die bzw. von der Sozialversicherung sowie der vom Staat gezahlten indirekten Steuern. 

Einschließlich Verkäufe von gebrauchten Anlagen und Land. 

■^) Steuern, Sozialbeiträge, Schadenversicherungsleistungen, Strafen, Verwaltungsgebühren der privaten Haushalte, Erstattungen von Sozial- 
leistungen, Beiträge des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds und ähnliches. 

Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank; einschließlich statistischer Differenz. Ohne Kreditaufnahme von anderen Körperschaften 
des Staatssektors; Tilgungsausgaben sind abgezogen. 
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noch Tabelle 31* 


Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren der Volkswirtschaft^) und zur übrigen Welt 

Sozialversicherung 
Mrd DM 



Einnahmen 

insgesamt^) 

Verkäufe von 

Einkommen aus 
Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen 

Empfangene 

Veränderung 

Jahr 

Verwaltungs- 

leistungeir) 

laufende Über- 
tragungen^) 

Vermögens- 

übertragungen 

der Verbindlich- 
keiten^) 

1960 

28,83 

0,01 

1,31 

27,97 


- 0,46 

1961 

29,89 

0,01 

1,48 

30,67 

- 

- 2,27 

1962 

35,02 

0,02 

1,53 . 

33,99 

- 

- 0,52 

1963 

37,71 

0,02 

1,90 

36,52 

- 

- 0,73 

1964 

40,05 

0,02 

2,07 

39,12 


- 1,16 

1965 

43,85 

0,02 

2,27 

43,17 

_ 

- 1,61 

1966 

48,97 

0,01 

2,69 

47,87 


- 1,60 

1967 

50,27 

0,00 

2,89 

48,99 

- 

- 1,61 

1968 

57,48 

0,00 

2,85 

54,18 


+ 0,45 

1969 

65,86 

0,05 

2,74 

62,69 

- 

+ 0,38 

1970 

76,91 

0,05 

3,17 

74,34 

__ 

- 0,65 

1971 

86,49 

0,03 

3,55 

85,02 

- 

- 2,11 

1972 

100,53 

0,05 

3,96 

97,63 

0,96 

- 2,07 

1973 

118,18 

0,07 

5,77 

115,79 

1,01 

- 4,46 

1974 

132,95 

0,02 

5,37 

128,00 

1,18 

- 1,62 

1975 

144,33 

0,02 

5,14 

139,57 

1,94 

- 2,34 

1976 

170,50 

0,02 

4,77 

158,25 

2,56 

+ 4,90 

1977 

178,06 

0,01 

4,48 

169,94 

1,56 

-f- 2,07 

^ 1978 

188,91 

0,02 

3,95 

181,73 

1,14 

-f- 2,07 

19791 , 

1980/ ^ 

200,68 

0,00 

3,94 

195,62 

1,03 

-H 0,09 

217,31 

0,01 

4,07 

211,09 

1,55 

+ 0,59 


Jahr 

Ausgaben 

insgesamt^) 

Käufe für 

Entgelte 
für die 
Beschäf- 
tigten 

Zinsen auf 
öffentliche 
Schulden 

Geleistete 

Veränderung 
der Forde- 
rungen®) 

laufende 

Produktions- 

zwecke®) 

Investitions- 

zwecke®) 

laufende 

Über- 

tragungen^) 

Vermögens- 

Über- 

tragungen 

1960 

34,83 

7,23 

0,19 

1,26 


23,65 

0,01 

+ 

2,49 

1961 

38,60 

8,05 

0,11 

1,40 

- 

26,16 

0,04 

+ 

2,84 

1962 

42,25 

9,03 

0,18 

1,51 

- 

28,72 

0,04 

+ 

2,77 

1963 

45,45 

9,93 

0,18 

1,64 

- 

31,11 

0,02 

+ 

2,57 

1964 

48,64 

10,91 

0,16 

1,77 

- 

33,07 

0,04 

-h' 

2,69 

1965 

52,98 

12,69 

0,16 

1,96 

- 

35,89 

0,05 

+ 

2,23 

1966 

59,06 

15,03 

0,21 

2,15 

- 

39,73 

0,06 

+ 

1,88 

1967 

61,31 

16,25 

0,24 

2,26 

- 

45,02 

0,07 

- 

2,53 

1968 

68,69 

17,97 

0,18 

2,36 

- 

48,04 

0,06 

+ 

0,08 

1969 

77,41 

20,12 

0,19 

2,63 

- 

52,47 

0,05 


1,95 , 

1970 

88,70 

23,07 

0,17 

3,10 

- 

55,76 

0,04 

+ 

6,56 

1971 

99,21 

28,47 

0,25 

3,60 

- 

61,49 

0,05 


5,35 

1972 

116,18 

33,50 

0,28 

4,11 

- 

70,58 

0,07 

+ 

7,64 

1973 

136,03 

40,17 

0,39 

4,89 

- 

80,45 

0,13 

+ 

10,00 

1974 

153,21 

48,92 

0,64 

5,88 

~ 

94,26 

0,20 

-H 

3,31 

1975 

171,68 

57,47 

0,65 

6,51 

' - 

111,90 

0,22 

_ 

5,07 

1976 

198,81 

62,15 

0,55 

6,83 

- 

122,60 

0,69 

+ 

5,99 

1977 

205,83 

65,17 

0,60 

7,16 

- 

133,64 

0,92 

- 

1,66 

1978 

220,39 

69,91 

0,50 

7,53 

_ 

141,59 

1,13 

- 

0,27 

19791 9 

1980J ^ 

234,14 

75,38 

0,52 

8,09 

__ 

149,02 

1,18 

__ 

0,05 

255,51 

82,49 

0,49 

8,51 

- 

158,66 

1,12 

+ 

4,24 


Einschließlich Käufe für Investitionen in eigener Regie, Vorratsveränderung sowie der vom Staat gezahlten indirekten Steuern. 

Einschließlich Käufe von gebrauchten Anlagen und Land; ohne selbsterstellte Anlagen. 

Subventionen, soziale Leistungen, Nettoprämien für Schadenversicherungen, Zuschüsse an die Bundesbahn u. ä. zur Deckung außergewöhn- 
licher Pensionslasten, Beiträge an die Europäischen Gemeinschaften und andere internationale Organisationen, Zahlungen an die Stationie- 
rungsstreitkräfte, unentgeltliche Ausfuhren im Rahmen der Entwicklungshilfe, vertragliche Zahlungen an die DDR und anderes mehr. 

®) Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 32* 


Einnahmen und Aus 


Zeitraum 

Einnahmen 

Aus 

ins- 

gesamt 

Steuern 

Sozial- 

beiträge 

sonstige 

Ein- 

nahmen^) 

ins- 

gesamt 

Staats- 

ver- 

brauch^) 

Einkommensübertragungen 

zu- 

sammen 

davon 

private 

Haus- 

halte'^) 

Unter- 

nehmen 

und 

übrige 

Welt 

Mrd 

1960 

107,86 

69,70 

30,37 

7,79 

98,38 

40,75 

41,04 

35,76 

5,28 

1961 

121,46 

79,91 

33,42 

8,13 

111,92 

46,08 

45,14 

38,93- 

6,21 

1962 

133,43 

87,84 

36,92 

8,67 

128,16 

53,13 

49,35 

42,70 

6,65 

1963 

142,22 

93,23 

39,72 

9,27 

138,51 

59,69 

52,70 

45,31 

7,39 

1964 

154,80 

101,91 

42,58 

10,31 

151,67 

62,50 

58,02 

50,04 

7,98 

1965 

165,92 

107,79 

47,12 

11,01 

168,50 

70,15 

66,39 

56,13 

10,26 

1966 

178,97 

114,84 

52,23 

11,90 

179,79 

76,05 

71,03 

61,18 

9,85 

1967 

183,58 

117,32 

53,63 

12,63 

190,51 

80,65 

77,91 

67,59 

10,32 

1968 

198,37 

124,42 

59,31 

14,64 

202,88 

83,67 

85,08 

70,96 

14,12 

1969 

233,20 

148,41 

68,70 

16,09 

226,44 

94,29 

91,78 

76,58 

15,20 

1970 

259,98 

160,02 

81,53 

18,43 

257,79 

108,11 

99,79 

82,78 

17,01 

1971 

295,36 

181,33 

93,54 

20,49 

296,51 

129,24 

110,90 

92,68 

18,22 

1972 

328,20 

198,63 

107,04 

22,53 

332,22 

144,03 

128,49 

105,58 

22,91 

1973 

387,71 

234,21 

126,97 

26,53 

376,78 

166,70 

145,75 

118,05 

27,70 

1974 

420,02 

250,59 

140,89 

28,54 

433,58 

194,02 

164,44 

136,18 

28,26 

1975 

433,56 

250,52 

153,60 

29,44 

493,35 

215,29 

200,07 

169,02 

31,05 

1976 

488,49 

282,00 

172,97 

33,52 

528,64 

227,19 

215,33 

181,24 

34,09 ■ 

1977 

535,09 

313,70 

185,62 

35,77 

564,31 

239,38 

234,23 

194,50 

39,73 

1978 

570,13 

331,34 

198,60 

40,19 

604,59 

257,13 

252,20 

206,33 

45,87 

1979\ 

612,09 

355,28 

213,53 

43,28 

653,04 

278,58 

267,56 

218,72 

48,84 

1980/ ^ 

654,29 

377,68 

230,56 

46,05 

705,72 

303,52 

280,64 

232,24 

48,40 

1975 1. Hj. 

202,73 

114,33 

74,18 

14,22 

229,95 

98,47 

96,79 

81,66 

15,13 

2. Hj. 

230,83 

136,19 

79,42 

15,22 

263,40 

116,82 

103,28 

87,36 

15,92 

1976 1. Hj. 

228,74 

128,92 

83,25 

16,57 

250,06 

105,24 

105,41 

88,69 

16,72 

2.Hj. 

259,75 

153,08 

89,72 

16,95 

278,58 

121,95 

109,92 

92,55 

17,37 

1977 l.Hj. 

254,45 

146,57 

90,25 

17,63 

266,81 

110,06 

114,59 

94,97 

19,62 

2.Hj. 

280,64 

167,13 

95,37 

18,14 

297,50 

129,32 

119,64 

99,53 

20,11 

1978 l.Hj. 

270,89 

155,65 

96,67 

18,57 

285,33 

117,23 

124,85 

103,23 

21,62 

2.Hj. 

299,24 

175,69 

101,93 

21,62 

319,26 

139,90 

127,35 

103,10 

24,25 

1979 l.Hj. 


289,41 

164,78 

104,27 

20,36 

306,29 

128,10 

132,52 

108,89 

23,63 

2. Hj. 


322,68 

190,50 

109,26 

22,92 

346,75 

150,48 

135,04 

109,83 

25,21 

1980 1. Hj. 

■ “) 

313,58 

178,61 

113,16 

21,81 

335,07 

139,82 

139,89 

115,70 

24,19 

2. Hj. 


340,71 

199,07 

117,40 

24,24 

370,65 

163,70 

140,75 

116,54 

24,21 

1981 l.Hj. 


328,36 

181,01 

122,66 

24,69 

358,40 

151,39 

148,89 

124,25 

24,64 


Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen. 

Empfangene Vermögenseinkommen, empfangene Vermögensübertragungen, Abschreibungen und sonstige laufende Übertragungen. 
Aufwendungen des Staates für Verwaltungsleistungen, die der Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung gestellt werden, unter 
anderem auch Sachleistungen der Sozialversicherung (insbesondere der gesetzlichen Krankenversicherung) und der Gebietskörperschaften 
im Rahmen der Sozialhilfe und Jugendhilfe. 
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Tabelle 32* 


gaben des Staates 


gaben 

Finan- 

zierungs- 

saldo^) 

Nachrichtlich 

Zeitraum 

Zinsen®) 

Brutto- 

investi- 

tionen 

Ver- 

mögens- 

über- 

tragungen 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

in 

jeweiligen 

Preisen 

Produk- 

tions- 

potential 

in 

jeweiligen 

Preisen 

Staats- 

quote®) 

Abgaben- 

quote®) 

DM 

vH 



2,19 

9,72 

4,68 

+ 9,48 

303,00 

304,90 

32,3 

33,0 

1960 

2,21 

11,44 

7,05 

+ 9,54 

331,40 

336,30 

33,3 

34,2 

1961 

2,41 

14,28 

8,99 

+ 5,27 

360,50 

370,20 

34,6 

34,6 

1962 

2,66 

17,11 

6,35 

+ 3,71 

382,10 

399,70 

34,7 

34,8 

1963 

2,91 

20,88 

7,36 

+ 3,13 

419,60 

432,10 

35,1 

34,4 

1964 

3,24 

20,86 

7,86 

- 2,58 

458,20 

469,60 

35,9 

33,8 

1965 

4,13 

21,20 

7,38 

- 0,82 

487,40 

509,00 

35,3 

34,3 

1966 

5,20 

18,87 

7,88 

- 6,93 

493,70 

535,10 

35,6 

34,6 

1967 

5,40 

20,75 

7,98 

- 4,51 

535,20 

562,30 

36,1 

34,3 

1968 

5,86 

23,87 

10,64 

+ 6,76 

597,70 

604,30 

37,5 

36,3 

1969 

6,60 

30,86 

12,43 

+ 2,19 

679,00 

678,80 

38,0 

35,6 

1970 

7,43 

33,55 

15,39 

- 1,15 

756,00 

765,20 

38,7 

36,4 

1971 

8,48 

33,80 

17,42 

- 4,02 

827,20 

847,00 

39,2 

37,0 

1972 

10,22 

35,15 

18,96 

. + 10,93 

920,10 

937,70 

40,2 

39,3 

1973 

12,20 

40,65 

22,27 

- 13,56 

986,90 

1 036,80 

41,8 

39,7 

1974 

14,23 

40,92 

22,84 

- 59,79 

1 034,90 

1 138,80 

43,3 

39,0 

1975 

17,50 

40,33 

28,29 

- 40,15 

1 125,00 

1 204,50 

43,9 

40,4 

1976 

20,47 

39,86 

30,37 

- 29,22 

1 200,60 

1 276,60 

44,2 

41,6 

1977 

21,52 

44,14 

29,60 

- 34,46 

1 290,70 

1 352,50 

44,7 

41,1 

1978 

24,21 

50,92 

31,77 

- 40,95 

1 398,20 

1 431,70 

45,6 

40,7 


28,73 

58,63 

34,20 

- 51,43 

1 491,90 

1 535,10 

46,0 

40,8 

1980J ^ 

6,95 

18,35 

9,39 

- 27,22 

489,50 

\ 


/ 

1975 l.Hj. 

7,28 

22,57 

13,45 

- 32,57 

545,40 

\ 


/ 

2. Hj. 

8,44 

17,77 

13,20 

- 21,32 

533,30 

\ 


/ 

1976 l.Hj. 

9,06 

22,56 

15,09 

- 18,83 

591,70 

\ 



2.Hj. 

10,62 

17,46 

14,08 

- 12,36 

568,40 

\ 

/ 


1977 l.Hj. 

9,85 

22,40 

16,29 

- 16,86 

632,20 


\ / 


2.Hj. 

11,38 

19,11 

12,76 

- 14,44 

607,20 


V 


1978 l.Hj. 

10,14 

25,03 

16,84 

- 20,02 

683,50 


/\ 


2. Hj. 

12,55 

21,04 

12,08 

- 16,88 

658,50 

/ 

\ 


1979 1. Hj. 


11,66 

29,88 

19,69 

- 24,07 

739,70 

/ 

\ 


2. Hj. 


14,58 

26,09 

14,69 

-21,49 

711,70 

/ 


\ 

1980 1. Hj. 


14,15 ■ 

32,54 

19,51 

- 29,94 

780,20 

/ 


\ 

2. Hj. 


19,27 

25,43 

13,42 

- 30,04 

732,90 

/ 



1981 l.Hj. 



*) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Zinsen auf öffentliche Schulden. 

Uberschuß: +, Defizit: 

Produktionspotential in Preisen von 1970, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. 
®) Ausgaben des Staates in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

Steuern und Sozialbeiträge in vH des Bruttosozialprodukts in jeweiligen Preisen. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 33* 


Vermögensbildung und ihre Finanzierung 

Mrd DM 


Zeitraum 

Inländische nichtfinanzielle Sektoren 

Aus- 

land'^) 

Finanzi- 
elle Sek- 
toren zu- 
sam- 
men ^) 

Sektoren 

ins- 

gesamt 

private 

Haus- 

halte 

Unternehmen 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Sozial- 

ver- 

sicherung^) 

zu- 
sammen ^) 

einschl.^) 

ohne 

Wohnungs- 

wirtschaft 

Wohnungswirtschaft 




I. Ersparnis und Vermögensübertragungen 



1965 

34,19 

27,39 

18,01 

9,38 

12,36 

3,93 

77,87 

6,61 

2,31 

86,79 

1966 

33,72 

26,94 

15,54 

11,40 

14,58 

3,62 

78,86 

- 0,49 

2,73 

81,10 

1967 

31,76 

28,88 

15,58 

13,30 

10,40 

- 0,74 

70,30 

-10,25 

2,50 

62,56 

1968 

37,95 

34,77 

20,71 

14,06 

14,03 

- 0,27 

86,48 

-11,67 

2,83 

77,64 

1969 

44,76 

28,38 

18,73 

9,65 

26,19 

1,68 

101,01 

- 7,89 

3,75 

96,87 

1970 

53,91 

34,92 

24,15 

10,77 

22,52 

7,28 

118,63 

- 3,19 

5,30 

120,74 

1971 

59,68 

32,66 

16,88 

15,78 

21,15 

7,60 

121,09 

- 2,32 

6,18 

124,95 

1972 

70,10 

31,33 

16,40 

14,93 

15,43 

9,87 

126,73 

- 2,98 

6,86 

130,61 

1973 

72,63 

26,73 

15,18 

11,55 

26,29 

14,72 

140,37 

-11,50 

8,03 

136,90 

1974 

84,93 

22,07 

5,59 

16,48 

16,36 

5,43 

128,79 

-25,30 

11,14 

114,63 

1975 

96,35 

21,84 

9,38 

12,46 

-22,36 

- 2,22 

93,61 

-9,04 

11,64 

96,21 

1976 

87,43 

35,36 

22,60 

12,76 

- 8,05 

1,49 

116,23 

- 8,20 

12,07 

120,10 

1977 

85,00 

36,61 

28,29 

8,32 

7,01 

- 3,30 

125,32 

- 9,20 

11,79 

127,91 

1978 

88,42 

50,34 

50,28 

0,06 

5,11 

- 2,04 

141,83 

-17,61 

13,42 

137,64 

1979 


100,99 

50,18 

52,25 

- 2,07 

3,81 

- 0,97 

154,00 

10,12 

17,53 

181,65 

1980 

6) 

109,23 

37,69 

33,27 

4,42 

- 3,33 

2,90 

146,49 

29,86 

17,69 

194,04 

1981 l.Hj, 


59,33 

9,10 

9,49 

- 0,39 

-13,41 

0,99 

56,01 

15,74 

4,38 

76,13 




II. 

Nettoinvestitionen (Sachvermögensbildung) 



1965 



66,56 

39,89 

26,67 

18,68 

0,24 

85,48 



1,31 

86,79 

1966 

— 

60,50 

32,16 

28,34 

18,73 

0,32 

79,55 

— 

1,55 

81,10 

1967 

— 

44,43 

17,10 

27,33 

16,28 

0,32 

61,03 

— 

1,52 

62,56 

1968 

— 

57,67 

30,10 

27,57 

18,03 

0,24 

75,94 

— 

1,70 

77,64 

1969 

— 

73,61 

45,84 

27,77 

20,86 

0,26 

94,73 

— 

2,13 

96,87 

1970 

— 

90,84 

59,28 

31,56 

27,29 

0,32 

118,45 

— 

2,29 

120,74 

1971 

— 

92,55 

52,95 

39,60 

29,51 

0,30 

122,36 

— 

2,59 

124,95 

1972 

— 

97,91 

48,35 

49,56 

29,30 

0,35 

127,56 

— 

3,05 

130,61 

1973 

— 

102,94 

49,92 

53,02 

29,85 

0,66 

133,45 

— 

3,45 

136,90 

1974 

— 

75,58 

33,01 

42,57 

34,80 

0,62 

111,00 

— 

3,64 

114,63 

1975 

— 

57,46 

21,58 

35,88 

34,57 

0,61 

92,64 

— 

3,57 

96,21 

1976 


82,53 

42,48 

40,05 

33,59 

0,50 

116,62 

— 

3,48 

120,10 

1977 

— 

91,66 

48,68 

42,98 

32,57 

0,49 

124,71 

— 

3,20 

127,91 

1978 

— 

98,69 

52,39 

46,30 

36,29 

0,39 

135,37 

— 

2,27 

137,64 

1979 


— 

136,96 

81,28 

55,68 

42,43 

0,22 

179,61 

— 

2,04 

181,65 

1980 

■ *) 

— 

141,69 

78,31 

63,38 

49,06 

0,23 

190,98 

— 

3,06 

194,04 

1981 l.Hj. 


— 

54,58 

28,15 

26,43 

20,17 

0,21 

74,96 

— 

1,17 

76,13 





IIL 

Geldvermögensbildung 




1965 

36,04 

11,52 

12,02 

- 0,04 

3,30 

3,72 

53,09 

10,32 

47,88 

111,29 

1966 

34,34 

8,51 

8,75 

0,33 

4,58 

3,33 

49,31 

7,76 

46,26 

103,32 

1967 

33,49 

18,42 

18,65 

0,28 

10,08 

- 0,92 

59,46 

4,63 

60,05 

124,14 

1968 

41,24 

18,16 

17,82 

0,62 

8,10 

- 0,61 

67,58 

12,89 

78,54 

159,01 

1969 

49,79 

19,38 

20,06 

- 0,32 

6,64 

1,35 

77,77 

12,19 

81,48 

171,43 

1970 

58,16 

23,31 

24,11 

- 0,56 

4,32 

6,94 

92,35 

33,14 

102,16 

227,65 

1971 

66,74 

29,39 

29,63 

0,11 

7,24 

7,38 

108,71 

20,64 

113,14 

242,49 

1972 

80,17 

34,63 

34,54 

0,64 

3,04 

9,60 

125,48 

18,75 

137,12 

281,35 

1973 

77,72 

23,82 

23,58 

0,75 

16,80 

13,93 

128,33 

26,11 

131,35 

285,79 

1974 

85,29 

31,70 

32,46 

- 0,36 

7,00 

4,83 

127,30 

16,83 

115,28 

259,41 

1975 

103,81 

29,48 

29,82 

- 0,14 

12,48 

- 0,32 

138,25 

29,20 

166,59 

334,05 

1976 

101,59 

43,53 

43,05 

0,55 

0,56 

0,95 

151,67 

36,92 

157,86 

346,45 

1977 

99,53 

41,65 

40,50 

1,00 

10,11 

- 3,76 

149,63 

29,21 

167,11 

345,95 

1978 

105,98 

52,88 

51,11 

1,50 

11,61 

- 2,37 

170,29 

40,07 

225,03 

435,39 

1979 


120,55 

42,99 

41,02 

1,62 

3,50 

- 1,24 

166,92 

37,74 

186,10 

390,77 

1980 


121,07 

41,65 

39,29 

2,00 

2,23 

2,76 

168,70 

60,44 

188,96 

418,10 

1981 1. Hj. 


61,97 

28,75 

27,58 

1,00 

- 2,18 

0,80 

88,80 

44,56 

88,70 

222,06 
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Drucksache 9/1061 


noch Tabelle 33* 


Vermögensbildung und ihre Finanzierung 
MrdDM 


Zeitraum 

Inländische nichtfinanzielle Sektoren 

Aus- 

land') 

Finanzi- 
elle Sek- 
toren zu- 
sam- 
men ^) ^) 

Sektoren 
ins- 
gesamt ^) 

private 

Haus- 

halte 

Unternehmen 

Gebiets- 
körper- 
schaften ^) 

Sozial- 

ver- 

sicherung^) 

zu- 
sammen ^) 

einschl.^) 

ohne 

Wohnungs- 

wirtschaft 

W ohnungswirtschaft 





IV. Kreditaufnahme und Aktienemission 




1965 

1,85 

50,69 

33,90 

17,25 

9,62 

0,03 

60,70 

3,71 

46,88 

111,29 

1966 

0,62 

42,06 

25,36 

17,27 

8,73 

0,03 

49,99 

8,25 

45,08 

103,32 

1967 

1,73 

33,97 

20,17 

14,31 

15,96 

0,14 

50,19 

14,88 

59,07 

124,14 

1968 

3,29 

41,06 

27,22 

14,13 

12,10 

- 0,10 

57,04 

24,56 

77,41 

159,01 

1969 

5,03 

64,61 

47,18 

17,80 

1,31 

- 0,07 

71,49 

20,08 

79,86 

171,43 

1970 

4,25 

79,23 

59,24 

20,23 

9,09 

- 0,02 

92,17 

36,33 

99,15 

227,65 

1971 

7,06 

89,27 

65,69 

23,93 

15,60 

0,08 

109,98 

22,96 

109,56 

242,49 

1972 

10,07 

101,21 

66,49 

35,27 

16,91 

0,08 

126,31 

21,73 

133,31 

281,35 

1973 

5,09 

100,03 

58,32 

42,22 

20,36 

- 0,13 

121,41 

37,61 

126,77 

285,79 

1974 

0,36 

85,20 

59,87 

25,73 

25,44 

0,02 

109,51 

42,13 

107,77 

259,41 

1975 

7,46 

65,10 

42,01 

23,28 

69,41 

2,51 

137,28 

38,24 

158,52 

334,05 

1976 

14,16 

90,71 

62,94 

27,84 

42,20 

- 0,04 

152,07 

45,12 

149,26 

346,45 

1977 

14,53 

96,69 

60,88 

35,66 

35,67 

0,03 

149,03 

38,41 

158,52 

345,95 

1978 

17,56 

101,22 

53,21 

47,74 

42,79 

0,06 

163,82 

57,68 

213,89 

435,39 

1979 1 

19,56 

129,78 

70,06 

59,37 

42,12 

- 0,05 

192,53 

27,62 

170,62 

390,77 

1980 \ 

11,84 

145,65 

84,33 

60,96 

54,62 

0,09 

213,19 

30,58 

174,33 

418,10 

1981 1. Hj.J 

2,64 

74,23 

46,23 

27,82 

31,40 

0,02 

107,74 

28,82 

85,50 

222,06 





V. Finanzierungssaldo 









(=I./.II oder III./. IV) 




/ 

1965 

34,19 

- 39,17 

-21,88 

-17,29 

- 6,32 

3,69 

- 7,61 

6,61 

1,00 

[ 

1966 

33,72 

- 33,55 

-16,61 

-16,94 

- 4,15 

3,30 

- 0,68 

- 0,49 

1,17 

— 

1967 

31,76 

- 15,55 

- 1,52 

-14,03 

- 5,88 

- 1,06 

9,27 

-10,25 

0,98 

— 

1968 

37,95 

- 22,90 

- 9,39 

-13,51 

- 4,00 

- 0,51 

10,54 

-11,67 

1,13 

— 

1969 

44,76 

~ 45,24 

-27,12 

-18,12 

5,33 

1,42 

6,27 

- 7,89 

1,62 

— 

1970 

53,91 

- 55,92 

-35,13 

-20,79 

- 4,77 

6,96 

^ 0,18 

- 3,19 

3,01 

— 

1971 

59,68 

- 59,88 

-36,06 

-23,82 

- 8,36 

7,30 

- 1,26 

- 2,32 

3,58 

— 

1972 

70,10 

- 66,58 

-31,95 

-34,63 

-13,87 

9,52 

- 0,83 

- 2,98 

3,81 

— 

1973 

72,63 

- 76,21 

-34,74 

-41,47 

- 3,56 

14,06 

6,92 

-11,50 

4,58 

— 

1974 

84,93 

- 53,51 

-27,42 

-26,09 

-18,44 

4,81 

17,79 

-25,30 

7,51 

— 

1975 

96,35 

- 35,62 

-12,20 

-23,42 

-56,93 

- 2,83 

0,97 

- 9,04 

8,07 

— 

1976 

87,43 

- 47,18 

-19,89 

-27,29 

-41,64 

0,99 

- 0,40 

- 8,20 

8,60 

— 

1977 

85,00 

- 55,04 

-20,38 

-34,66 

-25,56 

- 3,79 

0,61 

- 9,20 

8,59 

— 

1978 

88,42 

- 48,34 

- 2,10 

-4ß,24 

-31,18 

- 2,43 

6,47 

-17,61 

11,14 

— 

1979 1 

100,99 

- 86,79 

-29,04 

-57,75 

-38,62 

- 1,19 

- 25,61 

10,12 

15,49 

— 

1980 \ 

109,23 

-104,00 

-45,04 

-58,96 

-52,39 

2,67 

- 44,49 

29,86 

14,63 

— 

1981 l.Hj.J 

59,33 

- 45,47 

-18,65 

-26,82 

-33,58 

0,78 

- 18,94 

15,74 

3,20 

— 


Bei der Summenbildung wurden intersektorale Ströme nicht mitaddiert. 

Einschließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen. 

Einschließlich Zusatzversorgungsanstalten öffentlicher Stellen. 

Einschließlich DDR. 

Banken, Bausparkassen, Versicherungen (einschließlich Pensionskassen). 

Vorläufige Ergebnisse. 

Finarizierungsüberschuß bzw. -defizit (-) oder Netto Veränderungen der Forderungen bzw. Verpflichtungen. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 34* 


Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haushalte 

Mrd DM 


Zeitraum 

Einnahmen 

Ausgaben 

Finan- 

zie- 

rungs- 

saldo 

Kre- 

dite 

(netto) 

insge- 

samt 

darunter 

insge- 

samt 

darunter 

Steuern 

Zuwei- 

sungen 

Per- 

sonal- 

aus- 

gaben 

lau- 

fende 

Zu- 

schüsse 

Zins- 

aus- 

gaben 

Sach- 

investi- 

tionen 





öffentlicher Gesamthaushalt 




1962 

104,83 

86,66 


106,48 

27,38 

23,23 

2,96 

16,55 

- 1,80 

2,16 

1963 

110,88 

91,63 


116,34 

30,36 

24,35 

2,75 

19,09 

- 5,29 

5,42 

1964 

121,45 

100,05 


127,15 

33,13 

27,86 

3,05 

22,44 

- 5,56 

5,40 

1965 

129,87 

106,16 


139,30 

37,38 

33,29 

3,49 

23,47 

- 9,36 

6,92 

1966 

137,43 

112,71 


145,02 

41,58 

35,33 

4,37 

23,36 

- 7,66 

5,82 

1967 

141,68 

114,98 


153,79 

44,12 

36,87 

5,38 

22,78 

-12,11 

12,96 

1968 

151,29 

122,01 


158,83 

46,87 

40,95 

5,65 

23,04 

- 7,38 

10,71 

1969 

176,93 

145,59 


174,55 

52,85 

43,15 

6,24' 

26,39 

+ 2,45 

2,46 

1970 

188,29 

154,04 


196,32 

61,42 

46,87 

6,79 

32,24 

- 8,09 

6,49 

1971 

211,18 

172,26 


226,48 

73,36 

53,01 

7,67 

37,57 

-15,62 

13,93 

1972 

239,22 

196,98 


. 252,12 

81,87 

60,85 

8,77 

39,13 

-13,09 

15,38 

1973 

271,47 

224,83 


280,49 

93,90 

67,12 

10,51 

41,35 

- 8,82 

11,40 

1974 

290,88 

239,59 


318,26 

108,71 

75,98 

12,44 

46,13 

-27,26 

22,46 

1975 

296,65 

242,08 


360,51 

118,11 

98,99 

14,51^ 

46,03 

-63,84 

53,63 

1976 

328,70 

267,51 


376,76 

124,24 

104,96 

17,81 

43,63 

-48,03 

46,75 

1977 

364,00 

299,05 


395,17 

132,07 

109,60 

20,65 

43,21 

-31,18 

31,69 

1978 

392,33 

318,96 


431,83 

140,12 

121,47 

21,84 

47,56 

-39,45 

40,65 

1979^) 

421,37 

342,86 


467,04 

149,61 

128,55 

24,69 

53,54 

-45,88 

43,44 

1980®) 

449,48 

365,09 


505,93 

161,14 

138,15 

29,11 

60,76 

-56,40 

53,84 






Bund 





1962 

49,41 

45,54 

1,00 

49,87 

6,55 

14,44 

0,91 

2,95 

- 0,61 

0,30 

1963 

52,37 

49,42 

0,07 

54,77 

7,43 

14,87 

0,99 

3,43 

- 2,22 

1,97 

1964 

57,79 

54,55 

0,15 

58,15 

8,18 

17,97 

1,12 

3,68 

- 0,26 

0,58 

1965 

63,13 

59,03 

0,16 

64,19 

9,11 

22,42 

1,17 

3,77 

- 1,00 

0,11 

1966 

65,76 

62,25 

0,16 

66,88 

10,24 

23,92 

1,53 

3,88 

- 1,19 

0,22 

1967 

67,04 

63,12 

0,17 

74,64 

10,90 

25,26 

2,01 

4,67 

- 7,61 

6,64 

1968 

70,70 

66,18 

0,16 

75,77 

11,42 

28,10 

1,92 

4,15 

- 4,92 

5,76 

1969 

83,37 

78,59 

0,09 

82,26 

12,83 

30,40 

2,19 

5,01 

+ 1,18 

0,00 

1970 

88,40 

83,71 

0,10 

87,99 

14,55 

32,59 

2,46 

5,64 

+ 0,35 

1,11 

1971 

97,40 

92,23 

0,11 

98,48 

17,02 

35,17 

2,60 

6,41 

- 1,40 

1,44 

1972 

106,34 

101,71 

0,13 

111,10 

18,96 

39,67 

2,80 

6,63 

- 4,79 

3,98 

1Ö73 

119,79 

114,96 

0,15 

122,56 

21,27 

43,16 

3,33 

6,49 

- 2,59 

2,68 

1974 

123,57 

118,66 

0,16 

134,04 

24,03 

47,28 

4,23 

7,10 

-10,35 

9,48 

1975 

123,79 

119,21 

0,19 

158,80 

25,45 

62,11 

5,21 

7,81 

-34,99 

29,93 

1976 

136,63 

130,90 

0,21 

165,20 

26,25 

65,72 

6,88 

7, 01 

-28,54 

25,78 

1977 

149,76 

144,00 

0,24 

172,39 

27,47 

66,53 

8,54 

7,21 

-22,64 

21,82 

1978 

163,15 

154,09 

0,26 

189,66 

28,77 

75,13 

9,56 

7,66 

-26,46 

26,09 

1979 

177,52 

166,14 

0,27 

203,41 

30,17 

78,40 

11,26 

7,98 

-26,10 

25,66 

1980 

188,09 

176,18 

0,61 

215,72 

32,14 

83,29 

13,97 

8,21 

-27,61 

27,12 


Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EG- Anteile, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Einschließlich Sonderrechnungen und Krankenhäuser. 

Einschließlich Krankenhäuser. 
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noch Tabelle 34* 


Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haushalte 
MrdDM 


Zeitraum 

Einnahmen 

Ausgaben 

— 

Finan- 

zie- 

rungs- 

saldo 

Kre- 

dite 

(netto) 

insge- 

samt 

darunter 

insge- 

samt 

darunter 

Steuern 

Zuwei- 

sungen 

Per- 

sonal- 

aus- 

gaben 

lau- 

fende 

Zu- 

schüsse 

Zins- 

aus- 

gaben 

Sach- 

investi- 

tionen 






Länder^) 





1962 

43,67 

28,89 

6,54 

43,51 

14,03 

5,06 

0,66 

3,09 

+ 0,16 

- 0,44 

1963 

45,13 

29,77 

6,93 

45,96 

15,43 

5,27 

0,64 

3,57 

- 0,83 

- 0,05 

1964 

48,48 

32,20 

6,94 

50,18 

16,77 

5,15 

0,64 

4,28 

- 1,70 

1,27 

1965 

50,48 

33,66 

7,02 

54,55 

19,02 

5,45 

0,77 

4,68 

- 4,07 

2,67 

1966 

54,12 

36,26 

7,56 

57,88 

21,02 

5,46 

0,96 

4,66 

- 3,75 

2,62 

1967 

56,70 

37,60 

7,59 

60,15 

22,32 

5,62 

1,25 

4,52 

- 3,44 

3,89 

1968, 

62,25 

40,92 

9,02 

63,38 

23,86 

6,82 

1,48 

4,53 

- 1,14 

2,27 

1969 

69,45 

48,35 

8,37 

67,78 

26,88 

6,41 

1,61 

4,94 

+ 1,68 

- 0,34 

1970 

74,59 

52,16 

8,28 

77,65 

31,65 

' 7,28 

1,68 

6,40 

- 3,06 

2,16 

1971 

84,00 

58,56 

9,66 

89,53 

38,08 

8,26 

2,00 

6,96 

- 5,54 

4,88 

1972 

98,95 

69,23 

11,53 

100,38 

42,38 

9,31 

2,32 

6,73 

- 1,44 

3,55 

1973 

113,87 

79,22 

13,18 

115,85 

48,94 

10,76 

2,70 

7,37 

- 1,98 

2,58 

1974 

124,95 

87,35 

13,89 

134,05 

56,82 

12,91 

3,15 

8,66 

- 9,10 

7,74 

1975 

126,40 

85,57 

15,31 

146,28 

62,30 

16,09 

3,88 

8,59 

-19,88 

17,00 

1976 

138,88 

94,95 

16,23 

154,39 

66,17 

16,39 

5,22 

8,12 

-15,51 

15,87 

1977 

153,49 

107,76 

17,69 

161,60 

70,84 

17,30 

6,38 

8,38 

- 8,10 

8,44 

1978 

164,12 

115,55 

18,58 

176,52 

75,39 

19,22 

6,88 

8,75 

-12,40 

12,52 

1979") 

177,19 

Ü5,10 

20,40 

191,77 

80,77 

20,18 

7,93 

9,57 

-14,58 

13,34 

1980^) 

185,86 

130,75 

21,49 

208,19 

87,22 

22,46. 

8,95 

10,82 

-22,31 

21,16 





Gemeinden und Gemeindeverbände ^) 




1962 

26,93 

10,12 

5,97 

28,04 

6,80 

2,15 

0,79 

10,51 

- 1,11 

2,20 

1963 

29,33 

10,61 

6,54 

31,48 

7,50 

2,65 

0,90 

12,09 

- 2,16 

2,75 

1964 

32,28 

11,34 

7,10 

35,81 

8,19 

3,04 

1,07 

14,47 

- 3,53 

3,50 

1965 

34,70 

11,81 

7,73 

39,02 

9,25 

3,60 

1,30 

15,02 

- 4,33 

4,34 

1966 

37,66 

12,66 

8,45 

41,03 

10,32 

4,17 

1,59 

14,81 

- 3,36 

3,32 

1967 

39,49 

12,70 

8,66 

41,02 

10,91 

4,33 

1,81 

13,59 

- 1,53 

2,50 

1968 

41,48 

13,32 

8,89 

43,19 

11,59 

4,35 

1,92 

14,36 

- 1,71 

2,40 

1969 

48,17 

17,16 

9,55 

48,42 

13,13 

4,73 

2,08 

16,44 

- 0,25 

2,71 

1970 

50,83 

16,60 

10,51 

56,49 

15,22 

5,38 

2,40 

20,20 

- 5,66 

3,45 

1971 

58,47 

19,18 

11,80 

67,42 

18,26 

6,50 

2,81 

24,20 

- 8,95 

7,73 

1972 

67,82 

23,13 

13,71 

74,72 

20,53 

8,10 

3,39 

25,77 

- 6,90 

7,99 

1973 

79,13 

27,28 

15,96 

84,08 

23,69 

8,98 

4,21 

27,50 

- 4,94 

6,96 

1974 

87,55 

29,54 

17,14 

95,85 

27,86 

11,09 

4,85 

30,37 

- 8,29 

5,67 

1975 

92,03 

30,22 

18,00 

101,23 

30,36 

12,86 

5,25 

29,64 

- 9,20 

6,76 

1976 

100,15 

33,86 

18,29 

104,08 

31,82 

14,04 

5,53 

28,51 

- 3,93 

5,03 

1977 

106,30 

38,0'6 

20,47 

107,65 

33,77 

15,08 

5,58 

27,62 

- 1,35 

2,57 

1978 

115,17 

39,68 

23,25 

116,62 

35,96 

15,58 

5,28 

31,16 

- 1,45 

2,98 

1979") 

123,26 

41,25 

25,30 

127,88 

38,68 

17,22 

5,50 

36,00 

- 4,62 

3,93 

1980^) 

137,70 

47,45 

28,13 

142,82 

41,79 

19,32 

6,35 

41,73 

- 5,11 

4,42 


Für die staatlichen Haushalte: Ergebnisse der Staatsfinanzen, für die kommunalen Haushalte: Ergebnisse der Vierteljahresstatistik. 
Ist-Ergebnisse, für Länder und Gemeinden. Ergebnisse der Vierteljahresstatistik. 

Quelle: BMF 
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Tabelle 35* 


Kassenmäßige Steuereinnahmen 
Mio DM 






Darunter 






Veranlagte 

Einkommen- 

Körper- 

schaft- 

Steuern vom Umsatz 


Zeitraum 

Insgesamt 

Lohn- 

insgesamt 

Umsatz- 

(Mehrwert-) 

Einfuhr- 

umsatz- 

Mineral- 

öl- 

steuer 





Steuer 

Steuer 

1950' 



18 802 

1 807 

2 087 

1449 

4 987 



73 

1951 



25 183 

2 797 

2 303 

2 273 

7 148 



463 

1952 



31 215 

3 658 

3 925 

2 780 

8 736 



590 

1953 



34 320 

3 740 

4 870 

2 990 

9 104 



734 

1954 



35 894 

3 875 

4 588 

3 071 

9 766 



781 

1955 



39 736 

4 402 

4 352 

3 111 

11 337 



1 136 

1956 



44 530 

5 402 

4 728 

3 637 

12 437 



1415 

1957 



47 935 

5 289 

5 879 

4 506 

12 882 



1642 

1958 



50 188 

5 932 

5 473 

5 190 

13 506 



1665 

1959 



56 644 

5 855 

7 323 

5 118 

14 943 



2 145 

1960 



66 627 

8 102 

8 963 

6 510 

16 917 



2 664 

1961 



76 705 

10 453 

10 817 

7 473 

18 670 



3 325 

1962 



84 480 

12 315 

12 218 

7 790 

20 036 



3 699 

1963 



89 735 

13 844 

13 451 

7 688 

20 922 



4 139 

1964 



98 061 

16 092 

14 101 

8 018 

22 845 



6 071 

1965 



104 460 

16 738 

14 798 

8 170 

25 103 



7 428 

1966 



111 154 

19 055 

16 075 

7 687 

25 989 



8 016 

1967 



113 350 

19 558 

15 782 

7 061 

25 628 



9 423 

1968 



120 378 

22 080 

16 272 

8 553 

25 779 

18 786 

6 994 

9 875 

1969 



146 928 

27 057 

16 989 

10 895 

37 141 

26 816 

10 324 

10 601 

1970 



152 328 

35 086 

16 001 

8 716 

38 125 

26 791 

11334 

11512 

1971 



170 811 

42 803 

18 340 

7 167 

42 897 

30 869 

12 028 

12 417 

1972 



195 510 

49 770 

23 140 

8 495 

46 981 

34 153 

12 828 

14 227 

1973 



223 489 

61 255 

26 452 

10 887 

49 486 

34 922 

14 563 

16 589 

1974 



238 179 

71 960 

26 793 

10 403 

51 170 

32 852 

18 317 

16 052 

1975 



241 097 

71 191 

28 001 

10 054 

54 082 

35 721 

18 361 

17 121 

1976 



266 582 

80 609 

30 860 

11 840 

58 459 

36 559 

21900 

18 121 

1977 



298 287 

90 773 

35 508 

16 830 

62 684 

39 357 

23 327 

19 184 

1978 



318 175 

92 013 

37 426 

19 824 

73 266 

46 635 

26 631 

20 462 

1979 



342 785 

97 067 

37 551 

22 912 

84 206 

50 996 

33 210 

21 140 

1980 



364 935 

111559 

36 796 

21 322 

93 448 

52 851 

40 597 

21351 

1978 1. 

Vj. 

73 026 

20 362 

9 705 

4 888 

19 965 

13 631 

6 334 

3 417 


2. 

Vj- 

73 106 

19 226 

8 571 

4 254 

17 228 

10 543 

6 685 

4 889 


3. 

Vj. 

78 253 

23 579 

9 110 

4 818 

17 206 

10 686 

6 520 

4 876 


4, 

Vj. 

93 781 

28 846 

10 040 

5 864 

18 867 

11 776 

7 091 

7 280 

1979 1. 

Vj. 

76 139 

21 360 

9 831 

5 623 

20 347 

13 299 

7 048 

3 273 


2. 

Vj. 

79 476 

20 768 

8 792 

5 415 

19 449 

11462 

7 987 

5 064 


3. 

Vj. 

88 022 

25 018 

9 453 

5 531 

21 881 

13 262 

8 619 

5 511 


4. 

Vj. 

99 118 

29 921 

9 475 

6 344 

22 529 

12 973 

9 556 

7 292 

1980 1. 

Vj. 

82 080 

23 763 

9 471 

5 627 

23 983 

14 119 

9 864 

3 497 


2. 

Vj. 

85 609 

24 801 

8 382 

5 425 

22 235 

11 790 

10 445 

5 209 


3. 

Vj. 

91 195 

29 218 

9 077 

5 123 

22 096 

12 305 

9 791 

5 374 


4. 

Vj. 

106 117 

33 776 

9 866 

5 147 

25 135 

14 636 

10 498 

7 270 

1981 1. 

Vj. 

83 432 

25 533 

9 246 

5 081 

25 893 

15 418 

10 475 

3 236 


2. 

Vj. 

86 528 

25 202 

7 260 

5 064 

23 289 

12 360 

10 929 

5 140 


3. 

Vj.') 


30 947 

7 649 

4 619 

23 185 

12 471 

10 714 

6 048 


Ohne stillgelegte Investitionsteuer (August 1973 bis Dezember 1974). 
Ohne Saarland. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle36* 

Verschuldung der öffentlichen Haushalte 

Mio DM 


Ende 

des 

Zeitraums 

Insge- 

samt 

Nach Kreditnehmern 

NacTi ausgewählten Schuldarten 

Bund^) 

Länder^) 

Gemeinden®) 

Anleihen®) 

Direktaus- 
leihungen 
der Kredit- 
institute ^) 

Darlehen von 
Nichtbanken 

Sozial- 
versiche- 
rungen ®) 

sonstige 

1950 

20 634 

7 290 

12 844 

500 


465 

150 

140 

1951 

22 365 

8 220 

13 294 

850 

49 

745 

290 

205 

1952 

24 044 

8 897 

13 717 

1430 

419 

1 280 

435 

335 

1953 

33 901 

16 726 

14 563 

2 320 

1 126 

2 120 

1 323 

657 

1954 

38 699 

17 894 

15 018 

3 600 

1 678 

2 880 

1 787 

1 059 

1955 

40 943 

17 868 

15 523 

4 670 

2 022 

3 660 

2 019 

1371 

1956 

41 892 

17 614 

15 741 

5 610 

1 726 

4 340 

2 239 

1 623 

1957 

43 614 

19 723 

13 963 

7 010 

1 780 

5 410 

2 433 

1835 

1958 

46 122 

20 077 

14 708 

8 370 

2 303 

7 575 

2 483 

1 883 

1959 

49 084 

20 986 

14 920 

9 630 

3 058 

9 450 

2 472 

1998 

1960 

52 182 

22 572 

14 695 

11 169 

3 528 

10 600 

2 667 

2 604 

1961 

56 564 

25 941 

13 903 

12 805 

4 810 

11693 

4 687 

2 811 

1962 

59 984 

27 256 

13 402 

15 068 

5 700 

13 227 

4 880 

3 235 

1963 

66 687 

30 136 

13 329 

17 686 

7 712 

15 582 

5 066 

4 399 

1964 

73 107 

31338 

14 291 

21264 

8 974 

19 656 

5 657 

5 121 

1965 

82 981 

33 017 

17 401 

25 844 

11 195 

24 749 

6 591 

6 339 

1966 

92 291 

35 581 

20 328 

29 465 

12 092 

29 519 

7 245 

7 868 

1967 

107 175 

43 468 

24 188 

31 986 

14 230 

34 114 

8 387 

8 690 

1968 

115 870 

47 192 

26 339 

34 186 

16 074 

42 536 

6 957 

9 221 

1969 

116 141 

45 360 

25 771 

36 663 

16 266 

50 051 

6 101 

9 884 

1970 

125 890 

47 323 

27 786 

40 295 

17 491 

59 523 

5 725 

11 104 

1971 

140 399 

48 764 

33 037 

47 927 

20 249 

70 665 

6 511 

12 592 

1972 

156 063 

55 299 

36 963 

55 984 

24 971 

81 874 

7 374 

14 667 

1973 

167 754 

61356 

39 462 

63 003 

27 379 

92 077 

14 392 

6 222 

1974 

192 383 

72 138 

47 323 

66 375 

30 940 

107 795 

16 954 

6 969 

1975 

256 389 

108 502 

67 001 

74 411 

40 680 

150 139 

18 426 

7 638 

1976 

296 650 

128 449 

81805 

79 830 

52 101 

180 932 

12 953 

9 581 

1977 

328 484 

150 150 

89 583 

83 345 

63 498 

195 219 

10 342 

10 925 

1978 

370 811 

177 518 

102 139 

86 700 

69 913 

227 075 

10 144 

11 118 

1979 

413 935 

202 632 

115 900 

90 406 

81414 

262 087 

10 125 

12 517 

1980 

468 612 

232 320 

137 804 

95 208 

87 428 

305 724 

10 570 

20 801 

1980 Mär 

425 237 

213 702 

118 140 

91 150 

82 100 

269 778 

10 419 

15 439 

Jun 

442 231 

224 808 

122 755 

92 200 

89 202 

280 311 

10 510 

17 213 

Sep 

448 717 

226 004 

126 630 

93 250 

87 778 

287 298 

10 501 

18 627 

Dez 

468 612 

232 320 

137 804 

95 208 

87 428 

305 724 

10 570 

20 801 

1981 Mär 

487 694 

247 681 

141 115 

95 400 

91 068 

323 283 

10 768 

21 719 

Jun 

501484 

254 756 

146 561 

96 200 

87 700 

340 723 

10 911 

22 468 


Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander. 

Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Auftragsfinanzierung Öffa, Länder, Gemeinden. Änderungen der Berichterstattung 
werden in den Fußnoten 3, 4, 5 und 7 erläutert. 

Ab Ende 1972 einschließlich „Auftragsfinanzierung öffa“ und ,, Krankenhausfinanzierung“; ab 1980 einschließlich Lastenausgleichsfonds. 

Ab 1978 einschließlich Nettokreditaufnahme für die Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein- Westfalen. 

Ab 1973 einschließlich Verschuldung der kommunalen Zweckverbände und der kommunalen Krankenhäuser. Angaben für andere Termine 
als Jahresende geschätzt. 

Ohne die im Bestand der Emittenten befindlichen Stücke, einschließlich Bxmdesschatzbriefe und Bundesobligationen. 

'') Bis Ende 1973 Bankkredite, ab 1974 einschließlich bei ausländischen Stellen aufgenommene Darlehen. 

Einschließlich Schuldbuchforderungen und Schatzbriefe. Ab 1973 einschließlich Darlehen von öffentlichen Zusatzversorgungseinrichtungen. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 37* 


Entwicklung der Geldbe 

Veränderung gegenüber dem 


11. Netto-Forderungen 

1. Kredite an inländische Nichtbanken gegenüber dem Ausland^) 


Zeitraum 

insgesamt 

Deutsche 

Bundes- 

bank 

Kreditinstitute 

insgesamt 

Deutsche 

Bundes- 

bank 

Kreditinstitute 


zusammen 

Unter- 

nehmen 

und 

Privat- 

personen 

i 

öffent- 

liche 

Haus- 

halte 

zusammen 

darunter 
mittel- 
und lang- 
fristig 

1963 

+ 

26,81 

+ 0,98 

+ 

25,83 

+ 

22,37 

+ 3,45 

+ 

3,30 

+ 2,71 

+ 

0,59 

+ 

1,25 

1964 

+ 

30,19 

- 1,03 

+ 

31,22 

+ 

25,14 

+ 6,09 

+ 

1,67 

+ 0,43 

+ 

1,24 

+ 

1,32 

1965 

+ 

34,17 

- 0,43 

+ 

34,61 

+ 

27,54 

+ 7,06 

+ 

0,47 

- 1,31 

+ 

1,79 

+ 

1,24 

1966 

+ 

28,20 

+ 0,29 

+ 

27,91 

+ 

21,56 

+ 6,36 

+ 

3,62 

+ 1,90 

+ 

1,72 

+ 

1,14 

1967 

+ 

32,89 

+ 0,67 

+ 

32,22 

+ 

18,33 

+ 13,89 

+ 

6,28 

- 0,17 

+ 

6,45 

+ 

1,62 

1968 

+ 

40,02 

- 2,05 

+ 

42,06 

+ 

30,90 

+ 11,17 

+ 10,93 

+ 6,57 

+ 

4,36 

+ 

6,76 

1969 

+ 

53,48 

+ 0,67 

+ 

52,81 

+ 

51,22 

+ 1,59 

- 

2,45 

- 10,28 

+ 

7,83 

+ 

12,00 

1970 

+ 

50,53 

- 0,24 

+ 

50,77 

+ 

43,81 

+ 6,97 

+ 

14,23 

+ 21,60 

- 

7,36 

- 

0,29 

1971 

+ 

69,05 

- 0,63 

+ 

69,68 

+ 

59,52 

+ 10,16 

+ 

11,52 

+ 15,91 

- 

4,40 

- 

3,28 

1972 

+ 

86,41 

- 2,07 

+ 

88,48 

+ 

78,22 

+ 10,26 

+ 

8,66 

+ 15,49 

- 

6,83 

- 

6,39 

1973 

+ 

67,55 

+ ^37 

+ 

65,18 

+ 

54,59 

+ 10,59 

+ 23,48 

+ 26,49 

- 

3,01 

- 

7,71 

1974 

+ 

59,77 

- 1,48 

+ 

61,25 

+ 

41,18 

+ 20,07 

+ 13,19 

- 1,90 

+ 15,09 

+ 

5,54 

1975 

+ 

85,51 

+ 6,62 

+ 

78,89 

+ 

30,87 

+ 48,02 

+ 16,84 

- 2,22 

+ 19,06 

+ 

15,90 

1976 

+ 

91,21 

- 5,10 

+ 

96,31 

+ 

65,76 

+ 30,55 

+ 

8,27 

+ 8,74 

- 

0,48 

+ 

6,84 

1977 

+ 

94,18 

- 1,62 

+ 

95,80 

+ 

69,11 

+ 26,69 

+ 10,15 

+ 10,49 

- 

0,34 

+ 

8,25 

1978 

+ 

125,37 

+ 2,78 

+ 122,59 

+ 

87,86 

+ 34,73 

+ 

7,09 

+ 19,77 

_ 

12,68 

- 

1,88 

1979 

+ 

138,95 

- 1,95 

+ 140,91 

+ 112,38 

+ 28,53 

- 

21,84 

- 4,85 

- 

16,98 

- 

12,14 

1980 

+ 

126,31 

+ 3,89 

+ 122,43 

+ 100,73 

+ 21,70 

- 

10,58 

- 27,93 

+ 17,35 

+ 

7,35 

1978 1. Vj. 

+ 

6,88 

- 0,78 

+ 

7,66 

+ 

2,50 

+ 5,16 

+ 

4,70 

+ 4,55 

+ 

0,16 

- 

2,76 

2. Vj. 

+ 

33,18 

+ 1,91 

+ 

31,27 

+ 

25,62 

+ 5,65 

- 

2,47 

- 4,13 

+ 

1,66 

+ 

1,81 

3. Vj. 

+ 

38,36 

+ 1,91 

+ 

36,45 

+ 

22,59 

+ 13,86 

- 

0,66 

+ 6,32 

- 

6,99 

- 

1,48 

4. Vj. 

+ 

46,95 

- 0,26 

+ 

47,21 

+ 

37,16 

+ 10,06 

+ 

5,52 

+ 13,03 

- 

7,51 

+ 

0,54 

1979 1. Vj. 

+ 

17,65 

- 0,50 

+ 

18,15 

+ 

14,17 

+ 3,98 

- 

2,85 

- 9,32 

+ 

6,47 

- 

1,13 

2. Vj. i 

+ 

42,44 

- 0,13 

+ 

42,57 

+ 

36,07 

+ 6,50 

- 

4,51 

- 2,18 

- 

2,33 

- 

4,39 

3. Vj. 

+ 

26,76 

- 0,61 

+ 

27,37 

+ 

22,78 

+ 4,59 

- 

5,98 

+ 9,74 

- 

15,71 

- 

5,18 

4. Vj. 

+ 

52,09 

- 0,72 

+ 

52,81 

+ 

39,35 

+ 13,46 

- 

8,50 

- 3,09 

- 

5,41 

- 

1,43 

1980 1. Vj. 

+ 

10,01 

+ 0,37 

+ 

9,65 

+ 

8,91 

+ 0,74 

- 

0,30 

- 11,16 

+ 10,86 

+ 

2,32 

2. Vj. 

+ 

35,88 

- 1,17 

+ 

37,05 

+ 

29,57 

+ 7,47 

- 

5,06 

- 4,92 

- 

0,14 

+ 

0,05 

3.Vj. 

+ 

19,95 

+ 1,32 

+ 

18,64 

+ 

15,96 

+ 2,67 

- 

2,39 

- 2,08 

- 

0,30 

+ 

2,37 

4. Vj. 

+ 

60,47 

+ 3,37 

+ 

57,10 

+ 

46,29 

+ 10,82 

“ 

2,84 

- 9,77 

+ 

6,93 

+ 

2,62 

1981 1. Vj. 

+ 

19,46 

- 0,86 

+ 

20,32 

+ 

15,53 

+ 4,79 

- 

2,56 

+ 1,15 

- 

3,71 

+ 

0,31 

2. Vj. 

+ 

32,78 

- 0,68 

+ 

33,46 

+ 

23,47 

+ 9,99 

+ 

10,05 

+ 5,08 

+ 

4,97 

+ 

2,14 

3. Vj. 

+ 

30,64 

+ 0,06 

+ 

30,58 

+ 

16,50 

+ 14,08 

+ 

1,29 

” 1,71 

+ 

3,00 

- 

1,17 


Kreditinstitute einschließlich Bundesbank. 

Einschließlich Wertpapiere. 

Enthält kurz-, mittel- und langfristige Positionen einschließlich Wertpapiertransaktionen mit dem Ausland sowie einschließlich der Entwick- 
lungshilfekredite der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 


288 







Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode DfUCksache 9/1061 


Tabelle37* 

stände im Bilanzzusammenhang 

vorangegangenen Zeitraum in Mrd DM 


III. Geldkapitalbildung 
bei den Kreditinstituten 
aus inländischen Quellen ‘‘l 

IV. 

Zentral- 

bank- 

einlagen 

inlän- 

discher 

öffent- 

licher 

Haus- 

halte 

V. 

Sonstige 

Ein- 

flüsse’) 

I 

VI. Geldvolumen M 3 (Saldo I 4 II - 

-III 

-IV-V) 


Zeitraum 

ins- 

gesamt 


Geldvolumen M 2 

Spar- 

ein- 

lagen 

mit 

gesetz- 

licher 

Kündi- 

gungs- 

frist 

ins- 
gesamt ^) 

darunter 

zu- 

sammen 

Geld- 
volumen 
M 1 
(Bar- 
geldum- 
lauf und 
Sichtein- 
lagen)®) 

Termingelder 
mit Befristung 
unter 4 Jahren 
(Quasigeld) 

Termin- 
gelder 
mit Be- 
fristung 
V. 4 Jah- 
ren und 
darüber 

Sparein- 
lagen 
mit ver- 
einbar- 
ter Kün- 
digungs- 
frist®) 

zu- 

sammen 

darunter 

unter 

3 

Monaten 


15,43 

4- 

4,77 

4- 

4,13 

— 

0,61 

4- 

1,90 

4- 

13,38 

+ 5,96 

4- 

4,41 

4- 

1,55 

4- 

0,47 

4- 

7,42 

1963 


+ 

17,92 

4-' 

4,63 

+ 

4,82 

- 

0,85 

4- 

0,66 

4- 

14,13 

4- 6,43 

4- 

5,40 

4- 

1,03 

4- 

0,66 

+ 

7,71 

1964 


+ 

16,69 

4- 

3,74- 

4- 

5,13 

- 

1,11 

+ 

1,83 

4- 

17,23 

+ 6,10 

+ 

5,57 

+ 

0,53 

- 

0,07 

4- 

11,13 

1965 


+ 

15,90 

4- 

3,22 

4- 

7,81 

- 

0,53 

4- 

1,49 

+ 

14,96 

4- 6,50 

4- 

1,09 

+ 

5,40 

- 

0,58 

4- 

8,46 

1966 


+ 

14,63 

4- 

2,55 

4- 

8,49 

+ 

0,29 

4- 

0,91 

+ 

23,35 

4- 14,19 

4- 

8,31 

4- 

5,88 

4- 

3,22 

4- 

9,16 

1967 


-f 

19,74 

+ 

1,49 

+ 

11,03 

4- 

1,19 

4- 

0,88 

4- 

29,14 

4- 18,15 

4- 

5,53 

+ 

12,62 

4- 

1,69 

4- 

10,99 

1968 


+ 

26,29 

4- 

5,52 

4- 

13,26 

+ 

0,44 

4- 

1,42 

4- 

22,88 

+ 14,55 

+ 

5,96 

4- 

8,59 

4- 

5,24 

4- 

8,33 

1969 


+ 

27,79 

4- 

4,26 

4- 

12,94 

4- 

4,09 

4- 

8,91 

4- 

23,98 

4- 16,41 

+ 

8,69 

4- 

7,72 

4- 

13,61 

+ 

7,57 

1970 


+ 

32,65 

4- 

7,07 

4- 

14,73 

4- 

4,20 

4- 

5,00 

+ 

38,71 

+ 24,97 

4- 

13,24 

+ 

11,72 

4- 

8,91 

4- 

13,75 

1971 


+ 

47,00 

4- 

8,68 

4- 

20,62 

- 

3,85 

4- 

4,78 

+ 

47,14 

4- 33,51 

4- 

17,55 

+ 

15,96 

4- 

6,58 

+ 

13,64 

1972 


+ 

45,64 

4- 

10,22 

4- 

17,52 

+ 

4,22 

4- 

7,17 

4- 

34,00 

+ 31,94 

4- 

2,57 

+ 

29,37 

4- 

22,78 

4- 

2,05 

1973 


4- 

34,46 

4- 

7,95 

4- 

13,35 

4- 

0,44 

4- 

2,88 

+ 

35,18 

4- 13,68 

4- 

15,50 

- 

1,82 

+ 

7,30 

4- 

21,49 

1974 


-f 

61,34 

4- 

9,41 

4- 

34,81 

+ 

1,41 

4- 

1,17 

4- 

38,43 

- 0,40 

+ 

21,40 

- 

21,79 

- 

17,24 

4- 

38,82 

1975 


4- 

59,12 

4- 

11,45 

4- 

22,65 

- 

10,22 

4- 

9,57 

+ 

41,01 

+ 18,92 

4- 

6,88 

+ 

12,04 

4- 

2,71 

+ 

22,09 

1976 


+ 

42,92 

4- 

13,65 

4- 

14,24 

- 

0,82 

4- 

3,28 

+ 

58,95 

4- 33,47 

+ 

21,09 

4- 

12,38 

4- 

9,69 

4- 

25,47 

1977 


4- 

54,80 

4- 

17,01 

4- 

17,98 

4- 

2,51 

4- 

10,36 

+ 

64,78 

+ 43,50 

+ 

29,74 

4- 

13,75 

+ 

2,27 

+ 

21,29 

1978 


4- 

75,77 

4- 

18,68 

4- 

18,11 

- 

1,69 

+ 

3,80 

4- 

39,25 

4-30,95 

4- 

9,86 

+ 

21,09 

4- 

18,24 

4- 

8,29 

1979 


4- 

61,68 

4- 

14,57 

4- 

15,89 

- 

1,92 

4- 

13,20 

4- 

42,78 

4- 33,96 

4- 

9,35 

4- 

24,62 

4- 

33,15 

+ 

8,81 

1980 


+ 

13,74 

4- 

4,18 

4- 

1,41 

4- 

10,36 

+ 

4,85 

- 

17,38 

- 20,85 

_ 

3,85 

- 

17,00 

— 

18,04 

4- 

3,47 

1978 

l.Vj. 

+ 

13,46 

4- 

3,69 

+ 

4,49 

- 

4,36 

4- 

7,49 

4- 

14,12 

+ 13,42 

4- 

11,08 

4- 

2,34 

- 

0,05 

+ 

0,71 


2. Vj. 

4- 

8,53 

4- 

4,07 

_ 

0,10 

+ 

9,71 

4- 

2,61 

4- 

16,84 

+ 11,23 

+ 

2,11 

4- 

9,12 

4- 

5,15 

+ 

5,61 


3.Vj. 

+ 

19,07 

4- 

5,08 

4- 

12,18 

- 

13,20 

- 

4,59 

+ 

51,19 

4- 39,70 

4- 

20,41 

+ 

19,29 

4- 

15,22 

4- 

11,50 


4. Vj. 

4- 

17,01 

+ 

4,66 

4- 

1,81 

4- 

6,18 

+ 

9,85 

- 

18,24 

- 25,09 

_ 

12,47 

— 

12,62 

— 

6,01 

4- 

6,84 

1979 

I-Vj. 

+ 

17,72 

4- 

4,53 

4- 

2,70 

4- 

0,83 

4- 

5,73 

+ 

13,65 

4- 16,66 

4- 

7,63 

4- 

9,03 

4- 

6,95 

- 

3,01 


2. Vj. 

4- 

14,95 

4- 

4,60 

4- 

1,40 

+ 

0,20 

4- 

5,14 

4- 

0,51 

4- 2,14 

- 

2,92 

4- 

5,06 

- 

1,11 

- 

1,63 


3. Vj. 

+ 

26,10 

+ 

4,89 

4- 

12,20 

- 

8,91 

- 

16,93 

4- 

43,33 

4- 37,24 

4- 

17,62 

+ 

19,62 

4- 

18,40 

+ 

6,08 


4. Vj. 

4- 

14,39 

4- 

2,09 

- 

1,32 

4- 

1,73 

4- 

13,33 

- 

19,73 

- 16,90 

- 

19,19 

4- 

2,29 

4- 

9,36 

— 

2,83 

1980 

l.Vj. 

+ 

17,97 

4- 

2,60 

+ 

4,16 

4- 

3,38 

+ 

5,64 

+ 

3,83 

4- 9,77 

4- 

8,31 

+ 

1,46 

- 

5,97 

- 

5,94 


2. Vj. 

4- 

10,00 

+ 

5,33 

4- 

1,12 

- 

3,65 

4- 

7,94 

4- 

3,28 

4- 1,83 

+ 

0,68 

4- 

1,15 

4- 

6,49 

4- 

1,45 


3. Vj. 

4- 

19,33 

4- 

4,55 

4- 

11,94 

- 

3,39 

- 

13,71 

4- 

55,40 

4- 39,27 

4- 

19,54 

4- 

19,72 

4- : 

23,26 

+ 

16,13 


4. Vj. 

4- 

23,18 

+ 

3,02 

- 

4,30 

4- 

4,61 

4- 

13,25 

- 

24,14 

- 19,11 

- 

24,96 

4- 

5,85 

— 

0,75 

— 

5,04 

1981 

l.Vj. 

+ 

23,04 

4- 

2,95 

4- 

0,30 

- 

2,30 

4- 

9,34 

4- 

12,74 

+ 22,19 

+ 

10,04 

+ 

12,15 

4- 

6,35 

- 

9,45 


2.Vj. 

4- 

15,32 

4- 

3,70 

— 

1,53 

4- 

4,58 

4- 

9,15 

+ 

2,88 

4- 7,88 

- 

8,23 

4- 

16,11 

+ 

11,30 

- 

5,01 


3.Vj. 


Ohne Termingelder mit Befristung bis unter 4 Jahren und ohne Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist. 

Einschließlich Inhaberschuldverschreibungen im Umlauf (netto) bereinigt um den Saldo der Transaktionen mit dem Ausland sowie ein- 
schließlich Kapital und Rücklagen. 

Einschließlich Sparbriefe. 

’) Saldo der übrigen Positionen der Konsolidierten Bilanz des Bankensystems (einschließlich Guthaben auf Sonderkonten Bardepot). 

®) Bargeldumlauf ohne Kassenbestände der Kreditinstitute, jedoch einschließlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münzen. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle38* 


Zahlungsmittelbestände und Kredite 
MrdDM 


Ende 

des 

Zeit- 

raums 

Zahlungsmittelbestände 

Kredite der Kreditinstitute 

Geldvolumen = 

= M1 

M 1 
zu- 
züglich 
Quasi- 
geld- 
be- 

stände^) 
= M2 

M 2 zuzüglich 
Spareinlagen mit 
gesetzlicher 
Kündigungs- 
frist = M3 

nachrichtlich: 

Quasigeld- 

bestände 

an inländische 
Unternehmen 
und Privat- 
personen 

an 

Öffent- 

liche 

Haus- 

halte 

ins- 

gesamt 

Bargeld- 

umlauf 

Sichtein- 

lagen 

inländ. 

Nicht- 

banken 

zu- 

sammen^) 

ins- 

gesamt 

darunter 
mit 
Befri- 
stung bis 
unter 3 
Monaten 

ins- 

gesamt^) 

darunter 

kurz- 

fristig^) 

ins- 

gesamt 

darunter 

Spar- 

einlagen 

1955 


. 

31,48 

14,04 

17,44 

42,68 



11,20 

2,01 




1956 

. 6\ 

33,89 

14,88 

19,01 

47,45 



13,56 

2,78 




1957 

) 

37,81 

16,46 

21,35 

54,94 



17,13 

3,27 




1958 


42,58 

17,94 

24,64 

60,52 



17,94 

3,19 




1959 


47,61 

19,34 

28,26 

67,58 



19,97 

3,31 




I960 


51,08 

20,83 

30,25 

72,70 



21,62 

3,61 




1961 


58,71 

23,20 

35,52 

82,18 



23,47 

3,94 




1962 


63,28 

24,25 

39,03 

88,46 



25,19 

4,10 




1963 


67,77 

25,51 

42,26 

94,52 



^ 26,75 

4,57 




1964 


73,05 

27,89 

45,16 

100,82 



27,78 

5,23 

231,81 

60,67 

40,48 

1965 


78,53 

29,65 

48,87 

106,92 



28,40 

5,16 

259,27 

67,31 

47,53 

1966 


79,62 

30,88 

48,74 

113,39 



33,77 

4,58 

280,74 

72,32 

53,96 

1967 


87,92 

31,51 

56,41 

127,57 

. 


39,65 

7,80 

298,88 

74,29 

67,89 

1968 


93,47 

32,59 

60,88 

142,33 



48,86 

9,58 

334,55 

81,00 

74,37 

1969 


99,43 

34,69 

64,74 

156,88 



57,45 

14,82 

385,95^ 

101,56 

75,71 

1970 


108,22 

36,89 

71,33 

173,38 

291,52 

118,13 

65,16 

28,43 

430,54 

113,62 

82,54 

1971 


121,52 

40,29 

81,23 

198,60 

330,74 

132,14 

77,07 

37,34 

490,57 

131,73 

92,63 

1972 


139,30 

45,77 

93,53 

232,33 

378,45 

146,12 

93,03 

43,92 

569,33 

155,94 

102,86 

1973 


142,86 

47,43 

95,43 

265,86 

416,75 

150,89 

123,00 

67,08 

631,28 

166,95 

113,85 

1974 


158,43 

51,52 

106,91 

279,60 

452,21 

172,60 

121,17 

74,30 

672,12 

179,67 

132,39 

1975 


179,90 

56,48 

123,42 

279,32 

490,89 

211,57 

99,42 

58,60 

703,19 

171,20 

180,41 

1976 


186,85 

60,57 

126,28 

298,18 

532,03 

233,85 

111,33 

59,84 

769,17 

182,83 

210,91 

1977 


208,08 

67,51 

140,57 

331,81 

591,47 

259,66 

123,74 

69,54 

838,70 

192,98 

237,60 

1978 


237,91 

76,20 

161,71 

375,41 

656,60 

281,19 

137,50 

71,81 

926,69 

205,60 

272,29 

1979 


247,87 

79,88 

167,99 

406,49 

696,21 

289,72 

158,62 

90,05 

1 039,51 

236,50 

300,54 

1980 


257,34 

83,96 

173,37 

440,62 

739,43 

298,82 

183,28 

123,20 

1 140,38 

268,12 

321,61 

1978 

l.Vj. 

204,24 

68,00 

136,25 

310,98 

574,16 

263,17 

106,74 

51,50 

841,23 

187,37 

242,76 


2. Vj. 

215,36 

71,65 

143,71 

324,45 

588,45 

264,00 

109,09 

51,45 

866,96 

196,17 

248,41 


3. Vj. 

217,50 

72,02 

145,48 

335,71 

605,40 

269,69 

118,21 

56,60 

889,65 

197,05 

262,27 


4. Vj. 

237,91 

76,20 

161,71 

375,41 

656,60 

281,19 

137,50 

71,81 

926,69 

205,60 

272,29 

1979 

l.Vj. 

225,46 

75,11 

150,36 

350,34 

638,41 

288,07 

124,88 

65,80 

941,10 

205,45 

276,10 


2. Vj. 

233,12 

76,93 

156,19 

367,05 

652,21 

285,15 

133,94 

72,75 

977,25 

219,54 

282,57 


3. Vj. 

230,23 

77,35 

152,88 

369,23 

652,85 

283,62 

139,00 

71,65 

1 000,14 

222,92 

287,16 


4. Vj. 

247,87 

79,88 

167,99 

406,49 

696,21 

289,72 

158,62 

90,05 

1 039,51 

236,50 

300,54 

1980 

l.Vj. 

228,69 

78,83 

149,86 

389,60 

676,52 

286,91 

160,91 

99,41 

1 048,36 

233,48 

300,76 


2. Vj. 

237,06 

79,90 

157,16 

399,45 

680,58 

281,13 

162,39 

93,45 

1 077,90 

247,53 

308,23 


3. Vj. 

237,76 

80,19 

157,57 

401,31 

683,93 

282,62 

163,55 

99,94 

1 093,93 

248,57 

310,90 


4. Vj. 

257,34 

83,96 

173,37 

440,62 

739,43 

298,82 

183,28 

123,20 

1 140,38 

268,12 

321,61 

1981 

l.Vj. 

232,38 

80,03 

152,34 

421,51 

715,29 

293,78 

189,13 

122,45 

1 155,88 

271,79 

326,15 


2. Vj. 

242,48 

81,44 

161,04 

443,78 

728,31 

284,53 

201,30 

128,80 

1 179,60 

279,41 

336,14 


3. Vj. 

234,28 

80,83 

153,45 

451,71 

731,33 

279,62 

217,42 

140,10 

1 196,23 

281,77 

350,22 


Ohne Kassenbestände der Kreditinstitute; einschließlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münzen. 

Ohne Zentralbankeinlagen öffentlicher Haushalte. 

Termingelder inländischer Nichtbanken mit Befristung bis unter 4 Jahren. 

‘^) Einschließlich Bundesbahn und Bundespost. Ausnahme: Zentralbankeinlagen der Bundespost. 

Einschließlich Schatzwechsel und U-Schätze der Bundesbahn und Bundespost. 

®) Ohne Saarland. • Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 39* 


Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 

a) Insgesamt (1976 = 100) 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes Gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Wertindex 

Volumenindex 

1962 

33,7 

36,4 

29,5 

42,4 

50,6 

50,6 

47,0 

61,2 

1963 

35,5 

37,7 

31,7 

43,9 

53,1 

52,7 

50,3 

62,5 

1964 

40,8 

43,5 

36,5 

49,3 

60,1 

60,2 

57,2 

68,9 

1965 

43,4 

44,6 

39,5 

53,4 

62,5 

60,1 

60,3 

73,3 

1966 

43,3 

46,3 

38,6 

52,9 

61,2 

61,9 

57,6 

71,2 

1967 

43,2 

46,5 

38,5 

52,3 

61,9 

63,9 

57,8 

71,0 

1968 

50,0 

52,4 

45,8 

58,8 

75,3 

76,2 

72,0 

83,9 

1969 

61,6 

61,3 

60,4 

65,7 

90,1 

86,5 

91,4 

91,8 

1970 

64,5 

64,5 

63,2 

68,4 

88,2 

86,6 

88,0 

91,9 

1971 

65,6 

64,8 

62,8 

75,9 

85,6 

85,5 

81,6 

98,2 

1972 

70,7 

70,5 

67,1 

82,2 

89,8 

92,2 

84,5 

102,1 

1973 

82,8 

83,3 

81,4 

86,3 

100,9 

103,9 

99,0 

101,7 

1974 

89,7 

100,1 

84,7 

88,3 

96,0 

100,8 

94,5 

92,7 

1975 

88,0 

88,0 

88,0 

87,8 

91,0 

90,6 

91,4 

90,4 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

101,3 

97,1 

103,0 

103,1 

99,4 

98,6 

99,3 

100,3 

1978 

106,3 

101,2 

108,5 

108,2 

102,8 

103,0 

102,2 

103,7 

1979 

117,8 

115,4 

119,5 

116,7 

109,1 

110,0 

109,3 

106,9 

1980 

122,2 

121,0 

123,2 

121,6 

106,7 

107,1 

107,4 

104,6 

1976 1. Vj. 

97,4 

102,5 

93,7 

100,7 

99,1 

104,8 

95,1 

102,4 

2. V}. 

97,1 

103,9 

92,0 

102,0 

97,0 

103,3 

92,0 

102,4 

3. Vj. 

102,8 

96,2 

110,4 

90,0 

102,0 

94,8 

109,9 

89,3 

4. Vj. 

102,6 

97,3 

103,8 

107,4 

101,9 

97,0 

103,1 

105,9 

1977 1. Vj. 

102,1 

98,7 

104,0 

102,4 

100,7 

99,8 

101,4 

100,1 

2. Vj. 

99,1 

99,4 

97,3 

103,9 

97,0 

100,5 

93,6 

101,0 

3. Vj. 

95,1 

93,5 

95,7 

96,2 

93,1 

94,8 

91,9 

93,3 

4. Vj. 

108,8 

96,9 

115,1 

110,0 

106,8 

99,2 

110,6 

106,9 

1978 1. Vj. 

104,6 

98,3 

107,8 

105,5 

102,0 

100,6 

102,6 

101,7 

2. Vj. 

105,8 

103,5 

105,8 

109,3 

102,3 

105,3 

99,6 

104,9 

3. Vj, 

102,3 

100,2 

104,1 

101,1 

98,6 

101,7 

97,6 

96,7 

4. Vj. 

112,4 

102,8 

116,3 

116,7 

108,2 

104,3 

108,9 

111,2 

1979 1. Vj. 

115,5 

109,2 

119,9 

113,4 

109,6 

108,7 

110,9 

106,9 

2. Vj. 

119,1 

118,3 

119,6 

118,5 

110,8 

113,8 

109,5 

109,3 

3.Vj. 

113,4 

116,1 

113,3 

109,4 

104,0 

108,9 

103,2 

99,1 

4. Vj. 

123,2 

117,9 

125,4 

125,5 

112,0 

108,9 

113,7 

112,2 

1980 1. Vj. 

131,6 

130,3 

132,2 

131,9 

116,8 

116,7 

117,2 

115,5 

2. Vj. 

121,8 

125,1 

120,8 

119,7 

106,3 

110,1 

105,3 

103,1 

3.Vj. 

113,4 

112,7 

114,2 

112,6 

98,5 

99,6 

99,0 

96,2 

4. Vj. 

122,0 

115,7 

125,7 

122,0 

105,6 

102,0. 

108,5 

103,5 

1981 1. Vj. 

128,8 

126,3 

131,1 

126,4 

109,5 

108,9 

111,3 

105,9 

2. Vj. 

126,6 

129,8 

127,4 

119,4 

105,8 

109,3 

106,5 

98,4 

3.Vj. 

1 

122,6 

124,7 

123,7 

116,0 

101,3 

102,7 

103,0 

94,5 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ab 1968 ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuord- 
nung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, 
S. 405 ff. 
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Drucksache 9/1061 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


noch Tabelle 39* 


Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 
b) Inland (1976 = 100) 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes Gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Wertindex 

Volumenindex 

1962 

40,7 

42,7 

36,8 

46,7 

60,0 

59,1 

57,1 

67,9 

1963 

41,8 

43,0 

38,2 

47,9 

61,4 

59,7 

59,1 

68,4 

1964 

48,2 

50,6 

44,1 

53,7 

70,1 

69,7 

67,8 

75,5 

1965 

51,3 

51,0 

48,3 

58,3 

72,6 

68,2 

71,8 

80,2 

1966 

49,5 

51,5 

44,9 

57,0 

68,7 

68,3 

‘ 65,3 

76,9 

1967 

47,8 

49,9 

42,9 

55,8 

67,4 

68,1 

63,0 

75,9 

1968 

55,0 

56,5 

50,9 

62,3 

82,6 

82,5 

79,5 

89,4 

1969 

68,2 

67,1 

68,6 

68,7 

99,8 

95,8 

103,7 

96,7 

1970 

72,1 

69,9 

73,6 

71,7 

98,4 

94,5 

101,5 

96,6 

1971 

73,0 

69,5 

72,3 

79,4 

94,6 

91,4 

92,8 

103,0 

1972 

77,8 

74,4 

76,2 

85,8 

98,0 

96,2 

95,1 

106,8 

1973 

86,4 

85,8 

85,9 

88,3 

104,8 

106,8 

103,8 

104,1 

1974 

89,3 

97,7 

84,0 

89,7 

95,5 

100,5 

93,0 

94,3 

1975 

92,2 

89,1 

95,1 

89,8 

95,2 

92,1 

98,4 

92,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

103,2 

95,3 

108,4 

103,3 

101,0 

95,9 

104,5 

100,5 

1978 

108,5 

98,1 

115,9 

107,7 

104,6 

98,7 

109,0 

103,2 

1979 

118,5 

110,7 

125,1 

115,7 

109,5 

104,9 

114,4 

105,8 

1980 

122,0 

115,1 

127,5 

120,1 

106,2 

101,0 

111,2 

103,0 

1976 1. Vj. 

100,5 

101,2 

99,9 

100,9 

102,4 

103,7 

101,5 

1Ö2,7 

2. Vj. 

98,9 

103,2 

95,1 

101,6 

98,9 

102,7 

95,0 

102,0 

3. Vj. 

96,3 

97,5 

98,2 

90,5 

95,4 

96,1 

97,6 

89,7 

4. Vj. 

104,3 

98,2 

106,8 

107,0 

103,3 

97,5 

105,9 

105,6 

1977 1. Vj. 

103,7 

96,3 

109,4 

102,3 

102,1 

96,7 

106,6 

100,0 

2. Vj. 

100,2 

97,6 

100,2 

103,4 

97,9 

98,0 

96,3 

100,5 

3.Vj. 

98,0 

92,6 

102,0 

97,3 

95,7 

93,1 

98,0 

94,3 

4. Vj. 

110,8 

94,5 

122,2 

110,1 

108,4 

95,6 

117,4 

107,0 

1978 1. Vj. 

106,8 

95,1 

115,5 

105,3 

103,8 

96,1 

109,9 

101,5 

2. Vj. 

107,9 

99,9 

112,9 

108,5 

104,2 

100,5 

106,3 

104,1 

3. Vj. 

104,9 

97,6 

111,9 

101,0 

100,9 

98,1 

104,8 

96,6 

4. Vj. 

114,3 

99,7 

123,2 

116,1 

109,7 

99,9 

115,2 

110,6 

1979 1. Vj. 

117,3 

102,8 

129,6 

112,5 

111,2 

101,4 

119,9 

105,9 

2. Vj. 

118,1 

113,7 

121,5 

117,2 

109,8 

108,8 

111,2 

108,0 

3.Vj. 

114,8 

113,3 

118,7 

109,1 

105,1 

105,8 

108,1 

98,6 

4. Vj. 

123,7 

113,1 

130,5 

124,1 

111,9 

103,6 

118,2 

110,7 

1980 1. Vj. 

131,8 

121,5 

139,6 

130,0 

116,5 

108,0 

123,8 

113,6 

2. Vj. 

119,7 

119,2 

121,0 

117,7 

104,1 

104,1 

105,5 

101,1 

3. Vj. 

115,3 

110,0 

120,4 

112,2 

99,7 

96,2 

104,2 

95,6 

4. Vj. 

121,1 

109,8 

129,1 

120,2 

104,4 

95,9 

111,4 

101,7 

1981 1. Vj. 

123,7 

113,6 

130,8 

122,9 

104,9 

97,0 

111,3 

102,7 

2.Vj. 

120,5 

118,5 

124,7 

115,1 

100,3 

98,7 

104,5 

94,6 

3.Vj. 

115,3 

115,2 

116,8 

112,5 

95,0 

94,2 

97,6 

91,2 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ab 1968 ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neu- 
ordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen; Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, 
S. 405 ff. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode DruCkSache 9/1061 


noch Tabelle 39* 


Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 
c) Ausland (1976 = 100) 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes Gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Wertindex 

Volumenindex 

1962 

19,3 

21,5 

18,5 

19,1 

31,0 

30,8 

31,6 

26,7 

1963 

22,6 

25,0 

21,7 

22,8 

36,3 

36,7 

36,7 

31,4 

1964 

25,4 

26,8 

24,9 

25,4 

40,0 

37,7 

41,6 

34,6 

1965 

27,3 

29,5 

26,3 

27,3 

41,9 

41,3 

42,8 

36,9 

1966 

30,5 

34,0 

29,1 

30,6 

46,1 

47,5 

46,2 

40,6 

1967 

33,7 

38,5 

31,7 

33,6 

51,0 

54,9 

50,1 

45,0 

1968 

39,4 

42,6 

38,0 

40,0 

60,3 

61,9 

60,4 

54,8 

1969 

48,1 

47,9 

48,0 

49,2 

70,0 

65,0 

72,7 

65,4 

1970 

48,8 

51,7 

47,5 

50,4 

67,4 

67,9 

67,4 . 

66,1 

1971 

50,4 

53,6 

48,4 

56,6 

67,2 

71,9 

64,7 

72,2 

1972 

56,1 

61,4 

53,2 

62,4 

73,2 

83,6 

68,6 

76,9 

1973 

75,2 

77,2 

74,4 

75,3 

93,0 

97,2 

92,0 

88,5 

1974 

90,5 

105,7 

85,7 

80,3 

97,0 

100,2 

97,3 

84,7 

1975 

79,2 

85,4 

77,1 

76,6 

82,2 

86,7 

80,9 

78,7 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

97,2 

101,7 

94,8 

102,1 

96,0 

105,6 

91,5^ 

99,6 

1978 

101,5 

108,8 

97,3 

110,8 

98,8 

114,0 

91,7 

106,5 

1979 

116,3 

126,9 

111,1 

122,7 

108,3 

123,0 

101,6 

113,2 

1980 

122,8 

135,3 

116,6 

130,7 

108,2 

122,4 

101,7 

114,2 

1976 1. Vj. 

91,2 

105,8 

84,4 

99,4 

92,2 

107,3 

85,3 

100,6 

2. Vj. 

93,3 

105,4 

87,3 

104,2 

93,2 

104,8 

87,3 

104,6 

3.Vj. 

116,4 

93,5 

129,1 

87,3 

115,8 

91,9 

128,7 

86,9 

4. Vj. 

99,0 

95,2 

99,2 

109,1 

98,8 

96,0 

98,7 

107,9 

1977 1. Vj. 

98,7 

104,4 

95,8 

102,4 

97,7 

107,3 

93,5 

100,5 

2. Vj. 

97,0 

104,0 

92,8 

106,6 

95,5 

107,3 

89,5 

104,0 

3.Vj. 

88,9 

95,6 

86,0 

89,6 

87,5 

99,4 

82,7 

87,2 

4. Vj. 

104,4 

102,9 

104,4 

109,6 

103,2 

108,7 

100,3 

106,5 

1978 1. Vj. 

99,8 

106,2 

96,3 

106,5 

98,0 

112,6 

91,5 

102,9 

2. Vj. 

101,3 

112,3 

95,1 

114,3 

98,5 

117,6 

89,6 

109,9 

3. Vj. 

96,7 

106,4 

92,1 

101,6 

93,8 

110,7 

86,6 

97,4 

4. Vj. 

108,2 

110,3 

105,7 

121,0 

104,8 

115,3 

99,2 

115,9 

1979 1. Vj. 

111,5 

124,9 

105,0 

118,8 

106,3 

127,3 

97,1 

112,3 

2. Vj. 

121,2 

129,9 

116,8 

126,7 

113,2 

126,4 

107,1 

117,5 

3.Vj. 

110,3 

123,0 

104,9 

111,3 

101,8 

116,6 

95,6 

101,6 

4. Vj. 

122,2 

129,7 

117,5 

134,0 

112,1 

122,1 

106,6 

121,4 

1980 1. Vj. 

131,1 

152,1 

120,8 

143,2 

117,3 

138,8 

107,1 

127,3 

2. Vj. 

126,5 

139,6 

120,3 

131,9 

111,3 

125,4 

104,9 

115,5 

3.Vj. 

109,6 

119,3 

104,8 

115,2 

96,2 

108,1 

90,8 

99,9 

4. Vj. 

124,1 

130,2 

120,4 

132,7 

108,5 

117,6 

103,8 

114,6 

1981 1. Vj. 

140,0 

158,0 

131,5 

147,4 

120,0 

139,6 

111,3 

125,3 

2. Vj. 

139,8 

157,8 

131,5 

145,1 

117,9 

136,5 

109,6 

121,9 

3.Vj. 

138,3 

148,3 

134,2 

137,5 

115,1 

124,4 

111,2 

114,6 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung 
der Statistik des. Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, 
S. 405 ff. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 40* 


Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe 

Wertindex 1976 = 100 


Zeitraum 

Verarbeitendes Gewerbe 

Grundstoff- 

und Produktionsgütergewerbe 

insgesamt 

Inland 

Ausland 

zusammen 

Inland 

Ausland 

1971 

75,4 

85,7 

62,5 

68,4 

71,7 

59,7 

1972 

69,4 

79,4 

57,2 

75,5 

77,3 

70,7 

1973 

84,3 

91,2 

75,9 

115,6 

112,3 

124,2 

1974 

93,3 

88,0 

99,8 

152,6 

131,7 

207,9 

1975 

96,8 

96,5 

97,3 

90,7 

89,6 

93,7 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

99,2 

96,7 

102,5 

86,3 

83,6 

93,6 

1978 

104,8 

. 104,4 

105,3 

93,5 

88,4 

107,1 

1979 

120,2 

123,5 

116,0 

116,9 

110,7 

133,3 

1980 

127,2 

128,7 

125,3 

117,0 

112,0 

130,2 

1973 1. Vj. 

79,5 

89,6 

67,1 

101,2 

100,3 

103,5 

2. Vj. 

86,5 

96,5 

74,1 

116,9 

117,9 

114,1 

3.Vj. 

85,6 

90,5 

79,6 

121,0 

118,7 

127,0 

4. Vj, 

85,7 

88,1 

82,8 

123,2 

112,2 

152,2 

1974 1. Vj. 

91,1 

90,2 

92,2 

147,9 

127,9 

200,5 

2. Vj. 

95,5 

92,1 

99,7 

166,4 

145,9 

220,4 

3. Vj. 

94,3 

86,0 

104,4 

164,6 

137,5 

236,4 

4. Vj. 

92,4 

83,9 

102,9 

131,6 

115,4 

174,5 

1975 1. Vj. 

91,5 

82,8 

102,1 

103,1 

96,8 

119,9 

2. Vj. 

95,8 

93,7 

98,4 

89,9 

89,7 

90,7 

3.Vj. 

100,6 

106,0 

93,8 

85,3 

86,5 

82,0 

4. Vj. 

99,5 

103,4 

94,7 

84,6 

85,6 

82,2 

1976 1. Vj. 

102,1 

104,8 

98,8 

99,8 

101,7 

94,8 

2. Vj. 

100,9 

103,9 

97,1 

109,1 

109,0 

109,3 

3.Vj. 

99,0 

96,9 

101,6 

104,5 

102,7 

109,2 

4. Vj. 

98,0 

94,3 

102,5 

86,6 

86,6 

86,7 

1977 1. Vj. 

100,4 

89,4 

102,9 

86,2 

84,3 

91,3 

2. Vj. 

101,6 

99,4 

104,2 

89,9 

87,4 

96,3 

3.Vj. 

97,0 

93,5 

101,4 

86,8 

83,2 

96,4 

4. Vj. 

98,0 

95,3 

101,4 

82,3 

79,3 

90,3 

1978 1. Vj. 

101,3 

99,9 

103,1 

90,2 

88,1 

95,6 

2. Vj. 

103,9 

103,4 

104,4 

93,3 

87,6 

108,2 

3.Vj. 

105,4 

106,0 

104,6 

96,1 

89,3 

113,9 

4. Vj. 

108,6 

108,3 

109,0 

94,5 

88,5 

110,6 

1979 1. Vj. 

115,2 

117,2 

112,8 

109,6 

102,5 

128,1 

2. Vj. 

120,7 

125,0 

115,4 

117,3 

110,2 

136,1 

3. Vj. 

121,0 

124,2 

117,1 

124,8 

117,5 

144,2 

4. Vj. 

123,6 

127,6 

118,8 

115,9 

112,4 

124,9 

1980 1, Vj. 

126,1 

127,7 

124,1 

122,2 

118,0 

133,4 

2. Vj. 

129,8 

130,9 

128,4 

124,1 

117,1 

142,6 

3.Vj. 

127,8 

129,2 

126,1 

114,5 

108,5 

130,5 

4. Vj. 

125,0 

127,0 

122,5 

107,2 

104,5 

114,1 

1981 1. Vj. 

129,2 

127,2 

131,7 

110,4 

106,6 

120,5 

2. Vj. 

135,9 

131,6 

141,3 

112,4 

106,0 

129,2 

3. Vj. 

135,6 

128,8 

144,0 

114,6 

108,0 

131,9 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der 
Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläutenmgen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

*) Vorläufige Ergebnisse. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe^) 

Wertindex 1976 = 100 


noch Tabelle 40* 


Zeitraum 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 

zusammen 

Inland 

Ausland 

zusammen 

Inland 

Ausland 

1971 

75,3 

86,8 

63,0 

83,3 

90,8 

53,8 

1972 

67,3 

77,7 

56,3 

90,4 

97,6 . 

62,0 

1973 

80,3 

87,0 

73,1 

98,1 

103,0 

79,1 

1974 

87,8 

81,7 

94,3 

89,9 

91,6 

83,0 

1975 

98,5 

98,8 

98,2 

81,8 

84,0 

73,2 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

100,6 

98,3 

103,1 

97,9 

97,7 

98,6 

1978 

106,0 

106,6 

105,3 

104,3 

105,1 

101,0 

1979 

121,1 

126,5 

115,3 

113,5 

113,3 

114,5 

1980 

129,1 

132,7 

125,2 

114,7 _ 

113,2 

120,7 

1973 1. Vj. 

76,4 ' 

87,2 

65,0 

92,4 

98,3 

69,3 

2. Vj. 

81,8 

91,3 

71,6 

110,6 

117,7 

83,2 

3.Vj. 

81,6 

85,7 

77,1 

94,3 

99,1 

75,5 

4. Vj. 

81,4 

83,8 

78,8 

95,1 

96,8 

88,4 

1974 1. Vj. 

86,0 

85,7 

86,4 

84,1 

83,5 

86,6 

2. Vj. 

88,1 

83,5 

93,2 

101,4 

103,7 

92,4 

3. Vj. 

88,2 

79,1 

98,0 

83,5 

85,8 

74,3 

4. Vj. 

88,7 

78,6 

99,7 

90,4 

93,4 

78,7 

1975 1. Vj. 

92,0 

82,3 

102,4 

68,9 

70,6 

62,6 

2. Vj. 

96,8 

94,3 

99,5 

89,8 

93,1 

77,0 

3. Vj. 

103,9 

111,8 

95,4 

74,9 

77,1 

66,1 

4. Vj. 

101,4 

106,8 

95,6 

93,5 

95,2 

87,1 

1976 1. Vj. 

103,5 

107,3 

99,5 

85,9 

86,4 

83,8 

2. Vj. 

99,3 

102,3 

96,0 

111,8 

112,2 

109,9 

3. Vj. 

98,8 

96,3 

101,4 

94,9 

95,1 

94,1 

4. Vj. 

98,4 

94,1 

103,1 

107,5 

106,3 

112,1 

1977 1. Vj. 

102,6 

101,5 

103,8 

88,5 

87,3 

93,3 

2. Vj. 

102,1 

99,9 

104,5 

109,1 

109,3 

108,6 

3.Vj. 

98,6 

95,4 

102,1 

88,5 

88,8 

87,2 

4. Vj. 

99,0 

96,3 

101,8 

105,3 

105,2 

105,3 

1978 1. Vj. 

103,3 

102,6 

104,0 

90,2 

90,1 

90,5 

2. Vj. 

104,3 

104,4 

104,1 

113,4 

114,8 

107,8 

3.Vj. 

107,0 

109,3 

104,5 

95,5 

97,0 

89,4 

4. Vj, 

109,3 

110,0 

108,7 

118,1 

118,6 

116,3 

1979 1. Vj. 

116,9 

121,1 

112,4 

101,4 

100,7 

104,4 

2. Vj. 

1 120,7 

126,9 

114,1 

126,8 

127,1 

126,0 

3. Vj. 

121,9 

127,2 

116,2 

106,4 

106,2 

107,4 

4. Vj. 

124,8 

130,7 

118,6 

119,3 

119,1 

120,1 

1980 1. Vj. 

127,7 

131,2 

123,9 

109,9 

108,1 

116,6 

2. Vj. 

130,4 

133,0 

127,5 

130,0 

128,4 

136,2 

3.Vj. 

130,7 

134,7 

126,4 

105,4 

104,8 

107,7 

4. Vj. 

127,5 

131,8 

123,0 

113,6 

111,4 

122,4 

19811. Vj. 

133,0 

133,2 

132,8 

101,4 

97,6 

115,9 

2, Vj. 

139,1 

136,6 

141,8 

124,5 

119,0 

146,2 

3. Vj. 

139,8 

134,8 

145,2 

105,6 

100,1 

130,4 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der 
Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 
Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9, Wahlperiode 


Tabelle 41* 


Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 

a) Insgesamt 
Mio DM 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1950' 


80 395 

4 573 

75 822 

22 459 

18 348 

20 139 

14 875 

1951 


109 908 

5 776 

104 133 

33 372 

26 531 

26 520 

17 708 

1952 


119 392 

6 908 

112 484 

36 821 

31783 

25 013 

18 867 

1953 


126 162 

7 321 

118 841 

36 928 

34 147 

27 108 

20 658 

1954 


140 943 

7 718 

133 225 

42 197 

39 630 

29 055 

22 343 

1955 


166 511 

8 464 

158 048 

51313 

49 496 

32 713 

24 526 

1956 


185 646 

9 452 

176 194 

56 417 

55 471 

36 282 

28 023 

1957 


199 551 

10 186 

189 365 

59 639 

60 634 

39 032 

30 060 

1958 


205 069 

9 577 

195 493 

59 990 

65 253 

38 726 

31523 

1959 


223 656 

9 400 

214 256 

67 414 

72 168 

41492 

33 182 

1960 


266 373 

11374 

254 999 

81585 

87 678 

48 459 

37 277 

1961 


287 018 

11011 

276 007 

85 200 

98 294 

52 347 

40 166 

1962 


304 028 

11 123 

292 906 

87 207 ' 

105 652 

56 288 

43 759 

1963 


315 309 

11702 

303 608 

89 446 

110 405 

57 908 

45 848 

1964 


346 804 

11026 

335 779 

100 931 

121 660 

63 656 

49 531 

1965 


374 612 

10 606 

364 006 

108 161 

132 714 

69 718 

53 413 

1966 


388 029 

10 099 

377 930 

111 592 

138 685 

72 355 

55 299 

1967 


380 659 

9 473 

371 186 

111 178 

133 020 

69 012 

57 976 

1968 


405 599 

9 565 

396 034 

122 041 

141806 

73 118 

59 070 

1969 


470 537 

10 080 

460 457 

141 145 

173 772 

82 724 

62 815 

1970 


588 018 

12 368 

575 650 

177 855 

226 969 

94 229 

76 597 

1971 


626 379 

12 830 

613 549 

181810 

246 627 

102 528 

82 584 

1972 


663 187 

12 941 

650 245 

190 592 

260 475 

111461 

87 717 

1973 


743 228 

14 190 

729 038 

223 327 

288 866 

119 604 

97 241 

1974 


836 052 

19 643 

816 409 

278 795 

307 671 

126 729 

103 214 

1975 


819 311 

18 732 

800 578 

249 427 

319 415 

123 462 

108 275 

1976 


916 955 

20 546 

896 409 

280 783 

361 249 

135 765 

118 612 

1977 


963 130 

22 058 

941 072 

281 181 

389 358 

144 992 

125 542 

1978 


999 929 

23 086 

976 843 

290 083 

409 695 

148 949 

128 116 

1979 


1 105 354 

26 893 

1 078 461 

345 179 

438 254 

161951 

133 076 

1980 


1 196 543 

29 240 

1 167 303 

381 258 

470 800 

172 936 

142 309 

1978 

l.Vj. 

237 810 

5 454 

232 357 

68 089 

96 516 

36 897 

30 854 


2. Vj. 

248 654 

5 936 

242 719 

73 488 

100 805 

35 757 

32 669 


3.Vj. 

245 025 

5 494 

239 531 

72 680 

98 763 

36 548 

31 539 


4. Vj. 

268 439 

6 203 

262 237 

75 825 

113 611 

39 747 

33 054 

1979 

l.Vj. 

255 641 

6 519 

249 122 

76 120 

101871 

39 301 

31 829 


2. Vj. 

275 812 

6 514 

269 298 

87 264 

109 844 

38 719 

33 471 


3. Vj. 

273 709 

6 843 

266 866 

89 306 

104 573 

40 292 

32 696 


4. Vj. 

300 191 

7 017 

293 174 

92 490 

121 965 

43 639 

35 079 

1980 

l.Vj. 

296 870 

7 231 

289 639 

96 612 

113 605 

44 761 

34 662 


2. Vj. 

298 063 

7 051 

291 012 

97 253 

117 314 

41 158 

35 287 


3. Vj. 

288 768 

6 553 

282 215 

92 276 

112 277 

42 811 

34 851 


4. Vj. 

312 841 

8 405 

304 437 

95 117 

127 605 

44 205 

37 510 

1981 

l.Vj. 

300 653 

8 369 

292 285 

96 581 

114 050 

43 522 

38 132 


2. Vj. 

305 909 

7 258 

298 651 

99 655 

119 532 

40 773 

38 691 


3. Vj. 

312 061 

7 751 

304 309 

102 319 

120 364 

43 342 

38 285 


Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ab 1968 ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten- 
Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche 
Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

^) Ohne Saarland und Berlin. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


noch Tabelle 41* 


Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
b) Inland 
Mio DM 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1953 


110 894 

5 729 

105 166 

32 617 

26 591 

25 482 

20 476 

1954 


122 424 

6 014 

116 410 

36 985 

30 353 

26 958 

22 113 

1955 


144 717 

6 790 

137 927 

45 148 

38 234 

30 297 

24 247 

1956 


159 570 

7 639 

151931 

48 594 

42 030 

33 668 

27 638 

1957 


169 166 

8 293 

160 873 

50 518 

44 475 

36 247 

29 633 

1958 


174 201 

7 757 

166 445 

51 186 

48 143 

36 064 

31 052 

I959J 


189 904 

7 689 

182 215 

57 447 

53 595 

38 525 

32 647 

1960 


225 616 

9 142 

216 474 

69 191 

65 721 

44 887 

36 676 

1961 


244 016 

8 834 

235 182 

72 372 

74 643 

48 676 

39 491 

1962 


259 081 

8 947 

250 134 

74 150 

80 477 

52 461 

43 045 

1963 


266 359 

9 398 

256 961 

75 379 

82 946 

53 620 

45 015 

1964 


292 167 

8 833 

283 334 

85 370 

90 743 

58 643 

48 578 

1965 


315 772 

8 426 

307 346 

90 772 

99 779 

64 413 

52 382 

1966 


321 720 

8 026 

313 694 

91 897 

101 177 

66 390 

54 229 

1967 


309 301 

7 494 

301 807 

88 935 

93 655 

62 553 

56 665 

1968 


325 238 

7 458 

317 780 

98 342 

96 190 

65 664 

57 584 

1969 


377 570 

8 051 

369 518 

113 945 

120 771 

73 786 

61016 

1970 


480 996 

9 872 

471 123 

146 212 

165 393 

84 543 

74 975 

1971 


510 886 

10 152 

500 733 

148 919 

179 154 

91899 

80 761 

1972 


537 516 

10 318 

527 197 

154 971 

186 667 

99 958 

85 601 

1973 


591 627 

11 232 

580 396 

178 366 

201 826 

105 833 

94 370 

1974 


643 198 

15 077 

628 121 

211526 

207 151 

110 508 

98 936 

1975 


636 240 

14 348 

621 891 

194 333 

215 127 

108 575 

103 858 

1976 


704 804 

16 350 

688 453 

218 816 

238 864 

117 283 

113 491 

1977 


735 533 

18 217 

717 316 

217 760 

256 399 

125 174 

117 983 

1978 


759 588 

18 350 

741 238 

222 513 

270 177 

128 519 

120 030 

1979 


839 718 

21 601 

818 117 

265 616 

289 422 

138 918 

124 162 

1980 


906 046 

24 275 

881 772 

294 417 

307 572 

147 778 

132 005 

1978 

l.Vj. 

180 514 

4 440 

176 074 

52 039 

63 282 

31797 

28 957 


2. Vj. 

189 081 

4 701 

184 380 

56 306 

66 785 

30 782 

30 507 


3.Vj. 

186 654 

.4 248 

182 406 

55 673 

65 674 

31507 

29 552 


4. Vj. 

203 339 

4 961 

198 378 

58 495 

74 436 

34 432 

31014 

1979 

l.Vj. 

194 612 

5 365 

189 247 

57 993 

67 756 

33 706 

29 791 


2. Vj. 

210 122 

5 147 

204 975 

67 140 

73 476 

33 232 

31 127 


3.Vj. 

208 548 

5 374 

203 175 

69 002 

69 173 

34 457 

30 542 


4. Vj. 

226 435 

5 715 

220 720 

71480 

79 016 

37 522 

32 702 

1980 

l.Vj. 

225 563 

5 951 

219 612 

73 752 

75 422 

38 149 

32 288 


2. Vj. 

224 702 

5 841 

218 861 

75 272 

75 711 

35 135 

32 742 


3. Vj. 

220 309 

5 484 

214 825 

72 019 

73 932 

36 570 

32 304 


4. Vj. 

235 472 

6 998 

228 474 

73 373 

82 506 

37 924 

34 671 

1981 

l.Vj. 

226 046 

7 049 

218 997 

72 901 

74 130 

36 800 

35 166 


2. Vj. 

226 620 

5 999 

220 621 

74 993 

75 746 

34 336 

35 546 


3.Vj. 

230 086 

6 435 

223 651 

77 567 

74 561 

36 327 

35 196 


Umsatz aus eigener Erzeugimg (Fakturenwerte); ab 1968 ohne Umsatzsteuer. Gliedenmg nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten- 
Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechniing bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche 
Erläuterung«!: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

^) Ohne Saarland und Berlin. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


noch Tabelle 41* 


Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe^) 

c) Ausland 
Mio DM 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Gnmdstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1953 


15 268 

1 593 

13 675 

4 312 

7 556 

1 626 

182 

1954 


18 519 

1 704 

16 816 

5 212 

9 277 

2 096 

230 

1955 


21 795 

1 674 

20 121 

6 165 

11 262 

2 416 

279 

1956 


26 076 

1 813 

24 263 

7 823 

13 440 

2 614 

385 

1957 


30 385 

1 893 

28 492 

9 122 

16 159 

2 784 

427 

1958 


30 868 

1 820 

29 048 

8 804 

17 110 

2 662 

472 

1959^ 


33 752 

1 711 

32 041 

9 967 

18 573 

2 966 

535 

1960 


40 757 

2 232 

38 525 

12 395 

21 957 

3 572 

601 

1961 


43 003 

2 177 

40 826 

12 828 

23 651 

3 672 

675 

1962 


44 947 

2 176 

42 772 

13 057 

25 175 

3 827 

713 

1963 


48 950 

2 303 

46 647 

14 068 

27 458 

4 288 

833 

1964 


54 637 

2 192 

52 445 

15 561 

30 917 

5 013 

953 

1965 


58 840 

2 180 

56 660 

17 389 

32 935 

5 305 

1 031 

1966 


66 309 

2 074 

64 236 

19 694 

37 508 

5 964 

1 069 

1967 


71 358 

1 979 

69 379 

22 243 

39 366 

6 459 

1 311 

1968 


80 361 

2 107 

78 254 

23 699 

45 616 

7 454 

1485 

1969 


92 967 

2 028 

90 939 

27 201 

53 001 

8 938 

1 799 

1970 


107 022 

2 496 

104 527 

31 643 

61 576 

9 686 

1 622 

1971 


115 493 

2 678 

112 816 

32 891 

67 473 

10 629 

1 823 

1972 


125 671 

2 623 

123 048 

35 621 

73 808 

11 503 

2 116 

1973 


151 601 

2 958 

148 642 

44 961 

87 040 

13 771 

2 871 

1974 


192 854 

4 566 

188 288 

67 269 

100 520 

16 221 

4 278 

1975 


183 071 

4 384 

178 687 

55 094 

104 288 

14 887 

4 417 

1976 


212 151 

4 196 

207 956 

61 967 

122 385 

18 482 

5 121 

1977 


227 597 

3 841 

223 756 

63 421 

132 959 

19 817 

7 559 

1978 


240 341 

4 736 

235 605 

67 570 

139 519 

20 431 

8 086 

1979 


265 636 

5 293 

260 343 

79 563 

148 833 

23 034 

8 914 

1980 


290 496 

4 965 

285 531 

86 841 

163 228 

25 158 

10 304 

1978 

1. Vj. 

57 296 

1 014 

56 283 

16 051 

33 235 

5 100 

1 897 


2. Vj. 

59 573 

1 235 

58 338 

17 182 

34 020 

4 975 

2 162 


3. Vj. 

58 371 

1 246 

57 125 

17 007 

33 089 

5 041 

1 987 


4. Vj. 

65 101 

1 241 

63 859 

17 330 

39 175 

5 314 

2 040 

1979 

l.Vj. 

61 029 

1 154 

59 875 

18 127 

34 115 

5 595 

2 039 


2. Vj. 

65 690 

1 367 

64 323 

20 123 

36 368 

5 487 

2 344 


3. Vj. 

65 161 

1 469 

63 692 

20 303 

35 400 

5 835 

2 154 


4. Vj. 

73 756 

1 303 

72 453 

21010 

42 949 

6 117 

2 377 

1980 

l.Vj. 

71307 

1 280 

70 027 

22 859 

38 183 

6 612 

2 373 


2. Vj. 

73 362 

1 211 

72 151 

21 981 

41 602 

6 022 

2 545 


3. Vj. 

68 458 

1 068 

67 390 

20 257 

38 345 

6 242 

2 547 


4. Vj. 

77 370 

1407 

75 963 

21 744 

45 098 

6 281 

2 839 

1981 

l.Vj. 

74 607 

1320 

73 287 

23 680 

39 920 

6 722 

2 966 


2. Vj. 

79 289 

1 259 

78 030 

24 662 

43 786 

6 437 

3 145 


3. Vj. 

81975 

1 316 

80 659 

24 752 

45 803 

7 014 

3 090 


Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten- Konzept). - Ab 
1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: 
Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

^) Ohne Saarland und Berlin. 
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Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 42* 


Index der Produktion im Produzierenden Gewerbe 


Zeitraum 

Index der Nettoproduktion ^) 

Index der Brutto- 
produktion ^)'‘) 

j 

insge- 

samt^) 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

zusam- 

men 

Berg- 

bau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusam- 

men 

Grund- 

stoff- 

und 

Produk- 

tions- 

güter- 

gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

mittel- 

gewerbe 

Investi- 
tions- 
güter ®) 

Ver- 

brauchs- 

güter®) 

produzierendes 

Gewerbe 






1970 

= 100 





1962 

66,2 

66,6 

106,7 

65,0 

58,9 

64,2 

72,8 

72,2 

68,6 

66,5 

1963 

68,5 

68,7 

108,1 

67,2 

61,1 

66,5 

74,2 

75,7 

69,3 

69,6 

1964 

73,9 

74,1 

108,9 

72,7 

68,7 

71,1 

78,9 

79,9 

73,0 

74,8 

1965 

77,7 

78,0 

104,4 

77,0 

72,3 

75,9 

83,8 

83,2 

76,9 

80,0 

1966' 

78,7 

78,8 

99,5 

78,0 

74,3 

76,0 

84,4 

85,9 

78,0 

79,9 

1967 

76,5 

76,5 

92,0 

75,9 

75,6 

71,4 

80,1 

88,1 

73,7 

74,7 

1968 

83,6 

83,7 

90,7 

83,4 

85,3 

77,9 

87,7 

92,1 

78,2 

83,3 

1969 

94,4 

94,6 

93,3 

94,6 

95,6 

92,0 

97,2 

97,1 

91,0 

95,1 






1976 

= 100 





1970 

92,6 

93,2 

1.19,5 

92,4 

92,6 

92,6 

93,7 

88,7 

95,1 

93,0 

1971 

93,7 

93,7 

117,4 

93,0 

92,5 

91,9 

96,7 

92,8 

95,4 

95,0 

1972 

97,5 

96,9 

111,3 

96,4 

97,0 

94,4 

102,4 

93,7 

98,3 

98,2 

1973 

103,0 

102,7 

108,7 

102,5 

105,9 

101,1 

104,4 

96,7 

102,3 

101,4 

1974 

100,6 

100,5 

107,6 

100,2 

104,7 

98,5 

99,4 

97,2 

100,5 

93,1 

1975 

93,8 

93,8 

103,4 

93,5 

91,0 

93,9 

94,0 

97,1 

98,1 

91,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

102,7 

102,7 

95,0 

102,9 

100,6 

104,9 

103,6 

100,0 

102,5 

107,5 

1978 

104,9 

104,2 

94,2 

104,5 

104,1 

105,3 

104,0 

102,9 

102,6 

108,4 

1979 

110,6 

109,6 

98,3 

109,9 

112,6 

110,4 

107,8 

105,3 

107,4 

110,6 

1980 

110,2 

109,6 

98,2 

109,9 

108,5 

112,9 

106,5 

107,4 

111,6 

105,3 

1978 1. Vj. 

99,9 

100,7 

100,6 

100,7 

99,4 

101,8 

102,6 

96,8 

. 96,1 

110,9 

2. Vj. 

107,7 

106,7 

90,8 

107,2 

108,5 

107,9 

105,3 

104,8 

103,2 

111,2 

3.Vj. 

98,9 

97,3 

86,3 

97,7 

102,1 

95,8 

95,0 

98,5 

95,3 

95,9 

4. Vj. 

113,5 

112,1 

99,5 

112,5 

106,6 

116,4 

113,7 

109,8 

116,3 

116,1 

1979 1. Vj. 

102,5 

103,4 

105,1 

103,3 

104,3 

104,0 

104,0 

98,0 

96,9 

113,2 

2. Vj. 

116,6 

115,2 

97,8 

115,7 

119,5 

116,6 

112,2 

109,3 

112,0 

117,4 

3.Vj. 

104,5 

102,3 

91,5 

102,6 

111,6 

99,0 

99,0 

100,7 

97,9 

97,2 

4. Vj. 

119,3 

118,0 

98,9 

118,6 

115,3 

123,3 

116,7 

112,0. 

124,0 

115,4 

1980 1. Vj. 

109,6 

109,8 

103,6 

109,9 

112,3 

111,3 

108,9 

102,0 

105,6 

112,5 

2, Vj. 

117,6 

116,6 

98,5 

117,1 

116,6 

120,8 

112,1 

112,2 

117,9 

112,6 

3.Vj. 

101,3 

100,1 

91,6 

100,4 

102,0 

100,7 

96,2 

101,5 

101,6 

91,8 

4. Vj. 

113,2 

112,6 

99,2 

113,0 

103,8 

119,9 

109,8 

112,9 

122,4 

105,2 

1981 1. Vj. 

105,5 

106,7 

103,6 

106,8 

.104,3 

110,1 

103,0 

106,1 

106,5 

106,9 

2. Vj. 

114,8 

114,0 

97,5 

114,5 

110,5 

120,5 

106,0 

114,0 

120,1 

106,4 

3.Vj. 

101,0 

99,9 

93,0 

100,1 

101,6 

101,1 

92,2 

103,9 

102,7 

88,3 


Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1969 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläute-- 
rungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405ff. und 5/1981, S. 315 ff. 

Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. 

Einschließlich Elektrizitäts- und Gasversorgung sowie Baugewerbe (ohne Ausbaugewerbe). 

^) Die Zuordnung von Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen zum jeweiligen Güterbereich erfolgt annäherungsweise nach der Zu- 
lassungsstatistik für Kraftfahrzeuge. 

^) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Beschäftigte im Bergbau und 

in 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Ver 

zusammen 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

1950 


4 797 

4 054 

571 

528 

4 226 

3 526 

1951 


5 332 

4 509 

593 

548 

4 739 

3 961 

1952 


5 518 

4 633 

614 

568 

4 903 

4 066 

1953 


5 751 

4 814 

643 

591 

5 108 

4 222 

1954 


6 062 

5 070 

642 

588 

5 420 

4 482 

1955 


6 576 

5 498 

644 

587 

5 932 

4 910 

1956 


6 991 

5 820 

653 

594 

6 338 

5 226 

1957 


7 221 

5 984 

668 

606 

6 553 

5 378 

1958 


7 273 

5 979 

657 

593 

6 616 

5 385 

1959 


7 301 

5 949 

613 

549 

6 688 

5 400 

1960 


8 081 

6 545 

616 

547 

7 465 

5 998 

1961 


8 316 

6 674 

586 

517 

7 730 

6 157 

1962 


8 339 

6 623 

549 

481 

7 790 

6 141 

1963 


8 264 

6 500 

517 

452 

7 747 

6 049 

1964 


8 301 

6 491 

497 

432 

7 804 

6 059 

1965 


8 460 

6 578 

474 

410 

7 986 

6 168 

1966 


8 385 

6 452 

435 

373 

7 949 

6 079 

1967 


7 843 

5 927 

378 

321 

7 465 

5 606 

1968 


7 899 

5 967 

337 

285 

7 562 

5 682 

1969 


8 308 

6 284 

318 

266 

7 991 

6 018 

1970 


8 887 

6 606 

311 

259 

8 576 

6 347 

1971 


8 826 

6 479 

307 

254 

8 519 

6 225 

1972 


8 628 

6 265 

283 

233 

8 345 

6 032 

1973 


8 664 

6 258 

262 

214 

8 402 

6 044 

1974 


8 434 

6 031 

253 

207 

8 181 

5 824 

1975 


7 888 

5 559 

255 

208 

7 633 

5 351 

1976 


7 698 

5 436 

247 

200 

7 452 

5 236 

1977 


7 632 

5 435 

240 

195 

7 392 

5 240 

1978 


7 584 

5 381 

233 

189 

7 351 

5 192 

1979 


7 607 

5 392 

229 

185 

7 378 

5 207 

1980 


7 660 

5 411 

231 

187 

7 428 

5 224 

1978 

l.Vj. 

7 572 

5 373 

236 

192 

7 336 

5 181 

2. Vj. 

7 550 

5 356 

234 

189 

7 316 

5 166 

3. Vj. 

7 606 

5 402 

233 

189 

7 373 

5 214 

4. Vj. 

7 608 

5 393 

231 

187 

7 377 

5 207 

1979 

l.Vj. 

7 549 

5 346 

228 

184 

7 321 

5 162 

2. Vj. 

7 557 

5 353 

227 

183 

7 329 

5 170 

3. Vj. 

7 646 

5 429 

230 

186 

7 416 

5 243 

4. Vj. 

7 677 

5 440 

230 

186 

7 447 

5 255 

1980 

l.Vj. 

7 647 

5 412 

228 

184 

7 419 

5 227 

2. Vj. 

7 646 

5 409 

229 

185 

7 418 

5 224 

3. Vj. 

7 697 

5 442 

234 

189 

7 463 

5 253 

4. Vj. 

7 647 

5 381 

234 

190 

7 413 

5 191 

1981 

LVj. 

7 540 

5 279 

234 

189 

7 307 

5 090 

2. Vj. 

7 486 

5 233 

234 

189 

7 252 

5 044 

3. Vj. 

7 501 

5 244 

236 

191 

7 264 

5 053 


Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neu- 
ordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 
7/1976, S. 405 ff. 
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Tabelle 43* 


im Verarbeitenden Gewerbe *) 
1000 


arbeitendes Gewerbe 



Grundstoff- und 
Produktionsgüter- 
gewerbe 

Investitionsgüter 

Verbrauchsgüter 

Nahrungs- und 



produzierendes Gewerbe 

Genußmittelgewerbe 

Zeitraum 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 



1 095 

915 

1457 

1 186 

1336 

1 160 

338 

266 

1950 


1 202 

1004 

1 679 

1 372 

1 501 

1303 

357 

282 

1951 


1 243 

1 030 

1 776 

1440 

1508 

1 302 

376 

294 

1952 


1 248 

1 029 

1866 

1 503 

1 605 

1386 

389 

304 

1953 


1 313 

1 080 

2 020 

1631 

1684 

1 457 

403 

314 

1954 

■ 

1422 

1 170 

2 302 

1 867 

1 787 

1 545 

421 

328 

1955 

1496 

1 225 

2 522 

2 035 

1879 

1 622 

442 

344 

1956 


1 538 

1 254 

2 650 

2 126 

1906 

1 642 

458 

356 

1957 


1 539 

1243 

2 722 

2 168 

1888 

1 614 

467 

360 

1958 


1 564 

1 256 

2 793 

2 205 

1864 

1 583 

467 

356 

1959 


1 722 

1379 

3 232 

2 536 

2 005 

1 699 

506 

384 

1960 


1 784 

1416 

3 398 

2 641 

2 033 

1 713 

514 

387 

1961 


1771 

1390 

3 462 

2 659 

2 033 

1702 

524 

391 

1962 


1 750 

1358 

3 454 

2 623 

2 015 

1 678 

528 

390 

1963 


1770 

1366 

3 508 

2 648 

2 006 

1 663 

522 

382 

1964 


1804 

1384 

3 629 

2 726 

2 032 

1680 

520 

379 

1965 


1771 

1339 

3 617 

2 683 

2 040 

1679 

521 

379 

1966 


1 670 

1237 

3 385 

2 461 

1902 

1544 

507 

364 

1967 


1 682 

1243 

3 466 

2 530 

1908 

1549 

505 

359 

1968 


1750 

1288 

3 741 

2 750 

1990 

1 619 

510 

361 

1969 


1845 

1331 

4 137 

3 011 

2 008 

1609 

587 

395 

1970 


1 819 

1 295 

4 138 

2 968 

1975 

1570 

587 

391 

1971 


1 776 

1250 

4 038 

2 855 

1953 

1 543 

578 

383 

1972 


1 782 

1250 

4 118 

2 904 

1926 

1 511 

576 

379 

1973 


1 749 

1216 

4 078 

2 850 

1795 

1393 

559 

365 

1974 


1 653 

1 129 

3 804 

2 612 

1649 

1 268 

527 

342 

1975 


1 607 

1098 

3 725 

2 561 

1608 

1243 

512 

333 

1976 


1 570 

1078 

3 734 

2 591 

1592 

1 240 

496 

331 

1977 


1542 

1052 

3 732 

2 580 

1585 

1 233 

491 

327 

1978 


1 532 

1048 

3 765 

2 599 

1 593 

1 235 

489 

326 

1979 


1544 

1 053 

3 810 

2 621 

1583 

1225 

491 

325 

1980 


1 540 

1049 

3 726 

2 577 

1585 

1 233 

485 

321 

1978 1. Vj. 

1 539 

1 051 

3 712 

2 565 

1580 

1229 

485 

322 

2. Vj. 

1548 

1058 

3 740 

2 587 

1587 

1 235 

498 

333 

3 

.Vj. 

1542 

1051 

3 751 

2 590 

1 589 

1 236 

495 

330 

4. Vj. 

1 513 

1030 

3 738 

2 579 

1588 

1 232 

482 

320 

1979 1. Vj. 

1 527 

1045 

3 735 

2 576 

1584 

1 228 

483 

321 

2. Vj. 

1544 

1060 

3 779 

2 612 

1596 

1238 

497 

333 

3.Vj. 

1 544 

1056 

3 807 

2 627 

1602 

1242 

494 

329 

4 

• Vj. 

1 540 

1050 

3 803 

2 623 

1591 

1 234 

485 

321 

1980 1. Vj. 

1 545 

1056 

3 803 

2 620 

1584 

1 227 

485 

321 

2. Vj. 

1 553 

1062 

3 827 

2 632 

1586 

1 227 

497 

332 

3.Vj. 

1 538 

1043 

3 807 

2 606 

1573 

1 213 

494 

328 


• Vj. 

1506 

1014 

3 774 

2 570 

1541 

1 186 

486 

320 

1981 1. Vj. 

1 506 

1015 

3 744 

2 544 

1519 

1 166 

484 

319 

2 

•Vj. 

1 508 

1018 

3 755 

2 552 

1506 

1 154 

495 

329 

2 

• Vj. 


Ohne Saarland und Berlin. 
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Geleistete Arbeiterstunden im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe^) 

Mio 






Verarbeitendes Gewerbe 

Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 






produzierendes Gewerbe 

1950 


9 240 

1 152 

8 088 

2 146 

2 723 

2 594 

624 

1951 


10 218 

1204 

9 014 

2 348 

3 156 

2 851 

659 

1952 


10 501 

1 203 

9 273 

2 398 

3 317 

2 861 

695 

1953 


10 885 

1 258 

9 627 

2 388 

3 433 

3 085 

721 

1954 

■ ') 

11516 

1218 

10 298 

2 541 

3 777 

3 234 

746 

1955 

12 484 

1213 

11271 

2 738 

4 319 

3 436 

778 

1956 


12 952 

1218 

11 734 

2 809 

4 557 

3 560 

807 

1957 


12 624 

1 188 

11436 

2 714 

4 478 

3 430 

813 

1958 


12 377 

1 134 

11242 

2 624 

4 545 

3 272 

801 

1959 


12 231 

1 014 

11217 

2 654 

4 558 

3 221 

783 

1960 


13 393 

1026 

12 368 

2 900 

5 230 

3 407 

831 

1961 


13 403 

962 

12 441 

2 923 

5 352 

3 345 

821 

1962 


12 998 

889 

12 109 

2 802 

5 219 

3 269 

819 

1963 


12 579 

833 

11 746 

2 713 

5 070 

3 154 

810 

1964 


12 609 

795 

11814 

2 758 

5 133 ' 

3 130 

793 

1965 


12 654 

738 

11916 

2 764 

5 250 

3 123 

779 

1966 


12 221 

656 

11565 

2 632 

5 090 

3 071 

772 

1967 


10 986 

545 

10 441 

2 391 

4 521 

2 787 

742 

1968 


11322 

497 

10 826 

2 444 

4 792 

2 860 

730 

1969 


11946 

465 

11481 

2 546 

5 247 

2 960 

728 

1970 


12 531 

441 

12 090 

2 607 

5 757 

2 920 

807 

1971 


12 006 

423 

11 583 

2 465 

5 499 

2 824 

795 

1972 


11484 

373 

11 111 

2 367 

5 213 

2 763 

769 

1973 


11426 

347 

11079 

2 362 

5 294 

2 666 

757 

1974 


10 709 

341 

10 368 

2 238 

5 006 

2 407 

718 

1975 


9 573 

335 

9 238 

1953 

4 458 

2 156 

671 

1976 


9 651 

319 

9 332 

1968 

4 521 

2 184 

659 

1977 


9 493 

300 

9 193 

1900 

4 511 

2 149 

633 

1978 


9 266 

286 

8 980 

1842 

4 409 

2 108 

621 

1979 


9 254 

283 

8 970 

1 835 

4 437 

2 087 

612 

1980 


9 153 

286 

8 867 

1818 

4 402 

2 042 

605 

1978 1. Vj. 

2 342 

76 

2 266 

460 

1 116 

537 

152 

2. Vj. 

2 331 

70 

2 261 

468 

1 109 

531 

154 

£ 

t.Vj. 

2 234 

68 

2 166 

453 

1055 

502 

156 

A 

LVj. 

2 359 

71 

2 288 

461 

1 129 

538 

159 

1979 1. Vj. 

2 353 

75 

2 278 

453 

1 136 

538 

151 

2. Vj. 

2 304 

69 

2 236 

461 

1 106 

518 

150 


l.Vj. 

2 225 

70 

2 155 

452 

1053 

496 

154 

4. Vj. 

2 372 

70 

2 302 

468 

1 142 

535 

157 

1980 1. Vj. 

2 388 

75 

2 313 

468 

1 155 

539 

151 

2. Vj. 

2 265 

68 

2 197 

454 

1 093 

503 

147 

3. Vj. 

2 207 

72 

2 135 

448 

1 047 

488 

152 

4. Vj. 

2 293 

71 

2 221 

448 

1 106 

512 

156 

1981 1. Vj. 

2 226 

75 

2 150 

430 

1078 

495 

147 

2. Vj. 

2 160 

70 

2 090 

431 

1044 

470 

146 

a 

•Vj. 

2 110 

72 

2 038 

425 

1010 

452 

151 


Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung 
der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausiührliche Erläuterungen; Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 
Ohne Saarland und Berlin. 
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Produktionsergebnis je Beschäftigtenstunde im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe^) 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 





1970 = 100 




1962 

66,0 

56,9 

66,5 

57,2 

71,2 

68,2 

68,4 

1963 

69,7 

61,4 

69,9 

60,7 

74,8 

71,4 

71,6 

1964 

75,1 

64,6 

75,6 

67,4 

79,4 

76,9 

77,3 

1965 

78,5 

66,3 

79,1 

70,2 

82,7 

82,0 

81,8 

1966 

81,1 

70,0 

81,6 

74,7 

84,0 

83,3 

84,9 

1967 

85,8 

76,5 

86,1 

82,2 

86,7 

85,4 

89,1 

1968 

90,8 

81,9 

91,1 

90,7 

89,6 

90,8 

93,7 

1969 

97,0 

89,3 

97,2 

96,7 

96,9 

97,3 

98,2 





1976 = 100 




1970 

75,0 

88,7 

74,5 

74,1 

75,8 

71,4 

78,7 

1971 

78,0 

90,2 

77,6 

77,4 

77,9 

75,9 

83,0 

1972 

83,2 

96,1 

82,8 

83,8 

82,7 

81,4 

85,5 

1973 

87,9 

100,0 

87,5 

90,8 

86,9 

85,5 

88,7 

1974 

90,6 

100,4 

90,3 

93,4 

88,6 

88,9 

93,3 

1975 

93,4 

98,1 

93,3 

90,8 

93,4 

93,4 

99,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

104,6 

100,4 

104,7 

103,8 

105,2 

105,9 

105,9 

1978 

108,0 

103,8 

108,2 

110,1 

107,3 

107,6 

110,5 

1979 

113,5 

108,2 

113,7 

119,3 

111,7 

112,7 

114,5 

1980 

114,8 

107,4 

115,0 

116,6 

114,8 

114,1 

118,1 

1978 1. Vj. 

103,2 

104,5 

103,2 

104,4 

102,8 

104,3 

105,6 

2. Vj. 

107,8 

101,0 

108,1 

111,4 

107,0 

106,0 

110,9 

3.Vj. 

108,4 

102,2 

108,4 

112,8 

105,9 

107,1 

109,5 

4. Vj. 

112,7 

108,2 

112,8 

111,7 

113,6 

113,3 

115,3 

1979 1. Vj. 

107,4 

111,1 ‘ 

107,3 

111,9 

105,4 

108,0 

110,0 

2. Vj. 

114,5 

107,4 

114,7 

122,2 

112,2 

112,3 

115,1 

3.Vj. 

114,2 

105,7 

114,5 

123,2 

109,7 

113,6 

113,7 

4. Vj. 

118,0 

108,7 

118,3 

118,7 

119,1 

117,4 

119,1 

1980 1. Vj. 

112,5 

110,1 

112,6 

117,8 

110,7 

113,3 

114,6 

2. Vj. 

116,1 

108,1 

116,2 

120,4 

115,4 

113,8 

118,5 

3.Vj. 

114,1 

104,1 

114,4 

114,9 

113,5 

113,4 

117,0 

4. Vj. 

116,8 

108,3 

117,1 

112,0 

120,0 

116,4 

121,7 

1981 1. Vj. 

114,0 

108,1 

114,3 

116,4 

113,7 

112,8 

119,4 

2. Vj. 

117,6 

104,5 

118,1 

118,7 

119,0 

113,7 

121,1 

3. Vj. 

118,0 

104,6 

118,3 

119,5 

117,2 

116,4 

120,8 


Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläute- 
rungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. und 5/1981, S. 3 15 ff. 






Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 46* 


Baugenehmigungen 




Genehmigungen für Hochbauten 



umbauter Raum 

veranschlagte reine Baukosten^) 

Zeitraum 




N icht Wohngebäude 



Nichtwohnbauten 


ins- 

gesamt 

Wohn- 

gebäude 

Wirt- 

schafts- 

bau 

öffent- 

licher 

Bau®) 

ins- 

gesamt 

Wohn- 

bauten 

Wirt- 

schafts- 

bau') 

öffent- 

licher 

Bau®) 



1 000 cbm 

Mio DM 

1950 



140 665 




5 243 



1951 



139 448 




5 337 



1952 


230 108 

135 652 

94 456 

9 694 

6 216 

3 478 

1953 


245 968 

163 649 

82 319 

11 370 

7 860 

3 510 

1954 

f«) 


282 134 

185 592 

96 542 

13 375 

9 062 

4 313 

1955 


309 971 

195 519 

114 452 

15 488 

10 063 

5 425 

1956 


304 197 

180 297 

123 900 

16 130 

10 061 

6 069 

1957 


286 391 

174 078 

112 313 

16 404 

10 459 

5 945 

1958 


311 254 

193 297 

117 957 

19 208 

12 386 

6 821 

1959 

• 

343 689 

210 904 

132 785 

22 136 

14 321 

7 815 

I960. 


392 427 

234 427 

158 000 

27 491 

17 253 

10 238 

1961 


422 657 

248 582 

174 075 

31 685 

19 851 

11 834 

1962 


425 658 

252 434 

135 881 

37 343 

34 675 

22 176 

7 744 

4 756 

1963 


383 726 

229 774 

115 015 

38 936 

34 189 

21 836 

7 006 

5 348 

1964 


429 635 

246 181 

139 465 

43 988 

40 738 

25 397 

9 032 

6 309 

1965 


441 163 

259 257 

137 138 

44 769 

44 879 

28 534 

9 484 

6 860 

1966 


421 309 

245 143 

136 995 

39 171 

44 680 

28 555 

9 840 

6 285 

1967 


378 533 

219 319 

120 828 

38 386 

41483 

26 062 

9 105 

6 316 

1968 


400 265 

226 408 

132 687 

41 170 

43 187 

27 031 

9 594 

6 562 

1969 


470 177 

242 236 

185 986 

41956 

49 521 

29 541 

13 307 

6 673 

1970 


497 264 

266 573 

184 841 

45 850 

59 058 

35 529 

15 299 

8 230 

1971 


542 377 

313 124 

180 151 

49 102 

73 588 

47 011 

/ 16 916 

9 661 

1972 


567 238 

343 057 

178 182 

45 999 

87 234 

57 221 

19 769 

10 244 

1973 


520 450 

303 315 

173 875 

43 260 

85 939 

55 732 

19 916 

10 291 

1974 


388 207 

209 250 

123 953 

55 004 

72 217 

41 964 

15 472 

14 781 

1975 


384 504 

190 694 

141 211 

52 599 

74 271 

40 482 

18 801 

14 988 

1976 


374 089 

210 227 

128 309 

35 553 

72 857 

46 338 

16 559 

9 961 

1977 


353 042 

205 056 

118 581 

29 406 

71309 

46 773 

15 632 

8 904 

1978 


421 216 

247 614 

137 520 

36 083 

88 531 

59 182 

18 395 

10 954 

1979 


395 688 

227 956 

137 364 

30 367 

89 655 

59 998 

19 225 

10 432 

1980 


389 154 

215 351 

141 121 

32 681 

96 641 

61 722 

22 216 

12 703 

1979 1. Vj.] 


86 631 

51943 

28 304 

6 384 

19 577 

13 437 

6 140 

2. Vj. 


103 868 

62 537 

34 141 

7 190 

23 083 

16 140 

6 943 

3.Vj. 

106 609 

60 602 

37 680 

8 327 

24 196 

16 017 

8 179 

4. Vj.J 


98 892 

52 918 

37 375 

8 599 

22 816 

14 414 

8 402 

1980 1. Vj. 

89 016 

51 320 

30 147 

7 551 

21349 

14 075 

4 544 

2 730 

2. Vj. 

103 399 

58 862 

36 390 

8 141 

25 521 

16 711 

5 685 

3 125 

3. Vj. 

104 064 

56 997 

38 614 

8 454 

26 072 

16 547 

6 188 

3 337 

4. Vj. 

92 754 

48 223 

35 995 

8 542 

23 724 

14 406 

5 808 

3 510 

1981 1. Vj. 

78 960 

44 942 

28 208 

5 813 

20 886 

13 713 

4 801 

2 372 

2. Vj. 

96 338 

55 375 

34 046 

6 915 

25 605 

17 274 

5 576 

2 755 

3. Vj. 

91 374 

50 139 

33 626 

7 609 

25 241 

16 182 

5 763 

3 296 


Die Vierteljahreszahlen umfassen, da die Meldungen der Baugenehmigungsbehörden teilweise nicht termingerecht eingehen, nicht immer 
alle Baugenehmigungen des Berichtsvierteljahres. 

Ab 1963 nur Neu- und Wiederaufbau (einschließlich Umbau ganzer Gebäude). 

Alle Baumaßnahmen. 

Unternehmen und private Haushalte. 

Öffentliche Bauherren und Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Ohne Saarland und Berlin. 

'') Errechnet auf der Basis geschätzter Monatswerte. 
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Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 47* 


Auftragseingang im Bauhauptgewerbe 

a) Wertindex 1976 = 100 


Zeitraum 

Insgesamt 

Hochbau 

Tiefbau 

zusam- 

men 

Woh- 

nungs- 

bau 

sonstiger Hochbau 

zusam- 

men 

Straßen- 

bau 

sonstiger Tiefbau 

private ^) 

öffent- 
liche ^) 

zusam- 

men 

darunter 

öffent- 

licher 

Tiefbau') 

Auftraggeber 

1971 

110,7 

114,4 

120,2 

113,9 

104,8 

105,0 

94,2 

112,8 

104,9 

1972 

116,1 

125,4 

145,9 

114,7 

104,7 

102,0 

92,4 

108,8 

105,7 

1973 

111,5 

116,3 

118,9 

114,0 

115,4 

104,2 

96,6 

109,6 

105,3 

1974 

99,7 

98,3 

90,2 

90,8 

127,2 

101,8 

98,5 

104,1 

104,6 

1975 

106,6 

104,0 

94,4 

106,1 

119,8 

110,4 

101,5 

116,6 

117,3 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

115,6 

111,4 

120,3 

107,1 

101,4 

122,7 

124,8 

121,1 

118,3 

1978 

142,5 

138,7 

158,2 

123,8 

124,9 

148,9 

145,0 

151,7 

153,2 

1979 

160,8 

157,9 

172,0 

149,3 

143,2 

165,4 

157,1 

171,3 

167,2 

1980 

165,2 

164,3 

169,8 

166,4 

149,0 

166,6 

142,9 

183,4 

173,4 

1974 1. Vj. 

83,8 

90,3 

86,3 

91,0 

97,3 

73,6 

61,0 

82,6 

74,9 

2. Vj. 

114,2 

110,5 

112,4 

102,3 

121,3 

119,9 

118,0 

121,2 

127,6 

3. Vj. 

109,1 

100,4 

88,0 

86,5 

148,4 

122,4 

128,6 

118,0 

117,6 

4. Vj. 

91,8 

92,0 

74,1 

83,3 

141,8 

91,3 

86,6 

94,6 

98,5 

1975 1. Vj. 

86,7 

88,0 

77,2 

95,8 

96,1 

84,7 

64,8 

98,9 

96,7 

2. Vj. 

122,3 

114,6 

103,7 

115,1 

135,5 

133,9 

124,6 

140,5 

137,2 

3. Vj. 

114,1 

111,6 

98,8 

120,3 

122,0 

118,0 

126,8 

111,7 

113,0 

4. Vj. 

103,1 

101,9 

97,8 

93,2 

125,6 

104,8 

89,9 

115,3 

122,3 

1976 1. Vj. 

88,5 

94,8 

101,2 

88,1 

94,0 

79,0 

60,4 

92,2 

91,8 

2. Vj. 

109,6 

110,5 

110,7 

117,2 

99,1 

108,2 

112,5 

105,1 

103,5 

3.Vj. 

106,5 

98,8 

100,7 

97,3 

98,5 

118,2 

134,1 

107,0 

109,9 

4. Vj. 

95,3 

95,7 

87,5 

97,5 

108,5 

94,7 

93,2 

95,7 

94,8 

1977 1. Vj. 

90,8 

94,2 

102,6 

96,3 

74,3 

85,5 

74,3 

93,4 

83,7 

2. Vj. 

126,3 

119,1 

129,7 

111,3 

111,9 

138,2 

152,4 

128,0 

124,9 

3.Vj. 

128,4 

116,8 

123,2 

109,5 

117,5 

147,1 

165,0 

134,3 

131,8 

4. Vj. 

117,0 

115,4 

125,8 

111,5 

101,8 

119,9 

107,5 

128,7 

132,9 

1978 1. Vj. 

113,5 

116,5 

139,6 

103,8 

91,5 

108,7 

9Ö,7 

121,6 

118,9 

2. Vj. 

157,3 

145,9 

170,5 

127,0 

128,7 

175,8 

173,7 

177,2 

182,2 

3.Vj. 

160,5 

149,8 

164,6 

129,0 

156,4 

178,0 

194,3 

166,3 

168,6 

4. Vj. 

138,7 

142,3 

158,2 

135,3 

122,8 

133,1 

121,3 

141,5 

142,9 

1979 1. Vj. 

135,3 

140,3 

155,6 

133,9 

119,2 

127,3 

110,2 

139,5 

128,9 

2. Vj. 

182,6 

178,2 

195,7 

167,4 

160,0 

189,6 

191,4 

188,2 

186,9 

3. Vj. 

174,3 

162,5 

170,4 

157,5 

154,6 

193,2 

194,1 

192,5 

191,2 

4. Vj. 

150,9 

150,5 

166,2 

138,3 

138,8 

151,5 

132,6 

164,9 

161,6 

1980 1. Vj. 

158,0 

158,3 

169,6 

162,5 

127,4 

157,7 

123,0 

182,2 

172,7 

2. Vj. 

180,9 

174,2 

180,9 

176,1 

156,6 

191,7 

171,7 

206,2 

194,2 

3. Vj. 

173,5 

170,1 

168,3 

168,6 

176,2 

178,9 

167,2 

187,2 

173,8 

4. Vj. 

148,3 

154,5 

160,3 

158,4 

135,9 

138,2 

110,2 

158,0 

153,1 

1981 1. Vj. 

136,3 

147,6 

164,8 

146,1 

114,4 

118,1 

89,4 

138,4 

123,3 

2. Vj. 

158,8 

168,3 

178,0 

169,4 

146,1 

143,6 

133,1 

151,1 

131,7 

3. Vj.') 

149,6 

152,5 

146,1 

162,3 

149,2 

144,8 

135,7 

151,3 

135,9 


Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen (einschließlich Bundesbahn und Bundespost), landwirtschaftlicher Bau. 
Gebietskörperschaften, Organisationen ohne Erwerbscharakter, sonstige öffentliche Auftraggeber. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


noch Tabelle 47* 


Auftragseingang im Bauhauptgewerbe 

b) Volumenindex 1976 = 100 


Zeitraum 

Insgesamt 

Hochbau 

Tiefbau 

zusammen 

Wohnungs- 

bau 

sonstiger 

Hochbau 

zusammen 

Straßenbau 

sonstiger 

Tiefbau 

1971 

134,0 

139,4 

148,5 

133,1 

125,3 

112,1 

134,8 

1972 

134,5 

144,6 

169,4 

127,3 

119,0 

108,5 

126,4 

1973 

123,1 

127,0 

130,5 

124,5 

116,8 

109,7 

122,0 

1974 

104,0 

102,7 

94,3 

108,9 

105,5 

102,1 

107,9 

1975 

109,6 

107,5 

97,3 

114,9 

112,2 

103,0 

118,9 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

110,9 

106,0 

114,4 

100,0 

119,0 

121,8 

117,3 

1978 

129,3 

125,0 

142,0 

112,6 

137,0 

133,5 

139,4 

1979 

134,2 

131,4 

142,6 

123,0 

139,0 

131,9 

143,9 

1980 

123,8 

123,0 

125,9 

121,3 

125,2 

107,0 

138,2 

1974 1. Vj. 

89,9 

96,9 

92,4 

100,3 

78,7 

65,1 

88,5 

2. Vj. 

118,5 

114,7 

116,9 

113,3 

123,9 

122,1 

125,3 

3.Vj. 

112,6 

103,7 

91,0 

113,0 

125,6 

132,0 

121,0 

4. Vj. 

94,9 

95,5 

77,0 

108,8 

93,7 

89,1 

96,9 

1975 1. Vj. 

89,9 

91,7 

80,2 

100,3 

86,8 

66,3 

101,3 

2. Vj. 

125,4 

118,3 

106,7 

126,7 

135,6 

125,9 

142,5 

3.Vj. 

117,0 

114,9 

101,7 

124,5 

119,8 

128,4 

114,2 

4. Vj. 

105,9 

105,1 

100,8 

108,3 

106,6 

91,3 

117,6 

1976 1. Vj. 

90,4 

97,0 

103,5 

92,5 

80,1 

61,1 

93,7 

2. Vj. 

110,0 

111,0 

111,2 

110,9 

108,1 

112,5 

105,2 

3.Vj. 

105,6 

97,7 

99,4 

96,6 

117,5 

133,5 

106,3 

4. Vj. 

94,2 

94,2 

86,0 

100,1 

94,1 

92,9 

95,0 

1977 1. Vj. 

89,2 

91,9 

100,1 

86,1 

84,7 

73,9 

92,4 

2. Vj. 

121,5 

113,6 

123,8 

106,3 

134,6 

149,3 

124,3 

3.Vj. 

122,1 

110,0 

115,8 

106,1 

141,9 

160,1 

129,3 

4. Vj. 

110,9 

108,3 

117,8 

101,3 

115,0 

103,7 

123,1 

1978 1. Vj. 

106,2 

107,9 

129,7 

92,2 

103,3 

86,6 

115,1 

2. Vj. . 

144,4 

132,6 

154,6 

116,2 

163,8 

162,9 

164,7 

3.Vj. 

143,8 

132,9 

146,0 

123,4 

161,9 

178,0 

150,9 

4. Vj. 

123,1 

125,0 

139,2 

114,8 

120,0 

110,1 

127,2 

1979 1. Vj. 

119,0 

122,7 

135,6 

112,8 

113,2 

97,9 

123,8 

2. Vj. 

154,2 

149,8 

163,8 

139,1 

161,5 

163,2 

160,4 

3. Vj. 

142,3 

132,3 

138,0 

128,1 

158,5 

159,1 

158,0 

4. Vj. 

121,5 

120,9 

132,9 

111,9 

122,7 

107,2 

133,5 

1980 1. Vj. 

123,2 

123,4 

130,9 

117,9 

122,9 

95,5 

142,2 

2. Vj. 

135,6 

103,6 

134,2 

128,2 

144,0 

128,2 

155,0 

3.Vj. 

127,6 

125,0 

122,4 

127,7 

132,0 

122,9 

138,4 

4. Vj. 

108,9 

113,1 

116,1 

111,3 

102,1 

81,2 

117,0 

1981 1. Vj. 

99,2 

107,0 

118,1 

98,7 

86,8 

65,6 

101,9 

2. Vj. 

113,3 

119,1 

124,4 

115,4 

104,1 

96,3 

109,7 

3.Vj.^) 

106,1 

107,1 

101,4 

112,2 

104,5 

97,9 

109,3 


Vorläufige Ergebnisse. 






Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 48* 


Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe 

Wertindex 1976 = 100 


Zeitraum 

Insgesamt 

Hochbau 

Tiefbau 

zusam- 

men 

Woh- 

nungs- 

bau 

sonstiger Hochbau 

zusam- 

men 

Straßen- 

bau 

sonstiger Tiefbau 

private 

öffent- 

liche^) 

zusam- 

men 

darunter 

öffent- 

hcher 

Tiefbau^) 

Auftraggeber 

1971 

111,7 

118,6 

131,6 

108,6 

111,7 

100,4 

99,0 

101,2 

94,5 

1972 

117,3 

131,4 

166,3 

109,7 

104,8 

94,2 

97,8 

92,1 

83,3 

1973 

117,0 

127,6 

151,6 

112,2 

110,2 

99,7 

106,9 

95,6 

87,5 

1974 

100,4 

99,4 

92,5 

93,0 

119,8 

102,2 

118,0 

93,1 

91,4 

1975 

99,3 

98,8 

85,4 

99,9 

119,3 

100,0 

108,9 

94,9 

95,2 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

94,6 

91,0 

90,0 

94,2 

89,8 

101,4 

113,3 

94,6 

95,0 

1978 

120,1 

112,8 

122,7 

105,0 

108,1 

133,7 

142,0 

128,9 

131,0 

1979 

151,3 

144,9 

159,3 

133,7 

134,9 

162,5 

172,8 

156,6 

157,4 

1980 

157,1 

152,1 

159,6 

146,8 

146,3 

165,7 

156,4 

171,0 

165,2 

1974 Mär 

100,7 

102,8 

104,3 

90,8 

117,2 

97,1 

108,4 

90,7 

85,0 

Jun 

103,8 

102,7 

95,7 

97,6 

121,6 

105,5 

122,2 

96,0 

94,6 

Sep 

102,5 

98,8 

88,0 

97,6 

118,1 

108,6 

130,3 

96,3 

95,2 

Dez 

94,9 

93,4 

81,7 

86,1 

122,3 

97,4 

111,1 

89,6 

90,7 

1975 Mär 

964 

95,0 

75,4 

96,5 

124,8 

98,8 

109,8 

92,6 

92,6 

Jun 

104,0 

102,3 

87,9 

104,5 

122,5 

106,9 

118,4 

100,3 

97,5 

Sep 

99,4 

100,0 

87,9 

103,6 

115,1 

98,5 

110,6 

91,6 

92,0 

Dez 

97,2 

98,1 

90,5 

95,1 

115,0 

95,6 

96,6 

95,0 

98,4 

1976 Mär 

105,3 

104,6 

98,3 

104,0 

115,8 

106,4 

99,8 

110,2 

111,4 

Jun 

105,8 

106,3 

111,4 

105,4 

99,3 

105,0 

104,5 

105,4 

102,7 

Sep 

99,0 

99,1 

100,3 

99,2 

96,9 

98,9 . 

103,6 

96,3 

96,6 

Dez 

89,7 

89,8 

89,7 

91,3 

88,2 

89,6 

92,0 

88,3 

89,1 

1977 Mär 

91,3 

89,6 

86,1 

97,0 

86,8 

94,9 

100,8 

91,6 

90,7 

Jun 

93,5 

89,3 

87,9 

93,8 

87,0 

101,4 

116,7 

92,7 

92,6 

Sep 

, 98,4 

94,1 

93,2 

96,9 

93,6 

106,3 

124,2 

96,2 

97,1 

Dez 

95,2 

91,0 

93,0 

89,1 

91,6 

102,9 

111,4 

98,1 

99,5 

1978 Mär 

108,6 

103,0 

111,3 

97,8 

97,3 

119,0 

128,5 

113,6 

114,5 

Jun 

119,3 

110,8 

119,1 

105,8 

105,3 

134,7 

148,2 

127,0 

125,1 

Sep 

126,8 

118,3 

128,8 

108,7 

115,1 

142,4 

150,1 

138,0 

142,0 

Dez 

125,8 

119,0 

131,4 

107,6 

114,6 

138,5 

141,1 

137,1 

142,3 

1979 Mär 

145,8 

137,8 

154,6 

123,8 

127,5 

159,7 

168,4 

154,7 

154,0 

Jun 

156,4 

149,3 

165,6 

138,2 

135,9 

168,6 

187,7 

157,7 

156,0 

Sep 

155,7 

148,7 

161,1 

139,7 

139,4 

167,8 

184,3 

158,4 

157,0 

Dez 

147,3 

143,7 

156,0 

133,0 

136,6 

153,7 

150,7 

155,4 

162,4 

1980 Mär 

159,0 

152,0 

165,5 

142,2 

141,4 

171,1 

165,7 

174,1 

168,5 

Jun 

160,5 

152,4 

160,6 

149,6 

141,9 

174,6 

168,6 

178,0 

172,1 

Sep 

157,0 

153,6 

158,3 

150,2 

150,1 

162,9 

154,9 

167,4 

160,4 

Dez 

151,7 

150,3 

153,8 

144,9 

151,7 

154,1 

136,3 

164,3 

159,9 

1981 Mär 

160,7 

160,0 

167,3 

153,5 

156,0 

162,1 

143,0 

172,9 

157,5 

Jun 

156,6 

157,5 

161,3 

157,5 

151,1 

155,1 

139,1 

164,2 

149,8 


Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen (einschließlich Bundesbahn und Bundespost), landwirtschaftlicher Bau. 
Gebietskörperschaften, Organisationen ohne Erwerbscharakter, sonstige öffentliche Auftraggeber. 
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Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Tabelle 49* 


Umsatz, Beschäftigte und Produktion im Bauhauptgewerbe 


Zeitraum 

Umsatz^) 

Be- 

schäftigte^) 

Geleistete 

Arbeits- 

stimden^) 

Nettopro- 

duktions- 

index®) 

insgesamt 

Wohnungs- 

bau 

landwirt- 
schaftlicher 
und gewerb- 
licher Bau 

öffentlicher 

und 

Verkehrsbau 

Mio DM 

1000 

Mio 

1976 = 100®) 

1950 


6 182 




913 

1 811 


1951 


7 783 




922 

1 862 


1952 


9 237 




945 

1 899 


1953 


10 690 




1 051 

2 179 


1954 


11 722 

5 470 

2 827 

3 424 

1095 

. 2 262 


1955 


14 172 

6 236 

3 582 

4 354 

1 209 

2 498 


1956 


15 638 

6 695 

4 026 

4 918 

1 217 

2 551 


1957 


15 978 

6 811 

4 078 

5 089 

1 201 

2 379 


1958 


17 172 

7 366 

4 101 

5 705 

1206 

2 340 


1959^ 


21 057 

8 479 

4 969 

7 609 

1 287 

2 494 


1960 


25 018 

9 706 

6 411 

8 882 

1406 

2 604 


1961 


28 650 

10 860 

7 212 

10 564 

1447 

2 668 


1962 


33 359 

12 149 

7 665 

13 532 

1 526 

2 706 

76,0 

1963 


36 420 

13 016 

7 738 

15 654 

1 604 

2 660 

76,7 

1964 


42 617 

15 097 

8 872 

18 649 

1 643 

2 908 

84,9 

1965 


44 375 

15 906 

9 717 

18 753 

1 643 

2 800 

86,4 

1966 


46 878 

16 896 

10 312 

19 670 

1 619 

2 793 

87,2 

1967 


46 358 

18 088 

9 164 

19 105 

1 503 

2 561 

92,9 

1968 


29 711 

11451 

6 487 

11 772 

1 524 

2 556 

86,7 

1969 


44 648 

16 606 

10 078 

17 964 

1 543 

2 520 

94,8 

1970 


57 578 

20 092 

13 794 

23 692 

1 567 

2 606 

104,8 

1971 


70 004 

25 562 

17 880 

26 562 

1 583 

2 627 

108,3 

1972 


77 560 

30 959 

18 651 

27 950 

1 571 

2 614 

115,9 

1973 


81 078 

32 963 

19 914 

28 201 

1 546 

2 435 

116,8 

1974 


78 794 

29 984 

18 490 

30 320 

1387 

2 139 

108,7 

1975 


75 370 

26 697 

17 570 

31 103 

1 242 

1 890 

96,6 

1976 


78 398 

28 326 

19 359 

30 712 

1222 

1 844 

100 

1977 


86 128 

32 767 

20 467 

32 894 

1 168 

1 722 

103,5 

1978 


77 984 

29 497 

19 276 

29 211 

1 190 

1 692 

110,0 

1979 


92 080 

34 703 

22 770 

34 606 

1 240 

1 724 

117,4 

1980 


112 484 

42 617 

28 702 

41 166 

1 263 

1 745 

114,2 

1979 

l.Vj. 

12 380 

4 823 

3 575 

3 982 

1 176 

285 

78,9 


2. Vj. 

24 488 

10 172 

5 717 

8 599 

1249 

496 

134,7 


3.Vi. 

24 538 

8 792 

5 973 

9 774 

1 272 

477 

128,0 


4. Vj. 

30 673 

10 916 

7 505 

12 252 

1 263 

465 

129,5 

1980 

1. Vj. 

18 268 

7 260 

5 159 

5 849 

1 226 

375 

97,1 


2. Vj. 

26 499 

10 356 

6 804 

9 339 

1 276 

483 

132,9 


3.Vj. 

30 347 

11 344 

7 707 

11 296 

1 287 

470 

116,5 


4. Vj, 

37 370 

13 656 

9 032 

14 682 

1 262 

417 

111,5 

1981 

l.Vj. 

18 408 

7 045 

5 179 

6 184 

1 192 

302 

79,8 


2. Vj. 

27 434 

10 696 

7 055 

9 684 

1224 

457 

127,5 


3. Vj. 







113,4 


Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1967 (Nettoprodutionsindex bis 1969). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches 
Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

Nur baugewerblicher Umsatz. Ab 1968 ohne Umsatzsteuer; bis 1967 vorwiegend Zahlungseingang, ab 1968 vorwiegend vereinbarte Entgelte. 
Bis 1976 ohne, ab 1977 einschließlich der unbezahlt mithelfenden Familienangehörigen. 

Von Inhabern, Angestellten, Arbeitern und Auszubildenden auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Arbeitsstunden. 

Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. 

Von 1962 bis 1969 Basis 1970 = 100. 

'^) Ohne Saarland und Berlin. 
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Tabelle 50* 


Einzelhandelsumsatz 

1970 = 100 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

Darunter Einzelhandel mit 

Waren 

ver- 

schie- 

dener 

Art 

1 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

mitteln 

Textil- 

waren 

und 

Schuhen 

Hausrat 

und 

Wohn- 

bedarf 

elektro- 
techni- 
schen 
und op- 
tischen 
Erzeug- 
nissen, 
Uhren 

Papier- 

waren 

und 

Druck- 

erzeug- 

nissen 

pharma- 
zeu- 
tischen, 
kosme- 
tischen 
u. ä. 
Erzeug- 
nissen 

Kohle 

und 

Mine- 

ralöl- 

erzeug- 

nissen 

Fahr- 

zeugen, 

Ma- 

schinen, 

Büro- 

einrich- 

tungen 





in jeweiligen Preisen 




1967 

78,1 

73,4 

82,3 

78,8 

75,8 

75,7 

81,6 

79,0 

77,2 

70,3 

1968 

81,5 

80,2 

86,1 

80,6 

77,7 

78,6 

85,2 

85,1 

83,8 

68,5 

1969 

89,8 

87,2 

92,5 

89,7 

87,4 

87,5 

93,8 

93,6 

88,1 

84,9 

1970 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1971 

110,4 

113,4 

109,7 

111,2 

114,9 

111,9 

110,8 

110,3 

105,2 

106,0 

1972 

121,0 

126,4 

120,0 

122,7 

130,0 

126,1 

119,9 

119,6 

107,0 

110,9 

1973 

129,9 

137,8 

130,1 

127,4 

138,2 

134,5 

129,3 

130,2 

148,9 

110,2 

1974 

136,9 

151,5 

137,0 

134,1 

144,5 

148,0 

141,4 

142,3 

160,7 

103,5 

1975 

149,2 

165,6 

147,1 

144,6 

150,9 

156,3 

154,5 

154,4 

165,4 

129,4 

1976 

159,8 

172,4 

159,1 

149,3 

157,9 

163,3 

162,5 

162,9 

191,5 

148,4 

1977 

171,3 

180,8 

170,2 

159,4 

176,0 

176,6 

172,7 

169,1 

183,4 

169,4 

1978 

180,1 

186,2 

178,0 

169,5 

184,1 

185,0 

182,7 

177,7 

195,4 

182,9 

1979 

191,5 

194,7 

187,3 

175,3 

192,9 

194,0 

195,4 

184,1 

296,7 

191,0 

1980 

202,3 

203,8 

202,3 

190,4 

208,6 

208,1 

211,3 

194,5 

292,2 

184,8 

1980 l.Vj. 

189,1 

188,3 

187,6 

169,3 

189,5 

176,9 

188,9 

185,0 

306,1 

193,0 

2. Vj. 

194,0 

182,3 

198,8 

174,5 

191,4 

173,3 

179,2 

190,7 

301,1 

198,3 

S.Vj. 

191,7 

184,8 

199,2 

170,4 

195,2 

188,7 

211,8 

190,4 

304,9 

169,8 

4. Vj. 

234,6 

259,6 

223,3 

247,7 

258,1 

293,6 

265,4 

211,9 

256,7 

178,2 

1981 l.Vj. 

191,2 

X 

190,7 

166,9 

191,1 

185,8 

183,3 

192,4 

330,0 

194,5 

2. Vj. 

199,9 

X 

207,4 

177,0 

201,7 

180,5 

186,1 

203,8 

256,0 

207,8 

3.Vj.2) 

195,8 

X 

201,7 

171,6 

196,5 

185,3 

195,3 

197,4 

304,5 

190,7 






in Preisen von 1970 





1967 

81,2 

76,2 

84,4 

82,3 

79,1 

77,3 

88,3 

84,7 

80,8 

75,3 

1968 

84,9 

83,4 

89,1 

84,3 

81,4 

80,3 

90,5 

89,1 

86,7 

72,7 

1969 

92,6 

90,0 

94,2 

93,1 

90,9 

88,9 

97,7 

96,4 

.93,6 

89,1 

1970 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1971 

105,5 

108,4 

106,1 

104,8 

108,8 

108,6 

103,4 

105,6 

97,1 

100,0 

1972 

110,4 

115,6 

110,4 

109,2 

118,5 

118,5 

108,9 

109,9 

97,8 

100,5 

1973 

111,2 

119,2 

112,3 

105,6 

120,0 

119,6 

111,6 

114,8 

106,4 

96,3 

1974 

109,3 

122,0 

112,7 

103,2 

115,9 

120,3 

113,0 

118,7 

93,3 

84,4 

1975 

113,0 

125,9 

114,6 

106,2 

114,8 

122,6 

115,4 

122,7 

93,7 

98,8 

1976 

117,0 

128,2 

119,5 

106,1 

116,9 

127,3 

118,4 

126,7 

100,6 

110,4 

1977 

121,0 

130,4 

121,1 

108,4 

125,5 

136,1 

121,6 

128,3 

96,1 

122,6 

1978 

124,4 

130,6 

125,7 

110,3 

126,4 

141,2 

125,3 

132,2 

100,8 

128,0 

1979 

127,6 

133,5 

130,6 

109,2 

127,3 

144,3 

131,7 

132,8 

115,7 

129,4 

1980 

128,0 

133,0 

135,9 

112,1 

128,3 

141,4 

137,2 

134,1 

99,8 

119,5 

1980 l.Vj. 

121,7 

125,6 

127,7 

101,7 

120,1 

122,8 

124,8 

130,1 

106,0 

127,4 

2. Vj. 

122,7 

120,1 

133,0 

103,4 

119,0 

117,7 

116,9 

132,3 

102,0 

127,4 

3.Vj. 

120,7 

120,7 

132,8 

100,2 

119,2 

127,7 

137,3 

130,5 

106,0 

108,8 

4. Vj. 

146,9 

165,8 

149,9 

143,5 

155,3 

197,4 

169,9 

143,6 

85,2 

114,2 

1981 l.Vj. 

117,2 

X 

124,7 

95,3 

112,8 

124,0 

115,8 

128,6 

102,5 

124,1 

2. Vj. 

120,2 

X 

131,9 

100,0 

116,8 

119,3 

115,5 

134,5 

78,2 

130,4 

3. Vj.^) 

118,3 

X 

129,9 

97,0 

114,0 

122,7 

121,3 

130,5 

91,6 

119,6 


Einschließlich Einzelhandel mit sonstigen Waren, 
Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 51* 


Zahlungs 

Mio 


Zeitraum 

Devisen- 

bilanz 

Leisttmgsbilanz 

insgesamt 

Waren- und Dienstleisttmgsverkehr 

Übertragungs- 

bilanz 

zusammen 

Handels- 

bilanz^) 

Dienst- 

leistungs- 

bilanz^) 

1950 

- 564 

- 427 

- 2 492 

- 3 012 

+ 520 

+ 2 065 

1951 

+ 2 038 

+ 2 301 

+ 772 

- 149 

+ 921 

+ 1529 

1952 

+ 2 900 

+ 2 478 

+ 2 318 

+ 706 

+ 1 612 

+ 160 

1953 

+ 3 646 

+ 3 873 

+ 4 324 

+ 2 516 

+ 1 808 

- 451 

1954 

+ 2 971 

+ 3 669 

+ 4 143 

+ 2 698 

+ 1 445 

- 474 

1955 

+ 1851 

+ 2 235 

+ 3 069 

+ 1245 

+ 1824 

- 834 

1956 

■+ 5 010 

+ 4 459 

+ 5 680 

+ 2 897 

+ 2 783 

- 1221 

1957 

+ 5 122 

+ 5 901 

+ 7 783 

+ 4 083 

+ 3 700 

- 1882 

1958 

+ 3 444 

+ 5 998 

+ ‘7 998 

+ 4 954 

+ 3 044 

- 2 000 

1959 

- 1692 

+ 4 152 

+ 7 431 

+ 5 361 

+ 2 070 

- 3 279 

1960 

+ 8 019 

+ 4 783 

+ 8 271 

+ 5 223 

+ 3 048 

- 3 488 

1961 

- 2 297 

+ 3 193 

+ 7 623 

+ 6 615 

+ 1 008 

- 4 430 

1962 

- 877 

- 1580 

+ 3 630 

+ 3 477 

+ 153 

- 5 210 

1963 

+ 2 740 

+ 991 

+ 6 086 

+ 6 032 

+ 54 

- 5 095 

1964 

+ 435 

+ 524 

+ 5 835 

+ 6 081 

- 246 

- 5311 

1965 

- 1283 

- 6 223 

+ 154 

+ 1203 

- 1 049 

- 6 377 

1966 

+ 1952 

+ 488 

+ 6 783 

+ 7 958 

- 1 175 

- 6 295 

1967 

- 140 

+ 10 006 

+ 16 428 

+ 16 862 

- 434 

- 6 422 

1968 

+ 7 009 

+ 11856 

+ 19 168 

+ 18 372 

+ 796 

- 7 312 

1969 

-14 361 

+ 7 498 

+ 16 248 

+ 15 584 

+ 664 

- 8 750 

1970 

+ 22 650 

+ 3 183 

+ 12 942 

+ 15 670 

- 2 728 

- 9 759 

1971 

+ 10 986 

+ 2 770 

+ 14 385 

+ 15 892 

- 1507 

-11 615 

1972 

+ 15 195 

+ 2 731 

+ 16 570 

+ 20 278 

- 3 708 

-13 840 

1973 

+ 16 149 

+ 12 354 

+27 881 

+ 32 979 

- 5 098 

-15 527 

1974 

- 9 136 

+ 26 581 

+42 632 

+ 50 846 

- 8 214 

-16 050 

1975 

+ 3 260 

+ 9 932 

+27 631 

+37 276 

- 9 645 

-17 879 

1976 

+ 1301 

+ 9 915 

+27 799 

+34 469 

- 6 670 

-17 884 

1977 

+ 2 570 

+ 9 498 

+ 27 719 

+38 436 

-10 717 

-18 221 

1978 

+ 12 185 

+ 18 419 

+35 850 

+41200 

- 5 350 

-17 431 

. 1979 

- 7 288 

- 9 644 

+ 11 100 

+ 22 429 

-11 329 

-20 745 

1980 

-25 730 

-29 832 

- 5 795 

+ 8 947 

-14 742 

-24 037 

1979 1. Vj. 

- 8 788 

+ 3 582 

+ 7 665 

+ 7 841 

- 176 

- 4 083 

2. Vj. 

- 2 180 

- 2 220 

+ 2 399 

+ 7 023 

- 4 624 

- 4 619 

3. Vj. 

+ 9 659 

- 8 794 

- 2 869 

+ 3 469 

- 6 338 

- 5 925 

4. Vj. 

- 5 979 

- 2 213 

+ 3 905 

+ 4 097 

- 192 

- 6 118 

1980 l.Vj. 

-10 652 

- 5 143 

+ 424 

+ 2 732 

- 2 308 

- 5 566 

2. Vj. 

- 4 870 

- 7 228 

- 844 

+ 1665 

- 2 509 

- 6 385 

3. Vj. 

- 2 080 

-12 670 

- 6 782 

+ 1491 

- 8 273 

- 5 888 

4. Vj. 

- 8 127 

- 4 790 

+ 1 409 

+ 3 061 

- 1 652 

- 6 198 

1981 l.Vj. 

+ 1743 

- 9 138 

- 3 209 

- 195 

- 3 014 

- 5 930 

2. Vj. 

+ 5 050 

- 5 339 

+ 1303 

+ 6 546 

- 5 243 

- 6 642 

3.Vj. 

- 1759 

-12 278 

- 4 231 

+ 7 095 

-11 326 

- 8 047 


Veränderung der Netto- Auslandsaktiva der Bundesbank einschließlich der deutschen Reserveposition im IWF und der Sonderziehungs- 
rechte (Zunahme; +). 

Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. 

Ohne die bereits im cif-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fracht- imd Versicherungskosten; jedoch einschließlich des Saldos des 
Transithandels sowie einschließlich sonstiger, den Warenverkehr betreffenden Ergänzungen (hauptsächlich Lagerverkehr auf inländische 
Rechnung und Absetzung der Rückwaren und der Lohnveredelung). 

Eigene Leistungen;-. 
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bilanz 

DM 


Kapitalbilanz 


Saldo der 

Ausgleichs- 
posten zur 
Auslands- 
position der 
Bundesbank^) 


Saldo des 

langfristiger 

kurzfristiger 

Saldo der 
statistisch 

statistisch 
nicht auf- 

Zeitraum 

gesamten 

Kapital- 

veiicehrs 

Kapitalverkehr 

erfaßten 

Transaktionen 

gliederbaren 

Transaktio- 

nen®) 

+ 637 

+ 488 

+ 149 

+ 210 

- 774 


1950 

- 543 

79 

- 464 

+ 1758 

+ 280 

— 

1951 

+ 6 

- 357 

+ 363 

+ 2 484 

+ 416 

— 

1952 

- 698 

- 378 

- 320 

+ 3 175 

+ 471 

— 

1953 

- 106 

- 438 

+ 332 

+ 3 563 

- 592 

— 

1954 

- 640 

- 271 

- 369 

+ 1595 

+ 256 

— . 

1955 

- 162 

- 365 

+ 203 

+ 4 297 

+ 713 


1956 

- 2 655 

- 390 

- 2 265 

+ 3 246 

+ 1876 

— 

1957 

- 2 329 

- 1437 

- 892 

+ 3 669 

- 225 

— 

1958 

- 6 398 

- 3 629 

- 2 769 

- 2 246 

+ 554 

— 

1959 

+ 1272 

81 

+ 1353 

+ 6 055 

+ 1964 

— 

I960 

- 5 009 

- 4 053 

- 956 

- 1816 

+ 994 

- 1475 

1961 

- 597 

- 183 

- 414 

- 2 177 

+ 1300 


1962 

+ 620 

+ 1806 

- 1 186 

+ 1611 

+ 1 129 

— 

1963 

- 1325 

- 894 

- 431 

- 801 

+ 1236 

— 

1964 

+ 2 142 

+ 1 137 

+ 1005 

- 4 081 

+ 2 798 

— 

1965 

- 599 

- 342 

- 257 

- 111 

+ 2 063 

— 

1966 

-11848 

- 2 930 

- 8 918 

- 1842 

+ 1702 

— 

1967 

- 6 125 

-11 201 

+ 5 076 

+ 5 731 

+ 1278 


1968 

-18 679 

-23 040 

+ 4 361 

-11 181 

+ 919 

- 4 099 

1969 

+ 15 113 

- 934 

+ 16 047 

+ 18 296 

+ 3 616 

+ 738 

1970 

+ 10 884 

+ 6 293 

+ 4 592 

+ 13 654 

+ 2 701 

- 5 370 

1971 

+ 11 932 

+ 15 551 

- 3 620 

+ 14 662 

+ 1028 

- 495 

1972 

+ 13 143 

+ 12 950 

+ 194 

+25 498 

+ 931 

-10 279 

1973 

-25 298 

- 6 282 

-19 015 

+ 1284 

- 3 189 

- 7 231 

1974 

-13 282 

-18 231 

+ 4 949 

- 3 350 

+ 1 131 

+ 5 480 

1975 

- 1033 

- 1476 

+ 443 

+ 8 882 

92 

- 7 489 

1976 

- 287 

-12 931 

+ 12 644 

+ 9 211 

+ 1239 

- 7 880 

1977 

+ 5 436 

- 2 946 

+ 8 382 

+ 23 855 

- 4 083 

- 7 586 

1978 

+ 9 869 

+ 10 826 

- 957 

+ 225 

- 5 178 

- 2 334 

1979 

+ 5 636 

+ 6 860 

- 1223 

-24 195 

- 3 699 

+ 2 164 

1980 

-10 195 

- 753 

- 9 442 

- 6 612 

- 2 709 

+ 534 

1979 1. Vj. 

+ 1555 

+ 4 022 

- 2 467 

- 665 

- 1515 

— 

2. Vj. 

+ 19 025 

+ 8 696 

+ 10 329 

+ 10 231 

- 572 

— 

3. Vj. 

- 516 

- 1 138 

+ 622 

- 2 729 

- 382 

- 2 868 

4. Vj. 

- 4 264 

+ 334 

- 4 598 

- 9 408 

- 1753 

+ 508 

1980 1. Vj. 

+ 2 119 ' 

+ 1482 

+ 637 

- 5 110 

+ 240 

— 

2. Vj. 

+ 10 700 

+ 1076 

+ 9 624 

- 1970 

- 110 

— 

3. Vj. 

- 2 919 

+ 3 968 

- 6 887 

- 7 708 

- 2 075 

+ 1656 

4. Vj. 

+ 13 930 

+ 3 423 

+ 10 506 

+ 4 791 

- 2 664 

- 384 

1981 1. Vj. 

+ 5 574 

+ 4 335 

+ 1239 

+ 235 

+ 4 815 

— 

2. Vj. 

+ 10 953 

+ 6 733 

+ 4 220 

- 1325 

- 434 

— 

3. Vj. 


Kapitalexport; 

*) Saldo der nicht erfaßten Posten und statistischen Ermittlungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr (= Restposten). 

■^) Gegenposten zu Veränderungen der Auslandsposition der Bundesbank, die nicht auf den Leistungs- und Kapitalverkehr mit dem Ausland 
zurückgehen; Hauptsächlich Zuteilung von IWF-Sonderziehungsrechten und Änderungen des DM- Wertes der Auslandsposition der Bundes- 
bank. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 52* 


Kapitalverkehr 

(Kapital 

Mio 



Langfristiger Kapitalver 



privat 




deutsche Nettokapitalanlagen 
im Ausland (Zunahme: -) 

ausländische 
Nettokapitalanlagen 
im Inland (Zunahme: +) 

Zeitraum 

insge- 

samt^) 

zusam- 

men^) 

zusam- 

men^) 

Direktin- 
vestitio- 
nen^) und 
privater 
Grund- 
besitz 

Kredite 
und Dar- 
lehen'^), 
Portfolio- 
investi- 
tionen 

zusam- 

men^) 

Direkt- 

investi- 

tionen^) 

und 

privater . 
Grund- 
besitz 

Kredite 
und Dar- 
lehen^), 
Portfolio- 
investi- 
tionen ^) 

1960 

81 

+ 1230 

- 1494 

- 733 

- 783 

+ 2 724 

+ 807 

+ 2 033 

1961 

- 4 053 

+ 1035 

- 1268 

-1002 

- 268 

+ 2 303 

+ 1 178 

+ 1253 

1962 

- 183 

+ 1 107 

- 1 740 

-1 335 

- 374 

+ 2 847 

+ 1 338 

+ 1541 

1963 

+ 1806 

+ 3 253 

- 1663 

-1033 

- 633 

+ 4 916 

+ 1931 

+ 3 009 

1964 

- 894 

+ 421 

- 2 377 

-1 372 

- 1022 

+ 2 798 

+ 2 444 

+ 367 

1965 

+ 1 137 

+ 2 428 

- 2 199 

-1448 

- 741 

+ 4 627 

+3 557 

+ 1087 

1966 

- 342 

+ 2 189 

- 2 815 

-1616 

- 1 187 

+ 5 004 

+3 953 

+ 1064 

1967 

- 2 930 

- 1440 

- 3 663 

-1 502 

- 2 150 

+ 2 223 

+ 3 285 

- 1010 

1968 

-11201 

- 9 872 

-12 223 

-2 185 

-10 020 

+ 2 351 

+2 087 

+ 323 

1969 

-23 040 

-21 203 

-22 706 

-3 142 

-19 541 

+ 1503 

+ 1 989 

- 465 

1970 

- 934 

+ 1454 

- 8 648 

-3 580 

- 5 048 

+ 10 102 

+2 073 

+ 8 064 

1971 

+ 6 293 

+ 8 458 

- 4 027 

-4 230 

+ 219 

+ 12 485 

+3 827 

+ 8 666 

1972 

+ 15 551 

+ 17 029 

+ 315 

-5 760 

+ 6 115 

+ 16 714 

+6 054 

+ 10 703 

1973 

+ 12 950 

+ 15 153 

- 710 

-5 186 

+ 4 470 

+ 15 863 

+ 5 465 

+ 10 411 

1974 

- 6 282 

- 5 405 

- 9 484 

-5 482 

- 3 918 

+ 4 078 

+5 609 

- 1 523 

1975 

-18 231 

-19 393 

-21 875 

-5 353 

-16 434 

+ 2 482 

+ 1 651 

+ 834 

1976 

- 1476 

- 3 896 

-17 556 

-6 576 

-10 880 

+ 13 660 

+2 628 

+ 11 040 

1977 

-12 931 

-11313 

-20 946 

-5 551 

-15 263 

+ 9 634 

+ 1 869 

+ 7 768 

1978 

- 2 946 

+ 346 

, -20 859 

-7 835 

-12 973 

+ 21 205 

+3 061 

+ 18 143 

1979 

+ 10 826 

+ 12 334 

-18 690 

-9 266 

- 9 422 

+31025 

+2 048 

+28 976 

1980 

+ 6 860 

-14 513 

-27 374 

-9 510 

-17 717 

+ 12 861 

+ 1 920 

+ 10 939 

1978 1. Vj. 

+ 2 360 

+ 3 193 

- 3 819 

-1 321 

- 2 469 

+ 7 013 

+ 855 

+ 6 156 

2. Vj. 

- 5 128 

- 4 426 

- 6 646 

-2 225 

- 4 408 

+ 2 220 

+ 267 

+ 1953 

3.Vj. 

+ 1829 

+ 2 501 

- 3 126 

-1 594 

- 1524 

+ 5 627 

+ 1232 

+ 4 395 

4. Vj. 

- 2 008 

- 923 

- 7 268 

-2 695 

- 4 571 

+ 6 345 

+ 707 

+ 5 639 

1979 1. Vj. 

- 753 

- 632 

- 5 637 

-2 149 

- 3 437 

+ 5 005 

+ 504 

+ 4 500 

2. Vj. 

+ 4 022 

+ 4 487 

- 1773 

-1283 

- 472 

+ 6 260 

+ 346 

+ 5 914 

3.Vj. 

+ 8 696 

+ 8 933 

- 2 381 

-2 101 

- 320 

+ 11 315 

+ 923 ' 

+ 10 392 

4. Vj. 

- 1138 

- 454 

- 8 899 

-3 734 

- 5 195 

+ 8 445 

+ 276 

+ 8 170 

1980 1. Vj. 

+ 334 

- 5 087 

- 9 605 

-2 945 

- 6 716 

+ 4 517 

+ 531 

+ 3 987 

2. Vj. 

+ 1482 

- 2 176 

- 6 025 

-1 992 

- 4 011 

+ 3 848 

+ 404 

+ 3 443 

3.Vj. 

+ 1076 

- 1573 

- 4 062 

-1 696 

- 2 318 

+ 2 489 

+ 617 

+ 1871 

4. Vj. 

+ 3 968 

- 5 677 

- 7 683 

-2 877 

- 4 672 

+ 2 006 

+ 368 

+ 1638 

1981 1. Vj. 

+ 3 423 

- 2 374 

- 4 704 

-2 820 

- 1767 

+ 2 329 

+ 869 

+ 1460 

2. Vj. 

+ 4 335 

- 2 650 

- 7 265 

-2 812 

- 4 395 

+ 4 616 

+2 499 

+ 2 117 

3.Vj. 

+ 6 733 

+ 3 182 

- 4 110 

-2 436 

- 1571 

+ 7 292 

+ 1004 

+ 6 288 


Für die Aufgliederung in „Privat“ und „öffentlich“ ist maßgebend, welchem der beiden Sektoren die beteiligte inländische Stelle angehört. 
Einschließlich ,, sonstige Nettokapitalanlagen“, 

Soweit erkennbar. Einschließlich geschätzter reinvestierter Gewinne. 
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Tabelle 52* 


mit dem Ausland 

export: -) 

DM 


kehr 

Kurzfristiger Kapitalverkehr 

Zeitraum 

öffentlich 

insgesamt 

privat 

Öffentlich^) 

zusammen 

Kredit- 

institute 

Wirtschafts- 
Unternehmen 
und Private 

_ 

1 311 

+ 1 

353 

+ 

2 359 

+ 

2 

369 

“ 10 

-1 

006 

1960 


- 

5 088 

- 

956 

- 

735 

- 


380 

- 355 

- 

221 

1961 


- 

1 290 

- 

414 

- 

254 

- 


259 

+ 5 

- 

160 

1962 


- 

1 447 

- 1 

186 

- 

1 177 

+ 


684 

-1 861 

- 

9 

1963 


- 

1 315 

- 

431 

+ 

610 

+ 


85 

+ 525 

-1 

041 

1964 


- 

1 291 

+ 1 

005 

- 

47 

- 


478 

+ 431 

+ 1 

052 

1965 


- 

2 531 

- 

257 

- 

594 

- 


574 

- 20 

+ 

337 

1966 


- 

1 490 

- 8 

918 

- 

8 557 

- 

4 

823 

-3 734 

_ 

361 

1967 


- 

1 329 

+ 5 

076 

+ 

3 891 

+ 

2 

455 , 

+ 1 436 

+ 1 

185 

1968 


- 

1 837 

+ 4 

361 

+ 

4 390 

+ 

4 

325 

+ 65 

- 

29 

1969 


- 

2 388 

+ 16 

047 

+ 

16 344 

+ 

7 

927 

+ 8 417 

- 

297 

1970 


- 

2 166 

+ 4 

592 

+ 

3 179 

+ 

1 

172 

+2 007 

+ 1 

412 

1971 


- 

1 478 

- 3 

620 

- 

4 012 

_ 


420 

-3 592 

+ 

391 

1972 


“ 

2 203 

+ 

194 

+ 

26 

- 

5 

149 

+ 5 175 

+ 

168 

1973 


- 

877 

-19 

015 

- 

19 020 

_ 

9 

733 

-9 287 

+ 

4 

1974 



1 162 

+ 4 

949 

+ 

4 263 

- 

2 

261 

+ 6 524 

+ 

685 

19.75 


-f 

2 420 

+ 

443 

+ 

1046 

+ 

6 

731 

-5 685 

- 

603 

1976 


- 

1 618 

+ 12 

644 

+ 

12 684 

+ 

8 

120 

+ 4 564 

- 

39 

1977 


- 

3 292 

+ 8 

382 

+ 

7 230 

+ 

10 

089 

-2 859 

+ 1 

152 

1978 


- 

1 509 

- 

957 

- 

647 

+ 

4 

328 

-4 975 

- 

310 

1979 


+21 373 

- 1 

223 

- 

807 

- 

9 

346 

+ 8 539 

- 

416 

1980 


- 

833 

- 2 

504 

- 

3 950 

- 

3 

650 

- 300 

+ 1 

446 

1978 

l.Vj. 

- 

702 

- 1 

114 

- 

1 610 

+ 


546 

-2 156 

+ 

496 


2. Vj. 

- 

671 

+ 5 

221 

+ 

5 035 

+ 

4 

239 

+ 796 

+ 

187 


3.Vj. 

- 

1 085 

+ 6 

779 

+ 

7 755 

+ 

8 

954 

-1 199 

- 

976 


4. Vj. 

- 

121 

- 9 

442 

- 

11 296 

- 

8 

021 

-3 275 

+ 1 

855 

1979 

l.Vj. 

- 

466 

- 2 

467 

- 

3 687 

- 

1 

577 

-2 110 

+ 1 

221 


2. Vj. 

- 

238 

+ 10 

329 

+ 

12 775 

+ 

9 

841 

+2 934 

-2 

446 


3.Vj. 

- 

684 

+ 

622 

+ 

1 561 

+ 

4 

085 

-2 524 

- 

939 


4. Vj. 

+ 

5 421 

- 4 

598 

- 

4 368 

- 

9 

749 

+ 5 381 

- 

230 

1980 

l.Vj. 

+ 

3 658 

+ 

637 

+ 

386 

+ 


770 

- 384 

+ 

251 


2. Vj. 

+ 

2 649 

+ 9 

624 

+ 

9 922 

+ 

3 

552 

+6 370 

- 

298 


3.Vj. 

+ 

9 645 

- 6 

887 

- 

6 747 

- 

3 

919 . 

-2 828 

- 

140 


4. Vj. 

+ 

5 798 

+ 10 

506 

+ 

9 296 

+ 

4 

864 

+4 432 

+ 1 

210 

1981 

l.Vj. 

+ 

6 984 

+ 1 

239 

+ 

955 

- 

2 

948 

+ 3 903 

+ 

284 


2.Vj. 

+ 

3 551 

+ 4 

220 

+ 

633 

— 

4 

701 

+ 5 334 

+3 

588 


3.Vj. 


Nur Kredite und Darlehen, für die bei Vertragsabschluß eine Laufzeit von mehr als zwölf Monaten vereinbart wurde. - Ohne Direktinvestitionen. 
Einschließlich der Transaktionen in deutschen Auslandsbonds. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 53* 


Außenhandel (Spezialhandel) 

Tatsächliche Werte, Volumen und Durchschnittswerte 


Zeiti 


Tatsächliche Werte 

Volumen 

Index der 

Durchschnittswerte 

Terms of 
Trade 

'aum 

Ausfuhr 



Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Mio DM 

1976 = 100 

1950 


8 362 

11374 






1951 


14 577 

14 726 






1952 


16 909 

16 203 

29 839 

18 296 

56,7 

88,6 

64,0 

1953 


18 526 

16 010 

32 803 

19 977 

56,5 

80,1 

70,5 

1954 


22 035 

19 337 

38 857 

24 652 

56,7 

78,4 

72,3 

1955 


25 717 

24 472 

44 556 

30 760 

57,7 

79,6 

72,5 

1956 


30 861 

27 964 

51200 

34 647 

60,3 

80,7 

74,7 

1957 


35 968 

31697 

57 932 

38 361 

62,1 

82,6 

75,2 

1958 


36 998 

31 133 

60 450 

41 726 

61,2 

74,6 

82,0. 

1959 ^ 


41 184 

35 823 

66 519 

49 654 

61,9 

72,1 

85,9 

1960 


47 946 

42 723 

76 300 

57 910 

62,8 

73,8 

85,1 

1961 


50 978 

44 363 

80 889 

62 518 

63,0 

71,0 

88,7 

1962 


52 975 

49 498 

83 370 

72 013 

63,5 

68,7 

92,4 

1963 


58 310 

52 277 

87 788 

76 921 

66,4 

68,0 

97,6 

1964 


64 920 

58 839 

99 429 

86 667 

65,3 

67,9 

96,2 

1965 


71651 

70 448 

106 679 

99 917 

67,2 

70,5 

95,3 

1966 


80 628 

72 670 

117 087 

102 178 

68,9 

71,1 

96,9 

1967 


87 045 

70 183 

126 274 

100 533 

68,9 

69,8 

98,7 

1968 


99 551 

81 179 

145 056 

117 278 

68,6 

69,2 

99,1 

1969 


113 557 

97 972 

160 657 

137 260 

70,7 

71,4 

99,0 

1970 


125 276 

109 606 

183 776 

163 630 

68,2 

67,0 

101,8 

1971 


136 011 

120 119 

192 016 

176 913 

70,8 

67,9 

104,3 

1972 


149 023 

128 744 

204 547 

190 001 

72,9 

67,8 

107,5 

1973 


178 396 

145 417 

233 816 

200 090 

76,3 

72,7 

105,0 

1974 


230 578 

179 733 

260 412 

192 963 

88,5 

93,1 

95,1 

1975 


221589 

184 313 

230 480 

194 149 

96,1 

94,9 

101,3 

1976 


256 642 

222 173 

256 650 

222 158 

100 

100 

100 

1977 


273 614 

235 178 

270 549 

230 469 

101,1 

102,0 

99,1 

1978 


284 907 

243 707 

281 739 

247 791 

101,1 

98,4 

102,7 

1979 


314 469 

292 040 

301 775 

270 188 

104,2 

108,1 

96,4 

1980 


350 328 

341 380 

314 311 

276 115 

111,5 

123,6 

90,2 

1978 

1. Vj. 

67 643 

58 455 

67 391 

59 059 

100,4 

99,0 

101,4 


2. Vj. 

72 019 

61765 

71 551 

62 993 

100,7 

98,1 

102,7 


3.Vj. 

68 165 

58 582 

67 379 

59 248 

101,2 

98,9 

102,3 


4. Vj. 

77 081 

64 905 

75 417 

66 491 

102,2 

97,6 

104,7 

1979 

l.Vj. 

74 292 

66 451 

72 568 

65 789 

102,4 

101,0 

101,4 


2. Vj. 

78 649 

71 626 

76 239 

67 190 

103,2 

106,6 

96,8 


3.Vj. 

76 355 

72 886 

72 981 

65 453 

104,6 

111,4 

93,9 


4. Vj. 

85 173 

81076 

79 987 

71756 

106,5 

113,0 

94,2 

1980 

l.Vj. 

88 795 

86 063 

81 356 

70 727 

109,1 

121,7 

89,6 


2. Vj. 

87 522 

85 857 

79 208 

70 041 

110,5 

122,6 

90,1 


3.Vj. 

82 912 

81421 

74 053 

66 137 

112,0 

123,1 

91,0 


4.Vj. 

91099 

88 038 

79 693 

69 210 

114,3 

127,2 

89,9 

1981 

l.Vj. 

91 197 

91392 

78 778 

67 574 

115,8 

135,2 

85,7 


2. Vj. 

97 182 

90 635 

82 716 

66 307 

117,5 

136,7 

86,0 


3.Vj. 

98 809 

91 714 

82 343 

64 053 

120,0 

143,2 

83,8 


Mengen bewertet mit den Durchschnittswerten des Jahres 1976. 

Index der Durchschnittswerte der Ausfuhr in vH des Index der Durchschnittswerte der Einfuhr. 
Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Tabelle 54* 


Ausfuhr und Einfuhr nach Warengruppen der Produktionsstatistik 

Mio DM 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt^) 

Erzeugnisse 

Elek- 

trizität, 

Gas, 

Fern- 

wärme, 

Wasser^) 

Berg- 

bauliche 

Erzeug- 

nisse 

Erzeugnisse des 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

der Land- 
und 
Forst- 
wirt- 
schaft, 
Fischerei 

des Nah- 
rungs- 
und 
Genuß- 
mittel- 
gewerbes 

Grund- 
stoff- und 
Produk- 
tions- 
güter- 
gewerbes 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierenden 

Gewerbes 






Ausfuhr 





1970 

125 276 

1 712 

3 065 

8 

2 839 

33 985 

67 691 

14 000 

31 684 

17 177 

1971 

136 011 

1 564 

3 963 

5 

3 008 

35 420 

74 103 

15 583 

34 821 

19 315 

1972 

149 023 

2 002 

4 446 

3 

2 964 

37 502 

82 565 

17 284 

40 098 

20 808 

1973 

178 396 

2 571 

6 124 

2 

. 3 308 

47 563 

95 878 

20 733 

45 457 

24 368 

1974 

230 578 

2 448 

8 390 

2 

5 243 

74 077 

113 206 

24 409 

53 633 

26 141 

1975 

221 589 

2 632 

8 535 

3 

4 903 

60 961 

117 926 

27 883 

58 544 

25 215 

1976 

256 642 

3 161 

9 223 

339 

4 660 

67 255 

139 347 

28 585 

67 959 

32 652 

1977 

273 614 

3 161 

11 535 

256 

4 588 

68 148 

150 142 

30 493 

72 254 

36 523 

1978 

284 907 

3 025 

11 707 

332 

6 527 

72 628 

153 308 

32 163 

72 818 

37 680 

1979 

314 469 

3 309 

13 496 

618 

6 886 

85 511 

162 971 

36 118 

74 524 

40 832 

1980 

350 328 

3 712 

15 918 

605 

8 128 

95 190 

180 081 

40 396 

82 093 

45 340 

1980 l.Vj. 

88 795 

1 056 

3 714 

197 

2 013 

25 119 

44 677 

10 630 

19 773 

11 983 

'2.Vj. 

87 522 

906 

3 872 

154 

2 078 

24 086 

45 106 

9 739 

20 382 

11 158 

3.Vj. 

82 912 

810 

4 018 

83 

2 004 

22 569 

41 943 

9 942 

19 178 

10 575 

4.Vj. 

91 099 

939 

4 314 

171 

2 034 

23 416 

48 355 

10 085 

22 759 

11 625 

1981 l.Vj. 

91 197 

1 168 

4 941 

282 

2 224 

25 194 

45 388 

10 233 

20 262 

11 380 

2.Vj. 

97 182 

1 213 

5 065 

162 

2 640 

25 840 

49 889 

10 331 

23 623 

11 684 

3.Vj. 

98 809 

1 187 

4 700 

96 

2 405 

27 268 

49 665 

11 241 

23 462 

11 986 

i 





Einfuhr 





1970 

109 606 

15 134 

9 015 

1 

10 166 

32 791 

24 516 

14 778 

9 834 

14 540 

1971 

120 119 

15 770 

10 150 

1 

11502 

32 242 

28 038 

17 888 

11 259 

18 638 

1972 

128 744 

16 760 

11464 

1 

11 396 

33 805 

29 986 

21 608 

11 603 

21 455 

1973 

145 417 

18 674 

12 922 

1 

13 894 

40 971 

31 801 

23 771 

11 185 

25 219 

1974 

179 733 

19 799 

13 309 

0 

29 942 

53 052 

33 051 

26 465 

11 352 

28 544 

1975 

184 313 

20 202 

14 084 

0 

27 227 

49 266 

39 545 

28 980 

13 727 

33 507 

1976 

222 173 

23 852 

16 339 

556 

32 410 

60 565 

48 661 

33 604 

16 822 

38 577 

1977 

235 178 

26 175 

17 231 

653 

32 425 

61 653 

54 777 

36 917 

18 941 

41526 

1978 

243 707 

24 546 

17 970 

639 

29 920 

64 354 

60 784 

40 055 

21 118 

45 474 

1979 

292 040 

25 231 

18 942 

693 

41 856 

83 538 

68 605 

46 644 

24 421 

53 447 

1980 

341 380 

27 267 

20 759 

921 

60 640 

93 463 

78 312 

52 471 

27 617 

58 586 

1980 l.Vj. 

86 063 

7 111 

5 107 

220 

14 844 

24 400 

18 751 

14 169 

6 591 

15 452 

2.Vj. 

85 857 

7 168 

5 008 

207 

14 722 

24 151 

20 126 

12 346 

6 988 

14 011 

3.Vj. 

81421 

6 127 

4 968 

234 

14 331 

22 611 

18 277 

13 055 

6 320 

14 763 

4.Vj. 

88 038 

6 861 

5 676 

260 

16 743 

22 302 

21 158 

12 901 

7 719 

14 360 

1981 l.Vj. 

91 392 

7 460 

5 530 

268 

17 659 

23 533 

21414 

13 683 

7 774 

15 813 

2.Vj. 

90 635 

7 521 

5 727 

253 

17 182 

23 554 

22 518 

11 923 

8 214 

13 077 

3.Vj. 

91714 

6 533 

5 581 

309 

17 707 

25 113 

21 123 

13 343 

7 751 

15 493 


Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Industriestatistik nach dem Stand von 1975. 
Einschließlich Waren, die nicht zugeordnet werden konnten. 

Bis 1975 ohne elektrischen Strom. 

Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 55* 


Ausfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik 

Mio DM 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

Güter der 
Emäh- 
rungswirt- 
schaft 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Fertigwaren 

zusammen 

Vor- 

End- 

erzeugnisse 

1950 ‘ 


8 362 

196 

8 166 

1 168 

1576 

5 422 

1 862 

3 560 

1951 


14 577 

489 

14 088 

1318 

2 110 

10 660 

3 678 

6 982 

1952 


16 909 

379 

16 529 

1 281 

2 544 

12 704 

3 488 

9 216 

1953 


18 526 

376 

18 050 

1488 

2 724 

13 839 

3 384 

10 455 

1954 


22 035 

515 

21521 

1 694 

2 883 

16 943 

4 109 

12 834 

1955 


25 717 

683 

25 034 

1 568 

3 268 

20 198 

4 769 

15 429 

1956 


30 861 

834 

29 945 

1 715 

3 819 

24 412 

5 945 

18 467 

1957 


35 968 

829 

35 044 

1 939 

4 153 

28 951 

7 135 

21 816 

1958 


36 998 

882 

35 998 

1 710 

3 890 

30 398 

6 769 

23 630 

1959 J 


41 184 

1 005 

40 057 

1 968 

4 309 

33 780 

7 970 

25 810 

1960 


47 946 

1091 

46 696 

2 182 

5 007 

39 506 

9 672 

29 834 

1961 


50 978 

1075 

49 705 

2 175 

5 282 

42 248 

9 731 

32 517 

1962 


52 975 

1 143 

51616 

2 362 

4 982 

44 273 

9 876 

34 397 

1963 


58 310 

1 317 

56 742 

2 489 

5 446 

48 807 

10 450 

38 357 

1964 


64 920 

1 614 

63 039 

2 518 

5 733 

54 788 

11 847 

42 941 

1965 


71 651 

1 981 

69 361 

2 555 

6 254 

60 552 

13 312 

47 240 

1966 


80 628 

1968 

78 301 

2 835 

7 152 

68 314 

14 727 

53 587 

1967 


87 045 

2 476 

84 166 

2 880 

7 573 

73 713 

16 570 

57 143 

1968 


99 551 

2 985 

96 098 

3 163 

8 563 

84 373 

18 264 

66 109 

1969 


113 557 

3 657 

109 308 

3 080 

8 900 

97 328 

21 141 

76 187 

1970 


125 276 

4 380 

120 194 

3 188 

9 577 

107 430 

23 034 

84 395 

1971 


136 011 

5 097 

130 145 

3 258 

10 480 

116 407 

23 874 

92 533 

1972 


149 023 

5 946 

142 184 

3 388 

10 445 

128 351 

25 861 

102 490 

1973 


178 396 

8 016 

169 392 

4 071 

13 244 

152 078 

33 334 

118 744 

1974 


230 578 

9 953 

219 387 

5 516 

20 596 

193 275 

51 133 

142 142 

1975 


221 589 

10 397 

209 784 

5 304 

16 129 

188 350 

40 334 

148 016 

1976 


256 642 

11412 

243 775 

5 692 

18 688 

219 396 

45 638 

173 758 

1977 


273 614 

13 723 

258 243 

5 657 

18 281 

234 305 

46 579 

187 726 

1978 


284 907 

13 790 

269 300 

6 098 

20 415 

242 787 

49 905 

192 882 

1979 


314 469 

15 698 

296 637 

6 555 

24 796 

265 286 

58 688 

206 598 

1980 


350 328 

18 471 

329 357 

6 792 

30 520 

292 045 

62 630 

229 415 

1978 

l.Vj. 

67 643 

3 243 

63 958 

1477 

4 671 

57 810 

11 647 

46 163 

2.Vj. 

72 019 

3 651 

67 914 

1588 

5 149 

61 177 

12 698 

48 479 

3.Vj. 

68 165 

3 370 

64 383 

1440 

5 062 

57 881 

12 155 

45 726 

4. Vj. 

77 081 

3 525 

73 045 

1594 

5 533 

65 918 

13 404 

52 514 

1979 

l.Vj. 

74 292 

3 928 

69 899 

1 551 

5 590 

62 757 

13 422 

49 335 

2.Vj. 

78 649 

3 897 

74 250 

1721 

6 173 

66 357 

14 605 

51 752 

3. Vj. 

76 355 

3 720 

72 102 

1 561 

6 386 

64 155 

15 054 

49 101 

4. Vj. 

85 173 

4 154 

80 386 

1 722 

6 647 

72 017 

15 607 

56 409 

1980 

l.Vj. 

88 795 

4 471 

83 744 

1 749 

8 195 

73 801 

16 658 

57 143 

2. Vj. 

87 522 

4 463 

82 439 

1 706 

7 638 

73 095 

16 163 

56 932 

3. Vj. 

82 912 

4 568 

77 745 

1 603 

7 094 

69 047 

14 617 

54 430 

4. Vj. 

91 099 

4 970 

85 428 , 

1 733 

7 593 

76 103 

15 192 

60 911 

1981 

l.Vj. 

91 197 

5 819 

84 751 

1797 

7 921 

75 032 

16 490 

58 543 

2.Vj. 

97 182 

5 956 

90 565 

1 948 

8 477 

80 140 

16 892 

63 248 

3.Vj. 

98 809 

5 582 

92 545 

1 969 

8 613 

81963 

17 542 

64 421 


Einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen. 
Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 56* 


Einfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik 

Mio DM 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

Güter der 
Emäh- 
rungswirt- 
schaft 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen 

Rohstoffe 

Halbwaren 

F ertigwaren 

zusammen 

Vor- 

End- 

erzeugnisse 

1950 ' 


11374 

5 013 

6 360 

3 368 

1 564 

1 429 

714 

714 

1951 


14 726 

5 876 

8 850 

5 249 

2 012 

1 588 

848 

740 

1952 


16 203 

6 065 

10 138 

5 635 

2 357 

2 146 

1 175 

970 

1953 


16 010 

5 852 

10 158 

5 224 

2 438 

2 497 

1 450 

1 046 

1954 


19 337 

7 151 

12 186 

5 502 

3 476 

3 208 

1 894 

1314 

1955 


24 472 

7 635 

16 837 

7 281 

4 916 

4 640 

2 764 

1 876 

1956 


27 964 

9 162 

18 657 

8 225 

5 236 

5 196 

2 910 

2 286 

1957 


31 697 

9 975 

21 569 

9 376 

5 741 

6 452 

3 338 

3 114 

1958 


31 133 

9 408 

21438 

7 685 

5 252 

8 500 

3 845 

4 655 

1959 J 


35 823 

10 731 

24 755 

7 749 

5 977 

11 030 

4 719 

6 311 

1960 


42 723 

11 246 

31 076 

9 269 

8 061 

13 746 

5 773 

7 973 

1961 


44 363 

11 677 

32 186 

9 095 

7 542 

15 550 

6 028 

9 522 

1962 


49 498 

13 684 

35 371 

8 821 

7 863 

18 688 

6 689 

11 999 

1963 


52 277 

12 779 

38 987 

9 362 

8 049 

21 575 

7 142 

14 433 

1964 


58 839 

14 035 

44 214 

10 916 

9 779 

23 519 

8 548 

14 971 

1965 


70 448 

16 852 

52 917 

11431 

10 807 

30 679 

10 424 

20 256 

1966 


72 670 

17 451 

54 425 

11 819 

10 814 

31 792 

10 556 

21 236 

1967 


70 183 

16 599 

52 648 

11 828 

10 961 

29 859 

9 454 

20 406 

1968 


81 179 

17 083 

63 035 

13 645 

13 630 

35 761 

12 649 

23 111 

1969 


97 972 

19 331 

77 404 

14 487 

16 720 

46 196 

15 767 

30 429 

1970 


109 606 

20 924 

87 233 

14 809 

17 660 

54 763 

16 999 

37 764 

1971 


120 119 

22 829 

95 636 

15 868 

16 327 

63 442 

18 686 

44 755 

1972 


128 744 

24 959 

102 162 

15 857 

16 439 

69 865 

20 726 

49 139 

1973 


145 417 

28 029 

115 702 

18 754 

21 578 

75 370 

22 873 

52 498 

1974 


179 733 

29 348 

148 300 

34 653 

30 406 

83 241 

25 703 

57 538 

1975 


184 313 

31 127 

150 746 

30 144 

27 648 

92 953 

25 202 

67 752 

1976 


222 173 

36 037 

183 274 

36 097 

34 689 

112 488 

31 423 

81 064 

1977 


235 178 

39 306 

192 776 

35 154 

35 454 

122 168 

33 256 

88 912 

1978 


243 707 

38 605 

201 783 

30 786 

37 526 

133 471 

35 342 

98 129 

1979 


292 040 

39 947 

248 446 

42 703 

50 124 

155 619 

42 245 

113 374 

1980 


341 380 

43 363 

293 706 

58 929 

59 918 

174 859 

45 187 

129 672 

1978 

l.Vj. 

58 455 

9 540 

48 241 

7 648 

9 149 

31444 

8 570 

22 874 

2. Vj. 

61 765 

10 176 

50 658 

7 659 

9 097 

33 902 

9 114 

24 788 

3. Vj. 

58 582 

9 252 

48 585 

7 599 

9 211 

31 775 

8 157 

23 618 

4. Vj. 

64 905 

9 637 

54 297 

7 880 

10 069 

36 348 

9 500 

26 848 

1979 

l.Vi. 

66 451 

9 337 

56 308 

8 366 

10 773 

37 168 

10 190 

26 978 

2. Vj. 

71 626 

10 144 

60 553 

10 223 

12 186 

38 144 

10 594 

27 550 

3.Vj. 

72 886 

9 672 

62 406 

11443 

13 368 

37 595 

10 137 

27 458 

4. Vj. 

81076 

10 793 

69 178 

12 671 

13 796 

42 711 

11 324 

31 388 

1980 

l.Vj. 

86 063 

10 713 

74 478 

14 735 

15 587 

44 156 

11 959 

32 197 

2. Vj. 

85 857 

10 956 

73 798 

14 711 

14 772 

44 315 

11 976 

32 339 

S.Vj. 

81421 

10 176 

70 180 

14 017 

14 513 

41649 

10 346 

31 303 

4. Vj. 

88 038 

11 518 

75 251 

15 466 

15 046 

44 739 

10 906 

33 834 

1981 l.Vj. 

91 392 

11 633 

78 706 

16 085 

16 005 

46 616 

11 492 

35 124 

2. Vj. 

90 635 

12 009 

77 373 

16 010 

15 188 

46 176 

11 613 

34 563 

3.Vj. 

91 714 

11 153 

79 447 

16 497 

17 066 

45 884 

10 990 

34 894 


Einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen. 
Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Drucksache 9/1061 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 57* Warenausfuhr nach Ländergruppen 

Verbrauchsländer 
Mio DM 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

EG- 

Länder^) 

EFTA- 

Länder^) 

Übrige 

euro- 

päische 

Länder^) 

Staats- 

handels- 

länder®) 

Außereuropäische 

Industrieländer 

Übrige 

Länder^) 

zusam- 

men®) 

Vereinigte 

Staaten 

1950 ' 


8 362 

3 973 

2 213 

2 045 

361 

714 

433 

1 244 

1951 


14 577 

5 925 

4 109 

3 699 

284 

1 611 

992 

3 027 

1952 


16 909 

6 580 

5 046 

5 045 

223 

1 609 

1 048 

3 415 

1953 


18 526 

7 302 

5 187 

4 862 

330 

2 028 

1 249 

3 928 

1954 


22 035 

8 534 

6 381 

5 718 

435 

2 167 

1 237 

5 048 

1955 

') 

25 717 

9 681 

7 419 

6 976 

643 

2 723 

1 625 

5 511 

1956 


30 861 

11 795 

8 656 

7 885 

1 120 

3 446 

2 089 

6 383 

1957 


35 968 

13 455 

9 803 

8 805 

1 263 

4 332 

2 521 

7 873 

1958 


36 998 

13 232 

10 162 

9 177 

1889 

4 603 

2 699 

7 895 

1959 


41 184 

15 065 

11 107 

9 982 

1915 

,5 914 

3 835 

8 072 

1960 


47 946 

18 475 

13 436 

11982 

2 304 

6 111 

3 767 

8 930 

1961 


50 978 

20 643 

14 422 

13 137 

2 124 

5 875 

3 497 

9 051 

1962 


52 975 

22 518 

14 712 

13 574 

2 177 

6 334 

3 858 

8 208 

1963 


58 310 

26 543 

15 795 

14 524 

1 839 

6 862 

4 195 

8 356 

1964 


64 920 

29 360 

17 686 

15 955 

2 350 

7 873 

4 785 

9 160 

1965 


71 651 

31335 

19 342 

18 005 

2 740 

9 070 

5 741 

10 267 

1966 


80 628 

35 784 

20 303 

19 294 

3 381 

10 744 

7 178 

11 173 

1967 


87 045 

39 021 

20 623 

19 531 

4 421 

12 191 

7 859 

11 626 

1968 


99 551 

45 178 

22 587 

20 930 

4 556 

15 759 

10 835 

12 856 

1969 


113 557 

54 040 

25 602 

23 941 

5 145 

16 201 

10 633 

13 973 

1970 


125 276 

59 323 

28 344 

27 645 

5 448 

17 747 

11437 

14 857 

1971 


136 011 

64 960 

30 428 

28 986 

5 865 

19 578 

13 140 

16 308 

1972 


149 023 

71 729 

34 333 

32 090 

7 686 

20 222 

13 798 

16 977 

1973 


178 396 

85 958 

28 062 

37 562 

10 836 

23 174 

15 089 

20 509 

1974 


230 578 

105 720 

34 380 

47 688 

15 903 

28 454 

17 343 

32 088 

1975 


221 589 

99 225 

32 093 

45 290 

17 425 

22 515 

13 146 

36 442 

1976 


256 642 

120 007 

38 547 

52 157 

17 432 

24 435 

14 413 

41 835 

1977 


273 614 

125 614 

41437 

55 308 

16 704 

28 385 

18 199 

46 777 

1978 


284 907 

133 603 

41484 

53 996 

17 635 

31 452 

20 180 

47 461 

1979 


314 469 

155 516 

47 053 

61408 

18 841 

32 655 

20 759 

45 083 

1980 


350 328 

171 993 

55 687 

71 139 

19 399 

34 591 

21 478 

51 723 

1978 

l.Vj. 

67 643 

32 305 

9 711 

12 521 

4 043 

7 437 

4 795 

11 167 


2. Vj. 

72 019 

33 976 

10 468 

13 551 

4 655 

7 744 

5 055 

11 903 


3. Vj. 

68 165 

31057 

10 117 

13 044 

4 219 

7 848 

4 920 

11 793 


4. Vj. 

77 081 

36 265 

11 188 

14 880 

4 717 

8 423 

5 410 

12 598 

1979 

l.Vj. 

74 292 

37 088 

11 014 

14 306 

4 329 

7 474 

4 727 

10 925 


2. Vj. 

78 649 

39 384 

11425 

15 099 

4 725 

8 660 

5 489 

10 570 


3.Vj. 

76 355 

37 023 

11443 

14 944 

4 854 

7 901 

4 946 

11355 


4. Vj. 

85 173 

42 021 

13 171 

17 059 

4 933 

8 620 

5 597 

12 235 

1980 

l.Vj. 

88 795 

45 088 

14 011 

17 734 

4 809 

8 743 

5 669 

12 102 


2. Vj. 

87 523 

44 055 

13 543 

17 427 

4 586 

8 879 

5 591 

12 212 


3.Vj. 

82 912 

39 751 

13 526 

17 135 

4 788 

7 934 

4 687 

12 895 


4. Vj. 

91098 

43 099 

14 608 

18 843 

5 215 

9 035 

5 531 

14 514 

1981 

l.Vj. 

91 197 

44 462 

13 910 

17 859 

4 778 

9 003 

5 454 

14 720 


2. Vj. 

97 182 

46 335 

14 150 

, 18 523 

5 018 

10 235 

6 201 

16 582 


3.Vj. 

98 809 

45 456 

14 706 

18 801 

4 675 

10 878 

6 485 

18 438 


Einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und „Nicht ermittelte Länder“. 

Gebietsstand 1. Januar 1981. 

Ab März 1970 einschließlich Island. 

Ohne Staatshandelsländer. 

Sowjetimion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Vietnam, Mongolische Volksrepublik, Volksrepublik China, 
Nord-Korea. 

Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika und Vereinigte Staaten. 

'^) Außereuropäische Entwicklungsländer. 

Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Wareneinfuhr nach Ländergruppen Tabelle 58* 

Herstellungsländer 
Mio DM 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

EG- 

Länder^) 

EFTA- 

Länder^) 

Übrige 

euro- 

päische 

Länder 

Staats- 

handels- 

länder 

Außereuropäische 

Industrieländer 

Übrige 

Länder^) 

zusam- 

men®) 

Vereinigte 

Staaten 

1950 ' 


11 374 

4 084 

2 390 

1874 

352 

2 372 

1 811 

2 677 

1951 


14 726 

3 400 

2 644 

2 643 

429 

3 636 

2 722 

4 019 

1952 


16 203 

4 823 

3 121 

3 324 

313 

3 667 

2 507 

4 076 

1953 


16 010 

5 256 

3 205 

3 124 

419 

2 931 

1 658 

4 259 

1954 


19 337 

6 238 

3 903 

3 602 

512 

3 444 

2 237 

5 521 

1955 


24 472 

8 114 

4 687 

4 308 

733 

4 683 

3 209 

6 610 

1956 


27 964 

8 823 

5 550 

4 836 

1 121 

5 798 

3 997 

7 347 

1957 


31 697 

9 752 

6 019 

5 255 

1 235 

7 789 

5 671 

7 633 

1958 


31 133 

10 631 

6 487 

5 422 

1451 

6 191' 

4 219 

7 407 

1959 


35 823 

13411 

7 420 

6 114 

1 687 

6 421 

4 595 

8 152 

I960 


42 723 

16 080 

8 392 

7 009 

2 037 

8 034 

5 977 

9 461 

1961 


44 363 

17 227 

8 592 

7 393 

2 074 

8 241 

6 100 

9 335 

1962 


49 498 

19 840 

9 396 

7 799 

2 191 

9 379 

7 033 

10 202 

1963 


52 277 

21 357 

9 646 

7 916 

2 185 

10 206 

7 941 

10 533 

1964 


58 839 

24 879 

10 686 

8 812 

2 442 

10 609 

8 066 

12 012 

1965 


70 448 

31815 

12 133 

9 871 

2 943 

12 296 

9 196 

13 425 

1966 


72 670 

32 826 

11955 

9 896 

3 163 

12 576 

9 177 

14 110 

1967 


70 183 

32 248 

10 993 

9 074 

3 023 

12 055 

8 556 

13 694 

1968 


81 179 

38 684 

12 666 

10 622 

3 414 

12 790 

8 850 

15 579 

1969 


97 972 

48 549 

15 222 

13 243 

3 976 

15 115 

10 253 

16 992 

1970 


109 606 

55 015 

16 634 

14 478 

4 397 

17 934 

12 066 

17 681 

1971 


120 119 

62 840 

16 987 

14 872 

4 769 

18 363 

12 420 

19 149 

1972 


128 744 

70 012 

17 669 

16 092 

5 325 

17 569 

10 765 

19 633 

1973 


145 417 

76 724 

12 748 

18 219 

6 619 

19 801 

12 223 

23 937 

1974 


179 733 

87 514 

15 058 

20 861 

8 409 

22 590 

13 972 

40 188 

1975 


148 313 

92 937 

15 981 

21 780 

8 661 

23 864 

14 226 

36 835 

1976 


222 173 

109 010 

19 856 

27 192 

10 977 

29 289 

17 556 

45 443 

1977 


235 178 

115 250 

22 302 

30 253 

11 370 

30 010 

17 020 

48 055 

1978 


243 707 

121 964 

26 545 

34 841 

12 565 

30 448 

17 434 

43 686 

1979 


292 040 

143 672 

31 563 

41 285 

16 021 

36 483 

20 274 

54 325 

1980 


341381 

160 153 

38 299 

49 382 

17 493 

44 566 

25 690 

69 557 

1978 

l.Vj. 

58 455 

29 303 

6 037 

8 146 

2 896 

7 004 

3 974 

11 067 


2. Vj. 

61765 

31477 

6 691 

8 768 

2 900 

7 721 

4 460 

10 850 


3.Vj. 

58 582 

29 096 

6 419 

8 240 

3 205 

7 116 

3 972 

10 865 


4. Vj. 

64 905 

32 088 

7 398 

9 687 

3 564 

8 607 

5 028 

10 905 

1979 

l.Vj. 

66 451 

33 780 

7 266 

9 715 

3 098 

8 208 

4 923 

11 619 


2. Vj. 

71 626 

36 004 

7 828 

10 138 

3 648 

8 764 

4 896 

13 023 


3.Vj. 

72 886 

35 170 

7 856 

10 102 

4 387 

8 733 

4 659 

14 431 


4. Vj. 

81076 

38 717 

8 613 

11 330 

4 888 

10 778 

5 797 

. 15 252 

1980 

l.Vj. 

86 064 

40 568 

9 738 

12 627 

4 057 

10 960 

6 701 

17 821 


2. Vj. 

85 857 

41 186 

9 321 

12 096 

4 317 

11 173 

6 663 

17 032 


3.Vj. 

81422 

37 505 

9 084 

11 584 

4 426 

10 754 

5 874 

17 080 


4. Vj. 

88 038 

40 894 

10 156 

13 075 

4 693 

11 680 

6 452 

17 623 

1981 

l.Vj. 

91 391 

43 178 

10 024 

13 075 

4 232 

12 225 

7 065 

18 645 


2. Vj. 

90 635 

42 494 

10 326 

13 257 

4 199 

12 679 

7 306 

17 933 


3. Vj. 

91 714 

42 634 

9 956 

12 865 

5 343 

12 000 

6 729 

18 781 


Einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und „Nicht ermittelte Länder“. 

Gebietsstand: 1. Januar 1981. 

Ab März 1970 einschließlich Island. 

Ohne Staatshandelsländer. 

Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Vietnam, Mongolische Volksrepublik, Volksrepublik China, 
Nord-Korea. 

Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika und Vereinigte Staaten. 

Außereuropäische Entwicklungsländer. 

Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 59* Preisentwicklung nach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


1970 = 100 


Zeitraum 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Ein- 

fuhr') 

Letzte 

Ver- 

wendung 

von 

Gütern^) 

Aus- 

fuhr') 

Letzte inländische Verwendung von Gütern 

insge- 

samt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

zu- 

sammen 

Ausrü- 

stungen 

Bauten 

1960 


70,5 

91,9 

73,1 

83,9 

71,2 

75,9 

58,6 

67,4 

79,7 

61,8 

1961 


73,6 

89,3 

75,5 

84,4 

74,0 

78,5 

62,2 

71,3 

82,1 

66,1 

1962 


76,7 

89,0 

78,2 

85,7 

77,0 

80,9 

65,0 

75,9 

84,9 

71,3 

1963 


78,9 

91,3 

80,5 

86,6 

79,5 

83,3 

68,4 

78,9 

86,1 

75,3 

1964 


81,3 

93,2 

82,8 

88,8 

81,8 

85,4 

70,8 

81,1 

87,8 

77,8 

1965 


84,1 

95,8 

85,8 

91,0 

84,8 

88,2 

75,7 

83,0 

90,1 

79,4 

1966 


87,2 

97,6 

88,7 

93,1 

87,8 

91,5 

80,1 

84,9 

92,5 

81,2 

1967 


88,5 

96,9 

89,7 

93,8 

88,8 

93,1 

82,0 

83,8 

93,3 

79,2 

1968 


90,0 

97,3 

91,1 

93,5 

90,6 

94,8 

85,1 

84,7 

92,0 

81,1 

1969 


93,2 

99,7 

94,2 

96,3 

93,8 

96,6 

91,2 

89,1 

93,9 

86,2 

1970 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1971 


107,7 

101,3 

106,6 

103,9 

107,2 

105,4 

112,4 

108,0 

105,4 

109,6 

1972 


113,7 

102,3 

111,7 

106,4 

112,9 

111,3 

119,8 

112,0 

107,0 

115,1 

1973 


120,6 

111,8 

119,0 

111,8 

120,9 

119,2 

131,4 

117,6 

110,3 

122,0 

1974 


128,9 

135,2 

130,0 

128,6 

130,5 

127,5 

146,6 

125,4 

117,8 

129,9 

1975 


137,6 

136,3 

137,3 

135,0 

138,0 

135,4 

155,7 

129,7 

126,4 

131,9 

1976 


142,0 

142,7 

142,2 

138,5 

143,2 

141,4 

161,1 

133,9 

130,8 

136,0 

1977 


147,4 

144,8 

146,9 

140,7 

148,7 

146,7 

168,9 

138,4 

133,7 

141,7 

1978 


153,0 

142,1 

150,8 

142,4 

153,3 

150,5 

174,0 

144,4 

136,6 

150,2 

1979 


158,7 

152,3 

157,4 

148,2 

160,1 

156,4 

182,6 

153,4 

139,8 

163,7 

1980 

} 

166,4 

168,9 

166,9 

157,3 

169,9 

164,8 

193,9 

165,1 

145,2 

180,1 

1975 

1. Vj. 

134,2 

133,2 

134,0 

134,6 

133,8 

132,1 

145,9 

127,7 

123,6 

130,5 


2. Vj. 

137,1 

134,0 

136,5 

134,5 

137,0 

134,4 

152,6 

129,9 

126,5 

132,1 


3. Vj. 

136,1 

137,6 

136,4 

135,5 

136,7 

136,7 

149,7 

130,2 

127,0 

132,1 


4. Vj. 

142,4 

140,0 

141,9 

135,4 

143,8 

137,9 

172,5 

130,6 

127,8 

132,7 

1976 

1. Vj. 

138,7 

140,4 

139,1 

136,6 

139,8 

139,1 

150,3 

131,5 

129,5 

132,9 


2.Vj. 

141,1 

142,0 

141,3 

138,5 

142,1 

140,8 

157,1 

133,8 

131,6 

135,2 


3.Vj. 

140,7 

144,7 

141,5 

139,8 

142,0 

142,4 

155,6 

134,6 

130,8 

136,8 


4. Vj. 

147,2 

143,3 

146,4 

139,1 

148,7 

143,0 

179,4 

135,1 

131,0 

138,1 

1977 

l.Vj. 

143,3 

144,8 

143,6 

139,3 

144,9 

144,4 

156,8 

135,9 

133,1 

138,0 


2. Vj. 

146,0 

146,5 

146,1 

141,1 

147,6 

146,1 

165,4 

138,1 

134,2 

140,8 


3.Vj. 

146,7 

144,2 

146,2 

141,1 

147,6 

148,0 

163,7 

139,1 

133,8 

142,7 


4. Vj. 

153,1 

143,9 

151,3 

141,4 

154,3 

148,1 

187,2 

139,7 

133,7 

144,4 

1978 

l.Vj. 

148,9 

l42,6 

147,6 

140,7 

149,8 

148,6 

162,4 

141,2 

135,5 

145,8 


2, Vj 

151,2 

141,0 

149,0 

141,9 

151,2 

150,1 

165,7 

143,4 

136,7 

148,0 


3. Vj. 

152,8 

143,5 

150,8 

143,1 

153,0 

151,6 

172,3 

145,8 

137,2 

151,9 


4. Vj. 

158,6 

141,4 

155,1 

143,7 

158,6 

151,6 

193,2 

146,3 

136,8 

153,9 

1979 

1. Vj. 1 


154,4 

143,9 

152,1 

143,8 

154,8 

152,5 

169,9 

147,1 

138,3 

155,4 


2. Vj. 


156,8 

151,1 

155,6 

147,2 

158,0 

155,1 

175,0 

152,6 

139,8 

161,5 


S.Vj. 


158,4 

156,3 

157,9 

150,1 

160,2 

158,3 

180,5 

155,5 

140,3 

166,1 


4. Vj. 


164,7 

157,0' 

163,1 

151,3 

166,6 

159,1 

202,6 

156,4 

140,4 

168,7 

1980 

l.Vj. 

■ ’) 

159,7 

166,8 

161,3 

154,1 

163,7 

160,7 

179,0 

159,6 

143,1 

173,0 


2. Vj. 


165,0 

169,2 

165,9 

157,5 

168,6 

164,0 

187,4 

165,6 

145,3 

179,9 


3.Vj. 


167,1 

168,8 

167,5 

158,6 

170,1 

166,7 

191,0 

167,3 

145,9 

182,0 


4. Vj. 


173,2 

170,8 

172,7 

159,2 

176,9 

167,4 

216,3 

166,8 

146,0 

183,6 

1981 

l.Vj. 


166,5 

180,0 

169,6 

161,2 

172,5 

169,4 

189,1 

167,6 

148,5 

185,0 


2. Vj. ^ 


172,2 

182,7 

174,6 

165,1 

177,8 

173,3 

195,9 

173,1 

150,7 

188,3 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 

Letzter Verbrauch (Privater Verbrauch, Staatsverbrauch), Bruttoinvestitionen und Ausfuhr. 
Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 9/1061 


Tabelle 60* 


Index der Grundstoffpreise 
1970 = 100 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

Berg- 

bauliche 

Erzeug- 

nisse, 

Erzeug- 

nisse 

der 

Energie- 

wirt- 

schaft, 

Wasser 

Grundstoffe des Verarbeitenden Gewerbes 

Grund- 

stoffe 

des 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

mittel- 

ge- 

werbes 

zu- 

sammen 

darunter 

Steine 

und 

Erden 

Eisen, 

Stahl, 

NE- 

Metalle 

und 

-Metall- 

halb- 

zeug 

chemi- 

sche 

Erzeug- 

nisse 

bear- 

bei- 

tetes 

Holz. 

Holz- 

schliff, 

Zell- 

stoff, 

Papier 

und 

Pappe 

Texti- 

lien 

1964 

93,1 

91,8 

93,1 

94,3 

84,8 

103,3 

93,5 

95,3 

102,5 

98,6 

1965 

95,3 

92,6 

95,4 

95,4 

89,7 

103,6 

95,8 

97,2 

101,7 

102,7 

1966 

96,5 

92,8 

97,0 

96,2 

93,4 

102,0 

95,0 

96,6 

101,1 

104,1 

1967 

93,8 

94,8 

93,1 

95,2 

87,2 

100,9 

89,6 

95,5 

97,7 

98,4 

1968 

93,8 

95,1 

93,2 

93,2 

89,1 

99,6 

87,9 

94,2 

98,6 

94,8 

1969 

96,0 

93,4 

96,4 

93,6 

95,2 

99,6 

94,0 

95,7 

99,5 

99,3 

1970 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1971 

101,5 

109,0 

99,3 

109,6 

94,8 

100,7 

101,3 

100,9 

99,9 

99,3 

1972 

102,9 

110,1 

100,5 

114,4 

94,0 

100,0 

100,8 

96,5 

105,5 

103,8 

1973 

113,9 

120,0 

111,6 

118,3 

106,5 

105,4 

120,0 

100,1 

126,0 

116,4 

1974 

142,3 

177,7 

132,9 

128,5 

131,2 

137,7 

138,2 

135,3 

137,7 

126,6 

1975 

141,8 

195,9 

126,6 

134,0 

118,2 

136,8 

123,6 

152,3 

124,8 

126,2 

1976 - 

149,5 

209,0 

133,1 

136,9 

125,6 

137,4 

133,7 

146,2 

140,0 

128,1 

1977 

149,5 

208,8 

132,8 

143,2 

121,4 

137,6 

143,7 

142,2 

140,5 

132,2 

1978 

147,2 

203,7 

131,7 

148,1 

122,2 

134,3 

141,4 

131,4 

134,5 

126,8 

1979 

160,6 

230,3 

142,5 

156,2 

135,6 

147,6 

151,2 

136,3 

139,8 

127,0 

1980 

183,3 

293,5 

155,0 

170,0 

148,4 

161,4 

172,5 

149,3 

149,4 

127,0 

1976 1. Vj. 

146,4 

209,5 

128,3 

134,9 

119,6 

135,7 

126,4 

145,9 

132,2 

129,6 

2. Vj. 

149,6 

209,6 

133,4 

136,1 

127,7 

136,9 

132,8 

146,1 

137,8 

126,5 

3. Vj. 

151,7 

209,5 

136,2 

137,9 

130,0 

139,0 

136,3 

146,4 

144,4 

127,5 

4. Vj. 

150,2 

207,3 

134,5 

138,6 

125,3 

138,1 

139,1 

146,4 

145,6 

128,8 

1977 1. Vj. 

150,9 

211,2 

134,2 

140,4 

123,6 

138,5 

142,9 

145,9 

144,5 

130,7 

2. Vj. 

150,9 

209,5 

134,1 

143,4 

122,4 

139,4 

145,4 

144,4 

' 143,1 

134,0 

3. Vj. 

148,9 

207,4 

132,2 

144,4 

120,3 

137,0 

144,5 

141,6 

139,0 

132,6 

4. Vj. 

147,6 

207,1 

130,7 

144,6 

119,4 

135,6 

142,0 

136,8 

135,5 

131,4 

1978 1. Vj. 

146,8 

205,5 

130,2 

145,2 

119,5 

134,8 

140,6 

132,8 

133,9 

129,9 

2. Vj. 

147,1 

204,3 

131,2 

148,0 

121,6 

134,1 

141,1 

130,8 

134,0 

127,7 

3. Vj' 

147,3 

202,9 

132,2 

149,5 

123,0 

134,0 

141,6 

130,3 

135,0 

125,9 

4. Vj. 

147,6 

202,2 

133,1 

149,6 

124,7 

134,2 

142,4 

131,5 

135,2 

123,6 

1979 1. Vj. 

152,4 

211,5 

136,9 

151,4 

130,0 

138,9 

144,9 

132,5 

136,8 

124,9 

2. Vj. 

158,4 

223,2 

i41,5 

155,5 

134,7 

145,8 

148,7 

135,2 

138,6 

126,7 

3. Vj. 

163,8 

238,6 

144,3 

158,1 

136,5 

151,5 

151,9 

137,1 

140,9 

128,3 

4. Vj. 

167,9 

247,8 

147,4 

159,6 

141,0 

154,0 

158,0 

140,5 

142,7 

127,9 

1980 1. Vj. 

178,6 

272,5 

154,8 

164,8 

152,8 

158,6 

166,5 

143,6 

146,3 

127,8 

2.Vj. 

182,3 

291,5 

154,3 

17Ö,2 

146,2 

162,7 

173,4^ 

149,7 

149,1 

126,0 

3. Vj. 

183,6 

295,1 

155,1 

172,0 

146,8 

162,4 

175,4 

151,3 

150,3 

125,9 

4. Vj. 

188,7 

314,7 

155,9 

172,9 

148,0 

161,9 

174,7 

152,6 

152,0 

128,1 

1981 1. Vj. 

196,8 

345,3 

157,6 

177,4 

147,0 

168,3 

174,7 

154,1 

155,0 

130,6 

2.Vj. 

203,4 

361,9 

161,5 

183,9 

150,0 

173,0 

175,3 

162,0 

157,7 

132,9 

3.Vj. 

209,7 

378,0 

165,0 

185,5 

153,5 

178,8 

173,4 

171,1 

160,8 

136,7 


Grundstoffe aus inländischer und ausländischer Produktion; ohne Umsatzsteuer; umbasiert von Originalbasis 1962 = 100. 
Einschließlich Baugewerbe. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9, Wahlperiode 


Tabelle 61* 


Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

(Inlandsabsatz) 

1976 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Berg- 

bau- 

liche 

Erzeug- 

nisse^) 

Elektri- 

scher 

Strom, 

Gas, 

Fern- 

wärme 

und 

Wasser 

Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes 

Fertigerzeugnisse 

zu- 

sam- 

men 

Grund- 

stoff- 

und 

Produk- 

tions- 

güter- 

gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

mittel- 

gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes 

Gewerbe 

1962 

64,0 

38,7 

60,1 

65,2 

67,7 

61,7 

64,3 

69,3 

56,2 

63,3 

1963 

64,3 

39,3 

60,0 

65,5 

67,2 

61,9 

65,4 

70,0 

56,8 

64,0 

1964 

65,0 

39,2 

60,5 

66,3 

67,7 

62,7 

66,7 

70,6 

57,8 

64,6 

1965 

66,6 

40,8 

62,2 

67,9 

69,1 

64,5 

68,2 

71,6 

59,5 

66,1 

1966 

67,7 

40,7 

62,9 

69,1 

69,9 

65,7 

69,9 

73,2 

61,1 

67,6 

1967 

67,1 

40,6 

63,5 

68,4 

68,1 

65,1 

69,5 

73,8 

60,9 

67,9 

1968 

66,6 

40,7 

63,7 

67,8 

67,3 

65,1 

69,3 

72,9 

61,0 

67,3 

1969 

67,9 

41,9 

62,9 

69,2 

68,3 

67,2 

70,6 

73,6 

63,4 

67,2 

1970 

71,2 

47,5 

63,1 

. 72,7 

71,3 

72,5 

73,2 

75,2 

69,1 

70,2 

1971 

74,3 

52,6 

65,2 

75,7 

73,1 

77,0 

76,0 

77,9 

74,6 

73,5 

1972 

76,2 

55,6 

69,6 

77,5 

73,1 

79,1 

78,7 

81,0 

77,4 

76,1 

1973 

81,3 

58,5 

72,7 

82,7 

79,4 

82,4 

84,6 

87,8 

80,9 

81,8 

1974 

92,1 

75,1 

78,5 

93,8 

98,0 

90,1 

94,5 

92,8 

88,3 

91,4 

■ 1975 

96,4 

93,7 

93,7 

96,8 

97,1 

96,6 

97,1 

96,3 

95,8 

96,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

102,7 

100,5. 

102,2 

102,8 

99,8 

103,7 

102,9 

106,9 

104,2 

101,9 

1978 

103,9 

107,0 

105,9 

103,6 

99,1 

106,0 

104,6 

106,0 

107,5 

104,1 

1979 

108,9 

110,6 

108,0 

108,9 . 

109,6 

109,1 , 

109,7 

106,4 

111,2 

112,6 

1980 

117,1 

130,2 

119,0 

116,6 

122,2 

114,4 

117,9 

109,0 

116,9 

122,6 

1976 1. Vj. 

98,4 

99,5 

99,3 

98,3 

98,2 

98,4 

98,3 

98,3 

98,1 

98,8 

2. Vj. 

99,8 

100,0 

99,8 

99,8 

100,1 

100,0 

99,5 

99,0 

100,0 

100,0 

3. Vj. 

100,8 

100,2 

100,0 

101,0 

101,3 

100,7 

100,9 

101,0 

100,7 

100,8 

4. Vj. 

101,0 

100,4 

101,0 

101,0 

100,4 

100,9 

101,4 

101,8 

101,1 

100,4 

1977 1. Vj. 

102,1 

100,5 

101,1 

102,3 

100,3 

102,5 

102,4 

105,4 

102,8 

101,3 

2. Vj. 

103,0 

100,4 

101,9 

103,2 

100,4 

103,9 

102,9 

107,5 

104,3 

102,0 

3.Vj. 

102,9 

100,6 

102,4 

103,1 

99,6 

104,1 

103,2 

107,5 

104,7 

102,1 

4. Vj. 

102,9 

100,6 

103,6 

102,8 

99,1 

104,1 

103,0 

107,0 

105,0 

102,3 

1978 1. Vj. 

103,3 

107,3 

104,5 

103,1 

98,7 

105,0 

103,8 

106,6 

106,1 

103,1 

2. Vj. 

103,9 

106,9 

105,9 

103,6 

99,0 

106,1 

104,4 

106,2 

107,5 

103,9 

3. Vj. 

104,0 

106,8 

106,6 

103,7 

98,8 

106,5 

104,9 

105,8 

108,0 

104,3 

4. Vj. 

104,4 

106,8 

106,8 

104,0 

99,7 

106,6 

105,2 

105,5 

108,3 

105,3 

1979 1. Vj. 

106,1 

109,1 

107,9 

105,8 

103,5 

107,8 

106,5 

105,5 

109,6 

108,3 

2. Vj. 

108,2 

108,8 

107,4 

108,2 

108,2 

109,0 

108,8 

106,0 

111,0 

111,4 

3. Vj. 

109,9 

110,4 

107,7 

110,1 

112,1 

109,6 

111,0 

106,7 

111,8 

114,5 

4. Vj. ■ 

111,3 

114,0 

108,8 

111,5 

114,5 

110,2 

112,7 

107,3 

112,4 

116,2 

1980 1. Vj. 

114,4 

119,9 

110,9 

114,6 

120,3 

112,4 

115,3 

107,9 

114,5 

120,2 

2. Vj. 

117,0 

129,0 

118,1 

116,6 

122,5 

114,5 

117,5 

108,6 

116,9 

122,7 

3.Vj. 

117,6 

134,0 

119,9 

117,0 

122,0 

115,2 

118,9 

109,3 

117,7 

122,7 

4. Vj. 

119,4 

137,9 

127,1 

118,1 

124,1 

115,6 

119,8 

110,1 

118,4 

124,9 

1981 1. Vj. 

122,2 

142,5 

131,9 

120,7 

129,1 

117,2 

121,2 

111,3 

119,9 

128,9 

2. Vj. 

125,2 

151,0 

137,2 

123,3 

133,2 

118,9 

123,2 

113,4 

121,8 

131,6 

3. Vj. 

127,8 

154,3 

143,1 

125,4 

137,4 

119,9 

124,7 

114,8 

123,0 

135,6 


Ohne Unisatz-(Mehrwert-)steuer. 

Ohne Erdgas. / 

Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
Ohne Nahrungs- und Genußmittel. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1061 


Tabelle 62* 


Preisindizes für Neubau und Instandhaltung, Baulandpreise 

1976 = 100 




Neubau 





Bauleistungen am Bauwerk für 

Straßen- 

baulei- 

stungen 

insgesamt 

Instand- 

haltung 

Baureifes 

Land 

Zeitraum 

Wohn- 

gebäude 

gemischt- 

genutzte 

Büro- 

gebäude 

gewerb- 

liche 

landwirt- 

schaftliche 

von Mehr- 
familien- 
gebäuden 



Gebäude 

Betriebsgebäude 



1960 


40,2 

41,2 

41,4 

42,0 

41,1 

60,4 



1961 


43,2 

44,1 

44,2 

44,6 

43,9 

63,5 



1962 

■ 

46,8 

47,6 

47,8 

48,0 

47,3 

67,7 


30,4 

1963 

49,2 

50,0 

50,2 

50,1 

49,8 

70,3 


34,7 

1964 


51,5 

52,3 

52,3 

52,1 

51,9 

69,7 


37,8 

1965 


53,7 

54,4 

54,3 

54,2 

53,8 

66,0 


44,9 

1966 


55,4 

56,3 

56,0 

55,6 

55,5 

65,2 


48,4 

1967 


54,2 

54,9 

54,7 

52,9 

54,2 

62,2 


52,7 

1968 


56,5 

57,2 

56,9 

55,8 

56,5 

65,0 

56,8 

58,1 

1969 


59,8 

60,6 

60,4 

60,6 

59,7 

67,9 

59,4 

61,2 

1970 


69,6 

70,5 

70,7 

71,7 

70,0 

77,8 

66,6 

63,0 

1971 


76,8 

77,6 

77,9 

79,5 

77,4 

83,9 

73,7 

68,8 

1972 


82,0 

82,5 

82,9 

83,4 

82,6 

85,0 

78,4 

82,4 

1973 


88,0 

88,4 

88,8 

88,3 

88,4 

87,7 

84,0 

83,5 

1974 


94,4 

94,5 

94,8 

93,7 

94,5 

96,1 

92,1 

82,7 

1975 


96,7 

96,7 

96,8 

96,2 

96,5 

98,4 

96,5 

90,3 

1976 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 


104,9 

104,7 

104,6 

104,3 

105,1 

102,7 

104,8 

110,6 

1978 


111,3 

111,0 

110,7 

109,8 

111,8 

109,4 

110,2 

122,8 

1979 


121,1 

120,4 

119,5 

118,7 

121,7 

120,8 

117,1 

141,7 

1980 


134,1 

133,1 

132,0 

130,9 

135,0 

136,2 

127,5 

168,1 

1976 

Feb 

97,6 ■ 

97,6 

97,7 

97,7 

97,5 

98,6 

97,7 

93,0 


Mai 

100,1 

100,0 

100,0 

100,1 

100,0 

100,3 

100,1 

96,2 


Aug 

100,9 

100,9 

100,8 

100,9 

101,0 

100,5 

100,8 

99,6 


Nov 

101,4 

101,4 

101,5 

101,4 

101,5 

100,5 

101,3 

105,0 

1977 

Feb 

102,2 

102,2 

102,4 

101,9 

102,2 

100,6 

102,2 

100,9 


Mai 

105,0 

i04,9 

104,7 

104,4 

105,3 

102,6 

104,8 

107,7 


Aug 

105,9 

105,7 

105,5 

105,2 

106,2 

103,5 

106,0 

107,3 


Nov 

106,3 

106,0 

105,9 

105,5 

106,6 

104,1 

106,1 

119,2 

1978 

Feb 

108,3 . 

108,2 

108,2 

107,3 

108,6 

106,0 

107,9 

112,6 


Mai 

110,6 

110,3 

110,0 

109,1 

111,0 

108,2 

109,6 

117,3 


Aug 

112,8 

112,4 

111,8 

111,1 

113,3 

111,2 

111,4 

122,0 


Nov 

113,6 

113,2 

112,7 

111,8 

114,1 

112,1 

111,9 

129,9 

1979 

Feb 

115,1 

114,7 

114,2 

113,2 

115,5 

113,4 

112,9 

129,9 


Mai 

120,4 

119,6 

118,6 

117,9 

121,0 

119,6 

116,2 

136,6 


Aug 

123,7 

123,0 

121,9 

121,2 

124,3 

124,6 

119,2 

141,6 


Nov 

125,2 

124,4 

123,3 

122,4 

125,9 

125,5 

120,1 

148,6 

1980 

Feb 

128,8 

128,1 

127,3 

125,9 

129,7 

131,0 

122,8 

154,3 


Mai 

134,5 

133,5 

132,1 

131,2 

135,6 

137,0 

127,3 

158,9 


Aug 

136,1 

135,0 

133,6 

132,8 

137,0 

138,7 

129,6 

180,1 


Nov 

136,9 

135,9 

134,8 

133,5 

137,7 

138,0 

130,2 

181,1 

1981 

Feb 

138,4 

137,4 

136,5 

134,9 

139,3 

138,4 

132,0 

184,6 


Mai 

142,4 

141,2 

140,0 

138,7 

143,4 

140,9 

135,7 



Aug 

143,4 

142,2 

141,2 

140,4 

144,2 

141,0 

137,6 



Einschließlich Umsatz-(Mehrwert-)steuer. 
Einschließlich Schönheitsreparaturen. 
Ohne Berlin. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 63* 


Index der Ausfuhrpreise 

1976 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Güter 

der 

Emäh- 

rungs- 

wirt- 

schaft 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zu- 

sammen 

Roh- 

stoffe 

Halb- 
waren ') 

Fertig- 

waren 

Investi- 

tions- 

güter^) 

Ver- 

brauchs- 

güter 

1962 

62,2 

64,7 

62,0 

58,2 

54,3 

63,0 

56,1 

62,1 

1963 

62,3 

70,8 

62,0 

58,7 

53,6 

63,0 

56,7 

62,4 

1964 

63,8 

71,3 

63,4 

61,0 

55,7 

64,3 

58,0 

63,5 

1965 

65,2 

71,9 

64,9 

60,9 

57,2 

65,9 

59,8 

65,0 

1966 

66,6 

73,6 

66,2 

61,0 

58,7 

67,3 

61,5 

67,3 

1967 

66,5 

72,4 

66,2 

58,9 

58,7 

67,3 

62,2 

, 68,3 

1968 

65,8 

71,0 

65,6 

57,9 

58,3 

66,6 

61,9 

68,0 

1969 

68,4 

72,4 

68,3 

58,4 

59,9 

69,5 

65,1 

69,2 

1970 

70,5 

73,3 

70,4 

59,3 

61,7 

71,7 

68,5 

70,4 

1971 

72,9 

75,0 

72,8 

63,6 

61,5 

74,3 

73,2 

73,7 

1972 

74,4 

78,6 

74,2 

66,8 

59,4 

76,1 

76,2 

76,1 

1973 

79,2 

87,6 

78,8 

70,1 

69,7 

80,2 

80,0 

80,1 

1974 

92,7 

96,7 

92,4 

82,0 

103,2 

91,7 

87,1 

90,3 

1975 

96,3 

96,8 

96,1 

93,7 

96,7 

96,2 

94,6 

95,7 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

101,7 

104,6 

101,6 

99,1 

97,4 

102,0 

104,2 

102,8 

1978 

103,3 

104,1 

103,3 

98,0 

95,7 

104,1 

107,2 

105,4 

1979 

108,2 

107,3 

108,2 

103,1 

110,5 

108,2 

110,4 

108,4 

1980 

115,1 

113,9 

115,1 

109,6 

125,1 

114,4 

115,7 

115,3 

1976 LVj. 

98,7 

99,0 

98,6 

98,7 

98,4 

98,7 

98,6 

99,3 

2. Vj. 

100,0 

99,5 

100,0 

99,8 

101,1 

99,9 

100,1 

99,9 

3. Vj. 

100,8 

100,8 

100,8 

100,8 

101,9 

100,7 

100,6 

100,3 

4. Vj. 

100,5 

100,7 

100,5 

100,8 

98,6 

100,7 

100,7 

100,4 

1977 1. Vj. 

101,4 

103,9 

101,3 

100,4 

98,9 

101,6 

103,1 

102,0 

2.Vj. 

102,1 

106,9 

101,9 

99,8 

98,5 

102,2 

104,4 

102,9 

3. Vj. 

101,8 

104,0 

101,7 

98,5 

96,8 

102,3 

104,6 

103,0 

4. Vj. 

101,6 

103,7 

101,5 

97,7 

95,3 

102,1 

104,8 

103,4 

1978 l.Vj. 

102,5 

103,7 

102,4 

98,9 

94,2 

103,2 

106,2 

104,4 

2. Vj. 

103,4 

104,8 

103,3 

97,3 

95,1 

104,2 

107,3 

105,2 

3. Vj. 

103,7 

103,8 

103,7 

97,3 

96,4 

104,5 

107,6 

105,9 

4. Vj. 

103,8 

' 103,9 

103,8 

98,4 

97,0 

104,5 

107,7 

106,1 

1979 l.Vj. 

105,7 

104,5 

105,7 

101,9 

102,3 

106,1 

109,2 

106,7 

2. Vj. 

107,8 

106,5 

107,8 

102,9 

109,3 

107,8 

110,1 

107,8 

3. Vj. 

109,2 

108,1 

109,3 

103,5 

113,3 

109,1 

110,8 

109,0 

4. Vj. 

110,2 

110,0 

110,2 

104,2 

117,1 

109,8 

111,3 

110,0 

1980 l.Vj. 

113,7 

111,1 

113,8 

107,4 

127,8 

112,8 

113,9 

113,8 

2. Vj. 

114,8 

112,3 

114,9 

109,0 

123,3 

114,4 

115,8 

114,8 

3.Vj. 

115,4 

113,3 

115,5 

109,8 

123,3 

115,0 

116,3 

115,8 

4. Vj. 

116,4 

118,9 

116,3 

112,3 

126,3 

115,5 

116,9 

116,8 

1981 l.Vj. 

118,7 

121,7 

118,6 

115,9 

130,3 

117,7 

119,0 

118,9 

2. Vj. 

120,9 

124,3 

120,8 

118,8 

133,7 

119,7 

120,7 

120,6 

3.Vj. 

122,7 

124,1 

122,6 

123,5 

137,1 

121,4 

121,8 

122,2 


Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. 

Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Drucksache 9/1061 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 64* 


Index der Einfuhrpreise 

1976 ^ 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 


Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zu- 

sammen 

Roh- 

stoffe 

Halb- 

waren 

Fertig- 

waren 

Investi- 

tions- 

guter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

1962 

62,6 

69,9 

60,9 

42,4 

53,8 

75,1 

75,1 

65,3 

1963 

63,8 

73,0 

61,4 

42,6 

54,2 

76,0 

76,9 

66,7 

1964 

64,9 

74,0 

62,7 

43,0 

56,2 

77,2 

78,1 

64,4 

1965 

66,6 

77,4 

63,6 

42,7 

58,7 

78,0 

79,6 

63,3 

1966 

67,7 

77,4 

65,2 

43,4 

61,3 

79,6 

81,9 

64,7 

1967 

66,3 

74,9 

64,2 

42,3 

60,3 

78,9 

80,9 

66,5 

1968 

65,8 

72,1 

64,4 

42,4 

61,5 

78,1 

81,4 

67,7 

1969 

66,9 

74,5 

65,2 

41,6 

63,8 

79,2 

81,7 

67,0 

1970 

66,2 

74,1 

64,5 

40,5 

68,7 

78,4 

79,8 

66,8 

1971 

66,5 

72,9 

65,1 

44,3 - 

59,8 

79,1 

81,6 

69,3 

1972 

66,1 

74,8 

64,2 

43,0 

57,1 

79,1 

81,4 

69,7 

1973 

74,6 

90,1 

71,2 

50,6 

72,9 

82,1 

81,8 

79,9 

1974 

95,8 

98,2 

95,3 

94,9 

102,6 

92,5 

86,2 

91,7 

1975 

94,2 

92,4 

94,6 

91,9 

93,9 

96,5 

94,7 

95,0 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

101,5 

108,8 

100,0 

99,2 

98,0 

100,9 

100,0 

101,8 

1978 

97,7 

98,5 

97,6 

88,1 

94,7 

101,7 

101,8 

102,2 

1979 

109,1 

99,7 

111,0 

107,0 

130,6 

106,0 

103,0 

120,8 

1980 

125,3 

103,7 

129,7 

157,1 

153,4 

112,7 

107,9 

129,0 

1976 1. Vj. 

98,8 

97,7 

99,0 

100,5 

97,7 

98,9 

99,2 

99,4 

2. Vj. 

99,9 

98,0 

100,3 

100,8 

101,2 

99,9 

99,9 

99,8 

3.Vj. 

101,2 

101,0 

101,2 

101,1 

102,6 

100,8 

100,4 

100,7 

4. Vj. 

100,1 

103,2 

99,5 

97,6 

98,5 

100,4 

100,5 

100,1 

1977 1. Vj. 

103,0 

113,6 

100,8 

101,3 

100,1 

100,8 

100,1 

101,7 

2. Vj. 

103,3 

115,7 

100,8 

100,7 

100,1 

101,0 

100,0 

102,2 

'3.Vj. 

100,4 

103,3 

99,8 

98,6 

97,5 

100,9 

100,1 

101,9 

4. Vj. 

99,3 

102,6 

98,6 

96,4 

94,4 

100,8 

99,9 

101,6 

1978 1. Vj. 

98,0 

103,1 

96,9 

90,6 

91,3 

101,0 

100,8 

101,1 

2. Vj. 

98,0 

101,0 

97,4 

89,6 

93,4 

101,4 

101,5 

101,8 

3.Vj. 

97,5 

94,5 

98,1 

87,9 

95,6 

102,4 

102,6 

102,4 

4. Vj. 

97,4 

95,4 

97,8 

84,4 

98,5 

102,1 

102,2 

103,5 

1979 1. Vj. 

101,9 

98,9 

102,5 

88,4 

115,0 

103,3 

102,2 

112,9 

2. Vj. 

107,9 

100,6 

109,4 

101,8 

128,8 

105,7 

102,9 

120,3 

3.Vj. 

112,0 

99,0 

114,6 

115,8 

136,4 

107,2 

103,3 

124,4 

4, Vj. 

114,5 

100,0 

117,4 

121,8 

142,3 

107,9 

103,6 

125,8 

1980 1. Vj. 

122,8 

104,2 

126,6 

146,2 

154,0 

111,0 

105,6 

128,2 

2. Vj. 

124,9 

103,1 

129,3 

157,2 

151,5 

112,6 

107,5 

129,1 

3.Vj. 

124,4 

101,6 

129,1 

157,4 

148,7 

113,0 

108,3 

126,9 

4. Vj. 

129,2 

105,8 

134,0 

167,5 

159,5 

114,2 

110,3 

131,8 

1981 1. Vj. 

137,8 

112,8 

142,9 

193,2 

169,8 

116,9 

113,6 

137,4 

2. Vj. 

142,4 

112,6 

148,5 

207,3 

176,2 

119,3 

115,6 

139,8 

3.Vj. 

147,6 

110,1 

155,3 

220,0 

190,3 

121,8 

117,9 

145,7 


Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik -gruppiert. 

Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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DrUCkS8ChG 9/1061 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 65* 


Preisindex für die Lebenshaltung^) 

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte^) 
1976 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebenshaltung 

Er- 

nährung 

Getränke 

und 

Tabak- 

waren 

Wohnung 

Heizung 

und 

Beleuch- 

tung 

Haus- 

rat 

Be- 

kleidung 

Reini- 

gung 

und 

Körper- 

pflege 

Bildung, 

Unter- 

haltung 

und 

Erholung 

Verkehr 

einschl. 

ohne 

Ernährung 


1950 


46,2 

47,0 

46,1 

82,2 

28,9 

34,2 

65,6 

54,0 

48,6 

39,2 

41,6 

1951 


49,7 

50,2 

50,3 

80,5 

29,4 

37,0 

72,5 

59,9 

52,2 

42,4 

46,7 

1952 


50,8 

50,1 

52,6 

81,9 

30,0 

39,8 

71,9 

55,8 

51,8 

43,5 

48,7 

1953 


49,9 

49,2 

51,7 

76,7 

31,0 

41,1 

68,2 

52,9 

50,4 

43,0 

49,2 

1954 


50,0 

48,7 

52,4 

71,1 

31,0 

43,3 

67,0 

52,2 

50,1 

42,3 

49,5 

1955 

) 

50,8 

49,4 

53,5 

70,5 

31,9 

44,4 

67,5 

52,2 

51,5 

43,2 

49,7 

1956 


52,1 

50,5 

55,0 

70,4 

34,0 

45,2 

68,9 

52,7 

52,5 

44,3 

49,3 

1957 


53,2 

51,7 

56,0 

70,2 

34,4 

46,4 

71,5 

54,7 

53,3 

45,7 

49,7 

1958 


54,3 

52,8 

57,1 

70,1 

35,0 

48,4 

71,9 

56,3 

54,5 

47,0 

53,4 

1959 


54,8 

53,0 

58,1 

69,4 

35,8 

48,8 

70,9 

56,1 

55,1 

47,7 

54,3 

1960 


55,6 

54,1 

58,5 

69,3 

38,1 

49,4 

70,9 

57,1 

56,0 

49,0 

55,0 

1961 

) 

56,9 

55,8 

59,1 

69,3 

41,4 

50,2 

72,3 

58^,4 

57,5 

50,8 

56,6 

1962 


58,6 

57,3 

61,4 

70,0 

42,7 

51,1 

73,6 

60,0 

59,5 

53,1 

57,3 

1963 


60,3 

58,8 

63,4 

70,6 

45,2 

52,5 

73,9 

61,4 

61,0 

55,0 

59,8 

1964 


61,8 

60,2 

64,9 

71,1 

48,0 

53,2 

74,4 

62,6 

62,0 

56,9 

60,3 

1965 


63,8 

61,8 

67,9 

71,2 

50,8 

54,2 

75,7 

64,3 

64,0 

59,1 

61,0 

1966 


66,1 

64,4 

69,6 

74,1 

55,4 

54,8 

76,7 

66,3 

66,8 

61,4 

63,3 

1967 


67,0 

66,0 

69,2 

76,1 

58,8 

55,4 

76,2 

67,3 

67,8 

63,5 

65,3 

1968 


67,9 

67,9 

67,8 

77,4 

62,6 

59,2 

75,2 

67,2 

71,3 

66,6 

66,6 

1969 


69,3 

69,0 

69,7 

77,3 

67,2 

59,3 

75,3 

67,9 

72,2 

67,7 

66,4 

1970 


71,5 

71,5 

71,4 

79,4 

69,9 

61,2 

77,9 

70,7 

74,5 

70,9 

68,0 

1971 


75,2 

75,3 

74,5 

81,4 

74,1 

63,2 

81,1 

75,0 

78,2 

74,1 

74,3 

1972 


79,2 

72,8 

78,7 

85,8 

78,4 

65,6 

83,9 

79,6 

81,7 

77,2 

78,9 

1973 


84,6 

84,4 

84,6 

91,6 

83,5 

73,4 

87,0 

85,6 

85,6 

82,0 

83,8 

1974 


90,3 

90,5 

89,5 

93,9 

88,3 

83,7 

93,1 

92,0 

91,4 

89,5 

91,0 

1975 


95,8 

96,1 

94,8 

96,7 

95,0 

94,2 

97,9 

96,6 

97,0 

96,1 

95,8 

1976 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 


103,5 

103,8 

102,5 

111,4 

103,3 

100,9 

103,3 

105,0 

102,8 

103,0 

102,2 

1978 


106,1 

106,7 

104,3 

111,9 

106,2 

103,4 

106,2 

109,7 

105,8 

106,3 

104,9 

1979 


110,2 

111,3 

106,3 

113,2 

109,7 

120,1 

108,8 

114,7 

109,0 

110,5 

110,0 

1980 


116,0 

117,5 

111,0 

116,9 

115,4 

131,6 

114,4 

121,6 

114,0 

115,8 

116,6 

1978 1. 

Vj. 

105,4 

105,9 

104,0 

112,4 

105,2 

102,5 

106,1 

108,4 

104,7 

105,1 

103,8 

2. 

Vj. 

106,4 

106,6 

105,5 

112,2 

106,0 

103,1 

106,5 

109,3 

105,5 

106,0 

105,1 

3. 

Vj. 

106,2 

106,9 

104,2 

111,8 

106,6 

103,2 

105,9 

109,8 

106,1 

106,9 

105,1 

4. 

Vj. 

106,5 

107,4 

103,5 

111,3 

107,2 

104,8 

106,4 

111,1 

106,8 

107,3 

105,3 

1979 1. 

Vj. 

108,2 

109, Ö 

105,5 

111,4 

108,0 

112,7 

107,9 

112,3 

107,4 

109,0 

107,1 

2. 

Vj. 

109,7 

110,5 

107,1 

111,6 

108,9 

119,0 

108,3 

113,8 

108,3 

109,8 

109,1 

3. 

Vj. 

110,9 

112,3 

106,2 

114,5 

110,1 

124,6 

108,9 

115,2 

109,6 

111,2 

111,6 

4. 

Vj. 

111,8 

113,4 

106,6 

115,3 

111,9 

124,0 

110,0 

117,3 

110,5 

112,0 

112,3 

1980 1. 

Vj. 

113,8 

115,2 

109,4 

116,4 

113,5 

128,6 

112,6 

119,4 

112,0 

113,1 

113,4 

2. 

Vj. 

115,9 

117,2 

111,5 

116,9 

115,0 

131,4 

114,1 

121,0 

113,5 

114,9 

117,2 

3. 

Vj. 

116,6 

118,1 

111,7 

117,2 

116,1 

130,6 

114,6 

122,2 

114,7 

117,1 

117,7 

4. 

Vj. 

117,5 

119,3 

111,5 

117,2 

117,1 

135,6 

116,3 

124,0 

115,8 

118,1 

118,0 

1981 1, 

Vj. 

120,0 

121,5 

115,1 

118,0 

118,3 

144,4 

118,8 

125,6 

117,4 

119,7 

120,6 

2. 

Vj. 

122,3 

123,7 

117,9 

120,4 

119,8 

146,3 

119,9 

127,1 

119,0 

121,4 

124,8 

3. 

Vj. 

123,8 

125,8 

116,8 

121,3 

121,3 

153,7 

120,2 

128,1 

120,3 

123,4 

128,4 


Gliederung nach Bedarfsgruppen. 
Haushalte mit mittlerem Einkommen. 
Ohne Saarland und Berlin. 

Ohne Berlin. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode DrUCksaChe 9/1061 


Tabelle 66* 


Preisindex für die Lebenshaltung^) 

4-Personen-Arbeitnehinerhaushalte^) 
1976 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebenshaltung 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

mitteP) 

Klei- 

dung, 

Schuhe 

Woh- 

nungs- 

miete 

Elektri- 

zität, 

Gas, 

Brenn- 

stoffe 

Übrige 

Haus- 

halts- 

führung 

Verkehr, 

Nach- 

richten- 

über- 

mittlung 

Körper- 
und Ge- 
sund- 
heits- 
pflege 

Bildung 

Und 

Unter- 

haltung 

Persön- 
liche 
Ausstat- 
tung u. ä. 



iSBitBBliBWB 

1962 

58,6 

55,6 

63,4 

60,2 

42,5 

50,7 

68,2 

56,8 

54,5 

60,3 

57,2 

1963 

60,3 

57,4 

65,2 

61,5 

44,8 

52,0 

69,5 

59,4 

56,1 

61,1 

59,1 

1964 

61,8 

58,8 

66,5 

62,8 

47,6 

52,8 

70,5 

60,0 

57,5 

62,3 

61,0 

1965 

63,8 

60,6 

69,1 

64,4 

50,3 

53,7 

72,4 

60,6 

59,5 

64,1 

62,8 

1966 

66,1 

63,1 

71,0 

66,5 

55,0 

54,5 

73,8 

63,1 

62,8 

65,8 

64,8 

1967 

67,0 

64,7 

71,0 

67,5 

58,7 

55,0 

73,8 

64,9 

64,1 

67,2 

67,4 

1968 

67,9 

66,7 

70,2 

67,4 

62,7 

58,9 

73,5 

66,1 

68,2 

69,3 

70,2 

1969 

69,3 

68,0 

71,6 

68,0 

67,3 

59,0 

73,6 

65,7 

69,2 

70,1 

71,4 

1970 

71,5 

70,5 

73,3 

70,8 

70,0 

60,8 

76,3 

67,5 

72,0 

73,5 

72,9 

1971 

75,2 

74,6 

76,2 

75,1 

74,1 

62,9 

79,8 

71,7 

76,0 

76,9 

80,6 

1972 

79,2 

78,5 

80,4 

79,7 

78,4 

65,3 

82,8 

76,2 

79,9 

79,8 

84,5 

1973 

84,6 

83,6 

86,3 

85,6 

83,5 

73,2 

85,9 

81,4 

84,5 

84,0 

89,2 

1974 

90,3 

90,1 

90,6 

92,0 

88,3 

83,6 

92,1 

89,5 

90,7 

91,4 

93,9 

1975 

95,8 

96,1 

95,3 

96,6 

95,0 

94,1 

97,5 

95,3 

96,5 

97,2 

97,2 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

103,5 

103,0 

104,7 

104,9 

103,3 

100,9 

103,1 

101,9 

103,3 

101,7 

105,4 

1978 

106,1 

106,1 

106,1 

109,6 

106,2 

103,4 

106,6 

104,9 

106,9 

103,5 

108,8 

1979 

110,2 

111,1 

108,0 

114,6 

109,7 

120,6 

109,9 

110,0 

110,8 

106,1 

113,8 

1980 

116,0 

117,5 

112,4 

121,5 

115,4 

132,4 

116,2 

117,5 

116,3 

109,2 

119,5 

1976 1. Vj. 

98,9 

98,9 

98,8 

98,7 

98,5 

99,5 

100,1 

98,1 

98,9 

99,5 

98,9 

2. Vj. 

100,1 

99,9 

100,6 

99,4 

99,9 

100,0 

100,1 

100,4 

99,8 

99,9 

99,5 

3.Vj. 

100,2 

100,3 

100,0 

100,0 

100,5 

100,3 

99,3 

101,0 

100,4 

100,1 

100,7 

4. Vj. 

100,8 

100,8 

100,6 

101,8 

101,1 

100,1 

100,5 

100,5 

101,0 

100,4 

100,9 

1977 1. Vj. 

102,5 

102,0 

103,6 

103,2 

102,2 

101,0 

102,4 

100,4 

102,1 

101,3 

104,2 

2. Vj. 

103,6 

102,9 

105,3 

104,4 

102,9 

100,7 

103,1 

102,1 

103,1 

101,6 

104,9 

3.Vj. 

103,8 

103,3 

105,0 

105,2 

103,6 

100,7 

102,9 

102,4 

103,7 

101,8 

106,0 

4. Vj. 

104,2 

103,9 

104,8 

106,9 

104,3 

101,1 

103,8 

102,6 

104,5 

102,0 

106,3 

1978 1. Vj. 

105,4 

105,2 

106,0 

108,4 

105,2 

102,5 

106,3 

103,8 

105,6 . 

103,0 

107,5 

2. Vj. 

106,4 

106,1 

107,1 

109,3 

106,0 

103,1 

106,9 

105,2 

106,6 

103,5 

108,3 

3.Vj. 

106,2 

106,3 

106,0 

109,8 

106,5 

103,2 

106,2 

105,2 

107,2 

103,7 

109,6 

4. Vj. 

106,5 

107,0 

105,4 

111,1 

107,1 

104,8 

106,9 

105,4 

108,1 

103,9 

109,9 

1979 1. Vj. 

108,2 

108,8 

106,9 

112,3 

108,0 

113,0 

108,6 

106,6 

109,0 

105,5 

112,1 

2.Vj. 

109,7 

110,3 

108,2 

113,7 

108,8 

119,5 

109,3 

108,9 

110,1 

105,8 

113,0 

3.Vj. 

110,9 

112,1 

108,2 

115,1 

110,0 

125,3 

110,1 

111,8 

111,5 

106,3 

114,7 

4. Vj. 

111,8 

113,2 

108,7 

117,2 

111,8 

124,6 

111,5 

112,5 

112,5 

107,0 

115,3 

1980 1. Vj. 

113,8 

115,1 

111,0 

119,3 

113,5 

129,4 

< 

114,2 

113,9 

114,1 

107,9 

116,4 

2. Vj. 

115,9 

117,2 

112,8 

120,9 

115,0 

132,3 

115,8 

118,2 

115,7 

108,9 

118,4 

3. Vj. 

116,6 

118,2 

113,1 

122,0 

116,1 

131,4 

116,4 

118,8 

117,0 

109,5 

121,3 

4. Vj. 

117,5 

119,2 

112,9 

123,8 

117,0 

136,5 

118,5 

119,1 

118,3 

110,3 

121,9 

1981 1. Vj. 

120,0 

121,9 

115,8 

125,4 

118,2 

145,6 

121,4 

122,0 

120,0 

111,5 

123,4 

2. Vj. 

122,3 

124,0 

118,5 

126,9 

119,7 

147,5 

122,6 

126,8 

121,8 

112,7 

124,8 

3. Vj. 

123,8 

126,2 

118,0 

128,0 

121,2 

155,1 

123,1 

130,5 

123,2 

113,6 

127,7 


Gliederung nach Hauptgruppen. 
Haushalte mit mittlerem Einkommen. 
Einschließlich Verzehr in Gaststätten. 
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Drucksache 9/1061 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 67* 

Preisindex für die Lebenshaltung^) 

Alle privaten Haushalte 
1976 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebenshaltung 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

mitteP) 

Klei- 

dung, 

Schuhe 

Woh- 

nungs- 

miete 

Elektri- 

zität, 

Gas, 

Brenn- 

stoffe 

Übrige 

Haus- 

halts- 

führung 

Verkehr, 

Nach- 

richten- 

über- 

mittlung 

Körper- 
und Ge- 
sund- 
heits- 
pflege 

Bildimg 

und 

Unter- 

haltung 

Persön- 
liche 
Ausstat- 
tung u. ä. 

einschl. 

ohne 

Nahrungs- und 
Genußmittel^) 

1962 

58,1 

55,4 

63,2 

61,4 

44,3 

46,6 

65,9 

56,2 

48,0 

57,9 

63,0 

1963 

59,8 

57,1 

65,0 

62,7 

46,7 

48,1 

67,2 

58,1 

49,5 

59,5 

64,3 

1964 

61,2 

58,5 

66,4 

63,5 

49,3 

48,9 

67,9 

58,7 

51,3 

61,7 

65,3 

1965 

63,2 

60,2 

68,8 

65,0 

52,1 

49,9 

69,1 

59,2 

53,9 

63,8 

66,8 

1966 

65,4 

62,6 

70,9 

66,7 

56,3 

50,5 

70,6 

61,6 

57,4 

66,0 

68,5 

1967 

66,5 

64,4 

70,8 

67,5 

60,1 

51,2 

70,6 

63,5 

59,3 

68,3 

70,2 

1968 

67,6 

66,3 

70,2 

67,5 

64,4 

54,2 

70,8 

65,3 

62,6 

70,0 

72,2 

1969 

68,9 

67,4 

71,8 

68,2 

68,5 

54,1 

71,2 

64,9 

64,1 

70,7 

73,4 

1970 

71,2 

70,1 

73,5 

70,9 

71,5. 

56,5 

74,1 

66,8 

67,6 

74,2 

74,9 

1971 

74,9 

74,3 

76,3 

75,1 

75,9 

59,6 

78,1 

71,3 

72,3 

77,5 , 

80,3 

1972 

79,1 

78,3 

80,7 

79,6 

80,5 

62,3 

81,3 

76,2 

76,9 

80,2 

83,7 

1973 

84,6 

83,6 

86,7 

85,6 

85,2 

72,5 

84,8 

81,9 

82,2 

84,3 

88,1 

1974 

90,5 

90,3 

90,8 

92,0 

89,5 

84,7 

91,3 

90,2 

89,1 

91,5 

9.3,1 

1975 

95,9 

96,0 

95,6 

96,7 

95,2 

93,6 

97,1 

95,8 

95,6 

97,0 ' 

96,9 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

103,7 

103,2 

104,9 

104,8 

103,4 

100,9 

103,2 

102,1 

103,9 

101,7 

105,4 

1978 

106,5 

106,5 

106,4 

109,4 

106,4 

103,3 

, 106,8 

105,1 

108,0 

103,4 

109,4 

1979 

110,9 

111,8 

108,2 

114,2 

109,8 

124,8 

110,2 

110,0 

112,6 

106,1 

114,5 

1980 

117,0 

118,5 

112,7 

120,8 

115,4 

137,6 

116,7 

116,8 

119,1 

108,9 

123,2 

1976 1. Vj. 

98,9 

98,9 

98,9 

98,7 

98,5 

99,6 

100,0 

98,3 

98,6 

99,5 

98,5 

2.Vj. 

100,0 

99,9 

100,5 

99,5 

99,8 

100,0 

100,1 

. 100,3 

99,8 

99,9 

99,2 

3.Vj. 

100,2 

100,3 

100,0 

100,0 

100,5 

100,3 

99,4 

100,8 

100,4 

100,1 

100,8 

4. Vj. 

100,9 

100,9 

100,7 

101,7 

101,2 

100,1 

100,5 

100,5 

101,2 

100,5 

101,5 

1977 1. Vj. 

102,6 

102,1 

103,8 

103,1 

102,2 

101,0 

102,5 

100,6 

102,4 

101,3 

104,0 

2. Vj. 

103,7 

103,0 

105,6 

104,3 

103,0 

100,7 

103,2 

102,3 

103,6 

101,6 

104,8 

3.Vj. 

104,0 

103,5 

105,4 

105,1 

103,8 

100,6 

103,1 

102,6 

104,4 

101,8 

105,9 

4- Vj. 

104,4 

104,2 

105,1 

106,7 

104,5 

101,1 

104,0 

102,9 

105,3 

102,0 

106,7 

1978 1. Vj. 

105,7 

105,5 

106,3 

108,2 

105,4 

102,4 

106,5 

103,9 

106,6 

103,0 

107,9 

2. Vj. 

106,6 

106,4 

107,3 

109,0 

106,2 

102,9 

107,1 

105,4 

107,5 

103,4 

108,8 

3.Vj. 

106,6 

106,7 

106,3 

109,6 

106,7 

103,1 

106,4 

105,4 

108,5 

103,5 

110,2 

4.Vj. 

106,9 

107,4 

105,7 

110,8 

107,3 

105,0 

107,2 

105,7 

109,4 

103,8 

110,8 

1979 1. Vj. 

108,8 

109,3 

107,2 

112,0 

108,2 

115,2 

108,9 

106,9 

110,7 

105,5 

112,5 

2.Vj. 

110,3 

111,0 

108,4 

113,4 

109,0 

123,5 

109,6 

109,0 

111,9 

105,7 

113,4 

3.Vj.' 

111,7 

112,9 

108,4 

114,8 

110,3 

130,6 

110,5 

111,7 

113,3 

106,2 

115,4 

4. Vj. 

112,6 

114,0 

108,9 

116,7 

111,9 

130,0 

111,9 

112,3 

114,5 

106,9 

116,6 

1980 1. Vj. 

114,7 

116,0 

111,4 

118,6 

113,5 

135,1 

114,6 

113,3 

116,7 

107,7 

119,2 

2. Vj. 

116,8 

118,2 

113,0 

120,2 

115,0 

137,9 

116,2 

117,6 

118,5 

108,6 

121,8 

3. Vj. 

117,7 

119,2 

113,3 

121,3 

116,1 

135,9 

116,9 

118,0 

119,8 

109,2 

125,4 

4.Vj. 

118,6 

120,6 

113,1 

123,1 

117,0 

141,4 

119,0 

118,1 

121,2 

110,1 

126,4 

1981 1. Vj. 

121,2 

123,0 

116,1 

124,7 

118,2 

151,4 

121,9 

120,5 

123,6 

111,2 

128,3 

2. Vj. 

123,3 

125,0 

118,7 

126,2 

119,8 

153,0 

123,2 

124,6 

125,4 

112,5 

130,0 

3. Vj. 

124,9 

127,3 

118,2 

127,2 

121,2 

161,6 

123,7 

127,9 

126,8 

113,3 

133,0 


Gliederung nach Hauptgruppen, 
Einschließlich Verzehr in Gaststätten. 
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Tabelle 68’^ 

Preisindex für die Lebenshaltung^) 

1976 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebens- 

haltung 

Nah- 

rungs- 

mittel^) 

Woh- 

nungs- 

nut- 

zung®) 

Dienst- 

lei- 

stungen^) 

Sonstige 

Waren^) 

Gesamt- 

lebens- 

haltung 

Nah- 

rungs- 

mittel^) 

Woh- 

nungs- 

nut- 

zung®) 

Dienst- 

lei- 

stungen^) 

Sonstige 

Warerr) 

alle privaten Haushalte 

4-Personen- Arbeitnehmerhaushalte®) 

1962 

58,1 

62,3 

44,7 

48,2 

65,3 

58,6 

62,2 

42,9 

49,8 

64,9 

1963 

59,8 

64,2 

47,1 

50,6 

66,1 

60,3 

64,3 

45,3 

52,3 

65,7 

1964 

61,2 

65,7 

49,8 

52,6 

66,7 

61,8 

65,7 

48,0 

54,1 

66,5 

1965 

63,2 

68,5 

52,6 

54,7 

67,6 

63,8 

68,7 

50,8 

56,0 

67,7 

1966 

65,4 

70,3 

56,7 

58,2 

68,9 

66,1 

70,3 

55,6 

59,0 

69,3 

1967 

66,5 

69,7 

60,5 

60,2 

69,6 

67,0 

69,7 

59,1 

60,7 

70,2 

1968 

67,6 

68,1 

64,8 

63,4 

70,2 

67,9 

68,1 

63,2 

63,9 

70,9 

1969 

68,9 

70,3 

68,8 

64,7 

70,2 

69,3 

70,0 

67,7 

65,2 

70,9 

1970 

71,2 

71,7 

71,8 

67,7 

72,5 

71,5 

71,5 

70,3 

68,1 

73,1 

1971 

75,0 

74,5 

76,1 

72,9 

75,8 

75,2 

74,5 

74,3 

73,6 

76,3 

1972 

79,1 

79,0 

80,7 

77,9 

79,3 

79,2 

78,8 

78,6 

78,5 

79,9 

1973 

84,6 

85,3 

85,4 

83,4 

84,7 

84,6 

84,6 

83,7 

84,0 

85,0 

1974 

90,5 

89,9 

89,6 

89,7 

91,5 

90,3 

89,5 

88,3 

90,4 

91,3 

1975 

95,9 

95,4 

95,3 

95,6 

96,5 

95,8 

94,9 

94,9 

95,8 

96,6 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

103,7 

102,4 

103,3 

104,9 

103,7 

103,5 

102,3 

103,2 

104,6 

103,7 

1978 

106,5 

103,6 

106,3 

108,9 

106,5 

106,1 

103,5 

106,1 

108,4 

106,5 

1979 

110,9 

105,4 

109,6 

114,0 

111,8 

110,2 

105,2 

109,5 

113,5 

111,4 

1980 

117,0 

109,9 

115,0 

119,5 

119,0 

116,0 

109,6 

115,1 

118,0 

118,3 

1976 1. Vj, 

98,9 

99,2 

98,5 

98,5 

99,1 

98,9 

99,1 ' 

98,5 

98,7 

99,0 

2. Vj. 

100,0 

101,2 

99,9 

99,4 

99,9 

100,1 

101,2 

99,9 

99,6 

99,9 

3.Vj. 

100,2 

99,7 

100,5 

100,7 

100,1 

100,2 

99,8 

100,5 

100,7 

100,2 

4. Vj. 

100,9 

99,8 

101,2 

101,4 

100,9 

100,8 

99,9 

101,1 

101,2 

100,9 

1977 1. Vj. 

102,6 

102,0 

102,1 

103,2 

102,6 

102,5 

101,8 

102,1 

103,1 

102,7 

2. Vj. 

103,7 

103,5 

102,9 

104,3 

103,7 

103,6 

103,4 

102,9 

104,2 

103,7 

3,Vj. j 

104,0 

102,0 

103,7 

105,5 

104,1 

103,8 

102,0 

103,6 

105,3 

104,1 

4.Vj. 1 

104,4 

101,9 

104,4 

106,4 

104,5 

104,2 

101,8 

104,2 

106,0 

104,5 

1978 l.Vj. 1 

105,7 

103,6 

105,3 

107,7 

105,7 

105,4 

103,4 

105,1 

107,3 

105,7 

2.Vj. 1 

106,6 

105,0 

106,0 

108,7 

106,4 

106,4 

104,9 

105,8 

108,3 

106,4 

3. Vj. 

106,6 

103,4 

106,6 

109,3 

106,6 

106,2 

103,3 

106,4 

108,7 

106,5 

4. Vj. 

106,9 

102,5 

107,2 

109,9 

107,1 

106,5 

102,5 

107,0 

109,1 

107,1 

1979 1. Vj. 

108,8 

104,7 

108,0 

112,2 

109,0 

108,2 

104,4 

107,8 

111,8 

108,7 

2.Vj. i 

110,3 

106,3 

108,8 

113,2 

110,8 

109,7 

106,1 

108,6 

112,8 

110,4 

3.Vj. 

111,7 

105,0 

110,0 

114,8 

113,2 

110,9 

104,9 

109,8 

114,4 

112,7 

4. Vj. 

112,6 

105,3 

111,6 

115,8 

114,2 

111,8 

105,2 

111,5 

115,1 

113,7 

i 

1980 1. Vj. 

114,7 

108,3 

113,2 

116,4 

116,8 

113,8 

108,0 

113,2 

115,5 

116,1 

2.Vj. 1 

116,8 

110,5 

114,6 

118,7 

119,1 

115,9 

110,2 

114,6 

117,4 

118,3 

3. Vj. ! 

117,7 

110,6 

115,7 

120,9 

119,3 

116,6 

110,4 

115,7 

119,2 

118,7 

4. Vj. 

118,6 

110,1 

116,6 

121,9 

120,7 

117,5 

110,0 

116,7 

120,0 

120,2 

1981 l.Vj. 1 

121,2 

114,1 

117,8 

124,1 

123,5 

120,0 

113,7 

117,8 

122,0 

123,0 

2.Vj. 

123,3 

116,7 

119,3 

126,0 

125,8 

122,3 

116,5 

119,3 

123,8 

125,5 

3.Vj. 1 

124,9 

115,2 

120,8 

128,4 

128,1 

123,8 

115,1 

120,8 

126,2 

127,7 


Gliederung nach Waren, Leistungen und Wohnungsnutzung. 

Ohne Gaststättenleistungen. 

Einschließlich Garagennutzung. 

Einschließlich Reparaturen, Gaststätten- und Beherbergungsleistungen. 
Andere Verbrauchs- und Gebrauchsgüter. 

®) Haushalte mit mittlerem Einkommen. 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Tabelle 69* 


Löhne und Gehälter 

1976 = 100 




Brutto- 

Tarifliche 


Bruttolohn- 

und 

stunden- 

Wochen- 

monats- 

Stunden- 

Wochen- 




- 

gehalts- 

Verdienste 

löhne 


Zeitraum 

summe 

je 

beschäf- 

tigten 

Arbeit- 

nehmer 

Industrie^) 

Industrie^) 

und 

Handel^) 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe^) 

gewerbl. 

Wirtschaft 

und 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe^) 

gewerbl. 

Wirtschaft 

und 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe^) 

gewerbl. 

Wirtschaft 

und 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

1960 

25,6 

26,2 

28,6 

29,1 

28,1 

27,6 

30,8 

30,4 

32,1 

32,8 

1961 

28,3 

28,9 

31,5 

31,5 

30,3 

29,8 

33,2 

32,8 

34,8 

35,4 

1962 

30,8 

32,3 

34,7 

34,3 

33,5 

32,8 

35,9 

35,5 

37,8 

38,0 

1963 

32,7 

34,7 

37,0 

36,6 

35,7 

35,0 

38,0 

37,6 

39,8 

40,2 

1964 

35,7 

37,6 

40,0 

38,9 

38,1 

37,3 

39,9 

39,4 

41,6 

42,1 

1965 

38,9 

41,3 

44,0 

42,1 

41,0 

40,2 

42,6 

42,2 

44,5 

44,8 

1966 

41,8 

44,0 

46,5 

45,2 

43,9 

43,1 

45,4 

45,0 

47,3 

47,5 

1967 

43,1 

45,4 

46,2 

47,0 

46,0 

45,0 

46,9 

46,4 

48,5 

49,0 

1968 

45,8 

47,4 

49,4 

49,2 

47,9 

46,9 

48,6 

48,1 

50,1 

50,6 

1969 

50,0 

51,6 

54,8 

53,0 

51,1 

50,0 

51,7 

51,2 

53,3 

53,7 

1970 

57,4 

59,2 

63,0 

59,7 

57,7 

56,7 

58,0 

57,6 

59,0 

59,2 

1971 

64,2 

65,7 

68,6 

65,8 

65,2 

64,4 

65,5 

65,2 

65,9 

65,9 

1972 

70,0 

71,6 

74,0 

71,5 

70,9 

70,6 

71,2 

71,2 

71,4 

71,6 

1973 

78,3 

79,1 

81,8 

78,8 

77,7 

77,6 

77,9 

78,2 

78,1 

78,7 

1974 

87,2 

87,2 

88,3 

86,9 

86,8 

86,8 

87,0 

87,2 

87,1 

87,7 

1975 

93,5 

94,0 

92,3 

94,0 

94,6 

94,7 

94,6 

94,8 

94,6 

95,0 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

106,9 

107,1 

107,3 

106,9 

107,2 

106,9 

107,2 

106,9 

107,1 

106,5 

1978 

112,4 

112,8 

113,1 

113,0 

112,8 

112,7 

112,8 

112,7 

112,0 

11,1,8 

1979 

118,6 

119,3 

120,6 

119,9 

119,2 

119,0 

119,2 

118,9 

117,8 

117,3 

1980 

126,3 

127,2 

127,5 

128,3 

126,9 

126,7 

126,9 

126,6 

124,6 

124,2 

1977 Jan 



102,7 

103,7 

101,5 

103,3 

104,7 

104,1 

104,7 

104,1 

104,8 

103,3 

Apr 



106,4 

106,9 

106,3 

106,2 

106,2 

106,2 

106,2 

106,7 

106,7 

Jul 



111,0 

109,1 

110,1 

108,7 

108,8 

108,6 

108,8 

108,6 

108,3 

107,9 

Okt 



109,2 

110,7 

109,1 

109,1 

108,8 

109,1 

108,8 

108,5 

108,1 

1978 Jan 



107,1 

109,2 

107,4 

109,9 

109,9 

109,7 

109,9 

109,7 

109,3 

108,7 

Apr 



112,0 

112,8 

111,8 

111,4 

111,6 

111,4 

111,6 

111,2 

111,7 

Jul 



^ 117,6 

115,0 

115,8 

114,8 

114,8 

114,7 

114,8 

114,6 

113,7 

113,3 

Okt 



115,0 

116,2 

115,5 

115,0 

114,9 

115,0 

114,8 

113,9 

113,5 

1979 Jan 



■ 112,8 

116,0 

116,3 

116,5 

117,0 

116,5 

117,0 

116,4 

116,1 

114,6 

Apr 

r) 

118,8 

119,9 

119,3 

118,1 

118,1 

118,1 

118,0 

117,5 

117,5 

Jul 



> 124,2 

121,2 

123,1 

121,5 

120,7 

120,6 

120,7 

120,5 

118,7 

118,5 

Okt 



121,3 

123,2 

122,4 

121,0 

120,8 

121,0 

120,7 

119,0 

118,6 

1980 Jan 



■ 120,3 

121,7 

120,4 

123,4 

121,7 

121,4 

121,7 

121,3 

119,5 

118,9 

Apr 



126,7 

127,8 

127,8 

125,8 

125,9 

125,8 

125,8 

124,5 

124,7 

Jul 



• 132,3 

130,1 

131,1 

130,7 

129,9 

129,6 

129,9 

129,5 

127,1 

126,6 

Okt 



130,3 

130,6 

131,2 

130,2 

129,9 

130,2 

129,8 

127,4 

126,7 

1981 Jan 



.126,6 

130,6 

128,4 

131,6 

130,6 

130,2 

130,6 

130,1 

127,7 

127,0 

Apr 



133,2 

132,1 

132,9 

134,1 

133,5 

134,1 

133,4 

131,0 

129,8 

Jul 



136,6 

136,2 

136,9 

136,2 

135,9 

136,2 

135,8 

133,3 

132,7 


Einschließlich Hoch- und Tiefbau. 

Einschließlich Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe. 

Für Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer: Halbjahre. 
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Drucksache 9/1061 


Tabelle 70* 


Primärenergieverbrauch im Inland nach Energieträgern 

Petajoule 


Jahr 

Ins- 

gesamt 

Mineral- 

öle 

Stein- 

kohlen 

Braun- 

und 

Pech- 

kohle 

Natur- 

gase^) 

Kern- 

energie 

Wasser- 

kraft 

Strom 

Sonstige 

Energie- 

träger^) 

1950 

3 971 

185 

2 893 

607 

3 



182 

103 

1951 

4 390 

208 

3 262 

645 

3 

— 

176 

97 

1952 

4 637 

226 

3 470 

668 

6 

— 

182 

85 

1953 

4 557 

273 

3 341 

698 

6 

— 

158 

82 

1954 

4 900 

352 

3 523 

759 

9 

— 

176 

82 

1955 

5 375 

454 

3 854 

800 

18 

— 

179 

70 

1956 

5 721 

583 

4 042 

826 

23 

— 

182 

64 

1957 

5 747 

633 

4 015 

847 

23 

— 

164 

64 

1958 

5 589 

824 

3 655 

844 

23 

— 

188 

56 

1959 

5 686 

1038 

3 570 

826 

26 

— 

161 

64 

1960 

6 199 

1 301 

3 760 

856 

32 

— 

193 

56 

1961 

6 322 

1 574 

3 617 

859 

35 

0 

191 

47 

1962 

6 779 

1955 

3 669 

897 

44 

0 

167 

47 

1963 

7 295 

2 365 

3 719 

950 

56 

0 

155 

50 

1964 

7 535 

2 737 

3 570 

964 

79 

0 

132 

53 

1965 

7 755 

3 165 

3 356 

879 

106 

0 

153 

45 

50 

1966 

7 816 

3 573 

2 995 

826 

129 

3 

165 

78 

47 

1967 

7 819 

3 728 

2 834 

800 

167 

12 

157 

74 

47 

1968 

8 455 

4 173 

2 872 

841 

275 

18 

158 

71 

47 

1969 

9 232 

4 701 

2 981 

876 

387 

50 

132 

62 

44 

1970 

9 870 

5 242 

2 839 

896 

543 

61 

166 

79 

44 

1971 

9 948 

5 443 

2 647 

859 

707 

58 

122 

65 

46 

1972 

10 383 

5 756 

2 445 

907 

898 

92 

120 

118 

47 

1973 

11092 

6 122 

2 467 

969 

1 130 

116 

138 

101 

49 

1974 

10 723 

5 519 

2 423 

1 031 

1362 

119 

160 

58 

51 

1975 

10 191 

5 304 

1950 

1009 

1443 

207 

152 

76 

50 

1976 

10 853 

5 741 

2 072 

1 101 

1 522 

233 

121 

10 

53 

1977 

10 912 

5 682 

1 962 

1 029 

1 627 

346 

156 

57 

52 

1978 

11401 

5 959 

2 029 

1052 

1 771 

345 

164 

30 

52 

1979 

11 964 

6 062 

2 223 

1 116 

1 935 

407 

163 

6 

52 

1980 

11436 

5 443 

2 259 

1 149 

1887 

420 

167 

55 

56 


1 Petajoule = 34 120,4 kg Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8,14 kWh. 

Erdgas, Erdölgas, Grubengas und Klärgas. 

Außenhandelssaldo Strom. 

Brennholz, Brenntorf, Außenhandelssaldo Kokereigas sowie Klärschlamm, Müll und Abhitze zur Stromerzeugung. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 71* 


Endenergieverbrauch im Inland nach Energieträgern 

Petajoule 


Jahr 

Ins- 

gesamt 

Mineralölprodukte 

Kohlen 

und 

sonstige 

feste 

Brenn- 

stoffe 

Gase^) 

Strom 

Fern- 

wärme 

ins- 

gesamt 

darunter 

leichtes 

Heizöl 

schweres 

Heizöl 

Kraft- 

stoffe 

195,0 

2 

541 


132 

3 

15 

111 

2 

040 

234 

123 

12 

1951 

2 

940 


158 

3 

20 

132 

2 

336 

290 

144 

12 

1952 

3 

180 


191 

3 

23 

161 

2 

477 

340 

158 

15 

1953 

3 

095 


223 

6 

23 

191 

2 

365 

322 

173 

12 

1954 

3 

329 


278 

15 

38 

223 

2 

497 

340 

196 

18 

1955 

3 

696 


363 

29 

65 

267 

2 

688 

407 

220 

18 

1956 

3 

942 


469 

59 

102 

305 

2 

775 

431 

246 

21 

1957 

3 

948 


519 

79 

123 

314 

2 

702 

440 

264 

23 

1958 

3 

839 


674 

138 

167 

366 

2 

435 

428 

278 

23 

1959 

3 

907 


824 

185 

214 

422 

2 

327 

431 

299 

26 

1960 

4 

270 

1 

026 

281 

267 

475 

2 

397 

472 

340 

35 

1961 

4 

390 

1 

263 

381 

337 

542 

2 

268 

460 

360 

38 

1962 

4 

771 

1 

588 

572 

401 

613 

2 

318 

428 

387 

50 

1963 

5 

170 

1 

876 

744 

455 

674 

2 

392 

425 

419 

59 

1964 

5 

281 

2 

125 

838 

522 

759 

2 

166 

472 

457 

62 

1965 

5 

399 

2 

418 

1011 

577 

824 

1 

934 

478 

492 

76 

1966 

5 

410 

2 

655 

1 134 

610 

906 

1 

682 

469 

522 

82 

1967 

5 

422 

2 

740 

1 196 

604 

935 

1 

556 

492 

542 

91 

1968 

5 

818 

3 

013 

1 366 

633 

1008 

1 

518 

583 

598 

106 

1969 

6 

372 

3 

414 

i641 

677 

1087 

1 

518 

654 

659 

126 

1970 

6 

751 

3 

791 

1853 

733 

1 197 

1 

356 

759 

718 

127 

1971 

6 

761 

3 

997 

1 962 

742 

1 285 

1 

057 

825 

762 

120 

1972 

7 

034 

4 

219 

2 064 

792 

1355 


929 

935 

824 

127 

1973 

7 

442 

4 

425 

2 217 

799 

1402 


924 

1062 

895 

136 

1974 

7 

139 

3 

972 

1926 

687 

1352 


989 

1 118 

932 

128 

1975 

6 

859 

3 

967 

1907 

622 

1431 


781 

1067 

912 

132 

1976 

7 

293 

4 

218 

2 087 

630 

1494 


753 

1 192 

985 

145 

1977 

7 

305 

4 

185 

2 007 

592 

1580 


697 

1268 

1013 

142 

1978 

7 

605 

4 

394 

2 131 

595 

1662 


672 

1320 

1 062 

157 

1979 

7 

892 

4 

428 

2 121 

586 

1715 


763 

1424 

1 111 

166 

1980 

7 

529 

4 

023 

1 748 

535 

1 736 


796 

1432 

1 115 

163 


1 Petajoule = 34 120,4 kg Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8,14 kWh. 

Steinkohle, Steinkohlenkoks, Steinkohlenbriketts, Kohbraunkohle, Braunkohlenbriketts und übrige feste Brennstoffe (Braunkohlenschwel- 
koks, Braunkohlenkoks, Staub- und Trockenkohle, Hartbraunkohle, Pechkohle, Brennholz und Brenntorf). 

Flüssiggas, Raffineriegas, Kokereigas, Gichtgas und Naturgase. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 72* 


Energieverbrauch nach Bereichen 

Petajoule^) 


Jahr 

Primär- 

energie- 

verbrauch 

Verbrauch 
und Ver- 
luste im 
Energie- 
Sektor^) 

Nicht- 

energe- 

tischer 

Verbrauch 

Endenergieverbrauch 

insgesamt 

darunter Verarbeitendes Gewerbe 
und übriger Bergbau 

Verkehr 

Haushalte, 

Kleinver- 

braucher, 

militä- 

rische 

Dienst- 

stellen 

zusammen 

Grund- 
stoff und 
Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe, 
übriger 
Bergbau 

Investi- 

tionsgüter 

produzie- 

rendes 

Gewerbe 

Ver- 
brauchs- 
güter pro- 
duzieren- 
des- und 
Nahrungs- 
und Ge- 
nußmittel- 
gewerbe 

1950 

3 971 

1 354 

76 

2 541 

1 164 

844 

91 

229 

437 

941 

1951 

4 390 

1375 

76 

2 940 

1 345 

991 

103 

252 

472 

1 123 

1952 

4 637 

1386 

70 

3 180 

1471 

1 114 

108 

249 

492 

1216 

1953 

4 557 

1 386 

76 

3 095 

1424 

1064 

103 

258 

501 

1 170 

1954 

4 900 

1477 

94 

3 329 

1 542 

1 158 

117 

267 

519 

1269 

1955 

5 375 

1571 

108 

3 696 

1 750 

1 325 

138 

287 

563 

1 384 

1956 

5 721 

1 656 

123 

3 942 

1 858 

1410 

147 

302 

598 

1486 

1957 

5 747 

1676 

123 

3 948 

1 864 

1430 

138 

296 

598 

1486 

1958 

5 589 

1609 

141 

3 839 

1808 

1375 

147 

287 

607 

1425 

1959 

5 686 

1 612 

167 

3 907 

1 858 

1421 

149 

287 

651 

1398 

1960 

6 199 

1726 

202 

4 270 

2 072 

1 591 

167 

314 

662 

1 536 

1961 

6 322 

1 709 

223 

4 390 

2 081 

1 603 

170 

308 

712 

1 597 

1962 

6 779 

1 761 

246 

4 771 

2 098 

1574 

199 

325 

759 

1 914 

1963 

7 295 

1832 

293 

5 170 

2 119 

1 562 

214 

343 

803 

2 248 

1964 

7 535 

1905 

349 

5 281 

2 268 

1 700 

220 

349 

859 

2 154 

1965 

7 755 

1967 

390 

5 399 

2 307 

1715 

234 

358 

885 

2 207 

1966 

7 816 

1937 

469 

5 410 

2 227 

1641 

229 

358 

935 

2 248 

1967 

7 819 

1 887 

510 

5 422 

2 210 

1635 

217 

358 

941 

2 271 

1968 

8 455 

2 040 

598 

5 818 

2 383 

1 761 

240 

381 

991 

2 444 

1969 

9 232 

2 210 

651 

6 372 

2 547 

1 882 

267 

399 

1058 

2 767 

1970 

. 9 870 

2 397 

722 

6 751 

2 661 

1 948 

293 

420 

1 157 

2 933 

1971 

9 948 

2 485 

702 

6 761 

2 584 

1 865 

289 

430 

1 246 

2 931 

1972 

10 383 

2 584 

765 

7 034 

2 627 

1 889 

301 

437 

1303 

3 104 

1973 

11 092 

2 776 

874 

7 442 

2 801 

2 045 

314 

442 

1341 

3 300 

1974 

10 723 

2 716 

868 

7 139 

2 804 

2 084 

286 

'434 

1 283 

3 052 

1975 

10 191 

2 644 

688 

6 859 

2 462 

1 761 

282 

419 

1 355 

3 042 

1976 

10 853 

2 816 

744 

7 293 

2 588 

1 851 

303 

434 

1422 

3 283 

1977 

10 912 

2 721 

886 

7 305 

2 580 

1 812 

317 

451 

1 501 

3 224 

1978 

11401 

2 860 

936 

7 605 

2 597 

1 818 

330 

449 

1588 

3 420 

1979 

11 964 

3 115 

957 

7 892 

2 700 

1 913 

335 

452 

1 643 

3 549 

1980 

11 436 

3 105 

802 

7 529 

2 581 

1817 

325 

439 

1666 

3 282 


Petajoule = 34 120,4 kg Steinkohieneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8,14 kWh. 

Einschließlich statistischer Differenzen. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 73* 


Entwicklung im Mineralölbereich 


Jahr 

Mineralölverbrauch 

Mineralöleinfuhr 

Leichtes Heizöl 

Schweres Heizöl 

Verbrauch 
an Moto- 
renbenzin 
und 
Diesel- 
kraftstoff 
im Verkehr 

Preise 

für 

Kraft- 

stoffe") 

je 

Einheit 
BIP^) 
in Preisen 
von 1970 

je 

Ein- 

wohner^) 

insgesamt 

je 

Einheit 
BSP") 
in jew. 
Preisen 

Verbrauch 

Ver- 

braucher- 

preis") 

Verbrauch 

Erzeuger- 

preis 

Petajoule^) 
pro 1 Mrd 
DM 

Giga- 
joule ) 

Mio DM 

vH 

Peta- 
joule ^) 

1976 = 100 

Peta- 
joule ^) 

1976 = 100 

Peta- 
joule ^) 

1976 = 100 

1950 

0,99 

3 944 



3 


15 


100 


1951 

0,97 

4 387 



3 


20 


117 


1952 

1,01 

4 735 



3 


23 


138 


1953 

1,13 

5 667 



6 


23 


167 


1954 

1,35 

7 226 



15 


38 


185 


1955 

1,55 

9 227 



29 


65 


223 


1956 

1,86 

11708 

1449 

0,72 

59 


102 


252 


1957 

1,91 

12 551 

1826 

0,84 

79 


123 


270 


1958 

2,40 

16 139 

1909 

0,81 

138 

45,8 

167 


311 


1959 

2,82 

20 103 

2 230 

0,87 

185 

41,3 

214 


352 


1960 

3,03 

23 470 

2 794 

0,92 

281 

40,1 

267 


402 


1961 

3,49 

28 020 

3 035 

0,92 

381 

40,0 

337 


460 


1962 

4,16 

34 397 

3 768 

1,05 

572 

41,0 

401 

40,2 

516 

63,5 

1963 

4,88 

41210 

4 357 

1,14 

744 

42,9 

455 

40,8 

563 

63,4 

1964 

5,29 

47 213 

4 914 

1,17 

838 

41,0 

522 

36,5 

636 

63,2 

1965 

5,80 

53 993 

4 994 

1,09 

1011 

39,2 

577 

35,1 

692 

63,1 

1966 

6,38 

60 408 

5 584 

1,15 

1 134 

37,6 

610 

37,1 

762 

60,6 

1967 

6,67 

62 882 

6 566 

1,33 

1 196 

40,6 

604 

38,4 

783 

65,1 

1968 

7,03 

70 134 

7 855 

1,47 

1366 

43,4 

633 

36,3 

838 

69,5 

1969 

7,34 

78 263 

7 914 

1,32 

1641 

40,6 

677 

36,5 

903 

64,3 

1970 

7,72 

86 429 

8 583 

1,26 

1853 

42,9 

733 

40,3 

993 

63,1 

1971 

7,77 

88 816 

11 168 

1,48 

1 962 

47,3 

742 

52,9 

1080 

66,3 

1972 

7,93 

93 337 

10 621 

1,28 

2 064 

43,8 

792 

43,5 

1 136 

69,7 

1973 

8,04 

98 780 

15 009 

1,63 

2 217 

72,4 

799 

46,5 

1 181 

78,3 

1974 

7,21 

88 939 

32 226 

3,27 

1926 

94,5 

687 

92,5 

1 129 

94,2 

1975 

7,06 

85 785 

28 988 

2,80 

1 907 

90,8 

622 

92,1 

1216 

93,5 

1976 

7,26 

93 303 

35 264 

3,13 

2 087 

100 

630 

100 

1281 

100 

1977 

6,98 

92 541 

34 442 

2,87 

2 007 

99,8 

592 

102,9 

1361 

97,2 

1978 

7,09 

97 168 

31799 

2,46 

2 131 

97,7 

595 

94,9 

1436 

99,4 

1979 

6,90 

98 796 

47 791 

3,42 

2 121 

174,1 

586 

121,8 . 

1485 

109,8 

1980 

6,08 

88 408 

62 879 

4,21 

1 748 

199,7 

535 

164,2 

1506 

129,4 


Erdöl, roh und Mineralölerzeugnisse. 

Bruttoinlandsprodukt, Bruttosozialprodukt und Einwohner bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. 

Petajoule = 10^® (Billiarde) Joule. 

Gigajoule = 10® (Milliarde) Joule. 
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SACHREGISTER 

(Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Textziffern) 


Agrarpolitik 

— s. Europäische Gemeinschaft 
Angebotsbedingungen 82 ff., 271 ff., 295 ff. 

Angebotspolitik 295 ff. 

— in den Vereinigten Staaten 308 ff. 

— in der Bundesrepublik 303 ff. 

— in Frankreich 310 

— in Großbritannien 306 f. 

— in Japan 311 f. 

— Konzept des Sachverständigenrats 300 ff., 313 

Arbeitsförderungsgesetz 

— s. Arbeitsmarkt 

Arbeitskräfte 128 ff. 

— Ausländische 129 

Arbeitslosenunterstützung 169, 226, 418, 427 

Arbeitslosigkeit 119, 130 ff. 

— in den wichtigsten Industrieländern 4 

— Jugendarbeitslosigkeit 135 f. 

— nach Berufen 133 

— Problemgruppen 131 ff. 

— regionale 132 

— stille Reserve 130 

— von Älteren 134 

— von Ausländern 136 

— von Behinderten 134 

— von Frauen 134 

— von Hochschulabsolventen 133 

— voraussehbare Entwicklung 285 

Arbeitsmarkt 

— Arbeitsförderungsgesetz 418 ff. 

— Arbeitsmarktpolitik 418 ff. 

Arbeitsplatzpotential 141 ff. 

Arbeitsproduktivität 

— s. Produktivität 

Aufträge 77, 95, 97, 102, 107 ff. 

Ausbildungsplätze 135 

Ausfuhr 78 f., 175 ff., 446 ff. 

— voraussichtliche Entwicklung 272 


Ausfuhrpreise 151, 175 ff. 

Ausland 

■ — Finanzpolitik 2, 10 ff., 20, 24, 261 

— Geldpolitik 3, 13 ff., 19, 25, 33, 261 

— Lohnpolitik 4, 22, 261 

Auslastungsgrad des Produktionspotentials 

— s. Produktionspotential 

Außenbeitrag 174 ff. 

Außenwirtschaftliches Ungleichgewicht 

— s. Zahlungsbilanz 

Austauschverhältnis 

— s. Terms of Trade 

Auszubildende 

— s. Lehrlinge 

Belgien 37, 269 
Beschäftigung 120 ff., 284 
Beschäftigungspolitik 292 ff., 328 ff. 
Beschäftigungspolitischer Konsens 335 ff., 358 ff. 

Bruttoinlandsprodukt 

— s. Produktion, Gesamtwirtschaft 

Bundesbankgewinn 206, 241, 378 
Dänemark 38, 269 
Direktinvestitionen 188 
Eigenkapitalausstattung 86 
Einfuhr 80, 174 ff., 451 ff. 

Einfuhrpreise 83, 146 ff., 152, 174 

Einkommen 159 ff. 

— Abwertung 172 

— aus unselbständiger Arbeit 159, 164, 168 

— aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 159 ff., 
167 

— Einkommensverteilung 159, 164 

— Transfereinkommen 166 ff. 

— verfügbares Einkommen 104, 170 ff. 

Einkommensteuer 166 f., 238 f. 
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Energiepolitik 436 ff. 

— Wettbewerbsfähigkeit 484 

'Energieverbrauch 437 f . 

Erwerbspersonenpotential 128 f . 

Erwerbstätige 126 ff. 

Europäische Gemeinschaft 52 ff . 

— Agrarpolitik 57 ff., 152 

— Gemeinschaftshaushalt 53 ff. 

— mittelfristiges Programm 64 

Europäisches Währungssystem 63, 205 
Finanzpolitik 223 ff., 258, 291, 367 ff., 405 
Frankreich 27 ff., 266, 310 
Geldbasis 

— s. Zentralbankgeldmenge 
Geldkapitalbildung 208 
Geldmenge 207 
Geldmengenziel 193 f., 402 

Geldpolitik 192 ff., 298 f., 340 ff., 399 ff. 

— Indikator 194, 210 

— Instrumentarium 205 

— imd Abwertung 198 ff., 400 

Gewinne 

— Gewinnmargen 93, 146, 411 

— Unternehmensgewinne 146, 160 ff., 410 f. 

Großbritannien 16 ff., 267, 306 f. 
Handelshemnmisse 61 f. 

Importkohle 441 
Industrieproduktion 

— in den wichtigsten Industrieländern 1 

— s. Produktion 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit 

— s. Wettbewerbsposition gegenüber dem Ausland 

Investitionen 94 ff., 411, 416 

— Direktinvestitionen 188 

— Eigenkapitalausstattung 86 

— Investitionshemmnisse 352 ff. 

— Investitionsmotive 96 

— Investitionsneigung 95 

— Öffentliche 109 


— und Wettbewerbsfähigkeit 483 

— voraussehbare Entwicklung 274 ff. 

— Vorratsinvestitionen 100 f., 281 f. 

Investitionsförderung 387 ff. 

Italien 36, 268 

Japan 35, 265, 311 f., 4541, 461 ff. 
Kapazitätsauslastung 1 1 5 f . 

Kapitalbildung 406 
Kapitalimport 186 fl 
Kapitalkosten 165, Anhang V. B. 

Kapitalmarkt 208, 215 fl 
Kapitalverkehr 186 ff. 

Kernenergie 439 f. 

Körperschaftsteuer 239 

Konjunkturelle Entwicklung 

— in der Bundesrepublik 76 ff. 

— in der Welt 1 ff., 260 ff. 

— voraussehbare 255 ff. 

Konjunktumeutraler Haushalt 247 ff., Anhang V.D. 

Kredit 211 fl 

Kreditzusagen 214 

Kurzarbeit 124 

Lehrlinge 135 

Leistungsbilanz 

— s. Zahlungsbilanz 

Löhne 

— Abwertung 87, 410 

— Effektivverdienste 90 

— in den wichtigsten Industrieländern 4 

— Lohndrift 90 

— Lohnstückkosten 91, 146, 417 

— Reallöhne 159 

— Tariflöhne 87 ff., 409 

— voraussichtliche Entwicklung 286 ff. 

Lohnpolitik 4, 334 ff., 408 ff. 

Lohnquote 164 
Lohnsteuer 166, 168, 238 
Marktpolitik 428 ff. 
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Monetäre Politik 

— s. Geldpolitik 

Nachfragestützung 295 ff. 

Niederlande 39, 269 

öffentliche Finanzen 

— Ausgaben 224 ff., 368 

— Finanzierungssaldo 242 ff., 368, 376 f. 

— Gemeindefinanzen 237 

— Investitionen 109, 232 f., 350, 369, 386 

— konjunkturbedingtes Defizit 244, 249 ff., 368, 
370, 372, 383 ff. 

— konjunkturelle Wirkungen 244 ff., 342 ff., 370, 
377, 385 

— konjunkturneutraler Haushalt 247 ff., Anhang 
V.D. 

— Konsolidierung 248 ff., 367, 371 ff., 381 f., 384 ff. 

— Normalverschuldung 251, 372 

— Personalausgaben 231 

— Steuereinnahmen 236 ff., 368 

— Steuerpolitik 238 ff. 

— Steuerrechtsänderungen 167 f., 238 ff., 253, 369, 
398 

— Strukturelles Defizit 244, 249 ff., 371 ff., 368, 372, 
380 f. 

— voraussehbare Entwicklung 291, 376 f., 379 ff., 
385 f. 

öl 438 

Österreich 40, 269 
Offene Stellen 125, 137 
OPEC-Staaten 411,51,263 

Preisentwicklung 145 ff. 

— Abwertung 145 ff., 151 

— Baupreise 145, 153 

— Einfuhrpreise 83, 146 ff., 152, 174 

— in den wichtigsten Industrieländern 8, 13 1, 16, 
26, 28, 35 ff., 262, 264 ff, 

— in der Industrie 146, 149 

— Kohle 149 

— landwirtschaftliche Produkte 152, 156 

— Mineralöl 145, 149, 438 

— Nahrungsmittel 147, 156 

— Rohstoffe 145, 147 

— Verbraucherpreise 145, 154 f. 

— voraussichtliche Entwicklung 289 

Produktion 110 ff. 

— Baugewerbe 112 


— Gesamtwirtschfift 110 

— verarbeitendes Gewerbe 111 

— voraussehbare Entwicklung 283 f. 

Produktionspotential 114 f., Anhang V. A. 
Produktivität 1 1 7 f . 

Prognose 255 ff. 

Protektionismus 61 f., 431 f. 

Realeinkommen 159, 171 f., 408 
Reallohnposition 165, Anhang V. B. 

Recycling 49 ff. 

Renten 169 

Risikokapital 86, 406, 485 
Scheingewinnbesteuerung 388, 390 ff., 407 
Schweiz 40, 269 
Selbständige 126 
Sozialpolitik 317 f. 

Sozialversicherung 91, 168, 226, 235, 369, 379 
Sparquote 105 

Staatliche Nachfrage 107 ff., 225 ff. 

Staatsquote 236 

Staatsverschuldung 211, 215, 242 ff., 368, 371 f. 

— und Zinsen 228, 370, 372 

Stahlmarkt 60, 430 
Steueraufkommen 236 ff. 

Steuerquote 238, 373, 375 

Stille Reserve 

— s. Arbeitslosigkeit 

Strukturwandel 76 

Subventionen 229 

— s. Investitionsförderung 

— Zinssubventionen 230 

Tarifverträge 87 ff. 

Teilzeitarbeit 138 ff. 

Terms of Trade 4, 81, 87, 159, 173 ff., 185, 338, 409, 
413, 415 
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Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes 193, 203 f., 
209 f., 213, 402 

Verbrauch, privater 103 ff., 288 
Vereinigte Staaten 7 ff., 264, 308 ff. 
Vermögensbeteiligung 337 f., 416 
Volkseinkommen 159, 164 

Vorausschatzung 

— s. Prognose 

Wachstumspolitik 292 ff., 319 ff. 

Wechselkursentwicklung 46, 145, 147 f., 150 f., 155, 
173 ff., 182 ff., 205 

— der wichtigsten Währungen 46, 173 ff. 

— Finanzierung des Leistungsbilanz- 
defizits 186 ff. 

— im Europäischen Währungssystem 63, 182 ff. 

— reale Bewertung 44, 173 ff., 457 f. 

Welthandel 263 
Welttextilabkommen 61, 431 

Wettbewerbspolitik 

— s. Marktpolitik 


Wettbewerbsposition gegenüber dem Ausland 78, 
92, 173 ff., 442 ff. 

— außenwirtschaftliche Anpassungsstrate- 
gien 486 ff. 

— Importquoten 451 ff. 

— Investitionspotential 473 ff. 

— Japan 454 f., 461 ff. 

— Produktsortimentseffekt 447, 449 f. 

— realer Außenwert der D-Mark 173 ff., 457 f. 

— regionaler Struktureffekt 447 f., 450 

— und Leistungsbilanz 445 

— und Wechselkurse 442 f., 446, 456 ff. 

— Weltmarktanteile 446 ff., 457 

Wirtschaftspolitische Ziele 319 ff. 

Zahlungsbilanz 41 ff., 135 ff., 445 

— der Entwicklungsländer 41, 45, 50, 263 

— der OPEC-Staaten 41, 42, 51, 263 

— der wichtigsten Industrieländer 41, 43 

— Leistungsbilanz 135 ff. 

— Übertragungsbilanz 181 

Zentralbankgeldmenge 193 ff., Anhang V. C. 

Zinsen und Zinsstruktur 47 f., 85, 205, 207, 211, 216, 
220, 404 ff. 
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